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Einleitung. 


— — 


Eine erſchöpfende und ſtrengen wiſſenſchaftlichen Anforderungen ge— 
nügende Darſtellung der deutſchen Handelspolitik ſeit 1860 zu ſchreiben, 
wäre eine verlockende Lebensaufgabe. An ein ſolches Buch würden drei 
Hauptanforderungen zu ſtellen fein: der Autor müßte einen Überblick über 
die Maßnahmen der Gejehgebung und Verwaltung geben, die ausſchlag— 
gebenden Urfachen ergründen, endlich den Erfolg an der Hand der That- 
ſachen prüfen. 

Borliegende Skizze beanfprucht keineswegs, diefe Aufgabe zu löſen. 
Rüdfichten auf den zu Gebote ftehenden Raum und die Kürze der Zeit, 
innerhalb welcher die Schrift abzufaffen war, zwangen zur Beichränkung. 
Soweit e8 fi) um die Wirkungen der deutfchen Handelspolitif feit 1880 
handelt, wird auf die im Band 49 der Schriften des Vereins für Social: 
politik erfchienene Abhandlung des Herin Geh. Regierungsrat von Scheel, 
welche eine Ergänzung vorliegender Studie bildet, verwiefen. Was Hier 
beabfichtigt wurde, ift die Inangriffnahme eines anderen Kleinen Teils der 
großen Gefamtaufgabe: die Stimmung zu jchildern, welche bei Deutſch— 
lands freihändlerifcher Politif und beim Einlenken zum Schubzoll erfemibar 
hervortrat. Freilich auch dies Problem wird man nur annähernd gelöft 
finden. Um exakt zu erforfchen, welche urfächlichen Momente bei den ein— 
zelnen handelspolitiſchen Maßnahmen den Ausſchlag gaben, würde gleich- 
mäßig jeftzuftellen fein, welche Erwägungen jeweilig auf die Regierenden 
und die Regierten Einfluß geübt haben. In der erjtgenannten Hinficht 
werden erſt jpätere Generationen korrekt informiert fein, wenn die Staats- 
akten der letzten Jahrzehnte nicht bloß in ausgewählten Bruchſtücken zur 
ſtenntnisnahme vorliegen. Glücklicherweiſe fließen jedoch die Quellen um 


{0 reichlicher, joweit e& gilt, die Stimmungen der Regierten und die Taktik 
Schriften L. — Lotz, Handelspolitit. 1 
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der Intereffenten zu erforfchen. Und gerade in der Handelspolitik ift die 
Agitation der Intereffenten ein noch wichtigerer Faktor, als die geheimen 
Pläne der Kabinette. 

Es wird jomit verfucht, ohne Vorliebe und VBoreingenommenbeit für 
dag eine oder andere jchulmäßige Syſtem der Zollpolitif, jchlechthin be— 
jchreibend ein Stüd öffentlichen vaterländifchen Lebens wiederzugeben und 
dabei an einem gefchichtlichen Erempel die Zufammentwirktung wirtfchaft- 
licher, politifcher und focialer Urſachen bloßzulegen. 


Erſtes Bud. 
Die Ära der freihändlerifdhen Reformen. 


Erſtes Kapitel". 


Die handelspolitiſche Lage und die öffentlihe Meinung 
im Sahre 1860. 


I. Das Jahr 1848. 


Die moderne deutjche Entwicklung jo ziemlich auf allen Gebieten ift 
nur zu verftehen, wenn man mindejtens bis zum Jahre 1848 zurüdgeht. 
Das Jahr 1848 war der große Anmeldetermin für alle lang gehegten 
Wünſche und Bejchtwerden des deutfchen Volkes. Mit erneuter Lebhaftig- 
feit wurden auf politijchem Gebiete die Forderungen laut, welche jeit den 
Befreiungskriegen Deutfchland bewegten: das Sehnen nach der deutjchen 
Ginheit und nach der Anteilnahme der Bürger an den Staatsgeſchäften. 
Aber auch auf wirtjchaftlichem Gebiete gelangten mannigfache lang ver= 
tagte Wünſche zur Außerung. Man forderte nicht nur im engen Zus 
fammenhange mit der politifchen Einheitsbewegung eine den politischen 
Idealen entjprechende Reiorm der Zollvereinsverfaffung: nein, auch die Ber: 


I Pal. zum folgenden außer den Gejchichtäwerfen von Treitſchke und Sybel 
vornehmlich: Weber, ber Deutiche Zollverein, Gefchichte feiner Entjtehung und 
Entwicklung. Xeipzig 1869. 

G. Krökel, das preußifch = deutiche Zolltariffyften in feiner Hiftorifchen Ent: 
wicklung ſeit 1818. Als Supplementheft VII der Conradſchen Jahrbücher 1851 
veröffentlicht. 

M. Sering, Geichichte der deutichen Eifenzölle von 1818 bis zur Gegenwart, 
Yeipzig 18832. 

Bienengräber, Statiftif des Verkehrs uud Verbrauchs im Zollverein für 
die Jahre 1842— 1864. Berlin 1868. 

Ehebergs Einleitung zu Liſts nationalem Syſtem. 

Aus Raumrüdfichten kann hier und im folgenden nur ein jehr kleiner Teil 
der benußten Yitteratur aufgeführt werden. Insbeſondere gilt dies von den Broſchüren 
und Auffäben in Zeitichriften. 


6 Erſtes Buch. Die Ara der freihändlerifhen Reformen. 


treter der materiellen Berufsintereffen der verjchiedenften Geſellſchaftsſchichten 
erwachen zum Selbftbewußtfein,, fie heifchen von der Staatsgewalt Berück— 
fichtigung ihrer befonderen Wünfche und Beichwerden. Schon in der vor- 
märzlichen Zeit hatte außer dem grundbefigenden Adel eine Klaffe ſich auf 
ihr wirtjchaftliches Selbitbeftimmungsrecht bejonnen. Die Klaſſe der Fabri— 
fanten, gerührt von dem talentvollften Agitator der Zeit, von Friedrich 
Lift, war zur Wahrnehmung ihrer Intereffen bereit? erzogen worden und 
hatte den Weg der öffentlichen Propaganda mit Erfolg beſchritten. Nun— 
mehr, von 1848 an, beginnen auch die übrigen Klaſſen der Nation ihre 
Intereſſen gegenüber dem Beamtentume jelbft zu verfechten. Das Jahr 
1848 ijt e8, in welchem die Handwerker, die Bauern, ja bereit auch die 
Tabrikarbeiter ein Programm zu formulieren juchen. Die Programme von 
1848 bilden die Einleitung zu Bewegungen, die biß in die jüngfte Gegen- 
wart reichen. Befonders für die Entwidlung des Kampfes zwiſchen Schuß- 
zoll und Freihandel im Bollvereine leitet da8 Jahr 1848 den Beginn 
einer neuen Zeit ein, und zwar nicht bloß, weil 1848 die Schußzöllner und 
die Treihändler zum Gebrauche der Nationalverfammlung in gefonderten 
Entwürfen ihre tarifpolitifchen Wünfche zum Ausdrud bringen — dieſe 
Zarifentwürfe blieben zunächft jo gut wie manches Andere aus dem 
Sabre 1848, wertvolles Material, — vielmehr deshalb, weil das 
Jahr 1848 in zweierlei Hinficht einen Wendepunkt in der Gedantenent- 
widlung der deutſchen Handelspolitik bedeutet. Die beiden Momente, 
worin fich die offenbart, find folgende: Erſtens wird von 1848 an die 
Handelapolitif ein Zeil der Frage, die bis 1866 allen anderen Fragen 
voranftand, der „deutjchen Frage“. Auf dem Gebiete der Handeläpolitif 
wird fchon vor Königgräß der Kampf ausgefochten, ob das neue Deutfche 
Reich unter Öfterreich® oder Preußens Hegemonie erftehen ſoll. Zweitens 
eng zufammenhängend mit dem eben genannten Umſtande zeigt fich ins 
befondere feit Ende der fünfziger Jahre mächtig eine wirtfchaftliche jpontan 
jreihändlerifche Bewegung, welche in der Folge den politifchen Beftrebungen 
Preußens in der deutjchen Frage ein wertvoller, ja unentbehrlicher Bundes» 
genofje wurde. 

Die zwei Fragen, deren Beantwortung und das Verſtändnis des Zu— 
Standes zu Anfang der ſechziger Jahre erjchließt, Yauten alfo: Wie fommt 
e8, daß die Handelapolitit in dem Streite zwifchen Preußen und ſter— 
reich eine außfchlaggebende Rolle jpielt? Wie kommt e8 ferner, daß eine 
urwüchſige freihändlerifche Bewegung ala Machtfaktor in den jechziger Jahren 
uns entgegentritt ? 
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1. Schutzzoll oder Freihandel, eine Frage der vfterreichifchen 
oder preußiichen Hegemonie!. 


Wie die Handel3politit ein Zeil der deutfchen Frage wurde, ift in 
den Grundzügen allgemein bekannt. Bis 1848 hatte Preußen unbeftritten 
die Ehrenpflicht erfüllt, die Intereffen Deutfchlands in zollpolitifcher Hinficht 
als führende Macht wahrzunehmen. Preußen Hatte erhebliche materielle 
Opfer nicht gefcheut, um den Zollverein, die ruhmbvollſte Schöpfung bes 
vormärzlichen Beamtentumes, zuftande zu bringen und zu fördern. Sfterreich- 
Ungarn Hatte bis 1848 teilnahmlos abfeits geftanden. Die Männer, welche 
den wirtfchaftlichen Anſchluß an Deutjchland als eine Lebenzfrage für die 
politifche Suprematie des Kaijerftaates erfannten, waren mit ihren Rat— 
ſchlägen nicht durchgedrungen. Dies war nach 1848 anders geworden. 
Das „verjüngte Öfterreich”, geführt von ebrgeizigen und talentvollen 
Staatsmännern, überflügelt zunächft Preußen an Energie und Macht der 
Initiative. Frhr. v. Brud entwidelt den Plan eines Giebzigmillionen- 
reiches, eines Zollbundes, der Deutfchland, Ofterreich-Ungarn, Norditalien 
umfaßt. Der Gedanke des Herrn v. Brud iſt, wirtjchaftlich betrachtet, ein 
jo genialer, daß wir noch heute nicht behaupten dürfen, er ſei veraltet. 
Denn wir zehren noch an diefem Gedanken. Die politifchen Intereſſen 
Deutjchlands gegenüber Öfterreich kämpften jedoch damals gegen die wirt- 
ichaftlichen. Rein wirtfchaftlich betrachtet wäre es für die Zukunft Deutjch- 
lands und ebenfo feines öftlichen Nachbarreiches überaus ſegensreich ge— 
wejen, wenn damals dauemd ein Zollgebiet gefchaffen worden wäre, welches 
unabhängig und ala eine ebenbürtige Macht gegenüber feindlichen Tarij- 
maßregeln Nordamerika und Rußlands dageflanden und einen großen ein= 
beimifchen Abſatzmarkt der inländifchen Produktion dauernd verbürgt Hätte. 
Indes der politische Beruf Preußens zwang diejen Staat damals leider, 
den großartigen Plänen des Herrn dv. Brud entgegenzutreten, bezw. eine 
Berfchleppungstaktit anzuwenden. Ein Zollbündnis, in welchem Ofterreich- 
Ungarn gleichberechtigt neben Preußen ftand, erfchien unannehmbar, folange 
die bdeutfche Frage noch ungelöft war. Die politifchen Verhältnifje zeich— 
neten don felbft dem preußifchen Minifterpräfidenten den Weg vor, den er 
handelspolitiſch zu bechreiten Hatte, und foviel Vorwürfe man auch jonft 


— — 


1Bgl. U. Matlekovits, die Zollpolitik der öfterr.sungarifchen Monarchie 
von 1850 bis zur Gegenwart. Budapeſt, Leipzig und Wien 1877. 
Ferner 8. Mamroth, die Entwidlung der öfterreichifchedeutichen Handels: 
beziehungen 1849—1885. Berlin 1887. 
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gegen das Minifterium Manteuffel jchleudern mag, für die handels— 
politifche Lage zeigte der Dlinifterpräfident feines Verftändnis!. Cs galt, 
eine Schwäche der öſterreichiſchen Situation auszunußen. Es gab einen 
Punkt, der, gegen “Öfterreich außgefpielt, die Zolleinigungspläne vereiteln, 
mindeften® vertagen mußte. Sobald nämlich Preußen als Vertreter einer 
radikal freihändlerifchen Richtung Anhang zu gewinnen vermochte, war 
Öfterreich- Ungarn bei der damaligen Lage handelspolitiſch aus dem Felde 
geichlagen. Der Kaiferftaat konnte wohl wagen, von dem biöherigen 
Prohibitivſyſtem zu einem gemäßigt jchußzöllnerifchen überzugehen, ein jo- 
jortiger Übergang vom bisherigen Prohibitivfyftem zum Freihandel war 
dagegen abjolut für Öfterreich ausgeſchloſſen. Es ift befannt, daß Man— 
teuffel duch den Vertrag don 1851 mit Hannover und Oldenburg einer- 
jeits das freihändlerifche Element im Zollverein zu verftärfen, anderjeits 
im alle eines Bündniffes der füddeutfchen Staaten mit Öfterreich die 
Nord» und Oſtſeeküſte zu jperren ſuchte. ZTroß der erheblichen finanziellen 
Opfer, welche Preußen insbefondere durch Gewährung des VBorzugsanteiles 
am Zollerträgniffe leiftete, erwies fich im lebten Nugenblide die Pofition 
Preußens nicht fo feſt, daß e8 möglich war, bei Erneuerung der Zoll- 
vereinsverträge einige erhebliche Zugeftändniffe zu gunften der öfterreichifchen 
handelspolitifchen Projekte zu vermeiden. 

Der befannte öſterreichiſch- deutſche Handelsvertrag von 1853 jchafft ein 
Proviſorium bis 1865, ſchafft den Zuftand, aus welchem Preußens freihänd- 
Lerische Politik der jechziger Jahre als politische Notwendigkeit fich ergiebt. 
Der öfterreichifch-deutiche Handelsvertrag von 1853 fommt Hier in folgen- 
den Principien in Betracht: Man vertagt die von Öfterreich- Ungarn ge⸗ 
wünſchte ſofortige Zolleinigung, iſt übrigens bereit, ſpäter über dieſe Frage 
in Verhandlungen einzutreten; man ſchafft dafür vorderhand einen Über— 
gangszuſtand, welcher in der Praxis des Zollvereins als Einleitung zu 
einem Zollbündnis ſich bewährt hatte: erſtens möglichſte Gleichſtellung der 
nach außen geltenden Zolltarife und zweitens Anbahnung eines ausſchließlich 
begünſtigten Zwiſchenverkehrs zwiſchen den beiden kontrahierenden Mächten. 
Drücken wir dasſelbe anders aus: Um das Gebiet ſterreich- Ungarns und 
des BZollvereins wird nach außen eine Hohe ſchützende Mauer gezogen ; 
zwifchen Öfterreich-Ungarn und dem Zollverein dagegen befteht nur mehr 
ein niederer leicht zu überfchreitender Zaun ala Grenze, für viele Gegen— 
ftände ſogar Verkehrsfreiheit. Ofterreich » Ungarns Ziel ging darauf, dieje 


I Mantenffel fol hierbei unter anderem von Prince: Emith beraten wor: 
den fein. 
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Zwifchenzolllinie in Zukunft zu befeitigen, die nach außen jchügende Mauer 
aber aufrecht zu erhalten. Preußens Intereffe ging dahin, dies nad 
Kräften zu. bindern. Freilich) war in dem SHandelövertrage von 1853 
jeiten® der preußifchen Unterhändler ein Zugeftändnis an Öfterreich- Ungarn 
gemacht worden, welches jehr erhebliche Tragweite hatte und die Aktions- 
freiheit Preußen? auf lange Hinaus lähmen follte Artifel 4 des Ver— 
trage enthielt nämlich eine jehr wichtige Klaufel, deren Sinn folgender 
ijt: Grmäßigt einer von beiden Kontrahenten gegenüber einem dritten Staate 
jeine Zölle auf irgend einen Artikel, jo ift der andere Bundesgenoſſe berechtigt, 
dieje Ware einem Zwifchenzoll, bezw. einer Erhöhung des Zwiſchenzolles, und 
zwar in einem der jenfeitigen Zollermäßigung entiprechenden Betrage zu 
unteriwerfen.” Der Sinn diefer fpäter ſehr wichtig gewordenen Klaufel ift: 
Öfterreichelingarn wollte die an den Zollverein gewährten Differenzial- 
begünftigungen keineswegs auch Waren englifchen, franzöſiſchen, belgijchen 
Urfprungs zuteil werden laffen. Deutjchland jollte in Zukunft die eng» 
lifchen Gewebe und Garne ebenfo energifch fernhalten, wie es Öfterreich zur 
Zeit jenbft that. Es wäre die don Dfterreich gewünfchte Sicherung voll- 
fommen genügend erreicht worden, wenn der Zollverein fi), wie jpäter 
1865, völlige tarifpolitifche Aktionsfreiheit vorbehalten, dagegen im alle 
einer für Öfterreich unbequemen Ermäßigung feiner Außenzölle die Aus— 
jtellung don Urfprungszeugniffen für den begünftigten Zwijchenverfehr ver— 
iprochen hätte. Die öſterreichiſch- ungarifchen Unterhändler Haben damals 
jedoch ungewöhnlich viel erreicht. Jede autonom freihändlerische Zarif- 
reform, welche der Zollverein bis 1865 an Frankreich oder England ge= 
währte, konnte von Ofterreich-Ungarn ausgenußt werden, un den deutfchen 
Erport nach Öfterreich» Ungarn zu ſchädigen. Die preußifche Politit der 
jechziger Jahre würde infolgedefjen jehr jchwierig gewejen fein, wenn ein- 
getreten wäre, was man 1853 erwarten durfte, daß nämlich der begünftigte 
Zwijchenverkehr, den der Vertrag gejchaffen, ſoſort gewaltige Dimenfionen 
annehmen und ausfchlaggebende wirtjchaftliche Intereſſen an den bejtehenden 
Zuſtand feffeln würde. Die .neugewonnenen Beziehungen entwidelten ſich 
jedoch Tebhaft nur Hinfichtlich des nebenbei eingeführten Veredelungs— 
verkehrs; der eigentliche Zwiſchenverkehr dagegen wirkte zunächjt auf Deutjch- 
land enttäufchend. Es zeigte fih, daß die zurüdgebliebene Kaufkraft, 
anderſeits die Währungsverhältniſſe Oſterreichs Hemmniſſe des deutjchen 
Exportes trotz der Zollbegünſtigungen blieben. 

Blicken wir zurück auf die Bedeutung, welche der deutſch-öſtereichiſche 
Handelövertrag von 1853 in den fchwebenden Fragen der Politik einnahm, 
jo können wir ihn als einen Kompromiß bezeichnen, bei welchem Preußen 
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gegenüber dem gefürchteten Zolleinigungsprojekte vorläufig nichts weiter als 
Zeit gewann. 

Aber welche Beränderungen konnte die Zukunft bringen! Wenn 
wirklich der Handelsvertrag die Vorftufe zum Eintritt Oſterreich- Ungarns 
in den Zollverein werden follte, dann mußten fich drei Vorausſetzungen 
erfüllen : 

1) die Finanzen Öfterreich® mußten zu dem Zeitpunfte, welcher für 
Anbahnung einer Zolleinigung in Ausficht genommen war, genügend ge= 
ordnete fein, um in der Handelspolitik freie Hand zu laffen; 

2) In Öfterreich durften nicht die Mächte, welche der Bolleinigung 
mit Deutfchland widerftrebten und vorläufig durch des energifchen Brud 
Genie niedergehalten wurden, inzwilchen die Oberhand gewinnen ; 

3) der Zollverein durfte nicht die Einigung mit Öfterreich dadurch 
vereiteln, daß vor Öfterreich® Eintritt in den Bund eine für ſterreichs 
Berhältniffe allzu freihändlerifche Tarifreform angebahnt wurde. 

In allen den gejchilderten drei Vorausſetzungen geftaltete fich die 
Entwidlung zu gunften der preußifchen und zum Nachteil der öfter- 
reichiſchen Beftrebungen. Insbeſondere aber das zuletzt genannte Mittel, 
den Freihandel ala Trumpf gegen fterreich auszufpielen, ift das Hilfe- 
mittel der Bismarckſchen Politik getvorden, um Öfterreich-Ungarn aus der 
im Zollvereine bereit3 gewonnenen Poſition hinauszudrängen. 

Es ergiebt fich hieraus, von welch erheblicher politifcher Bedeutung es 
werden follte, daß inzwifchen in Deutichland eine fpontane freihändlerifche 
Bewegung heranwuchs, die erklärte: Wir wollen die Tarifpolitit der 
preußifchen Regierung, welche vom Standpunkte der Negierenden ala eine 
Notwendigkeit der äußeren Politik erfchien, bereitwillig aus wirtfchaftlichen 
Gründen unterjtüßen. 


111. Der Kongreß Deuticher Vollswirte als Vorkämpfer frei: 
händferiicher Reformen !. 


Die Wendung der öffentlichen Meinung zum Freihandel läßt fich mit 
wenigen GStrichen fizzieren. Das Jahr 1848 wurde bereits anfangs als 


ı Vol. außer der Litteratur ber Boltswirtichaftlichen Kongreſſe vor allem 
Bremer Handelsblatt 1857 ff. und die in Band 3 feiner gefammelten Schriften ver: 
Öffentlichte Lebensſtizze von John Prince-Smith, fowie Böhmerts Auflah in der 
Vierteljahrfchrift von Wiß 18832. 
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ein Wendepunkt bezeichnet. Mit dem Jahre 1848 hatte die ſchutzzöllneriſche 
Richtung der Zollvereinäpolitif einen gewiſſen Sättigungsgrad erreicht. 
Waren auch die extremften Schußzöllner noch nicht völlig befriedigt, jo 
war doch im wefentlichen das Liftjche Programm durchgeführt: die poli« 
tijche Erziehung Deutſchlands zu einer Manufakturmacht war angebahnt. 
63 war ein kühner Gedanke gewefen, um jene Zeit zu erflären: die Zus 
funft Deutſchlands beruhe auf der Großinduftrie, und den Intereſſen diefer 
Sroßinduftrie fei die deutſche Handelapolitit anzupaffen. Der deutſche 
großinduftrielle Unternehmer mit feinem Arbeiterperfonal repräfentierte 
durhaus wicht das ziffermäßig erheblichjte deutjche Produzentenintereffe. 
Noch war Deutichland ein überwiegend landwirtſchaftliches Produktiong- 
gebiet. Der Zollverein war noch in der Lage, Überſchüfſe an landwirt⸗ 
ſchaftlichen Rohprodukten an den Weltmarkt abzugeben. Deutſchlands 
wichtigfte landwirtſchaftliche Erportartifel waren nicht bloß wie heute die 
Grzeugniffe der landwirtſchaftlichen Induſtrie. Der Rübenzudererport war 
in den vierziger Jahren noch unerheblih. Dagegen war neben Brannt= 
wein noch Getreide, insbeſondere Weizen ein wichtiger Ausfuhrgegenftand!. 
Mindeften® bis zur Aufhebung der engliichen Kornzölle war Nordbeutfch- 
land die Kornlammer Englands geweien, nachher noch immer ein be= 
deutendes Bufuhrgebiet geblieben. Der Wert der bdeutjchen Mehrausfuhr 
an Weizen wurde noch 1860/64 auf jährlich 85 Millionen Mark geſchätzt ?. 
Die die Majorität bildende landwirtfchaftliche Bevölkerung war direkt nicht 
Ichußzöllnerifch intereffiert; im Gegenteil, joweit fie wirtſchaftlich dachte, ging 
ihr Wunfch dahin, für das nach England ausgeführte Getreide möglichit wohl- 
jeil engliſche Fabrikwaren zu beziehen. Die Getreideeinfuhrzölle und Viehzölle 
des Zollvereined, an fich niedrig angeſetzt und bereit? von 1853 an gegenüber 
dem einen der beiden damaligen Hauptkonkurrenten, fterreich- Ungarn, 
außer Kraft getreten, wurden von ber Landwirtjchaft durchaus nicht unter 
dem Gefichtepunft des Schußzolles aufgefaßt. Das einzige landwirtjchaft- 
liche Gewerbe, welches fich bewußt jchußzöllnerifch begünftigt fühlt, iſt da— 
mald die Rübenzuderproduftion. Es ift demgemäß gegenüber den feit 
1879 verbreiteten Anſchauungen wichtig, nochmals hier zu betonen, daß 


ı In roher Schaftwolle dagegen übertwog mir ausnahmsweiſe 1844 und 1848 
die Ausfuhr die Einfuhr. Vgl. Bienengräber, Statiftit Bd. 1 ©. 221. In Roggen 
übertwiegt ſeit 1852 fortgejeht die Menge der Einfuhr die der Ausfuhr. Vgl. a. a. O. 
€. 138. 

2 Bgl. Bienengräber a. a. O. Bd. 1 ©. 136. 
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wenn die Zollvereinspolitit im Jahre 1848 als eine zum Schubzolle fort— 
gefchrittene bezeichnet werden muß, fie fchußzölfnerifch ift nicht im Intereffe 
der damaligen Majorität der Produzenten, der Landwirte. Ja nicht ein— 
mal die Minderzahl der übrig bleibenden Bevölkerung ift mit den Inter— 
effenten der induftriellen Schußzölle um jene Zeit völlig gleichbedeutend. 
Die am erziehlichen Schubzoll vorwiegend intereffierte Großinduftrie ſpielt 
jelbft im gewerblichen Leben damals noch nicht die Hauptrolle. Die 
Mehrzahl der gewerblich Thätigen dürfte vielmehr dem Handwerkerftande, 
der Hausinduftrie und der Kleininduftrie angehört haben. Aber die Inter— 
effen der großinduftriellen Minorität, die Intereſſen des im mechanijchen 
Betriebe inveftierten Kapitald und der großinduftriellen Arbeiter find der 
Zeil des deutſchen Wirtjchaftslebens, dem die größte Zukunft beichieden 
fein follte. Die Industriellen Hatten demgemäß, jo weit dieg überhaupt ala 
zuläffig zugeftanden werden darf, am erften ein Recht, als die auffteigende 
Klafje der damaligen Geſellſchaft Berüdfichtigung ihrer Standesinterefjen 
von der ftaatlichen Handelspolitit zu verlangen. 

Der Zollfchuß, den fie big 1848 errungen haben, ift übrigens feinem 
Urſprunge nach nicht gleichartig, fjondern von zweierlei Art. Einmal find 
die jehr maßvollen Zollſätze von 1818 Schußzölle zum Teil prohibi- 
tiven Charakters geworden, ohne daß man überhaupt etwas dazu that; 
anderjeits find neue Schußzölle und Erhöhungen beftehender Zölle be- 
wußt mit Nüdficht auf das Andrängen der Fabrifanten gefchaffen worden. 
Daß ohne Zuthun des Gefehgebers viele der 1818 eingeführten Zolljäße 
einen jchußzöllneriichen Charakter erlangt Hatten, rührte daher, daß der 
Hollverein die Waren nach dem Gewichte und nicht nad) dem Werte ver- 
zollte und entgegen dem urfprünglichen Programm die Gewichtszollfäte bei 
MWertänderungen unverändert gelaflen hatte. Angefichts des Preisfalles, den 
mit dem Fortſchritte der Technik insbefondere die Produkte der Großinduftrie 
durchzumachen Hatten, bedeutete vielfah cin Zollfaß, der 1818 den 
Gentner einer Ware mit weniger als 10%0 des Wertes belaftet Hatte, 
dreißig Jahre fpäter einen Zollſchutz von 40 oder 50%, Daneben waren 
allerding® auch noch die neu eingeführten Zölle und Bollerhöhungen 
feineswegs unerheblih. Unter den Maßnahmen der vierziger Jahre jpielen 
unter dieſen bewußt eingeführten Schußzöllen eine Hauptrolle insbefondere 
die Zölle auf fogenannte Halbprodufte, auf Roheiſen, Baumwollgarne und 
mechanisches Leinengeipinft. In demfelben Maße, in welchem der Zoll 
verein zu energiicherem Schuße der auf ein Zwiſchenſtadium der Produktion 
verivendeten nationalen Arbeit fich entjchloffen Hatte, in demjelben Maße 
waren wiederum auch entjprechende Zollerhöhungen zum Schuße der weiteren 
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Stadien der Produktion, ſoweit diefen der Bezug ausländifchen Materials 
erfchwert war, unabweislich gewejen. Und zwar umfomehr, da der Zoll: 
verein gegenüber der Großinduftrie auf Rüdzölle und Augsfuhrvergütungen 
ſich möglichit wenig einlaflen wollte. 

Gegenüber diejer teils willkürlich, teild unwillkürlich ſchutzzöllneriſch 
gewordenen Zarifpolitif des Zollverein jeht in den fünfziger Jahren eine 
freihändlerifche Bewegung ein, welche allerdings nicht in dem Sinne, wie 
in England die Cobdenliga, als allein ausfchlaggebende Macht die Tarife 
reformen von 1862/65 beherrſcht hat, indes jedenfalls einen Faktor bes 
öffentlichen Lebens um jene Zeit bereits darftellt, ohne deſſen Mitwirkung 
die Regierungen die Wendung in der MWirtjchaftspolitif wohl kaum mit 
Erfolg Hätten durchjegen können. Die erfte Frage, die. und im folgenden 
beichäftigt, ift demgemäß: Auf welche Argumente und auf welche reale 
Faktoren ſtützte fich diefe deutjche Freihandelsbewegung, und wie kam es, 
daß fie ſchon nach zwei Jahrzehnten der Herrichaft das Feld räumen mußte? 

Die freihändlerifche Bewegung, welche in dem jechziger und fiebziger 
Jahren die Öffentliche Meinung beherrfcht, ift nicht in erfter Linie von 
den Univerfitäten geführt. Die ältere Freihandelsbewegung, welche 
zur Zeit der Stein» Hardenbergifchen Reformen die Univerfitäten und 
Minifterialbureaur beherrichte, war don der nächjten Generation der Ge— 
lehrten nicht mit gleicher Energie fortgejeßt worden. Zur Zeit, in welcher 
die „praktiſchen“ Freihändler in Deutfchland ihre größten Triumphe 
feierten, Iehrten bereits Nofcher, Knie, Rau und Hermann auf ben 
Kathedern eine Nationalökonomie, die ſich nicht abfolut ablehnend gegen alle 
Schußzölle verhielt. Obwohl nicht von den Univerfitäten ausgegangen, 
hat die. deutfche Freihandelöbewegung der fünfziger und ſechziger Jahre 
dennoch einen gewiſſen jchulmäßigen Tehrhaften Zug. Dies ift in einem 
Umftande begründet, durch welchen fich ganz wefentlich jene damalige 
deutſche Freihandelsbewegung von der englifchen unterfcheidet. Die 
Deutichen kämpfen zwar mit denjelben Argumenten, wie die englifche Antikorn- 
liga. Doc die Argumentation, welche uns in beiden Fällen begegnet, ift 
in England urwüchſig aus dem Leben hervorgegangen und mit ben 
Forderungen der einflußreichften Intereſſen identiſch, in Deutichland und 
überhaupt auf dem Kontinente dagegen eine Schulmeinung. Der Stand» 
punkt, von welchem Gobden und feine freunde in England durchdrungen 
find, ift der des erportierenden Fabrikanten. Der engliiche Fabrikant 
fürchtet nicht die induftrielle Konkurrenz de Auslandes; woran ihm liegt, 
ist, Käufer zu gewinnen. Sein Hauptargument ift: wir müffen den Aus» 
(ande ablaufen, damit wir wiederum ala Verkäufer der Waren, in denen 
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wir bervorragen, der Jnduftrieprodufte, Erfolg haben können. Dies war 
ganz und gar nicht der Standpunkt des deutſchen Großinduftriellen jener 
Zeit. Deutfchland iſt erft neuerdings in diejenige hanbelspolitifche Phafe 
eingetreten, für welche die Anjchauungen Cobdens über die Interefien eines 
erportierenden Induſtrielandes wieder Geltung gewinnen können. Wollte 
man in den bierziger und fünfziger Jahren die freihändlerifchen Intereſſen 
Deutjchlands organifieren, fo mußte man eine Koalition ganz anderen 
Charakter, als die der englifchen freihändler anftreben. Der Konfument, in 
deſſen Intereſſe Cobden den Freihandel forderte, ift der gewerbliche Arbeiter, 
dem die Kornzölle das Brot verteuern. Der Konfument, für den man in 
Deutfchland den Freihandel anftrebte, ift der Beamte und Kleinbürger, der 
billige Kleider, der Großgrundbeſitzer der wohlfeile landwirtſchaftliche 
Mafchinen und womöglich auch billigen Rotwein wünfcht, der ſchwächliche 
Hausweber und Strumpfwirker, der durch wohlfeileren Garneinkauf feine 
fümmerliche Eriftenz einige Jahre länger zu friften hofft. Die Koalition 
der deutjchen Freihänbler von 1862—1875 ift aus beterogenen Elementen 
aufammengefeßt. Sie Hat nicht in erfter Linie die Grokinduftriellen und 
die Arbeiterflaffe zu Vorkämpfern. Die Wortführer find perjönli von 
der unumftößlichen Richtigkeit des abfoluten Freihandelsdogmas überzeugte 
Schriffteller und Parlamentarier. Ihre Hilfätruppen find erſtens der 
deutſche Handel, zweitens der Liberalismus, drittens die norbbeutiche Land» 
wirtſchaft. Die Organifation, in welcher um die Wende der fünfziger und 
fechziger Jahre die Wortführer des Freihandels fih zujfammenfchließen, ift 
der „Kongreß deutjcher Volkswirte“. 

Wie entftand diefer Kongreß? Um dies zu beantworten, müffen wir 
zuerſt das Wirken eine Mannes betrachten, der bereit? als Borläufer der 
freihändlerifchen Organifation am eifrigften durch perjönliches Agitieren 
glaubenstreue Anhänger für das Freihandelsprincip warb. Diefer Vor— 
fämpfer ift ein acelimatifierter Engländer, John Prince-Smith, beeinflußt 
von den erjten Regungen der Bewegung, die 1846 zur Abjchaffung der 
englifchen Kornzölle führte. Zuerſt fuchte Princ»Smith eine Gemeinde 
bandel3politifcher Gefinnungsgenofjen in dem Getreide erportierenden Elbing 
zu begründen. Elbing war nächft Stettin und den Hanjeftädten bald die 
Stätte rührigfter freihändlerifcher Agitation. Später finden wir Prince- 
Smith in Berlin wirkend. 

Ale England im Jahre 1846 feine Kornzölle bejeitigt, geht ein Zug 
Janguinifcher Begeifterung durch die Handelswelt, viele glauben, die übrigen 
Staaten würden jofort Englands Beifpiel folgen, ein Millennium des free 
trade werde beginnen. Auf den Eontinentalen Hauptpläßen bilden fich 
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Bereine zur Propaganda für den Freihandel. Die Elbinger hatten bereits 
im Juli 1846 eine Zuftimmungsadreffe an den eben zurüdgetretenen 
Staatömann des englifchen Freihandels, Sir Robert Perl, abgefandt, die 
einiges Aufjehen erregte und von Peel beantwortet wurde. Ebenfalld unter 
eiftigfter Anteilnahme von Prince-Smith, der die Seele der Elbinger Aktion 
geweſen war, wird am 11. Dezember 1846 in der Börfe zu Berlin eine 
Berfamnlung zur Begründung eine Deutjchen Freihandelsvereines ab- 
gehalten. Diejer Verein, der fi 1847 förmlich Eonftitwierte, umfaßte 
Hauptjächlich Kaufleute, Schriftfteller und Männer des Eiſenbahnfaches. 

Wie heute internationale Arbeiterfongreffe, jo verfammelt fich 1847 
ein internationaler Freihandelskongreß in dem gaftlichen Brüffel. Prince» 
Smith, der bei den Beratungen über gemeinfame Grundjäße der Agitation 
namens ber Deutſchen das Wort führt, zeigt fich dort mehr überzeugungs- 
treu denn als politifcher Prattiker!. 

Bereit3 bei dem Kongreß der freihändlerifchen Tariflommiffion, welche 
1848 ihren Entwurf für die Nationalverfammlung ausarbeitete, hatte fich 
gezeigt, daß der Handelsſtand ingbefondere in den preußifchen Handels— 
ftädten fein freihändlerifches Anterefje wohl verftand. Es galt zunächft, die 
preußijchen Oftfeeftädte mit den ebenfalls freihändleriſch gefinnten Hanſe— 
ftädten in engere Verbindung zu bringen. Im Jahre 1849 fuchte Prince» 
Smith den Hamburger Berein für Handelsfreiheit zum Anjchluß an den 
bon ihm geplanten Gentralbund für Handelsfreiheit zu gewinnen. Unter 
den Borftandamitgliebern finden wir vorwiegend Leute aus dem noch induftrie= 
armen, Getreide erportierenden Norden: Danzig, Stettin, Hamburg, Hannover. 

Der deutjche Handel, von welchem die rührigfte Bewegung in allen 
nationalwirtfchaftlichen Dingen biß in die fiebziger Jahre ausgeht, war 
eine bedeutfame intelleftuelle, aber keinesfalls eine genügende politifche 
Macht, um Reformen durchzufeßen. Es galt, zu erreichen, daß liberal 
und freihändlerifch im großen und ganzen ibentijch werde. Die 
große Maſſe de deutfchen Bürgertums war liberal gefinnt, in&befondere 
diejenigen, die an dem Ideale eines künftigen Deutjchen Reiches jefthielten, 
Erft in den jechziger Jahren wurde es jeboch üblich, die Ausdrüde, Liberale 
und reaftionäre Handelspolitik ala identiſch mit Freihandel und Zollſchutz 
zu gebrauchen. Dagegen konnte man noch 1848 keineswegs behaupten, daß 
die Mehrzahl oder gar bie Gejamtheit der Liberalen begeifterte Freihändler 


! Belanntlich fuchte er damals den Vorſchlag, auf allmähliche Abſchaffung der 
Schutzzölle Hinzumirken, mit ber noch oft citierten Geicdhichte von dem Manne zu 
widerlegen, welcher feinem Hunde den Schwanz ſtückweiſe abfchnitt, um ihm weniger 
weh zu thun. 
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gewejen ſeien. Im Gegenteil, die liberalen Führer deg Südens, wie bor 
allem der Württemberger Mori Mohl, waren eingefleifehte Schubzöllner ; 
ebenfo waren viele rheinifch-weftfälifche Kiberale zum mindeften jehr ſteptiſch 
gegenüber der freihändlerifchen Propaganda. Die Annäherung zwifchen den 
politifch Liberalen und den überzeugten Freihändlern wurde erſt eine innige, 
als fich enge Beziehungen zwifchen dem Nationalvereine und dem Vollks— 
wirtfchaftlichen Kongrefje anbahnten. Prince-Smith gelang es indes bereits 
nad) 1848, die roteſten Demokraten Berlins mit den freihändlerifchen Ideen 
zu befreunden, indem er und Dr. Julius Faucher die „Abendpoft” in diefem 
Sinne beeinflußten. Dabei fam ihm eines zu Gute. Obwohl perfönlich 
mit Manteuffel liiert, wurde Prince-Smith in jener Zeit des Polizei: 
regimes ebenfalls gemaßregelt. In den Augen der Oppofition war dies 
eine empfehlende Auszeichnung. 

Der Haupterfolg aber wurde angebahnt, nachdem ſich allmählich auch 
die agrarifchen Antereffen dem Freihandel zuwandten. Wie fi unter 
den damaligen Agrariern Norbdeutichlande, die großenteild lebhaft am Ge— 
treideerport nach England intereffiert find, die Freihandelsbewegung ver— 
breitet, da8 mögen ein-paar Notizen zeigen. 

Im allgemeinen läßt fich Feftftellen, daß die verfchiedenen landwirt— 
Ichaftlichen Gebiete um fo eher für den Freihandel eintreten, je mehr fie wirt« 
ichaftlich fortgeſchritten find. 

Daß in Hannover durch die engen Beziehungen mit England freis 
händleriſche Anfchauungen bei den Landwirten leicht Eingang finden konn— 
ten, veriteht fi) von ſelbſt. Mber auch ein pommerfcher Junker, Herr 
v. Bilow-Gummerow, erjcheint bereits Mitte der vierziger Jahre als Rufer 
im Streile gegen die Eifenzölle und macht hierbei die agrarifchen Intereſſen 
geltend. 

1848 reichen die jämtlichen Iandwirtichaftlichen Vereine Sachſens, des— 
jelben Sachſens, in welchem fpäter die geräufchvollite Agitation für Ge- 
treidezölle Iebendig wurde, eine Denkſchrift gegen alle Schußzölle bei der 
Frankfurter Nationalverfammlung ein. Und zwar nicht vom Standpunfte 
der Sicherung des Getreideerports — denn Sachen muß bereit? damals 
einen Zeil feines Bedarfs einführen —: das Argument ift vielmehr, die 
Industrie ſei bereits ftarf genug, fie mache ſchon der Landwirtichaft die 
Arbeiter abfpenftig, und es fei fein Grund vorhanden, durch weiteres 
Pouffieren der Induſtrie die ländlichen Arbeitslöhne in die Höhe zu treiben! 
Zollſchutz fei nur gerechtfertigt, foweit e8 dem Volke an Arbeit fehle. Es 
fehle aber in Sachen nicht an Arbeit, jondern an Arbeitern, und vor allem 
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in der Landwirtichaft!. Dies der damalige Standpunkt der Agrarier: 
Auch Feine Handelspolitit um der idealen Lehren der Freihändler oder 
Schubzöllner willen, fondern auf dem Boden der realen Intereſſen. Die 
Intereffen lagen aber anders als heute. 

Menden wir una weiter nach Preußen. Diefelben Tandwirtichaftlichen 
Vereine Weit: und Oftpreußens, welche jpäter ftattliche Mafjenpetitionen 
für Aufrechterhaltung des Zollſchutzes unterjchreiben, bejchloffen unter Prince— 
Smiths Einfluß 1851 „principielles Verwerfen des Zollſchutzes“. 

Wollen wir die damalige Antereffenlage der Landwirtichaft kurz kenn— 
zeichnen, jo kann es nicht präcifer geichehen ala mit den Worten eines zeit= 
genöffiichen Blattes: „die Landwirtichaft braucht und will feinen Zollſchutz 
und hat ein um jo dringenderes Intereſſe, denjelben befeitigt zu jehen, ala 
die Bollfäbe, welche ihren Brobulin .. oo... 020 e en 
auferlegt find, ein wejentliches Motiv für die Beibehaltung der ihr jo über: 
aus nachteiligen Schußzölle für die fabrizierenden Gewerbe, namentlich der 
Eiſenzölle abgeben.“ 

Die Wirkfamkeit, welche Prince-Smith anregend und befruchtend in 
all diefen Kreiſen entwidelte, darf nicht gering gefchägt werden. Doch fehlte 
es noch an der Macht einer verbindenden Organijation der Gleichgefinnten. 
Man wird hier einwenden: Waren denn nicht von den Gewerbetreibenden 
die Baumwoll-, Woll- und Seidenweber, welche anfehnlich erportierten und durch 
die Garnzölle ihr Material verteuert fanden, waren nicht die in ähnlicher 
Lage gegenüber dem Roheiſenzoll befindlichen Solinger Schmiede und andere 
erportierende Intereſſen geeignetes Material für die Freihandelsagitation ? 
Wohl wurden fie von den Freihändlern immer wieder gegen die jchuß- 
zöllmerifchen Spinner und Hochöfenbefiger ausgejpielt, aber von einer 
fräftigen weitblidenden handelspolitifchen Agitation war bei jenen großen= 
teils Hausinduftriell oder Eleininduftriell organifierten Gewerben wenig 
die Rede. 

63 blieben hauptfächlich die Intereſſen des Handels und der Land— 
wirtfchaft, auf welche man fich zu ftüßen Hatte, ala am Ausgange der 
fünfziger Jahre eine Gentralifation der freihändleriichen Elemente in den 
Vollswirtichaftlichen Kongreffen nunmehr verfucht wurde. Es iſt merk: 
würdigerweije damals während und nach der ſchweren Kriſe von 1857 ge- 
lungen, eine alles überflutende Freihandelsbewegung durch Deutfchland zu 
infcenieren. Bald fam ihr, wie allem öffentlichen Leben, ein Element des 





ı Bergl. S. 78 ff. der Brofchüre: „Die Fabrikinduftrie des Zollvereins (feine 
Schubzölle, nur Finanzzölle)”. Xeipzig 1848. 
Schriften L. — Lot, Hanbelöpolitit. 2 
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Aufſchwunges zu ftatten, „die neue Ara“, welche bald nach Übernahme der 
Regentjchaft durch den Prinzen von Preußen begann und don dem dumpfen 
Drude, welcher auf den Gemütern gelaftet Hatte, Deutjchland frei auf: 
atınen ließ. 

Eine Urfache zunächft des Erfolges wie der jpäter eintretenden Schwäche 
der freihändlerifchen Volkswirte lag darin, daß fie bei ihrer Freihandels— 
agitation nicht mitten im Intereſſenleben ftanden. Der Freihandelsgedanfe 
jteht überhaupt nicht anfangs in erfter Linie im VBordergrunde des öffent» 
lichen Intereffes um jene Zeit. Das wirtichaftliche Problem, welches damals 
inöbejondere den intelligenten Mittelftand befchäitigt, ift die Gewerbefreiheit. 
Es gelingt, die FFreihandelspropaganda mit der Bewegung für Gewerbe: 
freiheit in Deutjchland zu amalgamieren. In Deutjchland entfprangen beide 
Bewegungen denſelben Ideenreihen, obwohl keineswegs behauptet werden 
fann, daß begrifflich die Handelsfreiheit eine unvermeidliche Konſequenz 
der Gewerbefreiheit überall gewefen fei. Allerdings hatten die Zünfte in 
Deutichland nicht das Aufkommen der Großinduftrie gehindert. Ein Land, 
welches jpät zur Gewerbefreiheit überging, das Königreih Sachſen, war 
das entwideltite in der Großinduftrie. Dagegen fühlten fich die einfluß- 
reichiten Kreiſe des Publikums, vor allem der in Deutjchland jo mächtige 
Beamtenjtand, im täglichen Leben tyrannifiert, da wo noch Reſte des Zunft: 
wejens vorhanden waren, und das waren nicht wenige Gebiete. Zünftig 
war vor allem noch die VBerforgung der alltäglichen Bedarfsgegenftände in 
einen großen Zeile Deutſchlands geregelt. Hiergegen war mit Erfolg zu 
agitieren. Hatte 1849 der damalige Führer der preußifchen feudalen 
Bartei, Otto dv. Bismard, mit der Eriftenz der einmal vorhandenen Schuß 
zölle den Zunftzwang als Korrelat der Schubzölle zu rechtfertigen gefucht, 
fo fehrt man nunmehr die Waffe um und jagt: Schußzoll und Zunftzwang 
find allerdings Korrelate, daraus folgt aber nur, daß das eine mit dem 
anderen fallen muß. 

Diefer Gedanke fpiegelt ih auch in dem äußeren Hergange bei 
Gründung des Volfswirtichaftlichen Kongreſſes wieder. Das alleinige 
Agitieren für Handelsfreiheit hatte in den Hanjeftädten, befonders in Ham— 
burg fich nicht recht wirkfam erweifen wollen, wenn man dort unangetaftet 
alle Altertümer de8 Zunftwefens gleichzeitig konſervierte. Die freihändlerifche 
Agitation, ausfchlieglih von Kaufleuten betrieben, machte den Eindrud 
nicht einer gemeinnüßigen, ſondern einer eigennüßigen kaufmännifchen Propa= 
ganda. Der Hamburger Freihandelsverein war jo jehr im Niedergange, 
daß die Generalverfammlung vom 19. Mai 1857 außer von den amtlich 
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anmefenden Direktoren und Sefretären des Vereins nur don einem einzigen 
Bereinsmitgliede befucht war. 

Während jo in Hamburg die Bewegung cin äußerft kümmerliches 
Dafein friftet, geht am 23. Mai 1857 von Bremen ein Aufruf zur Grün— 
dung einer Vereinigung deutſcher Volkewirte aus. Für das Zuftande- 
fommen dieſer Bereinigung hat fi Dr. Viktor Böhmert, der damalige 
Nedakteur des Bremer Handelsblattes, in erheblichem Maße verdient ge= 
madht. Das Programm des von ihm veröffentlichten Aufrufes fordert 
Sewerbefreiheit, Reform des Zolltarif3, Freigabe des deutjchen Binnen- 
verfehrs durch Abſchaffung der Durchfuhrzölle und Ermäßigung der Fluß— 
Ichiffahrtsabgaben,, endlich freiere Bewegung im Eiſenbahn-, Bank- und 
Münzweſen. 

Der Gedanke fand bald Anklang durch ganz Deutſchland. Dem— 
ungeachtet koſtete es mannigfache Anſtrengungen, bis im Herbſte 1858 zu 
Gotha der erſte Kongreß zuſtande kam. Warm begrüßt wurde ſofort der 
im Bremer Handelsblatt veröffentlichte Aufruf vor allem von den Blättern, 
welche bisher ſchon in Norddeutichland den Freihandel vertreten Hatten, 
insbefondere von der Stettiner Djftfeezgeitung, auch von dem damaligen 
Redakteur der Kölnischen Zeitung, Brüggemann, einem der wenigen geiſt— 
vollen Gegner Lift, endlich von der Berliner Nationalzeitung. Der volks— 
wirtichaftliche Redakteur der Nationalzeitung, Dr. Otto Michaelis, nimmt 
nach dem Zuftandelommen des Kongreſſes der Volkswirte jowohl dort wie 
bald auch im preußifchen Abgeordnetenhaufe als Referent in Zoll und 
Handelsangelegenheiten die hervorragendfte Stelle ein. Die Art, in welcher 
3. B. Primce-Smith ohne ftatiftiihe Grundlage und ohne NRüdficht auf 
die technifchen Umwälzungen Tedigli mit aprioriftiihen Deduftionen in 
feinem Auffage: „Der eiferne Hebel des Volkswohlſtandes“ die Eifenzölle 
angriff, würde bei ernjthaiterer ftaatswirtfchaftlicher Erörterung nicht ge— 
nügt haben. Hier fam Michaelis! Talent, die einzelnen Thatſachen zu 
verarbeiten und zu bemeiftern, bald zur Geltung. Er ift auch derjenige der 
Volkswirte gewejen, der als geeignetite Kraft zu Delbrüds Unterjtüßung 
nach 1866 in die Regierung aufgenommen wurde. 

Der von Dr. Böhmert angeregte Gedanke einer Vereinigung der Ans 
hänger der englifchen freihändlerifchen Nationalöflonomie war nicht der 
einzige Vorftoß, der in diefer Richtung damals unternommen wurde. Auch 
von Brüffel gingen ähnliche Beſtrebungen aus, nur daß man dort nicht 
die Agitation für die Gewerbefreiheit, die man bereits bejaß, mit der 
handelsfreiheitlichen zu verbinden brauchte. Schon feit 1855 Waren in 
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Belgien auf Molinaris Antrieb die Freihandelsbeſtrebungen von 1847 
wieder energifch aufgenommen worden. Bon der Brüfjeler Agitation ans 
geregt betreiben 1857 die Hamburger Her und Wichmann die Begrün— 
dung eines Deutjchen Komitees der Brüffeler internationalen Geſellſchaft 
für Zollteformen. Wenn auch Her im lebten Augenblide ſich nicht ent= 
jchließen fonnte, an dem Gothaer Kongrefie teilzunehmen, jo hatte fein 
Vorgehen eine fymptomatifche Bedeutung für Kennzeichnung der Beit- 
ftimmung. 

Wichtiger war e8, daß man in Deutfchland bei Begründung des Volks— 
wirtjchaftlichen Kongreſſes bereits verfchiedene beftehende Organifationen 
vorfand, an welche man anfnüpfte, ebenfo wie dies jpäter der Gentralver= 
band deutjcher Induſtrieller that. 

Zunächlt gaben Wanderverfammlungen des Jahres 1857 Gelegenheit, 
eine mündliche Vorbeiprechung zu dem Volkswirtſchaftlichen Kongreffe ein= 
zuleiten. Auf dem internationalen Wohlthätigkeitsfongreffe in Frank— 
furt a. M. fondert ſich gegenüber den Anhängern der „charit6“ eine 
Gruppe von Deutjchen mit der Motivierung ab: Die beite Wohlthätigkeit 
it die Freigabe der Arbeitägelegenheit. Hier ſteht alfo nicht der Frei— 
handel, fondern die Gewerbefreiheit im Wordergrunde des Intereſſes. Die 
erwähnte deutiche Gruppe, zu welcher außer den Profefforen Mittermaier, 
Rau u.a. auch Schulze-Deligih, Mar Wirth, Lette, Pidford und Böhmert 
gehören, erläßt einen Aufruf zur Bildung don volfswirtichaftlichen Ver— 
einen. Unter vollswirtjchaftlichen Vereinen verftand man folche orthodor 
individualiftiichen Charakterd. Das, wonach man in Politit und Wirte 
ichaftsleben verlangte, war Beireiung von Staatseinmifchung. Indem fie 
dieſes Verlangen weitertrugen, wurden die volfswirtfchaftlichen Vereine der 
Unterbau des Kongrefjes der Freihändler. 

Als 1858 der Volkswirtſchaftliche Kongreß nach all den Vorbereitungen 
fich Eonftitwiert, bedeutet er eine Amalgamierung folgender Gruppen: Frei— 
händleriſche Journaliſten Norddeutichlands vereinigen fich mit der Aſſo— 
ziationgbewegung — ſowohl Schulze-Delitzſch als Huber wohnen dem erjten 
Kongreffe bei — und ber auf dem Frankfurter Wohlthätigkeitsfongreffe 
fonjtituierten gewerbefreiheitlihen Bewegung. Des weiteren jchließen fich 
den genannten Gruppen der von Lette geleitete Berliner Gentralverein für 
das Wohl der arbeitenden Klaſſen, ſowie Männer des Nationalvereing, wie 
v. Bennigfen, Matdy, Karl Braun, Guftad Freytag an. v. Patow, der 
nachherige preußifche Finangminifter, nimmt zwar nicht jelbit am Kongreffe 
teil, jpricht aber feine Sympathie für die geplanten Beltrebungen aus. 

Wenn man heute eine derartige Vereinigung begründen wollte, fo 
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würde man vielleicht an Berlin als Berfammlungsort denken. Wegen der 
unerfreulichen politischen Berhältniffe Preußens Tieß man diefe Idee jedoch 
jofort jallen und wählte Gotha, umfomehr, da Herzog Ernft II und jeine 
Räte, insbefondere der Geheime Staatsrat Franke, dem Kongreſſe ala einer 
national=deutjchen freiheitlichen Beftrebung Schuß verjprachen. 

Welche Taktik ſchlugen nun die Vollswirte in der Frage des Frei— 
bandels ein? Um dies zu verftehen, muß nochmals wiederholt werben, daß 
zunächſt nicht die Idee des Freihandels, fondern die Forderung der Ge— 
werbefreiheit die Teilnehmer vereinigt hat. Es war jomit in der Handelg- 
politik ein äußerft vorfichtiges Vorgehen ſchon deshalb geboten, um nicht 
Zwiejpalt unter den Mitgliedern eintreten zu laffen. Noch wichtiger war 
e3 wegen des Eindrudes auf Draußenftehende, daß damals foviel wie mög— 
lich radikal unbejonnene Beichlüffe vermieden wurden, 

Unfere Abficht ift natürlich nicht, alle Beichlüffe, die je der Volks— 
wirtjchaftliche Kongreß in Zollfachen gefaßt hat, Hier zu regijtrieren. Die 
Beichlüffe fommen vielmehr nur ſoweit in Betracht, als fie in der Folge 
von der Gefetgebung adoptiert worden find. Bis im Zollparlament durch 
die Verträge von 1867 ein Organ des Volkswillens gejchaffen wird, können 
wir faſt bei jeder der von 1860 an ergriffenen Maßregeln des Zollvereins 
verfolgen, wie fie zuerjt vom Volkswirtſchaftlichen Kongreffe angeregt, nach» 
her entweder don der preußifchen Regierung oder Volfgvertretung aufs 
genommen wird, ehe fie im Zollverein Annahme findet. 

Als Beratungsgegenftand des erſten Kongrefjes war in dem Aufruf 
von 1857 aus dem Gebiete der Zollpolitif nur eine fonfrete Frage von 
attuellfter Bedeutung, über welche man eigentlich nur einer Meinung fein 
fonnte, in Ausficht genommen, nämlich die Abjchaffung der Durchfuhrzölle. 
Daß die Durchfuhrzölle, beſonders ſeit Ausbreitung der Eifenbahnen, ein 
Anachroniamus waren, darüber glaubte man damals nicht mehr ftreiten 
zu dürfen, während befanntlich 1878/79 die agrarische Partei und zeitweilig 
fogar der Reichskanzler ihr Bedauern Über die Durchfuhrfreiheit aus— 
iprachen. Ende der fünfziger Jahre war die Meinung über diefe Frage 
folgende: Keine der beiden Motive, welche 1818 für die Durcchfuhrzölle 
geiprochen hatten: das politiiche, eine Preſſion zum BZollanfchluffe auszu— 
üben, noch auch das finanzielle, war mehr von erheblicher Bedeutung. 
Mit Ausnahme Medlenburgs , der Hanfeftädte und Schleswig-Holſteins 
mit Lauenburg umfaßte im großen ganzen bereit3 der Zollverein dag Gebiet 
des heutigen Deutjchen Reichs. Den noch Draußenftehenden gegenüber aber 
waren, wie die Erfahrung zeigte, die Durchtuhrzölle wirkungslos. Der Ertrag 
auch für die Finanzen war, da man im einzelnen vielfach bereits vom Principe 
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der Durchfuhrzollpflicht Hatte Ausnahmen ftatuieren müfjen, immer uner- 
beblicher geworden. Trotz der Gebietsvergrößerung des Zollvereins feit 
1840 betrug die Einnahme 1857 wenig mehr als die Hälfte der Ziffer 
von 1840 (384878 gegen 695005 Thaler). Bereit3 1858 war bie 
Warendurchfuhr aus Holland, Belgien und Frankreich nad der Schweiz 
und fterreich durch mäßige Tranfitabgaben oder Tranfitzollfreiheit be- 
günftigt, während die Hauptlaft der Tranfitzölle auf der durch Eifenbahnen 
vermittelten Warendurchfuhr zwifchen den deutſchen Nord» und Dftjeehäfen 
einerfeit® und Rußland, Öfterreich, der Schweiz anderjeits ruhte!. Die 
noch bejtehenden Durchgangszölle wurden als eine irrationelle Belaftung 
des Eiſenbahnverkehrs auf gewiſſen Durchfuhrlinien empfunden, da die zahl: 
reihen Einzelermäßigungen nicht einem bewußten Syſteme entiprochen 
hatten. Die Aufhebung der Durchfuhrzölle erfchien umjomehr geboten, 
nachdem bereit? außer England ſowohl Holland als Frankreich und feit 
1857 auch Belgien im wejentlichen die Durchfuhr freigegeben hatten. Im 
Gegenjat Hierzu jtand allerdings die Politik der benachbarten Schweiz, Die 
noch länger aus fisfalifchen Gründen an dem Princip der Durchfuhr- 
abgaben feſtzuhalten fuchte. 

63 war nad) dem Gefagten gewiß taktifch zwedmäßig, daß in dem 
eriten Aufruf nicht ſchon das Programm einer radikalen Zollreform, ſon— 
dern aus dieſem Gebiete Lediglich die Frage der Durchfuhrzölle behandelt 
wurde. Thatjächlich band man fich 1858 nicht an die in der erjten Ein- 
ladung von Böhmert flizzierten Themen, jondern wollte allgemeinere Aufz 
gaben erledigen. Man ſetzt eine Sektion für Zollweſen ein, die fich nicht 
bloß auf die Frage der Aufhebung der Durchfuhrzölle befchränfen, ſondern 
viel weitergehende Reformen anregen fol. Als Direktiven in diefer Hinz 
ficht werden 1858 drei Punkte bezeichnet: 

1. Möglichjte Vereinfachung des Tarifs und vollitändige Aufhebung 
aller finanziell unerheblichen Zölle; 

2. Bejeitigung bezw. Ermäßigung derjenigen Schubzölle, welche nad) 
dem wirtjchaftlichen Bewußtjein der Gegenwart als unvereinbar mit einer 
gefunden induftriellen Entwidlung anerkannt jeien: 

3. Sicherung einer Zolleinnahme, welche der jegigen nicht nachiteht. 

Die jämtlichen folgenden Kongreffe, in Frankfurt a. M. (1859), Köln 
(1860), Stuttgart (1861), beichäftigen fih u. a. mit der Zollfrage, und 
zwar macht ſich dabei eine Entwidlung zu immer emergifcherem Frei— 
händlertum geltend. 


! Bergl. Bremer Hanbeläblatt 1858, ©. 307. 
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Die Forderungen, welche außer der Aufhebung der Durchfuhrzölle der 
Volkswirtſchaftliche Kongreß 1859 bereits ausfpricht, find Folgende: 

1. Aufhebung der fogenannten „allgemeinen Eingangsabgabe”. Dieje 
allgemeine Eingangsabgabe traf alle nicht im Zarif fpeciell mit befonderen 
Tariffägen oder mit ausdrüdlicher Zollbefreiung ausgeftatteten Artikel. Die 
allgemeine Eingangsabgabe brachte wenig ein und führte in der Praxis zu 
wunderbaren Konfequenzen. So wurde — wie man jpäter im preußifchen 
Abgeordnnetenhaufe hervorhob —, Seewafler, das zur Zeit des Tarif von 
1818 überhaupt noch fein Handelsartifel geweſen und fomit feiner Rubrik 
einverleibt war, von der allgemeinen Gingangsabgabe mit 3 Mark per 
100 kg belaftet. Kein Menſch konnte behaupten, daß dieſer Hohe Zollſatz 
vom Standpunkte des Schußes der nationalen Arbeit oder von irgend 
einem anderen Standpunkte aus einen vernünftigen Sinn habe. Bekanntlich 
ift aber troß der mit der allgemeinen Cingangsabgabe im Zollverein ges 
machten Erfahrungen ſchon nad) 1875 wieder eine Strömung aufgetreten, 
welche die Wiedereinführung des Principes der allgemeinen Zollpflicht an— 
itrebte. Anders 1859. Damals jtand man unter dem Eindrude läftiger 
Thatjachen. 

2. Neben der allgemeinen Eingangsabgabe jollen nach den geftellten 
Anträgen die Zölle auf die notwendigjten Lebensmittel und die fonftigen 
landwirtichaftlichen Produkte wegfallen. Man gejtand offen ein, daß die 
niedrigen Getreidezölle, welche derzeit im Zollvereine noch bejtanden, übrigens 
bei Teuerungen fuspendiert wurden und gegenüber dem Hauptfonkurrenten 
Ofterreich- Ungarn vertragsmäßig außer Kraft gejegt waren, daß dieſe Zölle 
unter dem Geſichtspunkte des Schußes der Landwirtichaft gar feine Rolle 
ipielten. Die Aufhebung diefer Zölle lag damals, wie man zugab, haupt: 
lählich im Intereſſe des Zwifchenhandels der Oftfeeprovinzen, doch begrüßte 
man die Forderung der Aufhebung der Agrarzölle mit Freuden, weil fie 
geeignet jei, der in der Hauptjache gegen den Induſtrieſchutz gerichteten Be— 
wegung eine „populäre Bafis“ zu geben. 

3. Wie aber foll man fih an das Syſtem der Induſtrieſchutzzölle 
wagen? Mean vermeidet es, zu frühzeitig den Angriff auf der ganzen 
Linie zu eröffnen. Die zwei beikeljten Punkte waren Eifenzol und Twiſt— 
zoll. Die Eijenzölle jpeciell galten als Angelpunkt des gefamten Schuß: 
ſyſtens. Man beſchloß die Grörterung derjelben auf 1860 zu vertagen. 
Was man 1859 fordert, ift lediglich eine Erleichterung, welche geeignet ift, 
dem Kongrefie die Sympathien der Fabrifanten, die ihm großenteils 
ſehr mißtrauifch gegenüberftanden, zuzumwenden: Man heifcht Aufhebung der 
Zölle auf die Roh- und Hilfgftoffe der Fabrilanten und Handwerker. In 
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vielem war diefe Forderung gleichbedeutend mit der bereits erwähnten ber 
völligen Freigabe der Agrarprodufte. Im einzelnen begriff man unter den 
freizulaffenden Materialien außer den Lebensmitteln ſämtliche unedle Metalle 
(vom Eiſen vorläufig abgefehen), Steinfohlen, Bau: und Nußholz, eine 
Reihe von Chemikalien, Öle, Teer, Pech, Talg, Thran, halbgare Häute, 
Leder und NRohfeide. Außer diefen Roh: und Hilfeftoffen wird auch fir 
einige grobe Yabrifate, wie Schmelztiegel, Mühlfteine mit eifernen Reifen, 
grobe Blei und Zinkwaren völlige Zollfreiheit gefordert. 

63 war nicht zu vdverfennen, daß insbeſondere die Forderung der Frei— 
gabe aller zur Fabrikation benötigten Roh- und Hilfeftoffe den Zollvereins— 
ftaaten erhebliche finanzielle Ausfälle bereiten würde. Man erkannte an, 
daß hierfür in anderen Staatdeinnahmequellen Erſatz zu fuchen fei, eine 
Theorie, die bekanntlich jpäter gegenüber dem Zollparlament in der Praxis 
auf Schwierigkeiten ftieß. Man hielt es jedoch kaum für mwahrjcheinlich, 
daß die Zollvereingregierungen fich beeilen würden, den Borjchlägen des 
Kongreſſes Folge zu leilten. Ja man betonte bei der Beratung im Volks— 
wirtjchaftlichen Kongreffe 1859 ausdrüdlich, daß die vorgeichlagenen Zarif- 
herabfegungen in feiner Weife ald Reformen zu betrachten feien, „an deren 
Durchführbarfeit in den nächiten Jahren unter irgend welchen Voraus— 
jegungen zu denken wäre!” 

Der Höhepunkt in der fruchtbaren ZTarifreformbewegung des Volks— 
wirtjchaftlichen Kongreſſes wird erſt erreicht, ala man 1860 bie Gifenzoll- 
frage in Angriff nimmt. Die Berfammlung der Freihändler, zu dev gegen 
ein mäßiges intrittsgeld jedermann Zutritt erlangen kann, wird im 
Gentralpuntt des ſchutzzöllneriſchen Lager von Rheinland » Weitfalen, in 
Köln abgehalten. Die Fchußzöllnerifchen Eiſenproduzenten entjchließen ich, 
die Berfammlung zu bejchiden. Es fommt in der Debatte zu einer aus— 
drüdlichen Motivierung des fjchußzöllmerifchen und des freihändferifchen 
Standpunftes. 

Das damalige Hauptargument der Eifenproduzenten für Beibehaltung 
der Schußzölle war: Die deutiche Eifenproduftion jei gegenüber der eng— 
lifchen durch die Bergwerfsabgaben und die geringere Gntwidlung des 
Verkehrsnetzes im Nachteile. Die Treihändler machen dem gegenüber 
darauf aufmerkſam, daß gerade im gegenwärtigen Stadium der deutjchen 
Entwidlung eine Ermäßigung der Eijenzölle den leiſtungsfähigeren Eijen- 
produzenten felbſt zugute fommen müſſe. Die Gijenzölle nämlich feien 
dahin wirkſam, das Eifen in Deutfchland zu verteuern. Bei Grmäßigung 
der Eifenzölle jei eine gewaltige Steigerung des Eiſenverbrauches im Yoll- 
vereine mit Sicherheit zu erwarten. Noch jei diefer Eijenverbrauch auf: 
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iallend gering. England konfumiere 200 Pfund Eifen per Kopf, Deutjch- 
land bisher nur den dritten Zeil. Natürlich war hierdurch noch nicht 
die Behauptung der Eifenprodugenten widerlegt, daß fie infolge der Berg: 
werksabgaben und der jchlechteren Kommunikation höhere Selbitloften als 
die Engländer hätten. Doch auch dies Thema wurde in Angriff ge— 
nommen. Die Refolutionen des Kongreſſes find vorteilhaft beeinflußt 
durch den Umstand, daß in Köln die Freihändler mit den Eifenprodugenten 
in perfönliche Fühlung getreten waren. Soweit es der Standpunkt eines 
radikalen Freihändlers zuließ, berüdfichtigte man die Notwendigkeit der: 
jenigen Reformen, ohne welche thatjächlich die jpätere Herabfeßung der 
Gifenzölle für die Induſtrie verhängnisvoll geworden jein würde. Es 
dringt zwar der radikal freihändlerifche Antrag durch, der Robeifenzoll 
von 1844 und die damals eingetretenen Erhöhungen der Zölle auf ge- 
ichmiedetes und gewalztes Eifen jeien rüdgängig zu machen, ja e& müſſe die 
dennächitige Umwandlung aller noch übrigen Gifenzölle in reine Finanz— 
zölle angeftrebt werden: anderſeits erklären fich aber die Freihändler ge- 
neigt, den Eifeninduftriellen in der Agitation für Erfüllung ihrer jehn- 
lichſten Wünſche Hinfichtlich der Bergrechtöreform „im ntereffe der natur— 
gemäßen Entwidlung der Eifenproduftion und des Eifenverbrauches” Zuzug 
zu leiften, 

Hiermit find die zollpolitiihen Berhandlungen des Kongreſſes don 
1860 keineswegs erichöpft. Bor allem beginnen bereit3 die Grörterungen 
über die Tragweite eines deutſch-franzöfiſchen Handelövertrages, d. 5. über 
die wichtigfte handelspolitiſche Aktion, welche in den nächiten fünf Jahren 
die Geifter beichäftigen jollte. 

Der Erfolg von 1860 veranlaßte zu einem fchnelferen Tempo im 
Vorwärtsgehen. Außer dem Eifen hatte man 1859 auch die Baumwoll- 
ganzölle — als delifate Materie — vertagt. 1861 verjucht nun in 
diefer Angelegenheit der Kongreß deuticher Volkswirte einen Vorſtoß mitten 
in das fchußzöllnerische Lager. Die ſüddeutſchen Baummwollfpinner waren, 
nächſt den rheiniſch-weſtfäliſchen Gifenproduzenten, die am energiſcheſten 
ſchutzzöllneriſch geſinnten Leute Deutjchlande. Deutichland Füdlich des 
Mains war überhaupt bisher von der jreihändlerifchen Bewegung, welche die 
Voltswirte in Scene gejett hatten, am twenigften berührt worden. Hier 
wollte nıan nun Brefche legen. Es war die Zeit, in der Julius Faucher 
als Wanderprediger des Freihandels ganz Deutjchland bereifte. Die 
Wanderverfammlung der Vollswirte wollte im großen den gleichen Zweck 
anftreben. Als der Kongreß in Stuttgart unter anderem die Ermäßigung 
der Baummollgarnzölle in Beratung zieht, kommt es zum jchärfften Kon— 
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flitt mit den Baummollipinnern. Die Bollswirte kommen mit leeren 
Händen. Das Schulargument, daß die Aufhebung des Schußzolles im 
Intereſſe der geſchützten Induſtrie jelbjt Liege, war doch nicht allein durch— 
Ichlagend genug, Es war nicht möglich, den Spinnern Kompenfationg- 
objefte für Wegfall des Zollichuges, wie 1860 den Eifenproduzenten dar— 
zubieten,. Was die jüddeutjchen Baumwollipinner verlangten, war nicht 
Frachtermäßigung und Roslöfung des Arbeitervertrags von ftaatlicher Eins 
miſchung, fondern Sicherung des heimischen Marktes, den fie noch nicht 
beherrfchten, einzig und allein Zollihug. Hier gab es feinen Kompromiß. 
Die Schubzöllner Löften maſſenhaft Eintrittsfarten zum Volkswirtſchaftlichen 
Kongreß und majorifierten die Freihändler in der Garnzollfrage. Die Männer, 
welche auch in der Folge als Organifatoren des fchußzöllnerischen füddeutfchen 
Baummwolljpinnerintereffes bervortreten, find der aus der Schweiz nad 
Württemberg eingewanderte Baummwolljpinner Staub und der Augsburger 
Dr, dv. Kerftorff. 

Die Erfahrungen von 1861 haben feineswegs die Wirkung gehabt, 
die weitere freihändlerifche Wirkſamleit des Kongreſſes der Volkswirte zu 
lähmen oder jene Männer zu entmutigen. Sie find aber von Bedeutung 
als ein Wahrzeichen. Der Fall bereitete darauf dor, daß die Freihandels— 
politik, welche nunmehr von Preußen inauguriert wird, nicht ohne Lebhaite 
innere Kämpfe, insbeſondere nicht ohne MWiderftreben in Süddeutjchland 
durchzuführen fei. 

Faſſen wir das Ergebnis kurz zufammen: Die praftifche Agitation 
für den Freihandel in England ging von der Baumwollinduftrie zu 
Manchefter aus; die Männer dagegen, welche man als deutjche Manchefter- 
männer zu bezeichnen pflegt, Hatten von Anfang an einen Teil der Groß— 
induftriellen zu exbitterten Gegnern. Ihre Stellung wäre auf die Dauer 
eine feſtere geweſen, wenn fie wirflih ein „Manchefterintereffe”“ hinter 
fi) gehabt Hätten. 


Zweites Kapitel. 
Der Handelövertrag mit Frankreich'. 


I. Orientierung. 


Die Thatjachen der Zollvereinzpolitit von 1862 — 65 gliedern fich, 
wenn man fie rein formal ordnet, in drei Hauptgruppen : 

1) den Eintritt Deutfchlande in das weſt- und mitteleuropäiſche 
Syftem der Handeläverträge; 

2) die autonomen Reformen des allgemeinen Vereinstarifs bis zur 
Erneuerung der Zollbündnis-Berträge (1865); 

3) die Verträge mit der Türkei und den außereuropäifchen Staaten. 

Die letztgenannte Gruppe von Greigniffen der Zollvereinsgefchichte wird 
zum Schluffe gefondert dargeftellt werden. Dagegen find die weſt- und 
mitteleuropäifchen Handeläverträge und die autonomen Zarifreformen wegen 
ihres engen Zuſammenhanges in diefem und dem folgenden Kapitel gemeinfam 
zu betrachten. Der Grundgedanke, um den e3 fich bei diefer Politik handelt, 
ift folgender: der Zollverein löſt die bisherige enge handelspolitiſche Ver: 
bindung mit Ofterreich und beichreitet jeinerjeits den Weg freihändlerijcher 
Reformen. Durch diefe freihändlerifchen Reformen ſetzt er einesteils feine 
Produktion dem Wettbewerbe der vorgefchritteneren Länder Weſteuropas 
aus, andernteils verjchafft er Induftrie und Landwirtichaft in eben diejen 
Ländern einen Erportmarft. 

Es fragt fih, wie weit die wirtjchaftliche und politifche Konjunktur 
der Zeit dies Vorgehen forderte oder erlaubte. Wollen wir im voraus die 


ı As Hauptquelle wurben außer ber Brofchürenlitteratur das Preußiſche 
Handelsarchiv und bie Verhandlungen der Parlamente benußt. 
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Geſichtspunkte kurz zufammenfaffen, unter welchen die Zollvereinspolitik 
jeit 1862 fi erklärt, jo können wir deren Bedeutung folgendermaßen 
formulieren: Die Wendung zum Freihandel war politifch eine Eriftenz- 
frage, wirtfchaftlih dagegen damals eine Zwedmäßigfeitsfrage, die man 
von verſchiedenen Standpunften aus verjchieden beantworten konnte. Die 
politifche Konjunktur zwang zum Freihandel, die wirtjchaftliche gejtattete 
ihn. Dies die Signatur der Zeit, die num im einzelnen näher zu be- 
trachten ilt. 


II. Die politiſche Konftellation. 


Die politifche Lage um 1862 wird auf das lebhafteſte von den zwei 
Ideen beeinflußt, die, wie bereits erwähnt, von den Befreiungsfriegen bis 
1870 Deutjchland bewegten: dem Streben nach der deutjchen Einheit und 
dem Streben nach Anteilnahme der Bürger an der NRegierungsgewalt. Die 
preußische Regierungspolitif geht darauf hinaus, zuerft die deutjche Frage 
und erſt dann die Frage des Einvernehmens zwifchen Erefutive und Volks— 
bertretung zu löfen, Der Beginn der freihändlerifchen Handelspolitik jteht 
unter dem Zeichen des Konflikts der politifchen Gewalten. Preußens Bolt 
und König find einig in dem Wunſche nach einer politifchen Neugeftaltung 
Deutjchlandse. Preußens Regierung erftrebt die Anbahnung der politifchen 
Einigung: 

1) durch Verſtärkung der Heeresmacht; 

2) durch Koslöfung des Zollvereins von Hſterreich. 

Betreffs der Heeresreform kommt es zum jchärfften Zwieſpalt zwiſchen 
der Regierung und der liberalen Mehrheit, der auf lange hinaus das Ver— 
iaffungsleben vergiftet hat. Heller Jubel hatte Ende 1858 Preußen und 
Deutfchland durchzogen. Man Hatte eine neue Vera, einen neuen Kurs er— 
hofft. Auf taufend Gebieten beganı fich die Bereinsthätigkeit, der Zur 
ſammenſchluß Gfleichgefinnter zu regen. Wie auf ölonomifchen Gebiete der 
Volkswirtichaftliche Kongreß, jo hatte auf politifchem der Nationalverein 
die Rolle als Träger der den Beſten Deutjchlands gemeinfchaftlichen Ideen 
übernommen. Nach dem Kriege von 1859, der Öfterreich die Lombardei 
gekoftet und den Schmerz bereitet hatte, nicht von Preußen unterjtügt zu 
jein, war eine gereizte Spannung zwijchen beiden Mächten der Grundzug 
der Politit geworden. Bon den Liberalen wurde dies mit Freude begrüßt. 
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Das Bolt Hatte eine Abkehr von der Manteuffelfchen Politit in jeder 
Richtung, im innern und nach außen gefordert. Der Spätherbit 1858 
hatte ein den gemäßigtsliberalen Ideen geneigteres Kabinet gebracht. 
Bereits ein Jahr nach der Königskrönung Wilhelms I. Hatten fich jedoch 
die Schwierigkeiten in der Militärfrage derart zugeſpitzt, daß die Liberalen 
Mitglieder des Miniſteriums aus der neuen Ara ausjchieden. Nicht die 
Frage der Geldbewilligung, fondern der Streit um die zweijährige Dienjt: 
zeit und die Landwehrorganijation war es geweſen, der die Entzweiung 
verurfacht Hatte, als noch die Mehrheit im Abgeordnetenhaufe eine ge= 
mäßigt=-liberale war. Bereit? die Neuwahlen vom Dezember 1861 Hatten 
den Schwerpunft der Kammermajorität erheblich nach links verfchoben. Am 
5. März 1862 Hatte v. Roon die TFinalerflärung abgegeben, daß die Re— 
gierung die zweijährige Dienftzeit als Bedingung ber Heeresreform nicht 
annehmen fönne Am 11. März 1862 war der Landtag aufgelöft worden. 
Aus dem Minifterium Auerswald— Hohenzollern, welches zwar nicht als ein 
Minifterium von Bertrauensmännern des Parlaments die Landtaggmehrheit 
fontrollierte, aber doch den gemäßigtsliberalen Parteiführern nahegeſtanden 
hatte, waren nach Ausfcheiden der liberalen Mitglieder nur von Roon, von 
der Heydt und Graf Bernftorff im Amte geblieben, die ſich durch neue 
Amtsgenoffen nunmehr zu einem Konfervativen Gejchäftäminifterium vers 
ftärkten. Unter diefem Übergangsminifterium Hohenlohe — von der Heydt 
it am 29. März 1862 der Handelsvertrag mit Frankreich, der bereits 
unter dem Minifterium der neuen ra vorbereitet war, paraphiert 


* worden. 


Die Neuwahlen vom Mai 1862 brachten troß plumper Wahlbeein- 
Huffung dem Minifterium nicht die Mehrheit. Wie vordem die Konſer— 
vativen, jo ſchmolzen nunmehr auch die Gemäßigt- Liberalen dahin. Die 
Hortjchrittspartei und das „Linke Gentrum“ bilden die überwältigende 
Mehrheit. Die Regierung hat ihre Forderung für Heeresvermehrung von 
den anfänglichen 9/2, dann 8 Millionen auf 6 Millionen Rthlr. er— 
mäßigt. Am 23. September 1862 bejchließt das Abgeordnetenhaus die 
Streichung aller diefer Heeresreformausgaben. Am 24. September über: 
nimmt Herr v. Bismarck das Minifterialpräfidium. Die Regierung wird 
bis 1866 von ibm fortgeführt auf Grund von Budgets, denen die zweite 
Kammer die Zuftimmung nicht gewährt hat. So verjchieden die Frage juriftiich 
aufgefaßt werden konnte, in den Augen der meilten Wähler erfchien es 
als Verfaſſungsbruch. Der Grundton der Stimmung ift: ſchärfſte Ent- 
zweiung auf dem Militärgebiet, Entzweiung in der Frage, wie die Unter: 
lage zur künftigen Machtentfaltung geſchafft werden foll. 
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Ganz umgekehrt auf dem Gebiete der materiellen Intereſſen. Bereits 
unter dem Miniſterium Auerswald — Hohenzollern inauguriert, von Bis— 
mark übernommen und energiſchſt vertreten, findet die Politik einer 
wirtjchaftlichen Loslöfung von der engeren Verbindung mit Üfterreich 
durch Freihändleriiche Handeläverträge und Tarifreformen auch während der 
budgetlofen, kampfreichen Zeit die begeifterte Unterftüßung der oppoſi— 
tionellen Landtagsmajorität. In handelspolitifchen Fragen ift man grund 
jälich gouvernemental. In derfelben Zeit, wo der Kriegaminifter und der 
Premier mit Zifchen empfangen werden, wo Prozeſſe und Duelle zwiſchen 
Miniftern und Parlamentstührern die Berbiffenheit des Haffes veranſchau— 
lichen, werden die Geſetzesvorlagen, welche der Referent des Handels— 
minifteriums in Zarifpolitit, Delbrüd, und fein Amtsgenoſſe Philipsborn 
vom Minifterium des Außern, einbringen, vom Abgeordnetenhauſe mit 
überwältigender Mehrheit, oft einftimmig angenommen. 

In diefem Punkte der Politik entbehrte die Regierung nicht der 
Voltstümlichkeit, ja fie fuchte diefelbe. Sie erreicht das Ziel der von 
Öfterreich Loslöfenden Tarifpolitik, indem fie fich ftüßt: 

1) auf die überzeugungsmäßige Abneigung der Liberalen gegen alle 
Differenzialbegünftigungen, auch folcher Natur, wie fie Ofterreich feit 18583 
genoß; 

2) auf die überwiegend freihändlerifchen Schulmeinungen und Inter— 
effen, deren Herrſchaft die Volkswirtichaftlichen Kongreffe vorbereitet Hatten. 


111. Die wirtichaftlihe Konjunktur. 


Der freihändleriiche Kurs war politifch die umentbehrliche Vor— 
ausfegung der deutjchen Einheit. Wirtjchaftlich war er ebenfalls 
eine Notwendigkeit nur in den Augen desjenigen, der Freihandel unter 
allen Umftänden für das richtige und einzig zwedmäßige hält. Wer da= 
gegen nicht diefer Schule angehörte, jondern vom Standpunkte der konkreten 
wirtichaftlichen Intereſſen das damals erreichte Entwidelungsitadium des 
deutfchen Großgewerbes ind Auge faßt, kommt zu einer etwas anderen 
Entfcheidung. Der Beruf, auf den die Gefchichte Deufchlands Hindrängt, 
ift, ein erportierendes Ymduftrieland zu werden. Der Erport agrarifcher 
Rohprodukte follte nicht eine dauernde Erjcheinung bleiben, vielmehr bald 
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gänzlich zurücktreten. ES hieße nun, den Thatfachen Gewalt anthun, wollte 
man behaupten, Deutjchland Habe damals bereits den Standpunkt einer 
Agrilultur-Manufaktur-Handelsnation im Liſtſchen Sinne, Für welche die 
Erhaltung des induftriellen Erportes eine Lebensfrage ift, erreicht. Bon 
heutigen Deutfchland dürfen wir dies wohl behaupten, beim damaligen Zu— 
ftande dagegen boten fich gerade dom Standpunkte der großen Stapel: 
induftrien aus rein wirtjchaftlich betrachtet zwei ganz entgegengefeßte Möglich: 
feiten dar, deren jede zu einer gedeihlichen Zukunft führen konnte: 

1. Hätte es die Rückſicht auf die Politik erlaubt, jo wäre noch damals 
der Plan ernftlicher Erwägung wert gewefen, Deutfchland und Dfterreich- 
Ungarn zu einem einzigen großen und geficherten Wirtjchaftsgebiet zu ver— 
einigen und diefen Zollitaat durch gleichförmige Schußzölle nach außen ab— 
zufchließen. Dann hätte Deutjchland im großen die Rolle übernommen, die 
jet das imduftrielle Böhmen für den Kaiferftaat an der Donau jpielt. Man 
hätte aber im wefteuropäifchen und auch wohl in einem Zeil des überſeeiſchen 
Abſatzes manche Einbuße ertragen müſſen, wenn man fich ſeinerſeits gegen dieje 
Gebiete abſchloß. Man hätte ferner die Leite Konſequenz diejer Politik ziehen 
müſſen, indem man Ofterreich zum Eintritt in den Zollverein zuließ, bezw. Frank— 
veich ausfpielte, um Üfterreich Hierzu zu drängen. Dieſer Plan würde die 
Sympathien der Schußzöllner und der deutjchen Jnduftriellen, der groß: 
deutich Gefinnten unter den Süd- und Mittelftaaten, endlich der am be— 
günftigten Zwiſchenverkehr mit Öfterreich intereffierten Kreife ſchnell gt: 
funden haben. 

2. Die andere Alternative war handelspolitifcher Anſchluß an Weit: 
europa. Derjelbe war durch die Konjunktur begünftigt. Vorbedingung war 
eine freihändleriſche Tarifreform. Sebte man die vertragsweife zu er— 
mäßigenden Tarife generell herab, ohne Gegenleiftungen zu fordern, jo hatte 
Öfterreich Fein Intereffe, jpecielle Ermäßigungen dem Zollvereine vorzugs— 
weie zu gewähren. Die Entfremdung zwifchen dem Zollverein und ſter— 
reich konnte befchleunigt werden, wenn Dfterreich in die Lage verſetzt wurde, 
auf Tarifermäßigungen des Zollverein dadurch zu antworten, daß «8 von 
feinem Rechte einer entfprechenden Erhöhung der Zwiſchenzölle Gebrauch 
machte. 

Freilich die eine Alternative würde die andere, der Anfchluß an Ofter: 
reih würde den an Weſteuropa nicht jo unbedingt ausgefchloffen haben, 
wenn damals nicht als primäre Differenz die politifche Preußen und Ofter: 
reich in verjchiedene handelapolitiiche Lager gedrängt hätte. 

Wäre es nicht zum preußiſch-franzöſiſchen Handelsvertrage gekommen, 
ein großer Teil der Welt wäre doch dem deutſchen Abſatz erhalten geblieben, 
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ohne daß man den Zollfchuß, fo jchnell wie dies geſchah, zu vermindern 
brauchte. Großbritannien hatte die Zollherabjegungen und Zollbeireiungen, 
die e8 1860 Frankreich veriprochen, generalifiert. Diefelben kamen dem 
Zollverein zu gute, auch wenn er jchußzöllnerijch blieb. Auch nach dent 
franzöfifchen Markt war es nicht völlig unmöglich, vorzudringen. Allerdings 
hatte Frankreich dadurch, daß es die 1860 England und fpäter Belgien 
vertragsmäßig zugeftandenen Tarifherabjegungen nicht generalifierte, es den 
Deutjchen erheblich erjchwert, ja fait unmöglich gemacht, direkt auf dem 
franzöſiſchen Markte mit den Engländern zu konkurrieren: denn dann hätten 
die Deutfchen bei der Einfuhr die enorm hohen Sätze des alten allgemeinen 
franzöſiſchen Tarifs, die Engländer 25—50 Prozent weniger zu zahlen ge: 
habt. Dies wäre unerträglich gewejen. Indes es bot ſich ein anderer 
Weg, nad Frankreich Hineinzufommen, als der direkte, und hierauf wies 
man damals hin. Frankreich forderte don den importierenden Engländern 
nicht Urſprungszeugniſſe. Es war alfo die Möglichkeit vorhanden, deutjche 
Maren über Großbritannien zum ermäßigten Zollfag nach Frankreich ein= 
zuführen. 

Außer England bot von den wefteuropäifchen Staaten auch Holland 
durch feinen Generaltarif Deutichland ein Feld des Abfates, das nicht durch 
tarifpolitifche Zugeftändniffe erfauft zu werden brauchte. 

Dem ftand gegenüber, daß auch ohne die Nötigung, welche die jpäteren 
Handelöverträge mit fich brachten, die anerkannte Reformbebürftigkeit einzelner 
Pofitionen des Zollvereinstariis zu ſpontanen Reformen zwingen mußte. 
Freilich wären wohl faum gerade fo weitgehende Zollermäßigungen, wie fte 
in der Folge vertragsmäßig zugeflanden wurden, auf dem Wege der auto: 
nomen Reformen damals durchzufeßen gewejen. Um uns zu überzeugen, 
wie um die Mende der fünfziger und fechziger Jahre thatlächlich die 
wichtigsten Gewichtszollfäge dem Werte nach belafteten, geben wir eine aus 
dem Jahre 1857 jtammende Tabelle de8 Bremer Handelsblattes wieder, 
die fih auf Berechnungen Hübner aus den Preisdurchichnitten 1853 big 
1855 ftüßt. 

Danach belaftete der Zoll auf 
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IV. Der Gang der Zollvereinspolitit von 1860—1862. 


Während in jüngfter Zeit Deutfchland und Ofterreich-Ungarn vereint 
die Initiative ergreiten, um ein Net von Handelsverträgen durch Europa 
zu ſpannen, müfjen wir Deutiche zugeftehen, daß wir 1862 von der handels— 
politifchen Führerrolle weit entfernt waren. Weder in feiner freihändleriſchen 
Bewegung, noch in feiner Handelsvertragspolitik fonnte das damalige 
Deutfchland Originalität beanspruchen. Die deutjche Freihandelspropaganda 
hatte ihren Anftoß von England, in gewiffer Hinficht auch von Belgien 
erhalten. Deutichlands freihändlerifche Verträge von 1862 an waren im 
wejentlichen nur eine Eingliederung in das durch den engliſch-franzöfiſchen 
Bertrag auf den Kontinent herübergetragene freihändleriiche Vertragsſyſtem. 

Diefe Thatjache ijt fein Vorwurf für die Deutichen. Die deutſche 
Attionstähigkeit war dank der Zollvereinsorganifation mit ihrem liberum 
veto eine überaus jchwerfällige. 

Erſt ala die politifchen Äntereffen Preußens ein fchnelles —— 
wünſchenswert erſcheinen laſſen, wird dieſe Schwerfälligkeit überwunden, und 
in ſchnellerem Tempo wird ein Beſchluß des Volkswirtſchaftlichen Kongreſſes 
nach dem anderen zum Regierungsprogranım erhoben. 

Dieje Schwerfälligfeit des Zollvereins Hatte ſich micht allein in der 
Stagnation der Tarifpolitif ſeit 1853, fondern vor allem auch darin ge— 
zeigt, daß fich von Jahr zu Jahr die Erledigung eines von der allgemeinen 
Handelspolitik unabhängigen unabweisbaren Tagesbedürfniſſes, die Auf— 
hebung der Durchgangsabgaben, verzögerte. 

Schriften L. — Log, Hanbelspolitit. > 
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Dfterreich, das ſchon unter Kaifer Franz Hinfichtlid der Tranfitzoll- 
frage zu Entgegenfommen bereit gewejen war, hatte, um die im Handels— 
dertrage 1853 vorgejehene Zolleinigung zu erleichtern, angeregt, der Zolls 
verein und Üfterreich möchten gegenfeitig ihre Durchiuhrzölle aufheben. 
Auf Preußens BVeranlafiung war die Zollfonferenz von 1858 auf dies An— 
erbieten nicht eingegangen. Später jchließt ſich Preußen auf den Zoll« 
fonferenzen dem Plane an, die Durchfuhrzölle zu bejeitigen. Nun wider— 
ftrebt vor allem Baden. Baden war keineswegs von einer etwaigen 
Nützlichkeit der Durchgangsabgaben überzeugt, wünſchte aber, daß ala 
Gegenleiftung für feine Zuftimmung die Abftellung eines anderen Miß- 
Standes gleichzeitig gewährt werde, nämlich der Rheinichiffahrtsabgaben, 
die — eine Schmad für die deutichen Zuftände — noch immer den Ber- 
fehr auf dem prächtigiten Strome Deutichlands verfümmerten. Diefer 
Forderung Badens widerfegten fich ihrerfeits Heffen-Darmftadt und Nafjau, 
die erft durch ihre Volksvertretung gedrängt wurden, in eine Ermäßigung 
der Rheinzölle zu willigen. 

Es war der erjte Triumph für den Kongreß deutjcher Volkswirte, daß 
durch die Konferenz von Ende 1860 außer einer Ermäßigung der Rhein- 
Ihiffahrtsabgaben vereinbart wurde, daß vom 1. März 1861 an fämtliche 
Durchgangszölle verfchwinden follten. Ferner wurde feſtgeſetzt, daß 
ein großer Teil der Ausfuhrzölle, nämlich fämtliche die Durhgang 
abgabe erfegenden Ausfuhrzölle, wegiallen jollten. Es blieben da= 
gegen nicht unwichtige Ausfuhrzölle auf einige Rohprodufte und Abfälle 
vorläufig beitehen. 

Als fi Ende 1860 das Gerücht von dem die Aufhebung der Durch- 
gangszölle vereinbarenden Beichluffe an der Bremer Börſe verbreitet hatte, 
waren die meiften Kaufleute gar nicht geneigt, dies zu glauben, und es war 
nad) der langwierigen Vorgejchichte diefes Beichluffes den Draußenftehenden 
auch nicht zu verdenfen, wenn fie fein Vertrauen in die Aktionsfähigkeit des 
Zollvereins geſetzt hatten. 

Inzwiſchen war mit dem Jahre 1860 der Zeitpunkt herangekommen, 
dev in dem Handelsvertrage mit Ojfterreich für die Vorbeſprechung zwecks 
einer völligen Zolleinigung in Ausficht genommen war. Doch Ofterreich 
befand fich gerade damals in einer äußerſt jchwierigen Kalamität, erſtens 
infolge der finanziellen Wirren, die der Krieg von 1859 gebracht Hatte, 
zweitens dadurch, daß auch die übrigen Vorbedingungen, welche 1853 als 
Vorausſetzung des Gelingens der Zolleinigungspläne in Betracht famen, zu 
unguniten der Brudjchen Ideen fich wenbeten, 

Schon nach der Hrifis von 1857 war die Schubzollitrömung unter 
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den öjterreichiichen Induſtriellen bedenklich gewacdhjen. Es war klar, daß die- 
jelben fich zwar aus nationalen Gründen der BZolleinigung mit Deutichland 
nicht unbedingt widerjegen würden, daß aber ihr Einfluß die öfterreichijche 
Regierung thunlichit hindern werde, dem Zollvereine auf freihändlerifchen 
Bahnen zu folgen, falls e8 den Deutichen beliebte, diefen Weg einzufchlagen. 
Man hatte in Öfterreich 1858 eine Enquete einberufen. Gelegentlich diefer 
Gnquete betonten die Bjterreichifchen Induſtriellen mit bejonderer Bes 
friedigung, daß nicht? mehr dazu beitragen werde, den Glauben zu zeritören, 
Diterreich denke an Freihandel, als eben das Bekanntwerden der Vorgänge 
und Refultate jener Enquete. 

Der Mann, der in Öfterreich, wenn e8 die Gelegenheit forderte, dieſer 
Strömung die Spite zu bieten vermochte, Frhr. v. Brud, war feit dem 
23. April 1860 nicht mehr unter den Xebenden. Es fehlte einige Zeit in 
Öfterreich an der treibenden handelapolitifchen Kraft. Als nun der 1858 
vorgejehene Zeitpunft zur Beiprechung über eine Zolleinigung herangefommen 
war, lehnte Preußen den Gedanken nicht principiell ab, fich an kommiſſariſchen 
Beratungen zu beteiligen, betonte aber zugleich energiich, dab es die Zoll- 
einigung mit Ojterreich nicht wolle. OÖfterreich ließ die preußifche Note 
unbeantwortet. 

Inzwiſchen bereiten fich, nachdem am 23. Januar 1860 der berühmte 
franzöfifch-engliiche Handelsvertrag zuftande gekommen war, Bertrage- 
beziehungen zwijchen frankreich und den wejtenropäifchen Staaten vor, zu— 
nächſt mit Belgien (Vertrag vom 1. Mai 1861). Später folgt das neu 
geichaffene Königreich Italien (1863) und die Schweiz (1864) dem Bei— 
ipiele Belgiens nad). 

Bereits in dem Vertrage mit England hatte Napoleon III. bewiejen, 
daß er von Grund aus mit dem prohibitioniſtiſchen handelspolitiſchen 
Syiteme der Rejtauration und der Julimonarchie zu brechen gewillt und 
zu einem gemäßigten Schußzolliyitem überzugehen bereit war. Es giebt 
eine kurze treffende Schilderung Leroh Beaulieus, von der bi 1860 in 
Frankreich Herrfchenden Zollpolitif: der franzöſiſche allgemeine Tarif ging 
davon aus, daß Dreiviertel der franzöfiichen Bevölkerung in folgenden acht 
Gewerben beichäftigt feien: Getreidebau, Viehzucht, Weinbau, Kohlenberg- 
bau, Baumwolle, Wolles, Seiden- und Eifeninduftrie. Die Erzeugnifie 
diefer nationalen Gewerbe wurden nach der Theorie der Solidarität der 
nationalen Intereſſen von Ackerbau und Gewerbe vor allem energischit 
geſchützt. 

Gegenüber dieſem Hochſchutzzollſyſtem, in welchem ſich Einfuhrverbote 
und verbotartig wirkende Zollſätze fanden, bedeuteten die im Vertrage mit 

3* 
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England gebundenen Zollfüge eine gewaltige Erleichterung der Einfuhr. 
Insbeſondere die von Tranfreich zu dem Bertrage mit England erlaffenen 
Nachtragsbeitimmungen zeigten, daß Frankreich in feinen Tarifherabjegungen 
erheblich weiterging, als urfprünglich erwartet war. Die Wertzölle waren, 
ftatt auf 25—30 Prozent, wie urfprünglich verabredet, von Frankreich auf 
10—15 Prozent fejtgefegt worden. Die Maß: und Gewichtszölle waren 
— abgejehen von den Garnzöllen — vielfach erheblich niedriger ala die 
dermaligen Sätze des Zollvereing. 

Die englifchen Treihändler hatten guten Grund gehabt, von ihrem 
Schulvorurteil gegen alle Handelöverträge in diejem Falle abzujehen, da 
jelbjt bei feiner großen Vorliebe für den Freihandel Napoleon auf dem 
Wege der autonomen Zarifreform, welche der Mitwirfung der ſchutz— 
zöllnerifchen Kammern bedurft Hätte, unbedingt folche Zollerleichterungen 
nicht Hätte durchiegen können. Man rechnete, daß 90 Prozent von des 
Kaiferd Untertanen Schußzöllner feien. Die Handelöverträge wurden von 
der Krone Frankreichs abgeichloffen, ohne parlamentarifche Mitwirkung. 
Nur auf dem Wege des Vertrages, ded do ut des, nicht wie in England 
mittelft Berallgemeinerung der vertragsmäßig zugeitandenen Ermäßigungen, 
wurden von Frankreich die Konzeffionen, die e8 England gewährt, an andere 
Staaten ebenfall® eingeräumt, 

Das Mujfter für die Verträge, die auf dem Kontinente abzufchließen 
waren, bildete der belgifch-franzöfifche Handelävertrag, der auch mit dem 
nachmaligen preußifch-franzöfifchen große Ähnlichkeit Hat. Belgien affimi= 
lierte jeinen Tarif für den Verkehr mit Frankreich in den weientlichjten Punkten 
dem franzöftichen Vertragstarif, verfprach unter Gegenfeitigkeit Meiftbegünftigung 
und jchloß gleichzeitig auf Grundlage der Neciprocität mit Frankreich eine 
Schiffahrts- und Litterarfonvention. Frankreich jeinerieits läßt fofort, wie 
die Meijtbegünftigungsflaujel es vorjchrieb, die neuerdings Belgien über 
dag Maß des Britiich-frangöftichen Abfommens hinaus zugeltandenen Tarif— 
ermäßigungen auch England zugute kommen. 

Inzwiſchen macht fich für die Nachbarjtaaten Frankreich außer dem 
Wunfche, auf dem franzöfiichen Markte mit England und Belgien unter 
gleich günftigen Bedingungen zu konkurrieren, ein Umſtand geltend, der 
ähnlich noch viel wirkjamer als damals in jüngiter Gegenwart die euro- 
päiſchen Staaten zu engerer Handelspolitifcher Verbindung zwingen follte. 
Die Bereinigten Staaten don Nordamerika, ein ſchon damals wichtiges 
GSrportgebiet für den europäifchen Kontinent, erlaſſen 1861 einen ftark ſchutz— 
zöllnerischen Tarif, unmittelbar vor dem Ausbruch des Bürgerkrieged. Die 
damalige MFinley Bill hieß „Morrill-Tarif”. 
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Es iſt bereit3 hervorgehoben worden, daß ein Fyernbleiben von dem 
franzöfifchen Syſtem der Handelsverträge nur für die direkte, nicht für die 
über England bewirkte Ausfuhr Deutfchlande nach Frankreich eine Er» 
ſchwerung bezw. Dinderung zur Folge hatte. Wie weit der deutjche Export 
nach Frankreich nach Abſchluß eines begünftigenden Vertrages ſteigerungs— 
fähig fein würde, dafür lagen natürlich ziffermäßige Anhaltspunkte gar 
nicht, fondern nur Schäßungen vor. Die bisherige Ausfuhr Deutſchlands 
nah Frankreich konnte Hierfür kaum einen Anhaltspunkt bieten. Bisher 
waren in beicheidenem Maße an der Ausfuhr nach Frankreich beteiligt: 
Der deutjche Süden mit Geweben, Holz: und Lederwaaren, jowie Schtwarz- 
wälderuhren, insbefondere Nürnberg mit feinen Specialartifeln, die Rhein» 
lande mit Tuch und Leder, ſowie Halbjeidenen, ceijeanen und jtählernen 
Maren; der Oſten mit Spiritus; Sacjen, Schlefien und die Mark mit 
Strumpfwaren, Tuchen, Plüfchen, Samten, gemifchten Webwaren u. ſ. w. 
fowie Glaswaren; die ärmften Gegenden Deutjchlands mit leinenen Sachen, 
jowie Schmud- und Drechjelwaren. Der Total-Wert des deutſch— 
franzöfiichen Verkehr war noch 1860 ein vecht bejcheidener. Bon der ge— 
lamten Einfuhr Frankreichs Lieferte zum Specialhandel der Zollverein nur 
ungefähr "eo, im Werte von 82 Millionen Franken, während Frankreichs 
Ausfuhr nach dem Zollvereine ungefähr "ıs feines Specialhandels, im 
Werte von 154 Millionen Franken ausmachte. Der Generalhandel, welcher 
die Durchfuhr einbegreift, weift in den deutſch-franzöſiſchen Beziehungen 
allerdings bereits 1860 größere Werte auf. Dazu wird aber von unter- 
richteter Seite die für Deutichland wenig ſchmeichelhafte Erklärung gegeben: 
Frankreich vermittelte die Ausfuhr deutjcher Waren vielfach derart, daß 
fie als franzöfiiches Fabrikat auf den Welt-Markt kämen, 

Die relativ jehr ſchwache Entwidlung des deutſch-franzöſiſchen Ver— 
fehr8 vor dem DVertrage von 1862 war übrigens aus der Gejchichte der 
gegenfeitigen Zollbeziehungen leicht erflärlih. Zwiſchen beiden Nachbar: 
ländern hatte feit zwei Jahrzehnten eine chronische TFeindichaft beitanden. 
Nachdem 1839 die Verſuche einer deutſch-franzöſiſchen handelspolitiſchen 
Annäherung gefcheitert waren, hatte zunächſt die Julimonarchie durch ſolche 
Bollerhöhungen den Zorm des Bollvereined erregt, welche insbeſondere 
deutjche Ausfuhrartifel trafen. Die Antwort Deutjchlands war eine Reihe 
von Retorfiongzöllen gervejen, die 1342 beichloffen und am 1. Januar 1843 
in Kraft gejeßt worden waren. Der Zollverein hatte damals, um Frank— 
reich empfindlich zu treffen, die Eingangsabgaben auf mehrere Kategorien 
Zurusartifel verdoppelt (lederne Handſchuhe, Franzbranntwein, Papier: 
tapeten, einige Kurzwaaren). Diefe Kampfzölle hatten fich, foweit nicht 
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auf Hannover Andrängen Herabjeungen eingetreten waren, noch 1860 
in Kraft erhalten. Statt zum Frieden zu führen, hatten diefe Retorſions— 
zölle nur fchärfere Trennung beider Handelsgebiete bewirkt !. 

Der Zollverein war in dieſer Kampfpolitif, ebenfo wie im feinen erften 
Handelöverträgen mit Holland und Belgien nicht bejonderd vom Glüd be= 
günftigt geweſen. 

Wenn es nun gelang, an Stelle des bisherigen Tariffrieges ein freund— 
ichaftlicheß Vertragsverhältnis zu Frankreich anzubahnen, jo war nad An— 
ficht der deutichen Produzenten unter Zuhilfenahme der von England jeit 
1860 gemachten Griahrungen einige Wahrfcheinlichkeit vorhanden, für 
folgende Waren in Frankreich einen Abnehmer zu finden: vor allem für 
die Tertilinduftrie in Tuchen, gemifchten Geweben, namentlich aus Seide 
und Baumwolle, kurzen und Poſamentierwaren; ferner für die Erzeugung 
von Schmiedewaren, Werkzeugen aus Eifen und Stahl, jowie Nähe 
nadeln u. ſ. w.; endlich für die Lederinduftrie und Belzwareninduftrie ?, 

Bereit? dor Beendigung der DVertragsverhandlungen mit Belgien gab 
Frankreich gegenüber dem Zollverein feine Bereitwilligfeit zu einem Handels— 
vertrage zu erfennen. Die Verhandlungen wurden am 15. Januar 1861 
eröffnet, zogen fich aber in die Länge. Es kann hier nicht von Intereſſe 
fein, die verfchiedenen Stadien bis zur Paraphierung des Vertrags zu 
erzählen. Preußen führte die Verhandlungen im Namen der verbündeten 
Bollvereindregierungen, die Preußen mit allgemeinen Bollmachten aus— 
ftatteten und periodifch Bericht über den Stand der Verhandlungen er— 
hielten. 

Abgejehen von den Schwierigkeiten, welche beim Berhandeln der 
Gegenkontrahent, Frankreich, bereitete, drohten für Preußen zwei retar- 
dierende Momente: 

1. Der Widerftand der Schubzöllner im eigenen Lande, Diefen drängte 
man zurüd, indem Preußen, was jehr auffiel, ſich nicht darauf einließ, 
vor Abichluß des Vertrags die Handelsfammern d. 5. die DOrganifation 
der Intereſſen zu befragen, eine Politik, welche zwar in dem freihändferifchen 


ı Glüdlicher ald 1842 war der Zollverein mit Retorſions-Maßregeln gemefen, 
die im Spätherbfte 1848 gegenüber franzöfiichen Experimenten mit Ausfuhrprämien 
angewendet wurden. 

2 Viele von diejen Artiteln waren durch den franzöſiſchen Generaltarif bisher 
prohibiert, 3. B. Waren aus Eifenguß, die meiften Kupfer-, Meifing:, Zinn: und 
Zintwaren, baummollene Gewebe, wollene Gewebe mit wenigen Ausnahmen, ferner 
alle gemifchten Gewebe u. |. w. 
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Abgeordnetenhaufe Billigung fand, aber doch nicht ala unbedenklich be= 
zeichnet werden fann. 

2. Die Öfterreich freundlich gefinnten Zollvereinsſtaaten. Diejen 
gegenüber fuchte man vorwärts zu fommen, indem man während der Ver— 
bandflungen fie zu möglichſt fchnellen Entihlüffen drängte und möglichjt 
wenig dreinreden ließ. Diefen Staaten wurde der paragraphierte Vertrag 
als unabänderliche Thatfache entgegengeitellt, deren Nichtanerfennung Preußen 
als Grund zur Auflöfung des Zollvereins zu betrachten denke. Nur in 
einer Bayern jpeciell betreffenden Einzelfrage war diefem Staate noch ein 
Entjcheidungsrecht vorbehalten worden. 

Bon welchem preußifchen Staatsmann die politische Idee, den Vertrag 
mit Frankreich gegen Öfterreich auszufpielen, zuerft angeregt worden ift, 
wird aus den bisher vorliegenden Veröffentlichungen nicht erfichtlih. Der 
technifche Unterhändler, welcher auf Preußens Seite in den Einzelfragen den 
Ausſchlag gab, war M. %. Rudolf Delbrüd. Ob Bismard, der beim 
Amtsantritt den Vertrag bereits abgeichloffen vorfand, bereits früher in der 
Sache geheimen Einfluß geübt hat, ob er als Gejandter in Frankreich in 
handelspolitifcher Hinficht thätig geweſen war, ift bis jet nicht veröffent- 
licht: Jicher ift nur, daß er vom Herbit 1862 an die Konfequenzen der 
bandelspolitifchen Aktion mit Frankreich mit gewohnter unbeugfamer Energie 
durchfocht. 


V. Der Inhalt des preußiſch⸗-franzöſiſchen Handelsbertrags von 1862. 


Die Verträge, welche zwiſchen Frankreich und Preußen am 29. März 
1862 paraphiert wurden, ſonderten ſich in folgende Gruppen: 

1. Zollpolitiſche Abmachungen: der eigentliche Handelsvertrag und 
eine Übereinkunft betreffend Zollabfertigung im internationalen 
Gijenbahnverfehr. Letzteres ift für uns von untergeordneten Intereffe. 

2. Ein Schiffahrtövertrag. 

3. Ein Bertrag über Schuß des geijtigen Eigentums, 

4. Ein bejonderes Protokoll, Hauptjächlich die Dauer der Verträge 
betreffend. 

Der Sciffahrtsvertrag hatte mehr Für Frankreich wie für Deutich- 

land die Bedeutung des Syſtemwechſels. Die Reciprocität ward angebahnt, 
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wenn auch nicht vollftändig durchgeführt. Immerhin bejeitigte Frankreich 
einen großen Zeil feiner Navigationsgejeßgebung zu gunften Deutichlands, 
Preußen bezw. der Zollverein vertrat bei Abſchluß dieſes Schiffahrts- 
vertrags mit Lebhaftigkeit die Intereſſen der Hanfeftädte, troßdem diejelben 
dem Zollvereine nicht angehörten. 

Daß die als Beigabe zum Handeld- und Schiffahrtövertrage ver— 
einbarte Konvention zum gegenjeitigen Schube des litterarifchen und 
fünftlerifchen Eigentums im Lande der Dichter und Denker, der Buchhändler 
und Buchdruder, mit ungeteiltem Beifall begrüßt werden mußte, hätte man 
wohl erwarten dürfen. Die Konvention brachte für die gegenfeitige Be— 
handlung nur die Grundfäße zur Geltung, welche zwiſchen civilifierten be= 
freundeten Staaten eigentlich aus dem Anſtandsgefühl fich ergeben follten, 
Merkwürdigerweiſe wurden jedoch damald vereinzelte Stimmen laut, welche 
das Verbot des Nachdruds franzöſiſcher Werke für eine Schädigung der 
loyalen deutjch-nationalen Arbeit erklärten. Bekanntlich find in Zeitungs- 
äußerungen gegenüber diefer noch Heute zu Recht beftehenden Litterar— 
Konvention wiederum 1891 ähnliche Argumente vertreten worden. 

Sowohl der organische Aufbau eines Syſtems nebeneinanderftehender 
Handels-, Schiffahrts- und Litterarſchutz-Verträge, wie die Redaktion der- 
jelben war beim deutſch-franzöſiſchen Vertrage eine freie Nachahmung des 
Schemas, welches Frankreich überhaupt feiner mitteleuropätichen Vertrags— 
politit und in&befondere dem vorausgegangenen Vertrage mit Belgien zu 
Grunde gelegt hatte. 

Vor allem iſt Frankreichs Ymitiative in dem eigentlichen Handels: 
bertrage zu erfennen, der ung nunmehr beichäftigt. Das Vertragsſchema, 
welches unter Berücdfichtigung der von Fall zu Fall in Betracht kommen 
den Belonderheiten Frankreich im allgemeinen feinen europäiichen Handels— 
bertragsverhandlungen zu Grunde legte, enthält zwei Grundſätze: 

1. Möglichjte Gleichitellung der Zolltariie der Vertraganationen, 

2. die Klauſel der gegenfeitigen Meiſtbegünſtigung. 

Es iſt ohne weiteres erfichtlich, daß dies Programm ein anderes ift 
als dasjenige, welches Vfterreich bei dem Vertrage von 1853 zu 
Grunde gelegt hatte. Öfterreich hatte mit dem Zollverein anzubahnen 
gejucht : 

1. ebenfalls Gteichjtellung der Tarife und gegenfeitige Meiftbegünftigung, 

2. Privilegterung des öſterreichiſch-deutſchen Zwiſchenverkehrs. 

Der öfterreichifch-deutfche Vertrag hatte, vom Standpunfte Ofterreichs 
aus betrachtet, die Tendenz gehabt, eine Zolleinigung mit gemeinfanter 
ichuszöllnerifcher Politit nach außen anzubahnen. Daher die Beltimmungen, 
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welche einem jeden der beiden Kontrahenten es erjchwerten, einjeitig zum 
Freihandel überzugehen. 

Frankreich dagegen fordert nicht vom Zollverein, daß er die neuer= 
dinge im Handelsvertrag eingeräumten Begünftigungen auf Frankreich 
einſchränke; Frankreich Hindert nur den Zollverein, einem dritten Kontra= 
benten, 3. B. Öfterreich, ausſchließliche Begünftigungen einzuräumen. 
Vom Standpuntte Frankreichs betrachtet, hat diefe Politit den Sinn, die 
freihändlerifche Stimmung, welche den franzöfifchen Kaifer beherrfcht, auf 
dem Kontinent weiter auszubreiten. Daher ein Vertragsſchema, welches, 
fur; gejagt, die mitteleuropäifchen Staaten hindert, gegen Frankreich mehr 
ſchutzzöllneriſch zu fein, als e8 der meuen franzöſiſchen Tarifpolitik ent— 
ipriht, während es den Bertragsitaaten völlig freie Hand läßt, wenn fie 
im Freihandel künftig noch energiicher ala biöher vorgehen wollen. 

Nach dem Gejagten gliedert fich die Betrachtung des preußiſch-fran— 
zöffchen WVertrages ganz von ſelbſt. Zunächſt gilt es, die Meiftbegün- 
jtigung&verabredung auf ihre Bedeutung im konkreten alle zu prüfen. Als— 
dann bleibt zu betrachten, welche Veränderungen frankreich Begehren der 
Gleichſtellung der beiderfeitigen Tarife gegenüber der bisherigen Handels— 
politif des Zollvereins zur Folge hatte. 

Das Recht der Meiftbegünitigung, welches Frankreich erlangte, — und 
zwar ohne daß eine Ausnahme zu gunften Ofterreichs geduldet wurde, — 
war in der Folge (1862 — 64) der Punkt des Handelävertrags, der die 
lebhaftefte Anfeindung erfuhr. Und doch war, rein juriſtiſch betrachtet, 
nad) dem Wortlaute des Vertrags Üjterreich nicht geradezu dom Eintritt 
in den Zollverein, vielmehr Lediglich von der Fortſetzung des hierzu nötigen 
Übergangsftadiums, eines bevorzugten Differenzialzollverfehrs, aus— 
geichloffen. In der erwähnten Klauſel nämlich war vorgejehen, daß auch 
andere deutiche Staaten dem Zollvereine in der Folge beitreten und dann 
am franzöſiſch-deutſchen KHandelsvertrage teil Haben würden. Es war 
höchſtens das ftrittig, ob Üjterreich-Ungarn als ein deuticher Staat an— 
zufehen war. Materiell freilich war die Sachlage ziemlich Elar. 

Der Inhalt der die Meijtbegünftigung fichernden Klauſel, jener Abrede, 
die jpäter durch den Frankfurter Frieden Hinfichtlich der deutich-franzöfiichen 
Beziehungen in Permanenz erklärt wurde, ift kurz folgender!: Jeder Vor— 
teil, den Frankreich bezüglich der Einjuhr, Ausfuhr und Durch— 
fuhr einem dritten Staate zugefteht, muß auch dem Zollverein gewährt 
werden und umgekehrt. 

Bei Abfaſſung diefer Klauſel dachte man zunächſt an den Tall, 


ı Vergl. Art. 31 Abſ. 1, Art. 23 Abſ. 3 des Handelävertrags von 1862. 
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daß einer der kontrahierenden Staaten Fortſchritte auf der Bahn freihänd- 
lerijcher Reform machen würde. Aber auch der gegenteilige Fall iſt denk— 
bar. An fich find ja beide Staaten berechtigt, die Ein- und Ausfuhr der 
Gegenftände, über welche der Vertrag nicht befondere Abmachungen trifft, 
durch Zollmaßregeln zu erjchweren oder zu verhindern — in&beiondere 
können fie, ſoweit nicht die Zölle durch Abmachungen des Vertrags nach 
oben gebunden find, Zollerhöhungen eintreten laffen. Dem gegenüber bat 
die Meiftbegünftigungskflaufel die Bedeutung, daß beide Kontrahenten ein— 
ander nicht ungünftiger als dritte Nationen behandeln dürfen, 

Haben wir bisher das Weſen der Meiftbegünjtigung betrachtet, fo 
ift nunmehr zu unterfuchen, zu welchen SKonfequenzen das Princip der 
Gleichitellung der Tarife Hinfichtlich der einzelnen Tarifpofitionen 
führen mußte Wir müfjen bier die Verzollung der Durchfuhr, Ausfuhr 
und Einfuhr unterjcheiden. 

1) Am einfachjten war die Anwendung des Princips der Gleichitellung 
der Tarife auf den Durchiuhrverkehr. Bereit? vor Paraphierung des 
Bertragstertes war ja der Zollverein dem Beifpiele Frankreichs und der 
übrigen vorgefchritteniten europäifchen Staaten durch jpontane Freigebung 
des Durchfuhrhandel® gefolgt. Hier war alſo bloß fünftigen Rüdjällen 
vorzubeugen. Es wird durch ausdrüdliche Abrede für die Zukunft an dem 
beftehenden Princip der Durchfuhrfreiheit in beiden fontrahierenden Staaten 
jeftgehalten. Ausnahmen Hiervon find micht in der Weife zuläffig, daß 
wiederum die Durchfuhr mit Abgaben belajtet wird; dagegen find aller: 
dings Durchiuhrverbote und Durchiuhrbeichräntungen für beitimmte Artikel 
aus polizeilichen oder fisfalifchen Rüdfichten als zuläffig vorbehalten 
worden, 

2) Schon etwad mehr Veränderung gegenüber den bisherigen Ein— 
richtungen des Zollvereind wird bewirkt durch die Anwendung des Princips 
gleicher Tarife auf die Ausfuhr Zwar Hatte der Zollverein bei Auf 
hebung der Durchgangsabgaben bereits einen Teil der Austuhrzölle, nänılich 
derjenigen Ausgangsabgaben, welche lediglich eine andere Form der Er— 
bebung des Durchgangszolles dargeitellt hatten, autonom bejeitigt. Indes 
auch noch nach dem 1. März 1861 waren — wie bereitö früher erwähnt, — 
noch einige Ausfuhrzölle im deutſchen Tarife erhalten geblieben, denen 
nunmehr — mit einer Ausnahme — der Garaus gemacht wurde, ohne 
daß ihnen eine Thräne nachzjuweinen war. 

Ausfuhrartikel, in denen Deutichland ein natürliches Monopol be= 
jeffen Hätte, daher auch bei vorgejchrittener wirtjchaftlicher Entwidlung eine 
Finanzeinnahme wie Chili von feinem Salpeter eritreben fonnte, famen 
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nicht in Betraht. Der Gefichtspunft aber, der noch 1818 jeine gute Bes 
rehtigung gehabt Haben mochte, durch Ausfuhrzölle diejenigen Induſtrien 
zu Fördern, welche vorwiegend auf heimiſches NRohmaterial angewiejen 
waren, war ein mit Dentichlands fortichreitender Entwidlung immer mehr 
veralteter geworden. 

Die deutiche Wollinduftrie bedurfte nicht mehr eines Wollausfuhr- 
zollee, weil fie zahlungsfähig genug geworden war, die heimiſche Wolle 
auch im freien Wettbewerbe wertentiprechend zahlen zu können. Warum 
jollte man, nachdem die Stadium erreicht war, der Landwirtichaft dag 
Recht verfümmern, ihre Erzeugniffe auf dem lohnenditen Markte zu ver= 
faufen? 

Ein anderer, noch nach dem 1. März 1861 fortbeitehender Ausfuhr: 
zoll, nämlich der auf Rohmaterial für die Lederinduftrie, war von den Inter— 
eilenten jelbft als jchädlich und unzeitgemäß bezeichnet worden. Der 
Volkswirtſchaftiche Kongreß, damald der getreue Vorberater der fänıtlichen 
zollpolitiſchen Maßregeln, hatte 1860 darauf hingewiejen, daß die deutiche 
Lederinduftrie längſt nicht mehr fich auf Verarbeitung ausfchließlich deutichen 
Materiald beichränfe. Der Einkauf fremder Häute aber werde erleichtert, 
wenn fich auf deutichem Gebiete ein Häutemarft bilde Die Entwidlung 
jolh eines Marktes aber werde durch den auf der deutichen Ware liegen- 
den Ausfuhrzoll verhindert. 

Drängten in Deutjchland Erwägungen des eigenen Vorteils zur Auf- 
hebung gewifjer Ausfuhrzölle, jo Hatten fi in Frankreich ähnliche Ge— 
fichtöpunfte bereits vor Abſchluß des Vertrag mit Preußen praftijche 
Geltung verſchafft. Es konnte demgemäß ohne all zu große Bedenken 
das Verſprechen ausgetaufcht werden, daR auch für die Zukunft das 
Prineip der Ausfuhrzollfreiheit beibehalten werden jolle. 

Doh ganz ohne Einfchränfungen ging es nicht ab. Sowohl Frank— 
reich als Deutichland behalten fich nämlich dag Recht vor, — zum Schuße 
der Papierinduftrie — von Lumpen und anderen Abfällen, ferner von 
altem Tauwerk, alten Fiichernegen und Striden einen Ausfuhrzoll zu ers 
heben. Die Marimalhöhe diefes Ausfuhrzolles auf Lumpen u. ſ. w. wird 
jedoch gebunden. Die neuen Zollſätze bedeuten eine beträchtliche Herab— 
jeßung (von 18 ME. auf 10 ME. per 100 kg Lumpen). Die Herabjegung 
dieſes Ausfuhrzolles wird in Deutjchland damit gerechtfertigt, daß die deutjche 
Papierinduftrie durch die Ermäßigung der franzöfiichen Eingangszölle an Ab» 
faßgelegenheit mehr gewinne, als fie in dem verlorenen Monopol des Be- 
zugs von heimiſchem Materiale einbüßen könne. Daß überhaupt noch ein 
Zumpenausfuhrzoll beibehalten wird, erſcheint bereit dem damaligen 
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Deutjchland als eine nicht für die Dauer, jondern nur aus den zeitweiligen 
Umjtänden fich rechtfertigende Maßregel. Man erklärte, nur folange an dem 
Zumpenausfuhrzolle noch fefthalten zu wollen, ala die Yänder, aus welchen 
Deutjchland vor allem Lumpen beziehe, Rußland und Öfterreih, noch 
ihrerfeit3 die Yumpenausfuhr durch Zölle erichwerten. 

Durch die Abmachung, den beiderfeitigen Verkehr mit Ausnahme des 
Materiald der Papierinduftrie von Ausiuhrzöllen freizugeben, waren 
indes beide Staaten an fich feineswegs gehindert, Ausfuhrverbote zu 
erlaſſen, ſofern nur der andere Kontrahent nicht durch das Ausfuhrverbot 
ungünftiger als dritte Staaten behandelt wird. Nur Hinfichtlich der 
Steinfohlen, deren Bezug fih Frankreich für alle Fälle auß dem deutichen 
Saarbeden zu fichern wünſchte, verpflichten fich die Kontrahenten, ein 
Ausfuhrverbot feinesfalls eintreten zu laſſen. Im übrigen war e& aud) 
nach dem PVertrage mit frankreich dem Bollvereine unbenommen, 3. B. 
in ſtürmiſcher politifcher Zeit ein Pferdeausfuhrverbot zu erlaflen oder bei 
einer Ernte, die feine Überfchüffe für den Export übrig läßt, die Ausfuhr 
der Nahrungsmittel gemäß der Teuerungspolitit alten Stiles zu verbieten. 

3) AL die Beitimmungen über Durchfuhr- und Ausfuhrzölle waren 
begreiflicher Weife von viel jubalternerer Bedeutung als die Anwendung 
des Principe der Gleichjtellung der Tarife auf die Eingangszölle. Ins— 
befondere waren die Veränderungen der Eingangszollſätze, welche Deutſch— 
land auferlegt wurden, deshalb um jo wichtiger, weil von Anfang an 
deuticherjeits die Abſicht beitand, den Vertragstarij zum allgemeinen Tarif 
zu erheben. Bei jeder Zollermäßigung, die frankreich zugeftanden wurde, 
war deshalb nicht nur die Frage zu beantworten: „wird in diefem Ge— 
chäftezweige der Wettbewerb mit Frankreich ertragen werden können?“ 
fondern e8 war auch die Konkurrenzfähigkeit mit England zu berück— 
fichtigen. 

Wenn es fich Für die Zukunft bloß um ein erleichtertes Eindringen 
franzöfifcher Artikel gehandelt hätte, jo hätte man in Deutfchland wenig 
Beſorgniſſe gehegt. Frankreich und Deutichland Hatten ihre Stärke in ver— 
ichiedenen Specialitäten und fürchteten "deshalb eine Annäherung nicht. 
Anerfanntermaßen waren die Franzöfiichen Stapelinduftrien den deutſchen 
allerdings überlegen, da wo es auf foltbare geichmadvolle Cualitätsartikel 
anfam. Dagegen fonkurrierte der Zollverein mit Frankreich auf neutralen 
Märkten bereits erfolgreich in wollenen und halbwollenen Waren ordinärer 
Onalität, ferner in gewiffen wollenen Sarnen, baummollenen Strumpf: 
und Polamentierwaren, ſowie Metallwaren und Spiritus. 

Ganz anders waren die SKonkurrenzverhältniffe gegenüber Groß— 
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britannien, Belgien und der Schweiz. Diefe Länder vertraten in vielen 
Gewerben die gleiche, im allgemeinen auf die Erzeugung wohlfeiler Maſſen— 
artikel Hinzielende Richtung, wie der Zollverein. Nicht gerade ruhmvoll 
it, daß damals als die Urfache, weshalb auch in der Anfertigung wohls 
feiler Maſſenartikel Deutichland die engliſche Kpnkurrenz nicht zu jcheuen 
brauche, von den FFreihändlern nicht etwa befjere technische Einrichtungen 
unfererjeits, fondern das niedrige Lohnniveau, in&befondere die tiefer ftehende 
Lebenshaltung der deutjchen Arkeiter wiederholt ins Feld geführt wurden. 
Die niedrigen Löhne gaben vor allem in denjenigen Gewerben Deutichland 
damals einen VBorfprung, welche noch nicht vom hausindujtriellen zum 
mechanischen Fabrikbetrieb übergegangen waren. Die hierin wurzelnde 
Konkurrenzfähigkeit Deutſchlands beruhte natürlich nicht auf dauernden 
Urfachen. 

MWie war nun in dem ala Muſter vorfchwebenden franzöſiſch-belgiſchen 
Vertrage die Gleichitellung der beiderjeitigen Eingangszölle bewirtt? Man 
hatte dem Zerte des Handelävertrages zwei Tarife beigefügt, die im Syſtem 
und in den Anſätzen die möglichit weitgehende Übereinftimmung zeigten. 
Drüdt man es anders auß: Die Nifimilation war erreicht, indem Belgien 
Frankreich gegenüber die franzöfiichen Vertragstarifſätze ſich aneignete. 

Mit diefem gegenüber einem Eleineren Staate von ranfreich in Ans 
regung gebrachten Syitem ftimmte das Verfahren, welches Preußen namens 
des Zollvereing befolgt, nicht in allem überein. Allerdings find auch ala 
Anhang zum preußifch = Franzöfifchen Handelövertrage ein Tarif A und B, 
deren PRofitionen annähernd ähnlich geftellt wurden, beigefügt: Tarif A 
bindet die bei der Einfuhr nach Frankreich, Tarif B die bei der Einfuhr 
nach Deutichland anzumendenden Zollſätze. Es ergeben ſich jedoch einige 
äußere und innere Unterjchiede gegenüber dem franzöfiich-belgtichen Ver— 
trage, troßdem deſſen Mufter vorichwebt: 

1) 68 find in der Beilage A und B eine Anzahl von Artikeln 


ı DVergl. außer den Flugſchriften der Zeit die auf den franzöfiichen Handels— 
vertrag bezüglichen Anlagen zu den preußifchen Stammerverhandlungen von 1862, 
Ahnlich ſprach fich übrigens rückblickend 1878 auf dem 2. Kongreſſe des Gentralver: 
bandes benticher Induſtrieller ein gründlicher Kenner der beutichen Zertilinduftrie, 
Herr Frommel aus Augsburg aus: „Man vergikt .. ..... ‚dab unfer Export in 
früheren Jahren hauptjächlich durch einen Faktor getragen wurde, durch die billige 
Handarbeit in Deutichland, und ich twage fogar zu behaupten, daß weitaus die meiften 
Induftrien, die noch einen lohnenden Export haben, fi auf billige Handarbeit 
fügen müffen“. Redner eremplifiziert hierbei no im Jahre 1575 auf die niedrigen 
Löhne der Handmweber al3 Grundlage der Erportfähigfeit der deutichen Seiden: 
induftrie. 
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nicht aufgeführt, über die der belgifch = franzöfifche Vertrag Beitimmungen 
getroffen hatte. Es werden jomit die Tarifſätze nicht vertragsmäßig ge= 
bunden auf die Einfuhr von 

rohem und raffiniertem Zuder, Eyrup, Geweben aus Yute, Wachs 

und Wachswaren, Butter, Droguerien,, polierten Hornplatten, Kork— 

waren, Fleiſchextrakt, Schokolade, Waren aus Menſchenhaaren. 

Es ſcheint nach den allerdings verſchwommenen Ausführungen der 
preußiſchen Regierungsdenkſchrift Frankreich geneigt geweſen zu ſein, die 
Gleichſtellung der Eingangszölle auch auf die Hier aufgeführten Artikel 
auszudehnen, Preußen dagegen von der Gewährung der entiprechenden Zoll- 
ermäßigungen ſeinerſeits Abſtand genommen zu haben, da gerade in diejen 
Artikeln Frankreich allgemeiner Tarif feine allzugroße Erſchwerung der 
Einfuhr bedeute und Fein Intereſſe vorliege, weitergehende Konzeſſionen 
Frankreich durch deutiche Zollermäßigungen zu erwirken. 

2) Es ift Preußen gelungen, in einer Zarifpofition von Frankreich 
eine weitergehende Ermäßigung zu erlangen, als Belgien gewährt worden 
war, Der franzöſiſche Eingangszoll auf ladiertes Leder wird nämlich auf 
60 jtatt auf 100 Fre. per Kilo feſtgeſetzt. 

3) Eine erhebliche Verichiedenheit des nach dem Vertrage für Frans 
reih und den Zollverein geltenden Eingangszollfages ergiebt ſich einmal 
da, wo Frankreich am Wertzollſyſtem, Deutfchland am Syſtem der ſpe— 
cifiichen Zölle fefthält, ferner da, wo die Klaſſifizierung des franzöſiſchen 
Gewichtszolltarifs die Unterfchiede der Qualitäten mehr berüdfichtigt, als 
im Bollverein geſchieht. Während 3. B. bei Gamen und Geweben ber 
franzöfiiche Tarif die Unterfchiede der feineren und gröberen Ware ein- 
gehend berüdfichtigte, war im Zollverein, ſoweit das Gewichtszolliyiten 
mit einer unentwidelten laffifizierung zufammentraf, die Folge, daß die 
feinere Ware nur wenig, die grobe Ware dagegen fehr ausgiebig, aus— 
giebiger ala in Frankreich geſchützt wurde. 

In den geichilderten Fällen ſchützte alfo jeder der Kontrahenten nad 
wie vor bejonders die Specialität, in welcher feine Stärfe ruht, im übrigen 
die Einfuhr der nicht ſpeciell gepflegten Qualitäten begünjtigend, Es war 
auch ferner eine Folge der nicht völligen Gleichjtellung der Tarife, daß 
auch nad) Inkrafttreten des Handelsvertrages der franzöfiiche Zoll bei 
Eiſenblech, Eifendraht, jchmiedeeifernen und gußetiernen Waren, plattierten 


ı Bekanntlich haben Wertzölle in ben Zollvereinstariten ber jechziger Jahre nur 
für Eiſenbahn- und Wafjerfahrzeuge eine Rolle geipielt, während jonft der Zollverein 
bie Wertverzollung perhorreszierte. 
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Maren, Blei» und KHupferwaren, Seidenwaren und verichiedenen Chemikalien 
höhere Sätze als der deutiche zeigte. 

4) Während im belgifch - franzöfiichen Vertrage nur der unmittelbare 
Zwiſchenverkehr beider Gebiete begünjtigt war, wird beim deutſch-fran— 
zöichen Vertrage der zollvereingländijchen Ein und Ausfuhr auch derjenige 
Verkehr beider Handelsgebiete gleichgeitellt, den hanſeatiſche Hafenplätze, 
ſowie belgijche und jchweizeriiche Bahnen vermitteln. 

5) Hinfichtlich der Urſprungszeugniſſe, ſoweit folche erfordert wurden, 
it Befreiung von allzu läftigen Förmlichkeiten vorgejehen, ein Punkt, auf 
welchen wir noch zurückkommen werden, 


AU die eben gejchilderten Abweichungen des deutjch-Tranzöfiichen Hans 
delsvertrages vom belgifch-Franzöfifchen hindern nicht, daß man das Mufter 
in feiner Nachahmung wiedererfennt.e Doch ift e8 nicht genügend, fich 
hiermit zu beruhigen und die 1862 vorgejehenen Herabſetzungen des Zoll- 
vereinstarifs lediglich als eine Konſequenz des allgemeinen Princips der 
Ajfimilation der Gingangsabgaben zu betrachten. Vielmehr müſſen die 
einzelnen anläßlich des Handelsvertrages inaugurierten Yirformen, wenn 
man die Gejamtentwidlung verjtehen will, auch nach den Geſichtspunkten 
geprüft werden, welche für eine jpontane Zarifreform im Zollvereine in Be: 
tracht gefommen wären. Hier Fällt ung zunächft wiederum auf, daß die 
Zarifreformen, bier wie in der Folge, eigentlich nur eine Ausführung der 
dorausgegangenen Beichlüffe des Kongreſſes deutfcher Volkswirte, anderjeits 
eine Wiederaufnahme der freihändlerifchen Politik bedeuten, welche Preußen 
— allerdings vergeblich — bereit3 in den fünfziger Jahren durch jelbit- 
ftändige Anträge bei den Zollvereinsfonferenzen angejtrebt hatte. 

Bom Standpunkte des deutichen Intereſſes aus betrachtet, jondern fich 
die durch den Vertrag mit Frankreich im Sollvereinstarif herbeigeführten 
Anderungen nach Gefichtspuntten, die bereit3 auf dem Volkswirtſchaftlichen 
Kongreffe betont worden waren, in zwei Gruppen. Man hatte den Zoll- 
bereinstarif als reformbedüritig erklärt, eriten® weil er in der derzeitigen 
Geitalt des leitenden Gedanken? entbehre, und durch MWiderfprüche der 
Pofitionen u. ſ. mw. ſchlechterdings irrationell geworden fei; zweitens weil 
er vielfach noch da Schuß gewähre, wo fein Bedürfnis mehr vorliege. 

Sowohl vom freihändlerifchen als vom fchußzöllneriichen Standpunfte 
aus erjchien der derzeitige deutſche Zolltarif fchlechterdings ala irrationell, 
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a. joweit er Zölle enthielt, die weder für die Finanzen noch für den 
Schutzzweck erheblich waren ; 

b. oder die — jeinerzeit als Kampfzölle eingeführt — diefe Bedeu- 

tung verloren hatten; 

ce. endlich jomweit er notwendige Roh» und Hilisſtoffe der erportieren- 

den Gewerbe verteuerte. 

Ein Beifpiel der erftgenannten Art war u. a. der Zinfzoll, gegen den 
bereitö früher die Freihändler deshalb polemiftert hatten, weil er fo gut 
wie gar nichts einbrachte, und bloß den Tarif verwidelt mache. Deutfch- 
land führte und führt noch heute fo gut wie gar fein Rohzink ein, erfreute 
fich dagegen eines lebhaften Zinferportes infolge des natürlichen Vorzuges, 
den Schlefiens Reichtum am diefem nachgerade jo wichtig gewordenen Me— 
talle gewährt. 

Zu den Zollfäßen, die feinegwegs aus einer rationellen Erwägung 
heraus, jondern aus bejtimmten Rampfabfichten feinerzeit erlaffen und nun 
mehr aber nad Wegfall des Motives der Neuregelung bedürftig waren, 
gehörten 3. B. folgende Gruppen: 

Zunächſt die Zollerhöhungen auf Handſchuhe, Papiertapeten und 
andere Waren, welche ab 1. Januar 1843 ala Retorfionszölle gegen 
Frankreich eingeführt worden waren. Nachdem man mit Frankreich einen 
Handelävertrag eingeht und das Frankreich des zweiten KHaiferreichd das 
Syitem der Handelspolitif der Julimonarchie, gegen welches diefe Kampf: 
zölle gerichtet waren, ſeinerſeits fallen läßt, find die betreffenden Zölle ala 
Kampfizölle in feiner Weife mehr zu rechtfertigen. Das einzige Bedenken 
it, ob nicht die unter dem Zollſchutze entwidelte heimiſche Fabrikation 
Gefahren von Frankreich zu befürchten hat. In gewifjen Fällen mußte 
man Hier NRüdfichten nehmen und verfuchte dies zunächſt durch Abftufung 
der von 1862—66 anjteigenden Ermäßigung der deutichen Zölle, jo 3. 8. 
bei den Papiertapeten. Die Veränderungen, welche hier eintraten, waren 
jedoch in manchen Fällen recht jähe, befonders da durch das verzögerte 
Inkrafttreten des Handelsvertrage® auch da, wo ftufenweife Ermäßigung 
vorgejehen war, die Zollherabjegung jchließlich in einem Termin eintrat. 

Gin anderer Zoll, der damals nicht als Schutzzoll, fondern als 
Kampizoll und zwar ala ein wirkungslos gebliebener Kampfzoll angejehen 
wurde, war der Talgzoll. Derjelbe war einſt gegen Rußland geichaffen 
worden, aber wie die meiften gegen Rußland verfuchten Retorfionsmaßregeln 
ertolglog gewejen. Der Volfswirtichaftliche Kongreß hatte bereits vor 1862 
mit Energie die Aufhebung der Talgzölle im Intereſſe der Seifen: und 
Kerzenfabrifation gefordert. Die Befeitigung dieſes Zolles machte 
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feine Schwierigkeiten, da die deutiche Landwirtſchaft damals Talgzölle zu 
ihrem Schuße nicht bedurfte!. 

Finanziell viel einfchneidender find die Wirkungen der durch den 
Handelsvertrag angeregten freihändlerifchen Politik da, wo e8 gilt, den 
erportierenden Gewerben zollfreien Bezug ihrer Roh: und Hilfeftoffe zu 
verschaffen. Die Freigabe der Einfuhr der Nohmaterialien war die uner— 
(äßliche Vorausjegung einer Politik, welche das Endziel verfolgte, die in— 
duftriellen Schußzölle niederzulegen oder zu ermäßigen. Die Zollbefreiung 
der Robftoffe Hat die Bedeutung, die Intereſſen eines Teiles der In— 
duftriellen, nämlich derjenigen, die bereit? für den Weltmarkt arbeiten, 
mit der freihändlerifchen Ara zu verföhnen. Hier ift die im Handelsver— 
trage ftipulierte Reform des Zolltarifs nur ein erjter Schritt auf einer 
Bahn, die man erjt fpäter weiter verfolgt hat. So 3. B. fallen damals 
die Eingangszölle auf denaturiertes Baumöl, auf Holz einjchließlich des 
heute wiederum fo energisch gefchügten Bau» und Nutzholzes?. 

Da der Schuß der Landwirtichaft damals fein Geſichtspunkt iſt, fo 
find alle die bisher gejchilderten Reformen nicht unter dem Gefichtspuntte 
der Veränderung eines bewußt eingeführten Zollichußes, unter dem Gefichtg- 
punkte zeitgemäßer Neuredaktion irrationell gewordener PBofitionen zuſammen— 
zufaſſen. Anders ſteht e8 mit denjenigen Zollermäßigungen von Induſtrie— 
Ihubzöllen, die bewußt als folche eingeführt waren und noch immer alg 
jolche empfunden wurden. Hier handelt e8 fih um ein bewußtes Einlenken 
der Handelapolitif in freihändleriiche Bahnen. Die Einzelheiten können 
bier nicht ſämtlich berührt werden, wohl aber ift es nötig, einige bejonders 
umftrittene Punkte Herauszuheben. Diejenigen Industrien, über deren Zölle 
der vertragsmäßig gebundene Tarif Beftimmungen enthält, find in erſter 
Linie folgende drei Gruppen: 


ı Die Zollfreiheit bes Talges war im Bertrage erft für 1866 in Ausficht ges 
nommen. Bereit? 1863 jedoch fette autonom der Zollverein die Zölle auf Talg und 
Fett auf 3 Mark für 100 kg herab (Preuß. Geiehfammlung 1863, ©. 656). 

2 In bie Kategorie der Reform bisher völlig irrationeller Tarifpofitionen ge: 
hörte inäbefondere auch die Neform ber Jutezölle. Diele erft Ende der fünfziger 
Jahre in Deutichland beginnende Anduftrie zeigte, wie der Volkswirtſchaftliche Kongreß 
nachwies, folgende wiberfinnige Zarifierung: Aute zahlte 5 Silbergrofchen pro 
Gentner Eingangszoll, während Baumwolle frei einging. Jutegarn wurde mit 
2 Thaler pro Gentner, die aus diefem Garne hergeftellten Jutegewebe wurden dagegen 
nur mit 20 Silbergroſchen geſchützt. Die Gelegenheit war natürlich willtommen, das 
Verhältnis zwilhen Rohmaterial, Halbproduft und fertiger Ware zollpolitifch 
rationeller zu ordnen. Während für Yutegewebe feine Tarifbindung vorgejehen war, 
wurde Rohjute freigegeben, Jutegarn auf 15 Silbergrofchen pro Gentner herabgeſetzt. 

Schriften L. — Lob, Handelspolitit. 4 
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1. die Metallproduftion, vor allem die Eifen- und Stahlerzeugung, 
jerner auch die mit Verarbeitung von Kupfer, Zink, Blei, Zinn umd Nickel 
beichäftigten Gewerbe. 

2. die Tertilinduftrie, ſowohl die Leinen» als die Baumwoll-, Woll- 
und Seideninduftrie, ferner auch die neben diejen Stapelinduftrien arbei- 
tenden weniger umfangreichen Spinn» und Webereigeiwerbe, wie 3. B. die 
Juteinduſtrie; 

3. die Leder-, Holzwaren, ſowie die chemiſche Induſtrie, die Glas— 
und Thonwaren⸗Induſtrie, die Papierinduſtrie, die Hutinduſtrie und andere 
Gewerbe geringeren Umfangs. 


Nach welchen Grundſätzen werden hier Zollermäßigungen vorgenommen ? 
Mie wird die freihändlerifche Wendung der Tarifpolitif im einzelnen ge- 
rechtfertigt ? 

Hier begegnen wir Motivierungen von fehr verjchiedener Natur. 

Zunächft hören wir Argumente, welche im allgemeinen darthun follen, 
es jei die Zeit gefommen, mit dem Syſtem der induftriellen Schußzölle zu 
brechen; des weiteren wird aber auch verfucht, die Veränderungen des 
Zolltarifs mit Rüdfiht auf die befonderen Verhältniſſe der einzelnen hier— 
von betroffenen Gewerbszweige zu rechtfertigen. 

Beginnen wir mit den allgemeinen Erwägungen. Zuerft wird bier 
ausgeführt fpeciell vom preußifchen Standpunkte, daß der Induſtrieſchutz 
nur einem fleinen Teile Preußens zu gute fomme, daß die durch Schuß: 
zölle bewirkte Verteuerung der Verbrauchsgegenftände eine ungerechte Be— 
fteuerung der mit Ausnahme Schlefiens und Berlins induftriearmen Ader- 
bau treibenden Oftprovinzen durch die Weſthälfte darftelle. Diejes Argu— 
ment, welches insbejondere den Konſumentenſtandpunkt hervorkehrte, war 
dag wenigjt glüdliche. Ginmal war es für die öftlichen Provinzen, deren 
Grundbefit ſich Jahrzehnte Tang gegen die Grundftenerregulierung gefträubt 
hatte, ein etwas getährlicheg Thema, mit den Nheinländern über die Ge- 
rechtigfeit der Befteuerung zu ftreiten. Zweitens konnte, ſoweit überhaupt 
jemand die Liſtſche Theorie don den erziehlichen Schußzöllen als richtig 


— — — — 


ı In dem Kommiſſionsberichte des preußiſchen Abgeordnetenhauſes über den 
franzöfiichen Hanbelävertrag heißt es: „In dem Zeitalter der Eifenbahnen und Tele: 
graphen ift die Prohibition ein Anachronismus*. 
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anerfannte und nicht Freihändler um jeden Preis war, entgegengehalten 
werden: Solange noch einzelne zollgejhügte Gewerbe teurer produzieren 
ala das Ausland, ſei es rätlich, noch etwas zuzuwarten, bis zu dem Zeit— 
punkte, den Liſt als den richtigen für das Fallenlaſſen der erziehlichen 
Schutzzölle bezeichnet hatte, bi zu dem Zeitpunkte, in welchem die innere 
Konkurrenz den Preis in Deutjchland auf das englijche Niveau herabgedrückt 
bat und der Schubzoll nichts mehr einbringt. Noch Hörte man nur ganz 
vereinzelt von Kartellen, welche unter Ausfchluß der Konkurrenz eine Hoch- 
haltung der Preife mit voller Ausnützung der Zölle verfuchten; noch galt 
im allgemeinen Liſts Boraugfegung, daß die zolfgefchüßten Induſtriellen 
die Tendenz hätten, durch ihren Wettbewerb die Preife zu verbilligen. 

Außer jenem erften Argumente, auf welches wir im folgenden feinen 
Wert legen, wird noch ein zweites allgemeiner Natur geltend gemacht: 
all die großen Stapelinduftrien mit Ausnahme der durch bejondere Um— 
fände im Rückgange begriffenen Leineninduftrie hätten jeit Gründung des 
Zollverein ein ftetiges gefundes Wachstum aufzumweifen, manche jogar eine 
ftaunenerregende Entwidlung. Sei eg nun nicht Zeit, damit der Antrieb 
zur technifchen Berbefferung nicht verloren gehe, jetzt dieſe Gewerbe ala 
erwachſen und widerjtandsfähig nach der Zeit des erziehlichen Schutzzolles 
einer Zeit erziehlicher Konkurrenz auszuſetzen? Allerdings war eine jcharf: 
geipannte Konkurrenz das energifchjte Mittel, um z. B. Produftiongweifen, 
welhe ar fih dem DBerfalle entgegengingen und den Arbeitern doc) 
nur ein kümmerliches Dafein kaum menfchenmwürdiger Natur mehr ge- 
währten, wie vielfach die hausinduftrielle Weberei ordinärer Qualitäten, ſo— 
bald wie möglich abfterben zu laffen und zur Anwendung des vollkommene— 
ren mechanifchen Betriebs zu drängen. Hätte man damals und jpäter von 
jeiten der Freihändler diefen Antereffenjtandpunft der Arbeiter, jeweilig in 
der technisch vorgejchrittenften Betriebaweife beichäftigt zu werden, energifcher 
ftatt des bürgerlichen Konfumentenintereffes betont, jo würde für die Folge 
die Freihandelspartei vielleicht die Unterftüßung des vierten Standes gefunden 
haben, ala e3 galt, ihre praftifchen Errungenschaften zu verteidigen. 

Menden wir und nun von den Betrachtungen allgemeiner Natur ab 
und denjenigen FFeitftellungen zu, welche auf die Natur der einzelnen Ge— 
werbe und deren Bejonderheiten Rüdficht nehmen. 

Hier hebt fich nun eine Gruppe von Gewerben heraus, bei denen der 
ftatiftifche Nachweis befriedigend zu erbringen war, daß fie dem Wett: 
bewerb Franzöfifcher und englifcher Konkurrenz in Deutjchland auch ohne 
Schußzoll gewachjen fein würden. Es find dies diejenigen Gewerbe, welche 


nicht nur den heimifchen Markt beherrfchen, fjondern nach auswärts? expor— 
4* 
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tieren. Die Möglichkeit des fogenannten Schleudererportes, mit anderen 
Morten die Praris, im Auslande billig, wohl gar mit Verluft zu verkaufen, 
und im zollgeſchützten Inlande durch höhere Preife fich zu entichädigen, 
ift durchaus modern. Sie fpielt damals feine Rolle. Man nimmt an, 
daß eine Induſtrie, welche auf neutralen Märkten mit dem Auslande er: 
folgreich fonkurriert, ftark genug ift, um des Zollſchutzes zu entbehren !, 

Ein Beifpiel folcher erportierender Industrien ift zunächft die deutjche 
Mollinduftrie, welche fih in die Specialitäten mit England fo teilt, daß 
gewiſſe Wollarten den Deutjchen, andere, wie z. B. Mohair- und Alpacca— 
wolle den Engländern zum Berfpinnen und Verweben überlaffen bleiben. 
Andere lebhaft am Erport intereffierte Zweige des ZTertilgewerbes waren 
bereits damals die Halbjeideninduftrie, Baummollweberei und Baummwoll- 
wirkerei. 

Man nahm auf Grund ſtatiſtiſcher Nachweiſungen an, daß um 1860 
bereits mehr als der vierte Teil der deutſchen Baumwollmanufakturen fürs 
Ausland arbeite. Bei Wollwaren war eine genaue Schäßung nicht mög» 
lich, doch wird von unterrichteter Seite angenommen, daß ein Viertel bis 
ein Drittel der Mollwaren ins Ausland ging. 

Tür die bereit? am Export Lebhaft intereffierten Induſtrien war die 
jreihändlerifche Vertragspolitik in gleicher Weife wie für die norddeutjche 
Landwirtſchaft von erheblichem materiellem Borteil zur Erhaltung und 
Stärkung der Erportiähigfeit. 

Man konnte in diefen Gewerben gerne darauf eingehen, eine Herab— 
ſetzung des Zollſchutzes fich gefallen zu laffen, wenn man dadurch in Frank: 
reich und Algerien einen Markt mit einer konfumfähigen Bevölkerung von 
39 Millionen gewann. 

Doch durchaus nicht alle Induftrien Deutſchlands waren in der glück— 
lichen Lage, den heimischen Markt vollitändig zu beherrfchen und bereits 
erhebliche Ueberſchüſſe ins Ausland zu verjenden. 

Die Gruppe, zu welcher wir ung zunächit wenden, find die Induſtrien, 
welche gerade nicht ein überwiegend freihändlerisches Intereſſe Haben, aber doch 
bereits nad Aufaffung der Freihändler den Beweis erbracht haben, daß 
fie nicht mehr der Abſperrung bedirien. Es find dies Induſtrien, welche 
jeit dem öjterreichifchen Handelsvertrage von 1853 einer gemäßigten aus— 


ı Nach dem Kommiſſionsberichte des preußiſchen Abgeorbnnetenhaufes über den 
franzöfiichen Hanbelävertrag von 1862 war überhaupt die Ausfuhr des Zollvereins 
an Ganzfabrifaten 1534—1358 von 69 auf 168° Millionen Thaler geftiegen. 
1559 hatte die Ausfuhr an Ganzfabrifaten vom Werte der Gefamtausfuhr +7 bes 
tragen, insgeſamt 350 Millionen Thaler. 
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ländifchen Konkurrenz ausgefeßt waren und Bier fich dieſer Konkurrenz 
felbft auf Gebieten gewachjen gezeigt hatten, in welchen Öſterreich vor 
Deutfchland einen Vorſprung Hatte: jo insbefondere die Glasinduftrie und 
die Lederverarbeitung. Diejelben Hatten gewiffermaßen eine freihändlerifche 
Vorerziehung im Zuſammenſein mit völlig ebenbürtigen Kameraden be— 
itanden, ehe fie nunmehr dem Wettbewerbe auch Frankreihs und Englands 
ausgeſetzt wurden. 

Aber außer diefen zwei Gruppen, von denen die eine mit Freude, Die 
andere mit Ruhe der Freihandelsära entgegenfchreitet, eriftiert noch eine 
dritte recht wichtige Gruppe, die Gruppe der Mikvergnügten, die Gruppe 
derjenigen, welche mindeſtens Yorterhaltung, womöglich Berftärfung des 
bisherigen Zollſchutzes fordern, Erportintereffen aber nur in geringem Maße 
vertreten. 

Diefe Gruppe ruft der preußifchen Regierung zu: allerdings haben 
diejenigen unter uns, welche von den Bwilchenzollermäßigungen betroffen 
wurden, mit Öfterreich konkurrieren können; aber dies läßt feine Verall— 
gemeinerung zu. Gerade auf unferen Gebieten waren entweder die Zwiſchen— 
zollermäßigungen nicht jo erheblich, wie die jeht in Ausficht ftehenden 
Zollherabjegungen, oder wir hatten es in unjerem Gejchäftszweig deshalb 
leicht, mit Öfterreich zu konkurrieren, weil wir wirtfchaftlich und technifch 
weiter waren als die Nachbarn. Überlegenheit über die öfterreichifchen 
Holztohleneifenprodugenten vermittelt des Koksbetriebes bedeutet aber noch 
nicht Überlegenheit oder nur Ebenbürtigkeit gegenüber den weſteuropäiſchen 
Produzenten. Die Mißvergnügten, welche die Freihandeldreform von 1862 
nur unter Widerftreben mitmachen, bilden einen jchußzöllneriichen Stamm, 
eine Verbindung, die an ihrem Programm mit wechielnder Taktik jeftgält, 
bis einst ihre Zeit kommen und die Konjunktur ihnen neue Allieerte zu— 
tühren wird zum Angriffe auf das freihändlerifche Tarifgebäude. 

Vier Gewerbe find Hier inöbefondere hervorzuheben: 

Zunächſt die Eifenproduzenten und die Baummwolljpinner, Meder die 
deutichen Hochöfen noch die deutjchen Baummollipinnereien beherrichen den 
einheimifchen Markt. Gebt uns Zeit, erſt den einheimifchen Markt zu er- 
obern, dann werden wir auch Freihändler werden fünnen, lautet ihr Motto. 

Die deutjchen Hochöfen deden zwar um 1860 den Bedarf der deut: 
ichen Stabeijen= und Stahlfabrifation, nicht aber den Bedarf an Giekereiroheifen, 

Die Baummwollipinner deden insbejondere nicht den Bedarf an Garnen 
feinerer Nummern, die in England verfponnen und von den deutſchen 
Webern gegen den Zoll von 18 Mark pro 100 kg bezogen werden. 

Stellen wir uns nun vor, die Argumente, welche von den Eiſen— 
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produzenten und Baummwolljpinnern umd andererjeitd ihren freihändlerifchen 
Gegnern in Brojehüren, Parlamentsverhandlungen und Kongreffen vertreten 
wurden, würden in eine einzige Debatte zufammengezogen. Die Freihändler 
weiſen zunächft Hin auf die gewaltige Entwidlung, welche die beiden er— 
wähnten Gewerbe genommen haben, auf die Tendenz, eine immer größere 
Quote des heimifchen Bedarfs zu deden, welche unverkennbar jei und zur 
Annahme ermutige, daß es den Induftrien wohlergehen werde, auch wenn 
fie etwas weniger bequem gejchüßt fein würden. Dies beftätige fich bei 
der Hochofenproduftion, wie der Baummwollgarnfpinnerei ftatiftifch folgender: 
maßen: 1841—43 babe im Jahresdurchichnitt der Eifenbedarf des Zoll- 
bereind gegen 6'/s Millionen Gentner betragen. Hiervon habe die ein- 
heimifche Produktion 53 Prozent gededt. 1858—60 fei der Eijenbedarf 
auf 26 Millionen Gentner im Jahresdurchichnitt geftiegen. Die Quote, 
welche die heimifche Produktion dede, mache 72 Prozent aus !, 

Der Baummwollgarndverbrauch de Bollvereind habe 1837—39 im 
Jahre durchſchnittlich 470706 Gentner betragen, wovon 25.8 Prozent 
durch die einheimifche, 74.2 Prozent durch die ausländische Produktion ge- 
deift wurde. 1861 betrage dagegen in dem allerdings nunmehr erheblich 
größeren BZollvereinsgebiete der Baumwollgarnverbraucdh 1641376 Gentner. 
Hiervon liefere das Inland nicht mehr die Fleinere Quote, fondern 72.1 
Prozent, während nur 27.9 Prozent de Bedaris dem Auslande entnommen 
würden. Wendet man diefelben Ziffern anders, jo ergiebt fich, daß von 


ı Berg, ©. 555 bed Kommiſſionsberichts bes preußifchen Abgeordneten: 
haufes von 1862 über den franzöfifchen Handelsvertrag. Zu diefen Ziffern ift not: 
wendig ein Zufaß zu machen. So erfreulich an fich die bereits gewonnene Aus: 
behnung der deutſchen Eifeninduftrie war, jo nahm um die Wende ber fechziger 
Fahre diejelbe dennoch am Weltmarkt ala Maffeninduftrie weber die erfte noch bie 
zweite, fondern erft bie vierte Gtelle ein. Nach der ©. 243 bed Bremer Hanbels- 
blattes von 1861 aus einer Schrift von F. M. Frieſe gegebenen Überficht betrug die 
Roheifenprobuftion 

per Kopf ber Bevölkerung 


Bolleentner: Zollpfund 
Großbritannien 1859 75 371 951 260 
Der. Staaten dv. Nordamerifa 1858 circa 17 000 000 54 
Belgien 1857 6 044 220 130 
Frankreich 1859 17 243 040 47 
Preußen 1359 1997 844 45 
Bayern 1858 981751 19 
Sachſen 1859 263 727 18 
Rußland 1857 circa 4278600 7 


Öfterreich- Ungarn 1859 6.346 832 19 
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1837/39 bis 1861 der Verbrauch ausländischer Baummwollgarne noch nicht 
einmal um die Hälfte", der Verbrauch inländifcher Baummwollgarne dagegen 
um das Neuneinhalbfache ? geftiegen war. 

AL die gejchilderten Argumente vermochten nun bei den Eifenprodus 
zenten und Baumwollipinnern nicht den Argwohn zu befeitigen, daß die 
geblanten Zollermäßigungen , welche die Schußzollerrungenfchaften der vier— 
ziger Jahre großenteils rüdgängig machten, für die Zukunft Gefahr bräch- 
ten. Die Beruhigungsmittel find num verfchiedener Art. Die Gedanken 
fnüpfen ganz an die Taktik des Volkswirtichaftlichen Kongreffes an. Kurz 
gefagt, die Eifeninduftrie, welche größtenteils in Preußen koncentriert ift, 
erhält ein wertvolles Aquivalent dom preußifchen Staate zur Beruhigung 
über den freihändlerifchen Kurs, die Baummolljpinnerei, durch die ver— 
ichiedenften deutſchen Staaten verftreut, erhält kein Aquivalent. Eine Bes 
ruhigungsgabe hätte ihr nur der Zollverein als folcher geben fünnen, dem 
hierzu jedoch die nötige Beweglichkeit der Organijation fehlte. 

Betrachten wir zunächſt die Eifenprodugenten. Es ift gerade fein 
Linſengericht, mit dem fie fich für ihre fchußzöllnerifche Erjtgeburt hat ab— 
finden lafien, vielmehr eine Reihe recht wertvoller Zugeftändniffe Erſtens 
ift die Zeit der fünfziger und fechziger Jahre die Zeit der jortwährenden 
Herabjegung des Bergzehnts und der Übrigen auf dem Erz- und Kohlen» 
bergbau Laftenden Abgaben. Zweitens Hat die Berggefeßgebung in ihrer 
Entwidlung bis 1865 den Grubenbefitern die Freiheit des Arbeitsvertrages 
mit ihren Arbeitern verſchafft. Man empfindet dies zunächit ala eine ma- 
teriell recht wertvolle Stärkung des Arbeitgeberftandpunftes. Drittens ver: 
jpricht die preußifche Regierung, und die Folgezeit hat die Erfüllung diejeg 
Verſprechens gebracht, weiteren Ausbau des Eifenbahnnebes in den Kohlen- 
und Eijendiftriften zu begünftigen®. Je mehr die Kommunilationsmittel 
vervollfommmet werden, umſomehr verliert das Hauptargument an Gewicht, 
welches die ſchutzzöllneriſchen Eifenproduzenten gegenüber der englischen Kon— 
furrenz ins Feld führen. Leider wurden allerdings die Waſſerſtraßen über 
den Eifenbahnen etwas vernachläffigt, jo daß Deutichland in der Entwick— 
fung des für Kohlenbergbau und Gifeninduftrie jo wichtigen Kanalnetzes 
noch Heute gegen England und Frankreich erheblich zurücditeht. 

Bisher wurden die fachlichen Aquivalente gefchildert, welche für Er— 





ı Bon 349 191 auf 457 122 Eentner. 

2 Bon 121515 auf 1184 254 Gentner. 

s Die Kommilfion des preußiichen Abgeordnetenhaufes hob hervor, dab Frank: 
reich bei Abſchluß des engliſch-franzöſiſchen Handelövertrages 44 Millionen Franken 
der Verbeſſerung der Verkehrsmittel gewidmet habe. 
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mäßigung des Zollſchutzes den Eifenproduzenten zu teil wurden. Daneben 
wurde noch eine gejchichtliche Erwägung für Herabſetzung der Eifenzölle 
geltend gemacht. Die Freihändler und mit ihnen die preußifche Regierung 
erffärten nämlich: Die Noheifenzölle und Zollerhöhungen auf geſchmiedetes 
und gewalztes Eifen feien 1844 nicht als eine dauernde Einrichtung, fon- 
dern ala Uebergangsmaßregel gewährt worden, einerfeits um Deutichland 
vor den Einwirkungen einer vorübergehenden englifchen Krifis zu fchüßen, 
andererfeit3 um die Roheiſenerzeugung bei Holzkohlen und die Schmiede: 
eifenfabrifation bei Holgfeuer in den Betrieb bei Kols⸗-, bezw. bei Stein— 
fohlenfeuerung leichter hinüberzuführen. Zu diefem Webergange feien zwei 
Jahrzehnte Zeit genug geweſen. Und der Uebergang fei auch bereits bei 
der Stabeifenerzeugung fait völlig, bei der Roheifengewinnung überwiegend 
durchgeführt. Es iſt nicht möglich, an den Ausführungen über dies Thema 
vorüberzugehen ohne ein gewifles Staunen, daß die damaligen Fyreihändler 
fich eine Erwägung ſehr ernfter Natur entgehen ließen, welche auch Sering 
in feiner Gejchichte der deutfchen Eifenzölle nicht in erjter Linie betont. 
Prüfen wir nämlich die unter dem Zollſchutz erfolgte Umwandlung der 
Technik der Roheifenproduftion, jo betrug nach den von der Kommiſſion 
des preußifchen Abgeordnnetenhaufes in ihrem Bericht über den Handels— 
vertrag 1862 zufammengeftellten Ziffern die preußifche Roheiſenproduktion 


1842 bei Holzlohle bergeftellt 1609673 Gentner — 82 Prozent, 
= Kofs . 311 422 = —=159 ⸗ 
= gemifchter Yeuerung = 41017 er 
Summa 1962112 Gentner — 100 Prozent, 
1860 bei Holzkohle hergeftellt 1941400 Gentner — 24.6 Prozent, 
Koks = 5 534 463 : —=7i01 ® 
= gemifchter Feuerung = 418 338 : — 58 « 


Summa 7894201 Gentner — 100 Prozent. 


Was ergiebt fich Hieraus? 

a, Die Technik der Gifengewinnung bei Holzlohle, von welcher die 
Industrie ſanft zur Produktion bei Koks übergeführt werben follte, bezw. 
ohne Zollſchutz jchleuniger übergegangen wäre, ift innerhalb der zwei Jahr: 
zehnte, die eine Schonzeit für den Übergang bilden follen, nicht verſchwun— 
den, jondern jogar noch etwas gejteigert worden, Fortfriftung und Pflege 
einer in der Zukunft nicht mehr dankbaren Produktionsform ift aber nicht 
Aufgabe der Schußzölle. Denn die nationale Arbeit, welche bei unrentabler 
Technik angewendet wird, kann unmöglich mit veichlichem Lohn bezahlt 
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werden, ein künſtliches Aufrechterhalten dem Abfterben geweihter Produf- 
tionsformen gereicht vielleicht dem invejtierten Kapital, aber ficher nicht 
der nationalen Arbeit jelbit auf die Dauer zum Wohle. 

b. Der große Auffhwung der Erzeugung don Roheifen bei Steinkohle 
datiert nach den von Sering gegebenen Ziffern! nicht von der Zeit der 
Roheijenzölle, fondern aus den fünfziger Jahren. Damals begann man im 
großen die weitfälifchen Steinfohlenlager für die Roheifenerzeugung auszu— 
beuten. Die günftigen VBorbedingungen, welche das Zujammenliegen der 
weitfälifchen Erz» und Kohlenlager der Robeifeninduftrie bot, würden — dies 
dürfen wir ausfprechen — auch ohne Eifenzölle — mit der Zeit zum Auf— 
blühen der dortigen Eifeninduftrie geführt haben. Der Wert der Eifenzölle 
lag nicht darin, daß fie die Aufblühen überhaupt ermöglichten, vielmehr 
darin, daß fie bereits in den fünfziger Jahren die Ausbeutung 
der rheinifch-weitfälifchen Lager ermutigten, d. h. als fich eine nie wieder 
£ehrende Konjunktur des heimiſchen Eifenbedarfs, der Ausbau der rentabeljten 
deutichen Eifenbahnlinien darbot. 

Nachdem einmal zur rechten Zeit — unter ermutigender Mitwirkung 
der Zollgejeßgebung, die erften Schäße der Natur gehoben waren, galt e8 zu 
erproben, ob die natürlichen Borbedingungen derart ausgenußt werden 
fonnten, daß man den Wettlampf mit England beitand. E3 galt, langſam 
aber ftetig die deutfche Eifeninduftrie diefes durch außergewöhnliche Umftände 
gerechtfertigten Schußes zu entwöhnen, und dazu waren die Tarif: 
ermäßigungen des preußifch-franzöfifchen Handelävertrages, kombiniert mit 
den Reformen, welche eine Berbilligung der preußifchen Produktionskoſten 
anbahnen jollten, der erſte erfolgreiche Schritt. 

Hatten in Anbetracht der wertvollen Gegengaben, welche ihnen durch 
die Reformen der fünfziger und fechziger Jahre winkten, diejenigen Gifen- 
produgenten, welche mit genügender Kapitalkraft, moderner Technik und auf 
zukunftsreichem Zerrain arbeiteten, feinen Grund zu tagen, daß die Eiſen— 
zollermäßigungen ihre Entwidlung verfünmern würden, jo gilt nicht ganz 
das Gleiche von allen Baumwollfpinnern Deutſchlands. Man wies zwar 
auf die anjehnlichen Dividenden Hin, die erzielt waren; auf den Schuß, 
welchen der von 18 auf 12 Mark per 100 kg herabgeſetzte Zoll noch 
immer der Fabrikation gröberer Nummern der Baumwollgarne gewähre. 
Und in der That jpannen die meijten Baummwollgarnfabritanten Deutjch- 
(ande nur gröbere Nummern, nämlich bis Nr. 60. Die Weberei konnte 


ı Nach Sering S. 82 wurden noch 18593 von der gefamten preußiſchen Rob: 
eifenproduftion 56,9 Prozent ohne Koks hergeftellt. 
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vorläufig nicht darauf verzichten, die feineren Nummern aus England zu 
beziehen, und fie mußte dieſe feineren Nunmern möglichjt wohlfeil beziehen, 
um auf dem Weltmarkt konkurrieren zu können. Jedoch eine Thatjache 
gab zu denken. Bon den aus dem Auslande eingeführten Sarnen war nur 
ein Biertel — fo ſchätzte man — von folcher Feinheit, wie fie in Deutjch- 
land nicht geliefert wurde. Drei Viertel des Imports aber beftanden aus 
Nummern, die auch Deutjchland ſpann, jedoch nicht in Hinlänglicher Menge 
lieferte, um den Bedarf der Weberei deden zu können. 

Es wäre — das läßt fich jetzt füglich behaupten — allerding 1862 
nicht unmöglich geweſen, die Intereffen der Spinner, insbejondere auch der 
Spinner jeinerer Garne jchonender zu behandeln. Dan hätte die Zoll- 
ermäßigungen zunächſt auf die groben Nummern befchränfen, dagegen viel- 
leicht die feineren Nummern ausgiebiger als bisher fchügen können. Am 
leichteften wäre dies getwejen, wenn man gerade in diefem Punkte dem 
jranzöfifchen Tarifſyſtem fich genau angepaßt und eine detaillierte Abſtufung 
der Garnzölle nach der Weinheit der Nummern, wie fie der franzöfifche Tarif 
aufrecht erhielt, auch in Deutjchland eingeführt hätte. Gerade jo wie bei 
den Geweben der bisherige höchſte Zollſatz für die feinften Qualitäten er- 
halten, die Erniedrigung nur für die gröbere Ware durchgeführt wurde, jo 
hätte man auch die Baumtmwollgarnzölle insbejondere mit Nüdficht auf Süd— 
deutjchland zwifchen 12 und den bisherigen 18 Mark abjtufen, eventuell für 
die feiniten Nummern über 18 Mark fteigern können, wie dies post festum 
1879 erfolgte. Dies wäre allerdings feine ſpecifiſch preußifche, fondern 
eine Zollvereingmaßregel geweſen. Jedoch der Zollverein jträubte fich gegen 
diefe Neuerung. 

Einmal hätte diefe Unterjcheidung der Garnnummern, welche bloß von 
gewiegten Kennern, nicht von dem fualternen Zollperfonal — wie man an» 
nahm — bewirkt werden fann, die Beſchränkung der Baummwollgarneinfuhr 
auf wenige BZollämter, die mit bejonders wohlinftruierten Beamten verjehen 
waren, erfordert, Die KHoncentration der Zollämter für diefe Artikel hätte 
aber außer einer gewiffen Beengung des Handels, den Hleineren Staaten zu: 
gemutet, etwas von der jorgiältig gehüteten Souveränität zu opfern !. 

Zweiten hätte man denjenigen Webern, welche für feinere Garne 
höhere Zölle zahlen mußten, in ihrem Zollſchutze aber ungünftiger gejtellt 
wurden, bei der Ausfuhr ihrer Fabrikate eine Rückvergütung, eventuell nach fran= 





Es waren ganz ähnliche Rücdfichten, welche den Zollverein zur Ablehnung der 
Forderung von Süddeutſchen, nach franzöfiichem Vorbilde Wertzölle für Gewebe ein: 
zuführen, veranlakt haben. 
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zöſiſchem Mufter Ausfuhrprämien zahlen müſſen. Jedoch fchon das 1861 
eingeführte Verfahren der Nusfuhrvergütung auf Nübenzüder begegnete dem 
lebhafteften Widerftande einerjeit3 von feiten der freihändlerifchen Schule, 
andrerjeit3 von feiten der ſtets im Zollvereine überaus ängſtlich bebüteten 
finanziellen Inlereſſen. 

Statt deffen begnügen fich die Freihändler — von dem gerade für die 
Spinnerei? jehr fragwürdigen Satze ausgehend, daß längere Arbeitszeit und 
niedrigere Löhne ein Moment der Überlegenheit feien —, die deutfchen 
Baummolljpinner darauf Hinzuweifen, daß die wöchentliche Arbeitszeit in 
den deutjchen Spinnereien nicht wie in England 60, jonder 72 Stunden 
betrage und daß die Arbeit in Deutfchland niedriger gelohnt werde. 
Wollte man den Freihandel Hierauf begründen, fo ftand er auf 
thönernen Füßen. Schon ftehen wir in ber erjten Hälfte der fechziger 
Jahre unter dem Zeichen der beginnenden deutjchen Arbeiterbewegung, doc) 
für die frage der Handelpolitit will man vorläufig die Intereſſen des 
vierten Standes noch nicht ala Geſichtspunkt gelten laſſen. 

Wir Haben ausführlich bei denjenigen zwei Induftrien verweilt, welche 
vor allem der freihändleriichen Strömung entgegenhielten, fie hätten noch 
nicht den einheimischen Markt erobert, ihnen komme der Freihandel vor— 
zeitig. Es find dies zwei große Stapelinduftrien gewejen. Neben ihnen 
bleiben zum Schluß in Kürze noch zwei Gewerbe geringeren Umjanges zu 
erwähnen, welche ebenfalla mit erheblichem und zunächit nicht unerllärlichem 
Mikvergnügen dem MWegfalle des Zollſchutzes entgegenjahen, aber gleich der 
Gifeninduftrie eine Tröftung durch BVerbilligung der Produktionskoſten er— 
hielten, es ift dies die Sodafabrifation und ein Teil des Weinbaues. 

Die Sodafabrifation, im Gegenſatz zu anderen chemifchen Induſtrien, 
war noch nicht dazu gelangt, den einheimifchen Markt völlig zu beherrſchen 
und Elagte, da man eine freihändlerifche Wendung einfchlug, vor allem über 
einen Übelftand, welcher ihr den Wettbewerb mit dem Auslande erjchwere : 
die Verwaltung des preußiichen Salzmonopols überlaffe Salz zu gewerb— 
lichen Zweden nur unter erſchwerenden Bedingungen und nicht wohlfeil 
genug. Falls diefe Klagen berechtigt waren, mußte notwendig bei Herab- 
ſetzung des Zollſchutzes Abhilfe geichafft werden. So wird denn bereits 
1862 berichtet, daß die preußifche Salzmonopolverwaltung eine Ermäßigung 
de3 Salzpreifes zu gunften der gewerblichen DBerarbeitung habe eintreten 
laffen. In der Zeit aber, in welcher die Wirkungen der neuen Tarif- 


1 Veral. die diesbezüglichen Ausführungen bei Herner, Die fociale Neform ein 
Gebot des wirtichaftlichen Fortſchritts. Leipzig 1891. 
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politik recht lebhaft fühlbar werden, wird weitere Erleichterung dadurch ge= 
ichaffen, daß an Gtelle des Salzmonopol3 vom 1. Januar 1868 an die 
heutige Art der Salzbejteuerung tritt, welche die jteuerfreie Verforgung der 
Sodainduftrie in aller Bequemlichkeit ermöglicht. 

Freilih in einem wichtigen Punkte war die Sodafabrifation noch 
immer nicht ganz befriedigt. Sie erklärte, gegenüber England dadurch im 
Nachteile zu fein, daß Kohle und Salz dort in den Fabriken mit erheblich 
geringeren Frachtkoſten zu beziehen feien, als in Deutjchland, wo Kohle und 
Salz weit entfernt don einander fich finden. Thatjächlich ift denn auch 
— troßdem die zahlreichen fodaverbrauchenden Induſtrien radifaleres Vor— 
gehen gerne gejehen Hätten — der Zollihub auf Soda bis 1879 zwar 
wiederholt ermäßigt, aber nicht völlig befeitigt worden. Bei den Ver: 
änderungen der Sodazölle ergaben ſich Schwierigkeiten bezüglich des Tarif- 
verhältniffes zwiſchen kalzinierter und Eryitallifierter Soda. Bald waren 
es Keine Bejchwerden über diefen Punkt, bald jchußzöllnerifche Klagen all- 
gemeinen Charakters, welche ſeitens der Sodaindujtriellen im Laufe der 
folgenden zwei Jahrzehnte vertreten wurden. Als die Politik des Deutſchen 
Reiches die Umkehr zum Schußzoll vollzog, waren fie unter den erſten, 
diefer Politif die Wege zu ebnen. 

Endlich waren mit dem franzöfifchen Handelsvertrage zunächſt recht 
unzufrieden die MWeinproduzenten. Hatten jchon die fünfziger Jahre, feit 
Hannovers Eintritt in den Zollverein, eine Ermäßigung der Weinzölle ger 
bracht, jo verlangte nunmehr Frankreich, wie von England in dem Vertrage 
von 1860, auch dom Zollvereine gerade Hinfichtlich des MWeineinfuhrzolles 
weitergehendes Entgegentommen, indem es feinerfeitS ebenfalls niedrige Zoll: 
ſätze in Ausſicht ftellte. in großer Teil der deutfchen Winzer hatte hier— 
bei nicht zu verlieren, jondern Ausficht auf Eröffnung eines neuen Erport= 
gebietes, nämlich die Produzenten der feineren Sorten weißen Rheinweins, 
Dem Rheinwein würde dev Bordeaur- und Burgunderwein feinen Abbruch 
thun, das war gewiß. Wurden doch die deutjchen Aheinweine bereits in 
alle Welt ausgeführt. War doch jerner der deutsche Weinfonjum bei Ver: 
billigung des Prodults noch jo gewaltig jteigerungsfähig, daß neben den 
deutjchen auch den franzöfiichen Produzenten genügende Abjabgelegenheit 
blieb. Anders aber jtand dag Intereſſe dev Winzer, welche wohlfeile 
Landweine, insbefondere derjenigen, die Rotweine wie 3. B. im Ahrgebiete 
bauten. 

Auch dieſen Antereffen ift bei Jmaugurierung der freihändlerischen 
Bolitit in Preußen — freilich nicht in Württemberg, Baden und Heſſen- 
Darmitadt — eine Verſöhnungsgabe geworden, nämlich die noch in den 
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jechziger Jahren erfolgte Aufhebung der Weinfteuer. Beim Wegfall des 
preußifchen Syjtems der Befteuerung wurde der Winzer von einer Xaft frei, 
die ihn, befonders in jchlechten Fahren, jeher drüdte und vielleicht manch: 
mal eine Urſache der Bewucherung werden fonnte: zugleich wurde die 
Steigerung des Weinkonſums nunmehr möglich und ermutigt, welche ja 
den Produzenten nur wünfchenswert fein konnte!. 

Der Hauptgrund, weshalb der jranzöfiiche Handelövertrag in der vor— 
ftehenden Betrachtung eine ausführlichere Betrachtung verdiente, war: der 
irrigen viel verbreiteten Anficht entgegenzutreten, ala ob der Vertrag ledig: 
fih aus politifchen und gar nicht aus wirtfchaftlichen Gefichtspunften 
populär gewejen jei. Es kam dabei Hauptfächlicd auf Kennzeichnung der 
wirtichaftlichen Grundideen an. Nicht dagegen foll verjucht werden, alle 
einzelnen Konfequenzen auszufpinnen, die fich einerjeit3 aus dem Grund» 
gedanken des Hanbdelsvertrages, amdrerjfeits aus dem Grundgedanken der 
freihändlerifchen Strömung für die Zollvereinspolitif in der Folge ergeben. 
Dhne daher auf die Abreden des Handelävertrages bezüglich des Zoll: 
abjertigungsverfahreng, des Grenzverkehrs und des Verfahrens bei Erhebung 
der Wertzölle Hier näher eingehen zu wollen, jeien bier nur noch an— 
hangsweiſe diejenigen zufäßlichen Vereinbarungen hervorgehoben, welche 
für die jpätere Entwidlung von Bedeutung werden follten. 

Hier kommt zunächſt folgendes in Betracht: Keiner der beiden Kontra= 
henten ift an fich verpflichtet, die dem Gegenkontrahenten zu leijtenden 
Zarifkonzeifionen nad) Englands Vorgang zu generalifieren, aber jedem fteht 
dag Recht zu. Borläufig bedeutet Generalifierung, daß man ein Untere 
handlungsmittel mit anderen Staaten aus der Hand giebt. So behält fich 
zunächſt ſowohl Frankreich wie der Zollverein vor, die ermäßigten Zollfäße 
bei gewiffen Waren nur dann in Anwendung zu bringen, wenn Urſprungs— 
zeugniffe beigegeben find, deren Ausſtellung jedoch mit möglichſt wenig 
Förmlichkeiten verfnüpft ift. Frankreich nimmt in Ausficht, die Urſprungs— 
zeugnifle fallen zu laffen, wenn erſt das Syſtem der europätichen Handels— 
verträge durchgeführt fei. Der Zollverein fordert Uriprungszeugniffe nur 
für die Stapelartifel Belgiens und der Schweiz, bis mit diefen Nachbar- 
ftaaten ebenfalls Handelöverträge abgeichloffen jeien ?. 

Außerdem wurden Abreden getroffen, welche eine indirekte Umgehung 





ı Gine andere Maßregel, die hierher gehört, war die in ber Folge eingeführte 
Anderung gegenüber dem biäher geübten Eyftem, Weinimporteuren einen Zolltabatt 
zu gewähren bei Bezug jungen Weins. 

2 Belgien Hatte nicht gleich Großbritannien fich bereit finden laſſen, bie Frank— 
reich zugeftandenen Zollermäßigungen ohne weiteres zu verallgemeinern. 
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der Beitimmungen des Handelsvertrages für die Zukunft verhindern jollten. 
Soweit das franzöfifche Intereffe hier mit dem deutfchen zuſammenfiel, 
wurden gegen die Möglichkeit der Umgehung vortreffliche Vorkehrungen ge= 
troffen ; dagegen Hat Deutſchland damals verfäumt, eine Klauſel einzufügen, 
die Har und unzweidentig eine Umgehung ausgefchloffen hätte, wie fie entgegen 
dem Intereſſe Deutfchlands von feiten Frankreichs jpäter verfucht wurde. Ent: 
iprechend dem Mufter der vorausgegangenen franzöfifchen Verträge wird be— 
jtimmt, daß Zollerhöhung innerhalb des Gebietes der gebundenen Tarife ledig- 
lich zu Finanz- und nicht zu Schubjweden erfolgen darf: alfo feine Zoll- 
erhöhung innerhalb des Gebietes der gebundenen Tarife ohne entiprechende Be- 
jtenerung des einheimifchen Erzeugniffes. Ebenſo ift Vorſorge getroffen, daß 
nicht einer der Kontrahenten auf dem Wege der inneren Beſteuerung die der Zoll⸗ 
ermäßigung teilhaftigen ausländiſchen Waren gegenüber den einheimischen &rzeug« 
niffen benachteilige. Für gewiffe Gegenjtände der inneren Befteuerung wird 
jogar neben dein Zollfage auch ein Marimum der außerdem zuläffigen inneren 
Abgabenbelaftung vereinbart. Während Tranfreih ein Marimum der von 
zollvereinsländifcher Einfuhr außer dem Zoll zu erhebenden Weingeiſt-, 
Alkohole und Salzjteuer konzediert, verſpricht der Zollverein Frankreich weit 
mehr noch, nämlich Befreiung der einmal verzollten franzöſiſchen Weine, 
Branniweine und Fette von jeder ftaatlichen oder fommunalen Steuer in 
Deutjchland. Daneben ift aber noch eine Umgehungsmöglichkeit gegeben, 
die wichtig werden follte. Die durch den Handelövertrag bewirkte Regelung 
der gegenjeitigen Konkurrenzbedingungen konnte jehr wirkſam durch Aus— 
fuhrprämien, die einer der fontrahierenden Staaten feiner Induftrie zu: 
geftand, alteriert werden. Gegenüber franzöfifchen Ausfuhrprämien wäre 
das Maß von Zollichuß, welches Deutjchland fich vorbehalten hatte, unge» 
nügend gewejen. Es wurde nun, um dem borzubeugen, allerdings beftimmt, 
dak Ausfuhrprämien nur ala Aquivalent für eine von der Ware bereits 
erhobene innere Berbrauchäfteuer und nur in der Höhe des entrichteten 
Steuerbetrages gewährt werden dürfen. Die juriftiiche Faffung der be: 
treffenden Abrede war indes keineswegs von der wünſchenswerten Klarheit. 
Insbeſondere bedauerlicher Weife aber war nur der Fall der Rüdvergütung 
einer inneren Steuer, nicht aber der in der franzöfiichen Praris fo 
wichtig gewordene Fall der Vergütung oder Kreditierung des bei der Ein- 
fuhr entrichteten Zolles ausdrüdlich geregelt. Die auf diefer Unklarheit 
des Bertragstertes beruhende Streitfrage über die Zuläffigkeit der fran- 
zöfifchen titres d’acquit-A-caution follte noch eine große Rolle fpielen. 
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Dies war der wejentliche Inhalt des am 29. April 1862 para— 
phierten Entwurfes. Preußen beeilt fi nunmehr, denjelben den Zoll— 
vereinsregierungen mitzuteilen. Welche Aufnahme wird der Vertrag finden? 
Falls der Zollverein dem preußifchen Entwurfe beitritt, ift der Verſuch 
eines deutjchröfterreichifchen engeren Zollbündniffes vereitelt, die Vorbereitung 
zum Gintritte ſterreichs in den Zollverein nichts weiter als ein Vor— 
bereitungaftadium für immer geblieben. Wie aber, wenn die Zollvereind- 
jtaaten dem preußifchen Entwurfe nicht beitreten? Darauf giebt bereits 
die Vereinbarung, welche Preußen bezüglich der Dauer des Vertrages mit 
Frankreich trifft, eine Antwort, die nicht mißverjtanden werden fann. 

Es Heißt darin, daß der Vertrag, wenn der Zollverein dem von 
Preußen paraphierten Texte beitritt, für 12 Jahre bindend fein folle, 
vom Zeitpunkte des Austaufches der Katifilationen an gerechnet. Falls 
aber der Zollverein nach 1865 nicht erneuert werde oder überhaupt die 
BVereing-Staaten dem Entwurfe nicht einmal bis 1865 beitreten follten, 
verpflichtete ſich Preußen, jedenfall an dem Handelövertrage weiter fejtzu: . 
halten. Preußen bindet fich alfo rechtlich die Hand, um etwaigen jchub- 
zöllnerifchen Yorderungen des Südens keinesfalls nachzugeben. Preußen zeigt, 
daß es, wie einjt beim Hannoverjchen, jo auch erſt recht energisch beim 
franzöfifchen Bertrage Annahme feines Vertragsentwurfes als conditio sine 
qua non feines Verbleibens im Zollvereine ausſpielen wird. 
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1. Die Zollvereinstrifis und die Erneuerung der Zollvereins- 
berträge. 


Die Zollvereinskrifig von 1862—65 bat in jehr viel einzelnen Punkten, 
ja auch im äußeren Abjchluffe Ahnlichkeit mit jener Kriſis, in welcher die 
zoflpolitiiche Verfaſſung vom preußifch-hannöverjchen Vertrage an bis 1853 
geſchwebt Hatte. Auch Hier fteht im Wordergrunde die Frage der poli= 
tiichen Suprematie Preußens oder Öfterreiche. Aber bei aller äußeren 
Ahnlichkeit ift innerlich doch ein großer Unterfchied zwifchen der Politik 
der fünfziger und der jechziger Jahre nicht zu verkennen. 

Zunächſt ift Oſterreichs Vorgehen 1862 —1865 nicht von der Energie, 
wie zu den Zeiten des Fürſten Felix Schwarzenberg und des Freiherrn 
v. Brud. Das Ofterreich von 1849—1851 war voll ftürmifcher mitfort- 
reißender Initiative geweien. Frei waltete der Machtzwed, der Wunſch, 
die Herrfchaft in Deutjchland zu erlangen. Die Handelspolitif war eine 
Dienerin des politiichen Machtbedürfniffes. Die abfolutiftifche Staatsjorn 
geftattete Koncentrierung aller Hiligquellen für Erreichung des einen poli— 
tiſchen Zweds, den man anftxebte. Der kühne unternehmende Brud hatte 
in Zollfragen völlig freie Dispofition gehabt. 

1862 — 1865 finden wir andere Zeiten, andere Männer. Nachdent 
Ofterreich eine Eonftitutionelle Verfaffung erhalten, war e8 den Miniftern 
nicht mehr möglich, mit jener Beweglichkeit wie ehedem die Handelspolitik 
auszufpielen für Machliragen, falls die Stimmung der Unterthanen der 
Richtung der politifch wünfchenswerten Handelspolitik widerftrebte. Kein 
Brud iſt es mehr, fondern «8 find forgfältig erwägende, langſamer und rüd- 
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fihtsvoller operierende Staatmänner, die an der Spite des Landes ftehen. 
Man jchlägt von dfterreichifcher Seite im Juli 1862, ala bereit? die Rati- 
fizierung des preußifch-franzöfifchen Vertrags nabe bevorftand, wieder die 
Zolleinigung, wenigfteng eine engere al® die bisherige Verbindung, vor. 
Allein, ehe ſich die Welt mit diefen Projekte vertraut macht, ftellt Preußen 
durch beichleunigte Unterzeichnung des Bertrages Deutjchland bereit vor 
vollendete Thatjachen. 

Die Norddeutichen betrachteten damals in ihrer Sehnfucht nach Klä— 
rung der deutfchen Frage Öfterreich® Vorſchläge kaum mit Ernſthaftigkeit. 
Doh müfjen wir gejtehen, wenn wir heute leidenjchaftslos auf jene Zeit 
zurüdbliden, daß Ofterreich-Ungarn jehr erhebliche wirtfchaftliche Vorteile 
für den Fall des Zurücktretens vom Tranzöfifchen Vertrage dem Zollverein 
in Ausficht jtellte. 

Der öſterreichiſche Vorſchlag war in feinen Grundzügen folgender: 

Der Zwifchenverfehr in Robjtoffen bleibt frei wie bisher. Hierzu ein 
wichtige Zugeftändnis: auch der Verkehr in Yabrikaten wird freigegeben. 
Die Grenzzolleinnahmen aus den im Ziwifchenverfehr Treigegebenen Waren 
werden zwiſchen den Zoflvereinäftaaten und Ojterreich geteilt, jo daß die 
Bollvereinzftaaten pro Kopf ein Präcipuum erhalten. 

Eine Zwifchenzolllinie joll nur für eigentliche Finanzartifel bleiben; 
diefe Finanzzölle werden vom Zollverein und von Hſterreich für bes 
jondere Rechnung vereinnahmt. Insbeſondere bleibt für den Tabak eine 
Binnenmaut erhalten, um die Ergiebigkeit des öjterreichiichen Tabak— 
monopol3 zu fihern. Nachdem fich im Zollverein das Syitem, die Ver— 
ichiedenheiten innerer Verbrauchaftenern durch Übergangsabgaben auszu— 
gleichen, ala möglich erwiejen hatte, war der öjterreichifche Vorſchlag keines— 
wegs ala undurchführbar zu bezeichnen. Die technifchen Momente, welche 
man in Preußen gegen eine deutjch-öfterreichiiche Zolleinigung auszufpielen 
pflegte: das im Zollverein unbeliebte Tabakmonopol, die verjchiedene Konz 
ſumtionskraft, die Valutaverhältniffe kamen — bis auf den lebten Punkt 
— in diefem Falle Hindernd nicht in Betracht. Deutjchland Hätte ins— 
bejondere durch die Freiheit des Fabrikatverkehrs jehr viel gewinnen können, 
vielleicht mit der Zeit mehr als in Frankreich. 

Allein es follte nicht jo fommen. Dieje Pläne blieben Pläne, und nur 
Intriguen und Zänfereien find e8, welche die Zeit nach Eröffnung dieſes 
Vorſchlages bis 1865 ausfüllen. Die einzelnen Stadien der Zollvereing- 
kriſis von damals haben indes Heute jaft nur noch antiquarifchen Wert, 

Öfterreich legte in jeinen Angriffen auf den franzöfiichen Handels— 
vertrag das Hauptgewicht auf den Artikel 31, auf die — für die 

Schriften L. — Lotz, Hanbdelspolitik. 
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Zeit der Vertragsdauer eingeräumte Meiftbegünftigung, d. 5. auf die Be— 
ſtimmung, welche ein differentiell begünftigendes Zollbündnis zwiſchen dem 
Bollvereine und Öfterreich, eine Fortdauer des privilegierten Zwiſchenverkehrs 
unmöglich machte. Öſterreich hat indes nicht durchſetzen fünnen, daß dieje 
Klaufel aus dem Vertrage geftrichen wurde. 

Zu der geringeren Energie Oſterreichs geſellte ſich noch ein zweites 
Moment, in welchem ſich die Zollvereinskriſis der ſechziger von der der 
fünfziger Jahre unterſchied. Die Zwiſtigkeiten zwiſchen denjenigen ſüddeutſchen 
Staaten, die engeren Anſchluß an Oſterreich wünſchten, und Preußen nebſt 
deſſen Anhängern waren diesmal nicht bloß Zwiltigfeiten der SKabinete, 
fondern auch die öffentliche Meinung war gefpalten. Die energiich anti- 
preußiiche Stimmung in füddeutfchen Kreifen war — außer durch Stammes- 
gegenfäge — politiich damals erflärlich, weil die Konfliktskämpfe dahin 
wirkten, in Süddeutichland der preußischen Regierung politifche Sympathien 
zu rauben; diefe Stimmung fand in den materiellen Intereſſen der 
Schubzöllner eine Fräftige Stüße. Und unter den ſüddeutſchen Schutz— 
zöllnern waren die rührigiten wiederum die bayerischen und württem= 
bergifchen Baummwollfpinner. Gerade jeit Erhöhung der Baummollgarn- 
zölle Hatte in diefen Gebieten die Baummwollipinnerei erſt ihren Aufſchwung 
genommen. In Württemberg datiert die lebhaftere Entwidelung der Baum— 
wollipinnerei jogar erft aus den fünfziger Jahren. Dieſe junge Induſtrie 
fühlte noch lebhaftes Schukbedürfnis. Die Zahl der Feinſpindeln hatte fich 
bon 1846— 1861 in Preußen um 227638, in Sachſen um 232389, da= 
gegen in Bayern um eine größere Ziffer ala in Preußen oder in Sachen, 
um 278300, in Württemberg um 138566 Spindeln vermehrt. Freilich 
ftand in der Gejfamtzahl der Spindeln Bayern troß diefer fchnellen Ent— 
widelung noch immer Hinter Sachjen zurüd!. Jedenfalls war ed von 
Bedeutung, daß die jächfiiche Baumwmwollfpinnerei bereits älteren Datums, 
die Füddeutiche dagegen neueften Urfprunges® und etwas jchnell aufge— 
ichoffen war. 

Mit der Gejfamtzahl feiner Spindeln, die 1861 auf 1484897 ans 


ı Auffällig find übrigens Schäfflee Mitteilungen (S. 1044 ff. feines in ben 
Beilagen der Württembergifchen Kammer der Abgeordneten abgedrudten Sonder: 
erachten? vom 13. Januar 1864), daß in Sachſen 1855 von 554 646 Feinipindeln 
noch 1,2 Prozent Drofieln, 93,5 Prozent Handmules, 0,3 Halb- und nur 5 Prozent 
Ganz:Selfaftord waren; ferner daß 1860 die vorgeichrittenfte (Eßlinger) Spinnerei 
Württembergs noch 10,8, der Durchichnitt 1858 noch 16,7 Arbeiter auf 1000 Spindeln 
benötigte, während 1858 in England 9,6 Arbeiter auf 1000 Baummollipindeln 
genügten. 
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gegeben wird, ſtand überhaupt der Zollverein auf den Weltmarkte keines— 
wegs obenan unter den Nationen, 

Da allen Ausführungen der Spinner über die Notwendigkeit einer 
genaueren KHlajfifizierung der Garnzollfäße nach der Feinheit jeitens der 
preußischen Regierung ein kurzes Nein entgegengejeßt wurde, jo beſchloſſen 
diefelben, wie einjt zu Liſts Zeiten, im Wege der Koalition ihre Intereſſen 
wahrzunehmen und die öffentliche Meinung zu bearbeiten. Man hatte 
bereits 1861 in Frankfurt einen jchußzöllneriichen „Berein für deutſche 
Induftrie“ begründet. Wer einmal zugiebt, daß die Agitation für wirt« 
ihaftliche Intereſſen das erjte Zeichen beginnender politischer Reife eines 
Volkes darjtellt, der wird der Thätigkeit und dem Eifer der damaligen 
füddeutjchen Schußzöllner die Achtung nicht verfagen fünnen. Doch troß 
aller Rührigkeit waren fie erfolglos: fie kämpfen gegen den Strom der 
Zeit, gegen eine politische Notwendigkeit und gegen eine mächtige Koalition 
der überzeugungsmäßigen Freihändler, der Kaufleute, der Landwirte und der 
Heindeutfch Liberalen. In jchnellem Schritte nimmt die preußiiche Han- 
delepolitit ihren Siegeslauf durch das freihändlerifche Norddeutichland. 
Der erſte Zollvereinägenoffe, der feine freudige Zuftimmung zum preußifchen 
Handelavertrage giebt, ift der Staat, welcher politifch damals am wenigften 
preußenjreundlih war. Herr dv. Beuft, der unermüdliche Vertreter der 
Pläne einer mit Einjchluß Öfterreich8 zu bewirkenden Bundesreform, unterjtüßt 
Preußen in dem Schritte, welcher Ojterreich aus dem Zollverein aus— 
ſchließt. Vielleicht hegte Herr von Beuft, wie die Preife e8 ihm damals 
nachfagte, die Hoffnung, daß es möglich fei, in wirtfchaftlichen Dingen der 
Heindeutjchen dee nachzugeben, ohne deshalb politiſch auf großdeutiche 
Ideale verzichten zu müſſen. Jedenfalls ftimmte der fächfifche Landtag, 
der alsbald zu einer außerordentlichen Sigung einberufen wurde, mit Ein- 
mütigfeit dem Entichluffe Beuſts auf Handelspolitifchem Gebiete zu. Mit 
Ausnahme jehr weniger Gewerbzweige hatte Sachjen, der induftriellfte deutjche 
Staat, vom Freihandel nichts zu fürchten, aber alles zu hoffen. Das 
Minifterium hatte durch ftatiftifche Nachweife den Kammern Elargelegt, 
welche Summen der fächfifche Export bereits erreicht habe, daß es von der 
äußerjten Wichtigkeit ſei, durch die wefteuropäifche VBertragspolitif neue 
Abjahgebiete zu gewinnen, die alten zu behaupten. Auch die Landwirt- 
ſchaft Sachjens fühlte ſich vollauf mit dem freihändleriichen Intereſſe 
damals noch identisch, obwohl fie in der Dedung des ſächſiſchen Getreide- 
bedarfs jeit lange ſchon öfterreichiiche Konkurrenz zu beftehen hatte. 

Kaum Hat Sachjen feine Zuftimmung erteilt, jo erklären auch die 
preußifchen Kammern mit großer Majorität fi) für den Handelsvertrag. 

5* 
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Jene Fortjchrittliche Kammer vom Mai 1862, welche im September 
die Ausgaben der Heeresvermehrung weigert, billigt mit Bewußtſein die 
politiihe Tragweite des Handelsvertrages. Noch im September 1862 
betont derjelbe Schulze = Delitih, den man wegen jeiner Außerung 
über den Großmachtskitzel ſoviel gehöhnt Hat, ausdrüdfich, er billige 
die jet eingefchlagene Handelspolitik „als eine Stärkung der preußiichen 
Hegemonie”. Wie in der folge, jo erfcheint auch bei den Verhandlungen 
über den franzöfiichen Handelsvertrag Dtto Michaelis ala Berichterftatter 
des preußischen Abgeordnetenhaufes. Der von ihm ausgearbeitete Kom— 
mifftonsbericht! gehört zu den vortrefflichiten parlamentarifchen Arbeiten, 
und giebt über die wichtigiten Ginzelfragen viel eingehendere Information 
als die etwas verſchwommene Denkichrift, welche die Regierung der Vorlage 
mitgegeben hatte. 

Bon erheblicheren parlamentarifchen Gegnern des preußijch-franzöfiichen 
Dandelövertrages aus jener Zeit find nur zu erwähnen: F. W. Harkort, 
der zwar in politifchen und gewerblichen Tragen, insbefondere auch im 
Bankweſen ein principieller Gegner der Staatseinmifchung, in handels— 
politifcher Hinficht dagegen ala MWortführer der rheinifch-weitfäliichen Eifen- 
induftrie damals ein energifcher Schußzöllner war, und ferner einige Mit: 
glieder der katholiſchen Fraktion, wie Reichenfperger und Mtallindrodt, die 
dem Vertrage zugleich aus Sympathie für ſterreich und aus Antipathie 
gegen das radifale Freihändlertum widerfprachen. 

Preußens Abficht war geweien, die übrigen deutſchen Staaten zu 
jchleuniger Annahme des franzöfiichen Bertrages zu drängen. Sachſens 
Beifpiel fand indes nicht bei allen Staaten Annahme, in&bejondere wider: 
ftrebten Bayern, Württemberg und Hannover. Bayern und Württemberg 
erklärten, Preußen habe bei Abjchluß des Vertrages die erhaltene Vollmacht 
überfchritten; es habe verjäumt, bei diefem Schritte von größter nationaler, 
politifcher und wirtichaftlicher Bedeutung fich genügender Fühlung mit 
feinen Zollverbündeten zu verfichern. Preußen fuchte fich zu rechtfertigen, 
indem e3 an die öffentliche Meinung appellierte und den Depeichenmwechiel 
der Regierungen veröffentlichte?. Das preußifche Abgeordnetenhaus ſpricht 
mitten in den politischen Hämpfen des September 1862 bei namentlicher 
Abjtimmung faſt einitimmig fein volles Einverſtändnis mit der Handels» 


ı Im Boraudgehenden bereit3 wiederholt als Quelle benugt. 

? Dergl. „Die KHrifis bes Zollvereins urkundlich dargeftellt. Beilage zu dem 
Staatsarchiv“ von 2. KH. Aegidi und A. Hlauhold, Hamburg 1862, — und bie an: 
icheinend offiziöfe Schrift: „Borwände und Thatſachen“. Ein Beitrag zur 
Kritik der Oppofition gegen ben Handelävertrag vom 2. Auguft 1862. Berlin 1862. 
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politif der preußifchen Regierung aus, betont aber zugleich, daß dies fein 
politijches Vertrauensvotum fein jolle. Bismard als Minifterpräfident 
jegt im Oftober 1862 durch, daß auch das Herrenhaus gleich dem Abge- 
ordnetenhaufe die preußiiche Handelspolitit durch eine Nejolution unter: 
ftüßt. Aber auch ſüddeutſche Regierungen finden in ihrem MWiderftande 
gegen den Handelövertrag parlamentarische Unterftügung. Bekanntlich hat 
damals Mori Mohl ala Berichterftatter der zweiten wirrttembergifchen 
Kammer eine leibenjchaftliche Kritik des Handelsvertrags von 672 ge= 
drudten Seiten auögearbeitet, der Schäffle ein meijterhaftes, ebenjalla 
recht umfangreiches Sondererachten engegenjegte!. Moritz Mohl Hatte 
in dem von ihm verfaßten Bericht denjelben eigenartig jchubzöllnerischen 
Standpunkt vertreten, der feine Bemühungen auch in der folge charak— 
terifiert. Man überfchägte ihn troß feiner Eingzelfenntniffe, wenn man ihn 
den zweiten Lift nannte. Für Mohl war der Schuß eines jeden Zweiges 
der nationalen Arbeit, keineswegs bloß der großen Stapelinduftrien, eine 
Kategorie des Denkens geworden, auß der er nicht herauskonnte; der Schuß 
war für ihn viel weniger, wie für Lift, ein bloße Durchgangaftadium. 
Es jchwebte ein eigenes Mißgefchik über den wohlgemeinten Bemühungen 
Mohls in Zollvereinsjachen: Wie einft bei der Begründung des Zollverein 
jein allzu temperamentvolles Auftreten ala Unterhändler? faft das Zuftandes 
fommen der Einigung verhindert hätte, jo ftand er auch fpäter im Zoll« 
vereine auf einem jo unverföhnlichen jchußzöllnerifchen Standpunkte, daß 
er lange nicht ſoviel durch Kompromiſſe durchzufegen vermochte, wie 3. B. 
der viel gemäßigtere und geichidtere Stumm. 

Scäffles Stärke in der Widerlegung der damaligen Mohlichen Aus» 
führungen lag darin, daß er mit fachlicher Klarheit bei einer Zariipofition 
nad) der andern Mohls Übertreibungen flarlegte. Er befürtwortete aus 
wirtfchaftlichen Gründen den Handelsvertrag, wünſchte aber eine Umge— 
ftaltung der Meiftbegünftigungsflaufel derart, daß die engeren Zollbezie— 
ungen zu Ofterreich auch für die Zukunft fortgefeßt werden fönnten. Des 
weiteren zeichnet ſich Schäffles Arbeit von der mir befannten zeitge— 
nöffifchen Litteratur dadurch aus, daß er allein e8 unternahm, die biöher 
nur auf Grund von Stimmungen aprioriftiich behandelte Frage, ob das 
Einlenten des Zollvereins in freihändlerifche Bahnen wirklich Öfterreich 
Ihädigen würde, auf Grund der Thatjachen zu beantworten. 


I Dasfelbe wurde auch in der Zeitfchrift für die gefamte Staatswiſſenſchaft 
veröffentlicht. 
2 Bergl. v. Treitſchke, Deutiche Geſchichte, IV, 366. 
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Nicht bloß jedoch in den Parlamenten, fondern auch in mafjenhaft 
erichienenen Flugichriften und auf dem Handelätage von 1862 zu München 
machte fich die Gährung, die während der Zollvereinsfrifis ganz Deutich- 
land erfüllte, lebhaft bemerkbar. Hier hatten noch einmal die Schutzöllner 
Süddeutfchlands nebft den Dfterreichern und die freihändlerifchen Anhänger 
des Handelsvertrages ihre Streitkräfte mobil gemacht, und die Gegenjäße 
waren jcharf aufeinandergeprallt. 

Der Gang der Krifig war — formell ähnlich wie in den fünfziger 
Jahren —, daß zunächſt Preußen dem Zollverein kündigte und die Ans 
nahme des Vertrages zur Bedingung der Erneuerung der Zollvereinigungs= 
verträge ftellte, bi8 wiederum durch Kompromiß der Vereinäftaaten und 
wiederum durch Abichluß eines Handelsvertragg mit Öfterreich der Friede 
hergeftellt wird. Aber dag Minifterium Bismard Hatte mehr Erfolg er» 
rungen und mehr Gnergie entfaltet, als Manteuffel im vorhergehenden 
Jahrzehnt. 

Die Handelapolitif Preußens von 1853 mußte fich zu einem Home 
promiffe verftehen,, durch welchen vorläufig Dfterreich Fuß faßt im Zoll- 
vereine und big zur endlichen Zolleinigung nur Zeit gewonnen wird. Das 
preußifche Minifterium von 1865 dagegen Hat alles Wichtige durchgeſetzt, 
was e8 anftrebte: Reform des Zolltariis im freihändlerifchen Sinne, Hans 
belövertrag mit Frankreich, Loslöſung Öfterreichd aus dem engeren Ders 
hältnis zum Bollverein und Erjegung der bisherigen intimeren Beziehungen 
durch eimen gewöhnlichen Handelsvertrag mit Sfterreich ohne politifche 
Konjequenzen. 

Dur die Zollvereinätrifig war indes Gined bewirkt worden, daß 
nämlich der Handelövertrag mit Frankreich nicht 1862, jondern exit drei 
Fahre jpäter in Kraft trat. Statt ftufenweifer Ermäßigungen, die in den 
Vertragstarifen vorgefehen waren, drängten fih nun die Bollherabfeßungen 
auf einen furzen Zeitraum zuſammen. Es war die indes faum ala 
Schaden zu beurteilen. Stufenweiſe Ermäßigungen der Tarife, auf längere 
Friſten verteilt, bringen leicht etwas Sprunghaftes in den Gefchäftägang, 
die Maffenimporte foncentrieren ſich auf die Zeitpunkte unmittelbar nach 
Eintritt jeweiliger neuer Ermäßigungen. Statt deffen hatten nunmehr 
die deutichen Induftriellen, unbehelligt durch Zollmaßregeln, eine Wartezeit 
von drei Jahren genoffen, genügend für jeden vorfjorglichen Mann, fich 
den Zollermäßigungen gegenüber zu wappnen und zeitgemäß einzurichten. 

Weniger erfreulich war eine andere Folge der Verzögerung, welche der 
MWiderftand der Süddeutſchen herbeigeführt hatte. Soweit nämlich die 
preußifchen und fächftfchen Grportgewerbe befonderen Wert darauf gelegt 
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hatten, auf dem franzöſiſchen Markte zu erſcheinen, ehe ſich Engländer, 
Belgier und andere darin feſtgeſetzt, wurde dieſe Hoffnung zu nichte. Ander- 
ſeits wäre es allerdings Fraglich, welche Ausdehnung auch bei vermehrter 
Abjatgelegenheit die Baummollinduftrie während der zur Zeit des ameri— 
fantfchen Bürgerfrieges Herrfchenden Baummwollnot Hätte erringen können. 

Eine Erfahrung aber hatte fich mehr denn je mit Notwendigkeit er- 
geben und immer Lebhafteren Ausdruck in den Forderungen der Öffentlich- 
feit gefunden: die Zollvereinsverfaffung, im welcher jede ernite Tarif— 
änderung nur dadurch möglich war, daß Preußen jelbitändig vor Ablauf 
der Vertragsperiode einen Vertrag ſchließt und bei Nichtannahme mit 
Sperrung des Bollvereind droht, dieſe Zollvereinsverfaffung mit dem 
liberum veto jo vieler Regierungen und Einzellandtage war das unhaltbarfte 
in der ganzen deutjchen Berfafjungsmifere. 

Staaten, die mehr ald 60 Prozent der Bevölkerung vertraten, hatten 
fih bis zum Herbſt 1862 für den Vertrag ausgefprochen, und dennoch 
erichien lange das Inkrafttreten desfelben ala zweifelhaft. Gelingt e8 noch 
nicht, ein Deutjches Kaifertum und einen Deutjchen Reichstag zu erlangen, 
jo ift doch ein Zollbundesrat und ein Zollparlament auf die Dauer uns 
entbehrlich. Vorſorglich Hatte bereits der Handelstag eine Zollverfaffung 
auf diefer Grundlage denkſchriftlich ausgearbeitet. 

Dies Programm jollte in furzem verwirklicht werden. Vorläufig 
aber fonnte 1864—65 die Frage der Verfaſſung noch nicht gelöft werden. 
Man kam damals zur Einigung auf Grund folgender wechjeljeitiger Zu— 
geitändniffe: 

1. Siüddeutichland nimmt den franzöfiichen Handelsvertrag und das 
Freihandelsprogramm an. Dies ift das Welentliche. 

2. Preußen, das doch jeine Weinjteuer aufopfern muß, berüdfichtigt 
bereitö bei diefer Reform einen alten Wunſch der Süddeutjchen, betreffend 
die Aufhebung feiner Weinübergangsſteuer; hierdurch wird den Süddeutſchen 
der Weinabja nach Norden erleichtert. 

3. Hannover und Oldenburg müfjen einiges von den Vorrechten, die 
fie 1851 erlangt, opfern (Kürzungen am Präcipuum und Entgegentommen 
in der Salzbeiteuerung). 


72 Erſtes Buch. Die Ara der freihändlerifchen Reformen. 


11. Deutichöfterreichiiher Handelövertrag vom 11. April 1865. 


Sn den Zollerneuerungsverträgen vom 28. Juni und 12. Oftober 
1864 Hatte Preußen die Verpflichtung übernommen, auf den Abjchluß eines 
neuen bdeutfcheöfterreichifchen Zollvertragg an Stelle des mit dem Jahre 
1865 ablaufenden Hinzuwirken. Die Verhandlungen wurden von Preußen 
unter Zugiehung der an Ofterreich angrenzenden Staaten Bayern und 
Sachſen geführt. Man kann nicht jagen, daß die Pofition der öſter— 
reichifchen Unterhändler eine leichte war. Denn nachdem einmal feftitand, 
daß der Zollverein die an frankreich vertragamäßig gewährten Zugeſtändniſſe 
verallgemeinern würde, erichien e& kaum angebracht, öſterreichiſcherſeits be— 
jondere Opfer zu bringen. Daß Ofterreich überhaupt auf Ermäßigungen 
ſeines Schußzolltariis fich einließ, wird von Matlekovits aus dem Einfluffe 
perjönlicher Anfchauungen des Treibern v. God erklärt. Im öfterreichiichen 
Parlament war e8 nur mit Schwierigfeiten möglich, die Annahme des Ver— 
trages zu erwirken. 

Allerdings hatte der neue Handelsvertrag von demjenigen des Jahres 
18583 die einleitenden Worte übernommen, welche von dem Plane einer zu— 
künftigen Zolleinigung jprachen. Die preußifche Regierung hatte fich über: 
haupt zu diefer Verficherung nur bereit finden lafjen, weil fie diejelbe nun 
mehr für harmlos hielt und Ofterreich darauf befonderen Wert legte. Im 
Abweifen des Verlangens, jo motivierte man das Vorgehen, würde „eine 
Gntmutigung der Beftrebungen liegen, welche in Ojfterreich für ein freieres 
Handelsſyſtem find“. 

Praktisch war der neue Vertrag von 1865 nicht mehr, wie der von 
18583, als Übergang zur Zolleinigung aufzufaffen, vielmehr nur noch als 
ein Handelsvertrag wie andere, ohne engeren Anfchluß, ganz ebenjo wie 
der preußijch-franzöfifche. Das Programm ift nicht mehr: gegenjeitige Be- 
dorzugung, jondern Bindung der Tarife, Austaufch einiger Zollfonzeifionen 
und gegenfeitige Meiftbegünftigung. Bon jpeciellen Zwiſchenbeziehungen 
überlebt jedoch ein Element aus dem Bertrage don 1853 die verfloſſene 
Periode: der Veredelungsverfehr!. Die 1853 im Bollvereine errungene 
Stellung hatte Ofterreich endgültig verloren. Bereits vor der Waffenent- 
fchetdung des Jahres 1866 Hatte die Handelspolitik zu ungunften der 
öſterreichiſchen Großmachtsbeitrebungen entfchieden. 


! Bereitd 1362 waren im Veredelungsverkehre, der nunmehr 1365 auch für bie 
Färberei zugelaffen wurde, 22030 Gentner öſterreichiſche Gewebe ins zollvereind: 
ländiſche Gebiet zum Bebruden verſchickt worden. 
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Der Erfolg der preußifchen Zollvereinspolitif forderte jedoch einige 
materielle Opfer. ine Gleichftellung der Tarife Öfterreichd mit denen 
des Bollvereins, wie fie 1853 für den Zwiſchenzollverkehr und ähnlich im 
franzöfiichen Vertragsſyſtem angebahnt wurde, war unter den obwaltenden 
BVerhältniffen nicht zu erreichen geweien. Die neuen Bertragszolljäße 
Oſterreichs waren zum Zeil erheblich höher, als die bisherigen Zwiſchen- 
zollfäge. Insbeſondere bedeutete dies eine Erjchwerung der deutjchen Aus— 
fuhr nach Sfterreih in Baumwoll- und Wollwaren, fowie Baumtoll: 
garn, des weiteren in GStabeifen, Blech, Leinenen Mafchinengarnen und 
Lederivaren. 

Troßdem gab man im preußiichen Abgeordnetenhaufe zu, daß durch 
den Vertrag von 1865 Hſterreich einen erheblichen Schritt zum Freihandel 
thue, vielleicht jo erheblich als der Zollverein im preußiich = franzöfiichen 
Vertrage. 

Bon den Gegenleiſtungen des Zollvereins an Öjterreich ſeien hier nur 
zwei Herborgehoben: einmal der Abſchluß eines Zollfartell3, auf welches 
Öfterreich zur Bekämpfung des Schmuggelhandel® Wert Yegte; zweitens 
Zugeltändniffe auf dem Gebiete der Agrarzölle. Zwar waren die Ge- 
treidezölle im deutjchzöfterreichifchen Zwifchenverfehr bereits jeit 1853 außer 
Kraft; da jedoch der nunmehrige Vertragstarif des Zollvereind gegenüber 
Öfterreich zum allgemeinen Tarif erhoben werden foll, jo verfchwinden mit 
dem Jahre 1865 völlig die deutfchen Getreidezölle, Mehlzölle und einige 
Biehzölle aus dem deutjchen Zolltarif. Es wird berichtet, außer Ofterreich 
habe insbejondere da8 Königreich Sachjen den freien Verkehr fpeciell für 
Mühlenfabrifate und Kleinvieh lebhaft befürwortet !. 

Ein ganz wejentlicher Unterjchied des deutfch-öfterreichifchen Vertrags 
von 1865 gegen den von 1858 ift zum Schluß hervorzuheben: während 
Öfterreich bisher jede Ermäßigung des deutjchen Außenzolltarifes durch 
eine entiprechende Erhöhung der gegen Deutichland geltenden Zollfäße be= 
antworten, eventuell vereiteln fonnte, steht nunmehr feiner der beiden 
Mächte ein Einfpruchsrecht gegen die Zarifpolitif der anderen zu. Oſter—⸗ 
reich fichert fi nunmehr gegen die Möglichkeit des Einftrömens franzd- 
fiicher und englifcher Waren durch Deutjchland, indem es ſich das Recht 
vorbehält, Urjprungszeugniffe zu fordern, eine Löfung, die bereit3 1853 
von Preußen hätte angeftrebt werden jollen. 


ı Dergl. ©. 1299 der Rr. 127 der Anlagen bed preußiichen Abgeordneten: 
baufes 1865. 
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II. Der neue Zollvereinstarif von 1865. 


Der preußisch-franzöfifche Vertrag erhält noch ein Zufabprotofoll, worin 
verjchiedene Beftimmungen näher erläutert werden und wird als folcher 
Grundlage des neuen Vereinszolltarii® von 1865. 

Die Generalifierung der gegen frankreich gemachten freihändlerifchen 
Zugejtändniffe war — ſoweit nicht die Einleitung eine® Bertrages mit 
Belgien und der Schweiz Zurüdhaltung erheifchte — von Anfang an in 
Ausficht genommen. 

Die preußifchen Kammern hatten jchon 1862 dieſe Berallgemeinerung 
gebilligt. Der neue Zollvereinstarif brachte da, wo er nicht bloß Berall- 
gemeinerung des mit Frankreich vereinbarten Tariis war, nur ein Fort— 
jchreiten auf der bereits betretenen jreihändlerifchen Bahn. So 3. B. wird 
der Grundjaß, den die Volkswirte zunächit auf dem Kongreſſe aufgeitellt, 
dann im Abgeordnetenhaufe in Preußen erfolgreich vertreten hatten, nun— 
mehr adoptiert, daß nämlich die fogenannte allgemeine Eingangsabgabe für 
alle nicht jpeciell befreiten oder mit beſonderen Zollſätzen belafteten Gegen» 
ftände wegfallen joll!. 

Damit ift dad Princip angenommen, daß alles zollfrei fein 
joll, was nicht fpeciell zollpflichtig ift. 

Don jehr erheblicher praktischer Hbandelspolitifcher Bedeutung war bie 
Maßregel nicht. 


IV. Die Handelöverträge vom 22. Mini 1865 mit Belgien, 
30. Mai 1865 mit Großbritannien, 31. Dezember 1865 mit Italien. 


Die Handelöverträge, melche der Zollverein mit feinen weit» und 
mitteleuropäifchen Nachbarn und zwar bis 1866 mit Belgien, Italien, 
Großbritannien, nachher mit der Schweiz abjchließt, find entweder über- 
haupt feine fpeciellen Tarifverträge, jondern lediglich Meiſtbegünſtigungs— 


! Bereits vom 1. Januar 1864 war bie Erhebung ber allgemeinen Eingangs: 
abgabe auf Seewafler u. f. w., ſowie auf Weinhefe in Wegfall gefommen. Bergl. 
Preußiſche Geſetzſammlung von 1863, S. 656. 
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verabredungen, oder fie find — foweit fie gebundene Tarife enthalten — 
dem franzöfifchen Muſter nachgebildet. 

Ein Staat hält ſich fern von den weiteuropäifchen Bertragäbeziehungen, 
nämlich Rußland, während Dfterreich allmählich dem wefteuropäifchen von 
Frankreich begründeten freihändlerifchen Vertragsſyſteme fich eingeordnet hat. 

1) Betrachten wir zunächit das wichtigite aus dem deutſch-belgiſchen 
Bertrage von 1865. Der Zollverein Hatte bereits ein Jahrzehnt hindurch 
vertraggmäßige Beziehungen zu Belgien früher unterhalten. Der deutjch- 
belgische Vertrag vom 1. September 1844, welcher beim Inkrafttreten der 
KRobeifenzölle Belgien wichtige Differenzialbegünftigungen eingeräumt Hatte, 
war in feiner lebten veränderten Gejtalt Ende 1853 abgelaufen. Seitdem 
hatte zwar fein Tarifvertrag, aber doch ein erträglicher modus vivendi mit 
gewiffen Erleichterungen im Grenzverfehr zwischen beiden Staaten beſtanden. 
Ein Intereffe zum Abjchluffe eines neuen Handelsvertrags ergab fich für 
Deutſchland erft, feitdem Belgien nach 1860 den Franzoſen und den Eng— 
ländern vertragamäßige Begünftigungen eingeräumt Hatte. Der Zollverein 
war am belgischen Erport intereffiert, Hauptjächlich in Textilwaren, Waffen, 
furzen und Quincailleriewaren, Erzen, Ölfaaten u. ſ. w. In diefen 
Dingen konkurrierten nunmehr die Engländer und Franzoſen unter gün— 
ftigeren Bedingungen als die Deutichen, da Belgien die vertragamäßig zu— 
geſtandenen Zollermäßigungen nicht generalifiert hatte. Dem Bertrage von 
1865 ging ein vorbereitendes Stadium voraus. 1863 geftand Belgien 
dem Zollverein das Recht der Meiftbegünftigung zu, während Preußen eine 
finanzielle Beileiftung zur Ablöfung des Scheldegolles! zuficherte. Trotzdem 
dad nationale Opfer, welches hier Preußen zugleich im Intereſſe der 
übrigen Zollvereinzjtaaten, ſowie der Hanfeftädte übernahm, keineswegs 
unbeträchtli war, fand der Vertrag mitten in der Konfliktöperiode die 
freudige Zuftimmung des preußifchen Abgeordnetenhaujes mit allen gegen 
zwei Stimmen. 

Der 1863 abgefchloffene Vertrag war ein preußijch » belgifches Ab» 
fommen gewejen. Der Beitritt war den übrigen Zollvereinsftaaten vor— 
behalten. Als die Zollvereinskriſis beigelegt war, wurden die Verhand— 
lungen neu aufgenommen und erheblich mehr als ein bloßer Meiftbegün- 
ftigungsvertrag von Belgien erreicht. 

Zwar nicht für den QTucherport, aber doch für andere Wollwaren 


ı Diefer von den Holländern erhobene Zoll war bisher auf Belgiens Rechnung 
ausländijchen Schiffern rüdvergütet worden. Dem Bertrage von 1863 war übrigens 
auch eine Schiffahrts: und Kitterarfonvention beigefügt. 
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befferen Werts, ferner für Halbjeidene Waren, Steintohlen, Gifen- und 
Stahlwaren, hemijche Fabrifate mit gewiffen Ausnahmen, für baummollene 
und leinene Strumpf, Pofamentier- und Bandwaren, jowie für Papier, 
endlich für Gold» und Gilberblatt erlangte der Zollverein durch gebundene 
Tarife geficherte Ausfuhrgelegenheit. Der Zollverein gewährte jpecielle Zu— 
geitändniffe in den Zollfägen für Glas und feines Leder, ſowie durch Zoll— 
befretung von Steinfohlen, chemifchen Zündhölzern, Handleinengarnen und 
endlich Mehl und Malz. Die Zollfreiheit des Mehles war alfo nunmehr 
ſowohl Belgien als ſterreich gegenüber völferrechtlich fejtgelegt. 

In der Faſſung von 1865 wurde in Preußen der belgifche Vertrag 
einjtimmig im Abgeordnetenhaufe angenommen. 

2) Ebenfo einftimmige Annahme fand der Handelsvertrag mit Groß- 
britannien. Die Engländer hatten jchon, ehe der preußifch = franzöftiche 
Vertrag paraphiert war, einen SHandelßvertrag mit dem Zollverein an- 
zuregen gejucht. 

Zum Abſchluß Fam es indes erft nach Beilegung der Zollvereina- 
frifie. Da England im Gegenfab zu Frankreich die Politik verfolgt hatte, 
die vertragsmäßig einer dritten Macht gewährten Begünftigungen zu gene— 
ralifieren, während Deutjchland diefe Generalifierung, die für die nächfte 
Zufunft geplant war, noch als Unterhandlungsobjeft ausfpielen Eonnte, 
jo bot England in dem übrigens an den englifch-franzöfifchen fich eng an— 
lehnenden Bertrage noch ein Zugeſtändnis, welches bisher nicht augbrüdlich 
gewährt worden war: Es verſprach, Deutichland ala meiftbegünftigte 
Nation nicht nur im Bereinigten Königreich, fjondern auch in den Ko— 
lonien zu behandeln. 

3) Anzwifchen hatte die freihändlerifche Bewegung — von Frankreich 
weitergetragen — immer mehr fi) durch Europa fortgepflanzt. An den 
Ermäßigungen, die Frankreichs Bemühungen durch Vertrag vom 13. Februar 
1865 in Schweden und Nortvegen errungen Hatten, nahm Deutfchland 
teil, ohne daß es irgend welche Gegenleiftung zu geben brauchte, da 
Schweden und Norwegen den frankreich zugeitandenen Vertragstarif gene- 
ralifierten. 

Dagegen beiolgte das nmeubegründete Königreich Stalien, mit welchem 
Frankreich ebenfall® einen Handelävertrag gejchlofien hatte, die franzöfijche 
Politik, die VBertragstarife nicht ohne weiteres zu verallgemeinern. Klagen 
ertönten, daß die deutjchen Erporteure fih vom Wettbewerb in Stalien 
ausgejchlofien Tänden. Der Abeordnete von Bunfen interpellierte im Mai 
1865 die preußifche Regierung, weshalb man feinen Vertrag mit Stalien 
anftrebe. In der Debatte wurde darauf angejpielt, daß es fich Hier an— 
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icheinend wiederum um Legitimitätsbedenten handele, gleichwie in einer 
frühereren Phaje der Zollvereinsgeſchichte, wo einst die Tegitimiftiiche Vor: 
liebe der Regierungen für Don Carlos Schlefien um den fpanifchen Leinen— 
export gebracht habe. 

Mintjterpräfident v. Bismard beanttwortete die Interpellation Bunjen 
dahin, daß zwar Preußen wegen eine Handelsvertrags mit Italien 
unterhandle, dab aber ein Abichluß zwijchen dem Zollverein und 
Italien ſolange erfchwert fei, ala gewiffe Zollvereinsftaaten das Königreich 
Italien noch nicht anerkannt Hätten. Die Schwierigkeiten wurden indes 
noh vor Ablauf des Jahres 1865 gehoben und am 12. März 1866 
wurden die Ratifikationsurkunden des am 31. Dezember 1865 abgejchloffenen 
Handelsvertrags zwiſchen dem Zollverein und Italien ausgewechielt. Der 
Vertrag enthielt die Meiftbegünftigungsflaufel, aber Leine gebundenen 
Tarife. Italien verpflichtet fich übrigens nicht, wie Frankreich, gegenüber 
Deutjchland zum principiellen Verzicht auf Ausfuhrzölle, fondern nur dazu, 
auch in dieſer Hinficht Deutjchland nicht ungünftiger als andere Nationen 
zu behandeln. 

Die Verhandlungen betreffs eines mit der Schweiz abzujchließenden 
Handelsvertrags blieben dagegen vorläufig erfolglos. 


V. Handelöverträge mit außereuropäiſchen Staaten und der Türkei. 


Die notwendige Konjequenz der jeit 1862 eingejchlagenen freihänd- 
lerifchen Politit war außer der Eingliederung in das weſteuropäiſche Ver— 
tragsſyſtem das Streben, dem deutjchen Gewerbfleiße die außereuropäijchen 
Märkte zu eröffnen und zu fichern. Deutichland Hatte feine Induſtrie 
dem Wettbewerbe des Weltmarktes ausgeſetzt; dafür konnten die fräftigiten 
deutichen Induftrien Pflege ihrer Erportinterefien fordern. Es ift bereits 
im vorigen nachgewiefen, daß die freihändlerischen Reformen Deutjch- 
lands bis 1866 feineswegs einen „einfeitigen Freihandel“ bedeuteten, 
fondern damals auch Gegenliebe im übrigen Guropa fanden. Dies ift 
ipäter von jchußzöllnerischen Parteigängern regelmäßig verſchwiegen worden. 
Aber auch in anderen Weltteilen war der Zollverein nicht ohne Erfolg be— 
müht, dem bereits ſpontan emporgeblühten vaterländifchen Überfeehandel 
Vorteile zuzuwenden. Freilich darf man auch Hierin nicht etwa in 
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nationaler Selbjtüberichägung für Deutjchland mehr beanspruchen, als daß 
e8 der Nachahmer vorgefchrittenerer Nationen war. Vorausgegangen waren 
im Gröffnen fremder Märkte England und Frankreich. Mit oder nach 
dem Zollverein folgte dem Borgehen diefer wejteuropäifchen Mächte in den 
nächiten Jahren ebenfalls Ojfterreich - Ungarn. Die Hauptfache war nicht, 
daß Deutichland am früheften, jondern daß es nicht zu jpät Hier vorging. 

Gemeinjchaftlih ift den Verträgen mit der Türkei und außereuro— 
pätichen Staaten, daß diejelben nicht durch Tarifkonzeſſionen ſeitens des 
Zollvereins erfauft zu werden brauchten. Dafür waren bisweilen ander- 
weitige Opfer zu bringen, insbeſondere bei den Verhandlungen mit Dit: 
afien, die Preußen für den Zollverein übernahm. Alle die damals ange- 
fnüpften überfeeifchen Bertragsbeziehungen haben fich in der Folge als 
wertvoll erwieſen, ja als wertvoller, wie man noch in den fechziger Jahren 
erwartete. Bereits ehe die Staatsmänner Verträge für den Zollverein ab- 
ſchloſſen, hatte der deutjche Kaufmann überall in der Welt vorzudringen, 
Fuß zu faſſen gefucht, freilich zunächit ohne den ſtarken Rüdhalt, den die 
Machtentjaltung einer geeinten Nation zu gewähren vermag. 

Im ganzen kommen für die Zeit bis 1866 drei Gruppen von 
Verträgen in Betracht, welche außerhalb Weſteuropas Abſatzgelegenheit 
ficherten:: 

der Vertrag mit der Türkei, 
die Verträge mit oftafiatischen Staaten, 
die Verträge mit amerikaniſchen Staaten lateinifcher Raffe. 

Am kürzeſten ift der türkifche Handelövertrag vom 20. März 1862, 
der auch für die Balfangebiete bindend war, zu erledigen. Er ändert ein 
früheres Übereinkommen der europäifchen Mächte mit der Pforte ab. Das 
bisherige Übereintommen nötigte die Pforte, an einem nur ſiskaliſch, keines— 
wegs aber wirtjchaftlich vorteilhaften Tarifſyſtem feſtzuhalten. Dies Syſtem 
wurde reformiert. Der deutjchstürkifche Vertrag lehnt fih an das Mufter 
der don England und Frankreich am 29. April 1861 mit der Pforte ab» 
geichloffenen Verträge an. 

Anhangsweije ift zu erwähnen, daß wie mit der Piorte, fo auch mit 
Perfien durch Vertrag vom 25. Juni 1857 geficherte Handel&beziehungen 
ermöglicht worden waren. 

Sehr wichtig war die zweite Gruppe von Handelsverträgen, diejenige 
mit oftafiatifchen Ländern. Es kommen bier in Betradt: 

a) Vertrag Preußens, nicht des Hollvereind, mit Japan dom 
24. Januar 1861. 
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b) Vertrag vom 2. September 1861 mit Ehina, an welchem der ge= 
famte Zollverein, die Hanjejtädte und Medlenburg teilnehmen ; 

c) Bertrag vom 7. Februar 1862 mit Siam, an welchem der Zoll: 
verein, nicht aber die Hanſeſtädte Anteil haben. 

Dftafien war exit jehr allmählich den Europäern eröffnet worden, am 
legten Japan. 

In Siam hatten fich zeitig die Engländer feſtgeſetzt. Nachdem ſchon in 
den zwanziger Jahren die Anfnüpfung der erjten Beziehungen vertragamäßig 
gefichert war, hatte der Propagator englifcher Freihandelsintereſſen, Sir 
Sohn Bowring, 1855 einen Handelsvertrag von den Siamefen erlangt, nach 
deffen Mufter nun andere Staaten Ähnliches zu erreichen ftrebten. Dem 
Bollvereine waren in Nachahmung des britifchen Vorbildes vorangegangen 
zuerjt die Vereinigten Staaten, dann Frankreich, Dänemark, die Hanjeftädte 
und Portugal. 

Auch die Eröffnung Chinas, nach welchem Lande Deutjchland 1889 
für mehr ala 24 Millionen Mark Waren erportiert hat, für den geſamt— 
europäijchen Handel datiert erjt aus neuerer Zeit. 

Nachdem bis 1842 nur der Hafen don Ganton den Europäern er: 
öffnet war, erlangten 1843 zuerjt die Engländer weitergehende Konzeifionen. 
Die England erteilten Konzeffionen wurden von China auch auf andere 
Länder ausgedehnt. Wenn Deutjche auch jaktifch Hiervon Vorteil zogen, jo 
Hatten fie doch feinen Rechtsanſpruch. 

Als nach den befannten Kämpfen, welche England und Frankreich 
mit China geführt hatten, der Friede wieder hergejtellt war, wurde durch 
Chinas Verträge mit England vom 24. Oftober 1860 und mit Frankreich 
vom 25. Dftober 1860 ein Einfuhrtarif jehr gemäßigten Charakters den 
Ghinejen auferlegt. Es war höchſt wichtig für den Zollverein, hiervon 
ebenfalla Vorteil zu ziehen. 

Japan endlich war bis 1854 nur den Holländern zugänglich gewejen. 
Da entjenden 1854 die Vereinigten Staaten ein Gefchwader nach Jeddo. 
Diefe Miffion Hat zur Folge, daß Japan der übrigen Welt eröffnet wird. 
Kachdem fich die Vereinigten Staaten den japanischen Markt gefichert, folgen 
die Niederlande, England, Frankreich, Rußland, zuleht Portugal und er- 
langen Anteil an den von Japan gewährten Konzeifionen. 

Deutfchland aber war ein Staat, den man in Japan nicht kannte, 
dem man glaubte, alles bieten zu fönnen. Die Erbitterung der Japaner 
gegen die europäifchen Eindringlinge war ohnmächtig gegenüber den Nationen, 
die durch eine Seemacht gejchüßt find. Ganz anders ift damals die Lage 
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der deutjchen Kaufleute, die ebenfalls in Japan fich angefiedelt haben. Sie 
find ſchutzlos. Ihre englifchen Konkurrenten jollen nicht ganz unfchuldig 
daran geweſen jein, daß fich der japanifche Fremdenhaß an der deutichen, 
der damals jchwächiten Nation ausläßt. Man vertreibt die Deutjchen, da 
ihre Handelsbefugnis nicht vertragamäßig gefichert jei, und verbietet ihnen 
bei Todesſtrafe zurüdzufommen. 

Die Opfer des japanifchen Fremdenhaſſes dürften wohl hauptfächlich 
Hanfeaten gewejen fein. Indes Preußen nimmt fich rechtzeitig der geſamt— 
deutjchen Intereſſen an. 

Schon 1859 Hatte eine durch ganz Deutichland verbreitete Flugſchrift, 
als deren Berfaffer man den Fabrikanten Diergardt aus Vierfen bezeichnete, 
die eindringliche Mahnung an Deutjchland gerichtet, ſich des oftafiatischen 
Marktes rechtzeitig zu verfichern !. 

63 gab nur ein Mittel, um den Japanern, überhaupt den Ojftafiaten 
gegenüber bandelapolitifch etwas zu erreichen, das ijt militärische Macht: 
entfaltung. 

Die aus dem Sparpjennig des Volkes erbaute deutjche Flotte war ein 
Jugendtraum gewefen. Sie war längjt durch Hannibal Fiſcher verjteigert. 
Preußen hatte einige Schiffe, freilich Feine imponierende Marinemadt. Man 
entichloß fich aber, ein Gefchwader auszurüſten, um in Oftafien Handels— 
vertragsverhandlungen anzufnüpfen. Die Führung der Miffion, welche auch 
wifjenfchaftliche Zwede verfolgte, erhielt einer der fähigften und befonnenften 
preußiichen Staatsmänner, Graf zu Eulenburg. Derjelbe führte feinen 
Auftrag unter den jchwierigiten Verhältniffen mit großem Geſchick durch. 
Auf den Plan, damals auch mit den Hawaiifchen Infeln Bertragsbeziehungen 
anzulnüpfen, mußte man verzichten. Im übrigen erreichte die Expedition 
ihren Zweck. 

Troßdem die Berliner Preſſe damals alles beſſer wußte und bei jeder 
Nachricht Über eingetretene Schwierigkeiten erklärte, da8 habe man längit 
vorausgejehen und alle folche Ausgaben für Flottendemonjtrationen feien 
eine Verſchwendung der Mittel der Steuerzahler, läßt ſich das Minifterium 
der neuen Ara nicht irre machen. Den Nachfolgern wurde die Genugthuung 
des Erfolges zu teil. 

Nicht minder wertvoll find die Abſatzgebiete im Amerika Lateinifcher 
Rafje geweſen, welche damals durch Handelsverträge erworben und gefichert 
wurden. Längſt Hatte fich dort England feſtgeſetzt, als noch die fontinentalen 
Mächte darüber beratichlagt Hatten, ob überhaupt die von Spanien abge- 


! Bergl. Bremer Handelsblatt von 1859, S. 127; vgl. auch 1861, ©. 99. 
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jallenen Kolonien als legitime Regierungen anzuerkennen jeien und man fie 
nicht lieber vornehm ignorieren ſolle. Nunmehr gedachte man auch in 
Deutichland der wirtjchaftlichen Intereffen der Nation. Die deutjchen 
Handeläverträge, welche hier in Betracht fommen, find folgende: 


10. Juli 1855 Vertrag mit Meriko 
19. September 1857 s : Argentinien 
1. Auguft 1860 = : Paraguay 

1. Februar 1862 = = &hile. 


Der letztgenannte Vertrag iſt der wichtigſte. Deutſchlands Handels— 
beziehungen zu Chile ſind überaus wichtig geworden. In keinem anderen 
ſüdamerikaniſchen Staate ſpielt heute der deutſche Kaufmann und auch die 
deutſche Ware eine ſo angeſehene Rolle. 


Schriften L. — ob, Handelspolitit. 6 


Viertes Kapitel'. 
Die Durdführung des Freihandels. 


1. Das Jahr 1866. 


Die politiichen Kämpfe de8 Jahres 1866 Hatten ihre Schatten auf 
das handelapolitifche Gebiet vorausgeworfen. Nachdem 1866 das Glüd der 
Maffen zu gunften Preußens entjchieden, fteht feit, daß Öfterreich- Ungarn, 
rechtlich für die Zukunft von Deutichland losgelöſt ift. 

Norddeutichland erhält die Verfaffung als Bundesjtaat mit verwwaltenden 
und gejeggebenden Gentralorganen. Die Möglichkeit ift vorhanden, die 
gemeinjamen diplomatischen und militärifchen Aufgaben, ferner die inneren 
wirtjchaftlichen Reformen gemeinfam zu erledigen. | 

Wie aber fteht e8 mit der Handeläpolitit? Der Zollverein überlebt, 
wie das Jahr 1848, jo das Jahr 1866 ohne Beunruhigung. Während 
Eid und Nord einander befänpfen, werden für gemeinjame Rechnung 
die Zölle und gemeinfchaftlichen Verbrauchsſteuern forterhoben ?. 

Vielleicht war es Bismarcks größte taftiiche That, daß er zwifchen 
1866 und 1870 e8 veritanden hat, den eben befämpften ftammverwandten 
Völkern Feinfühlige Mäfigung zu beweifen und mit den Gegnern des 
Schlachtfeldes wirtichaftliche Beziehungen fortzuführen. 


— e⸗ 


mVergl. zum folgenden außer den parlamentariſchen Quellen insbeſondere bie 
Veröffentlichungen des Deutſchen Handelstags, ſowie Alex. v. Matlekovits, Die 
Zollpolitik der ſterreichiſch- Ungariſchen Monarchie und des Deutſchen Reiches ſeit 1868 
und deren nächſte Zukunft. Leipzig 1891. 

2 Vergl. Weber, Geſchichte des Zollvereins S. 463. 
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Dies gielt jowohl vom Berhalten gegenüber Süddeutjchland, als gegen- 
über Dfterreich. 

Erftend war in Artikel 13 des Prager Friedens vom 23. Auguft 
1866 die Wiederaufnahme der durch den Krieg geitörten handelspolitifchen 
Beziehungen in Ausficht genommen. Das Ergebnis iſt der deutjch-öfter« 
reichifche Handelävertrag vom 9. März 1868, den Preußen namens des 
Zollvereins unter Zuziehung von Bayern und Sachſen vereinbarte. Derjelbe 
beichäftigt uns fpäter. 

Zweiten wird beim Friedensſchluß ein Bündnis in politifcher und 
bandelöpolitifcher Beziehung zwifchen dem Norddeutichen Bunde und den 
füdddeutichen Staaten vereinbart, aus welchem das Deutfche Reich 1870 71 
hervorgehen jollte. 





II. Reform der Zolldereinsperfailung. 


Ausschlaggebend ift für die Reform der Zollverfafjung der Vertrag 
vom 8. Juli 1867 zwiſchen dem Norddeutichen Bunde, Bayern, Württem- 
berg, Baden und Heilen, die Fortdauer des Zollvereines betreffend. 

Der Zollvereinigungsvertrag von 1865 wird bis 1877 beibehalten. 
Das Wichtigite für uns ift die Reform der Zollvereinsverfafiung. Statt 
eined Vereins unabhängiger Staaten mit liberum veto eines jeden einzelnen 
wird eine Organifation mit Mehrheitsbeihlüffen geichaffen, wie fie 
feit den fünfziger Jahren vielfach verlangt worden war: Deutichland erhält 
einen Zollbundesrat und ein Zollparlament. 

Im Zollbundesrat find alle deutichen Staaten des heutigen Deutichen 
Reiches mit inggefamt 58 Stimmen vertreten, von denen Preußen 17 führt. 

Das BZollparlament beitehbt aus den Mitgliedern des Norddeutichen 
Neichstages und aus Abgeordneten aus den füddeutichen Staaten, welche 
durch allgemeine und direfte Wahl mit geheimer Abjtimmung nach Maß— 
gabe des Gejehes gewählt werden, auf Grund deffen die Wahlen zum 
eriten Reichätag des Norddeutichen Bundes ftattgefunden haben. 

Das Zollparlament fowohl wie der Norddeutiche Reichstag befanden 
fich bei diefer Berfaffung in eigentümlicher Lage. Das Drängen Deutich- 
lands ging bereits nach einem „Bollparlamente”, nicht nach einem bloßen 
Zollparlamente. Das Zollparlament Hatte ein Einnahmebewilligungsredht, 

6* 


84 Erſtes Bud. Die Ara der freihändlerijchen Reformen. 


aber feine Kontrolle der Verwendung der Gelder. Der Reichstag hatte ein 
Auzgabebewilligungerecht, aber feinen thatjächlichen Einfluß bezüglich der 
wichtigften Einnahmen. Noch ift die Erinnerung an die preußifche ſton— 
fliftgzeit nicht verfchwunden, und Eleine parlamentarifche Plänfeleien folgen 
als Nachgefechte auf die Kämpfe der vergangenen Jahre. Die politifche 
Lage macht e& damals dem Bundeskanzler unmöglich, fich auf eine ge= 
ichloffene fonfervative deutiche Partei zu jtügen. Es gab joviel Eonfervative 
Parteien als Ginzelftaaten. Die Forderung der Deutfchen Einheit ließ fich 
bei der damaligen Konftellation nur im Bunde mit den Liberalen durch» 
ießen. Wenn Bigmard fi) auf die Liberalen ftüßte, wenn er diefen Schritt 
in Preußen einleitete durch das Nachfuchen um Entlaftung für die Finanz— 
wirtjchaft der Konfliktszeit, wenn ferner für den Norddeutfchen Reichätag und das 
Zollparlament das Wahlrecht auf freiejter demokratischer Baſis zugeitanden 
wurde, jo bedeutete jedoch keineswegs die Anlehnung an die national- 
liberale Partei ein völliges Kapitulieren vor dem nationalliberalen Pro= 
gramme. So viel einzelne Konzeifionen auch auf wirtjchaftlichem und 
firchenpolitiichem Gebiete bis Mitte der fiebziger Jahre gegeben wurden, 
dies waren Abjchlagszahlungen. Das Minijterium war zu feiner Zeit ein 
Parteiausſchuß der Parlamentsmajorität. Die Liberalen waren nicht zur 
Herrſchaft, ſondern nur als vielberücfichtigte Berater einer nach wie vor 
nach Unabhängigkeit ringenden ftarten Exekutive zugelaffen. Das ver— 
faſſungspolitiſche Programm der Liberalen wurde in den wejent- 
lichjten Punkten von der Wegierungspolitif nicht adoptiert. Es war er— 
flärlih, daß dementjprechend zwifchen der Erefutive und der Parlaments- 
mebrheit feine volle Harmonie, jondern die Stimmuug eine® Kompromifies 
auf Zeit geherricht Hat. Die Parlamentsmehrheit Eammert fih an das 
einzige Machtmittel, welches fie errungen hat, an das Bewilligungsrecht. 
63 bürgert ſich von Anfang an ein Geift des Feilſchens zwifchen Parlament 
und Grekutive ein, den Adolf Wagner mit Recht bei Deutfchland Eonftatiert, 
mit Unrecht aber für das MWefentliche de Parlamentarismus überhaupt 
anfieht !. 

Dies ift die politische Situation, welche auch die Zollirage beherricht. 
Der Grundjaß, die Liberalen zwar nicht zur Herrfchaft, aber zur einfluß- 
reichen Beratung zuzulaffen, wird vom Bundeskanzler durch eine genau dies 
charafterifierende Konzeſſion auf dem Gebiete der Perfonenfrage durchgeführt; 
und zwar in einer Weiſe, die als fait revolutionäre Neuerung gegenüber 
den Traditionen des preußifchen Beamtentumes erjcheinen mußte. 





ı Dergl. Ad. Wagner, Finanzwiſſenſchaft I, 70. 
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Ein bisheriger Journalift, Dr. O. Michaeli3, der ftändige Referent 
der Volkswirtſchaftlichen Kongreffe, der Oppofitionspolitifer der Konfliktszeit, 
wird zum Berater Delbrüds ala vortragender Rat berufen. Indem man 
einen wirtjchaftlichen, nicht einen der politischen Führer der Liberalen beruft, 
fpricht die Regierung deutlich aus, welchen Zeil de8 Programmes der 
Liberalen fie annimmt. 

Soweit e8 fih um rein wirtfchaftliche Fragen Handelt, ift denn auch 
in der Folge dad Bundeskanzleramt in glüdlichiter Harmonie mit dem 
Norddeutſchen Reichdtag und dem Zollparlamente. Die Schwierigkeiten 
tauchen dagegen augenblidlich auf, jobald Probleme der politifchen Macht: 
verteilung, jobald Tyragen des Geldbewilligungsrechtes in Betracht kommen. 
Im Bollparlamente zeigte fich dies auffallend raſch. Bismard, defjen 
Maßregeln von Anfang an das Biel durchbliden ließen, die von der Be— 
willigung des Bundesrates und Parlamente unabhängigen Einnahmen zu 
ftärfen, verfucht, wie fpäter beim Schutzzoll, jo bereits bei der freihändlerifchen 
Neform eine finangpolitiiche Stärkung der Erekutive zu erlangen. Das 
Bollparlament widerfegte fich den Beftreben, für Frreihandeläreformen wirk— 
jame jelbftändige Bundeseinnahmen einzutaufchen, 1868 und 1869 auf das 
Lebhaftefte, wie fpäter zu jchildern ift. 

Die Greigniffe de8 Jahres 1866 Hatten außer der Reform der Zoll: 
vereindverfaffung noch eine zweite Konfequenz: den Eintritt Medlenburgs 
und Lübeds in den Zollverband, außerdem Schleswig-Holiteine ala einer 
preußischen Provinz. Luxemburg bleibt auch nach der Reform der Zoll— 
vereinsverfaffung dem Berbande angegliedert. Zollausland find dagegen 
Hamburg und Bremen nebit Kleinen Gebietsteilen anderer Staaten noch 
immer. Die Opfer eines Eintrittß in den Zollverein, den jene Städte fpäter 
doch Haben bewirken müfjen, würden damals geringer geweſen jein. 


111. Allgemeiner Überblid über die Zollreformen 1866—1873. 


Mangel und Vorzug des alten Zollvereins war jeine Schwerfälligfeit 
geweſen. Seht war die Mafchine der Gefeßgebung leicht beweglich und fie 
wurde tüchtig in Bewegung gefeßt, eiligit wurde eine Reform zu der 
anderen gefügt. 

Am ganzen find e8 drei Etappen, in welchen der bereits freihändleriich 
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angehauchte Tarif von 1865 die Metamorphoje zu einem nicht gerade 
radifalen, aber doch jehr viel ausgeprägteren Finanzzolltarif durchmachte. 

Es find die Zollermäßigungen vom 

25. Mai 1868 in Kraft ab 1. Juni 1868 

17. Mai 1870 = = = 1. Dftober 1870 

7. Juli 1873 =» = = 1]. Oktober —— 
bezw. 1. Januar 1877 

Die Reform von 1868 bedeutet die Generaliſierung der im deutſch— 
öfterreichifchen Vertrage von 1868 gewährten Zugeſtändniſſe. Mit anderen 
Morten, die Tarifermäßigungen von 1868 wurden außgenüßt, um von dem 
Auslande Vorteile zu erlangen. 

Die zwei folgenden Etappen von 1870 und 1873 dagegen find ſpon— 
tane Geſetzgebungsakte Deutichlands, welche nicht direkte Gegenvorteile ein» 
bringen jollten. 

Als die Reform am 1. Januar 1877 auf ihrem Gipfel angelangt 
war, gingen alle Rohſtoffe und Eiſen zollfrei ein, während die Textil— 
induftrien, ein Zeil der chemifchen Induſtrien u. ſ. w. noch einen ſehr 
mäßigen Zollichuß fich dauernd bewahrt hatten!. 


Ber weiten das Wichtigfte in der Gefamtreform, gewiffermaßen der 
Kernpuntt, ift die Veränderung der Roheifenzölle. Diefen gebührt daher 
vor allem unjere Aufmerkſamkeit, wenn wir die Entwidlung der Zoll— 
politif beobachten. 


- 


IV. Der Handelsvertrag mit Üfterreih-Ungarn vom 9. März 1868. 


Der deutſche Zoll auf Robeifen betrug jtatt der 1844 feſtgeſetzten Höhe 
von 2 Mark per 100 kg jeit 1865 infolge des frangöfiichen Handels— 
vertrages 1,50 Mark und wird nebjt anderen Zöllen in dem deutjch-öfter- 
reichiſchen Vertrage von 1868 herabgejeßt und zwar auf 1 Marl, 

Die Eifeninduftrie hatte fich ſeit dem Inkrafttreten des Franzöfifchen 


ı An 95 Prozent der Einfuhr gingen nad der Schätzung von Schelhäufer 1877 
zollfrei ein (vergl. Cchelhäufer, die Tarifreform von 1879. Berlin 1880, ©. 2). 


Diertes Kapitel. Die Durchführung des Freihandels. 87 


Vertrages vorteilhaft entwidelt. Man konnte das Zugeftändnis der 
neuen Zarifherabjegungen verwerten, um Zollermäßigungen von Ojterreich 
zu erlangen. 

63 fragt fich indes: wie fommt das einft jo Pproteftioniftifche Öfter- 
reich dazu, nach 1866 ebenfalle in freihändleriiche Bahnen einzulenken? 
Dies ift nicht ohne weiteres verftändlich. Protektioniftifch war Ofterreich, 
jolange die deutfch-böhmifchen Intereffen dominierten. Das war unter dem 
abjolutiftifchen Regime und in der erften Eonftitutionellen Ara der jechziger 
Jahre der Fall. Gegen diejes Öfterreich Hatte Preußen den Trumpf des 
Freihandels ausfpielen fönnen, um die Annäherungsverfuche, folange fie 
politijch gefährlich waren, abzujchlagen. 

Kurz vor 1866 änderten fich die Verhältniffe. 

Zunächſt wirkte ein politifcher Zwiſchenfall. Bekanntlich wurde vor 
1866 die Berfaffung „ſiſtiert“. Das Minifterium Belcredi verfucht es noch 
einmal mit dem abfolutiftifchen Regime. Gier dominiert das Intereſſe der 
Finanzen. Um Kredit zu erlangen, muß Ofterreich-Ungarn den Weit 
mächten gefällig ſein. Man geht einen Handelävertrag mit Großbritannien 
ein, der zu freihändlerifchen Reformen zwingt!. Als der Londoner Geld- 
markt nicht die Hoffnungen des öfterreichifchen Finanzminiſters erfüllt, 
wendet man fi) nach Paris. Die Unterjtügung des Parijer Marktes ift 
nur zu erlangen, indem ſterreich dem wefteuropäifchen Vertragsſyſteme 
durch einen Handelövertrag mit Frankreich beitritt. 

Das ESiftierungsminifterium war jedoch nur eine Epifode. Daß die 
Berpflicdtungen zum Treihandel, welche es eingegangen war, in der folge 
anerfannt werden, erklärt ſich außer aus allgemeinen völferrechtlichen Rüde 
fichten wiederum aus politifchen Anderungen. Der berühmte öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Ausgleich bewirkt, daß Weſtöſterreichs ſchutzzöllneriſche Intereſſen 
in der geſamtſtaatlichen Handelspolitik nicht allein den Ausſchlag zu geben 
vermögen. Die agrariſchen Intereſſen des getreideexportierenden Ungarn find 
freihändleriſch. Anderſeits wird dem Vorwärtsſtürmen der Ungarn dadurch 
ein Hemmſchuh angelegt, daß über jede handelspolitiſche Maßregel die ſtaat— 
lichen Organe beider Reichshälften ſich einigen müſſen. 

Viel mehr Wert als auf die Herabſetzung des deutſchen Eiſenzolles 
legten nun, bei dem Handelsvertrage mit Deutſchland, Öfterreich und Ungarn 
auf eine Ermäßigung des deutjchen Weinzolles. Diefe an Ofterreich zu ge 





! In dem englifch:öfterreichiichen Dertrage vom 16. Dezember 1865 Hatte fich 
Öfterreich verpflichtet, feine Schubzölle auf höchſtens 25 Prozent ad valorem und 
ab 1. Januar 1870 fogar auf 20 Prozent zu ermäßigen. 
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währen, lag aber eine ganz bejondere Schwierigkeit für Deutjchland vor. 
Das neu zum Zollvereine beitretende Medlenburg Hatte fich in einem 1865 
mit Frankreich abgejchloffenen Bertrage Hinfichtlich des Weinzolles die Hand 
gebunden. 

68 galt zunächft von Frankreich zu erwirken, daß Medlenburg feiner 
Derpflichtungen entbunden werde. Hierfür konnte der Zollverein die, in 
Ausficht genommene Ermäßigung don Induſtriezöllen, insbefondere des 
Gifenzolles, verwerten. Natürlich) Hatte außerdem ala Meiftbegünftigter 
Frankreich ein Intereſſe an jeder Ermäßigung des MWeinzolles, die Deutich- 
land anläßlich des öfterreichifchen Vertrages konzedieren würde. 

So wird Medlenburg von Frankreich freigegeben und der deutſch— 
djterreichifche Handelavertrag wird abgejchloffen. 

Fand bderjelbe den Beifall des Zollparlamentes und der Ungarn, fo 
läßt fi vom dfterreichifchen Reichsrat keineswegs das Gleiche behaupten- 
Die öſterreichiſchen Induftriellen erreichten die allerdingg mit Rüdficht auf 
Großbritannien ſpäter nicht völlig ftreng durchgeführte Zufage, daß nun 
Ruhe bleibe mit Zarifreformen, daß neue SHandelöverträge mit Tarife 
ermäßigungen nicht abgeichloffen werden jollten. 

Öfterreich- Ungarn hat den Vertragstarif nicht, wie Deutjchland, 
generalifiert, weniger aus praftifchen fchußzöllnerifchen Abfichten, als infolge 
mangelnden Ginverjtändniffes zwijchen den Regierungen der beiden Reichs— 
bäliten. 

Der Zollverein generalifierte die Öfterreich gewährten Zollermäßigungen. 
Durch das Vertragsſyſtem kommen diejelben ja doch denjenigen Staaten 
von jelbjt zu gute, die als induftrielle Konkurrenten allein anzujehen 
waren. Bon dem Principe der Generalifierung wurde jedoh eine Aus— 
nahme gemadt: im Hinblik auf Portugal, welches fich nicht zu Handels» 
vertragäverhandlungen bequemen zu wollen fchien, wurde bejtimmt, daß die 
Ermäßigungen der Zölle auf Wein und Moft, auf Zider in Fäſſern und 
Flaſchen nur den Staaten zuteil werden follten, die Deutichland ala meiit- 
begünftigte Nation behandeln. 

Nach dem Urteile der Ausjchüffe des Zollbundesrates war nicht zu 
erwarten, daß aus allen einzelnen Ermäßigungen, die Öfterreich 1868 verfprochen 
bat, fi) Erportvorteile für den Zollverein ergeben würden. Allerdings 
war es jehr wertvoll, daß nicht nur vielfach gegenüber höheren Zollfägen 
des Vertrags don 1865 die Sätze des Zwifchenzolltarifes von 1853 wieder: 
hergeftellt worden waren, jondern jogar Herabjegungen über diefes Maß ge: 
währt wurden. Jedoch troß aller Zollbeireiungen und Zollherabjegungen 
erwartete man nicht, daß fich eine erhebliche Mehrausfuhr des Zollvereins 


Diertes Kapitel. Die Durchführung bes Freihandels. 89 


in Pferden, Nudeln und Sago, in Ochſen, Stieren und Jungvieh, in Wein 
und Objtmoft, in Senjen und GSicheln, in Glasplättchen, Glasgehängen 
und Glasfnöpfen, in feineren kurzen Waren, ja felbft in Muſikinſtrumenten, 
ergeben würde. Die meilten diejer Erleichterungen fein — jo bemerfen 
die Ausſchüſſe des Zollbundesrates — aus Gründen der inneren öfterreichifchen 
Tarifreform oder im Hinblid auf die gegenüberftehenden Sätze im Vereins— 
zolltarife behufs der durch den Vertrag fichtlich geförderten Gleichitellung der 
beiderjeitigen Tarife erfolgt. Im Gegenfaße hierzu verſprach man fich von 
den Öfterreichifchen Zollermäßigungen ernjtlicden Vorteil für folgende vereins— 
ländijche Gewerbe: Glas- und TFayencefabrifation, Seideninduftrie, Türkiſch— 
rot⸗Färberei, Wachstuchbereitung, Papier: und Papiertapeten-nduftrie!, ferner 
Erzeugung feinerer Waren aus Holz, Bein und anderen Schnißitoffen, ſowie 
Verarbeitung von Papier und Pappe, Induftrie der feineren Glas-, Thon=, 
Stein-, Metalle und Lederwaren, Fabrikation gefärbter Baummwollgarne und 
gefärbter Wollgarne. Während in den gefchilderten Artikeln, insbejondere 
aber in gefärbten Baummoll- und Wollgarnen Öfterreich erhebliche Er- 
mäßigungen gewährt hatte, bedauerten die deutjchen Unterhändler, nicht 
mebr für den Zollvereinderport an rohen Baumwollgarnen, mittleren und 
feineren Geweben, gemeinem Leder, Stearinlichten, ungeleimtem feinen Papier 
erreichen zu können. 

Die Hauptbedeutung des gejchilderten deutſch-öſterreichiſchen Vertrags 
beitand nicht bloß in den beiderſeits dadurch herbeigeführten Zollermäßigungen, 
ſondern insbefondere darin, daß bis zum Ende des Jahres 1877, die beider: 
feitigen Zarife gebunden waren, aljo etwaigen jchußzöllnerifchen Gelüften 
der öfterreichifchen Industriellen und fpäter der deutichen Agrarier der 
Boden abgegraben war. Weiter hinaus ala bis zum Jahre 1877 Hatte fich 
der Zollverein nicht verpflichten Eönnen, da er damals noch ein auf Zeit 
und zwar bis Ende 1877 abgefchloffener völferrechtlicher Verein war. 

Die Bindung der Zollfreiheit, bezw. niedriger Eingangszölle für land— 
wirtjchaftliche Produkte und Vieh gegenüber ſterreich-Ungarn hatte bei 
der damals radikal jreihändleriich gelinnten deutichen Landwirtichaft Feiner: 
lei Bedenlen erregt: die Pofitionen, welche ernftlich das Publikum beſchäf— 
tigten, waren die Zolliäße für Mein und Eifen?. Angefichts der in dieſen 
Artikeln gewährten Zoll rabjrgungen wurden — unter Mitwirkung jo 


ı Bu Gunften der dbeutichen Papierinduftrie hatte übrigens Öfterreich eine Er- 
mäßigung jeiner Lumpenausfuhrzölle zugeftanden. 

? Die gefamte Zarifreform war überhaupt erleichtert durch umfafjende tarif: 
politifche Borarbeiten, welche der deutiche Handelstag unter Zuziehung von Antereflenten 
vorgenommen hatte. 
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radifaler Freihändler, wie des Abgeordneten Braun (Wiesbaden) — zwei 
Refolutionen angenommen. Die eine dieſer Rejolutionen erjuchte den 
Bundesrat, den Beichwerden abzuhelfen, zu welchen im Großherzogtum 
Heffen das Zufammentreffen der herabgeſetzten MWeinzölle mit dem beitehenden 
Syſtem der indirekten Steuern Anlaß gebe, während die andere die Aus— 
dehnung des in Norbdeutfchland für Kohlen eingeführten GEinpfennigtarifs 
auf die Transporte aller Rohmaterialien und Erſtprodukte der Eifeninbuftrie, 
fowie auf den Transport der Schienen und de& Stabeijens im Zollvereine 
fordert. 


V. Die autonome Zollreform von 1870. 


Die Vorgefchichte der autonomen Tarifreform von 1870 reicht bis 
zum Jahre 1868 zurüd. Die verbündeten Regierungen des Zollvereins 
hatten bereits 1868, nachdem die Generalifierung des Tarife des öſter— 
reichifchen Handelövertrages in Ausficht genommen war, eine Tarifnovelle 
dem Zollparlamente vorgelegt. Die Gefichtäpuntte waren von zweierlei 
Art. Zunächit galt 8, den Vertragstarif, der an Ofterreich zugeftanden 
war, organifch auszubauen. Diele der vertragsmäßig zugeitandenen Zoll 
beireiungen und Bollermäßigungen forderten der Konjequenz wegen zu 
weiteren Reformen Heraus. Wenn man im dfterreichifchen Handelävertrage 
die zollfreie Einfuhr von Pferden zugeftanden Hatte, jo war fein Grund 
mehr, an der Zollpflichtigkeit der Ejel, Maultiere u. j. w. fejtzuhalten, 
Ya die verbündeten Regierungen gingen noch weiter und jchlugen vor, 
mit den noch vorhandenen Biehzöllen jo gut als völlig auizuräumen. 
Hatte man ferner die Schußzölle auf Halbprodufte und fertige Fabrikate 
herabgeſetzt, jo mußten weitere Erleichterungen für die Roh- und Hilfe» 
itoffe der Induſtrie, insbeſondere der Tertilgewerbe und der chemifchen 
Induſtrie gewährt werden. Endlich ſchien die Gelegenheit geeignet, mit 
einigen finanziell und wirtjchaftlich unerheblichen Zöllen aufzuräumen, die 
nur noch ala eine unnötige Komplikation des Tarifs angejehen wurden. 

AN diefe Reformen wären von der freihändlerifchen Mehrheit mit 
Freuden begrüßt worden, ja die radifalften der Freihändler, die nord— 
deutjchen Agrarier, forderten ein viel jchnelleres Tempo der jreihändlerifchen 
Reform: indes die verbündeten Regierungen hatten mit dem Borjchlage 
gewifler Tarifermäßigungen ein anderes Projett verbunden, dem fich die 
Mehrheit des Bollvereins auf das entjchiedenite widerſetzte. Der Zelle 
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bundesrat wünjchte nämlich die Theorie aufrecht zu erhalten, welche in 
früherer Zeit die Richtſchnur der Zollvereinskonferenzen gebildet Habe, daß 
unter allen Umitänden ein bejtimmter Zollertrag per Kopf der Ver— 
einsbevölferung erzielt werden müſſe. Die Regierungen veranfchlagen, daß 
die durch den öſterreichiſchen Handelsvertrag herbeigeführten Zollherabſetzun— 
gen einen Einnahmeausfall von mehr als 3"; Millionen Mark zur Folge 
haben werden, der fich nach Durchführung der Tarifnovelle auf 4!/s Milf. 
Mark fteigern würde. Die Regierungen fuchten Erſatz in ausgiebigerer 
Beiteuerung des Tabaks, fowie in der Einführung eines Zolles auf 
Petroleumt. 

Die Einnahme aus Tabak wurde nicht in der Höhe gewährt, die die 
Regierungen gefordert hatten. Der Zoll auf Petroleum aber wurde 1868 
zunächjt mit 190 gegen 99 Stimmen — und zwar unter Mitwirkfung der 
Nationalliberalen — abgelehnt. Diefer Beihluß, unter lebhafter politifcher 
Aufregung durchgeführt !, erklärt fich weniger aus den unbedeutenden Ein— 
wendungen, die gegen das Petroleum ala Finanzzollobjeft erhoben wurden, 
als vielmehr aus gewichtigen politifchen Bedenken der Liberalen. Die 
Regierungen hatten das Petroleum, welches übrigens erjt feit 1865 — 
jeit Aufgebung der allgemeinen Eingangsabgabe — zollfrei geworden war, 
bejonders deshalb als günftiges Steuerobjeft empfohlen, weil der Petroleum— 
preis jeit längerer Zeit auf dem Weltmarkte im Sinken begriffen fei, alſo 
ein mäßiger Zoll bei Aufrechterhaltung der bisherigen Detailpreife vom 
Handel wohl hätte ertragen werden können. Bedenken wir, daß der jeit 1879 
eingeführte Petroleumzoll — abgejehen von der Schwierigkeit der Faßver— 
zollung — ganz bequem ertragen wird, jo erjcheint das Argument der 
damaligen Zollparlamentsmajorität, daß man den armen Mann fchonen 
müſſe, nicht als das wejentliche Motiv für Ablehnung des Petroleumzolles. 
Die Liberalen waren dem Petroleumzoll abgeneigt, nicht weil er ein un— 
geeigneter, fondern weil er ein allzu ergiebiger Finanzzoll war. Man 
wollte fich nicht den kleinen Reſt von Einnahmebewilligungerecht vollends 
verfümmern laſſen. 

Nachdem das Zollparlament zwar die Zollherabjegungen der Tarif— 
novelle von 1868 bewilligt, den Petroleumzoll aber bei nochmaliger Be— 
ratung jogar mit 199 gegen 86 Stimmen verweigert hatte, zieht Bigmard 
ben ganzen Entwurf zurüd. 

Inzwiſchen war die Saat aufgegangen, welche die Agitation der frei= 





ı Dergl. über die „Schlacht bei Petrolium“, 2. Bamberger, Bertraulic)e 
Briefe aus dem Zollparlament. Wreslau 1870. 
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bändferifchen Volkswirte audgeftreut hatte. Mit dem gleichen Radikaliamus, 
wie die Volkwirtchaftlichen Kongreffe, traten nunmehr periodijch die Dele- 
giertenkonferenzen der norddeutichen See- und Handeläpläße für freihänd- 
lerifche Tarifreformen ein. Noch weit Ieidenfchaftlicher war die freihänd- 
Terifche Propaganda , ingbefondere gegenüber den Eifenzöllen, bei den nord» 
deutfchen Landwirten. War der freihandel anfangs der fechziger Jahre 
im Gefolge der liberalen Ideen zur Ausbreitung gelangt, jo erklärt nun- 
mehr ein norddeuticher Gutabefiter im Zollparlamente, daß er, weil kon— 
fervativ, naturgemäß Freihändler ſei. So jehr fanden fich insbejondere 
die Landwirte de8 Oſtens aller Parteifchattierungen in freihändlerifchen 
Ideen vereint, daß dv. VBlandenburg 1869 die Möglichkeit in Erwägung 
zieht, eine freihändleriſche Intereffenpartei zu begründen, welche den länd- 
lichen und womöglich auch den ftädtifchen Grundbeſitz der öfllichen Pro. 
dinzen von der äußerjten Reaktion bis zum äußerften Fortichritt uniaflen 
würde. 

Weit gemäßigtere Freihändler ala die „Volkswirte“ und die Agrarier 
waren die Männer des Deutjchen Handelstages. Die in demfelben ver— 
tretenen Handeläfammern brachten übrigens immerhin deutlich genug zum 
Ausdruck, daß nicht mur in faufmännifchen, ſondern auch in induftriellen 
Kreifen die Beiriedigung über die Griolge der bisherigen freihändlerifchen 
Politit im Steigen begriffen war. In jener Zeit entjandte ſolch ein 
Mittelpunkt der Eifeninduftrie wie Dortmund einen Freihändler ins Zoll: 
parlament. 

Soweit dem gegenüber Angriffe auf die freihändleriiche Zollvereins— 
politit laut wurden, gejchah dies nur ganz vereinzelt, und zwar von jeiten 
der Süddeutſchen durch ausdrüdliche Betonung eines offen ſchutzzöllneriſchen 
Standpunftes,; diplomatifchere Zaktifer dagegen, wie der Abgeordnete 
Stumm, nannten fih „gemäßigte Freihändler” und vertraten den Stand- 
punkt, daß freihändlerifche Neformen an ſich nicht zu verhindern, aber doch 
nur in dem Maße empiehlenswert feien, als dafür Zug um Zug Vorteile 
von den Nachbaritaaten erlangt würden. Diefer an fich ſehr beachtens- 
werte Standpunkt des fogenannten Freihandels auf Gegenfeitigfeit wurde 
ehr geichickt vertreten. Den erſten Vorſtoß in diefer Richtung bildete ein 
1868 vom Bollparlament mit großer Majorität angenommener Antrag 
Stumm, welcher fich gegen die fpäter noch viel beiprochenen Ausfuhrver: 
gütungen Frankreichs wendete. Es ift bereitö früher hervorgehoben worden, 
daß der franzöfiſche Handelsvertrag nicht mit Hinreichender Deutlichkeit den 
Fall der Titres d’acquit-A-caution geregelt hatte. An fich war nichts 
dagegen einzuwenden, daß Frankreich den Eifeninduftriellen, welche aus impor— 
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tiertem Roheiſen gefertigte TFabrifate zur Ausfuhr brachten, den Betrag 
des Importzolles nicht abnahm, bezw. die gewährten Zollkredite in 
folhem Falle niederſchlug. Auch der Zollverein Hatte, wenn die 
Identität de8 Material und der Perſon feitjtand, der Verarbeitung 
ausländischen Eiſens ähnliche Vergünstigungen eingeräumt. Gegenüber der 
franzöfifchen Praris aber beklagten fich die Deutjchen — allerdings unter 
lebhaften Übertreibungen — darüber, daß nicht mit hinreichender Strenge 
an der Identität der Perfon und des verarbeiteten Material® von jeiten 
Franfreich® Teitgehalten werde. Die Praxis jei, daß Eiſenwerke an der 
franzöfiichen Küfte britifches Roheifen, namentlich ſchottiſches Gießereiroh— 
eifen einführten und andere mittelfranzöfifche Werke entjprechend verarbeite- 
tes Eiſen ausführten. Lebteren fomme die Einrichtung der Titres d’acquit- 
a-caution als Exportprämie zu gute, da die betreffenden Scheine als 
Marktartikel mit wechjelndem Kurſe oft unter dem Nennwerte eritanden 
worden feien. Der franzöfiiche Staat verwende in Wahrheit einen Zeil 
der Einnahmen aus dem Robeifenzoll, um die mit Deutjchland konkurrie— 
rende Eifenindujtrie beim Exporte zu jubventionieren. Insbeſondere ließ 
man laute lagen über den vernichtenden Wettbewerb franzöſiſcher Schienen- 
und Waggonfabrifanten ertönen. Stumm Antrag wurde durch eine mit 
etwas fühnem Ziffernmaterial operierende Eingabe eine Düffeldorfer Ver— 
eins zur Wahrung der Walzwerksintereſſen unterftüßt. Es ift ftrittig, ob 
juriftifch die Praris der franzöfifchen Regierung als gegen den Wortlaut 
des franzöſiſchen Handelsvertrages verjtoßend betrachtet werden durfte!. Trotz— 
dem im Berfolge der vom Zollparlamente gegebenen Anregung der Zoll— 
verein VBorftellungen bei Frankreich in der Angelegenheit erhob, ift nicht 
viel erreicht worden. Die Klagen über die jranzöfiichen Ausfuhrvergütungen 
dauern fort und äußern fih um 1875 mit erneuter Lebhaftigfeit. 

Megen der franzöfifchen Ausfuhrprämien jedoch die beabfichtigte auto— 
nome Tarifrefornm zu vertagen, daran dachte die freihändlerifche Zollparla: 
mentsmajorität nicht im geringjten. Auch die Regierungen zeigen fich 
immer lebhafter von der Freihandelsftrömung erfaßt. Im Jahre 1869 
wird wiederum die ZTarifnovelle von 1868 dem Zollparlamente vorgelegt, 
und awar wiederum mit dem Petroleunzoll. Die diesmalige Vorlage geht 
über den 1868 vorjchwebenden Gedanken, an den durch den Handelävertrag 
von 1868 gejchaffenen Zuftand anzufnüpjen, hinaus. In der Denkjchrift 
zur Vorlage wird bereits bewußt ala Ziel der Reform die Umgeftaltung 
des biöherigen Schußzolltarif3 in ein reines Finanzzollſyſtem bezeichnet. 


! Leris und Sering differieren in der Beurteilung bed Falles. 
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Die Regierungen jchlagen insbefondere eine Herabſetzung der Zölle auf 
Materialeifen und grobe Eifenwaren ala Konfequenz der 1868 eriolgten 
Herabjegung des Roheifenzolles vor. Cine abermalige Veränderung der 
Zollfäge für Noheifen war dagegen nicht in Ausficht genommen. Eine 
andere Neuerung der Negierungsvorlage von 1869 gegenüber der vor— 
jährigen, welche einerfeit3 den Gindrüden der eben überjtandenen ojtpreußis 
chen Hungersnot Rechnung trug, andererfeits etwas don den Ueberſchüſſen 
aufzehren follte, die die Liberalen bei Einführung eines Petroleumzolles be= 
fürchteten, war der Vorſchlag einer Ermäßigung der Reiszölle. Es ließ 
fich nicht leugnen, daß die Regierungen dem Zollparlamente gegenüber 1869 
ein lebhafteres Streben nach Popularität, als im Jahre zuvor bekundet 
hatten. Indes die nach den Konfliktserfahrungen empfindlich gewordenen 
fonftitutionellen Gemüter empfanden e8 als eine Mikachtung des Parla- 
mentarigmus, daß die Regierungen den 1868 mit jo entichiedener Mehr: 
heit verworfenen Petroleumzull wiederum in Vorſchlag gebracht hatten. 
Die neue Zolltarifvorlage jcheiterte wiederum. In Ermangelung thatfäch- 
licher Erfolge war die freihändlerijche Agitation inzwiſchen noch radialer 
geworden. Man wies darauf hin, daß nach jeder Ermäßigung der Eijen- 
zölle eine um fo blühendere Entfaltung der Induftrie eingetreten war. Als 
die Abgeordneten dv. Hennig und Frhr. v. Hoverbed im Namen der Landwirtjchait 
völlige Freigebung des Eifeng verlangten, fand der Antrag bereits die Zuftimmung 
einer anjehnlichen Minorität; die Ablehnung des etwas weniger weitgehenden 
Antrages, den Robeifenzoll von 1 Mark auf 50 Piennig pro 100 kg zu 
ermäßigen, fand 1869 in namentlicher Abjtimmung 140 Gegner und 101 
Anhänger. Nur wenige Landwirte, wie Graf Kleiſt, geitanden ein, daß 
die Agitation, welche alle agrarifchen Leiden durch Freigebung des Gifeng 
heilen wollte, fich ſtarker Uebertreibungen fchuldig mache. 

Das Fahr 1869 Hatte demnach allerdings feine Tarifreformen ge= 
bracht. Dafür aber waren Handelöverträge , grundlegende Steuergefeße und 
insbejondere eine Neuordnung des formellen Zollrechtes durch das Vereins— 
zollgefet vom 1. Juli 1869 zuftande gekommen. Xeßtgenanntes Geſetz, das 
bier nicht im einzelnen erörtert werden kann, bedeutete einen wefentlichen 
FFortichritt in der Erleichterung des Verkehrs, Hatte jedoch eine für die 
ipätere Entwidlung bedenkliche Folge, nämlich eine Berfchlechterung der 
jtatiftiichen Kontrolle des Warenverkehrs. Es ift bedauerlich, dak 1869 
die Anregung des Abgeordneten M. Mohl, die Statiftif des Ddeutjchen 
Warenverkehrs in der feit 1880 üblichen Weife zu organifieren, von den 
Regierungen nicht aufgenommen wurde. 

Trotzdem in den eriten zwei Seffionen des Zollparlamentes nicht Un— 
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erhebliches geleiftet worden war, herrjchte doch das Gefühl einer gewiſſen 
Unbefriedigung über das zweimalige Scheitern einer organifchen Zarifreform. 
Als die Regierungen 1870 in dritter Auflage den Entwurf eine neuen 
BZolltarifeg vorlegten, war die Neigung vorhanden, wenn irgend möglich 
durch Kompromiffe ein Reſultat zuftande kommen zu laffen. Außerdem 
bıachten die Liberalen der Perfünlichkeit de neuen preußifchen Finanz: 
minifters® Gamphaufen mehr Sympathie entgegen ala feinem Borgänger. 
Die Regierungavorlage von 1870 unterfchied fich von der vorjährigen 
in folgenden Punkten: Die Zollermäßigungen auf ganz grobe Eijenguß- 
waren, welche 1869 vorgeichlagen worden waren, wurden fallen gelafjen 
mit Rüdfiht auf die franzöfiichen Acquits-A-caution. Einige kleine Zus 
gaben, 3. B. Palm: und Kofosnußöl und daraus hergeftelltes Stearin be— 
treffend, waren Hinzugeflommen. Der Vorſchlag, durch den Petroleumzoll 
Erſatz für die Zollausfälle zn fuchen, war nicht wiederholt worden; jtatt 
defien war eine Erhöhung des Kaffeezolles vorgefchlagen. Da hiervon feines» 
wegs jo beträchtliche Einnahmen wie vom Petroleum zu erwarten waren, 
jo waren Zollermäßigungen für Reis, der zu Nahrungszweden verwendet 
wurde, nicht vorgejehen, jondern nur Bollfreiheit für Stärfereis. An den 
bejtehenden Roheifenzöllen war wiederum gegenüber den Sätzen von 1868 
nichts geändert. Die Berminderungen des Zolljchußes für die weiteren 
Stadien der Eifenbearbeitung wurden damit gerechtfertigt, daß die Eifen- 
produftion jeit 1860 einen beträchtlichen Auffchwung erkennen laſſe. Die 
Habrifation von Stab- und Walzeifen, ſowie von Blech hatte augenfchein- 
liche Fortichritte gemacht, nicht in dem gleichen Make die Eiſengießerei. 
Die Roheifenproduftion hatte von 1860—68 dem Werte nach fi) ver— 
doppelt und dem Quantum nach mehr ala verdoppelt. Die Stahlproduf: 
tion Hatte fich von 1860—68 dem Werte und dem Quantum nach nahezu 
verfünffacht. Seit Eintritt der Zollherabfeßungen von 1868 hatte die 
Einfuhr von fremdem Eiſen zugenommen, aber die deutiche Ausfuhr hatte 
fi ebenfalls erfreulich entwidelt. Zwei Gefichtspunfte, die gegenwärtig 
als überaus wichtig in der Handelspolitit angejehen werden, finden fich 
dagegen in der Regierungsdenkfchriit nicht berüdfichtigt. Die Motive gehen 
von der allgemeinen Anficht aus, daß die Induſtrien durch Zollherab- 
jegungen an „Spannfraft gewännen“, gedenken aber weder des Einfluffes 
der großen technifchen Ummälzungen, in denen fich die Eifeninduftrie be- 
befand, noch der Momente, welche auf die Selbſtkoſten der Produzenten 
in Deutſchland und den Hauptkonkurrenzländern bei den einzelnen Zweigen 
der Gifeninduftrie verfchieden nach Lage des Falles einwirken. Gbenfowenig 
ift von einer Berüdfichtigung der Intereffen der indujtriellen Arbeiter die 
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über die Herabjegung des Noheifenzolles mit dem Hinweife darauf, daß fie 
fortan für längere Zeit vor weiterer freihändleriicher Agitation gefichert fein 
würden. Es würde von wichtigen Folgen gewejen fein, wenn fich dieſe 
Erwartung thatfächlich bejtätigt haben würde. 


VI. Die Wirkungen des deutich-franzöfiichen Krieges. 


Es find drei Momente, die als Ergebniffe der Jahre 1870—71 für 
ung in Betracht kommen: 

1. Das Deutſche Neich wird begründet; 

2. der Frankfurter Frieden jchafft eine Abänderung der bis zum Kriegs: 
ausbruche bejtandenen deutſch-franzöſiſchen handelspolitiichen Beziehungen ; 

3. Eljaß-Lothringen wird eriworben. 





Was bedeutet Handelspolitifch die Begründung des Deutichen Reiches ? 

Denfelben gejehgebenden und verwaltenden Organen wird einerfeitg 
die militärische und diplomatische Machtentfaltung, andererjeits die Beſchaf— 
fung der Hierzu nötigen Einnahmen anvertraut, Es giebt nur noch einen 
Deutjchen Bundesrat und einen Deutichen Reichstag, nicht aber nebeneinander 
den Norddeutichen und den Zollbundesrat, den Norddeutichen Reichetag und 
das Bollparlament. Im BVBordergrunde der Aufgaben und Ausgaben des 
Reichs Tteht die Sorge für Heer und Marine, ferner für die diplomatifche 
Vertretung. Die Mittel Hierfür durch Matrilularumlagen zu ſchaffen, ift 
ein jo unbequemer Weg, daß eigene Einnahmen unumgänglich nötig find. 
Die eigenen Ginnahmen find nicht direkte Neichsfteuern, fondern außer 
dem Erträgnis der Unternehmungen des Reichsfiskus und des Reichsver— 
mögens die inneren Verbrauchsſteuern und Zölle Der Zollverein als 
Zoll- und Verbrauchöftenergemeinichaft geht im Deutjchen Reiche auf. Die 
Verträge von 1867 zur Erneuerung des Zollvereins werden ein integrie— 
render Teil der Deutichen Berfaffung. 

Die wichtigiten Wirkungen find folgende: 

1. Zolle und Handelsgejeßgebung, jowie Verbrauchsſteuergeſetzgebung 
werden Sache des Reiches. 

2. Die Zölle fließen nicht in die Einzelftaatsfaffe, jondern zunächſt 
in die Reichskaſſe für Reichszwecke. 

3. Die Erhebung geichieht nach wie vor nicht durch das Reich, ſondern 
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durch die Einzelftaaten. Aber nicht mehr Tontroflieren fi) die Staaten 
einander gegenfeitig, wie im Bollverein, fondern der Kaifer überwacht 
die Zoll- und Steuererhebung durch beigegebene von ihm ernannte Reiche» 
beamte. 

4. Die Zollgemeinschaft ift eine dauernde, feine kündbare. 

Hieraus ergeben ſich zwei Konfequenzen: Erſtens die deutiche Zoll: 
und Berbrauchsteuerpolitit erhält eine große politifche Bedeutung als 
Hauptunterlage der Reichsfinanzverfaſſung. Zweitens einen überwiegenden 
Einfluß bei Beratung der Regierung erlangt nur diejenige Partei auf 
längere Zeit, welche mittelft der Zölle und Steuern die Vorausſetzungen 
der Machtentialtung des Reiches zu liefern gewillt ift. s 


Der franzöfiiche Krieg hat den Handelsvertrag zwijchen Zollverein und 
Frankreich aufgehoben. Die übrigen Handelsverträge, durch welche Frank— 
reich feine Tariffäge gebunden hatte, blieben dagegen unberührt. 

68 war zu befürchten, daß auf den Kampf der Waffen ein Zoll: 
frieg der Franzoſen gegen Deutjchland Folgen werde. Natürlich wäre 
e8 damals im bdeutjchen Intereſſe das Wünſchenswerteſte geweſen, nach 
dem Kriege eine Erneuerung des bisherigen deutſch-franzöſiſchen Ver— 
trages und eine Feſtlegung der franzöfifchen Tarife für längere Zeit 
durchzufegen. ine derartige Verhandlung würde allerdings überaus 
viel Takt und Geſchick erfordert haben, und vielleicht hätten troß afle- 
dem die Tranzofen in der damaligen gereizten Stimmung ſelbſt den vor— 
teifhafteften Handelsvertrag ala eine unglüdjelige Folge eines verlorenen 
Krieges mit Ingrimm aufgenommen, der franzöfifche Chauvinigmus hätte 
zur Bolitit der Tarifverträge für alle Zukunft mit unverſöhnlichem Haife 
Stellung genommen. Außerdem war Thierd am wmenigften der Mann, 
Konzeffionen im freihändleriichen Sinne zuzugeftehen. 

Statt eines Handelövertrages kam bloß die Zuficherung gegenfeitiger 
Meiſtbegünſtigung zuftande. Durch Artikel 11 des Frankfurter Friedens 
find Frankreich und Deutichland auf unbeftimmte Zeit hinaus völferrechtlich 
verpflichtet worden, alle tariipolitiichen Vorteile einander ohne weiteres ein— 
juräumen, welche folgenden jechs Staaten: England, Belgien, den Nieder: 
landen, der Schweiz, Öfterreich: Ungarn und Rußland gewährt werden. 
Differenziell begünftigende Handelsverträge können alfo auch fürderhin von 

7* 
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Deutichland und Frankreich mit anderen europäifchen Staaten abgejchloffen 
werden, vor allem mit Italien, Spanien, Portugal, den ſtandinaviſchen 
Königreichen, Griechenland, der Türkei und den Balkanſtaaten; felbjtver- 
ftändlich außerdem mit allen außereuropäifchen Gebieten. 

Sleichwertig mit einem ZTarifvertrage war die Meifibegünftigungs- 
abrede nur, jolange die biöher feffelnden freihändlerischen Verträge Frank— 
reich8 in Kraft blieben. Sobald Frankreich die Wendung zum Schußzolle 
vollzog, war die Meiftbegünftigung lediglich für Deutjchland das Recht, 
nicht jchlechter ala die anderen behandelt zu werden. 

Die Verpflichtung, welche Deutjchland dur Artifel 11 des Frank— 
furter Friedens auferlegt worden iſt, hemmt vielleicht die deutiche Aktions- 
fähigkeit noch mehr, ala dies bei Frankreich der Fall ift. Insbeſondere 
jobald das Projekt eines mitteleuropäifchen Zollbundes, das einjt Freiherr 
von Brud vertreten, wieder aktuell wurde, ergab fich aus Artikel 11 des 
Frankfurter Friedens folgende Konfequenz: Entweder muß der mittel: 
europäische Zollbund im ganzen freihändlerifch fein bezw. mit jehr mäßigem 
Zollſchutze ſich begnügen: dann kann Frankreichs Mitwirkung entbehrt 
werden. Oder der mitteleuropätfche Zollbund will fich durch energifche 
Schutzzölle abjchließen: dann wird Frankreich von ſelbſt aller Vorteile des 
mitteleuropäifchen Zollbundes teilhaftig, ohne zu irgend welchem Entgegen— 
fommen ſeinerſeits verpflichtet zu fein. 

Eine einzige Beitimmung des deutſch-franzöſiſchen Handelövertrages 
wurde 1871 außer der Meiftbegünftigungsflaufel erneuert, nämlich die Ab— 
machung betreffend den Schuß der Fabrik» nnd Handelsabzeichen, während 
die übrigen Verträge von 1862—65, der Schiffahrtävertrag, die Litterar- 
fondention, das Übereinkommen betreffend die zollamtliche Behandlung des 
Eiſenbahnverkehrs 1871 wieder ihrem ganzen Inhalt nach in Kraft gejeßt 
wurden. 

Welche Handelapolitiihe Wirkung Hatte das dritte Ergebnis des 
deutjch = franzöfifchen Krieges, der Erwerb Eljaß- Lothringen? Elſaß— 
Zothringen bedeutete — zunächjt wenigſtens — nicht jo jehr den Zuwachs 
eines Abnehmergebietes für deutfche Waren als vielmehr dag Hinzulommen 





! Differenzialbegünftigungen, die innerhalb bed mitteleuropäifchen Zollbundes 
von Deutichland gewährt werben, haben allerdings für Frankreich nur Wert, foweit 
fie Induftrieprodufte und Wein, weit weniger dagegen, foweit fie Vieh und Getreide 
betreffen. Infofern Induſtrieſchutzzölle in Betracht kommen, wirde Frankreich auf 
bem mitteleuropäifchen zollgeſchützten Markte unter gleich vorteilhaften Bedingungen 
mit uns fonfurrieren, während es zugleich beutjche Induſtrieprodukte durch einen 
hohen Minimaltarif prohibieren könnte. 
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eined gejährlichen Konkurrenten in der Produktion. Die Annerion Eljaß- 
Zothringens bedeutete eine Verſtärkung der deutichen Baumtmollenindujtrie 
um 56 Prozent an Spindeln, 88 Prozent an mechanifchen Webjtühlen 
und 100 Prozent an Drudmafchinen !. Der der deutfchen Eifeninduftrie durch 
Gljaß-Lothringens Annerion gewordene Zuwachs wurde don beutjchen 
Intereſſenten bis auf 16 Prozent geſchätzt?. 

Das Angebot von Elfaß-Lothringens Induſtrie, fofort auf den deutfchen 
Markt Eoncentriert, Hätte nicht allein die ohnehin mit dem Freihandel 
mißvergnügten Gifeninduftriellen und ſüddeutſchen Baummollipinner?, ſondern 
auch die niederrheinifchen und die bisher am meiften freihändlerifchen Textil: 
induftriellen Sachſens erheblich bedroht. Andererfeit3 Hätte der jähe 
Wechſel des Abſatzes den Elſaß-Lothringern viel plößlichen Schaden 
gebracht. 

Aus beiden Erwägungen heraus wurde eine weitere Beitimmung des 
Frankfurter Friedens mit großer Freude begrüßt, durch welche eine Über— 
gangafrift für die zollpolitiiche Loslöfung Eljaß-Lothringens von Frankreich, 
eine Art Schonzeit gejchaffen wurde*. Gerade während der glänzenden 
Sejchäftszeit 1871 und 1872 nad) dem Frieden blieb noch eine Zeit lang 
den Eljaß-Lothringern der franzöfifche Markt offen, und gleichzeitig verfügen 
fie beveit3 über den deutjchen Markt. 

Erſt ala die Krifis Fam, wurde in Deutjchland die foncentrierte Wucht 
der elfaß = lothringifchen Konkurrenz voll empfunden. Ebenſo zeigte fich, 
daß die neugewonnenen Brüder aus Elfaß- Lothringen viel  eifrigere 
Schußzöllner ala jelbft die niederrheinifchen und ſchwäbiſchen Fabrikanten 
waren. 


1 Bergl. hierüber Herkner, Die obereljäffifche Baumwollinduftrie und ihre 
Arbeiter, Straßburg 1887, ©. 273—281. Abweichend Hiervon giebt Matlekovitz 
0.0.0. S.34 den Zuwad an Baummwollipindeln auf 54'/;s Prozent, an Webftühlen 
auf 78!/ Prozent, an Druckmaſchinen auf 120 Prozent an, während bie Zahl ber 
Konfumenten fih um 4 Prozent vermehrt habe (betrefiö der elfäffiichen Bevblkerung 
ein Drudfehler bei Matlekovits). 

2 Stenographifcher Bericht des II. Kongreſſes des Eentralverbandes beuticher 
Anbuftrieller, Berlin 1878, ©. 28. 

3 An ber Spitze berjelben regte fich fofort ber alte ftreitbare Schußzollvors 
fänpfer Staub. 

* Diefe Übergangsfrift war im Frankfurter Frieden bis 1. September 1871 bes 
meflen, wurde aber mit geftaffelten Herabfeßungen bis Ende 1872 verlängert. Auch 
ber Vereblungsverfehr wurde von franzöfifcher und deutſcher Seite zu gunften ber 
Elſaß-Lothringer erheblich erleichtert. Der Wert ber von Elſaß-Lothringen bewirkten 
begünftigten Ausfuhr nad Frankreich belief fih auf 350 Millionen Francs. 


102 Erſtes Buch. Die Ara der freihändleriichen Reformen. 


VII. Der letzte At der Freihandels-Ara. Die Aufhebung der 
Eifenzölle, 


Die Agitation für Aufhebung der Eijenzölle Hatte im Vordergrunde 
des Intereſſes geftanden, ſobald die Freihandelsbewegung, die von Kauf: 
leuten und volfswirtjchaftlichen Schrüftjtellern ihren Urfprung genommen, 
fi) ausgebreitet hatte auf die Ngrarier des deutjchen Nordens und vor 
allem des Nordoſtens. Die Großgrundbeſitzer brannten vor Ungeduld, das 
Eifen, von deſſen Verbilligung fie ſich Vorteile verfprachen, baldigit von 
jedem Zolle befreit zu jehen. Während das Zollparlament einer anderen 
Induſtrie gegenüber, an deren zollpolitischer Behandlung die Grundbefiter 
feinen fo lebhaften Anteil nahmen, nämlich gegenüber der Baumwoll— 
induftrie, bei der Reform von 1870 Zurückhaltung infolge Eritifcher Lage 
diefer Induſtrie — mehr Zurückhaltung fogar ala die Regierung — gezeigt 
hatte, war bereits die Ermäßigung des Roheiſenzolles von 1870 aus der 
Initiative des Reichstags auf Drängen, vor allem des öftlichen Grund- 
befites, bewirkt worden. Von der jreihändleriichen Strömung des Barla- 
ments hatte fich bereit3 einmal die Regierungapolitif mit fortreißen lafjen. 
Wie verhielten fich Reichstag und Regierung bei der lebten großen frei— 
händlerischen Reform, der Tariinovelle von 1873, die man wohl ala den 
Pyrrhusſieg der deutjchen Freihändler bezeichnen darf? 

Auch Hier drängt in Leidenfchaftlichkeit zunächſt die Partei der radi- 
falen Freihändler fchneller vorwärts, ala das Reichskanzleramt. Als freilich 
dann ernsthaft die Probleme diskutiert wurden, follte fich zeigen, daß die 
verbündeten Regierungen die geräujchvollfte Gruppe der Freihändler in 
ihrem Einfluffe ein wenig überjchäßt hatten. Die parlamentarifche Gejchichte 
der Aufhebung der Gifenzölle, die 1873 beichloffen wurde, ift ein jo wich— 
tiger Wendepunkt der deutichen Politik, daß wir bier ausführlich die dama— 
ligen Borgänge ing Gedächtnis zurädrufen müſſen. 

Im Monat Mai des Yahres 18731, gerade in dem Mlonat des 
Börfenfrahes von Wien, der die Einleitung jener jchweren lang andau— 


ı Die parlamentarifchen Debatten über Zoll: und Handeläpolitit von 157.3 bis 
1877 finden ſich abgedrudt bei v. Feftenberg: Padifch, Deutjchlands Zoll: und Handels: 
politit 1873 —77, Berlin 1579. 

Dergl. auch die furze und prägnante Zufammenfaffung der parlamentarijchen 
Greignifje ‚bei Aufhebung der Eifenzölle, welche 1576 der Abgeordnete Berger ent: 
twidelt hat. Stenographiiche Berichte des Reichstags 176, ©. 749 ff. 
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und Genoffen den Antrag auf Aufhebung faſt aller Eifenzölfe ein. Ahnliche 
Anträge waren jchon jchon feit Ende der jechziger Jahre wiederholt gejtellt 
worden. Diesmal fanden fich unter denen, die den Antrag unterjtüßten, 
eine große Reihe bekannter und angefehener preußifcher Großgrundbefiger, 
außer dem Mitantragfteller von Below (Salesfe), die Grafen zu Dohna— 
Finkenſtein und Gulenburg, Freiherr von Frankenberg = Ludwigsdorff, 
von Minnigerode, von Wedell- Malchow, außerdem vom Kongreß der 
Volkswirte PrinceSmith und Bamberger, endlich ein jo vorfichtiger und 
itimmungstundiger Staatsmann wie Windthorft. Gerade Windthorft, unter 
defien einflußreicher Mitwirkung 1879 die jchußzöllneriiche Tarifreform zu— 
ftandefommen jollte, erklärte 1873: „ch vertraue der freiheitlichen Rich- 
tung im Handelsſyſteme immer mehr, ich bin überzeugt, diejelbe ift ftetig 
im Fortſchritte, und jeder Verſuch, diefelbe dauernd zur Umkehr zu bringen, 
wird jämmerlich jcheitern“. 

Es wird berichtet, daß die Agitation, welche 1873 aus der Initiative 
des Neichstages heraus die Zollfreiheit des Eiſens anjtrebte, einer „freien 
wirtichaftlichen Bereinigung“ entfprang, wie eine folche ja auch fpäter die 
Führung der Tarifgefehgebung von 1879 — freilich in entgegengejeßtem 
Sinne — in die Hand nehmen jollte. 

Die Antragfteller motivierten ihre Forderung der Aufhebung der 
Gifenzölle mit zwei Gefichtspunften: „Dem dringenden Bedürfniffe des 
Verkehrs und der zeitigen Lage der deutjchen Induſtrie“. 

Vornan ſtand das Bedürfnid der nordöftlichen Provinzen. Einmal 
behauptete man, — und dies war das weniger einflußreiche Intereſſe — 
durch das Fortbeſtehen des NRoheifenzolles werde das Auflommen einer 
kräftigen Eijeninduftrie an der Oſtſee, die naturgemäß auf den Bezug 
ſchottiſchen Gießereiroheifens auf dem Seewege angewiefen ſei, hintan— 
gehalten. 

Viel energifcher war aber ein anderes Argument wirkſam: Die Ber: 
teuerung des Eiſens bedeute eine Verteuerung der landwirtichaftlichen Wla- 
ihinen. Die Anwendung wohlfeiler landwirtichaftlicher Maſchinen, nicht 
allein der Sämafchinen, Drefch- und Schneidemafchinen, jondern auch der 
Dampfpflüge werde ein immer dringenderes Bedürfnis, je mehr fich ein 
Abzug der ländlichen Arbeiter des Oſtens nach den weltlichen Induſtrie— 
gegenden fühlbar mache: die Dampfmaschine müfe den Mangel Ländlicher 
Arbeitskräfte erjegen. Die Betonung des durch die Induſtrie verurfachten 
Mangels an ländlichen Arbeitern war übrigens keineswegs neu; jchon 1848 
hatten in dem Induſtrielande Sachjen die Landwirte den Freihandel ge— 
fordert, weil ihnen die fchußzollbegünftigte Induſtrie die Arbeiter durch 
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höhere Löhne abfpenftig mache. Die Klagen der öftlichen Landwirte über 
den Abzug ihrer Arbeiter in die Induftriegegenden find übrigens auch 
keineswegs fpäter in der Ara der Agrarzölle verftummt, im Gegenteil immer 
lebhafter geworden. Es wurde alſo 1873 allerdings eine Thatfache ins 
Feld geführt, welche auch für die Zukunft bedeutſam bleiben follte. 

In der damaligen agrarifch» freihändlerifchen Bewegung ift aber — 
das läßt fich heute nicht leugnen — manche Übertreibung mit untergelaufen. 
Es ijt nicht völlig genau ziffermäßig feftzuftellen, welchen Bruchteil der 
landwirtfchaftliche von dem geſamten Eiſenverbrauch einnahm. Soviel ijt 
aber ficher, daß keineswegs die Landwirte die Haupteifenfonfumenten in 
Deutichland waren. Nach der Schätzung ein — allerdingd an ben 
Eifenzöllen interejfierten — Sachverſtändigen entfielen nur 5—7 Prozent des 
deutjchen Eifenverbrauches auf die Landwirtichaft, die ala Leidenjchaftliche 
Dorkämpferin des Berbrauchsintereffes auftrat, während 60—65 Prozent 
des Eiſens in den Eifenbahnen, 30 Prozent in der Induftrie Abnahme 
fanden !, 

Trotz diefer Thatfache glaubten ſich damals die agrarischen Wortführer 
befonder® durch den Eifenzoll überaus arg gejchädigt und zurückgeſetzt. Es war 
nach ihren Reden, als ob Deutjchland nicht aus Konfumenten von Nahrungs= 
mitteln, fondern aus lauter GEijenfreffern beftanden Hätte. Begreiflicher- 
weife waren es viel tweniger die Gegenden des vorherrſchenden bäuerlichen 
Betriebes, die hier das Wort führten, als die Gegenden vorberrichenden 
Großgrundbefites. Die Kleinen Landwirte Süd- und Weſtdeutſchlands zeigten 
nur laues Intereffe, oft Gleichgiltigkeit. Anders der Often. Außer den land- 
wirtfchaftlichen Organifationen von Oft: und Weftpreußen und den Gee- 
ftädten ftand damals vornan in der Agitation die „Pommerſche ökonomiſche 
Geſellſchaft“. 

Der Initiativantrag von Behr und Genoſſen fand übrigens ſeine Er— 
klärung noch in einem ſpeciellen Umſtande. Der Reichstag wünſchte, daß 
von dem Milliardenſegen dem deutſchen Volke doch wenigſtens etwas in 
Form von Steuererleichterungen zuteil werde. Der Plan, die Salzſteuer 
abzuſchaffen, war daran geſcheitert, daß die verbündeten Regierungen ander⸗ 
weitigen Erſatz in neuen Einnahmequellen forderten, ber Reichstag aber 
von vermehrten Steuerbewilligungen bei der günſtigen Finanzlage nichts 
wiſſen wollte. Können wir nicht das freie Salz erringen, ſo wollen wir 
wenigſtens das freie Eiſen erkämpfen, lautete nunmehr die Parole. 


Vergl. S. 29 des Berichtes des II. Kongrefſes des Centralverbandes deulſcher 
Induſtrieller. Berlin 1878. 
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Die Überzeugung de Abgeordneten don Behr von der Berechtigung 
feines Antrages war eine jo tiefgehende, daß eine Ginzelunterfuchung ber 
Produktionsbedingungen ganz überflüſſig erjchien. Seine Rede für die 
Aufhebung der Eifenzölle begann mit den fpäter fo oft gegen ihn citierten 
Worten: „Nehmen Sie vor allem die Verficherung entgegen, daß mir 
nichts ferner liegt, ala Ihnen die Notwendigkeit der Aufhebung der Eijen- 
zölle beweiſen zu wollen. Ariome, m. H., beweift man nicht.” 

Derjenige, welcher damald Bedenken gegenüber dem freihändlerijchen 
Ungeftüme oftdeutfcher Srundbefiger äußerte, war der Führer der National« 
liberalen, Zadfer. Gr wies darauf Hin, daR nach Zeitungsmeldungen von 
der Regierung bereits eine Tarifnovelle vorbereitet werde, daß es bedenklich 
fei, aus der Initiative des Haufes heraus jo weittragende Befchlüffe mie 
die Aufhebung der Eifenzölle zu fallen, und feßte durch, daß das Thema 
mit Rüdfiht auf die zu erwartende Regierungsvorlage von der Tages— 
ordnung abgejeßt wurde. Damit wurde auch der Antrag Stumm und 
von Kardorff, welcher die Frage der Eifenzölle aufs nächfte Jahr vertagen 
wollte, gegenſtandslos. 

Die Vorlage ber verbüindeten Regierungen ließ inzwifchen nicht lange 
auf fich warten. 

Diefelbe bot die Zollfreiheit des Eiſens, ſowohl des Roheiſens, wie 
der wichtigften weiteren Eifenprodufte, jedoch mit Mäßigung. Die in 
Deutjchland gegen andere Länder etwas jchwächer entwidelte Weißblech- 
iabrifation follte vorläufig noch mäßigen Zollſchutz meitergenießen. Auch 
Gijen- und Stahlwaren follten vorläufig noch nicht zollfrei, ſondern nur 
im Zolle berabgefegt werden. Außer dem Eifen follten noch einige andere 
Artikel geringerer Bedeutung zollfrei werden, darunter die Stärke ala Hilie- 
ftoff der Dertrinfabrifation. Werner follte der letzte noch beitehende Aus— 
fuhrzoll, auf Lumpen, fallen. Dies wurde motiviert damit, daß die 
Lumpeneinfuhr erheblich bedeutender als die Ausfuhr fei. Die principiellen 
Freunde der Ausfuhrfreiheit betonten mit Vorliebe die Sympathien, die 
man den armen Zumpenfammlern jchuldig fei, denen das Recht vorent- 
halten würde, nach dem lohnendſten Markte zu verlaufen. Es ift nicht 
zu leugnen, daß dem gegenüber das Argument der Papierfabrifanten, 
welches insbefondere der Abgeordnete Mohl ſeit Jahren vertreten hatte, 
doch auch einige Berüdfichtigung verdient Hätte: Das Argument, daß es 
nicht eile, den Lumpenausfuhrzoll zu befeitigen, jolange Deutſchlands dit- 
lihe Hinterländer und Hauptlumpenlieferanten nicht auch die Ausfuhr 
freigeben würden. 

Endlich bejcherte die Vorlage der verbündeten Regierungen noch eine 
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Anzahl Zollermäßigungen, die jeit Jahren Gegenftand der Verhandlung 
gewejen waren: außer baummollenen Filchernegen und Strohhüten wurde 
hiervon falzinierte Soda betroffen. Die Sodafabrifation gehörte noch 
immer, wie in den fechziger Jahren, zu den zollpolitiſch empfindjamften 
Gewerben. Die Herabſetzung des Sodazolled wurde im Intereſſe der 
Bapierfabrilation, welche den Schuß des Lumpenausfuhrzolles verlor, jowie 
der anderen Soda verbrauchenden Induſtrien gerechtiertigt. Da die Ein- 
fuhr vom Auslande in diefem Artikel jeit 1870 abgenommen Hatte, ſchien es 
wahrſcheinlich, daß diefe Induſtrie allmählich auf eigenen Füßen ftehen 
könne. Daß überhaupt ein Sodazoll beibehalten wurde, war damit zu 
motivieren, daß die deutjche Sodajabrifation die Denaturierung des be= 
nötigten Salzes jelbjt zahlen muß, während in England durch das Fehlen 
der Salzfteuer folche Ausgaben erjpart werden. Übrigens war auch die 
Klage nie verftummt, daß die Sodafabrifen Deutichlands infolge größerer 
Entiernung des benötigten Salzes von den Kohlenlagern teurer produgierten 
als die englifchen. 

Die Sodafabrifanten find mit der Politik von 1873 nicht zufrieden 
und jpäter Stüben der jchußzöllneriichen Gegenftrömung geworden. Man 
thut aber troßdem unrecht, wenn man leugnen wollte, daß nach Möglich- 
feit mit Schonung und Sorgfalt hier in der Abwägung der Produftiong- 
bedingungen vorgegangen war. 

Läßt fich das Gleiche auch don den Reformen der Eifenzölle jagen ? 

Die Regierung trat hier völlig in die Fußſtapfen der Freihändlerifchen 
Agrarier. 

Man ging aus vom Standpunkte des deutjchen Konſums, der gerade 
1871—73 einen gewaltigen fieberhaften Aufſchwung genommen Hatte. Die 
Regierung nahm es als erwielen an, daß „die inländifche Gifeninduftrie, 
in&befondere die Noheifenproduftion nicht imftande jei, der außerordentlich 
gefteigerten Nachtrage ohne Zufluß vom Auslande zu genügen.“ Diefe 
Motivierung war auffallend in zweierlei Hinficht: eritens hat die Folge 
gezeigt, daß die mafjenhait während der Gründerperiode vergrößerten Pro- 
duktiongftätten der deutſchen Eifeninduftrie — abgejehen vielleiht vom 
Gießereiroheifen — außer allem Berhältnis zur Nachfrage Lieferungstähig 
waren, daß Deutjchland gerade an einer übermäßigen Ausdehnung der 
Produktionsfähigkeit in Eifen litt. Hat man es doch ausgeſprochen, daß 
die 1873 beftehenden deutjchen Hochöfen und Walzwerfe imftande gewejen 
wären, allein den Bedarf des Weltmarktes zu decken. 

Zweitens it auffällig, daß gleich den Agrariern auch die über die 
industriellen Berhältniffe unzweifelhaft viel genauer informierte Reichs— 
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regierung an dem Glauben fefthielt, die günflige Konjunktur des deutfchen 
Eifenmarktes werde andauern, während fie den Höhepunkt bereits über- 
ſchritten hatte. 

Wohl nichts Hat für die Folge die Autorität der freihändlerifchen 
Beamten des Reichskanzleramtes mehr gefchädigt, ala daß fie damals dem 
allgemeinen Optimismus folgend, die Anzeichen der beginnenden Krifis, welche 
der Abgeordnete Stumm rechtzeitig erfannte, micht wahrgenommen haben. 
Das Wort des Abgeordneten Stumm betreffs der Eiſenzölle hat ſich er— 
füllt: „Wenn jemals ein Moment ungünjtig war, eine folche Maßregel 
durchzuführen, fo ift e8 der Heutige.“ 

Wie bereit3 erwähnt, jtellte der landwirtjchaftliche Eifenverbrauch nur 
einen verſchwindend Kleinen Bruchteil vom Geſamtkonſum dar. Im weſent— 
lihen war dagegen das Schidjal der Eifeninduftrie in damaliger Zeit ab- 
bängig von der Entwidlung des Eiſenbahnweſens. Es war in erjter Linie 
alfo die künftige Konjunktur des Eifenbahnmarktes für die Konjunktur der 
Hochofen- und Walzwerksinduftrie ing Auge zu faſſen. Stellte fich diefe 
Konjunktur ungünftig, jo ergab fich die Konfequenz, daß die Landwirtfchaft 
ala ein untergeordneter Abnehmer ſich während der Fritifchen Zeit hätte 
beicheiden oder anderweitig abfinden laſſen müfjen. 

Solche Erwägungen würden ficher weniger vernachläffigt worden fein, 
wenn nicht die deutſchen Schubzöllner, — nicht bloß die rabiaten Schub» 
zöllner wie M. Mohl — fondern auch die maßvolleren gerade mit Rück— 
ficht auf die Eifenzollfrage bisher fich manche Blöße gegeben Hätten. Als 
1865 der Roheiſenzoll auf 1.50, 1868 auf 1 Mk., 1870 auf 50 Pr. für 
100 Silo herabgejeßt wurde, war immer der Untergang der Eifeninduftrie 
propbezeit worden und ſtatt deſſen eine günftigere Entwidlung der In— 
duftrie eingetreten. Gin im ganzen dem Zollſchutz geneigter Abgeordneter 
von Mallindrodt bob es gerade 1873 hervor, er ſtimme für frei: 
gebung des Eifens, weil er bisher fo oft dem Wehgeſchrei der Induſtriellen 
geglaubt habe und jedesmal durch jpätere Erfahrungen die jchußzöllnerischen 
Klagen Lügen geftraft worden feien. In der That hatte die weniger ges 
ihüßte deutſche Eifeninduftrie der weit mehr begünftigten franzöfiichen den 
Rang abgelaufen. Deutjchland bezog einen relativ immer Eleineren Teil 
jeines Eijenbedaris vom Auslande. Die Roheifenindujtrie war bereits ein 
Ausfuhrgewerbe geworden. Freilich wınde an den don der Regierung für 
die Ausfuhr mitgeteilten Ziffern mit Recht eines gerügt, daß nämlich in 
dem Grport von 1872 ein nur ausnahmsweiſes günftigeg Moment mit: 
gefpielt Habe, die Zollbegünftigung, welche Frankreich den Lothringen 
gewährte. 
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Der Reichätag hat 1873 an den Vorſchlägen der Regierungen die 
jehr wichtige Anderung vorgenommen, daß von den Hauptartifeln der 
Tarifvorlage nur das Roheifen ſchon am 1. Oktober 1873 vom Ein- 
gangszolle befreit wurde, während die übrigen Eifenzölle erft vom 
1. Januar 1877 ab wegiallen und vorläufig nur ermäßigt werden ſollen!. 
Für die Eifengießer und Stabeijenfabrilanten bedentete dies, foweit fie nicht 
ſelbſt Hochofenbefiger waren, jondern gelauftes Roheiſen verarbeiteten, einen 
großen materiellen Vorteil. Sie genoffen noch weiter für ihr Produkt 
Zollſchutz und erlangten ihr Material zollfrei. 

Die landwirtjchaftlichen Mafchinen, auf deren Zollfreiheit e& bei der 
ganzen Bewegung gegen die Eifenzölle in erfter Linie abgeſehen war, blieben 
ſomit ebenfalls zollpflichtig bi8 1. Januar 1877. Die agrarifchen Inter— 
effenten fanden es dem gegenüber angezeigt, den Eintritt einer Zollermäßi« 
gung, die ihnen etwas unbequem war, die Stärke betreffend, daraufhin 
ebenfalls bis 1. Januar 1877 zu verjchieben ?, 

Führer des Kompromiffes, durch welchen das Inkrafttreten des radifalen 
Freihandels für einige Jahre vertagt wurde, waren die Abgeordneten Miquel, 
Barnbüler und Hammacher. Die Anträge Hatten auch bei dem MWortführer 
der eifenindujtriellen Intereffen, Stumm, Sympathie gefunden. Auch Stumm 
jtimmte jchließlich für die Vorlage, jedoch unter gewifjen Borbehalten, ins— 
befondere in der Erwartung, daß die deutfche Regierung Abhilfe gegenüber 
dem vielbeiprochenen Syfteme der franzöfifchen Ausfuhrvergütungen jchaffen 
und auf Herabjegung der Eifenzölle anderer Länder hinwirken werde. 


Bliden wir zurüd auf die lebten Zarifreformen der freihändlerifchen 
Ara. Würde e& der Regierung, wenn fie wirklich die bevorjtehende fchlechte 
Konjunktur der Eifeninduftrie vorausgejehen hätte, damals möglich geweſen 
jein, der mächtigen freihändlerifchen Bewegung Stillitand zu gebieten? 

Es iſt wohl anzunehmen, die Vorlage der Regierung würde nicht fo 
ichleunig erledigt, die Tarifreforn alſo bis in die Zeit, da die Krifis aller 
Welt offenbar wurde, verjchoben worden fein, wenn der Bundesrath an 


ı Für gewiſſe Artikel wie eiferne Flußſchiffe, ift überhaupt völlige Zollfreiheit 
nie eingetreten. 

2 Im Gegenfake zu ben fonfervativen Agrariern beantragie Freiherr dv. Hover: 
beit, als fonfequenter FFreihändler, den fofortigen Wegfall des Zollſchutzes für Stärke. 
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dem Principe der Jahre 1868—70 fejtgehalten und die Zollfreiheit des 
Gifend nur gegen Gewährung neuer Einnahmen zugeftanden Hätte. Die 
infolge der Regierungävorlage zu erwartenden Ausfälle an Zolleinnahmen 
wurden auf 9537000 Mark gefchäßt. Wäre die Herabjegung und die 
Aufhebung der Eijenzölle nicht in verlodendem Gewande als Steuererlaf 
aufgetreten, der Reichstag würde fich jchwerlich jo beeilt Haben, die an fich 
erwänfchte Zollreform in jenem ungünftigen Augenblide zu urgieren. Viel— 
leicht Hätte man dem erfehnten Steuererlaß durch Herabfeßung eines eigent« 
lihen Finanzzolles, 3. B. des Kaffeezolles, gewähren Können. Vielleicht 
hätte man die Landwirte, welche jo ungeflüm Zollfreiheit für ihre Ma: 
ihinen verlangten — da ihr Konfum doch nur einen Eleinen Bruchteil der 
Gifenerzeugung berührte — für ſich dadurch abfinden können, daß die Ein- 
fuhr Tandwirtbichaftlicher Mafchinen fofort freigegeben, andererſeits der 
deutjchen Majchineninduftrie bei der Ausjuhr Rückvergütung des Roheijen- 
zolleg im alle der Berarbeitung ausländifchen Materials zugeftanden 
worden wäre. 

AN dieſes ift nicht gefchehen. Gerade in der Zeit der tiefften Deprej- 
fion, als der Abſatz ſtockte und die Produktionsfähigkeit nicht ohne Zus 
jammendang mit der Durchführung des Beſſemer-Prozeſſes über Bedarf 
ausgedehnt worden war, verlor die Eifeninduftrie jeglichen Zollſchutz. Die 
kurze Zeit völliger Zollfreiheit des Eifens bat keineswegs den „totalen Ruin 
der Induſtrie“, den man prophezeite, zur Folge gehabt. Aber ein anderes 
wichtiges Ergebnis für die zufünftige politifche Entwidelung trat ein, und 
deshalb erjcheinen die Reichstagsbeichlüffe von 1873 als ein Wendepuntt 
der parlamentarijchen Entwidelung. 

Erjtens hatte fich gezeigt, daß die im Bundesrat gegenüber der 
gemäßigteren Stellung Bayerns ausjchlaggebende preußifche freihändleriſche 
Politik radialer war, als die Politik der freihändlerifchen Mehrheit des 
Reichetaged. Dadurch, dak die Reichtagsmajorität den Wegfall der Eifen- 
zölle über den von der Regierung vorgefchlagenen Zeitpunkt Hinaugfchob, 
war offenbar getworden, daß die Regierung — wie jchon 1870 in der Baum 
wollgarnfrage — Über die parlamentariiche Strömung hinauseilte. 
Zweiteng war mit dem fiegreichen Ausgange des Kampfes gegen bie 
Gifenzölle das Intereſſe der Großgrundbefiter am abjoluten Freihandel 
nunmehr gejättigt, ja bald überjättigt. Der Keil, welcher bisher die zwei 
energijchiten Intereſſengruppen Deutfchlands, die öftlichen Grundbefißer und 
die rheinifch = weitfälifchen Induftriellen, geipalten Hatte, war heraus» 
genommen. Noch waren genug gemeinjame Ideale und Intereffen vor 
handen, um die bisherige Reichdtagsmajorität für einige Jahre zujammen 
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zuhalten. Noch galt «8, die Münze und Banfgejeßgebung auszugejtalten, 
noch hielt der bald jo verhängnisvoll gewordene Kulturfampf, noch hielten 
gemeinfame politifche Ziele des Liberaliamus die ausjchlaggebende politifche 
Partei zufammen: bald aber follte die Zeit fommen, in welcher die Ma» 
joritäten fich verjchoben, in welcher — wie der Führer des Gentrums es 
1879 ausdrückte — der Pendel der Reichsuhr mehr nach rechts jchwang. 
Daß diefer Umſchwung fich vollzog, war nicht allein durch Handelspolitifche 
Greigniffe bedingt, und nicht allein auf dem Gebiete de Zollweſens wieder 
wirffam. Aber wir befinden uns beim Studium der Handelspolitik jeden- 
alla nahe dem Hauptnervenftrange des Volkskörpers, und es gilt in fol: 
genden dies zu beberzigen. 


VII. Die Handelöverträge der Beriode 18661877. 


Sp wahr e8 ift, daß es nicht gelang, die ſeit 1870 bewirkte Tarif— 
reform zur Grlangung weiterer handelspolitifcher Vorteile oder mindejtens 
zur Berlängerung bejtehender günftiger Handelsverträge gegenüber den 
Nachbaritaaten auszubeuten, jo wäre e8 doch ungerecht, der landläufigen 
Phraſe beizuftimmen, daß die damalige Freihandelspolitik Deutjchlands 
nirgends Gegenliebe gefunden habe. Es iſt vielmehr eine ftattliche Reihe 
von Handeläverträgen aus jener Periode aufzuführen. Insbefondere kommen 
außer Schifffahrtöverträgen und Abmachungen von rein juriftiichem Inter 
eife Folgende Verträge in Betracht: 

1. Am 30. März 1868 ſchloß der Zollverein mit Spanien einen 
Handels und Schifffahrtövertrag ab, der zwar feine Tarifbindungen, aber 
die Zuficherung der gegenfeitigen Meiſtbegünſtigung brachte. 

Die feit 1841 ſtark prohibitive Zollgefeßgebung Spaniens war durd) 
die Zarifrevifionen 1849-63 nur wenig gemildert worden. Nachdem 
Frankreich 1865 fein Handelävertragene auf Spanien ausgedehnt und dort 
mancherlei Erleichterungen erlangt hatte, ergab fich für deutfche Waren, 
joweit fie nicht über Frankreich nach Spanien gejfandt wurden, eine Benach— 
teiligung gegenüber dem franzöfifchen Wettbewerbe. Der deutjch-fpanifche 
Handelävertrag, welcher nunmehr auch Deutichland Anteil an den Frank— 
veich gewährten Vorteilen ficherte, wurde vom Zollparlament mit Freuden 
begrüßt, jedoch durch eine Nefolution der Wunfch nach einem Additional: 
vertrag ausgeiprochen, der den bdeutfchen Schiffen und Waren die im 
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ipanifchen Mutterlande zugeftandenen Begünfligungen auch in den ſpaniſchen 
Kolonien fichern möge. 

In einer am 24. Juni 1868 mit Spanien abgejchloffenen Zujaß- 
fonvention wurden demgemäß die Beftimmungen des Kandelsvertragd vom 
30. März 1868 auch auf den Verkehr des Zollvereind mit Cuba, Portorico 
und den Philippinifchen Inſeln ausgedehnt. 

2. Sehen wir ab von einem durch die Greigniffe von 1870 bald be= 
deutungslos gewordenen Handelsvertrage mit dem Kirchenftaate, jo find aus 
der Zeit vor 1870 vor allem drei Handelsverträge Hervorzuheben: Der Handels 
und Zollvertrag mit der Schweiz dom 13. Mai 1869, ein Vertrag des 
Zollvereins mit Japan vom 20. Tebruar 1869 und ein Freundichaits: 
Handels- und Sciffahrtsvertrag mit Mexiko vom 28. Augujt 1869. 

Der Handelsvertrag mit Japan diente dazu, die 1861 nur Preußen ein= 
geräumten Vorteile auf den Zollverein auszudehnen. Japan geftand einen 
ausführlichen Zolltarif zu. Dem deutfchen Unterhändfer v. Brandt gelang 
es hierbei, von Japan eine Für Deutfchland wichtige Konzeffion zu er— 
ringen, nämlich die Herabfegung der Eingangsabgaben für wollene, baum— 
wollene und halbwollene Unterhojen und Jacken. Deutjchland Hatte Japan 
fein weiteres Opfer zu bringen als unter Gegenfeitigfeit Meiftbegünftigung 
zu verſprechen. 

Der Handelsvertrag mit der Schweiz war erſt nach langwierigen Ver— 
handlungen zuſtande gekommen. Einem alten Abkommen des Zollvereins 
gemäß waren die Verhandlungen mit der Schweiz nicht durch Preußen, 
ſondern durch die angrenzenden Staaten Süddeutſchlands geführt worden. 
Nachdem Frankreich 1864 fein Vertragsnetz auf die Schweiz ausgedehnt 
hatte, war bis zum Zuftandefommen des Vertrags don 1869 im that- 
jächlichen Verkehre zwijchen Deutichland und der Schweiz im allgemeinen 
der Grundjaß der Meiftbegünjtigung angewendet worden. Sehr viel mehr 
als die völferrechtliche Feſtlegung diefes Grundfages wurde auch nicht durch 
den Handelsvertrag erreiht. Während in England der Freihandel zur 
Beichränkung auf wenige, aber jehr einträgliche Finanzzölle geführt Hatte, 
hielt die Schweiz an ihrem Syſteme zahlreicher, aber niedriger Zölle feſt 
und fonnte deshalb aus finanziellen Gründen völlige Zollfreiheit nur aus: 
nahmsweiſe gewähren. Wie mit Ojterreich jeit 1853, fo wurde auch mit 
der Schweiz ein begünftigter Veredlungsverfehr angebahnt. ferner wurde 
für den direffen Grenzverkehr gegenjeitige Zollfreiheit von Vieh und Land» 
wirtichaftlichen Produkten zugeitanden. 

Auch der Handelövertrag mit Mexiko war im wejentlichen nur ein 
Meiftbegünftigungsvertrag, der nicht die mexikanischen Zollſätze zu gunſten 
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Deutjchlands feſtlegte. Indes iſt diefer Vertrag dadurch bemerkenswert, 
daß Hier einmal Deutjchland nicht in die Fußſtapfen Frankreichs oder 
Englands trat, fondern mit einer handelspolitiſchen Aktion den andern 
Mächten vorangesilt war. Preußen Hatte bereit3 1855, gleich audern 
Mächten einen Vertrag mit Meriko abgejchloffen. Nach den bekannten Um— 
wälzungen hatte 1867 die Regierung des Präfidenten Juarez befannt ge- 
macht, alle Berträge mit Mächten, die dad Kaiſerreich Mexiko anerkannt 
hätten, feien aufgehoben, man fei aber bereit, neue Verträge abzujchließen. 
Der Abſchluß des Vertrags war dem deutſchen Unterhändfer nur gelungen, 
indem man die Senfibilität der Mexikaner mit taftvoller Schonung be- 
handelte. Selbjtverftändlich war die Stellung Deutichlands gegenüber den 
Merikanern eine leichtere ala etwa die des franzöfifchen Kaiferreiches oder 
Oſterreich⸗ Ungarns. 

3. Der wichtigſte Handelsvertrag der nächſten Jahre wurde am 
2. März 1872 mit Portugal abgeſchloſſen. Hier wandelt wiederum 
Deutſchland — allerdings keineswegs eiligen Schrittes — in den Spuren 
der napoleoniſchen Handelspolitik, nachdem auch ſterreich hierin vorau— 
gegangen war. 

Portugal Hatte bereits 1844 einen Sandelävertrag mit Preußen ge— 
ichloffen, aber nicht auf der Bafis der Meiftbegünftigung. Diefem Ver— 
trage gemäß fielen die Vorteile, die Portugal anderen Staaten gewährte, 
Preußen nicht von jelbft zu, ſondern erft, wenn durch befondere Berhand- 
(ungen Aquivalente an Portugal gewährt würden. Da zieht Frankreich 
1866 Portugal in den Kreis feines Vertragsſyſtems, dem franzöſiſchen 
Vertragsſchema gemäß werben zwei Tarife verabredet, deren einer die Aus— 
fuhr Portugals nach Frankreich, deren anderer die Einfuhr Portugals aus 
Trankreich betrifft. Wie feinerzeit in Belgien, Italien und Spanien, fieht 
fih Deutichland nunmehr auch in Portugal gezwungen, unter nachteiligen 
Bedingungen mit der franzöfiichen Induftrie zu fonkurrieren. Die Ber: 
bandlungen, durch welche Deutjchland Beteiligung an den von Frankreich 
errungenen Vorteilen anjtrebt, zogen fich in die Länge. Schon 1868 be— 
flagen fich Petenten aus Barmen über die Benachteiligung des deutjchen 
Handels in Portugal. Um ein Unterhandlungsmittel zu gewinnen, war 
die im Zollvertrage mit Öfterreich vorgejehene Ermäßigung des deutjchen 
MWeinzolle® auf Portugal nicht ausgedehnt worden. Der Abgeordnete 
Harkort jorgte durch energiſches Interpellieren der Regierungen im Reichs— 
tage dafür, daß die Trage des portugiefifchen Handelsvertrages nicht in 
BDergeflenheit gerate. Endlich 1872 kam der Vertrag zuftande, der Deutjch- 
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land die erwünfchte Meiftbegünftigung brachte. Gebundene Tarife find 
darin nicht enthalten. 

4. Eine weitere Gruppe von Handelöverträgen aus der Zeit von 1866 
bis 1877 bilden die Verträge mit dem Königreich der Hawaiiſchen Infeln 
vom 19. April 1870, mit dem Freiftaate Salvador vom 18. Juni 1870, 
mit dem Freiftaate Cofta Rica vom 18. Mai 1875 und der Freundſchafts— 
vertrag mit Tonga dom 1. November 1876; eben hierher gehört der vom 
Norddeutjchen Bunde bereit? am 31. Oktober 1867 mit der Republik 
Liberia abgejchloffene Freundſchafts-, Handels- und Schiffahrtävertrag, jowie 
der perfifche Vertrag vom 11. Juni 1873 mit Zufagalte vom 6. Juni 1873, 
Soweit die genannten Verträge überhaupt Handelspolitifchen Inhalt haben, ift 
e8 die Meiftbegünftigungsverabredung. Die ſonſtigen Ginzelheiten, ins— 
bejondere auch die Vorgejchichte find hier nicht zu erörtern. 

5. Der gleichjall3 noch in der Periode 1866— 77 zuftande gefommene 
deutfcherumänifche Kandelsvertrag gehört feinem Zufammenhange nad in 
die Betrachtung des nächjten Abjchnittes, der nicht mehr von Delbrüd, 
fondern von Fürſt Bismard ſelbſt beeinflußten Handelapolitif. 
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J. Drientierung. 


Noch 1876 wird ein Antrag Windthorft, den Wegiall der Zölle für 
verarbeitete Eifen am 1. Januar 1877 nicht eintreten zu laſſen, vom 
Reichstage abgelehnt. 

1877 erreicht durch; Wegiall der Eifenzölle die thatjächlihe Durch- 
führung des Freihandels in Deutjchland ihren Höhepunkt. Als beim 
Inkrafttreten der faſt völligen Zollfreiheit des Eiſens! die Regierung zwei- 
mal nacheinander verjucht, gegenüber den Ausfuhrvergütungen des Aug» 
landes eine „Außgleichungsabgabe” auf Eifen und anfangs auch Zuder durch» 
zuſetzen, findet fie beim Reichötag feine Gegenliebe. Die Anhänger der induftriellen 
Schutzzölle find zuverfichtlicher geworben und wollen ſich nicht mit der 
Abichlagszahlung begnügen, die den Gegenjtand erledigt hätte, über welchen 
Stumm jeit 1868 Bejchwerde geführt Hatte. Die erklärten Freihändler 
aber wittern in dem Regierungsvorjchlage die Anzeichen der Abkehr vom 
Treihandel und erklären durch Bamberger dem Entwurfe gegenüber: „Schöne 
Maske, ich kenne Dich.“ 
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Bereit? 1879 wird durch autonome Zollreform ein neues handels— 
politifches Syitem mit Zuftimmung der derbündeten Regierungen und des 
Reichstaged vom Fürften Bismarck inauguriert. Dies neue Tariffgftem Hat 
feine Handelspolitifche Bedeutung in drei Momenten: 

1. Der noch vorhandene Zollfchuß für Jnduftrieerzeugniffe wird erhößt; 

2. zahlreiche ſeit 1865 befeitigte Jnduftriefchußzölle werden wiederum 
von neuem eingeführt; 

3. eine Ara energifchen landwirtfchaftlichen Zollſchutzes Hebt an. 


Nachdem die Praris den Gedanken der bisherigen Handelspolitif ver— 
laffen, ftehen auch zunächft die Männer, die an berfelben noch feſthalten, 
verlaffen da. Diefelben Leute, welche am geräufchvollften 1878 gegen alle 
Schubzölle gedonnert Hatten, traten großenteil® nunmehr in den Border- 
grund der Schußzollbewegung. 

Wie erklärt fich diefer ſeltſame Umfchwung ? 

Die einen fuchen die Erklärung in erfter Linie in der veränderten 
politifchen Konftellation. Man jucht den Wendepunft in dem Momente, 
al3 es Fürſt Bismard nicht gelang, die Nationalliberalen, deren wirtſchaft— 
liches und kirchliches Programm allmählich aufgezehrt war, durch eine Ab— 
Ichlagszahlung, durch das Anerbieten eines Minifterportejeuilleg an Herrn 
bon Bennigjen, zum Berzichte auf weitergehende politifche Forderungen zu 
bewegen. Dan erklärt den Umfchwung daraus, daß der Reichskanzler durch 
Bennigfend Forderung, weiter links flehende Parlamentarier neben ihm zu 
berufen, zurüdgeftoßen und zum Gentrum gedrängt worden ei. 

Die anderen fuchen nicht in politifchen, fondern in wirtjchaftlichen 
Gründen in erfter Linie die Urfache des Umſchwunges. 

Bei diefer Differenz kann es fich natürlich nur darum Handeln, nicht 
ob, fondern wie viel ein jedes der beiden Momente eingewirkt hat. Ob 
ſchließlich politifche oder wirtjchaftliche Erwägungen beim damaligen Reichs— 
fanzler den übertviegenden Einfluß geäußert haben, wird erſt die Nachwelt 
entjcheiden fönnen. Wir wollen Hier lediglich die offenkundigen Thatſachen 
regiftrieren und in ihrem zeitlichen Zuſammenwirken überfchauen. 

Diefe Thatfachen folgen deutlich in zwei Etappen auf einander: 

Auerft bilden fich fpontan Sntereffentengruppen, welche eine Umkehr 
dom bisherigen Syiteme fordern. 

Dann greift der Leiter der deutſchen Politik jchnellüberrafchend und 
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mit Entfchloffenheit ein, diefe Intereffengruppen zu einigen, auf fie feine 
weitere Politik aufzubauen, 

Die Antereffengruppen, welche ſich zufammenfinden, find diejenigen, 
welche fich bis 1875 hHeitig befehdet Hatten: die oſtdeutſchen Großgrund— 
befier und die weſtdeutſchen und ſüddeutſchen fchußzöllnerifchen Fabrikanten. 

Die ſchutzzöllneriſchen Fabrikanten find im allgemeinen einverjtanden 
mit den Errungenschaften der Liberalen Ara — nur mit Ausnahme der 
Zollpolitif. 

Die Agrarier waren bisher Gegner der wirtjchaftlichen, kirchlichen und 
politifchen Beftrebungen de3 Liberalismus — mit Ausnahme der freihänd- 
leriſchen Politik, von der fie fich bald ebenfalls Mann für Dann abwenden, 

Die Entwidlung ift nur verftändlich, wenn wir noch einmal ung den 
Gegenfaß der Freihandeläreformen in Deutjchland von 1862—73 und der 
Peelſchen Politif in England vergegenwärtigen: England war ein Induſtrie— 
ftaat, der auf dad Drängen der Induſtrie, der Leute von Manchefter, im 
Intereſſe der Induftrie zum Freihandel überging: Deutichland Hingegen 
war noch 1860 überwiegend Agrarjtaat!. Der Freihandel wurde durch- 
geführt nicht von einer Manchefterpartei der induftriellen Mächte, fondern 
von den Intereſſen der Landwirtjchaft und des Handels, welche mit Freuden 
mit Beftrebungen der jchulmäßig überzeugten, an fich außerhalb des engeren 
wirtjchaftlichen Intereffenkreifes ftehenden Freihändler fich verbündeten. Als 
die Kaufleute und überzeugten fchulmäßigen Treihändler von der Landwirt- 
ſchaft verlaffen waren, da fchrumpft der Einfluß der Freihändler auf ein 
Minimum ein: obwohl fie durchaus nicht vom Intereſſenſtandpunkte, wie 
einjt die englifchen Freihändler, Zollpolitit treiben, erleiden fie als 
„Mancheftermänner” Heftige Angriffe, die allerdings durch die Haltung 
vieler in der Arbeiterfrage jehr erleichtert wurden. Und Fürft Bismarck 
fügt da3 Urteil über die fchulmäßigen Fyreihändler im Büreau und im 
Parlament, nachdem er fie von den mächtigften Intereſſen ifoliert, in ein 
geflügeltes Wort bitteren Hohnes: „fie jäen nicht, fie ernten nicht, fie 
fpinnen nicht.” — „ES jeien dieg die Herren, die unfere Sonne nicht er= 
wärmt, die unfer Regen nicht naß macht, wenn fie nicht zufällig ohne 
Regenschirm ausgegangen find, die die Mehrheit bei uns in der Geſetz— 
gebung bilden, die weder Induftrie, noch Landwirtſchaft, noch ein Gewerbe 
betreiben“. Die Männer, die er 1879 jo herb als Unterlegene befehdete, 
waren noch 1875, ja 1877 und 1878 die Stützen feiner Politit gewefen. 


ı Biebahn, Statiftil, Bd. II ©. 314, nimmt 1862 an, daß fünf Achtel der 
deutſchen Bevölterung ber Landbwirtihaft und Rohproduktion angehören. Hierbei 
dürften allerdings die Bergleute inbegriffen fein. 
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Daß die jchulmäßigen Freihändler jo ſchnell die Majorität und die 
Macht verloren, erklärt ſich — außer durch die veränderte Intereffenkonftella- 
tion im Erwerböleben — dadurch, daß die Grundſtimmung des laisser 
faire, aus welcher die deutjchen Freihändler argumentierten, den Boden in 
Deutichland verloren hatte. 


II. Die veränderte Grundftimmung. 


Die Methode, die Gefamtanfhauung, die Argumentationsweije der 
deutjchen jchulmäßigen Freihändler war getreu der englifchen nachgeahmt. 
In England war die Theorie völlig zufammenfjallend mit den Intereſſen 
der erportierenden Induftrie. In Deutjchland dagegen war fie — je mehr 
Glaubensſache — um jo intoleranter auf allen Gebieten. Bon den Principien 
des laisser faire aus wurben nicht allein die Probleme der Handelspolitik, jondern 
auch die Arbeiterfrage, die gewerblichen, die agrariichen Fragen entjchieden. 

Das orthodore Freihändlertum befand fich bereits in den fünfziger 
und jechziger Jahren nicht in völliger Übereinftimmung mit den hervor— 
ragenditen Wertretern der deutſchen gelehrten Nationalöfonomie.. Den 
mächtigften Stoß aber erlitt die freihändlerifche Gejamtanfchauung, ſoweit 
fie aprioriftifch argumentierte, dadurh, daß Anfang der fiebziger Jahre in 
der Urbeiterjrage ein Zeil der führenden wiflenjchaftlichen Autoritäten 
fih von ihr losfagte. Der Verein für Socialpolitit hat hierin allerdings 
eine Bedeutung ala Element des Umſchwunges. Die Kathederfocialiften 
hatten keineswegs die Abficht, der freihändlerifchen Handelapolitit Abbruch 
zu thun. Im Gegenteil, hervorragende Gelehrte aus dem Kreiſe der 
„Socialpolitiker“, wie Naffe und Held, blieben auch 1879 erklärte Anhänger 
des Freihandels. Aber die MWiflenjchait Hatte dadurch, daß eine gewiſſe 
Staatseinmifchung auf dem Gebiete der Arbeiterfrage als münfchenswert 
und nötig anerfannt wurde, diejenige Argumentation als Haltlos erklärt, 
welche die freihändlerifche Politik nicht aus konkreten Umftänden, jondern 
aus der Lehre von der Nichteinmifchung des Staates rechtiertigte. Nicht 
die freihändlerifche Politik, fondern eine Art der freihändlerifchen Argumen— 
tation, die allerdings jehr verbreitet gewejen ift, war hierdurch antiquiert. 

Aus all dem ergab fich folgendes Für die deutjchen Freihändler: fie 
mußten einerjeits ihren Standpunkt möglichit wenig aus allgemeinen 
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Süßen, jondern vor allem durch Einzelunterfuchungen ftügen. Seit 1878/79 
haben fie Hierin Vortreffliches geleiftet. Inzwiſchen waren ihnen jedoch 
die Gegner bereitö zuvorgekommen. 

Das zweite Problem, deſſen Löfung damals mißlungen ift, war, die zahl- 
reichen freihändlerifchen Intereffen mit gleicher Energie, wie e& die Schub» 
zöllner vermochten, zu organifieren. Hierin haben jedoch 1875—1879 die 
ſchutzzöllneriſchen Intereſſen mehr Erfolg gehabt ala die freihändlerifchen. 

Zroß der ſehr gejchidten Taktik der ſchutzzöllneriſchen Intereffen würde 
der Treihandel faum angreifbar gewefen fein, wenn nicht die Herrichaft des 
politifchen Liberalismus erjten® durch die Folgen des Kulturkampfes und 
zweiten durch das Wachjen einer, nicht wie in England dem Liberaliamug 
angegliederten, jondern von Anfang an feindjeligen Arbeiterbewegung gerade 
damals erjchüttert worden wäre. 

Die der fulturlämpferifchen entgegengejegte Auffaffung des Wirtſchafts— 
lebens, wie fie in Gentrumäfreifen und bei Eonfervativen Proteftanten her— 
bortritt, forderte in der Theorie, daß nicht der Kampf ums Dafein, nicht der 
Gigennuß, jondern die Pflichterfüllung die Grundlage des wirtjchaftlichen 
Lebens werde. Es war der menjchlichen Natur gemäß jedoch leichter, die den 
Intereffen des Befißes entjprechenden Konjequenzen hieraus, den Ruf nach dem 
Echuße der ehrlichen Arbeit, fich anzueignen, als die belajtenden Konſe— 
quenzen. Wäre die damals anbrechende pofitiv chriftliche Strömung fofort 
bon den Xiberalen ergriffen worden, fie wäre trefflich zur Bekämpfung 
des Gigennußes der oberen Klafjen geworden. Sie fam aber denen zu 
gute, deren Ideale in der Vergangenheit lagen. 

Ein weiteres neues Moment, welches wir in der Zeit nach 1870 
wahrnehmen und biöher im deutfchen Volkscharakter nicht fennen, ijt eine 
radikale Abkehr von allen fosmopolitifchen Idealen, eine jehr kräftige Be— 
tonung des Nationalbewußtjeins. Dieſe Erfcheinung ift an fich Hocherfreu- 
Lich, doch bleibt diefe Bewegung nicht ganz frei von der Reizbarfeit des 
Emporkömmlings. Es konnte das wachjende deutjche Selbitbewußtjein an 
fich jehr wohl dazu führen, daß bereitwilliger als bisher dem Vaterlande 
Opfer gebracht wurden, daß jeder es ala Unrecht empfand, einen Vorteil 
auf Koften de Ganzen zu beanjpruchen. Andererjeit3 war e3 aber auch nicht 
ausgefchlofien, daß eine Generation, die eben in den Gründerjahren fich 
ftarf für materielle Vorteile erwärmt hatte, e8 nicht verfchmähen würde, 
die edle nationale Begeijterung in Geldeswert auszumünzen. 

Der Ruf „Deutjchland den Deutjchen”, die Politif der Abwehr gegen 
fremde Tarifmaßregeln erfchien in einem anderen Lichte in dem fiegreichen 
Deutjchland nach 1871 denn zuvor. 
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Soweit die wachfende nationaliftifche Strömung einen ſpecifiſch bran— 
denburgspreußifchen Beigeſchmack Hatte, konnte fie dem politifchen und wirt» 
ichaftlichen Liberalismus als dem Träger des Trreihandels infolern Abbruch 
thun, als die wirtfchaftliche freiheit des Individuums nicht einmal ein 
Sahrhundert alt im Dften war und die gefamten früheren Traditionen 
in Brandenburg Preußen dem energifchen Staatseingreifen, der Unterordnung 
de3 Unterthanen unter die Beamtenwelt, endlich den auf Stärkung der 
Erefutive gerichteten Tendenzen Unterſtützung lieben. 


Kurz, die Saiten der Harfe waren anders geſtimmt als in den ſech— 
ziger Jahren. Welchen Akkord wird der leitende Staatsmann anjchlagen ? 
Welches Leitmotiv Hatten die Intereffenten angegeben ? 


II. Die induftriellen Scußzöllner. 


Gleich der freihändlerifchen Politit der fechziger Jahre ift auch die 
Schußzollpolitit von 1879 nicht plößlich durch den Machtipruch des leiten— 
den Staatsmanns unter Ausnüßung der allgemeinen Stimmung oftroyiert, 
jondern durch Spontane Agitation Gleichgefinnter eingeleitet tworden. Die 
Stüben der Politik find einerfeits die vereinigten jchußzöllnerifchen In— 
duftriellen, andererfeit3 die Agrarier. Beide Gruppen arbeiten zunächſt une 
abhängig voneinander, ja zunächſt gegeneinander. 

Die ältere der beiden Bewegungen iſt die der jchußzöllnerifchen In— 
dujtriellen !. 

Es beitanden neben den Handelskammern und ihrer Zuſammenſaſſung 
im Handelstag jchon feit längerer Zeit in Deutichland Bereine von Groß» 
induftriellen für gewerbliche Fragen, jo ein Verein zur Wahrung der gemein» 
ſamen wirtfchaftlichen Intereffen in RhHeinlandeWeitfalen. 

Noch 1873, unmittelbar nach Wegfall des Roheifenzolles, vollzieht 


I Bergl. außer ben Veröffentlichungen bes Gentralverbandes deutſcher Jnduftrieller, 
vor allem die Dentichrift des Generalſekretärs Bueck: „Die nordweftliche Gruppe bes 
Vereins deutjcher Eiſen- und Stahl: Induftrieller und die Zollfrage“. Düffeldorf 1879. 
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fih die Vereinigung der fchlefifschen mit den rheinifch-weitfälifchen Eifen- 
produzenten. Die gemeinfamen Beichwerden, welche beide Gruppen zufanımen 
führen und in einer gemeinjchaftlichen Eingabe an den Minifter Achenbach 
bereits im Dezember 1873 fich niedergelegt finden, beziehen fich zunächit 
nicht auf die Zollirage. Die Eifenproduzenten bejchweren fich darüber, daß 
feit Ausbruch der Krifis die preußifche Regierung mit Verausgabung der 
für den Bahnbau bewilligten Gelder zögere und jo die Abſatzkriſe ver: 
ſchärfe. Ferner fprechen fie die Befürchtung aus, daß bie feit 1873 auf 
Erhöhung der Eifenbahntarife gerichtete Bewegung gerade bei der jebigen 
ungünftigen Konjunktur vernichtend wirken müſſe. Es fcheint in der That, 
daß die preußifche Regierung durch die Art, wie fie vor der Kriſis die 
Beftellungen drängte, nachher aber zurüdhaltend wurde, damals einen 
wenig glüdlichen Einfluß ausübte. Geradezu unglaublich aber ift im der 
That, daß aus fisfalifchen Rüdfichten die preußifche Regierung troß der 
Eingabe der Induftriellen im Bundesrate unmittelbar nad) Eintritt der 
Krifis umd der Zollfreiheit für Roheiſen den Beichluß eines 20prozentigen 
Zufchlages zu den Eifenbagnfrachten durchjegte!. 

Der Berein deutjcher Eifen- und Stahlinduftrieller, deffen nordweſt— 
liche Gruppe nunmehr am lebendigjten agitiert, ſteht anfänglich noch fo 
ſehr unter dem Einfluffe der freihändlerifch öffentlichen Meinung, daß man 
fein Bedenlen trägt, einen bekannten früheren Freihändler, Dr. Rentich, 
zum Gejchäftsführer zu wählen. Denn es handle ſich — fo bemerkte man 
noh 1875 — bei den Beftrebungen der Eifeninduftriellen nicht darum, 
einen hohen Schußzoll zu erringen, jondern den noch beftehenden Zoll für 
eine kurze Zeit zu erhalten. Um eine Hinaugfchiebung des Fortfalles der 
Gijenzölle über den 1. Januar 1877 drehte fich zunächſt die ganze Agi— 
tation. Hierfür trat im Jahre 1875 die Denkfchrift der Intereſſenten über 
„die gegenwärtige Lage der deutſchen Eiſen- und Stahlinduftrie” ein. 
Hierfür juchte man die Preffe zu intereffieren, was zunächſt nicht in den 
Großftädten, jondern nur in Provinzialplägen gelang. Hierfür traten auf 
dem Volkswirtſchaftlichen Kongreſſe 1875 in München Kommerzienrat 
Baare aus Bochum und der Gejchäftsführer der rheinifch-weitfälifchen Eifen- 
induftriellen, Bueck, mit Energie ein. Auf diefem Kongreſſe begegneten jich 
drei derfchiedene Richtungen. Die Veteranen des Kongreſſes, die erklärten 
Freihändler, beantragten uuverändertes Feſthalten an der freihändlerifchen 
Politik; ſüddeutſche Baummollinduftrielle, die fich eingefunden Hatten, be— 


ı An Preußen wurde die Ermächtigung zur Erhebung des 20prozentigen Fracht: 
zufchlages unterm 12. Juli 1874 erteilt. 
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antragten eine Revifion des deutſchen Zolltarifs in ſchutzzöllneriſchem Sinne; 
die Eifeninduftriellen fuchten einen vermittelnden Antrag durchzufeßen: fie 
forderten principielles Fefthalten am Freihandel, aber Aufrechterhaltung 
ver noch beftehenden Eiſenzölle. Die Freihändler des Kongreifes wurden, 
wie dies einft in der Twiftzolldebatte 1861 zu Stuttgart gefchehen, von 
den ad hoc gefommenen Schußzöllnern majorifiert. Die Berfammlung 
ging über den vermittelnden Antrag der Eifeninduftriellen hinaus, indem 
fie den weitgehendit fchußzöllnerifchen Antrag zum Beichluffe erhob. Noch 
immer waren die Eifeninduftriellen mit Rüdficht auf die öffentliche Mei— 
nung äußerft zurüdhaltend in ihrer Taktik. Der Borfigende der nord— 
weftlichen Gruppe deutjcher Eifeninduftrieller hob im November 1875 in 
einem Schreiben hervor!, daß „er und feine Freunde lediglich aus befann- 
ten taftifchen Rüdfichten fich dazu verftanden hätten, in ihren Eingaben 
und Petitionen das FFreihandelaprincip als ſolches voranzuftellen, daß fie 
dasfelbe aber durchaus nicht als richtig anerkennen, jondern im Grunde 
fordern und erwarten, daß — vorläufig zum Stillftande gebracht — unfere 
Handelspolitik wieder in die Bahnen eine von den realen Verhältnifien 
bemefjenen gemäßigten Schußzolliyjtemes einlenten werde.” Noch Ende 
1875 brachte die von den Eifeninduftriellen nach Berlin entjandte Depu— 
tation den Eindrud mit heim, daß vorläufig weder Delbrüd und die preußifchen 
Neffortminifter, noch auch der Fürft Reichskanzler bereit feien, auf ihre 
zollpolitiichen Wünfche einzugehen. Inzwifchen wurde der Reichstag mit 
maffenhaften Petitionen aus dem weftlichen Deutjchland für Aufrechterhal- 
tung der am 1. Januar 1877 wegfallenden Eijenzölle bejtürmt, während 
die Landwirte des Oſtens und die Seeftädte Eingaben im freihändlerijchen 
Sinne madten. 

Je mehr die Eifeninduftriellen einjahen, daß eine Berriedigung ihrer 
befonderen Bejchwerden von der nationalliberalen Reichstagamajorität nicht 
zu gewärtigen fei, um fo notwendiger wurden fie zur Allianz mit anderen 
ausgeiprochen jchußzöllnerischen Interefjen gedrängt. Zur Bundesgenofjen- 
ichaft fanden fich gerne bereit zunächjt die füddeutichen Baumwollipinner, 
deren Borkämpfer außer den Augsburgern und Bayreuthern zunächit noch der 
Mürttemberger Staub tt; ihmen jchließen fich die Baummollipinner des 
übrigen Deutjchland, die ebenfalls durch die Freihandelspolitik gefränkten 
Codafabrifanten,, jerner die Zuderfabrifen und Zuderraffinerien an, denen 
vor den Konfequenzen des radikalen Freihandels für ihr Intereſſe bangt. 
Bald auch Leiften andere bejonders jchwer von den Nachwirkungen der 


I Bergl. ©. 13 ber Bucckſchen Dentichrift. 
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Gründerzeit oder der Krifis betroffenen Gewerbe Zuzug, jo die Hutmacher, 
die Lederfabrifanten, die noch immer über Aufhebung des Lumpenausfuhr- 
zolles ſich beflagenden Papierinduftriellen, einzelne Zweige der MWoll- 
indujtrie, endlih dad Schmerzensfind des deutſchen Tertilgewerbes: die 
Zeineninduftrie.. Später verfchmähen auch die Elſäſſer in dem Deutfchland, 
dem fie nur unter Proteft angehöcen wollen, keineswegs, die günftige Ge- 
fegenheit zur Wahrnehmung ihrer materiellen Jntereffen, welche die Schub 
zollbewegung bot, ihrerſeits auszunützen. 

Die ſchutzzöllneriſchen induftriellen Intereſſenten jchließen fich unter 
dem Eindrude der immer troftlojer werdenden Abſatzkriſis 1875/76 zum 
„Gentralverbande deutſcher Induftrieller" zufammen. Bei Begründung 
dieſes Gentralverbandes war der Mann, der außer Stöpel — in Anlehnung 
an Carey Lehren — zuerſt jchriftitellerifch gegen den Freihandel und offen 
für den Schubzoll eintrat, der ſpätere Bimetallift und Agrarier v. Kardorff, 
hervorragend beteiligt. Aus Gründen, die nicht ganz erfichtlich find, zog 
fich indes v. Karborff bald nad dem Zuftandefommen des Werkes vom 
Präfidium des Gentralverbandes zurüd. 

Der Gentralverband deutſcher Induftrieller Hatte von Anfang an einen 
jehr ftark eifernen Beigefhmad. Die Kombination wurde mit großem Ge- 
jchiet geleitet. Insbeſondere vermied man, lediglich eigennüßige Zwecke 
anzuftreben. Nicht bloß der Schuß der „nationalen Arbeit” wurde von 
den fchußzöllneriichen Teilnehmern in den Kreis der Thätigkeit gezogen, 
fondern auch Tragen des Patentweſens, der Arbeiterfürforge, der Eifenbahn- 
tarifreform, des Ausftellungsweiens u. ſ. w. Auch politifch vermied man 
es, fich der bisherigen liberalen Strömung entgegenzuftemmen. Zur Em— 
piehlung bei der Wahl eines Gejchäftsführere hebt man hervor, daß er 
„zwei Drittel nationalliberal, ein Drittel fortichrittlich jei”. 

E3 waren keineswegs alle Induſtrien umd die Intereffen der gefamten 
gewerblichen Produktion Deutichlands im Gentralverbande vertreten. Im 
Gegenteil, ein Moment ift vor allem auffällig: Diejenigen, welche vom 
Staate den Schuß des Schwachen forderten, waren nicht die fapitaliftifch 
Schwächſten unter den deutichen Gewerbetreibenden, nicht die Kleininduftrie, 
nicht die Hausinduftrie, jondern vor allem die Vertreter der mit bedeuten: 
dem Kapitale in großen Werkftätten arbeitenden Induftrie. Die Stimme 
der ſchutzzöllneriſch intereffierten Gewerbe war aus ganz befonderen Gründen 
in Deutjchland hervorragend qualifiziert, vielleicht auch focialpolitifch mehr 


2 Vergl. Nr. 4 ber Verhandlungen, Mitteilungen und Berichte des Gentral- 
verbanbes deutfcher Induſtrieller ©. 5. 
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als die Hausinduftrie und Sleininduftrie berechtigt, die Stimmen der 
übrigen entgegengejegten Interefjen zu übertönen. Nehmen wir zwei Bei: 
jpiele, um dies konkret zu veranfchaulichen. 

In England verjteht fich von ſelbſt, daß die Herfteller der Halbfabri- 
fate, die Garnſpinner, die Hochofenbefiger nicht allein den heimifchen Markt 
beberrichen , jondern Grportinterefjen, Freihandelsintereſſen vertreten. In 
Deutjchland waren allerdings von alteräher die Baumtollweber- und 
Druder freihändlerijch intereffiert, fie erportierten, nicht aber gleich ihnen 
die Herjteller des Halbfabrifats, die Spinner, welche nicht einmal den hei— 
miſchen Garnbedarf ausſchließlich verforgen. 

Die Baumwollſpinnerei wird mechaniſch in größeren Etabliſſements 
betrieben. Die Unternehmer find zu zählen und verhältnismäßig bequem 
zu organifieren. Im Gegenſatz dazu geſchah das Verweben der Garne, 
auch die Baummollwirkerei vielfach hausinduftriell!. Dieſe für den Export 
arbeitenden Hausinduftriellen find nicht fo leicht zu organifieren, find die 
ihwächeren ; fie find freihändlerifch intereffiert, aber ungeeignet zur Propa— 
ganda ihrer Intereſſen. Je mehr allerdings die mechanische Baummwoll- 
weberei die Handarbeit verdrängt bat, um fo häufiger wurde es, daß 
Spinnerei und Weberei in einer Hand vereinigt wurden. Der Unternehmer 
ftedt dann ala Spinner den Vorteil von den Zöllen ein, ſoweit er verkauft; 
er empfindet feine DBerteuerung durch den Zoll, foweit er jelbjtgefponnene 
Garne verwebt. 

Ähnlich fteht es in der Eifeninduftrie. Insbeſondere die erportierende 
Kleineifeninduftrie Hat ein lebhaftes Intereſſe, daß Deutichland nicht durch 
Schußzollpolitif mit den auswärtigen Mächten fich verfeinde, fie hat ein 
Intereffe, ihr Material wohlfeil einzufaufen. Aber die Mefferichmiede von 
Eolingen, die Kleineifeninduftriellen von Remſcheid find ungeſchickter und 
ihwächer in der Vertretung ihrer Interefjen als die Hochofenbefier. 

Auch die Schienen und vor allem die Stabeifenproduftion, eine an 


ı Epreiell für die ſächſfiſche Importinduſtrie ift die ſehr erhebliche Bedeutung des 
hausgewerblichen Betriebs noch) am Ausgange ber fechziger Jahre anjchaulicher, ala 
irgend welches ziffermäßige Material es vermag, gelegentlich ber Petroleumzoll: 
debatte von dem Abgeordneten Öhmichen gefehildert worden: „Die ſfächſiſche Induftrie ift 
feine jolche, die lediglich und ausſchließlich in geſchloſſenen Etablifjements betrieben 
twird, nein, fie ift wejentlich eine ſolche welche man mit dem Namen Hausinduftrie 
bezeichnet. Betrachten Eie bie wichtigften Gegenftände der jächfifchen Induſtrie, 
d i. Meberei, Strumpfwarenfabrilation, Weißwarenfabrifation, Spitenfabrifation 
n. ſ. w., und Sie werden erfennen, daß alle dieſe Gegenftände nicht in geichlofjenen 
Elabliſſements gefertigt, jondern durch bie fogenannte Hausinduftrie hergeftellt 
werden“. Bergl. ftenographifche Berichte des Zollparlaments 1868. ©. 318. 
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fich viel kapitalkräftigere Macht, als die Mefferfchmiede, war nicht uner= 
heblich am Export intereffiert. Diefe Gruppe würde mindeftend für die 
Zollfreiheit des Roheiſens lebhafter eingetreten fein, wenn nicht — wie bie 
Eifen-Enquete zeigt — die größten Walzwerke vor 1873 eigene Hochdien er= 
worben und jelbfterzeugtes Roheiſen verarbeitet hätten, ftatt unter Bes 
nutzung der günftigen Konjunktur ſeit Wegiall des Roheiſenzolls ihr Material 
von auswärts zu beziehen. 

Gine etwas andere ntereffendivergenz herrſchte in den chemijchen 
Induftrien. Dieſelben zerfielen in zwei entgegengefeßte Gruppen: bie 
Sobafabrifation, welche den heimischen Markt noch nicht beherrjcht, 
auch durch Befteuerungsverhältniffe und Kohlenfrachten gegenüber England 
fi im Nachteile fühlt, ift ſchutzzöllneriſch intereffiert und über die zu eilig 
aufeinandergefolgten Zollermäßigungen erbittert, während die übrigen Zweige 
der chemifchen Fabrikation fih dem Auslande, großenteild auch England 
gegenüber ebenbürtig, ja überlegen fühlen und Freihandel im Erportintereffe 
fowie möglichfte Wohlfeilheit der Materialien anftrebten. Hier wird gerade 
der vor allem jchußgöllnerifch gefinnte Teil der Industrie, die Sodafabrifation, 
im Berichte der vom Bundesrat eingejeßten Tarifkommiſſion (S. 23), al in klei— 
neren Etablifjements thätig bezeichnet. Hierbei ſchwebt der Vergleich mit England 
vor. Innerhalb Deutichlands dagegen wurde damals die ſchutzzöllneriſche Soda⸗ 
fabrifation nach Dr. Brüning als großinduftriell, die freihändleriſch gefinnte 
Gruppe der chemifchen Induſtrie als Eleininduftriell betrachtet. 

Bliden wir auf die großen Induftrien des Eiſens und der Bekleidungs- 
ftoffe zurüd: Während im ganzen genommen in England ſeit 1846 nicht 
nur die Induftrien der Ganzjabrifate, jondern erjt recht die Erzeuger don 
Garn, Roheifen und anderen Halbprobuften, meiftene Freihändler 
aus Intereſſe und durch geographiiche Konzentration der Induſtrie, zur Or— 
ganifation wohlgeeignet find, waren in Deutichland gerade die Erzeuger 
der Halbprodufte zum großen Teil Schubzöllner aus Intereſſe und hin— 
länglich kräftig, um den Schub des Schwachen für fich zu erfämpfen. Dies 
bat fich im letzten Jahrzehnt vielfah in einem dem Freihandel günftigen 
Sinn durch das Einfchrumpfen des Kleinbetriebes und der Hausinduftrie 
in Deutjchland gewendet, freilich ohne daß in der Antereffenorganijation 
eine entjprechende Superiorität 3. B. der auf den Freihandel angewiejenen 
Zertilinduftriellen gegenüber dem Eifen jo energiſch — wie dieg möglich — 
bereit3 zum Ausdrud gekommen wäre. 

Welches war nun bei diefer ntereffenlage die Taktik der im Central— 
verbande organifierten Schubzöllner? 


I Dergl. Verhandlungen des Vereins für Eocialpolitif 1879, ©. 70 ff. 
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Das Ziel, welches zunächit der Gentralverband ing Auge faßt, ift, un« 
abhängig von den Handelsfammern, das Produzentenintereffe zu einer maß- 
geblichen Beratungsinſtanz gegenüber der Regierung zu organifieren. Der 
Handel hatte bisher die geiftige Führung in wirtjchaftlichen Dingen, und mit 
einem Erfolge und mit einem Gifer, die gegenwärtig mehr gewürdigt werden 
follten, hatte er in allen national:wirfchaftlichen Fragen vorangelämpft. Der 
Handel wird nun in feinem Einfluffe zurüdgedrängt von den Induftriellen 
und fie find zeitweife die rührigften. Gegenüber der Enquete, die der 
Handeldtag über die Folgen der bisherigen Zollpolitik angejtellt Hatte, 
fordern die Induftriellen des Gentralverbandes in einer Eingabe an die 
höchſten Anftanzen des Reiches, daß eine VBernehmung des Gentralverbandes 
weiteren zollpolitiichen Aktionen vorausgehen ſolle. Im übrigen find die 
weſentlichen Punkte der im Mai 1876 vom Gentralverbande in Leipzig 
bejchlofjenen Enquete folgende: 

Der Gentralverband deutſcher Induſtrieller ſpricht zunächſt „die zu— 
verſichtliche Erwartung aus, daß die beſtehenden Handelsverträge recht— 
zeitig gekündigt werden und daß die Reichsregierung darauf Bedacht 
nehmen wird, die Intereſſen des vaterländiſchen Gewerbfleißes bei den neu 
abzuſchließenden Verträgen in rationellerer Weife zu wahren, als dies 
bei den früheren unter ungünftigen politischen Verhältniſſen abgejchlofjenen 
Berträgen erreicht worden ift“. 

Im übrigen fordert man von der Handelspolitik: 

1. Gegenüber den fontinentalen Staaten bedürfe die deutjche In— 
duftrie im allgemeinen feiner Begünftigung. Wenn man fich in ber 
Klaffifizierung 3. B. dem franzöfiichen Syfteme anfchließe, ſeien Handels— 
verträge mit Gleichjtellung der Tarife jehr wünfchenswert. Nicht aber folle 
dad zweite Element der napoleonifchen Wertragspolitif, die Meiſtbe— 
günftigungsffaufel, beibehalten werben. 

Insbeſondere wird geklagt, daß der Freihandel bei Rußland feine 
Gegenliebe gefunden habe. 

2. Englands Überlegenheit jei jo groß, daß man England gegenüber 
nicht Gleichftellung der Tarife, fondern Schub beanfpruchen müffe. 

3. Insbeſondere wird Zurüdnahme der Maßregeln bezüglich der Eifen- 
induftrie von 1873 ff. gefordert. 

4. Im übrigen folle eine Enquete der neuen Wendung der Handels- 
vertragspolitif vorausgehen, zu welcher der Gentralverband feine Mit» 
wirkung anbietet. 

5. Endlich wird gefordert der Eintritt Hamburgs und Bremens in 
den Zollverband, ohne daß näher detailliert wurde, welche Nachteile die 
Treihafenitellung diefer Pläße der deutjchen Induftrie denn eigentlich zufüge. 
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6. Außerdem richtet fi der Sturm gegen das Eiſenbahntarifſyſtem. 
68 wird geklagt über Differenzialtarife, welche die ausländifche Einfuhr und 
die Durchfuhr vor dem Binnenverkehr benachteiligten. Es ift Klar, daß, 
wenn die Gijenbahntarife lediglich nach kaufmännischen Principien bemeffen 
werden, die Differenzialtarife ebenjo der deutjchen Ausfuhr ala der Einfuhr 
zu gute kommen. ZThatfächlich beitanden und beftehen Differenzialtarife 
noch heute, jo 3. B. diejenigen, welche die Ausfuhr der weftiälifchen Kohlen 
begünftigen. 

Die Klage über Differenzialtarife, welche gewöhnlich piychologiich den 
Übergang zum principiellen Schußzöllnertume vermittelt, ift hier wie regel: 
mäßig ein Symptom des weniger an Zunahme der Ausfuhr als an Mindes 
rung der Einfuhr beteiligten Intereſſes. 

Außer den eigentlichen Differenzialtarifen wurden die 2Oprozentigen 
Frachtzufchläge, welche zwar für längere Streden wieder aufgegeben, für 
den Lokalverkehr aber beibehalten worden waren, begreiflicherweije leb— 
haft angegriffen. Bedeutete einmal die Hinfichtlich des Frachtzuſchlages 
eingetretene Praris eine Verſchärfung des Differenzialtariffyftemes, jo ftellte 
fie anderſeits ein grundjägliches Berlaffen der feit den freihändlerifchen Re— 
iormen don 1862 beiolgten Politik dar. Dieſe Politit war gemwefen, bei 
Herabminderung des Zollſchutzes eine Verbeſſerung und Verbilligung der 
Verkehrsmittel eintreten zu laffen. Abgeſehen von der Eifenbahntarif- 
politit widerſprach der Billigkeit auch dev Umftand, daß die Entwidlung 
des deutſchen Kanalnetzes weit Hinter England und Frankreich zurück— 
geblieben war. 


Die eben gejchilderten Yorderungen des Gentralverbandes können nicht 
als maßlos bezeichnet werden. Das, was uns in erfter Linie bier 
intereffiert, ift die Argumentation, welche die Wiedereinführung bezw. Bei- 
behaltung der Eifenzölle motiviert. 

Der Wortführer der Hochofenbefiger im Gentralverbande ift der General- 
jefretär 9. A. Bued. Wollen wir ums über feine Theſen klar werden, 
fo ift zumächft unparteiifche Orientierung über einige Einzelheiten un— 
erlählich. 

Das Grundübel, an welchem die Eifenproduftion Deutichlands nach 
1873 krankte, ift, daß die Produktionsfähigkeit überınäßig aus— 


gedehnt war. Nicht allein Eifen war über Bedarf vorhanden, — auch 
Schriften L. — Lotz, Hanbdelspolitik. 
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die Zahl der Eiſenwerke überftieg den Bedarf. Ein technifchee Moment, 
welches Hierbei außer Fehlern der faufmännifchen Kalkulation eine Rolle 
jpielte, war das Durchdringen des Beſſemerprozeſſes!, deffen Einführung 
die bereit8 vorhandenen Werke zur Ausdehnung der Produftionathätig- 
feit nötigte. 

Ferner war in der Eifeninduftrie, troßdem e8 in Mbrede geitellt wurde, 
jehr viel „gegründet“ worden. 

Gleichzeitig zeigte fich ein Zurückgehen der Nachfrage? wie allenthalben 
fo auch in Deutjchland, bis fich 1879/80 im freihändlerifchen England und 
ebenfo in Deutjchland eine Beſſerung der Konjunktur Fühlbar machte. 

Endlich jeit 1873 ein jähes Sinfen der Verkaufspreiſe. 

Da wir e& hier mit der politifch einflußreichiten Industrie Deutjch- 
lands zu thun Haben, jo dürften noch einige Zahlen über Deutjchlande 
Anteil an der Produktion der Erde in Roheifen von Wert fein, denen wir 


! Sering 1. c. S. 221 giebt die Zahl der Konverter für Beſſemer-Stahl im 
Jahre 1875 an auf: 74 in Deutichland, 24 in Frankreich, 105 (1873) 84 (1874) in 
England, 32 im Öfterreich, 12 in Belgien (1876). Nach demfelben Schriftfteller 
©. 173 betrug übrigens die Steigerung der Roheifenproduftion in Prozenten 
1865— 74 in Deutichland 93 Prozent, in England 24 Prozent, in Norbamerita 
188 Prozent, Öfterreich- Ungarn 65 Prozent, in allen anderen Staaten weniger als 
25 Prozent. 

2 Nach dem ftatiftiichen Jahrbuch des Deutfchen Reichs von 1891 ©. 127 betrug 
ber Roheifenverbraudh per Kopf der Zollvereinsbevölferung: 


1861—65 26,5 kg 
1866—70 354 : 
187175 574 : 
187680 51,6 = 
188185 142 : 
188689 858 — 


Im Einzelnen lauten die Berbrauchzziffern der fiebziger Jahre: 
1870: per Kopf 38,8 k 


1871: 48,4 = 
1872: bl1 =: 
1873: 63,5 : 
1874: 53,5 ⸗ 
1875: 4,9 : 
1876: 498 : 
1877: 486 : 
1878: 50,5 ⸗ 
1879: 492 : 


1880: 59,8 — 
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analoge Ziffern über die auf Zufammenwirken mit der Eifeninduftrie ans 
gemwiejene Kohlenförderung beifügen: 

Während noch bis 1868 die deutſche Roheifenproduftion von ber 
franzöfiichen übertroffen wurde, stellte ſich 1873 die Robheifenproduftion 
von 


Tons Prozent kg pro Kopf ber 
ber Weltprobuftion Bevölkerung. 
Großbritannien auf 6671514 = 44,3 = 209,8 
Deutichland = 2240575 — 14,9 == 50,4 
Der. Staaten = 2601528 = 17,2 —— 66,8 


Dem gegenüber Tieferte Frankreich nur mehr 9,1 Prozent der 
MWeltproduftion mit 1366 971 Tons, d. i. 37,8 kg pro Kopf der Be- 
völferung. 

An der Kohlenproduftion jtellte fi) das Verhältnis folgendermaßen: 


Millionen Ton? Prozent kg pro Kopf ber 
ber Weltproduftion Bevölkerung. 
Großbritannien 129 = 48,3 == 4058 
Deutjchland 46 = 17,3 — 1114 
Ver. Staaten 41 == 15,5 = 1060 
Frankreich 17 = 6,5 = 484 
Belgien 15 — 5,9 — 3102 


Die Bewegungen der deutſchen Ein- und Ausfuhr betreffend, ſtellte 
die Regierungsdenkſchrift zum Zolltarifentwurf von 1879 folgende, aller— 
dings mit Vorſicht aufzunehmende! Ziffern auf: 


durchichnittlich 1874/77 Einfuhr Ausfuhr 
Zentner Zentner 
Eiſenbahnſchienen 448 467 2827 029 
Schmiede- und Walzeiſen 355 041 1037 926 
Roheifen 11179094 5813391 


Wenn die angegebenen Zahlen richtig gewefen wären, jo würde fich in 
der Zeit, in welcher das Roheiſen zollfrei, Gijenfabrifate noch geſchützt waren, 
eine jtarfe Mehreinfuhr bei Roheiſen, vorwiegender Erport beim übrigen 





I Grftend war bie Durchfuhr nicht vom Specialhandel getrennt, zweitens nahm 
man allgemein an, daß — da Anmeldepflicht nicht beftand — die wirkliche Ausfuhr 
die ftatiftiich nachgewieiene ſehr erheblich überftieg. 

9* 
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Gijen und Stahl ergeben haben. Wie rechtfertigten e8 nun diejenigen Eifen- 
industriellen, welche erportierten, daß fie als Schußzöllner auftraten ? 

Die Klage ift, man erportiere vielfach nicht mit Gewinn und infolge 
jteigender Erportfähigfeit, fondern ohne Gewinn, um nur überhaupt die 
Werke zu bejchäftigen. Schlimmer, ein Hochofen, eine Eifenhütte, ein Berg» 
werk verfällt, ala daß fie mit Schaden weiterbetrieben werden, 

Stetiger geficherter Abſatz im Inlande ſei wertvoller ala ſolch ein 
Schleudererport. Und der inländiiche Abjak wurde — fo hoben bei anderer 
Gelegenheit auch Vertreter freihändlerifcher Intereffen hervor — insbefondere 
den Walzwerfen nur mehr dadurch gefichert, daß die Staatsbahnen und 
viele Privatbahnen deutjches Material auch bei höherer Preisftellung vor 
dem wohlfeileren ausländifchen Materiale bevorzugten !. 

Der Mehrzahl der Eifenproduzenten — in&bejondere der Roheiſen— 
produktion — fonnte indes nicht eine derartige Bevorzugung vor dem 
Auslande gewährt werden. Hier machte fich die Konkurrenz des Auslandes 
mit voller Wucht fühlbar. Empfahl man den Roheifenproduzenten,, ihre 
Produktion auf den Bedarf einzufchränten, jo erwidern fie: „Das nützt 
ung nichts für Hochhaltung der Preife. Dann ftrömt englifche Ware ein 
und drüdt unfere Preiſe.“ Aber warum lagen dann nicht ebenjo lebhaft die 
freihändlerifchen Engländer über Bedrohung durch deutjches Eiſen, wie 
die Deutichen über England? 

Die deutichen Eifeninduftriellen erwidern, fie produzierten noch immer 
teurer als England. 

England jei überlegen durch fein beffer entwideltes Kanalneg, durch 
die Lage der Bergwerke und Gifenhütten an der See, durch den billigeren 
Kredit u. j. mw. Im einzelnen wurde außerdem auf der Verfammlung des 
Gentralverbandes von 1876 vom Generalfefvetär Bueck ein Moment her— 
vorgehoben, welches zu näherer Betrachtung anregt: 

„Unfere Eifeninduftrie arbeitet zu fehr hohem Prozentjage mit einge- 
wanderten Arbeitern, die nicht von Kindesbeinen an dieſes Gefchäft be— 
trieben haben. Der Mann wurzelt nicht in dem Induſtriebezirke, ſondern 
Familienbande, Lebensanjchauungen ziehen ihn nach feiner alten Heimat. 
Unfere Eifeninduftriellen wiffen genau, wenn fie heute ihren Betrieb ein— 
ftellen, jo wandert der Arbeiter aus; wenn der Industrielle wieder in der 
Lage ift, feine Werke in Betrieb zu ſetzen, jo hat er feine Arbeiter, hat er 


! Dergl. die Protokolle der Gijenenquetefommilfion, insbeſondere die interefjante 
Erklärung diefer Praris, welche der Eifenbahndireftor Büchtemann, ©. 173 ff. ent: 
widelte. 
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feine geübten Arbeiter. Diefem Umftande iſt es zuaujchreiben, wenn die 
Werke alle Anftrengungen machen, um ihren Betrieb wenigitens nicht 
gänzlich einjtellen zu müſſen.“ 

„su England ift e8 anders: Durch Jahrhunderte Hindurch Hat fich 
da um die Werke herum cine Arbeiterbevölterung angefiedelt. Die Arbeiter 
werden keineswegs mit der Rüdficht behandelt, wie bei und. Der Werk— 
befiger fann feinen Betrieb einrichten, wie er will. Xöjcht er feinen Hoch— 
ofen aus, jo mögen die Arbeiter zu Hungern gezwungen fein, aber weg- 
ziehen thun fie nicht. Sie warten den Nugenblid ab, fo gut fie können, 
wo die Werke wieder in Betrieb treten.” 

Die eben wiedergegebenen Ausführungen find geeignet, in mehrerlei 
Hinficht falſche Anſchauungen hervorzurufen: 

1. Es könnte fcheinen, als ob nur in England, nicht aber in Deutjch- 
fand nach 1873 Betriebgeinfchränfungen und Arbeiterentlaffungen jtatt- 
geiunden hätten. Das Gegenteil ijt der Fall. 

2. 63 läßt fich für einen jo überaus wichtigen Sit der englifchen 
Eijeninduftrie, wie e8 der Glevelandbdiftrikt für den Hochofenprozeß, der 
Süd-Durhamerdiftrikt für die Walzwerks- und Stahlinduftrie ijt, beſtimmt 
nachweiſen!, daß Hier die Arbeiterbevölterung nicht etwa feit Jahrhunderten 
um die Werke angefiedelt, vielmehr erſt jeit wenigen Jahrzehnten von aus— 
wärts, insbejondere aus Irland und Wales eingewandert if. Der Aufs 
ſchwung des dortigen Eiſenerzbaues datiert genau aus derjelben Zeit wie 
in Rheinland-Weitfalen, aus den fünfziger Jahren, und zwar aus dem ein— 
fachen Grunde, weil die reichhaltigen Erzlager der Gegend erjt um jene 
Zeit erichlofien und in Angriff genommen wurden, 

3. Ein Unterfchied, und zwar ein überaus wichtiger zwiſchen den nord» 
englijchen Arbeiterverhältniffen und denen von Rheinland Weitialen erijtiert 
allerdings. Derjelbe hat auch weittragende handelspolitiſche Konſequenzen, 
die jedoch in dem Erpoje der deutjchen Schußzöllner feine Erwähnung finden. 
Die nordengliichen Hochofen: und Eifenhüttenarbeiter find nämlich gewerf- 
ichaitlich organifiert und zwar, ohne daß die Unternehmer und ohne daß 
die Gefehgebung und die Verwaltung das freie Koalitionsrecht irgendwie 
verfümmerten. Anders war es in Deutichland. Während Herr Bued als 
Grund für den Zollihug anführt: „die englifchen Arbeiter werden keines— 
wegs mit der Nüdficht behandelt wie bei ung“, liegen die Thatſachen wie 


ı Dal. die in meinem Auffahe: Das Schieds- und Einigungsverfahren in ber 
Walzeifen: und Stahlinduftrie Nordenglande (Schriften bed Vereins für Social: 
politif, Bb. 45, ©. 269 ff.) aufgeführten Quellen. 
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iolgt: Die Walzwerläbefiger des Diftrifts von Middlesborough und Dar- 
lington haben ihre Arbeiter auch während der jchweren Zeit 1873—1879 
feineswegs ohne Rüdficht behandelt, vielmehr in Schiede- und Einigungs— 
fammern friedlich die Streitigkeiten beigelegt, Lohnherabjegungen nicht eine 
jeitig verfügt, jondern mit den Arbeitern auf den Boden der Gleichberech- 
tigung verhandelt. Diejenigen Induſtriellen Hingegen, welche der damalige 
MWortführer des Eifenzolles vertritt, Haben denjelben noch 1890 ermächtigt, 
auf einem Kongreſſe in Frankfurt zu erklären, daß fie mit ihren Arbeitern 
niemals auf dem Boden der Gleichberechtigung verhandeln würden !, 

Man follte nach den deutjchen Ausführungen glauben, die englifchen 
Arbeiter hungerten geduldig, wenn ein Ofen außer Betrieb gejegt wird, 
um fich mit freudiger Dankbarkeit wieder zur Verfügung zu melden, jobald 
der Befiger den Betrieb wieder aufnimmt, während die deutjchen Arbeiter 
bei Betriebsunterbrechungen fofort auswanderten. Wie lag denn aber that- 
jächlich dies in England? Wir können aus zahlreichen Dokumenten dort 
die focialpolitifche Wirkung der Eijenkrifis ſehr eingehend verfolgen. 

Gin großer Zeil, ingbejondere der gelernten Arbeiter, welche durch eine 
vorübergehende Betriebseinftellung erwerblos wurden, find allerdings nicht 
jofort aus England ausgewandert, jondern Haben unter Entbehrungen die 
geichäftslofe Zeit zu überftehen geſucht. Sie konnten dies, weil fie gewerk— 
ichaftlich organifiert waren. Die Gewerkvereine haben in jener Zeit gewal- 
tige Summen für Unterjtüßung der Arbeiter ausgegeben. Andererſeits ift 
ein großer Zeil der ungelernten, nicht gewerfichaftlich organifierten, jowie 
derjenigen gelernten Arbeiter, welche fich feiner vorübergehenden, jondern 
einer dauernden Betriebseinitellung gegemüberjahen, auch in England zur 
Auswanderung genötigt geweien und Hat in Amerifa dem Mlutterlande 
empfindliche Konkurrenz bereitet ?. 


Mit dem Geſagten ijt nur beabfichtigt, den Zuſammenhang zwifchen 
Arbeitsverfaffung und Handelspolitif anzudeuten; durchaus nicht aber ſoll 
damit behauptet werden, daß, wie die Sache damals iag, alle deutfchen 
Eifenproduzenten der Wiedereinführung des Zollichuges hätten entbehren 

ı Vergl. Bd. 47 der Schriiten des Vereins für Socialpolitit ©. 151. 

2 Die Berührung des Zufammenhanges zwiichen Arbeitäverfaffung und Handels: 
politit zwingt bier, noch auf ein anderes nicht bloß für die Eifeninduftrie wichtiges 
Moment hinzuweiſen. Englands Hauptftapelinduftrieen hatten ſich 
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fönnen, wenn die Arbeitsverfaffung rechtzeitig der Handelspolitit angepaßt 
worden wäre. Der Zujtand am Ende der fiebziger Jahre läßt fich am 


bereits in den fiebziger Jahren in der Lohnregelung bem Spyfteme 
des Freihandels mit jeinen wechjelnden Konjunfturen angepaßt. 
Es war unvermeidlich, bei jchlechter Konjunktur die Löhne herabzufegen. Dafür ge: 
währte die volle Koalitionzfreiheit dad Mittel für die Arbeiter, an den günftigen 
Konjuntturen der Inbduftrie teilzunehmen. stein Menſch fand etwas darin, dab 1870 
bis 1873 im großen Induftriediftriften die Stüdlohnjäge um 50 Prozent, die wirk— 
lichen Tagesverbienfte noch erheblich mehr ftiegen, während in ber folge bie 1878—79 
wieder entiprechende Lohnherabjehungen vorgenommen wurden. Es iſt fogar”klar, 
daß für die Unternehmer felbft ein allgemeines Steigen der Löhne bei günftiger Son: 
junftur, welches alle Konkurrenten mittrifft, den doppelten Vorteil hat, einmal der 
Überproduftion etwas emtgegenzuarbeiten und zweitens das Auffommen läftiger 
Schmutzkonkurrenz in günftigen Jahren zu erſchweren. 

Die Ara der liberalen Wirtichaftäpolitit hat in Deutjchland nicht lange genug 
angedauert, um im Arbeitsverhältnijje alle Konjequenzen der veränderten Handels— 
politif in der Praris und in der Auffafjung der öffentlichen Meinung zur Herrichaft 
zu bringen. Nachdem fich beim Buchdruderftreit 1873 (vergl. Schriften des Vereins 
für Socialpolitit, Bd. 45, ©. 354) die „patriarchalifche" Auffafjung des Arbeits: 
verhältnifjes gegenüber der günftigen Konjunktur darin äußerte, daß ber Staat 
die ın den Regimentern Xeipzigs vorhandenen Buchdrudergehilfen in die Drudereien 
fommandierte, der Stadtrat von Xeipzig aber den Führer des Streits fofort ein— 
iperren ließ; nachdem überhaupt 1871—73 die öffentliche Meinung in Deutichland 
gegen bie erhöhten Kohnforderungen der Arbeiter regelmäßig Partei genommen hatte: 
war es gleichwohl bei der ungünftigen Konjunktur jelbft dem wohlwollendften Arbeit: 
geber unmöglich, die belaftenden Konfequenzen des patriarchaliſchen Syſtems aufrecht 
zu erhalten, d. h. Urbeiterentlafjungen und Lohnherabjegungen zu vermeiden. 

Nichts war geeigneter, in Deutichland das Wachstum der Socialdemokratie zu 
fördern, als die Dıffonanz zwijchen Arbeitsverhältnis und KHandelspolitif. Nichts 
anderjeits ift geeigneter gewejen, die englijchen Arbeiter vor dem gefellichaftsfeindlichen 
Peifimismus der fontinentalen Arbeiterbewegung zu behüten, als ber Umftand, daß 
ihnen nicht bloß die Nachteile, ſondern auch die Vorteile der freien Konkurrenz ehrlich 
gewährt worden find, daß der Spinner, der Weber, der Pubdler, der Bergmann im 
wechielnden Lohne am Wohl und Wehe feiner fpeciellen Induſtrie interejfiert war, ohne 
dabei in feiner individuellen Freiheit irgendwie bejchränft zu werden. 

Selbft die wohlwollendfien Arbeitgeber waren in Deutichland noch nicht ges 
wöhnt — mie bie bei der raſchen Entwidlung unjerer Induſtrie wohl begreiflic 
iſt —, die focialpolitifchen Konjequenzen der wechjelnden Konjunktur ala etwas Un— 
vermeidliches anzuerkennen. Worin die Hauptichwierigfeit in Deutichland beftand, in 
der Krifis eine Ermäßigung der Produftionstoften durchzuſetzen, das begründet ein 
anerfannt humaner Arbeitgeber, Frommel (Augsburg), auf dem zweiten SKongrefje 
bes Gentralverbandes deutjcher Induftrieller folgendermaken: „Ein Rat, der von jehr 
hoher Seite fam, zwar nicht fpeciell an die Baummollindbuitrie, aber im allgemeinen, 
war, bie Löhne zu erniedrigen. a, meine Herren, wenn in der Baummollinduftrie 
unfere Löhne auf ein übermäßiges Maß erhöht fein würden, dann hätte diefer Kat 
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fürzeften mit den Morten eines Reichstagsabgeordneten charakterifieren: 
Ein Drittel der Produzenten konnte tortbeitehen auch ohne Schußzoll, ein 
Drittel nur mit Schußzoll und ein letztes Drittel mußte zu Grunde gehen 
mit oder ohne Schutzzoll. Es war gewiß eine der reiflichen Erwägung 
bedürftige frage, ob man denn nicht den yortbeitand der mit Zollichuß 
eriftenzfähigen Werke garantieren müſſe. Daß diefe Frage im Sinne des 
Schutzzolls entichieden wurde, war um jo verjtändlicher, da außer den 
Kleinfapitaliften an der Fortexiſtenz folcher Unternehmungen — wie man 
berichtete — auch mächtige Bank» und Börfenfreife ala Hauptaktionäre 
intereffiert waren. 


Die Eifeninduftriellen famt dem zahlreichen Zuwachſe Hilisbedürftiger 
Snduftrien, die von Fall zu Fall mit Verſchärfung der Abſatzſtockung fich der 


feine Berechtigung. Ich glaube aber nicht, dab die Löhne in zehn Jahren in 
größerem Maße erhöht worden find, ala bie Lebenämittel geftiegen find und was 
wollen Sie damit jeht erzielen?‘ Gegenüber der Frage bed mit der Konjunktur 
wechjelnden Lohnes äußert ſich Frommel folgendermaßen: „Wollen wir hingehen und 
unferen Arbeitern jagen: Das Geſchäft geht Ichlecht, wir bezahlen euch weniger! Es 
ift ja denfbar, dab fie es fich gefallen laffen müflen; denn wenn der Menſch fich 
nicht ganz fatt effen fann, ißt er fich eben dreiviertel fatt. Aber was thun wir damit? 
Damit erflären wir, daß wir mit unjeren Arbeitern nicht im Lohnverhältniffe, 
fondern im Affociationaverhältniffe ftehen. Ich frage Sie, ob das in diefem fFalle 
ein gefundes Verhältnis jein fann! Wenn wir auf die focialiftiiche Baſis uns ftellen 
wollen, dann muß es richtig fein. Wie aber dann die bdeutiche Produktion fort: 
fchreiten foll, ift mir ein Rätſel. Meine Überzeugung ift immer geweien, daß, wenn 
die induftrielle Produktion in einem Lande gedeihen fol, die Arbeiter, ſoweit ala 
möglich, einen geficherten gleichmäßigen Kohn genießen müflen, und eg muß die erfte 
Bemühung jedes \nbduftriellen fein, alles, was in feinen Kräften fteht, daranzufeßen, 
um den Arbeiter in feinem Lohne zu erhalten, ihn nicht zu ermäßigen, wo er nicht 
fieht, daß er wirklich im Berhältniffe zu anderen Produftionszweigen über Gebühr 
bezahlt. Aber in Zeiten, wo das Geichäft ichlecht geht, die Löhne herabzufeken, da 
ift die ganz notwendige Konjequenz, wenn es gut gebt, auch die Löhne entiprechend 
zu erhöhen. ch zweifle, ob das auch nur im wahren Antereffe der Arbeiter jein 
fann. Ich bin überzeugt, daß das ein vollftändig verfehltes, ungefundes Verhältnis 
geben würde.“ 

Man kann darüber ftreiten, ob die von Herrn Frommel vertretene Anſchauung 
taufmänniſch ift, dab fie ehrlich und wohlwollend gedacht war, unterliegt feinem 
Zweifel. Es war auch völlig konſequent, von diefem focialpolitifchen Standpunfte 
aus den Zollſchutz zu fordern: nur fehlte dev Nachweis, daß der Zollſchutz wirklich 
in einem bereits ftarf für den Export beichäftigten Induſtrielande der über- 
wiegenden Mehrzahl der Arbeiter ftändige, auskömmliche Beichäftigung ver: 
bürgen fönne. 
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ichußzöllnerifchen Flagge anfchloffen, ſahen fih nun um nach einer wiſſen— 
ſchaftlichen Autorität als Bundesgenoffen. Der Amerikaner Garey war 
wegen jeiner energisch ſchutzzöllneriſchen Gefinnung ſehr willtommen, aber 
jeine Argumentation ging doch zu ſehr von jpecififch amerikanischen Ge— 
fichtöpunften aus. Man zog deshalb vor, theoretifche Unterftügung in den 
Schriften Friedrich Lift zu fuchen, der auf einmal wieder der populärfte 
Nationalöfonom wurde. Freilich mußte man fi) bequemen, die Morte 
gifts ein wenig auf das Profruftesbett zu fpannen; denn für die Stufe des 
„Agrikultur- Manufaktur: Handelsftaates“, der fich das damalige Deutjchland 
bereit3 genähert hatte, forderte eigentlich Lift die Handelsfreiheit; Schuß: 
zölle hatte Lift nur als Erziehungsmittel für die junge Induſtrie einer 
fapitalarmen Nation gefordert; dem gegenüber handelte es fich in dem eben 
durch die Milliarden bereicherten Deutichland um etwas wejentlich anderes, 
um Linderung des durch übermäßige Anlage von Produktionswerkſtätten 
geichaffenen Übeld. Doch genug, Liſt war überhaupt für Schubzölle und 
gegen die Freihandelsſchule aufgetreten. Wie ftehen nun dem gegenüber 
die freihändleriichen Intereſſen? 

Menn die Freihandelsſchule der Forderung nach industriellen Zöllen 
die alte Theſe entgegenjeßte, durch die Zollbegünftigung werde künſtlich 
Kapital in an fich umrentable Verwendungen gedrängt, alſo gewinnreicherer 
Verwendung entzogen, jo fonnte diefe Nufftellung jchon damals entkräftet 
werden durch den Hinweis darauf, daß Deutjchland ein fapitalreiches, ja 
vielleicht fapitalüberfättigte Land geworden war, daß aljo kaum davon 
die Rede fein fonnte, die Schußzölle drängten das vorhandene Kapital aus 
gewinnreicherer Verwendung Heraus. Durchaus nicht mehr alles Kapital 
fand im Aderbau, Handel und Gewerbe Unterkunft. Immer mehr nahm 
die Anlage in Wertpapieren, auch folchen de8 Auslandes zu. 

Dagegen behielt ein anderes altes Treihandelgargument noch eine 
Zeit lang jeine Zugkraft, daß nämlich durch ſchutzzöllneriſche Begünftigung 
gewiffer Induftriezweige die große Waffe der Konjumenten gejchädigt, zu 
gunften weniger bejteuert werde. "Solange eine große Maſſe deutjcher 
Produzenten jelbjt freihändlerifch intereffiert war, hatte fie das Intereſſe, 
die Produkte möglichjt wohlfeil zu beziehen. 

Solange die deutjche Landwirtſchaft freihändlerifch war, hatte fich gerade 
in agrariichen Kreifen lebhaft der Konfument ala Gegner der Imduftriezölle 
geregt. 
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IV. Die Agrarier. 


In den Intereſſen der norddeutichen getreidebauenden Landwirtichait 
vollzog fich ein Wechfel, der in der zweiten Hälfte der fiebziger Jahre bereits 
allgemein fühlbar wurde. Derjelbe wird von A. Peez! vortrefflich mit 
jolgenden Worten charakterifiert: Es begann „die Entfremdung des engli= 
ichen Marktes für die feſtländiſche Landwirtſchaft und die Eroberung und 
Bejegung defjelben durch die Erzeugniſſe der Yandwirtichait aus überſeeiſchen 
Ländern.“ Der Preis des Weizens, den der norddeutjche Landwirt auf 
den engliichen Markt brachte, wurde gedrüdt durch die Konkurrenz Nord— 
amerifag, jpäter Indiens und der Balfanländer. Die Verwertung des 
deutichen Roggens innerhalb des Zollvereins wurde in der Folge immer 
mehr erjchwert durch die Konkurrenz Rußlande. Der bisher jchon ertra= 
gene landwirtjchaftliche Wettbewerb Ofterreich-Ungarns dauerte ungefhwächt 
fort. Die wichtigiten Länder, deren Konkurrenz bei der landwirtichaftlichen 
Krifis mitwirkte, hatten eine der deutjchen Goldwährung gegenüber minder« 
wertige Baluta, welche den Export zeitweilig unnatürlich begünftigte. Die 
Papierwirtichaft Rußlande und Ojterreich » Ungarns wirkte in der Folge 
ebenjo bedrohlich, ala der Preisfall des Silbers. 

Ohne Borausficht der KHrifis Hatte eine große Anzahl Landwirte in 
Anbetracht der bis 1873 fteigenden Tendenz der Grundrente beim Ankauf 
oder bei der Erbteilung den Wert des zu erwerbenden Grundbefites zu Hoch 
geichäßt. Auch über Überfchuldung wird bereits damals geklagt. 

Nur unter diefen Eindrüden iſt das Wirken der energijchiten Inter— 
effenvertretung de3 Großgrundbefiges, der Vereinigung der Steuer- und 
Wirtſchaftsreformer, verjtändlich. 

Diefe Gruppe, welche in der Folge den Gentralverband zur Agitation 
für Einführung und Erhöhung landwirtichaftlicher Zölle darftellen jollte, 
ift ihrem Urſprunge nach zwar in allem anderen dem wirtichaftlichen und 
politijchen Liberalismus entgegengejeßt, in der Handelspolitif aber im An- 
fange nicht ſchutzzöllneriſch, jondern freihändleriſch. 

Das, was die Teilnehmer anfangs verbindet, ift überhaupt nicht der 
ausgeiprochene Wunfch, einjeitig landwirtjchaftliche Intereffen zu verfechten, 
jondern eine gemeinfame politiichefonjervative Gefinnung zu vertreten. Der 
geiſtreichſte Redner der Verfammlung noch von 1877, Wilmans, geht 
davon aus, Betrachtungen über die Urſachen der Schwäche und Zerſplitte— 





ı Bergl. ©. 176 der Schriften bed Vereins für Socialpolitif, Band 49. 
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rung der £onjervativen Partei anzujtellen. „Mit der Zerſetzung der alten 
Herrichaftsverhältniffe und genofjenjchaftlichen Organijationen, welche der 
fonjervativen Partei als Stüßpunft dienten, iſt ihre Macht geichwunden. 
Nur wo der Einfluß des Königtums oder der Kirche ihr zu jtatten fommt, 
erzielt jte bei den Wahlen Erfolge. In den evangelijchen Landesteilen ift 
tür den £onjervativen Zeil der Bevölferung in der Regel die Stellung zur 
Regierung , in den fatholifchen Landesteilen die Stellung zur Kirche ent» 
ſcheidend.“ — — „Die deienfive Stellung, welche fie auf den Gebieten 
der Kirche und des Staates gegenüber dem anſtürmenden Liberalismus zum 
Zeile noch behauptet, wird um jo unhaltbarer, jemehr die Herrichait des 
liberalen Principe im Wirtſchafts- und Rechtsleben fich verkörpert. Täuſchen 
wir uns darin nicht: der enge Zufammenhang, welcher zwiſchen der religtös« 
fittlichen , der politischen und wirtichaftlichen Entwidelung beiteht, fordert 
feine Konſequenzen unerbittlich und ſtreng. Das Günjtigite, was die fon= 
fervative Partei erreichen kann, ilt, daß fie dem Liberalismus vorübergehend 
Halt gebietet, daß fie die begonnene Entwidelung hemmt; verhindern kann 
fie dieſelbe nicht.“ 

Trotz dieſer etwas refignierten Stimmung war man keineswegs ge= 
willt, auf kräftiges Vorgehen zu verzichten. Es jtedte etwas vom Geijte 
de3 troßigen Deklarantentums in der Bewegung. Als Grundgedanke der 
anzuftrebenden Reformen wird bezeichnet, „auf den Gebieten de Wirt» 
ichaftsleben und des Privatrechtes die abjolute Herrichaft des Liberalismus 
zu brechen und wieder Inſtitutionen zu jchaffen, welche von fonfervativent 
Geiſte belebt find und der Eonjervativen PBarteiorganijation feſte Halt» und 
Stüßpunfte gewähren.“ Wirthichaftliche Intereſſen feien jet das Weſent— 
[iche, nicht allgemeine Principien. „Die Zahl derjenigen, welche unverrüdt 
an fonfervativen Principien feſthält, ift gegenwärtig klein. Wollen wir 
denjelben in weiteren Freien wieder Anerkennung verfchaffen, jo müſſen wir 
mit den Zeiten rechnen. Zwar dürfen wir von den Principien nichts 
opfern, aber wir müffen anknüpfen an das, was das Volk am meijten 
bewegt: wir leben in einer Zeit der materiellen Intereffen.” — — „Eine 
fonjervative Partei, welche die kirchlichen und jtaatlichen Berfaffungsfragen 
in den Vordergrund ihres Programms ftellt, ift der Gefahr ausgeſetzt, daß 
fie Formen ohne Inhalt ſchafft. — — — Die beite Kicchenverfaffung 
bat feinen Wert, wenn das Volk vom Ghrijtentum fich abwendet; fie iſt 
niemal3 imjtande, das Volk zur Kirche zurüdzuführen. Wohl aber kann 
letzteres geſchehen durch eine wirtfchaftliche Gejeßgebung, welche den Geiit 
der Liebe und den Sinn für Autorität im Volke wieder wachruft.“ Bon 
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diefen Prämiffen aus gelangte man in der Folge zur Forderung der Ge— 
treidezölle, der Börjeniteuer und der Doppelwährung. 

Die Anfchauungen der Steuer: und Wirtſchaftsreformer waren nur Die 
eines Teils der fonfervativen Partei, aber der energiichiten Gruppe. Graf 
Udo von StolbergeWernigerode legt bald den Vorſitz nieder, nachdem er 
bereits 1877 fich als zu weit auf dem linken Flügel ftehend bezeichnet hatte. 
Bis Ende der fiebziger Jahre war der anerkannte geijtige Leiter der Vereini— 
gung derjelbe Niendorf, der im Zollparlamente jo leidenfchaftlich und ohne 
Berücdfichtigung der induftriellen Intereſſen gegen alle Schutzzölle gekämpft 
hatte. Als Anreger der maßgebenden Ideen wurde ein erflärter Frei— 
händler, der verftorbene dvd. Wedemeyer, gefeiert. Unter den Führern 
treten bereits anfangs Dr. Frege und Freiherr von Thüngen hervor, fpäter 
auch der nachmalige Graf von Mirbach. Nach der Zollteform von 1879 
hojpitiert als einflußreicher Rathgeber wiederholt Dr. DO. Arendt. 

Urfprünglich wollte man in den Statutenentwurf den Saß aufnehmen, 
daß „alle Schußzölle zu befeitigen” feien. Nur aus taftifchen Erwägungen 
ſchränkte man feinen freihändlerifchen Radifalismus ein, um nicht „die 
füddeutiche und die ganze rheinifche Tendenz gegen fich zu haben.“ 

Man ift weit entfernt, die ftaatliche Begünftigung irgend eines Ge— 
werbes gutzuheißen. Sogar die Branntweinausfuhrprämien befämpft man 
als eine Ungerechtigkeit — allerdings nur, wenn England fie gegen Deutjch- 
land anwendet. 

8 2 des Statutes befagte sub 3 noch 1876: „Auf der Grund- 
lage des Freihandels jtehend, jind wir Gegner der Schutz— 
zölle, behandeln jedoch die Gingangszölle und Konfumtionsfteuern als 
eine offene Frage. Bei allen Finanzzöllen und indirekten Steuern ift ſtets 
darauf Bedacht zu nehmen, daß fie nicht bejonders ſchädlich auf einzelne 
Diſtrikte und Bevölkerungsichichten einwirken u. ſ. w.“ Der Eingangspafjus 
diejeg Programms wurde allerdings in fpäteren Jahren zeitgemäß abge= 
ändert. 

Do fanden die Steuer: und Wirtichaitsreformer die Brüde, um von 
dem freihändlerifchen Standpunkte zu den Agrarzöllen zu gelangen, die big 
1879 jo unpopulär waren, daß man faum wagte, fie ala Schußzölle zu 
reflamieren? Der Übergang wird vermittelt durch den Kampf gegen die 
Differenzialtarife und den Kampf gegen die direkten Steuern, über deren 
Wachstum die Grundbefiter Elagten. 

Der Kampf gegen die Differenzialtarife ijt erflärlih, da die deutjche 
Zandwirtichaft aus einem Ausfuhrgewerbe fi in ein folches verwandelt 
hatte, welches durch ausländifche Zufuhren fogar auf dem heimiſchen Marfte 


Fünftes Kapitel. Der Umſchwung. 141 


fi bedroht fühlte und die geringite VBegünftigung diefer Einfuhr jchmerzlich 
empfand. Worläufig forderte man noch nicht Erſchwerung der ausländiſchen 
Einfuhr als folcher, fondern nur im Namen der Gerechtigkeit Aufhebung 
der Begünftigungen der Einfuhr. 

Den Weg zur Forderung der Grichwerung der Einfuhr fand man erſt 
durch Verftändigung über die Grundjäße der Steuerreform, indem fte fich 
beflagen über die allerdings thatjächlich in der zweiten Hälfte der fiebziger 
Jahre erheblich vermehrte Laſt der direkten Befteuerung, verlangen die Res 
former Grleichterung der Landwirtichaft von dieſer Laſt durch ergiebigere 
Ausbeutung der indireften Steuern und Zölle. 

Man kann kaum behaupten, daß dies Programm eine Entlaftung der 
Maffen auf Koften der Befitenden bedeutete; dennoch betont man fort» 
gejegt, man jei entjchieden gegen jede Klaſſengeſetzgebung, „das Grund» 
princip der Steuer: und Wirtichaftsreformer fei die Forderung der Gerech- 
tigkeit in Dingen, die Mein und Dein betreffen; das suum cuique müſſe 
wieder hergeftellt werden.“ 

Gine Bewegung, welche jpontan eine jtärfere Ausbeutung der im 
Interefje der Exekutive ſtets wirkſamſten Art der Beſteuerung, der indirekten, 
zum Programm erhob, fonnte jehr wertvoll werden als Stüße für die 
Reichöregierung, deren Leiter bejorglich nach Eröffnung neuer unabhängiger 
Einnahmequellen des Reiches ausjchaute. 

Zunächſt nur die finanziellen Erwägungen vorfehrend, jtellten die 
Steuer- und Wirtjchaftsreformer bereitd 1877 ein Zollprogramm auf, welches 
zunächſt mit einem erftaunten Lächeln von der Öffentlichkeit aufgenommen 
wurde, jpäter jedoch von Bedeutung werden jollte, da fich ihm der Fürſt 
Reichskanzler in wichtigen Punkten anjchloß. Man erklärte, Schubzölle, die 
einzelnen Gewerbe zu gute kämen, jeien eine Ungerechtigkeit, dagegen fänden 
alle legitimen Interefjen ſolidariſch gebührende Berüdfichtigung, wenn von 
der gefamten Einfuhr agrarifcher und induftrieller Produkte ein nach dem 
Werte zu bemefjender gleichmäßiger Zollfag erhoben werde. Wenn man 
einen Zoll von 5°%o des Wertes zum Ausgangspuntte nahm, fam man 
zur Forderung eines Getreidezolles von 1 Mark per 100 Hilo. Die Eini— 
gung über diefes Prinzip war keineswegs ohme Schwierigkeiten zujtande 
gelommen. M. A. Niendorf hebt hervor, daß der Beichluß denjenigen Land 
wirten einige Schwierigkeiten bereitet habe, die bisher „jogenannte Frei— 
händler“ waren. Er felbit fei ein Freihändler geweſen und habe es fein 
müfen, folange eben unjer Zolltarif jo eingerichtet war, dab er einfeitig 
die Landwirtichaft ſchädigte und einzelne Induſtriezweige bevorzugte. „So- 
lange mußten wir Landwirte dagegen fein,” fährt er fort, „denn nicht bloß 
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fauften wir den Herren die Waren teuer ab, auch unfere Arbeiter ent- 
führten diefe uns, indem fie denjelben mittelit beſſerer Konjunkturen höhere 
Löhne zahlen fonnten als wir. Seitdem aber die Eifenzölle gefallen find, ſeitdem 
der Krach gekommen ift, hat ſich auch bei der Induſtrie eine andere Über: 
zeugung Bahn gebrochen, und man fieht von allen Seiten, wie die In— 
duftriellen uns entgegentommen.” 

1878 legt die Vereinigung der Steuer- und MWirtichaftsreformer ihrer 
Beratung einen Tarifentwurf „u Grunde, den Niendorf auf Grundlage des 
Princips der allgemeinen Wertverzollung ausgearbeitet hatte. Um die In— 
duftriellen zu gewinnen, war man bereit, bei Fabrikaten auch über den 
normalen Sat des Wertzolles hinauszugehen, vor allem eine genauere 
Klaſſifizierung der Zarifpofitionen zuzulaſſen. Während zu Beginn des 
Jahres 1877 die ſchutzzöllneriſchen Industriellen großenteild noch ſehr be- 
denflih und fpröde dem Liebeswerben der Agrarier gegenüber fich verhalten 
hatten, Hatte fich die Sachlage inzwifchen verſchoben. Noch anfangs 1877 
wären die Gifeninduftriellen, wenn ihre befonderen zollpolitiichen Beſchwerden 
abgefunden worden wären, eine Stübe der Xiberalen im Kampfe gegen die 
Agrarier geworden. Seitdem aber war e8 den Induſtriellen immer mehr 
Har geworden, daß ihnen nichts übrig bleibe als die Allianz mit den 
landwirtichaftlichen Schußzöllnern, jo wenig fie diefe auch Tiebten. Es fand 
eine Konferenz zwifchen den Vertretern der beiden Gruppen von Schubzoll- 
intereffenten unter dem Vorſitze des Grafen Willamowitz ftatt!. Im 
Jahre 1878 beſchicken bereit die Agrarier und die Induſtriellen durch 
Delegierte gegenfeitig ihre Verfammlungen. Jede der beiden ntereffenten- 
gruppen arbeitet den Entwurf eines fchußzöllneriichen autonomen Tarifes 
aus und nimmt dabei einige Rüdficht auf die Alliierten. Freilich fürchtete 
fortgefeßt jede der beiden ntereffentengruppen, daß fie von der anderen über- 
vorteilt werde, und der Geift dieſes gegenfeitigen Mißtrauens fam noch in den 
Reichstagsverhandlungen von 1879 ſtark zur Geltung. Der Tarifentwurf 
der Agrarier, den Niendorf ausgearbeitet hatte, enthielt des Guten im Zoll» 
ſchutze etwas viel. Teils in der von Niendorf feinem Entwurf beigegebenen 
Motivirung, teil in den Debatten famen zum Teil etwas eigenartige Ars 
gumente zum Vorſchein, die deshalb erwähnt werden müſſen, weil vieles 
davon fpäter auch von der NRegierungspreife adoptiert und ein Jahrzehnt 
lang als korrefte Nationaldfonomie verbreitet wurde. Die einen erklärten, 





ı Nach einer Angabe des Herrn dv. Tresfow (©. 25 der Verhandlung ber 
Steuer- und MWirtichaftäreformer von 1878) fcheint diefe Zufammentunft im Oftober 
1877 ftattgefunden zu haben. 
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der Getreidezoll in dem Niendorf’schen Entwurfe jei eigentlich fein Schub: 
zoll, fondern ein Finanzzoll!. Man ftellte die aller bisherigen Erfahrung 
widerjprechende Theorie auf, die Getreideipefulation werde erſchwert, wenn 
man einen durch Zollſchutz abgejchloffenen Markt ihr ala Dperationgfeld 
anweiſe. Man hob bereits hervor, der Getreidezoll werde den Konfumenten 
überhaupt nicht belaften, fondern nur den übermäßigen Profit des Zwiſchen— 
handels Herabdrüden. Andere wieder erblidten in dem Getreidezoll Lediglich 
eine ftatiftifche Gebühr. Dabei lief allerdings der von niemand im Kreiſe 
der Steuer und Wirtichaftsreformer gerügte Irrtum unter, daß man — 
aut Englands Beifpiel fich berufend — die feit 1869 dort abgejchaffte Re: 
giftrationsgebühr für eingeführtes Getreide 1877 und 1878 ala noch fort: 
bejtehend anjah und in diefem angeblichen Vorgehen Englands eine Recht: 
fertigung der deutjchen Getreidezölle erblidte! 


Melches war die allgemeine Bedeutung der in der Vereinigung der 
Steuer: und MWirtjchaftsreformer koncentrierten, Später fich in immer weitere 
Kreife auöbreitenden agrarifchen Bewegung ? 

Man thut den Steuer: und Wirtjchaftsreformern, obwohl fte felbft fich 
Agrarier nannten, Unrecht, wenn man fie lediglich ala Intereſſenten auf: 
laßt. Faktiſch Haben fie allerdings aufs eifrigfte das gefordert, was fie 
für im Interefſſe des Grundbefites liegend erachteten. Schon bei ber 
Gründung beitand die Mehrzahl der Mitglieder aus Großgrundbefitern, 
inöbefondere aus preußifchen Junfern. Aber die Mitglieder der Vereini— 
gung gehen bona fide von dem Glauben aus, daß das landwirtjchaftliche 
Intereſſe das Intereſſe der Zukunft Deutjchlands fei, daß ferner die große 


— 





ı Graf v. Dürkheim führte 1878 aus: „Wenn wir heute fagten, wir wollen 
einen Schubzoll auf das Brotlorn des armen Mannes haben, jo würbe ſich ein 
Sturm des Unwillens erheben. Niemald würbe bei unjeren geſetzgebenden Verſamm— 
lungen ein folcher Vorſchlag durchgehen. Das aber wollen wir auch nicht. Der 
Finanzzoll, wie er hier vorgeichlagen, wirb den Wert unferer Produktion um etwas 
erhöhen. Wenn der Doppelcentner Weizen auch nur um 1 Mark erhöht wird, fo ift 
es fchon eine bedeutende Einnahme für uns. Soldier Zoll ift eben hoch genug, um 
der ungefunden Spekulation, ben fogenannten Getreideſchwänzen, einen Riegel 
vorzufchieben, denn jeder Spefulant wird fich dreimal befinnen, ehe er auf Riſiko 
eines unficheren Gewinnes hin eine Anzahl von Bollichiffen amerikaniſchen Getreides 
bezieht, wen er pro Schiff 2030000 Mark Zoll zu erlegen hat.“ 
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Zahl der Bauern ebenfall® Vorteil ziehe von allem, was dem Großgrund- 
beſitze nüßt. 

Im übrigen unterfcheiden fich die ſchutzzöllneriſchen Agrarier, wenig— 
ſtens in ihrer anfänglichen Entwidelung, von den jchußzöllneriichen In— 
duftriellen dadurch, daß fie nicht bloß eine Vertretung von Sonderberufe- 
interefjen, jondern mehr als das, Vertreter eines umfänglichen wirtjchafte- 
und ſocialpolitiſchen Geſamtprogramms fein wollen. 

Die Steuer- und Wirtichaftereformer fuchen die Bundesgenofjenichait 
der Bauern und der Handwerker. Mit diefen Klaſſen fühlt fi der Groß— 
grundbefiter verbunden durch den gemeinfamen Haß gegen das mobile 
Kapital. Wenn nicht die weitere Parteitaktit e8 notwendig gemacht Hätte, 
mit den jchußzöllneriichen Induſtriellen fich zu verbünden, jo wäre der 
geheime Groll gegen den Großbetriebd auch den Induſtriellen gegenüber 
deutlicher Hervorgetreten. Gleich den Socialdemofraten jehen die Steuer: 
und MWirtjchaftsreformer im großinduftriellen Arbeiter einen Unglüdlichen, 
der dom Kapitaliften ausgebeutet wird. Aber die Steuer- und Wirt— 
ichaftsreformer find zu Elug, bloß Gefühlsreden zu Halten, und fie fuchen 
Anſchluß. 

So kommt denn der gegen das Großkapital überhaupt gerichtete Haß 
deutlich und klar nur zum Ausbruch gegenüber dem Handel, der Börſe 
und den Großbanken. Insbeſondere den Zwiſchenhändler verfolgen unſere 
Agrarier mit tötlichem Haſſe. 

Gelegentlich gedenken ſie auch der induſtriellen Arbeiter. Dieſe er— 
ſcheinen ihnen jedoch nicht als eine aufſteigende Klaſſe, der man freie Bahn 
ſchaffen muß, damit ſie auf dem Boden der heutigen Wirtſchaftsordnung 
ein zufriedenſtellendes Los erringe, ſondern ſie erklären von vornherein den 
Lohnkampf für ausſichtslos!; der Arbeiter ift der Schwache, deſſen ſich der 
Staat jchütend anzunehmen habe, wie des Handwerkers, deffen Unglüd die 
freiheitliche Gewerbeordnung fet. 

Die Steuer- und Wirtfchaftsreformer vollziehen demgemäß auch mit 
Zeichtigkeit den Übergang vom principiellen Freihändler zum Schußzöllner, 
fobald das agrarifche Intereſſe dies erheifcht: der Schuß der Schwachen ift 
die Lofung: Warum joll nicht — ebenfo wie dem induftriellen Arbeiter, dem 
Handwerker, dem jchußzöllnerifchen Industriellen — auch dem verjchuldeten 
Grundbefiter, wenn er unter einer jchwer ungünftigen Konjunktur leidet, 
durch die Zollpolitif der Schuß der Schwachen zuteil werden ? 


ı Auch Hierin zeigt fich dv. Kardorff in feiner Broſchüre: „Gegen ben Strom“, 
als ein Vorläufer der Steuer: und Wirtichaftsreformer. 
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Man muß gerecht fein, auch ihren eigenen Ländlichen Arbeitern wollen 
die Agrarier den Schuß nicht völlig vorenthalten, wie jpäter ihre Stellung: 
nahme zur Ausdehnung der Alters- und Invalidenverficherung auf die Land» 
arbeiter zeigt. Aber dennoch iſt die ländliche Arbeiterfrage die Achillesierje 
der Steuer- und Wirtſchaftsreformer. 

Dies zeigte fich insbeſondere in der fpäteren Entwidlung, nachdem 
1879 die erjten Erfolge erreicht waren und immer neue agrarüche Zoll: 
erhödungen angeftrebt wırden. Man räumt wohl dem Bauern einen Sitz 
in der Bereinigung ein, aber nicht dem ländlichen Arbeiter. Es veriteht 
ih von ſelbſt, daB die Intereſſen diejes ländlichen Arbeiter® mit denen 
feines Gutsherrn identifch find. Die ländliche Arbeiterfrage ift die Frage, 
wie dem FFortziehen der Arbeiter zu fteuern jei, nicht aber, wie man die 
Selbjtändigkeit und materielle Lage der Landarbeiter Hebe, nicht die Frage, 
wie denn die vermehrte Laſt der indirekten Steuern und Zölle auf den 
Hinterjaflen laſte. Es ift flar, daß eine gewaltige Schwächung der Agrarier 
eintreten wird, wenn dieſe Hinterjaffen einmal erwachen und unterjuchen, 
wie weit denn der Schub der nationalen ländlichen Arbeit ihnen wirklich 
zu gute gefommen  ift. 

Es iſt nach allem fraglich, ob überhaupt die Steuer- und Wirtjchafts- 
reformer in einem höheren als dem zeitweilig parteipolitifchen Stand» 
punkte ala konſervativ anzufehen find. Indem fie dem Handel und 
feiner freien Bewegung, indem fie der fpontanen Entwidlung der freien 
Kräfte, auch wenn fie von unten fommt, fich entgegenſtellen, jchwächen fie 
die Beitrebungen, auf Grund der gegenwärtigen Gefellichaftsordnung eine 
friedliche Löfung der Intereſſenkämpfe ausreifen zu laſſen. Sie leiften Zu— 
zug den gegen das Renteneinkommen überhaupt gerichteten Beftrebungen, 
indem fie das mobile Kapital angreifen. Bricht eine Sintflut über das 
Kapital überhaupt Herein, jo wird fie vor dem Einkommen des renten- 
beziehenden Großgrundbefiters als dem einzig geheiligten Einkommen ſchwer— 
lich ehrerbietig Halt machen. Und wenn davon abgejehen wird und ſtatt 
der focialen die wirtjchaftliche Zukunft angefchaut wird, jo ift es noch viel 
zweifelhafter, ob eine fonjervative oder eine unbewußt revolutionierende Be- 
wegung vorliegt; denn in der ganzen Weltwirtfchaft geht die Entwidlung 
darauf, die natürlichen Vorzüge wirtſchaftlich auszubeuten: wird ed da 
möglich fein, bloß in Preußen-Deutfchland die nationale Kraft daran zu 
jeßen, die niedergehenden Klaffen, die verfchuldeten Junker, den handwerks— 
mäßigen Kleinbetrieb und all biejen reblichen, aber unrentablen Erwerb 
zu ſchützen? Oder dient die nur dazu, daß wir uns verjpäten? 
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V. Der Einfluß der Schutzollitrömung des Auslandes. 


Bisher wurde die Stimmung und Taktik derjenigen Intereſſen ge- 
fchildert, die fich als jchußbedürftig fühlen. Es ift ficher anzunehmen, daß 
— wenigſtens in der Induftrie — der Einfluß der Schußbebürftigen nicht 
den Ausſchlag gegeben haben würde, wenn die zahlreichen Gewerbe, die 
bequem ohne Schuß die Konkurrenz auf dem Weltmarkte aushielten, gute 
Tage für ihren Erport gehabt hätten. Der Wert der deutfchen Waren- 
ausfuhr war bereits 1875 nahezu auf 22 Milliarden Mark gejchäßt worden. 
Ihr Wert für 1878 wurde auf 2885 Millionen Marf veranschlagt, und 
die Erportitatiftit gab eher zu wenig als zu viel an. Wären nicht Greig- 
niffe eingetreten, welche für die Forterhaltung dieſes Exportes Sorge erreg- 
ten, hätte da3 Ausland — wie in der Zeit nach 1860 die in das fran- 
zöſiſche Vertragsſyſtem einbezogenen Staaten — dem freihändlerijchen 
Deutichland Freihändlerifche Gegenfeitigfeit zugefichert: die deutſche Schuß 
zollbewegung wäre wahrjcheinlic” mit der nächſten günjtigen Konjunktur 
fraftlo8 geworden. Bange Bejorgnis hatte fich jedoch der deutjchen Aus— 
fuhrgewerbe bemächtigt, wen man um fich blidte. Es ift bekanntlich eine 
bejtrittene und ebenfo delifate Frage, wie die nach den Urfachen der Silber: 
entwertung, ob Deutichlands Vorgehen von 1879 die Neigung des Aus« 
landes zum Schußzolle gefördert hat. Daß manche Nachbarländer zur 
Nahahmung fchritten, ift nicht abzuleugnen. Sicher feſt jteht allerdings 
aber eines: ehe in Deutichland die ſchutzzöllneriſche ſpontane Bewegung 
fräftig wurde, hatten fich bereits in anderen Staaten die Vorboten des 
Umſchwunges und der Abkehr von der napoleonifchen Politik der jechziger 
Jahre deutlich wahrnehmen Lafjen. 

Daß Frankreich unter Thiers ſchutzzöllneriſche Anwandlungen bekam, 
war nur eine Epifode. Grniter war der Mechiel der Stimmung in Oſter⸗ 
reich Ungarn, das einſt aus politiſchen Gründen jo bereitwillig dem 
Zollvereine entgegengefommen war und munmehr, da die wirtjchaftlichen 
Sintereffen allein den Ausfchlag gaben, auf der Brüde zwiſchen Schuß- 
zoll und Freihandel ftehend große Neigung zu zeigen jchien, dem erjteren 
Syſteme entgegen zu eilen. Das Kometenjahr für die damalige Handels— 
politit war 1877. Man mußte fich jchlüffig machen, ob die biöherigen 
freihändleriichen Handelsverträge zu erneuern feien oder nicht. Bereits 
im Frühjahr 1875 hatten auf dem Kongreſſe djterreichiicher Volkswirte 
Dr. Wlerander Peez und Dr. M. Menger eine Kündigung der 1875 und 
1876 ablaufenden Zolle und Sandelöverträge ohne Wiedererneuerung ges 
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fordert und einen ein Hein wenig mehr ala bisher ſchutzzöllneriſchen Mini— 
maltarif don 10—20 Prozent ad valorem gegenüber den Staaten vor= 
geichlagen, die Öfterreich ala meiftbegünftigte Nation behandeln würden. 
Allen anderen Staaten gegenüber jollten die höheren Sätze des alten all- 
gemeinen Tarife in Kraft treten. Der Zollichuß de8 autonomen Minimals 
tariieg wurde gerechtfertigt als „Ausgleichszoll“ für die in Oſterreich bes 
fonders drüdende Beſteuerung. Ihatjächlich Hatte die Öfterreichifche Induſtrie 
jeit den Zollermäßigungen, welche die auf den deutjch-öfterreichiichen Ver— 
trag von 1868 gefolgte Nachtragsfonvention mit England brachte, gemuntt. 
An der Spike der Unzufriedenen ftanden die böhmischen Zertilinduftriellen. 
Zu der bereit3 früher vorhandenen Antipathie derjelben gegen den frei: 
handel traten Nachwehen des Jahres 1873. 

So wichtig Für die Beeinfluffung des Stimmungswechjeld die voraus— 
gegangene Bewegung in Dfterreich und Deutjchland werden jollte, jo ſchwer 
ift es andererjeits, fejtzuftellen, ob an dem nächjten wichtigen Ereignis der 
handelspolitiſchen Entwidlung, an dem Scheitern der Verhandlungen über 
Erneuerung des beutichröfterreichifchen Handelsvertrages der Einfluß der 
Öfterreichifchen Induſtriellen oder Deutichlands Auftreten jchuld war. Der 
Streit über den Veredlungsverfehr, bezw. die dabei in Betracht Fommenden 
Intereſſen der öfterreichifchen Zeugdruder, und den deutfchen Rohleinenverkehr, 
der Streit über die Eifenbahnwaggonfrage, die Zudererportprämien und 
ähnliches, kann nicht allein den Ausſchlag gegeben haben. Soweit erficht- 
lich, Ächeint die Frage für Deutichland derart gelegen zu haben, ob man 
die vertragsmäßige Bindung etwas höherer als der biäherigen öſterreichi— 
ſchen Induſtrieſchutzzölle! erfaufen folle mit Bindung der Zollfreiheit für 
Agrarprodufte öfterreich ungarischer Provenienz, bezw. eineß niedrigen Zolles 
für öjterreichifch-ungarifchen Wein. Unter diefen Bedingungen auf den 
etwas unvdorteilhaften Vertrag, zu dem fich auch dev Gentralverband deute 
fcher Induftrieller nicht ſympathiſch ftellte, deuticherjeits einzugehen, konnte 
allerdings mit der politischen Rückſicht gerechtfertigt werden, daß hierdurch 
für lange hinaus dem Zollkriege innerhalb Europas Stillitand geboten 
worden wäre und doc) die Möglichkeit eines Schußes der mitteleuropätichen 
Landwirtſchaft vor der überfeeifchen Konkurrenz gewahrt blieb. Ein Zögern 
Deutjchlands dagegen in der Gewährung agrarpolitifcher Konzeilionen an 
die hababurgische Monarchie mußte Ungarn, den Vertreter des freihänd— 
leriichen Intereſſes auf Seite der Gegenkontrahenten kopfſcheu machen, 





ı Bei Beilerung ber Öfterreichiichen Valuta mußten jelbft höhere Sähe ala 
1868 vorteilhaft für Deutichlands Ausfuhr werden. 
10* 
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mußte zu einem Scheitern der Verhandlungen führen. War bei dem Leiter 
der deutjchen Reichspolitik, als er den deutfchen Unterhändlern die Inſtruk— 
tion gab, am 22. Oftober 1877! die Verhandlungen abzubrechen, bereits 
der Plan einer autonomen deutjchen Tarifreform maßgebend ? 

Auch für den deutjch-öfterreichifchen Verkehr traten infolgedeffen die 
erhöhten Zolljäße des autonomen Tarifs, den ſterreich 1878 erließ, in 
Kraft, ſoweit nicht Deutichland infolge der Meiftbegünftigung niedrigere Sätze 
beanjprischen konnte. An diefem Tarife hatten die öſterreichiſchen Schußzöllner 
nur auszuſetzen, daß er nicht in allem jo energifchen Schuß gewährte, wie 
die bald nachher erfolgende deutiche Tarifreform. 

Deutjchland und Öfterreich-Ungarn Haben auch in der Folge fich 
gegenfeitig als meiftbegünftigte Nation behandelt. Dies wurde zugefichert 
durch furzfriftige, von Jahr zu Jahr erneuerte Abmachungen. Eine Bin— 
dung gegenfeitiger Tarife wurde nicht erreicht. Der BVeredlungsverfehr in 
Geweben wurde vorläufig aufrechterhalten. Oſterreich war aber jur Bus 
laffung desjelben nicht mehr vertragsmäßig verpflichtet, ſondern fonnte 
durch Verordnung die Begünftigung zurüdnehmen. Deutjcherfeits ſetzte 
man durch, daB der in Deutichland unpopuläre „Rohleinenvertehr” mit 
Öfterreich- Ungarn in Wegjall fanı. 

63 jchien, al& ob alles, was die Handelspolitik jeit 1853 zur engeren 
Berfettung der Zollgebiete der beiden Nachbarreiche gethan hatte, langjam 
aber ficher wieder bejeitigt werden follte. Und doch führten die wirt: 
ichaftlichen BVerhältniffe in der Folge mit Notwendigkeit dazu, daß immer 
wieder Annäherungsverjucke zwijchen den beiden wirtjchaftlic) aufeinander 
angewiejenen und bald auch politifch verbündeten Reichen unternommen 
wurden. Inzwiſchen war ein neue® Moment für die jchußzöllnerifche 
Strömung beftärfend geworden. Durch einen ruffifchen Ukas war eine bes 
trächtliche Erſchwerung der Wareneinfuhr bewirkt worden, da von Anfang 
1877 an Erhebung der Zölle in Gold gefordert wurde. Der Reichskanzler 
ließ eine Außerung fallen, daß es nicht ausgefchlofien fei, durch Kampf— 
zölle deuticherfeits auf ausländifche Zollerhöhungen zu antworten. 

Am 31. Mai 1876 war der bißherige Leiter der Handelspolitik, Del- 
brüd, aus dem Amte gefchieden. Es wird verfichert, daß der Grund feines 
Rücktritts nicht in handelspolitiſchen Differenzen mit dem Reichskanzler zu 
fuchen ift, der noch entjchieden am Freihandel fejthielt. Bald erfolgte je— 


! Bergl. v. Matletovits, Die Zollpolitif der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
und des Deutjchen Reiches jeit 1868, Leipzig 1891, ©. 46; ferner dv. Poſchinger, 
Dokumente zur Gefchichte der Wirtichaftöpolitif in Preußen und im Deutichen Reich. 
Bd. 2 ©. 257, 269 ff. 
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doch auch die Entfernung der Männer, die bisher mit Delbrüd in der frei- 
händleriſchen VBertragspolitit zufammengewirkt hatten, von Michaelis und 
anderen. Eine neue Schule von Beamten zieht in die Bureaus ein. 

In den bandelapolitifchen Beziehungen zu den auswärtigen Mächten 
zeichnet fi nunmehr Deutichland durch eine gewiſſe Eriolglofigfeit 
aus. Die Urfache lag wohl mehr in der immer ftärfer werdenden Schuß- 
zollftrömung der Zeit ala im Schwanfen der deutjchen Staatmänner. 
Immerhin war es fein erhebendes Gefühl, daß 1877 beim Inkrafttreten 
der 1873 beichlofjenen Zollfreiheit des verarbeiteten Eiſens nicht der geringfte 
Gegenvorteil vom Auslande erreicht wurde. Nicht einmal, daß Frankreich 
fein Syitem der Acquits-A-caution aufgebe, Hatte man erreicht. Übrigens 
hatte auch der Reichstag die Reichsregierung beim zweimaligen Verfuche, durch 
eine Ausgleichungsabgabe Frankreich zur Anderung feine Sinnes zu be— 
wegen, im Stiche gelaffen. Dadurh, daß übrigens in Frankreich die 
Ihutzöllnerifchen Beitrebungen Oberwaffer befamen, war ohnehin die Möglich- 
feit eines Erfolges einer deutjchen Retorfiongzoll- Aktion fehr in Frage geftellt. 

Nicht nur Öfterreich- Ungarn, Rußland und Frankreich zeigten fich je: 
doh nunmehr von jchußzöllneriicher Tendenz erfüllt, jondern auch das 
Königreich Italien. Bequem zugänglich blieben dagegen auch ferner dem 
deutichen Export vorläufig England, die Niederlande, die Schweiz. 


Während jo das Bertragägebäude, welches Napoleon III in Europa 
errichtet hatte, in feinen Grundveften wankte, lieferte die deutjche Statiftif 
den Schußzöllnern weitere willfommene Waffen. Der Wert der nach— 
gewiefenen Ausfuhr blieb Hinter dem der Einfuhr in der Freihandelsepoche 
der fiebziger Jahre jährlich um annähernd eine Milliarde zurück. Die ftatiftifche 
Behörde machte darauf aufmerffam, daß dieſe Erfcheinung durchaus nicht 
zu beunrubigen brauche, da infolge des Fehlens jeder Kontrolle über die 
Anmeldungen die Ausfuhrziffern unbedingt zu niedrig feien: die Reform 
der Statiftit wurde troßdem — nicht ohne Schuld des Neichstages — bis 
zum Gintritte der ſchutzzoöllneriſchen Ara verjchoben, andererjeits aus den 
Reiultaten der vorliegenden Statiftif auf eine unglüdliche Handelsbilanz 
geichloffen, eine „Auspoverung“ Deutſchlands prophezeit, wenn nichts fir 
die Aufbefjerung der Handelsbilanz gefchehe. Goldabflüffe von keineswegs 
ſehr erheblicher Bedeutung, die zwiſchen 1873 und 1875 ftattianden, ehe 
die deutjche Währungsreform durch die Diskontopolitit einer deutfchen 
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Reichsbank geftügt wurde: fie wurden gedeutet als Zeichen des nahen wirt- 
Ichaftlichen Verfalles des freihändferifchen Deutſchlands. 

Mit dem Ausgange der fiebziger Jahre bereitet fich auch eine Oppo— 
fition gegen die Liberale Währungspolitit vor, und die Anhänger ber 
Doppelwährung führten in der Folge im Bunde insbeſondere mit den 
agrariſchen Schußzöllnern eine Art Schaufelfpiel auf, welches fchon früher 
eine Analogie in Öfterreich gefunden hatte. Es war die Politik der öfter: 
reichiichen Induſtriellen gewefen, bei jeder Zollermäßigung zu erklären, man 
müfle fie in Anbetracht der zu erwartenden Balutaregulierung fchonen, 
während Echonung in der Zollpolitit verlangt wurde, jobald das Valuta— 
regulierungsprojekt auftauchte- Ähnlich Fordern in Deutfchland in der Folge 
die Agrarier die Getreidezölle, weil es jonjt unmöglich jei, den Anſturm 
gegen die Goldwährung zu bejchwichligen. Ein anderer Teil der Agrarier 
unter Otto Arendts Führung erklärt, fie jeien Gegner der Getreidezölle, 
müßten aber dieje beanfpruchen, jo lange noch nicht der einzig glüdliche 
Zujtand der Doppelwährung hergeitellt jet. 


VI Bismards Eingreifen !, 


CS chmoller hat nachgewiefen, daß die Gewerbefreiheit in den einzelnen 
Teilen Deutichlands den Widerſtand der Hleingewerbetreibenden nicht ſofort 
fand, als fie eingeführt wurde, fondern vielfach erſt weit fpäter, nämlich in 
dem Moment, in welchem die tbatjächliche Konkurrenz fühlbar wurde. 
Man könnte jagen, daß es in großem ähnlich mit dem Freihandel gegangen 
ift. Die Zeit 1860—1873 war eine Periode erheblichjten Auffchwunges, 
im ganzen jteigender WBreistendenz und wachjenden Bedarit. Bor allem 


I Vergl. aus der biemardfreundlichen Litteratur H. v. Poſchinger, Doku— 
mente zur Geſchichte dev Wirtichaftspolitit in Preußen und im Deutichen Reiche, bes 
ſonders Bd. I und II; von ben Gegnern dor allem Th. Barth, Zur Entwidlunge: 
gefchichte der Heutigen reattionären Wirtfchoftäpolitit. Berlin 1579 und 8. Bam: 
berger, Tas Schreiben des Reichekanzlers an den Bundesrat dom 15, Dezember 
1873 betreffend die Reviſion des Zolltarifs. Die Brofchürenlitteratur weiter im 
einzelmen zu zitieren, ift auch im folgenden abfichtlich unterlaffen. Nur ſei noch 
auf die Schrift des außer Naſſe am objektivften urteilenden Gegners der neuen Zolls 
politit Öchelhäufer, Die Tarifreform von 1879, Berlin ISO, verwieſen. 
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wuchs der Bedarf Hinfichtlic) des Eiſens, des politifch mächtigften und 
beftorganifierten gewerblichen Intereſſes in Deutjchland. Die Wirkung 
rücfichtslos vorgehender, preisdrüdender Konkurrenz des Auslandes trat 
erft empfindlich hervor unter dem Einfluffe der auf dem ganzen Weltall 
verbreiteten ungünstigen Konjunktur der Jahre 1875—79. 

Die auf den Erport angewiefenen Induftrien waren genötigt, auch 
auf auswärtigen Märkten den Preiskampf bis zur Außerften Konſequenz 
durchaufechten. 

Die Landwirtjchait hatte die bis 1865 bejtehenden niedrigen Getreide— 
zölle jowie die bis 1870 beitehenden Viehzölle des Zollvereins nicht als 
Schubzölle empfunden, folange fie beitanden. Sie war vom Freihandel 
nicht in ihren Intereſſen berührt worden, bis der Freihandel Thatſache 
wurde, d. h. bis die Konkurrenz der überfeeichen Länder den englifchen 
Markt verfümmerte, und Rußland und Öfterreich- Ungarn das Angebot 
ihrer Agrarprodufte auf den deutjchen Markt foncentrierten. Es war voll» 
fommen berechtigt, daß gegenüber diefen verwidelten VBerhältnifien die ver— 
ſchiedenſten Intereffen den Ruf nah unparteiiſcher Feftitellung der 
Wirkungen des thatjächlichen Freihandels erhoben. 

Stellen wir und dor, eine folche unparteiifche Erhebung über die 
Frage, welche Intereſſen durch die verfchärfte internationale Konkurrenz 
begünftigt, welche geſchädigt wurden, jei wirklich der Beichlußnahme voraus— 
gegangen, fo hätte diefe Unterfuchung nach Lage der Verhältniffe zur notwen⸗ 
digen Konſequenz gehabt, zwiichen folgenden zwei Alternativen die Entjcheidung 
zu treffen: entweder ergab fich ala Richtſchnur des Handelns der Gedante, 
daß Deutjchland feine Zukunft ala Induſtrieſtaat fuchen müſſe, daß die 
Kandwirtichaft im KHörnerbau es nicht dauernd mit den jungfräulichen 
Ländern aufnehmen fünne, fondern in den günftig gelegenen Zeilen Vieh— 
zucht und vor allem Viehmaſtung, die lebhaftere Pflege der landwirtſchaft— 
lichen Induftrien und überhaupt die intenfivften Kulturen anjtreben, in den 
durch Natur und Lage ungünftig ausgeftatteten Diftrikten aber den Aus— 
weg eine weniger koſtſpieligen, eventuell extenfiveren Betriebs nicht ver- 
meiden könne: dann war es erforderlich, die gefamte Energie Deutjchlands 
auf die Förderung der Großinduftrie und des Handeld zu vereinigen; um 
jeden Preis die Erhaltung und Erweiterung des Exports zu fichern, die Ein— 
fuhr der Agrarprodufte auch ferner frei zu geben, um hierdurch einmal die Pro— 
duktionskoſten der Erportinduftrien nicht über das Niveau der Konkurrenten 
fteigen zu laſſen und andererjeits die naturgemäßen Abnehmer der deutichen 
industrie, die Agrarländer, dauernd für möglichit lebhaften Produftenaustaufch 
mit Deutichland zu intereffieren: e8 war dann das Intereſſe Deutjchlands, 


152 Zweites Bud. Die Ara des Schußzolles. 


neue zunächſt ſchutzzöllneriſch intereffterte Induftrien in feinen agrariſchen 
Hinterländern möglichft wenig auffommen zu laffen, mit einem Worte, die 
internationale Arbeitsteilung zwiſchen agrarischen und induftriellen Ländern 
zum Richtpunkt der Bolitit zu nehmen. Bon diefem Standpunkte aus wäre 
es flug von Deutichland geweien, die Yortdauer des Handelävertragd mit 
Dfterreich ſelbſt unter ungünftigeren Bedingungen als denen von 1868 zu 
eritreben, überhaupt ohne allzu Eleinliches Feilfchen vor allen Dingen Bin- 
dung der erreichbar niedrigiten Induftrie-Schußzölle durch erneuerte Handels 
verträge durchzufeßen und um jeden Preis der jchußzöllnerifchen Strömung 
auf dem Kontinente ein: „bis hieher und nicht weiter“ zuzurufen. Ob es 
in dieſem alle zwedmäßig geweſen wäre, die Meijtbegünftigungstlaujel 
beizubehalten, ſoll nicht entjchteden werden. Das Hauptziel, dem gegenüber 
all dieje Fragen jubaltern erjcheinen , wäre gewejen, einen pfychologifchen 
Erfolg zu erringen. Es wäre deshalb wohl auch nötig geweien, die eng— 
liſche Konkurrenz weiter zu ertragen, damit Deutjchland als Herold des 
Freihandels auf dem Kontinente‘ Hand in Hand und fcheinbar völlig gleich 
interejfiert mit den Emiffären von Manchefter diejenigen Völker beeinfluffe, 
deren Kundſchaft zu gewinnen und zu erhalten if. Dean kann anderen 
Völkern den Freihandel nur predigen, wenn man felbft auch Intereſſen 
dafür opfert, und wenn der Freihandel nicht ala bloßer Ausfluß des Egois— 
mus einer einzigen Nation fich zu erkennen giebt. 

Unvermeidlic wäre e8 natürlich geweſen, der Landwirtſthaft den Über 
gang über die Krifis zu erleichtern, indem einmal der Befikwechjel aus 
bisher überfchuldeten Händen in die neuer MWirtichafter, eventuell die Auf: 
teilung nicht mehr haltbarcr Großbetriebe in bäuerliche Wirtichaften, end— 
lich der Übergang vom Körnerbau zur überwiegenden Viehwirtichaft durch 
pofitive Beihülfe des Staates erleichtert wurde. Selbitverjtändlich Hätte 
der Entichluß, das Schwergewicht der deutjchen Handelspolitif zu guniten 
der erportierenden Manufakturen zu verjchieben, in der Finanzwirtichaft 
weittragende Konſequenzen zeitigen müſſen: nicht allein pofitive Begünftigung 
landwirtichaitlicher Induſtrien, ähnlich, wie dies wirklich in der Branntwein- 
und Zuderbejteuerung geſchehen tft, jondern wohl auch energijche Entlaftung des 
ländlichen Grundbefites auf dem Gebiete der direkten Beſteuerung ungefähr 
in dem Sinne, wie dies Sachſen Ende der fiebziger Jahre bereit begonnen 
hat. Jeder Getreidezoll, jeder Holzzoll war von diefem Standpunkte aus 
verwerflich, da hierdurch die agrarifchen Intereffen in den Ländern, die die 
Abnehmer deutjcher Waren bedeuteten, der deutichen Politik entfremdet werden 
mußten. 

Es hat nicht an Kennern der deutjchen Landwirtichait gefehlt, welche 
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damals die eben gejchilderte Alternative ala die im Zeitgeiſt Tiegende 
empfahlen. Außer Nafie und Held fprach fich ein weitblidender praftifcher 
Landwirt, Sombart, 1879 im Bereine für Socialpolitit ungefähr für dieje 
Principien aus. Auch Conrad neigte hierzu. 

Gelbjtverftändlich war wenig Hoffnung, nach den bisherigen Erfahrungen 
von Rußland und Nordamerika vertragamäßige Bindung der Gingangs- 
abgaben für deutjche Induftrieprodufte zu erlangen. 

Dom Standpunkte der inneren deutjchen Politik aus betrachtet, krankte 
der oben gejchilderte Plan an einem Fehler: er war nur durchzufegen, wenn 
die Maſſe der induftriellen Arbeiter mit dem Liberalismus und den Erport- 
interefjen fich verbündete und erklärte, vom Standpunkte der nationalen 
Arbeit betrachtet jei das Intereſſe derjenigen Arbeitgeber zu unterjtüßen, 
welche günftigere Arbeitsbedingungen ala die durch Schubzoll zu friftenden 
Gewerbe und die — ſoweit dem KHörnerbaue gewidmet — im NRiedergange 
befindliche Landwirtichaft zu gewähren vermöchten. Bekanntlich war die 
innere politifche Lage eine andere, die Arbeiterichait in den fatholifchen 
Diftrikten durch die Kulturlampffrage, in den anderen Teilen durch den 
Socialismus in erjter Linie beichäftigt: in beiden Fällen nicht zuvörderſt 
der Betrachtung konkreter wirtichaftlicher Fragen Hold und dem Liberalis— 
mus entgegengejeßt, der durch feine frühere Sozialpolitit nicht jo, wie es 
in England möglich geweſen ift, die Bundesgenofjenfchaft der Arbeiter er- 
rungen hatte und fie nunmehr in der Handelspolitik entbehren mußte. 

Der eben geichilderten Möglichkeit ſtand eine andere gegenüber, für die fich 
der damalige Leiter der deutichen Politik thatfächlich emtichieden hat. Es 
begann die Ara einer autonomen Schußzollpolitif, getragen von dem Ge— 
danken, nicht daß Deutfchland feine Zukunft als exportierender Induſtrie— 
ſtaat fuchen müſſe, fondern daß eine Solidarität der Intereffen zwifchen der 
im Rücdgange befindlichen Landwirtfchaft, welche ſeit Mitte der ſiebziger 
Jahre an einer chronischen Krifis leidet, und einem großen Zeil der In— 
duftrien beftehe, welche an einer akuten Kriſis litten. Wenn ein Politiker 
zwiſchen zwei Alternativen bereit3 gewählt Hat, und die innere Partei— 
fonjtellation einen unwiederbringlichen günftigen Augenblid für fofortige Durch= 
führung des Planes aufweiſt, dann jchmiedet er das Eifen, jo lange es 
heiß ift: dann ift es piychologifch erflärlich, wenn auch nicht von jedem 
Standpunfte aus zu rechtjertigen, daß man auf eine unparteiiiche langwierige 
Grmittelung der thatjächlichen Abſatzbedingungen aller in Betracht fommenden 
Gewerbe verzichtet und im ſchnellen Vorſtoß die Bürgſchaft des Sieges erblidt. 

Es giebt vom politifchetechnifchen Standpunkte aus faum ein anderes 
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Beiſpiel in der deutichen Gejchichte dieſes Jahrhunderts, daß ein folcher 
Umſchwung mit folder Schnelligkeit und Gewandtheit in Scene gejeßt 
wurde. Das Geheimnis des Erfolges beſteht darin, daß man die Gegner, 
ehe fie gegen die fchußzöllnerifche Agitation an die öffentliche Meinung 
appelliert haben, mit vollendeten Thatſachen überrafiht. Die Freihändler 
befinden fich plößlich einer gefchloffenen Mehrheit gegenüber, die durch die 
Schutzzölle und die beginnende Abrüftung vom Kulturkampfe gewonnen wird. 

Daß der Reichskanzler fi auf die Seite der Schußzöllner ftellte, be= 
deutete für die ntereffenten einen ungeheuren Stimmenzuwachs. Am bes 
dürftigiten waren diefer moralischen Unterftügung die Intereſſenten des Ge— 
treidezolles; denn außer dem Kleinen Häuflein der Steuer: und Wirtſchafts— 
reformer wagten nur wenige für eine Maßregel einzutreten, die im höchiten 
Maße unpopulär war und vorläufig der Lehre der gefamten deutjchen 
Nationalökonomie, der freihändlerifchen jowohl als der von Friedrich Lift 
beeinflußten Schule ſchnurſtracks entgegenlie. Die Autorität des Staatö- 
mannes, defjen Erfolgen in erfter Linie die Entitehung des Deutichen Reiches 
zu danken war, der die Anerkennung Europas gefunden, der unter fchwierigen 
Berhältniffen ein Jahrzehnt Hindurch den Frieden aufrecht erhalten hatte, 
der gerade damals im Berliner Kongreß die augenfälligften Triumphe 
feierte, die Autorität diefes Mannes ſchien die der Gelehrten aufzuwiegen. 

Unter dem Eindrude der Attentate gewählt, verfammelt fich der Reichs— 
tag, in welchem die Zahl der Links ftehenden Abgeordneten zufammenjchrumpft. 
Der Reichätag, welcher dag Socialijtengefeß bewilligte, lieferte die Majorität 
für die ſchutzzöllneriſche Tarifreform. 

Der Ablauf des Septennats jtand im nicht zu langer Zeit bevor, ebenjo 
damit verbunden eine Heeresvermehrung. Die Periode der Überfchüffe aus 
den Milliarden war durch eine Periode fteigender Matrikularbeiträge ab» 
gelöjt worden. Das neue deutjche Reich ſchien zu koftipielig zu werden. 
Der Kanzler jah fich nach neuen felbitändigen Ginnahmen des Reiches um. 
Doh das Neichseifenbahnprojett und die Pläne einer namhaft einträg- 
licheren Tabakbefteuerung waren gefcheitert. Die Einzelftaaten befanden fich 
zum teile in fchlechter Finanzlage. Die Steigerung der direkten Steuern, 
auf welche die Ginzeljtaaten bei zunehmendem Finanzbedarfe vornehmlich 
angewiejen waren, machte fich unangenehm fühlbar, noch mehr die Zufchläge 
der Selbitverwaltungsverbände zur ftaatlichen Steuerlaft. Außer anderen 
Laſten jtieg in der Zeit nach der Krifis die Armenlaft beträchtlih. Da 
treten die Steuer und Wirtjchaftsreformer auf, welche aus eigenem Antriebe 
im lebhaften Gegenfate zum Programme der Liberalen eine ftärfere Be— 
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tonung der indirekten Beiteuerung empfehlen. War die Gelegenheit, bier 
zuzugreifen, nicht überaus verlodend, wenn man von Haus aus nur 
einigermaßen ſympathiſch dem Vorgehen der Agrarier gegen den Freihandel 
und die Differenzialtarife gegenüberftand? War die Ausficht für den 
einitigen Vorkämpfer der Witrafonfervativen nicht überaus erwünfcht, die 
bisher durch Partikulariamus und teilweife durch das Deklarantentum ihm 
entfremdeten einjligen Parteigenofjen durch Konzeſſionen auf dem Gebiete 
der materiellen Intereſſen wiederum an jeine Fahne zu feſſeln? Die 
taktiſche Schwierigkeit beitand darin, erjtens das Mißtrauen einzelner Kon— 
jervativer zu bejänftigen, zweitens die Induſtriellen zu überzeugen, daß fie 
von den Liberalen nichts, vom Bündnis mit den Agrariern alles zu Hoffen 
hätten, endlich die zahlreichen jchußzöffnerifchen Elemente im Gentrum zu 
febhafterer Betonung ihres wirtichaftlichen Standpunktes und zum Berlafjen 
ihres bigher gegenüber der Regierung principiell verneinenden Standpunftes 
zu ermutigen. 

Die Wege diefer Politik gingen von verfchiedenen Enden aus und münbdeten 
alle an einem Bunte. 

Eines der wichtigjten Mittel der Ermutigung der künftigen Stüßen 
der deutichen Wirtichaftspolitit waren die befannten Enqueten des Jahres 
1878. Am 23. März 1877 hatten Frhr. dv. VBarnbüler und Genofjen im 
Reichstage als DVorbedingung der Erneuerung der Handeläverträge eine 
Enquete über Produktions und Abjagverhältniffe der deutjchen Induſtrie 
und Landwirtichait beantragt. Im Juni 1878 bejchließt der Bundesrat 
auf Preußens Antrag, von Reichs wegen Erhebungen über die Lage einiger 
Zweige der Textilindustrie, fowie über die Lage der Eifeninduftrie veran— 
italten zu laſſen. Die Tertilenguete umfaßte die am meiſten ſchutz— 
zöffnerifch intereffierten Gewerbe: die Baumwollen-, Leinen- und Jute— 
induftrie. Leider wurde die Enquete nicht auf den von jeher erportfähigiten 
Teil der deutichen Zertilinduftrie, das Wollgewerbe, ausgedehnt. Man jagt, 
daß Bayern einen diesbezüglichen Vorſchlag gemacht habe, ohne durchaus 
dringen. Bei der Tertilenquete follten im&bejondere die Wirkungen des 
Anschluffes von Elfaßs-Lothringen, bei der Eifenenquete die Rückwirkungen 
der jeit dem Jahre 1873 befolgten Zollpolitit ermittelt werden. Beide 
Enqueten, viel mehr aber die Eifenenquete ala die Tertilenquete, find in 
der Folge lebhaft angegriffen worden. Es kommt jedoch auf den Stande 
punkt an, von dem aus die Bedeutung diefer Enqueten beurteilt wird. War 
damit beabfichtigt, — jo wie es in England gefchieht — Lediglich That» 
jachen feitzuitellen, jo waren allerdings nach Möglichkeit die Forderungen 
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vernachläffigt, welche insbefondere auf Grund englifcher Erfahrungen die 
Wiſſenſchaft gegenüber Enqueten aufzuftellen hat. Abgejehen von allem 
Anderen war e8 auffällig, dab in der Trage des Schußes der nationalen 
Arbeit die Arbeiter gar nicht felbft zu Worte famen, daß das Syitem des 
Fragebogens bei der Eifenenquete eine vorherige Berftändigung der zu ver— 
nehmenden Intereffenten Zerleichterte, daß über die Hauptfrage der Nach: 
wehen der Gründungszeit in der Eifenenquete mit einer chevaleresken Liebens— 
würbdigfeit Hinmeggeeilt wurde, die an Anmut nichts zu wünfchen übrig 
läßt, und vieles andere. Vielleicht ift aber diefer Standpunkt, daß es in 
eriter Linie auf Feſtſtellung der Thatfachen ankam, nicht der völlig richtige 
bei Beurteilung der Mafßregel. Faßt man ala Zweck jener Enqueten auf, 
daß es taftifch erwünjcht war, die Schußzollinterefjen zu ermutigen, ihre 
MWünfche kennen zu lernen und für die bereit bejchloffene Regierungapolitif 
einen Rüdhalt zu gewinnen, jo ftellen fich die Enqueten, vor allem die 
Eifenenquete, ala ein jehr geſchickter Schachzug der Politik dar. 

Inzwiſchen ſetzt auch die oifiziöfe Preffe im Sinne der Umkehr der 
Wirtichaftspolitif ein. Während 1876 noch das Lob des Freihandels ge- 
jungen worden war, lehrt die „Provinziallorrefpondenz“ bereit? im April 
1878, daß Treihandel ohne Gegenfeitigkeit denjenigen fchädige, der fich 
„edel” dem Principe zu opfern bereit fei!. Der Reichstag eilte, durch 
ipontanes Vorgehen die Regierung formell zu entlajten von der Verant- 
wortlichkeit für die Folgen einer Umkehr der deutfchen Handelapolitit, Über 
zweihundert Mitglieder des Reichstages geben am 17. Oktober 1878 eine 
dem Wortlaute nach ziemlich vieldeutige Erklärung? ab, welche thatjächlich 
erkennen läßt, daß eine gemäßigte Schußzollvorlage Annahme finden wird. 
Die Bedeutung jener Erklärung liegt darin, daß offenbar wird: es iſt ger 
lungen, die Koalition der Agrarier und der induftriellen Schußzöllner zu— 
fammenzubringen. 

In diefem Stadium ift jedes Zögern ein politifcher Fehler. Die Res 
gierungäpreffe, nunmehr im Sinne des Reichskanzlers don Leuten beeinflußt, 
die teild feit zwei Jahrzehnten im MWiderfpruche mit der herrichenden Liberalen 
Richtung geftanden, teild mit der Schwentung der Politik eine Schwenkung 
ihrer Anjchauungen vollzogen hatten, arbeitet mit verdoppelter Zebhaitigkeit 
im Sinne des Kartelles der agrarifchen und induftriellen Schußzöllner und 
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wird dann und wann mit einem zündenden Worte aus Friedrichsruh aus— 
geitattet, das jchnell die Runde durch Deutichland macht. Der Reiche» 
fanzler perjönlich entfaltet eine gejteigerte Wirkfamteit. Es ift eine bekannte 
piychologifche Erfahrung, daß Staatsmänner, überhaupt Männer der That, 
fih auf die Wirkung des freien Wortes in großen Verfammlungen erſt 
dann verlaffen, wenn fie des Erfolges bei der Mehrheit ficher find. In— 
zwifchen wirft der Reichsfanzler vorbereitend im gefelligen Verkehre durch 
den Einfluß jeiner Perfjönlichteit und nach außen Hin durch Briefe, die zur 
Veröffentlichung beftimmt find und bald die Runde durch die deutjchen 
Zeitungen machen. 

Während deflen waren im Sommer 1878 die Finanzminifter der 
deutſchen Einzeljtaaten in Heidelberg zufammengetreten, um über die Frage 
zu beraten, wie einer weiteren Steigerung der Dtatritularbeiträge vorzu— 
beugen ſei, und den Finanzen des Reiches und der Einzelitaaten neue Ein— 
nahmen zugeführt werden fönnten. Bier wurden die fFinanzzölle und 
Steuervorlagen vorberaten, welche jpäter mit der Schußzollteform gemeinfam 
“ erledigt werden jollten. An fich wäre e8 möglich geweſen, die Finanzzölle 
und die Schußzölle in je einer befonderen Vorlage an den Reichstag zu 
bringen. Der Reichsfanzler Hielt e8 jedoch für inopportun, fich der Gefahr 
auszujeßen, daß die Schußzölle bewilligt, an den Finanzzöllen aber ge= 
fnaufert würde, oder daß die Finanzzölle bewilligt, die Schußzölle aber ver- 
weigert würden. In einem Grlaß an den Minifter Hofmann vom 
10. Januar 1879° äußert fih Biamard: 

„Auch ich bin der Anficht, daß man eine als principielle Reform aufe 
tretende, das gefamte Tarifweſen umfaffende Vorlage im Reichstag leichter 
verftändlich macht ala einzelne Bruchitüde, welche die fogenannten Finanz: 
artikel betreffen. Ich halte e8 auch nicht für taktifch richtig, die Berriedigung 
des Finanzbedürfniſſes von der wirtichaftlichen Reform zu trennen.“ 

Wie entjteht nun die Schußzollvorlage, welche mit den Finanzzöllen 
verfoppelt werden joll? Es muß anerfannt werden, daß die Löfung diejer 
technifchen Frage vom Reichskanzler jo durchgeführt wurde, daß aller 
bureaufratifche Anftrich vermieden, ferner aller etwaige Widerftand einzelner 
Bundesregierungen gegen die verjchiedenen Pofitionen und damit alle Gefahr 
der Berjchleppung thunlichjt vermieden wurde. 

An den Führer der „freien twirtjchaftlichen Bereinigung“ fchuß- 
zölinerifcher Reichstagsmitglieder, Freiherrn von Barnbüler, erläßt der 
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Reichskanzler am 25. Oktober 1878 ein Schreiben, in welchen er zwar 
nicht amtlich, aber doch perfönlich feine Abſicht ausfpricht, eine umfafjende 
Revifion des deutichen Zolltariis Herbeizuführen und den Abſchluß neuer 
Handelsverträge mit Konventionaltarifen ſolange Hinauszufchieben, bis die 
Frage des Tarife erledigt jei. Bereits Ende Oftober 1878 hatte der 
Kanzler den Bundesregierungen feinen Entjchluß, den Zolltarif zu revidieren 
und eine Tarifkommiſſion einzufeßen, mitgeteilt’. 

So groß die verfaffungarechtliche Macht des Bundesrates ift, in einer 
techniichen Frage, wie der des Yolltarif3, hat ftets der Leiter der Exekutive 
vor einer vielköpfigen VBerfammlung den Voriprung, wenn anders er einen 
paffiven MWiderjtand diefer VBerfammlung zu verhindern weiß. Am 12. No— 
vember 1878 beantragte Bismarck beim Bundesrate die Ernennung einer 
aus fünfzehn Mitgliedern beftehenden Kommilfion von Beamten des Reichs 
und der Bundezjtaaten, um den neuen Zolltarif mit Ausnahme der auf der 
Heidelberger Minifterfonfereny in Betracht gezogenen Finanzartikel fertig zu 
ftellen. Der Reichskanzler ift bei der Auswahl der in die Kommiffion zu 
belegierenden Mitglieder nicht auf aktive Beamte umd nicht ausfchließlih 
auf Neichsbeamte bejchränft gewejen. Dies war nur zu billigen, Etwas 
weniger ſympathiſch berührte es, daß Bismard ala Neichsfanzler und 
preußischer Minifterpräfident ſich von vorneherein den nahezu ausſchlag— 
gebenden Einfluß in derjenigen Kommiſſion gefichert hatte, die formell als 
Drgan des Bundesrates arbeitete und jomit auch vom Bundesrate nicht 
desadouiert werden konnte. Don fünfzehn Mitgliedern der Kommiſſion 
waren drei vom Neichöfanzler, drei don Preußen zu ernennen; jo daß die 
zwei Stimmen Bayerns allein oder zu je zweien vereinigt die Einzelne 
ftimmen der von Sachſen, Württemberg, Baden, Heffen, Medlenburg, 
Sachſen-Weimar und den Hanfaftädten ernannten Mitglieder genügten, um 
den direft oder indireft nad; Bismarcks Anftruftionen ernannten Mitgliedern 
ſtets die Majorität zu fichern. Das freihändlerifche Oldenburg war nicht 
gleich den übrigen Großherzogtümern in der Kommiffion vertreten. Yon den 
vom Neichdfanzler ernannten Mitgliedern war der Geheime Regierungsrat 
ZTiedemann deshalb berufen worden, weil er in die Pläne des Reichs— 
fanzler& völlig eingeweiht jei. Der Freiherr von Varnbüler, welcher eben- 
falls vom Reichsfanzler ernannt und mit dem Vorſitze betraut wurde, war 
einerfeits ala geweiener württembergischer Minifter, anderfeits als gegen» 
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mwärtiger Reichstagsabgeordneter und Führer der ſchutzzöllneriſchen Koalition, 
vortrefflich geeignet, die Fühlung zwifchen Bureaufratie und Parlament 
zu vermitteln. 

Die Tariflommiffion des Bundesrats erhielt ihre allgemeine Inſtruktion 
durch das befannte Schreiben des Reichſkanzlers vom 15. De» 
zember 1878. Das Schreiben des Reichskanzlers enthielt eine energijche 
Verurteilung der jeit 1862 in Deutichland befolgten Tarifpolitif. Dagegen 
befennt fich der Reichsfanzler voll und ganz zu dem von der Vereinigung 
der Steuer: und MWirtjchaftsreformer aufgeftellten Programm, und zwar 
nicht blos, indem er gegen die Differenzialtarife polemifiert, fondern auch 
indem er fich ausdrüdlich für das Princip der allgemeinen Zollpflichtigkeit 
der Wareneinfuhr erklärte. Mit demjelben Argumente, mit welchem fich 
die 1873 freihändferifchen Agrarier 1877 die Rechtfertigung des Getreide- 
zolles Elarlegten, mit demjelben Argumente operiert auch der Reichskanzler, 
und es ijt völlig gerechtfertigt, daß Frhr. von Thüngen im Februar 1879 
jubelte: „auch in den hohen und Höchiten Regionen wird unfer Streben 
gewürdigt und erfannt, und fein Geringerer ift e8, als der gewaltige Steuer- 
mann unferes Staatäfchiffes, unfer großer Kanzler, deffen Programm fich 
auf agrariichem Boden bewegt“ !. Entiprechend dem Programm der Steuer- 
und Wirtfchaftsreformer jchreibt der Reichskanzler: „Schußzölle für einzelne 
Induſtriezweige wirken, zumal wenn fie da8 durch die Rüdficht auf den 
finanziellen Ertrag gebotene Maß überjchreiten, wie ein Privilegium und 
begegnen auf Seiten der Vertreter der nicht geſchützten Zweige der Erwerbs— 
thätigfeit der Abneigung, welcher jedes Privilegium ausgeſetzt iſt. Diejer 
Abneigung wird ein Zolliyftem nicht begegnen können, welches innerhalb 
der durch das finanzielle Antereffe gezogenen Schranken der gejamten 
inländijchen Produktion einen Vorzug vor der ausländifchen Produktion auf 
dem einheimischen Markt gewährt.“ Bon dem Princip der allgemeinen 
Bollpflicht follen „diejenigen für die Anduftrie unentbehrlichen Robitoffe 
auszunehmen fein, welche in Deutfchland gar nicht (wie 3. B. Baumwolle) 
und nad Befinden auch die, welche nur in einer ungenügenden Quantität 
oder Qualität erzeugt werden können.“ Die wichtigjte Konfequenz dieſes 
Principe war außer der Freilaſſung von Baumwolle die Zollfreiheit von 
Steinkohle und Wolle. 

Das Schreiben des Reichskanzlers ſucht nachzuweiſen, daß die Lage 
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der Finanzen zum Principe eine niedrigen Eingangszolles für die gefamte 
Einfuhr zwinge, und daß ein Syſtem zahlreicher aber niedriger Eingangs— 
zölle nicht eine Neuerung, fondern eine Rückkehr zu den Prinzipien des in 
Preußen bochgefeierten Tarifs von 1818 bedeute. Diefe von Bismard 
wiederholt ausgefprochene Anjchauung, wonach der Tarif von 1879 nur 
eine Nachahmung des Tarifs von 1818 fei, ftand im Widerſpruch mit der 
bisherigen gejchichtlichen Auffafſung, die gerade um die Zeit der Schußyoll- 
reform Nafje in einem Aufſehen erregenden VBortrage präzis zufammenfaßte. 
Rein formell betrachtet jreilich war das Princip der allgemeinen Zollpflich- 
tigkeit im Tarife von 1818 und 1879 das gleiche. Thatjächlich jedoch 
fonnte faum ein jchärferer Unterfchied ala zwifchen den Wirkungen gedacht 
werden, welche die Anwendung des formell gleichen Princips unter den ganz 
verſchiedenen Berhältniffen von damals und jeßt hervorbrachte. Abgeſehen 
davon, daß der Tarif von 1818 dem Schuße nur nebenbei und der Abhilie der 
Finanznot in eriter Linie diente, bedeuteten Abgaben von fünf oder zehn 
oder jelbjt mehr Prozent des Wertes in einem Lande vorherrichender Land= 
wirtichaft und fleingewerblichen Betriebs, in einer Zeit völlig unentwidelter 
Verkehrsmittel etwas durchaus anderes als in der Gegenwart, in der Zeit, 
da die Großinduftrie jeden kleinſten wirtjchaftlichen Borteil wahrnehmen 
muß, jede geringjte Verteuerung ihrer Koften als einen Nachteil im Ringen 
auf dem Weltmarkte empfindet. 

Trogdem vom Standpunkte des Gelehrten, jowie vom Standpunfte 
entgegengejeßter praftifcher Intereſſen gar mancherlei begründete Ausstellungen 
zu machen waren, wirkt doch auf denjenigen, der vor allem die Taktik ala 
eine technifche Kunſt betrachtet, da8 Studium der damaligen Thätigfeit des 
Reichskanzlers wie alle aktive temperamentvolle Politik fascinierend. 

Eine der deutichen Regierungen hatte vom Standpunfte der Konſu— 
menten aus Bedenken gegen Zölle von irgend welcher Höhe auf die dem 
Mafjenverbrauche dienenden bisher zollfreien Gegenftände geäußert. Bismarck 
verfieht im bderben Stile Friedrich Wilhelms I. dies Aftenftüd mit fol« 
gender Randbemerfnng: „Der Vorſchlag — — — mag Bedenken erregen 
bei der Konſumtion, aber nur der geheimrätlichen und jeder von deſſen Ge- 
fällen jorgenfrei eriftierenden. Auch der aber werden die Subfidien aus— 
gehen, wenn fie fich nicht entjchließt, die Lage der produzierenden Be- 
völferung zu berüdfichtigen. Iſt diefe erjt verarmt, jo ift e8 auch der Staat“. 
— ... „Wer joll denn jchließlich die Staatälaften tragen? Der Produzent 
allein? Konjumenten find alle.“ ! 


’ Mergl. v. Poſchinger, Dokumente II, S, 296 ff. 
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Bor allem war Bismard feinen Gegnern an Warmblütigfeit überlegen. 
Das Betonen des Produgenteninterefjes war ein Moment der Stärke für die 
Bolitif, die nunmehr eingejchlagen wurde. Bismard traf hiermit voll» 
fommen den Nagel auf den Kopf und zwang Deutjchland für die Folge, 
die Handelapolitif vom Standpunkt der Produzenten aus zu betrachten. Eine 
völlig andere Frage ift allerdings, ob damals und ob jeht das Intereſſe 
der wichtigiten Ddeutjchen Produktionszweige Getreide und Holzzölle 
tordert. 

Die Kommiffionen für die Eifen- und Zertilenquete arbeiteten mittler- 
weile. Als fie ihre Arbeiten beendigt hatten, wurden die Ergebniffe vor— 
läufig nicht befannt gegeben und die Kritik ferngehalten. 

Die Tarifkommiſſion des Bundesrates begann ihre Sitzungen am 8. 
Januar 1879 und hatte Anfang April des Jahres den Entwurf fertig ge= 
jtellt. ine wejentliche Förderung ihrer Arbeiten fand fie insbefondere durch 
den Zarifentwurf, welchen der Zentralverband deutſcher Induſtrieller mit 
unleugbar jehr gejchicdter Abwägung der verfchiedenen Intereſſen und nicht 
gerade ohne Mäßigung für die Jnduftriezölle zufammengeftellt Hatte. In— 
zwiſchen ergingen von Friedrichsruh die bekannten Schreiben, in welchen 
der Reichskanzler den deutjchen Lederinduftriellen, den Holfteinifchen Land» 
wirten, dem fächliichen Landeskulturrat, dem Stadtverordnetenfollegium in 
Barmen feine vollfte Sympathie mit den Schußzollbeftrebungen und jeine 
Geneigtheit ausſprach, auch ziemlich weitgehende Tyorderungen zu berüd- 
fichtigen. ! 

Den weltpreußiichen Yandwirten, deren Mujorität die Schußzölle, ins— 
bejondere auch die Getreidezölle für eine ſchwere Schädigung der Provinz 
erflärt hatte, erwiderte Bismard, daß er ihre Auffaffung nicht teile. Wo 
die Anhänger des Getreidezolles in der Minorität waren, fühlten fie fich 
zu energifcherem Vorgehen ermutigt. Zahlreiche Zuftimmungsadrefien aus 
induftriellen und landwirtfchaftlichen Kreifen gingen dem Reichöfanzler zu; 
die jchußzöllnerifche Preſſe verfäumte nicht, dies gejchäftig dem Publikum zu 
melden. Am 16. April 1879, kurz nachdem der Tarifentwurf mit einem 
Getreidezoll von nur 50 Piennig an den Reichstag abgegangen war, richtete 
der Reichöfanzler an den Vertreter der Steuer: und Wirtichaftärefornter, Frei— 
herm von Thüngen in Roßbach, jenes auffehenerregende Schreiben, welches 
den Paffus enthielt, daß der Reichskanzler „auf dem amtlichen und publi- 
ziftifchen Gebiete einer ftärferen und praftifcheren Unterjtügung“ bedürfe. 


Vergl. auch hierzu das Poſchingerſche Wert. 
Schriften L. — Lotz, Hanbelepolitit. 11 
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Der befanntejte Sat aus jenem Schreiben lautet: „Wenn in dem Zolltarif- 
entwurfe eine Verbejferung noch gewonnen werden ſoll, jo werden vor allem 
die Vertreter der Landwirtichait im Neichstage fich rühren, ſich vereinigen 
und Anträge ftellen müſſen.“ Welchen Erfolg diefe Mahnung hatte, ift 
nunmehr bei Betrachtung der Umwandlung, die der Tarif im Reichötage 
erfahren bat, fejtzuftellen. 


Sechſtes Kapitel. 


Der Zolltarif von 1879 und die weitere Entwidlung 
der Schutzzollpolitik. 


I. Die Zarifberatung des Neichstages. 


Dem Schußzolltarif, welcher im Anfang April dem Reichstage zuge— 
gangen war, hatten die verbündeten Regierungen unter anderem als Anlage 
Zolltarifgejeße und Zolltarifentwürfe Öfterreich-Ungarns, Frankreichs, Ruß— 
lands, der Vereinigten Staaten und der Schweiz beigefügt. Daß im all- 
gemeinen dieſe Dokumente geeignet waren, dad Vorhandenfein einer ſchutz— 
zöllnerischen Strömung im Auslande darzuthun, kann nicht geleugnet werden. 
Indes war nicht erfichtlich, wie fich jeweilig Oſterreichs und Amerikas Va— 
Lutaverhältnifje geändert Hatten ; ferner waren die vorliegenden Tarife General- 
tarife, die feineswegs das Minimum des für deutjche Unterhändler mit Gegen- 
konzefſfionen Erreichbaren darftellten. Zur Verſtärkung der Ausführungen der 
Motive war ferner eine Überficht der Waren-Ein- und Ausfuhr beigegeben, 
die das Jahr 1878 nicht mitumfaßte und wegen der Mängel der damaligen 
Statiftit: der nicht genügenden Unterfcheidung der Durchfuhr vom Special» 
handel und der zu niedrig veranjchlagten Ausfuhr, fich nicht glüdlich als 
Grundlage der Argumentation eignete — wie dies übrigens Fürſt Bismard 
jelbft anerkannt hat. Die Motive wurden jpäter mehrfach bemängelt wegen 
einiger kleiner taktifcher Gewandtheiten, die nicht gerade den Geiſt der Un— 
parteilichkeit atmeten. Bor allem Hatten die Refultate der Tertilenquete 
einer Art don Appreturverfahren unterworfen werden müflen, ehe fie im 
Sinne des Schubzolls verwendbar waren. Der Präfident der Handelskammer 
in Grejeld, Heimendahl, erzielte eine verblüffende Wirkung, indem er eine 

11° 
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Schrift veröffentlichte, die nichts weiter enthielt, als eine Gegenüberſtellung 
defien, was in den Motiven aus der Tertilenquete gefolgert, und deffen, 
was wirklich darin enthalten war. Für wilfenjchaftliche Zwede find die 
Motive des Zolltarifs, deren Anfertigung, wie man jagt, in großer Eile 
erfolgt ift, von geringerer Brauchbarkeit, ala der Bericht der vom Bundes» 
rat für die Revifion des Zolltarifs eingefeßten Kommiffion. In dem letz— 
teren ift das Für und Wider durch Majoritätd- und Minoritätsgutachten 
bei den wichtigiten PBofitionen eingehend erörtert. 

Im Winter 1878/79 hatten die Yreihändler eine überaus rege litte— 
rarische Thätigfeit entialtet. Auch im Reichstage fehlte es nicht an fachlich 
bemerkenswerten Ausführungen gegen die einzelnen Sätze der neuen Tarif- 
vorlage. Aber es handelte fich nicht mehr darum, mit Waffen der Argu— 
mentation eine Majorität gegen den Tarifentwurf zu gewinnen. Cine aller- 
dinge nicht homogene Mehrheit für die Induſtrie-Schutzzölle war bereits 
gefichert. Wäre der Tarif ausjchließlich durch diefe Mehrheit bewilligt 
worden, jo hätte dieſes eine Zerſetzung des gefamten bisherigen deutjchen 
Parteilebens bedeutet. Durch gewiffe Veränderungen, die der Reichstag am 
Regierungsentwurfe vormahm, wurde die Majorität erheblich verftärkt und 
wenigjtens ein Zerjprengen der Konfervativen verhindert. 

Nur das Centrum, damals von dem geichicdteiten Taktiker Deutfchlands 
geleitet, vereinigte als einheitlich operierende Partei induftriell und agrariſch 
ichußzöllnerifche Elemente. 

Das Centrum war nur bereit, die mit der Schußzollvorlage verfoppelten 
Finanzzölle zu bewilligen, wenn Zollſchutz, Eirchenpolitifches Entgegentommen 
der Regierung und endlich eine Wahrung der Eonjtitutionellen Rechte 
erreicht wurde. 

War das Eentrum für den Tarif, jo war der Fortjchritt gegen den 
Schutzoll und im allgemeinen auch gegen die Finanzzollvorlage von vorn— 
herein engagiert. 

Don den Nationalliberalen war die größere Zahl unter Bennigſens 
Führung den Schubzöllen, wenigſtens den induftriellen, geneigt, ebenjo 
den Finanzzöllen, inſoweit fonftitutionele Garantien gewährt würden. 
Der andere Teil der Nationalliberalen, im wejentlichen die jpäteren Seceſ— 
fioniften, war — mit fonftitutionellen Vorbehalten — den Finanzzöllen 
geneigt, dagegen den Agrarzöllen unbedingt und den meiſten Induſtrie-Schutz- 
zöllen ebenfalls feindlich. An der Spiße diefer freihändlerijchen Gruppe jtand 
Lasker. Der ehemalige Führer der Reichstags-Majorität war in jeiner 
eigenen Partei in die Minorität gedrängt worden. 

Von den fonjervativen Parteien war cine große Zahl der Mitglieder 
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den Finanzzöllen jedenfalls und den Ynduftriezöllen, wenn fie mit Agrar— 
jhuß gepaart waren, von vornherein geneigt. Eine andere Gruppe jedoch 
hielt vorläufig am freihändlertum von 1873 feſt und Hat die Eifenzölle 
fo lange bejehdet, als ihnen ein Roggenzoll vor nur 50 Pfennig per 100 Kilo 
zur Seite ftand. 

Die Socialdemofraten — teild vom Bürgertum damals mit Abſcheu 
betrachtet, teils ihrerfeits jedes Zujammengehen mit bürgerlichen Parteien 
verabjcheuend — Haben ſehr wenig Einfluß bei der Zolldebatte gehabt. 
Sie proteftierten wiederholt, daß man fie nicht Habe zu Wort kommen 
laffen. Den Getreidezöllen gegenüber jtellten fie fich insgeſamt feindlich, 
während die jchulmäßige Abneigung gegen indujtriellen Zollſchutz durchaus 
nicht bei allen gleich ſtark entwidelt war wie in der fortichrittlichen Partei. 

Die Gruppierung der Parteien gegenüber der Zollvorlage ftellte nicht 
eine Gruppierung nach den Intereſſen der verjchiedenen Gejellichaftsklaffen 
dar. Die Fabrilanten waren im ultramontanen und im nationalliberalen 
Lager vertreten. Die induftriellen Arbeiter waren teils, fjoweit fie im 
Gentrum vertreten waren, durch agrarijche Gegenftrömungen des Gentrums 
gebunden, teil in dem übrigen Parteien zerjplittert, jedenfalls feine Or— 
ganifation, um die Gefichtöpunfte der Arbeiter al® die vorwiegenden beim 
Schutze der nationalen Arbeit zur Geltung zu bringen. 

Das taktijche Problem bei der Schußzolldebatte im Reichstage beftand 
darin, der bereits geficherten induftriel ſchutzzöllneriſchen Majorität neue 
Elemente zuzuführen und dadurch zu verhindern, daß der Tarif lediglich 
dem Zufammenmwirken des Gentrums und der Splitter der übrigen Parteien 
verdankt werde. Bisweilen verringert man den politifchen Einfluß einer 
Majorität, indem man neue Elemente derjelben zuführt. 

Maren die die Erwägungen des Fürſten Bigmard, oder war es Vor— 
liebe für die agrarischen Zölle, welche fein weitered Vorgehen beſtimmte? 
Jedenfalls war die Rede, mit der er den neuen Zolltarif im Reichätage 
einführte, ebenjo wie fein Briefwechjel mit Freiheren dv. Thüngen ein Wer: 
ben, inabejondere an die noch Freihändlerischen Konjervativen und National: 
liberalen gerichtet. Es ift ein Unrecht, die Reden des damaligen Reichs— 
fanzlers von den Gefichtöpunften aus zu Fritifieren, die gegenüber einer unpar- 
teiiſchen Gelehrtenarbeit anzulegen find. Man wird hiermit dem praftifchen 
Staatsmann nicht völlig gerecht. Er ſei fein Theoretiker, jo ruft er aus, 
er gehöre zu den Regierten und habe aus den Erfahrungen als regierter 
Landmann feine zollpolitifchen Überzeugungen geichöpft. Und num beginnt 
der oberite Beamte des Reiches eine entrüftete Kritik an dem beftehenden 
Steuerfyfteme zu üben, jo heftig wie jonjt nur oppofitionelle Abgeordnete. 
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Der Grundbefit fei benachteiligt in der Beſteuerung gegenüber dem beweg— 
lichen Befite. Es jet fein Wunder, wenn die Ernährung des Volkes dar— 
unter leide, daß die preußiiche Grund- und Gebäudeiteuer die Produktions— 
fojten des deutichen Getreides verteuere. Im Vordergrund ftehe gerade das 
Programm der finanziellen Reform. Nicht neue Laſten foll dieſe Reform 
auferlegen, aber bequemer zu ertragen würde die neue Politik fein, da der 
Vermehrung der indirekten Steuern und Zölle eine angemefjene Erleichterung 
auf dem Gebiete der direkten Steuern entiprechen ſoll. Nicht allein die 
Grund» und Gebäudeſteuer wird vom Reichskanzler angegriffen — jo 
beitig, daß ein Gegner manche Übertreibungen bloßlegte —, jondern aud) der 
Gedanke der Befreiung des Elafjenjteuerpflichtigen Einkommens und der nie= 
deren Stufen der Einfommenfteuer wird angekündigt, auch den Beamten 
eine Erleichterung ihrer Staatöbefteuerung in Ausſicht geitellt. Dies ſtim— 
mungsvolle Finanzprogramm bildet die Einführung. Übrigens ſei nicht nur 
dag Intereſſe der Stenerpflichtigen, die erleichtert werden follen, fondern auch 
dag Finanzintereſſe der Einzeljtaaten und des Reiches an die Reform gefeſſelt, 
da die fortwährende Erhöhung der Matrikularbeiträge die Finanzen der 
Ginzeljtaaten verwirre, das Neich aber in die unbequeme Rolle eines läſtigen 
Koſtgängers verſetze. 

Den finanziellen Ausführungen, die wegen der politiſchen Geſichtspunkte 
feſſeln mußten, fügt der Reichskanzler volkswirtſchaftliche hinzu, die nicht 
die gleiche Originalität beanſpruchen konnten, ſondern wie bereits das 
Schreiben vom Dezember 1878 eine Wiederholung des Programms der 
Steuer- und Wirtſchaftsreformer bedeuteten. Wie dort finden ſich hier 
temperamentvolle Angriffe gegen die Differenzialtarite der Eiſenbahnen, 
gegen das Unrecht, daß das inländiiche Getreide in feinen Produktionskoſten 
durch die Belteuerung verteuert, das ausländifche durch Eifenbahn- und 
Zollpolitit bevorzugt werde. Deutfchland befinde fich unter dem Syſteme 
des Freihandels in einem „Verblutungsprozeſſe“. Der deutiche Freihandel 
jet eine Schwäche deuticher Idealiſtikt. Doch allein von allen Nationen 
einer theoretiſch korrekten Anschauung feine Zukunft zu opfern, könne man 
Deutichland nicht zumuten. „Wir find bis jebt durch die weit geöffneten 
Thore unferer Einfuhr die Ablagerungsftätte aller Überproduftion des Aus— 
landes geworden — — jehen wir zu, daß wir mindejtens den deutjchen 
Markt, das Abjabgebiet, auf dem die deutjche Gutmütigfeit vom Auslande 
jegt ausgebeutet wird, der deutichen Anduftrie erhalten.“ Die Gefichts- 
punkte der erportierenden Gewerbe jeien nicht die durchichlagenden, der Gr=- 
port fei jtets prefär, der innere Markt aber ficher. Die Handeläverträge 
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jeien nicht, wie die bisherige Nationalökonomie gelehrt hatte, regelmäßig 
vorteilhaft für beide Zeile, jondern e8 handle fich darum: Qui trompe-t-on? 

Und wenn ihm vorgeworfen wurde, daß der Reichäfanzler jelbit noch 
vor furzem die Verantwortlichkeit Für die freihändlerifche Politik getragen, 
daß er jelbjt, wie jajt alle konſervativen Grundbefiter Norddeutſchlands, 
big in die Mitte der fiebziger Jahre erflärter Freihändler geweſen war? 
Hierauf hat Bismard kurz in jener Rede vom 2. Mai 1879, ausführlicher 
bei anderen Gelegenheiten regelmäßig diefelbe Antwort gegeben: bis zum 
Austritte Delbrüds aus dem Reichskanzleramte Habe der Reichskanzler 
fich auf das politische Keffort befchränft und fi) vom handelspolitiſchen Ge— 
biete ferngehalten; jeit Delbrüds Rüdtritt gezwungen, fich jelbft mit wirt— 
ichaftlichen Fragen zu beichäftigen, Habe er durch die Erfahrung nunmehr 
feinen neuen jchußzöllmerifchen Standpunkt gewonnen. Dieſe PBofition war 
völlig unangreifbar; die Argumentation wirkte um jo überzeugender, ala 
Bismarck auch nad der Entlaffung Delbrüds ſtets perfönliche Hochachtung 
gegen den früheren Mitarbeiter in feinen öffentlichen Außerungen an den 
Tag legte!. 

Ebenjoviel Wirkung wie die perfönliche Mäßigung gegenüber Delbrüd 
übte die Verficherung, daß nicht ein gefchloffener Handelaftaat, ſondern 
(ediglih ein ſehr mäßiges Schußzolliyjten angeftrebt werde, endlich ber 
warme Appell an den Patriotismus der deutjchen Volksvertreter, mit welchem 
der Mann, der fi um die Begründung des deutjchen Reichs jelbjt jo hoch 
verdient gemacht hatte, feine Rede jchloß. 

63 war eine in der Gefchichte der preußifchen Beamtenwelt feltene 
Ericheinung, daß ala erjter Opponent nach dem Fürſten Bismard fein 
früherer Staatsminifter das Wort ergriff. Politisch volllommen auf dem 
Standpunkt der Regierung jtehend, hat Delbrüd während der ganzen Be— 
ratung feine weit ins einzelne gehende Sachkunde den Gegnern der Bismard- 
schen Zollpolitit zur Verfügung geſtellt. Ebenſo wurde er ala Verfafjer der 





ı Aflerbing® hat aber gegenüber ber vom Reichskanzler 1879 betonten Ans 
ſchauung, daß die bisherige freihändlerifche Politik Lediglich auf Delbrüd: Rechnung 
zu ſetzen jei, Naffe nachgewiejen, daß auch perjönliche Anſchauungen des Monarchen 
biefe Politik ſtützten. Vergl. den bei Naſſe „Der Cobden-Club und bie deutiche Waren: 
ausfuhr“ auf Seite 10 zitierten Brief des preußiſchen Prinzregenten an Regent Albert 
d. d. 4. April 1860: „Ich ftimme mit Ahnen volllommen barin überein, dab der 
engliich-franzöfiiche Hanbelsvertrag auch für Deutichland bedeutſam iſt und dab der 
Zollverein ſchließlich ſelbſt die Freihandelsgrundſätze aboptieren wird, denen Preußen 
fortwährend nadhgeftrebt hat, aber vergeblich.” 
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befannten, gegen den Getreidegoll gerichteten „gelben Broſchüre“! angejehen. 
Delbrüd betonte in feiner erften Rede bei der Tarifdebatte die Intereſſen der 
Grportinduftrie, 3. B. der jächfiichen Strumpfwirker, deren auf 45 Millionen 
Mark geichäßte Gefamtproduftion zu vier Fünfteln exportiert werde und 
vom Bezuge billigen Garnes in ihrer Konkurrenzfähigkeit abhänge. Von einer 
Einzelkritit der Vorlage zu einer Rechtfertigung feiner Politit aus großen 
allgemeinen Gefichtspunften überzugehen, lag nicht in Delbrüds Abficht. 

Dad, was den Treihändlern — abgejehen von Einzelkorrekturen ſub— 
alternerer Bedeutung — gegenüber der ſchutzzöllneriſchen Majorität nach 
Lage der Sache übrig geblieben wäre, war nur zweierlei: taktiſche Schach— 
züge, für welche eine einheitliche Organifation fehlte, anderjeit? ein Drängen 
an die Schußzöllner gerichtet, auch die läftigen Konfequenzen des Schuh: 
zolles auf fich zu nehmen. Daß der letztere Gefichtäpunft völlig ausgebeutet 
worden wäre, läßt fich nicht behaupten. Allerdings Hat der Abgeordnete 
Eugen Richter einmal? diefen Gedanken berührt: „Wenn wirklich die Löhne 
fteigen“ — jo rief er aus — „hat da nicht der Arbeitgeber die Möglich: 
feit, von auswärts Arbeiter Hinzuziehen und durch die freie Konkurrenz 
der Arbeiter unter fich die Löhne wieder niederzudrüden? Wenn einmal 
Schugzol, dann auch Schußzoll auf ausländifche Arbeiter! Wenn dann 
die Preife der Arbeitslöhne fteigen, dann darf man nicht Arbeiter aus 
Echweden, aus Polen oder aus Italien zuziehen, um in freier Konkurrenz 
die inneren Löhne zu drüden.” Leichter ala durch die vorwiegend ver— 
neinende Oppofition, die in der Folge durch Angriffe auf die Verteuerung 
des Konſums von den Freihändlern vertreten wurde, leichter als durch die 
fortwährende Berufung auf die Hausinduftriellen erportierenden Arbeiter — 
eine für die politiiche Machtentialtung nicht zufunftsreiche Kaffe — 
würden die Freihändler damals und in der Folge die Freude am Schuß: 
zoll ihren Gegnern empfindlich geftört haben, wenn fie ſyſtematiſch von 
Anfang an fi) auf die immer mächtiger werdende Fabrilarbeiterklaſſe 
geftüßt und in deren Intereſſe unabläjfig die Verwirklichung der für erfolg- 
reiche Lohnkämpfe unentbehrlichen Koalitionsfreiheit, anderjeits die Abwehr 
ausländifcher Arbeiter ala Konjequenz der Abwehr ausländifcher Waren in 
erjter Linie gefordert hätten. 

63 fam anderd. Die bereits dem Schußzoll geneigte Majorität belam 
während der Verhandlungen fortwährend Zuzug, bis am 12.7. 1879 der 


! Vergl. Heft 1 der „Freihändleriichen Blätter“, herausgegeben vom Verein 
zur förderung der Handelsfreiheit: Deutichlands Getreideverfehr mit dem Auslande. 
? Bergl. Stenographiiche Berichte 1879, ©. 977, 978. 
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Zolltarif in dritter Lejung mit zweidrittel Majorität, mit 217 von 336 
Stimmen angenommen wurde!. Allerdings erlitt der Regierungsentwurf, 
bis er Gejeß wurde, einige Veränderungen, die geeignet waren, neue An— 
hänger zu gewinnen. 

Der Abgeordnete Flügge Eennzeichnete die Unterhandlunger, welche zu 
einer Verſtärkung der Majorität und zu einer Verſtärkung des Zollſchutzes 
führten, mit Worten?, die fehr bekannt geworden find: „Wenn die Herren 
hier in der Kulifje des Haufes geweſen find vor der Verhandlung über die 
Eijenzölle, jo it es ihnen vielleicht ergangen wie mir, wenn ich die ehrlichen 
Makler einhergehen jah; der eine bot: geben Sie 50 für Roggen, gebe ich 
den vollen Eifenzoll, oder verwerfen Sie das v. Wedellſche Amendement, 
fo gebe ich Ihnen den Roggen u. j. w. Meine Herren, man zweifelte ja 
mitunter, man mußte fich befinnen, daß man fich an der Leipziger Straße 
befand, und nicht etwa in einer jonjt auch ſehr achtbaren Verſammlung 
an der Burgitraße.“ 

Der Hergang, auf welchen hier angefpielt wird, jtellte fich äußerlich 
folgendermaßen dar. Noch am 6. Mai trat der Abgeordnete v. Maltzahn— 
Gültz in einer jcharfen Rede gegen die Zarifvorlage auf. Er warf den 
Eifeninduftriellen vor, daß fie „Ausbeutung des inländifchen Marktes zu 
Gunjten des Erport3” anjtrebten. Er erklärte fich als Landwirt entjchieden 
gegen die Kornzölle, wenigjtens jolange überhaupt der Freihandel aufrecht 
zu erhalten fei. „Die erhöhten Jndujtriezölle, vor deren Forderung wir 
ftehen“ — jo jährt er fort — „wären ficher nicht durchzufegen geweſen, 
wenn es nicht gelungen wäre, durch die Lockſpeiſe der Kornzölle einen Beil 
unjerer Landwirtichaft auf dieje Seite mit hinüberzuziehen.“ Gr jei davon 
überzeugt — jo jprach damals ein Abgeordneter der Rechten — daß ein 
jeder, auch der Eleinjte Zoll fchließlich im Preife der Waren fi ausdrüdt. 
Menn er wirklich für KHornzölle ftimmen jollte, jo gejchehe dies in ber 
ganz beftimmten Hoffnung, daß, wenn jpäter die Agitation gegen diefe 
„Berteuerung der notwendigjten Lebensmittel des Volkes”, die zweifellos 
eintreten werde, anfange und die Kornzölle wieder fortjchaffe, daß fie dann 
bei diefer Gelegenheit einen Teil der Schußzölle der Induſtrien ebenfalls 
mit fortihwenmen werde. Ganz im gleichen Sinne ſprachen fich nicht 
nur jortjchrittliche Gutsbefiger, jondern auch andere Konfervative aus, jo 
v. Wedelle Malchow. Die gleiche Stellung gegen die Kornzölle Hatte im 
Gegenjag gegen die Steuer: und Wirtichaftsreformer auch die officielle 





! Bergl. Stenographiiche Berichte 1879, ©. 2364. 
? Bergl. Stenographiiche Berichte 1379, ©. 1395. 


170 Zweites Bud. Die Ara des Schußzolles. 


Vertretung der deutſchen Landwirtichaft, der deutiche Landwirtichaftsrat, 
länger als der Regierung lieb war, aufrecht erhalten. 

v. Maltahn-Gül und dv. Wedell-Malchow haben in letter Beratung 
für den Kornzoll gejtimmt. 

Die bei der zweiten Beratung vorliegende Regierungsvorlage hatte den 
Peizenzoll auf 1 Mark, den Roggenzoll auf nur 50 Pfennige per 100 Kilo 
normiert. Cine Erhöhung des NRoggenzolle® um das Doppelte wurde im 
Reichdtage erſt durchgefegt, nachdem — noch offenkundiger als bei der 
freihändlerifchen Tarifreform von 1870 — ein Kompromiß vorausgegangen 
war, bei welchem einerjeit3 die Eifenzölle, anderſeits die Zölle auf eigentliche 
Finanzartikel in Betracht kamen, 

Die Eifenzölle waren in der Tarifvorlage von der Vorausſetzung aus— 
gehend normiert, daß das Roheifen — wie die bis 1870 der Fall ge— 
weſen — mit 1 Mark per 100 Kilo verzolt werde. Es waren alfo nicht 
einfach die 1873/77 aufgehobenen Gifenzölle, mit denen man fich noch 
1876 begnügt hätte, jondern erheblich höhere Sätze in Vorſchlag gebradht. 
Der noch freihändlerifch gebliebene Teil der Grundbeſitzer verfuchte einen 
legten Vorſtoß durch den Antrag dv. Wedell-Malchow. Derfelbe forderte 
itatt deö NRoheifenzolles von 1 Mark einen folchen von 50 Piennigen. Anz 
ichließend hieran forderte der Graf Udo zu Stolberg zum Schuße der mit 
fremdem Mtateriale arbeitenden Eifenwerfe der Oftprovinzen, dat Roheiſen 
und Brucheifen jeewärt® von Memel bis zur Weichjelmündung eingehend 
auf Erlaubnisjcheine von den Eiſenwerken zollfrei bezogen werden dürfe, 
Der Antrag Stolberg wurde in der zweiten Beratung am 16. Mai 1879 
abgelehnt, der Antrag dv. MWedell- Malchow blieb bei namentlicher Ab- 
ftimmung mit 125 von 317 Stimmen in der Minorität. Daß die höhere 
Zollpofition für Eifen angenommen wurde, war nicht zum wenigjten den 
Ausführungen Stumms zu danken. Stumm verglich in eindringlicher Rede 
die Produftionskoften der deutjchen und englischen Eiſenwerke, und ein 
merfwürdiger Zufall Hat e8 gewollt, daß mit Rückſicht auf den eben ein— 
dringenden Thomasprozeß! der höhere Zollfaß bewilligt wurde. Und doc 
hat gerade der Thomasprozeß eine rentablere Verwertung derjenigen deutjchen 
Gifenerze ermöglicht, die bisher — weil zu phosphorhaltig — zum Beſſemer— 
prozeß, in dem England das Übergewicht Hatte, untauglich waren! 

Am 23. Mat 1879 wurde in der zweiten Beratung über den Roggenzoll 
abgeftimmt. Die Außerung in dem Briefe des Reichskanzlers an den Frhr. 
v. Thüngen, daß die Tarifvorlage der verbündeten Regierungen im Sinne 
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des Agrarſchutzes verbejferungsfähig fei, wurde eine Ermutigung, die Er— 
Höhung des Roggenzolles auf das Doppelte zu beantragen. 68 blieb aber 
bei der zweiten Beratung der Antrag des Frhr. v. Mirbach, welcher einen 
Roggenzoll von 1 Mark forderte, mit 161 gegen 173 Stimmen in der 
Minorität!. Für den höheren Roggenzoll ftimmten jedoch bereit einige 
Gentrumdmitglieder, jowie die Fraktionen Stumm und dv. Wedell-Malchow. 
Dagegen ſtimmten Windthorft, die meiſten Nationalliberalen, der Fortſchritt 
und die Socialdemokratie, endlich auch die preußischen Staatsminijter Falk 
und Friedenthal, alfo insbefondere der Minifter, welcher die Antereffen der 
Zandwirtichaft berufsmäßig zu vertreten hatte. 

Bereits während der Getreidezolldebatte Hatte der bisherige Präfident 
des Reichdtages von Fordenbed fein Amt niedergelegt und dabei auf den 
Gegenſatz hingewieſen, in welchen er in Bezug auf tiefgreifende Fragen mit 
der Majorität des Reichdtages gefommen fei. Wenige Tage jpäter meldete 
auch der erfte Vicepräfident des Neichstages, Freiher Schenk von Stauffen- 
berg, daß er durch heftige Erkrankung zur Amtsniederlegung gezwungen jet. 
Die Neuwahlen des Präfidenten und erſten Vicepräfidenten, welche hierdurch 
nötig wurden, fündigen eine Verfchiebung der biöherigen Majoritäten an. 

Inzwischen fam es am Schluffe der zweiten Beratung zur Erörterung 
der in der Tarifvorlage enthaltenen Finanzzölle. Der Berichterftatter der 
Kommiſſion, Windthorft, wies darauf hin, daß die neue Zolle und Steuer: 
politif dem Reiche erhebliche Mehreinnahmen bringen werde, und daß dieſe 
Mehrung der Jelbitändigen Einnahmen einerſeits die Gelbftändigfeit der 
Ginzelitaaten, andererſeits das Steuerbewilligungsrecht des Reichstages ge= 
tährden könne. Es hatten fich zwei Anträge, um dem abzubelfen, gegen» 
übergeftanden: der Antrag v. Bennigfen, welcher zwar die Machterweite- 
rung des Neiches gegenüber den Ginzelitaaten willkommen hieß, aber einen 
beweglichen Salz. und Kaffeezoll forderte, um dag Bewilligungsrecht des 
Reichstages zu wahren, und andererjeit3 der vom Gentrum und den beiden 
fonfervativen Parteien unterjtühte Antrag, welcher als clausula Frandenftein 
Geſetz geworden ift. Dieſe clausula Frandenftein, welche den 130 Millionen 
überfteigenden Ertrag der Tabakſteuer und der Zölle nicht dem Reiche, 
jondern den Einzelitaaten übermweift, fuchte die Intereſſen der Einzelftaaten 
und des Neichdtages zu verfühnen. Am 9. Juli 1879 hielt dv. Bennigjen 
bei Gelegenheit der Verhandlung über diejes Thema eine ungewöhnlich er= 
regte Rede, aus welcher zu entnehmen war, daß die Zügel der Reichstags» 
majorität den Nationalliberalen entglitten feien und das Zufammengehen 
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des Gentrums und der beiden fonjervativen Parteien in dieſer Frage bedeu- 
tungevoll jür die Parteifonftellation und die Politif des Reichskanzlers in 
der Zukunft werden würde. In der Rede Bennigfend wurde zugleich auf 
den jveben eingetretenen Rücktritt dreier preußijcher Minifter angejpielt, ohne 
da gerade die Entlaflung des Kulturfampiminifters Falk ala ein Mittel, das 
Centrum für die Finanzzölle zu gewinnen, und die Entlafjung de noch 
vor furzem gegen den höheren Roggenzoll aufgetretenen Aderbauminifters 
Hriedenthal als eine Konzejfion an die fonfervativen Agrarier ausdrüdlich 
und mit Klaren Worten bezeichnet worden wäre. Nach Bennigjena Rede 
ſah Sich Friedenthal als Abgeordneter noch beſonders veranlaßt, hervor— 
zuheben, daß er und Falk nicht etiwa deswegen zurüdgetreten jeien, weil 
fie den Frandenftein’schen Antrag mißbilligten. Sie beide ftänden demfelben 
ſogar ſympathiſch gegenüber’. 

Der Reichskanzler hielt hierauf eine Rede, die ſich insbeſondere gegen 
die Bemerkung Bennigſens wendete, daß die clausula Franckenſtein im 
Widerjpruche ftehe mit dem Programm des Reichskanzlers, durch die neue 
Zolle und Steuerpolitit die DMatrifularbeiträge entbehrlich zu machen und 
dad Weich auf eigene Füße zu ftellen. Der Reichskanzler brauchte jehr 
icharfe Worte gegenüber der nationalliberalen Partei, die bisher feine Politik 
mit Begeifterung unterftügt hatte: „Eine Fraktion kann jehr wohl die 
Regierung unterftügen und dafür einen Einfluß auf fie gewinnen, aber wenn 
fie die Regierung regieren will, dann zwingt fie die Regierung, ihrerjeits 
dagegen zu reagieren ?.” Der Tropfen demofratifchen Oles für die Gal- 
bung des bdeutjchen Kaiſers brauche nicht gerade ein Eimer zu werden. 
Stelle denn überhaupt die nationalliberale Partei eine Mehrheit dar? Gr 
fönne nicht umhin, der Partei eine größere Beicheidenheit für die Zukunft 
anzuraten. 

Der Reichskanzler war auf fein Verhältnis zum Gentrum zu fprechen 
gekommen. Der Abgeordnete Windthorft betonte hieran anfnüpiend, daß die 
liberale Wirtjchait Bankerott gemacht habe und daß feine Parteifreunde 
einträten als die Liquidatoren des Konkurſes. Er wies darauf Hin, daß 
man das Gentrum bisher mit dem Makel der Reichsfeindichait gebrand- 
markt habe und daß es anderd werden würde. 68 werde dem Gentrum 
eine Herzliche Freude fein, mit den SKonjervativen zu gehen. „Ich bin der 
Meinung, daß nach dem Laufe der Dinge der Pendel der großen politijchen 
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Uhr, welcher bisher jehr ſtark nach Links fchlug, jet mehr nach rechts 
ſchlägt.“ Windthorſt jtellte in Abrede, daß durch einen förmlichen Vertrag 
dad Centrum fich für die Schuß. und Finanzzölle engagiert und dafür 
Abrüftung des KHulturfampfes verfprochen erhalten Habe, und es iſt fein 
Grund, an Windthorfts Wahrheitsliebe irgendwie zu zweifeln. Allerdings 
wurde aber von ihm die Erwartung außgefprochen, daß auf Falks Ent— 
laffung noch weitere freiwillige Konzeffionen folgen würden, während er 
gleichzeitig betonte, daß die fchußzöllnerifche Stimmung in Gentrum älter 
fei, ala der Umſchwung der Politik des Reichskanzlers. 

Der Roheifenzoll wurde in der dritten Leſung ohne Schwierigkeit in 
gewünschter Höhe durchgejeßt. Andererfeit3 gelangte in dritter Beratung der 
Roggenzoll von 1 Mark, dem Antrage des Freiherrn von Mirbach entjpre= 
hend, mit einer nicht gerade großen Majorität, 186 gegen 160 Stimmen, 
zur Annahme!. Windthorſt ftimmte perfönlich auch diesmal dagegen, nicht 
aber das Gros feiner Partei. Diefe wichtige Entjcheidung war am 11. Juli 
gefallen. Kine Anzahl Mitglieder der Rechten Hatten noch bei diefer Ab— 
ftimmung gegen den erhöhten Roggenzoll Stellung genommen, fo v. Behr: 
Shmoldow, Fürſt Garolath u. a. Aber noch vor der Abjtimmung des 
11. Zuli hatten dieje freihändleriichen Sonjervativen und dv. Treitichfe eine 
Erklärung verlefen laffen folgenden Wortlautes: „Die Unterzeichneten haben 
durch ihr Verhalten bei den beiden eriten Leſungen der Tarifvorlage dar— 
gelegt, daß fie das Verlaſſen der jtaatswirtichaftlichen Grundjäße, welche 
den Handelsverträgen mit Frankreich und Ofterreich zu Grunde lagen, nicht 
billigen können. Sie halten es andererfeit3 für dringend geboten, dem 
Haushalte des Neiches und der Ginzeljtaaten durch Finanzzölle die not= 
wendig gewordenen Ginnahmequellen zu eröffnen. Diefe politifche Notwen— 
wendigkeit jteht ihmen höher als volfswirtjchaftliche Bedenken. Da fie bei 
der Schlufabftimmung nur die Wahl haben zwijchen der Annahme und 
der Berwerfung des gefamten Tarife, jo betrachten fie e8 ala ihre Pflicht gegen 
Kaifer und Reich, in dritter Lefung für die Tarifvorlage zu ftimmen?,“ 

Dies Beiipiel fand Nachahmung. Die jchließliche Annahme des ge— 
lamten Tarifs erfolgte ohne alle Schwierigkeiten. 

Freilich) Hatte das Tariigefeß, dem dann die verbündeten Regierungen 
ihre Zuftimmung gaben, manche wejentliche Anderung gegenüber der ur— 
Iprünglichen Vorlage erlitten. Nicht allein die clausula Frandenftein fam 
in diefer Beziehung in Betracht, nicht allein jerner die Anderungen, welche 
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der Reichätag an dem Paragraphen vorgenommen hatte, der der Regierung 
jehr weitgehende Retorfionsbefugniſſe fichern follte: vor allem waren viele 
Änderungen in den Zollfägen im einzelnen vorgenommen worden, und zwar 
meiſtens im jchußzöllnerifchen Sinne. Augenzeugen verlicherten, daß es im 
Lande der Dichter und Denker damals jehr amerifanifch Herging, daß — 
um die Majorität für den gejamten Tarif zu jtärfen — Schubzölle jehr 
freigebig ausgeteilt wurden, fobald nur der Wunſch ohne Verletzung allzu 
mächtiger Interefjen erfüllbar war. Man hat wohl von gegnerifcher Seite 
gejagt, aus dem deutjchen Hamlet jei damals ein Richard III. geworden. 
indes jolche zollpolitifche Gelegenheitsgaben werden bei derartigen Bera— 
tungen in den gejeßgebenden Verſammlungen aller Länder gefpenbdet. 





Il. Allgemeiner Charakter der Tarifpolitif der achtziger Jahre. 


Bei der Zarifreform von 1879 waren drei Gefichtspunfte maßgebend: 
das Finanzintereffe, das Intereſſe des induftriellen Zollſchutzes und das 
Intereſſe des Agrarſchutzes. 

An ſich iſt es eine falſche Behauptung, daß nur beim Schutzzollſyſteme 
reichliche Einnahmen zu erzielen ſeien. Ein freihändleriſches Tarifſyſtem, 
welches im finanziellen Intereſſe wenige Artikel des Maſſenverbrauches be— 
laſtet, kann ebenſo ergiebig geſtaltet werden, wie das deutſche Zollſyſtem 
gegenwärtig iſt. Aber die Politik von 1879 brachte demgegenüber einen 
Vorteil. Sie brachte eine raſche Steigerung der Zolleinnahmen. Die 
Nettoeinnahme aus den Zöllen bat 1877/78 103.7 Millionen, d. i. 
2.40 Mark auf den Kopf der Bevölkerung, dagegen 1889/90 357.7 Mill., 
d. i. 7.30 Mark auf den Kopf, betragen. Bereits 1883/84 war die Netto« 
einnahme auf 189.7 Millionen, d. i. 4.17 Mark auf den Kopf gejtiegen !. 
Dabei waren diejenigen Zölle, welche inländijchen Verbrauchsſteuern ent— 
fprachen, noch nicht einmal auf den Gefichtepunft größtmöglicher finan- 
zieller Ginträglichkeit zugefchnitten. Zeil durch höhere Beſteuerung des 
ausländifchen als des inländifchen Erzeugniffeg, welche fogar bei dem 
nicht jeewärts eingehenden Salz in Anwendung kam, teils durch Gewährung 
reichlicher Ausfuhrvergütungen, teil® auf anderem Wege brachte das 
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Finanzinterefje der Beförderung der landwirtfchaftlichen Induſtrien ſogar 
da erhebliche Opfer, wo es ſich um eigentliche Steuerzölle handelte. 

Menden wir uns dazu, die AInduftriefchußzölle von 1879 zu charaf- 
terifieren, jo würden wir uns im allgemeinen einer Webertreibung jchuldig 
machen, wenn wir behaupten wollten, daß ein ſogenanntes Hochichußzoll- 
iyitem inauguriert worden fei. Die wichtigften Pofitionen der induftriellen 
Schutzölle waren aus einer vorhergegangenen Berjtändigung entgegen- 
gejeßter Intereſſen hervorgegangen. Im ganzen Hatten die induftrieflen 
Schutzöllner eine glüdliche Hand gezeigt, als fie das jehr gemäßigte In— 
duſtrie-Schutzzollſyſtem, welches noch 1879 bejtand, in ein Syitem ener- 
giſcheren Schußes verwanbelten und vor allem den Halbiabrifaten aus: 
giebigeren Schuß angedeihen ließen. 

Die Tarifgeſetzgebung bezüglich der Tertilzölle war überhaupt niemals 
zum völligen Freihandel übergegangen. Die zwei Hauptgefichtöpunfte, 
welche bezüglich der Baumwollinduftrie nunmehr Geltung erlangten, waren 
eine höhere Verzollung der feineren Gewebe und eine Reforın der Baunı« 
wollgarnzölle. Bezüglich der Baummollgarnzölle wurde verjpätet ein Ex— 
periment unternommen, twelches vielleicht 1862 —-65 recht zeitgemäß gewefen 
wäre, 1879 unternommen dagegen ala ein Anachronigmus bezeichnet werden 
mußte; ein Experiment, welches bei der neueften Wendung unferer Handels— 
politif wohl kaum auf die Dauer fortgefegt werden wird. Der Cab von 
12 Dark pro 100 kg bleibt für die ordinärjten Baumwollengarne beftehen. 
Es war dies der Sa von 1865, auch von 1873. Für feinere Nummern 
aber werden die Gewicht3zölle entjprechend erhöht. Die feinſten Baumwoll— 
garne, roh eindrähtig, wurden jchon 1879 auf 36 Mark, zweidrähtig roh 
auf 39 Mark Zoll gejeßt; ein: und zweidrähtige und gebleichte oder ge— 
färbte Garne der feiniten Nummern zahlten bis 48 Marl, Es ift troß 
dieſes Erperimentes nicht gelungen, e8 dahin zu bringen, daß Deutfchland 
einen Bedarf an den feinjten Baummollgarnen jelbjt jpinnt. 

Der Leineninduftrie fam zu ftatten, daß der Flachszoll, den über: 
einige Agrarier mit einer Stimme Majorität in das Geſetz Hineingebracht 
hatten, jchließlich nicht in Kraft gejeht wurde, während die Zollerhöhungen 
für Leinengefpinft und Leinengewebe in Kraft blieben. 

In der Wollinduftrie zeigte der Tarif kluge Zurüdhaltung infofern, 
als bei der Erhöhung der Wollgarnzölle in demjenigen Artikel, in welchem 
England durch klimatiſche Umstände eine unüberwindliche Superiorität be= 
fit, in den Harten Kammgarnen aus Mohair:, Alpacca- und Genappes= 
wolle, der niedrige Saß von 3 Mark pro 100 kg aufrecht erhalten blieb. 

Auch bezüglich des Eiſens wurde nicht auf die Zolljäße von 1844 
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oder 1865 zurüdgegriffen, jondern der grundlegende Zolljaß für Roheiſen 
wurde mit 1 Mark pro 100 kg normiert, wie er von 1868—1870 be— 
itanden hatte. Freilich bedeutete dieſer Gewichtögollfaß nach der Verbilli— 
gung des Eiſens, die eingetreten war, einen relativ jtärferen Schuß als 
vor einem Jahrzehnt. 

Die Trabanten der Zollichugagitation Hatten neben den führenden 
Induſtrien, der Zertilinduftrie und dem Eifengewerbe, ebeniall® Beiriedi- 
gung ihrer Ansprüche durchgejegt, jo die Papierinduftrie, die Induſtrien 
der übrigen unedlen Metalle außer Eijen, die Lederinduftrie, die Glas— 
und Thonwareninduftrie, die Yabrifation von Mufitinftrumenten, die Ver: 
arbeitung von Waren aus Kautſchuk, Holz, Stroh und Baft, endlich auch 
die Gtein- und Schieferverarbeitung, die Erzeugung von Bürftenbinder- 
waren und Siebmacherwaren, ſowie die Licht: und Seifenjabrilation. Auch 
verschiedene chemische Induſtrien Hatten Schußzölle befommen, nicht am 
wenigften die Sodafabrifation als Erfolg einer jeit langer Zeit fort: 
gejeßt betriebenen Agitation. Bezüglich der Seideninduftrie wurde in dem 
ichließlichen Tarif dem Bedürfniſſe der erportierenden rheinifchen Seiden- 
webere: inſoweit Rüdficht gefchenkt, daß man — abweichend von dem 
Regierungsentwurf — darauf verzichtete, geiponnene Floretſeide mit einem 
Zoll zu belegen. 

Die weiteftgehenden ſchutzzöllneriſchen Forderungen waren durch die 
1879 gewährten Induftriefchubzölle keineswegs befriedigt. Doch die Eugen 
Führer der induftriellen Schußzollbewegung, welche in dem 1879 verein= 
einbarten Syitem die Grenze deffen erkannten, was erreichbar war, ohne 
den Erport der großen Induſtrie zu gefährden; fie haben es verjtanden, 
mit Geſchick die radifaleren Elemente zu zügeln. Die Indujtriefchußzöllner 
find im ganzen wohldiscipliniert auch nach 1879 aufgetreten. Was an 
Induftriefchußzöllen nach 1879 noch gefordert und gewährt wurde“, war 
zwar feineswegs unerheblich, aber doch bedeutend weniger weitgehend, als 
dag, was die jchußzöllnerifche Kandwirtichaft in den 80er Jahren errungen 
hat. Den Reigen eröffnete die 1881 gewährte Zollerhöhung auf wollene 
Damenkteiderjtoffe. Hiermit follte die in ihrem auswärtigen Abſatz jeit 
1879 geichädigte Jnduftrte von Glauchau, Meerane, Zwidau, Olsnitz und 
Chemnitz inſofern entſchädigt werden, als die konkurrierenden Ausländer vom 
heimiſchen Markt vertrieben wurden. Vorſchläge weiterer Erhöhungen von 
Zöllen, welche die Regierung ſeit 1882 einbrachte, wurden zunächſt abge— 
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gelehnt; dagegen die von der Regierung gleichzeitig beantragte Zollermäßi- 
gung von Schmiedeeifen« und Walzdraht zur Kraßenjabrikation, ſowie von 
Elfenbein und Perlmutterjtüden 1882 genehmigt. 

Wenn auch nicht Hinfichtlich aller Induftriezölle nachzumweijen ift, daß 
die Politit des Schußes der nationalen Arbeit in erſter Linie nach den 
Gefichtöpunften der arbeitenden Klafjen felbit geleitet wurde, jo ift doch in 
einem Falle die befondere Berüdfichtigung des Arbeiterintereffes anzuer- 
fennen, nämlich bezüglich einer Zollerhöhung, die 1884 in erfter Linie 
mit focialpolitiichen Motiven gerechtfertigt wurde. Um wirkſam die vom 
Reiche in Ausficht genommene Steigerung der gejundheitspolizeilichen Anz 
forderungen bezüglich der Fabrikation von Phosphorzündhölzern durchführen 
zu können, wurde 1884 eine erhebliche Erjchwerung der Einfuhr auslän- 
diicher Zündhölger und Zündkerzchen erwirkft, welche insbejondere die Ein— 
fuhr von Zündhölgern aus Staaten mit geringerer Arbeiterfürjorge Tern- 
halten follte. 

Als im Jahre 1885 eine Tarifnovelle vorgelegt wurde, welche die 
Erhöhung agrariſcher und induftrieller Schußzölle verkoppelte, gelang es 
allerdings den Baumwollſpinnern, der Spitzen- und Stidereiinduftrie, den 
Zeinenspinnern, Uhrmachern, Lichtefabrifanten, der Stein und Asbeſtinduſtrie 
und einigen Induſtrien £leineren Umfanges ziemlich erhebliche, wiederholt 
jeit 1882 beantragte Zollerhöhungen gegen den Tarif von 1879 durchzu— 
ſetzen; aber die politifch einflußreichite der jchußzöllnerifchen Induſtrien, die 
Gifeninduftrie, verharrte beim status quo, und die Summe der überhaupt 
von 1879—1891 eingetretenen Erhöhungen von Schußzöllen ift in den 
großen Stapelinduftrien eine ziemlich bejcheidene geblieben. 

Die Stimmung in der Öffentlichen Meinung hat fi mit lebhafter 
Agitation, die der gegen die Getreidezölle gerichteten vergleichbar wäre, 
gegen dieje Induſtrieſchutzzölle nicht erhoben. Diejenigen Angriffe, welche 
überhaupt in weiteren Kreifen die Aufmerkſamkeit allein feſſelten, be— 
ſchränkten fich auf zwei Punkte des Induſtrieſchutzzollſyſtems: erjtens jei 
das Erperiment mit den Garnzöllen mißlungen und die Fortſetzung des— 
jelben eine Gefährdung des Grportö der Baumwolle und Seiden— 
weberei; zweitens babe in den im großen Stile betriebenen In— 
duftrien fich die 1879 bereit3 don den Freihändlern gehegte Befürchtung 
verwirklicht, daß nicht, wie Liſt es einit in der Periode der erziehlichen 
Schubzölle erwartet hatte, die innere Konkurrenz der zollgeſchützten Produ— 
zenten allmählich die Preife auf das Niveau des Auslandes drüden und 
‚den Zollſchutz entbehrlich machen würde; vielmehr werde durch KHartellierung 
der in großen Gtablifjements betriebenen Jnduftrien der Zoll dem Inland 
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gegenüber voll ausgenüßt, dem Ausland gegenüber aber zur Aufrechterhal: 
tung des Grports ein billigerer Preis als im Inlandsverkehr zugeitanden. 


Während die Induftrie jowohl im freihändlerifchen England wie im 
ſchutzzöllneriſchen Deutjchland nach 1879, ferner nach den Tiefpunkten der 
Depreifion von 1883 und von 1886/87 wiederum Zeiten des Aufſchwungs 
zu verzeichnen Hatte, flagte der am Körnerbau intereffierte Teil der Land» 
wirtfchaft bis gegen Ende der achtziger Jahre Tortgejeßt über andauernden 
Niedergang der Preife. Der Getreidebau und die Forſtwirtſchaft forderten 
und erreichten über die Säße von 1879 erheblich Hinausgehenden Zollſchutz. 

Durhaus nicht alle Punkte aus dem Programm der allgemeinen 
Zollpflichtigfeit, mit welchem die Agitation für Agrarſchutz 1877—79 ſich 
eingeführt Hatte, waren von der Tarifgejeßgebung adoptiert worden. Frei— 
geblieben waren von Rohſtoffen in Fortſetzung dev feit 1865 beiolgten 
Politit Wolle und Baumwolle, Steinfohlen,, Theer und Pech, nach einer 
furzen Berirrung der Flach, endlich auch die Eifenerze, nicht aber Öl und 
Talg. Bor allem im Vordergrunde de neueingeführten Agrarfchußes ftehen 
die Zölle auf Getreide, Vieh und Holz mit Ausnahme des Brennholzes, 
das frei blieb; den Getreidezöllen entfprechend mußten Mehlzölle eingeführt 
werden. 

Der Bericht der vom Bundesrat eingejegten Zolltariflommiffion ! hatte 
die Zölle auf Nutz- und Bauholz als den jchwächiten Punkt bezeichnet. 
Troßdem hier am wenigjten der Geſichtspunkt der Arbeiter in der Handels— 
politit zur Anwendung fam?, troßdem der MWaldboden ungefähr zur 
Hälfte im Beſitze des Staates, der Gemeinden und anderer juriftifcher 
Perjonen, zur anderen Hälfte großenteil® im Befige der Reichſten und 
Dpierfähigiten der Nationen fteht, fand das Argument des Reichskanzlers 
für die Holazölle bei der Majorität Zuftimmung, wonach der Holzzoll feine 
Berteuerung bewirken fünne, da das Holz des Auslandes, insbejondere Ruß— 
lands, „mit gebundener Marichroute” nach Deutjchland komme und fomit 
von der deutſchen Zollgefeggebung ohne Beläftigung der deutjchen Sons 


ı Vergl. aus der neuerlichen Litteratur über dieſe Praris ben bie nachteiligen 
und vorteilhaften Wirkungen diejer Sartellpraris am typiichen Beifpiel der Walz- 
eifenindujtrie beleuchtenden Bortrag Brentanos in der Geiellichait öfterreichiicher 
Boltawirte vom 29. Oltober 1888. 

2 Vergl. das Minoritätvotum auf ©. 79 
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fumenten beiteuert werden könne. Die Holzzölle waren jo wenig populär, 
daß der Berfuch der Regierung, 1883 eine Erhöhung derfelben durchzufehen, 
beim Reichstage jcheiterte. Erſt bei der verfoppelten Tarifreform von 1885 
verfuchte man es von neuem Hinfichtlich der Holzzölle mehr ala 1879 zu 
erlangen, und auch diesmal nahm der Reichstag gegenüber den Vorſchlägen 
der Regierung erhebliche Herabjegungen vor, wie er auch auf ftärfere 
Berüdfichtigung des Intereſſes der Holz verarbeitenden Induſtrien drang, 

Doch nicht alle agrariichen Zölle begegneten bderfelben Abneigung bei 
den Unbeteiligten wie die Holzzölle. Wenn überhaupt bei der jchweren 
Krife, die die Landwirtſchaft durchzumachen hatte, ein zollpolitiicher Schuß 
von Nußen fein und die Wehen des Übergangs von einer Betriebsart zur 
anderen lindern fonnte, jo waren die Zölle auf Vieh und Fleiſch am erſten 
hierzu geeignet. Freilich wenn die ftärkere Betonung der Viehwirtichait 
gegenüber dem Körnerbau wirkſam angeregt werden jollte, dann war ein 
gleichzeitiger Zollihuß für den Körnerbau nicht angebracht, und auch unter 
diefen Umjtänden war das Problem der Viehzölle fein leichtes, da dem 
Bedürfnis nad) Einfuhr ausländifchen Jungviehes und Zuchtviehs Rechnung 
getragen werden mußte. 

Auch England Hat nach Aufhebung der Kornzölle durch unwillkürlich 
oder willfürlih auf Schuß der Viehwirtſchaft wirkende Maßregeln feinen 
Landwirten den Übergang erleichtert. Ein befannter englifcher National: 
ökonom Hat darauf Hingetwiejen, wie wunderbar es fih traf, daß bei 
niedrigem Stande der Viehpreife regelmäßig eine Verjeuchung des auslän- 
diſchen Viehes englifcherfeits fonftatiert wurde und janitäre Einfuhrverbote 
ftattfinden mußten. 

Während 1879 die Zollfäge für Pferde und andere Einhufer erheblich 
höher ala jelbit die Sätze von 1860 angejegt wurden, zeigte fich in den 
Zollfägen für Stiere, Kühe, Hammel eine gewiffe Mäßigung. Auch die 
Viehzollerhöhungen von 1885 find an fich nicht gerade maßlos gewejen. 
Viel weniger als die Zölle find die Einfuhrverbote von Fleisch und ge: 
wiſſen Bieharten aus gewiffen nach Anficht der Regierung verjeuchten Gegen- 
den in Deutichland Gegenstand der Diskuffion geworden. 

Den Kern- und Angelpunkt des agrarischen Schußes ſeit 1879 bildeten 
die vielbejprochenen Getreidezölle.. Die Hinfichtlich der Getreidezölle befolgte 
Politik ift — wie es von Maltahn- Gül bereits 1879 betonte — der 
Ausgangspunkt derjenigen Agitation geworden, welche das ganze 1879 
errichtete Schußzollgebäude gegenwärtig bedroht. 

AN die Gefichtspunfte, welche uns bereit durch die Steuer: und 
MWirtfchaftsreformer vertraut find, waren in den Motiven des Zolltarifeg 
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von 1879 von der Regierung adoptiert worden. Dem Roggenzolle, der erft 
vom Reichstage auf die Höhe des Weizenzolles gebracht worden war, ging 
ed, wie dem unehelichen Finde, deſſen VBorhandenfein man entjchuldigt, weil 
es doch gar fo Klein fei. Die wiederkehrende Argumentation ift: Wie die 
Aufhebung der Mahlſteuer angeblich nicht auf die Verbilligung oder quali— 
tative Verbefferung des Brote gewirkt habe, jo werde eine Getreideabgabe 
— an den Thoren des Deutichen Reiches erhoben — feinen Preisaufichlag 
bewirken. Ehe das Getreide vom Produzenten an den Brotverzehrer komme, 
verlange die Spekulation, der Zwijchenhandel und das Bärdergewerbe 
einen übermäßigen Tribut, von welchem diefe Mittelsleute jehr wohl einen 
Anteil an den Produzenten ablaffen fönnten, ohne fi) am Konfumenten 
entichädigen zu müflen. Diefe Argumentation wurde noch um jo wirk— 
famer dadurch, daß die Motive die große örtliche Preisverjchiedenheit des 
Getreides, die innerhalb Deutjchlands herrfche, mit dem Betrage des vor— 
geichlagenen Kornzolles in Vergleichung brachten. Je nach dem Publikum, 
mit dem man es zu thun hatte, wurde es jeitdem Gepflogenheit der Anhänger 
des Kornzolles, den Zoll ala vollkommen einflußlos auf den Inlandspreis an: 
zuſehen, da ihn das Ausland trage, oder andererfeit3 dem inländifchen Produ— 
zenten zu verfichern, daß er vor einem Preisfalle des Kornes durch den Zoll 
bewahrt werde. Stiegen unter der Herrichaft des Zolles die Brotpreife, jo war 
hieran die Getreideipefulation ſchuld. Gefiel e8 diefer Spekulation jedoch, im 
zollgeſchützten Markt die Getreidepreife nicht zu fteigern, fondern zu drüden, 
jo wurde eine weitere Erhöhung der Getreidezölle als Schuß gegen die Spefu: 
lation gefordert. Beſtrebungen, den parafitären Zwijchenhandel durch 
genoffenichaftliche Selbithülfe, durch Ablieferung an gemeinfam verwaltete 
Glevatoren und Verkauf für gemeinfchaftliche Rechnung an die Bäder aus» 
zurotten, wurden erit wach, nachdem die Zollgefeßgebung auf das Aus— 
giebigfte in Anipruch genommen worden war, und fie erjchienen nur denf- 
bar, wenn der Staat das nötige Geld vorichöfle. Der Thatſache, daß der 
in Deutichland noch vorberrichende Eoftipielige Kleinbetrieb im Bäderei= 
gewerbe verteuernd wirke, fuchte man nicht durch Förderung des Groß: 
betriebes zu begegnen; denn die eifrigften Befürworter der geiteigerten Ge- 
treidezölle waren durch politische Rückſichten verpflichtet, die auf Fortfriſtung 
des Kleingewerbes gerichtete Innungsbewegung zu fördern: jo nahm man 
denn jeine Zuflucht im reife der Steuer: und Wirtichaftsreformer zur 
Forderung der Wiedereinführung von Brottaren. 

Bei weitem die ernfteiten Gefichtspunfte, welche vorgebracht wurden 
und allerdings am eriten das Erperiment, welches Deutjchland mit den Ge- 
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treidezöllen unternommen hat, motivieren konnten, waren militäriiche: Es 
komme darauf an, zu verſuchen, ob durch die Zölle eine derartige Aus— 
dehnung des deutjchen Getreidebaues bewirkt werden fünne, daß Deutichland 
auch in Kriegszeiten unabhängig vom Auslande in jeiner Brotverforgung 
werde, und zweitens, es ſei die ländliche Bevölkerung als Lieferant des beiten 
Soldatenmaterialg zu bevorzugen. Als 1885 der Neichdtag — Über die 
Vorfchläge der Regierung Hinausgehend — den Zoll auf die Brotirucht 
auf 3 Mark erhöhte, ala endlich 1887 — allerdings indem nunmehr der 
Reichstag die Borfchläge der Regierung ala zu weit gehend reduzierte — 
der Getreidezoll auf 5 Mark erhöht wurde, da famen zu den bisherigen 
Gefichtöpunften noch neue Hinzu. Der populären Frageſtellung, die fich 
allein damit bejchäftigte, ob der Kornzoll das Getreide verteure, nicht aber, 
ch er Deutjchland Hindere, an der auf dem MWeltmarkte eingetretenen Ver— 
billigung des Getreides entiprechend teilzunehmen, wurde entgegengeießt, daß 
bis 1887 der Inlandspreis des deutſchen Getreides nicht geftiegen,, jondern 
gefallen fei. Die Urfache Hierfür juchte man großenteil® und gewiß auch 
mit einiger Berechtigung in den Balutaverhältnifien der hauptiächlichiten 
agrariihen Konkurrenzländer. Endlich wurden in der Zeit der Gocial- 
geſetzgebung jelbjtveritändlih auch ſocialpolitiſche Gefichtspunfte geltend 
gemacht. Eine Kohnherabjegung der Ländlichen Arbeiter fei unvermeidlich, 
wenn die Getreideproduzenten nicht ausgiebig gejchüßt würden. Außer: 
dem wurde der Bauernftand in gefchiekter Weiſe mobil gemacht, damit nicht 
die Getreidezollagitation das Odium einer im Intereſſe des Großgrundbefites 
alleın unternommenen Bewegung tragen müſſe. 

Über die Wirkung der Getreidezölle auf Brotpreis und Getreidepreis 
find ſeitdem zahlreiche vielbejprochene Unterfuchungen erichienen, und wenn 
die Getreidezölle feinen andern Vorteil gehabt haben, jo haben ſie ficher 
den gehabt, zu einer Vertiefung unferer Erkenntnis der Zufammenhänge der 
Machtverhältniffe und Preisverhältniffe innerhalb der Volkswirtſchaft anzu— 
tegen. 

Sehen wir ab von den Wirkungen auf die Getreidepreife, jo war die 
interefjantefte Wirkung die, daß keineswegs den Verkäufern in den Dft- 
provinzen der volle erwartete Vorteil zufiel. Der geficherte Abſatz des in 
den Oftprovinzen produzierten Getreideüberjchuffes nach dem getreideärmeren 
Welten verichlang gewaltige Eifenbahnfrachtkoften troß des Entgegenfommens, 
welches die Eifenbahntarifpolitif dem agrarifchen Intereſſe zeigte. Drei 
Intereſſen begannen fich zu verbünden und, abgejehen von den Konjumenten, 
mit dem Syfteme unzufrieden zu werden: der Handel der Oftprovinzen, dem 
zu Liebe einft Hauptfächlich die alten Getreidezölle aufgehoben worden waren, die 
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Mühleninduftrie, welche ihren Mehlerport zu bewahren juchte, und endlich 
die unmittelbar an der Dftfee gelegenen preußifchen und pommerfchen Groß— 
grundbefier, welche die Zeiten wieder zurüdjehnten, da es rentabel geweſen 
war, auf dem Seewege Weizen nach dem Auslande zu jchiden. 

Ein Zeil der Intereffenten der Miühleninduftrie und des Getreide» 
handels wurde bejchtwichtigt durch diejenige Form, im welcher gegenwärtig 
vom jtrengen Jdentitätönachweife bei zur Wiederausfuhr beſtimmtem ein= 
geführten Getreide abgefehen wird!. 

Wie alles wiederfehrt in der Geichichte, jo tauchte fchließlich ala Vor: 
ichlag derjenigen, die den Konfumenten jchonen und dem Produzenten mög» 
lichiten Zollſchutz gleichzeitig fichern wollten, auch in Deutichland in den 
achtziger Jahren der Gedanke einer gleitenden Zollſtala auf, und zwar troß 
aller der befannten Erfahrungen, die man in langjähriger Praris in Eng» 
land hiermit gemacht hat. 


111. NRüdblid auf die Politit der achtziger Jahre und ihren Erfolg 
in den Handelspertragsperhandlungen. 


Es wäre überaus verlodend, jtatt der joeben gegebenen flüchtigen 
Stizze der tarifpolitifchen Strömungen, die in feiner Weife Vollſtändigkeit 
beanjprucht, Fall für Fall jeitzuftellen, welche Erwartungen 1879 bei Ein— 
führung der einzelnen Zölle zum Ausdrude famen und wie weit die That» 
jachen diefen Recht gegeben haben. Gine unparteitiche Daritellung der Ent- 
wicklung in diefem Jahrzehnt wäre dann nur möglich, wenn man zugleich 
die Schußzöllnerifchen Strömungen und die dagegen wachgewordene Oppo= 
fition berüdfichtigte, wenn man ferner unterfuchte, wie weit die eine oder 
andere Richtung in ihrer Meinungsfreiheit durch politische Anfchauungen, 
durch die Negierungspreffe, durch die Art des Aufbaues der Intereſſen— 
vertretungen, durch den Einfluß der Verwaltung gefördert oder gehemmt 
worden ıft. Es würde bei den Wirkungen der Zollpolitit nicht bloß die 
Statiftit des ausländijchen Handels, der Produftionsmengen und der er— 


ı Vergl. auber den Berhandlungen der Steuer: und Wirtichaftsreformer von 
1888 auch den vortrefflichen anonymen Aufjag über die Intereſſenlage in dieſer Frage 
in Schmollerd Jahrbuch 1889, ©. 1443 ff. 
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zielten Dividenden, fondern auch eine rationelle Statiftit der Kohnbewegung 
und eine Berüdfichtigung der Entwidlung der Technik erforderlich fein. 
Auch die Bedeutung des erfolgten Zollanjchluffes von Hamburg und Bremen 
würde eingehend zu betrachten fein. Es würde zur Löſung diefer Aufgabe 
ferner nötig fein, die Zufammenhänge umferer Schußzollpolitif mit der 
Socialpolitit des vergangenen Yahrzehntes, endlich die Zufammenhänge un- 
jerer Politit mit den Handelspolitifhen Maßnahmen der Nachbaritaaten 
Elarzulegen. Nur eine Arbeit, die von diefen weiteren Gefichtspunften aus: 
ginge, dürfte nicht als überflüffig erjcheinen nach dem inhaltreichen Werfe 
von Matlefovits, auf welches im Vorhergehenden fo oft Bezug genommen 
werden mußte. Die bisher verjuchte Skizze der Ideen der deutjchen 
Handelspolitit kann hierzu nur eine Vorarbeit fein. Soweit in diejer be= 
abfichtigt wird, Lediglich die Ideen darzuftellen, die in der deutjchen 
Handelspolitif bis 1890 zum Ausdrude gelommen find, ift zu dem Gefagten 
allerding® wenig mehr nachzutragen. 

Gilt e8, die neuen Ideen aufzuzählen, die in den achtziger Jahren 
zum Borjchein gelommen find, jo find bejonderer Hervorhebung nur noch 
drei Momente bedürftig. 

Die agrarjchußzöllnerische Bewegung, durch deren Bundesgenofjenichaft 
die Induſtriezölle von 1879 allein durchzujegen gewejen waren, Hatte Mitte 


der achtziger Jahre eine folche Lebhaftigkeit erreicht, daß fie auch auf an= x 


dere Gebiete ala die tarifpolitifchen überzugreifen drohte. Wie die Tertils 
industriellen durch die Forderung des Wollzolles erjchredt wurden, jo wurde 
es das bewegliche Kapital durch die lebhaften Angriffe, welche die Kreuz— 
zeitung in focialiftifcher Tonart gegen dasjelbe richtete. Nachdem bereits 
im Handelstage die Induftrie mit den 1879 etwas geringichäßig angefehenen 
Dandelsintereffen Fühlung gefucht, ging Mitte der achtziger Jahre der „Verein 
zur Wahrung der wirtjchaftlichen Antereffen von Handel und Gewerbe“ zu 
Berlin direfi aus der Oppofition hervor, welche die Angriffe der Kreuz— 
zeitung gegen alles nicht im Grund und Boden invejtierte Kapital wachge— 
ruten hatten. 

Aber auch unter denen, die fich mit tarifpolitifchen Fragen bejchäftigten 
und, ohne erflärte Freihändler zu fein, im Intereſſe der deutjchen Induſtrie 
mit Bejorgnis die wachjende Einjeitigfeit in der Betonung agrarifcher In— 
terefjen wahrnahmen, vegte fich eine Gegenjtrömung. Ein Bortrag Bren- 
tanos Hatte 1884 den einjt von Frhr. dv. Brud angeregten und in den fiebziger 
Jahren — wie man jagt — auch zeitweilig vom Fürften Bismard 
befürworteten Plan einer mitteleuropäifchen Zollunion wieder vertreten. 
Die ungarische Oppofitionspartei nahm den Plan mit Wärme auf 
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und veranjtaltete zu Peſt eine freie Beiprechung nichtamtlicher Vertreter 
Deutſchlands, Öfterreich-Ungarns und anderer Länder. Der Gedanfengang war 
folgender: Drohten fich ringsum dem alten Europa die Abjatgebiete zu ver— 
Ichließen, wuch3 die panamerifanifche, wuchs die auf eine engere Bereinigung 
Englands mit feinen Kolonien gerichtete Bewegung, blieb Rußland andauernd 
in ftarrer Abſperrung: warum follten nicht die mitteleuropäifchen Völker bei 
einander Anſchluß fuchen in einem mitteleuropäifchen Zollbunde? War nicht die 
Gefahr eines ausschließlich von Ungarn und den Balktanländern erwachjenden 
Wettbewerbes für die deutfche Landwirtichaft ungleich geringer ala die Ge— 
fahr, daß die Agitation gegen die Getreidezölle im Intereſſe der erportieren- 
den Anduftrieen jeden Schuß eines Tages radikal wegräume? War nicht 
der zollpolitifch geficherte Abſatz in Mitteleuropa für die deutiche Induftrie 
ungemein verlodend? War nicht endlich Tür den Fall des Beitrittö von 
Frankreich zu Hoffen, daß gemeinfame wirtjchaftliche Intereſſen zwiſchen den 
entzweiten Nationen diesjeits und jenjeits der Vogeſen ein Band des Frie— 
dens jchlingen würden ? 

Doch alle diefe Pläne blieben — wie einit jchon der Plan des Frei— 
herrn v. Bruck — Projekte. Die Bewegung war aber ein Symptom, daß im 
Stillen in Öfterreich- Ungarn und in Deutichland dad Bedürfnis eines 
engeren zollpolitiichen Anjchluffes fortempfunden und die Hoffnung nicht aufs 
gegeben wurde, eine jpätere Zukunft werde die Erfüllung diefer Hoffnungen 
bringen. 

Menden wir ung endlich von den Ideen, die vorläufig Projekt blieben, 
zur Analyfierung des Gedanfeninhaltes der thatjächlichen Handelsvertrags— 
politit des legten Jahrzehntes, jo begegnen uns allerdings neue Ideen, 
vielleicht die interefjanteften aus der MWirtichaitöpolitif diefer Zeit. 

Die Schwierigkeit bei dem Abjchluffe der Handelsverträge in dieſer 
Periode, bezw. bei der Erneuerung der Ende der fiebziger Jahre ablaufenden 
Verträge war die, daß für die deutjchen Ausfuhrgewerbe Vorteile erlangt 
werden jollten, ohne daß irgendwelche Konzejfionen in den zum Schuße der 
deutjchen Landwirtſchaft eingeführten Zollfäßen gewährt wurden und möglichit 
auch, ohne daß an den Anduftriefchußzöllen gerüttelt wurde. Es tft aller- 
dings unter diefen jchwierigen Verhältniffen mehr, ala man erwarten durfte, 
von den deutichen Unterhändlern erreicht worden. 

Die jeit 1877 abgeichlofienen Handelsverträge zerfallen in drei Gruppen: 

in jolche mit den zunächſt benachbarten Staaten, worin Deutjchland 
abgefehen von einer Ausnahme, keine gebundenen Tarife erhielt und feine 
gebundenen Tarife gab; 
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in die Verträge mit Spanien, Italien und Griechenland, in welchen 
Deutichland gebundene Tarife erlangte und feinerfeits nicht jo ſehr in den 
zollpolitifchen Haupttaufchartifeln der napoleonifchen Ara: in Getreide und 
Wein!, in Eifen und Zertilwaren, fondern in eigentlichen Finanzzöllen auf 
füdländifche Produkte Konzeffionen gab; 

endlich in eine Reihe von Berträgen mit europätfchen und außereuro- 
päifchen Staaten, in welchen Deutjchland Vorteile erhielt, ohne ſelbſt mehr 
als die Meiftbegünftigung gewähren zu müſſen. Bei der lebten Gattung 
von Verträgen wurde die politische Macht, die Deutichland durch Bismarcks 
diplomatijche Erfolge errungen, wirtjchaftlich verwertet. 

Das napoleonifche Vertragsſyſtem, joweit es die nächjten Nachbarn 
Deutſchlands umfaßt, zeigt fich in der Zerjegung begriffen, Abgejehen da- 
von, daß das Zujtandefommen eines Tarifvertrages zwiſchen Deutjchland 
und Frankreich nach) 1871 ausgejchlöffen war, verflüchtigten fich auch die 
Verträge mit Öfterreich-Ungarn, der Schweiz und Belgien in reine Meiſt— 
begünftigungsverträge ohne gebundene Tarife, denen eventuell eine Ab— 
machung über den grenznachbarlichen Verkehr oder den Veredlungsverkehr — 
leßteres insbejondere mit der Schweiz — oder ein Zollkartell — mit 
Dfterreih-Ungarn — beigefügt wurde. Auch zu diefen Verträgen war 
e3 erſt gekommen nach einigen Jahren gegenfeitiger Unfchlüffigkeit und 
proviforischer Verlängerung des bisherigen Zuftandes ?, 

Zu dem Syſtem der gebundenen Tarife gegenüber unmittelbar benach— 
barten Staaten fehrte Deutjchland erft wieder im Jahre 1888 durch eine 
Konvention mit der Schweiz zurüd, deren Mißſtimmung über die 1885 in 


" Soweit Deutſchland feine Weinzölle band, lag hierin feine Ermäßigung. 

2 PVergl. betreffend ſterreich-Angarn, Vertrag vom 16. Dezember 1878 
{R-G. BL, ©. 365); Mitteilung vom 16. Dezember 1878 (a. a. O. 1879, S. 11); 
Erklärung vom 31. Deyember 1879 (a. a. ©. 1880, ©. 9); Übereintunft vom 
11. April 1880 (a. a. D. ©. 146); Vertrag vom 23. Mai 1381 (a. a. D. ©. 123); 
hierzu als Ergänzung Reichsgeſetz vom 17. Juli 1881 betreffend die Beftrafung von 
Zuwiderhandlungen gegen bie öfterreihifchungariichen Zollgefeße (a. a. D. ©. 247); 
Abkommen betreffend die Verlängerung ded Vertrages von 1881, vom 8. Dezember 
1887 (a. a. O. ©. 535). 

Bezüglich Belgiens vergl. Bekanntmachung vom 31. Dezember 1879 (a. a. D. 
1330, S. 10); provijorifche Übereinkunft vom 22. April 1830 (a. a. O. ©. 148); 
Übereinkunft vom 30. Mai 1881 (a. a. O. ©. 172). 

Bezüglich der Schweiz vergl. Belanntmadhung vom 31. Dezember 1879 (a. a. D. 
1880, &. 10); Übereinfunft vom 1. Mai 1880 (a. a. DO. ©. 149); Vertrag dom 
23. Mai 1881 (a. a. D. ©. 155); Zufahvertrag vom 11. November 1888 (a. a. D. 
S. 303). 
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Deutichland verfügten Erhöhungen indujtrieller Zölle durch ein gewiffes 
Entgegentommen bejänftigt werden mußte!. 


Bei dem Vorwalten der fchußzöllmeriichen Strömung wirkt hinfichtlich 
der BVertragsverhandlungen mit Öfterreich-Ungarn, Belgien und der Schweiz 
feinegwegs ausichlaggebend, aber doch nicht unmejentlich erfchwerend die 
Erwägung, daß kraft des Frankfurter Friedens alle den erwähnten Staaten 
zugeltandenen Begünftigungen ohne weitere Gegenleiftung auch Frankreich 
zugeltanden werden mußten. 

Nicht das Gleiche gilt von differentiellen Begünftigungen, welche den 
Staaten der drei füdlichen Halbinſeln Europas gewährt wurden. Bier 
nahm und nimmt Frankreich nicht ohne weiteres an den deutſcherſeits ge= 
währten Begünftigungen teil. Nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten ift es 
Deutjchland gelungen, von dieſen Geftchtspunften ausgehend 1883 und 
1884 mit Spanien, Italien und Griechenland Handelsverträge abzujchließen, 
die nicht bloß tarifariiche Meiftbegünjtigung, jondern gebundene Tarife ent= 
halten. In den gebundenen Tarifen fommt das Princip der internationalen 
Arbeitsteilung derart zum Ausdrude, daß Deutjchland für feinen induftriellen 
Erport, die Gegentontrahenten insbejondere hinfichtlich ihres Exportes von 
Südfrüchten und Oliven Begünftigungen erlangen. 

Im einzelnen handelte es fich bei dem Vertrage mit Italien darum, 
daß Deutjchland vertragsmäßig die Zollfreiheit von Seide, Seideabiällen, 
Schwefel, Weinjtein und Lakrizenfaft, Korallen und Marmor, endlich leben— 
dem Geflügel fejtlegte, anderſeits Zollſätze für Weinbeeren, Siüdfrüchte, 
aeichlachtetes Geflügel, Reis, Eier, Ol und Dliven band. Staliens Zuge: 
jtändniffe bezogen fih auf Ginjuhrfreiheit des Hopfens und Bindung 
der Zollfähe für Alkaloide, ſowie Produkte der Zink- und Inſtrumenten— 
industrie ?. 

Spanien? und Griechenland * gegenüber bedang fih Deutfchland 
ipecielle vertragsmäßige Vorteile nicht allein für induftrielle Erzeugnifie, 
jondern insbeſondere im agrarischen Intereife für den deutjchen Sprit aus. 





! Dergl. näheres Schriften bes Vereins für Socialpolitit, Bd. 49, ©. 508 -511. 

2 Dergl. Dertrag vom 4. Mai 1883 (R.G.-Bl., ©. 109). 

3 Vergl. Vertrag vom 12. Juli 1883 (R.eG.Bl., ©. 307); Bertrag vom 
10. Mai 1885 (a. a. D. ©. 247): Ablommen vom 28. Juni 1886 (a. a. O. ©. 295). 

* Dergl. Vertrag vom 9. Juli 1884 (R-G.Bl. 1855, ©. 22). 
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In dem urfprünglichen Bertrage mit Spanien hatte Deutjchland nicht 
allein bezüglich der Weinbeeren, des Weines, der Korkwaren und vor allem 
der Südfrüchte, des Salzes, Sardellenthrang, des Speiſe- und Olivenöles, 
fondern auch Hinfichtlich des Roggen jeine Zollfäge gebunden. Außerdem 
war vertragamäßig die Zollfreiheit gewiffer Rohmaterialien, die Spanien 
liefert, feſtgelegt, ſo von Blei und Zink, von ſpaniſchen Erzen, von Häuten 
und Fellen zur Leder- und Pelzwerksbereitung. Als ebenfalls wichtige 
Rohmaterialien erhielten ſpaniſches Korkholz Zollfreiheit, Eiſen-Ingots und 
rohe Schmudfedern gebundene Tarife zugefichert. Die Hauptzugeftändniffe, 
welche Spanien dagegen gab, bezogen fich auf Sprit deutjchen Urfprunges, 
Produkte der Eiſen- und Stahl», jowie der Mafchineninduftrie, der Leder— 
gerberei und Ladirerei, endlich auf gefärbte Wollengarne und gewifle Pro— 
dukte der Farbeninduitrie Die Bindung de Noggenzolles zu 1 Mark, 
welche Spanien zugeitanden war, hätte kraft der Meiftbegünftigung von 
ſelbſt auch Ofterreich- Ungarn und den Balkanländern deutjcherfeits gewährt 
werden müflen. Dies war läjtig, als 1885 eine Erhöhung der deutjchen 
Getreidezölle angejtrebt wurde. Man erlangte Freigabe der den Roggen 
betreffenden Pofition durch) das BZugeitändnis einer Zollermäßigung auf 
Saffran, Oliven, Zohannisbrot, Schalen gewifjer Südfrüchte, endlich durch 
Vreigabe der Einfuhr denaturierten Dlivendles ſpaniſcher Provenienz. 

Durch den deutich-griechifchen Vertrag wurden auf früheren Berträgen 
beruhende freundichaftliche Beziehungen zu einem Austaufche jpecieller gegen— 
feitiger Zugeftändniffe ausgeftaltet. Nachdem Deutfchland Spanien gegen- 
über den Zoll auf Korinthen, diefen für Griechenland jo überaus wichtigen 
Grportartifel, von 24 auf 8 Mark ermäßigt Hatte, wünfchte Griechenland 
vertragamäßige Bindung diefes Zugeſtändniſſes. Deutjchland gewährte das 
Gewünfchte Hinfichtlich der Zölle auf Korinthen, Feigen und Oliven, band 
ferner wie in anderen Fällen die Zollfreiheit auf gewiſſe unentbehrliche 
Rohprodufte, die ohnehin im Intereſſe der deutjchen Induſtrie lag: fo für 
Baumwolle, Seide, Zint, Mangan und Ehromerze, Häute und Felle zur 
Leder: und MWelzwerfäbereitung, Farbitoffe und Theer, Schweiel und 
Marmor u. f. w., endlich auch Waſchſchwämme. Der deutiche Erport nad) 
Griechenland, welcher auf 8—9 Millionen Markt jährlich geſchätzt wurde, 
umfaßte bisher hauptjächlich Produkte der Eifeninduftrie, doch waren auch 
andere deutjche Induſtrien in Griechenland nicht unerheblich interefltert. 
Griechenlands Zugeftändniffe in den gebundenen Tarifen bezogen ſich dem— 
gemäß auf eifenindujtrielle Erzeugniffe, auf Produkte der Majchinen- und 
Inftrumentenfabrifation, einschließlich der Erzeugung von Mufikinftrumenten, 
ferner auf Apothefer- und Farbwaren, Pojamentierwaren u. j. w., ſowie 
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Wollgarne, endlih auf Produkte der feramifchen Induſtrie. Als Haupt 
erfolg wurden aber von der deutſchen Regierung nicht jo jehr dieje im Intereſſe 
der eigentlichen Induftrie erfämpften Zugeftändniffe, als vielmehr der Um— 
ftand betont, daß der deutiche Spiritus, welcher bisher in Griechenland 
jehr hoch verzollt wurde, nunmehr für den Weinverfchnitt zollireien Eingang 
fand. Für Deutichland war allerdings der Vertrag ald ein vorteilhafter 
anzujehen. Es war nicht nötig gewefen, neue Ermäßigungen zuzugeftchen, 
die über die an Spanien und Stalien bereits gewährten hinausgingen. 


Man hat wiederholt darauf Hingewiejen, daß die Erwartung, welche 
1879 ausgeſprochen wurde, die damals erhöhten Zölle würden für künftige 
Handeläverträge ein geeignetes Unterhandlungsobjeft bilden, fich in dieſer 
Form nicht erfüllt hat. Den Staaten gegenüber, denen insbeſondere die Er— 
mäßigung der 1879 bezw. 1885 bezw. 1887 verfügten Agrarzölle ein Anlaß 
für Gewährung entiprechender Zugeitändniffe getvorden wäre, diefen Staaten 
gegenüber zeigte Deutichland ! keine Neigung, auf feinen Zollſchutz zu ver— 
zichten. Soweit aber in den Handelsverträgen mit den Staaten der ſüd— 
europätjchen Halbinfeln die Bindung, bezw. Ermäßigung deutſcher Zollfäße als 
Unterhandlungsobjeft benußt wurde, famen viel mehr denn geichüßte Artikel 
bereit® zollfreie Waren oder eigentliche Finanzzölle in Betracht, deren Her: 
abjegung fteuertechnifch Feineswegs völlig unbedenklich war. Troß alledem 
fordert die Gerechtigkeit, anzuerkennen, daß der internationale Austauſch 
von Bollvorteilen zwijchen Deutfchland und den Elimatifch auf die Erzeugung 
von Siüdfrüchten angewieſenen Ländern ein äußerft gejundes Princip war, 
welches immer wieder Bedeutung gewinnen wird, 

Ferner iſt es eine Pflicht der Gerechtigkeit, auch noch einen weiteren 
Griolg der Handelsvertragspolitik der achtziger Jahre nicht zu verſchweigen, 
einen Erfolg, von dem allerdings jehr fraglich ift, ob er ein dauernder 
bleiben würde, wenn Deutjchland fortgefahren hätte, durch zollpotitifche 
Maßregeln die beiten Abnehmer feiner Jnduftrie zu verlegen. Es kommen 
bier in Betracht diejenigen Handelsverträge, in welchen Deutichland zu nichts 
weiter als zur Meiftbegünftigung verpflichtet wurde, und jeinerfeits entweder 
Meiftbegünjtigung oder außer dieſer noch ausdrüdliche tarifarische Zuge: 
ftändniffe eintaufchte. Beim Abjchluffe diefer Verträge fam Deutjchland 
die politiiche Macht und das diplomatijche Preſtige des Fürſten Bismard 


ı Abgejehen von der deutich-Jchweizeriichen Konvention von 1838. 
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vielfach zu ſtatten. Wir verzichten darauf, von diefem Gefichtspuntte aus 
die Verträge näher zu beleuchten, durch welche bis 1889 teils frühere 
Bertragäverhältniffe weiter entwidelt, teild neue Beziehungen angefnüpft 
wurden mit: 


China, Vertrag vom 31. März 1880, 
Dominifan. Republif, = :» 830. Januar 1880, 
Ecuador, . : 28. März 1887, 
Guatemala, ⸗ ⸗20. September 1887, 
Hawati, . » 25. März 


bezw. 19. September 1879, 
(mit Deklaration dom 10. Februar 1880) 


Honduras, Bertrag vom 12. September 1887, 
Korea, ⸗ = 26. November 1883, 
Madagaskar, s - 15. Mai 1883, 
Meriko, ⸗ = 15. Dezember 1882, 
Paraguay, E = 21. Juli 1887, 
Salvador, ⸗ = 12. Januar 1888, 
Samoa, . = 24. Januar 1879, 
Sübdafrifan. Republit, = » 22. Januar 1885, 


endlich die Verträge mit Zanzibar jeit 1885 '. 

Bei weitem unjer Hauptinterefje feſſeln die Verträge mit den Balfan- 
ftaaten. Hier wurde nach der Emanzipation Rumäniens und Serbiens eine 
politisch günftige Konjunktur nach Kräften wirtjchaftlich ausgenützt. 

Rumänien, begierig, die Anerkennung ſeiner völkerrechtlichen Qualifi— 
fation zum Bertragsabjchluffe zu erlangen, war geneigt, jeder Großmadht, 
die jeinen politiichen Beitrebungen Vorſchub Leiftete, auf dem Gebiete der 
Handelöverträge dies zu vergelten. Als reines Agrarland bot Rumänien 
den inbuftriellen Staaten Mitteleuropas ein willkommenes Abſatzfeld. 70°o 
der Ausfuhr lieferte, nach der Schäßung der deutichen Regierung von 1878, 
das Getreide. Daneben hatten nur Salz, Petroleum, Theer, Wein, Wolle, 
fowie Felle und Häute einige Bedeutung. Nicht völlig unentwidelt war 
Rumänien lediglich in denjenigen Induftrien, die fich an die landwirtſchaft— 
liche Produktion anlehnten, nämlich der Mehl-, Spiritug- und Biererzeus 
gung. Nachdem bereits Ofterreich-Ungarn 1875 eine vorteilhaite Handels— 


ı Vergl. bezüglich der noch heute gültigen, aus früheren Perioden herſtammen— 
den Hanbeläverträge mit überjeeiichen Staaten oben ©. 77 fi. und ©. 110 ff., jowie 
über den jehigen Stand Matlekovit3 a. a. D. ©. 270 und 271 und Koch, Syftematiiche 
Überficht über bie Geſetzgebung des Deutfchen Reiches von 1856788 nebft Nachtrag, 
©. 23 fi. und 143 ff. 
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fonvention mit Rumänien abgeichloffen hatte, folgte 1877 das deutjche Reich 
mit einem Vertrage, der erit in Kraft trat, nachdem 1881 die Zuitimmung 
des Reichstags erwirtt worden war. In diefem DVertrage geitand Rumänien 
der deutjchen Induſtrie einen ausführlichen Tarif zu, der fogar erhebliche 
Grmäßigungen noch gegenüber den von Dfterreich erlangten Zugejtändnifien 
enthielt. Deutfchland ſeinerſeits veriprach nichts weiter ala die Meiitbegün- 
ftigung, d. 5. es übernahm die Verpflichtung, Rumänien nicht ungünftiger 
als andere Nationen zu behandeln, wenn es fortgefeßt durch Getreidezoll- 
erhöhungen den Abſatz des rumänischen Hauptexportartikels erſchwerte. 
Die nah dem Mblaufe der öfterreichiich-rumäniichen Handelskonvention 
1885/86 beginnende Entiremdung Rumäniens und Ojterreich-Ungarns kam 
Deutichland zu ftatten, indem am 1. März 1887 eine neue deutſch-rumä— 
nische Handelsfonvention zuftande fam. Tiefe gab allerdings Rumäniens 
Zollpolitik Hinfichtlich der für den deutfchen Export bedeutungslofen Artikel 
(Getreide, Petroleum, Holz und Talg) frei, und kam den Wünſchen ber 
Rumänen nach Schuß der einheimifchen Fabrikation gewiffer grober Waren 
entgegen. Während dem entjprechend die bisher gebundenen rumäniſchen 
Zolljäge auf Wachs, grobe Wollendeden und Hüte von grobem Wollfilz, 
auf gemeine Holzwaren, grobes MWollentuch, ordinäre Lederwaren, Glas, 
Möbel, Lichte, Papier, Zuder und Branntwein freigegeben wurden, fand 
fit) Rumänien anderjeits zu erheblichen Zugeftändniffen bezüglich der Ein« 
fuhrzölle auf feinere Waren, die für Deutfchland wichtig waren, bereit. Es 
it befannt, aus welchen Gründen die Zifferangabe der offiziellen deutjchen 
Statiftit, wonach der Wert des deutichen Erportes nach Rumänien 1889 
48,19 Millionen, der Wert der Einfuhr aus Rumänien 13,61 Millionen 
betragen haben würde, nicht völlig zuverläffig den fpeziell deutfch-rumänifchen 
Handel wiedergeben dürfte: immerhin ift begreiflich, daß fich in Rumänien der 
Glaube befejtigt Hat, ein Vertrag fei ungünftig, der Rumänien zu Gunften 
der deutjchen Induftrie weitgehende Verpflichtungen auferlege, Deutichland 
aber die freiheit laffe, die agrariichen Erportintereffen Rumäniens rück— 
ſichtslos zu behandeln !. 

Auch der Vertrag mit Serbien vom 6. Januar 1883 Tegte Deutich- 
land in tarifpolitifcher Hinficht lediglich die Verpflichtung der Meiitbegün- 
ftigung auf, während Serbien — der neu gewonnenen Unabhängigkeit froh 
— Deutjchland wie anderen Staaten einen ausführlichen Tarif mit gebun— 
denen Zolljäßen zugeiteht. 

! Bezüglic) Rumäniens vergl. Vertrag vom 14. November 1877 (R.G. Bl. 


1881, ©. 199); Nachtragskonvention vom 1. März. 1887 (a. a. ©. ©. 213); Drud: 
fachen des Reichätages 1878, Nr. 176; 1887, Nr. 86. 
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Bei der Betrachtung diejer unferer Handelsvertragspolitif mit Rumänien 
und Serbien laſſen fich einige Bemerkungen allgemeineren Inhalts nicht wohl 
unterdrüden. Käme es bei Handeläverträgen lediglich darauf an, einen 
vorübergehenden, unverhältnismäßigen Gewinn einzuftreichen, wäre wirklich 
das Prinzip der Handelöverträge: „Que trompe-t-on?“, dann wären die 
beiden erwähnten Kandelsverträge das deal aller Handelävertragspolitit 
Deutſchlands für die Zukunft. Man fichert feiner Jnduftrie ein Abſatzfeld 
und treibt ſeinerſeits autonome Agrarſchutzpolitik unbefünmtert weiter. That— 
fächlich zeigt aber gerade der vorliegende Fall, insbefondere der Handelsver— 
trag mit Numänien, daß e& bei den Handelöverträgen nicht immer weije 
ift, in einem einzelnen Geſchäftsabſchluß unter Ausnugung der Machtlage 
das äußerſt Mögliche herauszupreflen, fondern daß auch ein pſychologiſches 
Moment in Betracht fommt. Es iſt ein zweifelhaiter Vorteil, wenn ein 
ausländischer Markt für wenige Jahre eröffnet und dann bald wieder ver- 
jchloffen wird. Es fommt darauf an, daß bei Vertragsabichlüffen, beziehungs— 
weife bei dem thatfächlichen Verkehr, der fi) auf Grundlage des Vertrages 
aufbaut, beide Nationen das Bewußtjein haben, daß ihnen Förderung zu 
teil werde. Nichts gewährleiftet befjer das Fortbeſtehen internationaler 
Handeläbeziehungen auch für die Zukunft, als wenn es uns gelingt, einen 
möglichjt großen und einflußreichen ntereflentenkreis in unferen Nachbar: 
ftaaten durch den Erfolg zu überzeugen, daß die Forterhaltung der Handels— 
beziehungen mit Deutjchland ihnen ſelbſt Förderlich je. Dagegen können 
wir don einem Lande mit jo jungem und daher um jo reizbarerem Selbitän- 
digfeitägefühle wie 3. B. Rumänien bei Fortſetzung unferer bisherigen Agrar- 
politik faum erwarten, daß dort freiwillig — wenn es einmal zur Erneue— 
rung des jetzigen Handelsvertrages kommt — die freihändlerifchen Intereffen 
für eine befondere Begünftigung Deutjchlands eintreten werden, da Deutjch- 
land zwar jelbit fo viel beanjprucht wie England, aber jeinerjeitö ein jchlechter 
Abnehmer der GErportprodufte Rumäniens infolge feiner Zollpolitit ge— 
blieben tft. 


ı Der noch nicht in Kraft getretene Vertrag mit der Türkei vom 26. Auguſt 
1890 ift abfichtlich unberüdfichtigt geblieben. 


Schlußkapitel. 
Die Zukunft der deutſchen Handelspolitit. 


Wollen wir zum Schluß kurz die Ideen ſtizzieren, welche, wenn nicht 
alles trügt, gegenwärtig diejenigen von 1879 abzuldſen ſcheinen, jo zeigen 
fich folgende Greigniffe ausichlaggebend für die Stimmung der allerneueften 
Zeit, außfchlaggebend vermutlich auch für die nächite Zukunft: 

Die feit 1887 zum zweitenmal erhöhten Getreidezgölle machten fich, 
als die Preisbewegung auf dem Weltmarkt wieder eine iteigende Tendenz 
annahm, nicht mehr dahin geltend, daß Deutfchland an der Berbilligung 
der Brotfrucht in geringerem Maße als die Yänder des Freihandels teilnahm, 
fondern dahin, daß die auf dem Weltmarkt eintretende Steigerung des 
Getreidepreifes in Deutjchland wie anderen Getreidezollländern in verſchärftem 
Maße läftig empfunden wurde. Dazu kam, daß unfer Haupt-Roggenlieferant, 
Rußland, uns im Stiche zu laffen drohte, und foviel auch vor dem 
Inkrafttreten verschiedener ruffischer Ausfuhrverbote noch nach Deutjchland 
geichafft wurde, die Preiöfteigerung machte fi in Deutichland angefichts 
einer jehr mäßigen eigenen Ernte auf dag empfindlichite fühlbar. Die Er— 
fahrung zeigte, daß die Anjchauung von völliger Unkenntnis der Zuftände 
ausging, welche im Getreidezoll eine Bürgſchaft gegen Ausschreitungen der 
Spefulation erbliden wollte: im Gegenteil, die längſt unter der Herrfchaft der 
englijchen Kornzölle gemachte Erfahrung, welche feit Jahrzehnten die national= 
ökonomiſchen Lehrbücher wiedergegeben hatten, bejtätigte fich wiederum, daß 
nämlich nirgends bequemer als auf einem durch Zölle abgeiperrten Markte 
Koalitionen der Spekulanten durchzuführen find, welche zeitweilig die Ge: 
treidepreife in die Höhe treiben oder eine Konjunktur der Baiffe zu Über: 
treibungen im entgegengefegten Sinne verwerten. 
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Die Agitation der diefe Vorgänge ausbeutenden Parteien würde der 
Öffentlichen Meinung und den Regierungen gegenüber nicht allein den Aus— 
ichlag haben geben können, wenn gleichzeitig nicht eine über einen Zeil 
unferes wichtigjten Erport3 Hereinbrechende ungünftige Konjunktur Elargelegt 
hätte, welch’ gewaltige Intereſſen an diefem Export beteiligt und der bis— 
herigen Handelspolitik gegenüber nicht zu Worte gefommen waren, 

Amerika Hatte einft durch den Morrill-Tarif die Bemühungen Napoleons 
gefördert, ein mitteleuropäifches Vertragsnetz zuftande zu bringen. 

In viel höherem Grade erwies fich 1890/91 die amerikanische Mac— 
Kinley-Bill als ein Anfporn für die Staaten Europas, Erſatz für das in 
Amerika Berlorene durch engeren Anjchluß untereinander zu fuchen. Aber 
nicht Frankreich übernimmt diesmal die Führung, fondern Hierzu vereinigen 
ſich die beiden Staaten, welche gemeinſame gejchichtliche und handelspolitiſche 
Traditionen fo oft ſchon zujammen geführt und nur MWechjelfälle des 
Geſchicks zu zeitweiliger Verkennung ihrer gemeinfamen wirtjchaftlichen 
Intereſſen verleitet hatten: Deutjchland und Ofterreich-Ungarn. Während 
Deutfchland und Ofterreich-Ungarn ſich rüften, gemeinfam die Führerrolle 
im mitteleuropätjchen Vertragsſyſtem zu übernehmen, fteht vorläufig Frank— 
reich abjeits, durch erhöhte autonome Marimal- und Minimaltarife die 
ihm befreundeten Nachbarftaaten einfchüchternd und zum Anfchluß an 
Deutjchland und Ofterreich- Ungarn nötigend. 

Wir ftehen unmittelbar vor dem 1. Februar 1892, vor dem Zeit- 
punfte des Ablauf der wichtigften bisherigen Handelöverträge!. 

Stellen wir uns dor, Friedrich Lift jtände wiederum auf aus feinem 
Grabe bei Kufſtein und überfchaute die jegige handelspolitifche Lage: was 
würde er wohl ber beutfchen Nation zurufen ? 

Wir fönnen die Konfequenzen feiner Lehren, angewendet auf die Gegen- 
wart, unbedenklich ziehen. 

Uns, den Bürgern des neuen Deutfchen Reichs, für deſſen wirtjchaft- 
liche Zukunft Lift fein Leben lang ftritt, würde Lift, der einftige Führer 
der deutſchen Schußzöllner, mit vernehmlicher Stimme heute verfünden: 

„Zwei Dinge habe ich dem deutjchen Volke vor allem zu lehren ge= 
jucht; zwei Gedanken waren es, denen ich mein Leben weihte. Sind Euch, 
den glüdlichen Erben der Frucht unferer mühevollen Arbeit, diefe Ideen 
in Fleisch und Blut übergegangen? Seid Ihr Euch genug Eurer National- 
intereffen bewußt, um diefe Jdeen in Eurer heutigen Handelspolitik in die 
Wirklichkeit zu überjegen ? 

ı Diefe Zeilen find vor Bekanntgabe bed Textes der neuen Handelsverträge 


geichrieben. 
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„Das erite, was ich Euch lehrte, ift: Wreihandel und Schubzoll find 
feine abjoluten Löſungen. Es kommt auf die Hiftorifche Entwidelungaftufe 
eined Volkes an. Wißt Ihr, in welcher Entwidelungaftufe Ihr Euch jett 
befindet ? 

„Das zweite, was ich Euch auch bereit3 in den vierziger Jahren zu 
lehren ftrebte, ift: Ihr müßt Deutfchlands zukünftigen Beruf in der inter- 
nationalen Wirtſchaft erkennen. 

„Das Erite, daß man den Freihandel nicht als ewige Kategorie, nicht 
als das einzig Gerechte und Zwedmäßige preifen darf, das ift Euch nun— 
mehr — wie ich jehe — in Fleiſch und Blut übergegangen. Eine Selten- 
heit find jene Nichts-als-Freihändler, mit denen ich mein Leben durch 
zu ringen hatte. 

„Aber jeid Ahr Deutiche deshalb den Doktrinarismus losgeworden? 

„Mit nichten! Ihr verfichert mit gelehrter Miene: Freihandel und 
Schutzzoll find Principien, denen man je nach Lage der Umftände Huldigen 
ſoll; die Wahl des Handelspolitifchen Syſtems fei eine Zwedmäßigfeitsfrage. 

„Und doch verteidigt Ihr in einem Atemzuge hiermit einen Gab, 
der allen weiteren Entjchließungen präjudiziert, einen Sa, nad) dem die 
Handelspolitik der freien Hand ein Gemeinpla wird im Dienjte eine be- 
ftimmten Syſtems, freilich nicht des handelgfreiheitlichen: Ihr jagt, die 
Intereſſen jämtlicher Produzenten des Deutjchen Reiches feien ſolidariſch, 
das Reich Habe die Pflicht, dafür zu forgen, daß möglichft alle Produk— 
tionszweige entwidelt feien. 

„Da habt Ihr mich gründlich mißverftanden. Es gab eine Zeit, in 
der ich ſelbſt energifch die Solidarität der Intereſſen betonte, als es galt, 
die Grundbefiger davon zu Überzeugen, daß ihr beſter Abnehmer nicht 
England, ſondern die einheimifche induftrielle Bevölkerung fein würde. 
Dies war richtig, folange es galt, die bdeutjche Agritulturnation durch 
Schußzölle zu einer induftriellen zu erziehen. 

„Aber Liegt Heute die Frage jo wie damals? Kommt doch und 
blickt mit mir zurüd auf die Gefchichte Eurer handelspolitiſchen Entwide- 
fung; fteht mir Antwort auf meine zweite Trage, die ich an Euch richtete: 
Habt Ihr Deutjchlands zukünftigen Beruf erkannt? 

„Sch riet Euch zu: Deutſchlands Zukunft ift, ein Induſtrie— 
ftaat zu werden, in den Wettkampf mit England einzutreten, mit Eng— 
land um die Verſorgung des Weltmarktes zu ringen. Ginftweilen viet ich 
Euch, daheim Euch zum Ringkampf zu rüften und zu üben, bis Ihr ftarf 
würdet; dann aber Euch hinauszuwaägen in die weite Welt. 

„Welche Anwendung habt Ihr aus meinen Lehren gezogen? 
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„Als Ihr in der erften Hälfte diefes Jahrhunderts noch überwiegend 
ein Staat des Aderbaues und der Kleinhandwerker waret, da mahnte ich 
Euch: Erziehet Euch zum Agrikultur-Manufakturftaat: die Schubzölle habt 
Ihr damals geichaffen. 

„Dann fam die Zeit des franzöfiichen Handelsvertrages. Vielleicht zu 
früh, jedenfalls frühzeitiger, als bis Ihr völlig zur Agrikultur-Manufaktur— 
Handelsnation, zu einer vorwiegend an Ausbreitung des Fabrikatenexports inter: 
ejfierten Nation entwidelt waret, jeßte eine freihändlerifche Entwidelung ein. 

„Doch Ihr habt, bis Ihr einfeitig auf Drängen der Agrarier die 
Sache übertriebt, darunter nicht zu leiden gehabt, denn die jreihändlerifche 
Bertragspolitif Hat Euch neue Abſatzgebiete zugefichert. 

„Als dann 1879 der Rüdfchlag fam, da rieft Ihr meine, Friedrich 
Lifte Manen, zur Unterſtützung der neuen Schußzollära an, da erflärtet Ihr, 
die neue Schußzolipolitif aus der deutſchen Gejchichte, auß den Zollvereing- 
trabitionen rechtjertigen zu wollen. 

„Nie Hat mich etwas mehr überrafcht ala dieſes. Nicht wegen bes 
Umftandes, daß Ihr Agrarichuß einführtet, den ich feiner Zeit befämpfte, 
nein, wegen der Verkennung der Lehren der Gejchichte. 

„Nie wiederholt fich wörtlich die Gejchichte bei einem und demſelben 
Volke, am wenigjten die Gejchichte der Handelspolitik, wenn ein Volt jtetig 
fortjchreitet. 

„Wohl ift e8 denkbar, daß ein fchwerer, unglüdlicher Krieg eine Nation 
zurückwirft um Jahrhunderte und fie zwingt, von vorne die wirtfchaftliche Ent= 
widelung zu beginnen, wie es Deutjchland nach dem Dreißigjährigen Kriege 
verfuchen mußte. 

„Ihr aber hattet einen erfolgreichen Krieg Hinter Euch, der Eure Ent- 
widelung nicht gehemmt, ſondern bejchleunigt hatte. 

„Nichts konnte mich daher mehr überrafchen, ala daß die einen die 
Politit von 1879 aus dem Zarife von 1818 motivierten, der für gänzlich 
andere Berhältniffe und unter anderen Bedingungen erlaffen war, die 
andern aber, und darunter gejchichtäfundige Gelehrte, aus der Schußzollära 
der bierziger Jahre das Abbild für die Schubzollära der achtziger Jahre 
zu gewinnen fuchten ! 

„Wahrlich, der Vergleich von 1818 und 1879 ftraft fich felbft und 
bedarf feiner Widerlegung. Aber auch der Vergleich der Schutzzollmaß— 
regeln von 1844 und von 1879 ift aller gefchichtlichen Entwidelung wider: 
jtreitend. 

„Als ich in den 40er Jahren für induftrielle Schußzölle eintrat,da galt es 
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nehmer zur Anlegung großgewerblicher Betrieböftätten zu ermuntern. In 
der Textilindustrie war e8 erforderlich, eine Periode lohnender Verzinſung dem— 
jenigen zu garantieren, der mechanifchen Betrieb und die neuejten Mafchinen 
einführte; in der Gifeninduftrie galt 8, den Übergang von der Holzfeuerung 
zum Kofsbetrieb zu ermutigen, ein Erfolg, der nicht ſofort beim Einführen 
des Roheifenzolles, jondern erft, als die rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlenlager 
erichlofjen wurden und die Eifennachtrage der Bahnen rechtzeitig verwertet 
ward, völlig erreicht worden ift. 

„Nur fubaltern war die Rüdficht auf eine anfangs der vierziger Jahre 
in England herrichende vorübergehende Kriſis, welche auch in Deutichland 
die Preife drückte und unfere noch ſchwache Induſtrie gefährdete. 

„Ganz anders die Zölle von 1879! In einer Menge von Gewerben 
fähig, mit der ganzen Welt zu konkurrieren, reich mit Kapital gefättigt, war 
die Induftrie zu rafch im Vergleiche mit der Nachfrage aufgejchoffen ; es galt, 
die Nachwirkungen einer Krifis zu lindern, deren Urfachen nicht zum mine 
beiten die in Deutfchland in der Gründerperiode begangenen Augfchreitungen 
gejet Hatten. 

„Blicke ich ſelbſt zurüd auf Eure Entwidlung, fo ift mein Eindrud 
ein weit anderer als der, den die Vergleiche mit 1818 oder 1844 erweden 
follen. Freilich ift nicht mein Standpunkt, alles, was gejchah, als vernünftig 
zu rechtfertigen, vielmehr lediglich es erflärbar zu finden. Ich deute die Ge— 
Ichichte Eurer Entwidlung nicht aus einer Wiederholung bereits erlebter 
Dinge, fondern im Sinne des Fortſchreitens, Freilich des jehr auf Um— 
wegen bewirkten. Diefe Entwidlung jcheint mir jo zu liegen: Ihr Habt 
die Idee, die ich Euch dor fünfzig Jahren zurief: Deutjchlands Zukunft fei, ein 
erportierender Induftrieftaat zu werden, Euch noch nicht völlig aneignen wollen. 
Deutichland taſtete noch in der Entwidlung zwifchen Aderbaujtaat und 
Induftrieftaat, gerade wie England nach 1815 noch taftete, und mit ähn— 
lichen Kämpfen und Gefahren. 

„Wie wäre es fonft erflärlih, daß nicht in exfter Linie bisher das 
jeweilige induftrielle Intereffe den Ausfchlag in Eurer Handeläpolitit gab, 
ſondern daß in den Koalitionen die Grundbeſitzer des Oſtens die Entjchei- 
dung beftimmten? Deutjchland war freihändleriich, ſolange die Großgrund— 
befiter de Oſtens freihändlerifch intereffiert waren; es wurde jchußzöllne- 
riich, als fie ſchutzzöllneriſch interejfiert wurden. 

„Und doch wäre e8 heute ein Anachroniamus, allein von diefem In— 
terejie für die Zukunft den Ausfchlag geben zu laſſen. Denn konntet ihr 
auch zweifelhaft fein im Jahre 1860, ala noch fünf Achtel des Volkes 
agrariſch intereffiert waren, fonntet ihr zweifelhaft fein 1879, ala noch eine 
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jehr erhebliche Minorität der Deutfchen landwirtichaftlich intereffiert war: jo 
haben fich heute die Dinge geändert. Deutfchland kann nicht mehr im Zweifel 
jein, wohin fein Beruf es treibt, e8 opfert feine Zukunft, feine wirtfchaftliche, feine 
politifche und fulturelle Zukunft, wenn es nicht das Intereſſe der erpor- 
tierenden Großinduftrie in erfte Linie ftellt. Die Frage, ob Anduftrieftaat 
oder Agrarjtaat, ijt nicht bloß eine Majoritätsfrage, jondern vor allem 
eine Frage der Entwidlungstendenz. Welches Intereffe ift dasjenige, welches 
einen immer größeren Bruchteil der Nation um feine Fahne jammelt? 
Das Intereſſe, welches jährlich wachjende Millionen der Arbeiter lohnend zu 
bejchäftigen vermag, iſt das der Großinduftrie ; das Intereſſe, deffen Anteil 
an der Erzeugung des Volkswohlſtandes der Minorität zuftrebt, ift das 
agrarijche. 

„Jede andere Politif, ala die mit Nüdficht auf die Induſtrie unter: 
nommene, wird ala Intereſſenpolitik für künſtlich geſchützte Minoritäten, 
wird als reaftionär auf die Dauer empfunden. Wie lange fie haltbar ift, 
it Tediglich die Frage weniger Jahre. 

„Heute gilt nicht mehr der Sat: Hat der Bauer Geld, jo hat’ die 
ganze Welt!, fondern der Konſument der Zukunft, von deffen Zahlungs» 
kraft das Gedeihen der Gewerbe und auch mittelbar der Landwirtichaft ab— 
hängig ift, diefe zukünftige Säule von Deutſchlands Kraft ift der induftrielle 
Arbeiter. 

„Zroß des ausgiebigen Agrarjchußes, den die Getreidezölle gewähren, 
ift eine die Ausfuhr erheblich überjteigende Einfuhr agrarifcher Produfte 
regelmäßig unentbehrlich , eine Mebreinfuhr, die vom gefamten Weizenver- 
brauche nahezu "s, vom Gejamtverbrauch an Weizen, Roggen und Spelt 
bereits "/r beträgt!. Dabei fteht der Jahresverbrauch) an Brotgetreide in 
Deutichland — joweit Ziffern dies erkennen laffen — unter dem normalen 
Satze?. Würde durch Einfuhrfreiheit das Getreide verbilligt, jo würde der 
Konſum höchſt wahrjcheinlich jteigen, und zwar durch ftärfere Mehreiniuhr, 
Die Mehreinfuhr würde normalerweife dann "/s bis Ys des Gefamtver- 
brauches zu deden haben. 

„Die Annahme, daß Deutjchland durch Zollſchutz ſoweit kommen 
könnte, all jein Getreide preiswürdig ſelbſt zu erzeugen, die fich 1879 


! BVergl. aus der zahlreichen Litteratur vor allem Conrad: Auflah in den 
Yahrbüchern für Nat. und Stat., Bd. 56, ©. 481 ff. Jena 1891. 

2 Dies ift, wenn man auch bie größte Vorficht in der Benußung ber gebotenen 
Ziffern anwendet, nach Juraſchels Ermittelungen in ben Überfichten ber Weltwirt: 
ſchaft 1885 — 1559, ©. 131 nicht völlig abzuleugnen. 
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wohl noch ala Grundlage eines Erperimentes rechtfertigen ließ, fie hat ſich 
als irrig erwiejen. Die Bevölkerung ift rafcher gewachjen ala die landwirt— 
ſchaftliche Produktionsfähigkeit. 

„Auch wenn es Deutſchland verſuchen wollte, auf ſeinen Export zu 
verzichten, ſich in einen geſchloſſenen Handelsſtaat zu verwandeln, wir 
fönnten den größten Zeil unferer Einfuhr nicht entbehren. Und womit 
jollen wir die Einfuhr deden, wenn nicht mit Erportwaren in erfter Linie? 

„Im Jahre 1890 betrug! der Wert der deutjchen 


Einfuhr 
ausfchließlich Edelmetall 4145548000 Part 
darunter 
Rohſtoffe und einfach bearbeitete Gegenftände — 

71 Prozent = 2949525000 = 
Fabrikate == 29 Prozent — 1196023000 = 
Ausfuhr 
Gejamtwert 3 326 542 000 Mark 
Rohſtoffe ꝛc. = u = 844067000 — 
Fabrikate? = du — 2482455 000 = 


„Was ergiebt fich Hieraus? Ein Land mit fruchtbarftem Boden und 
ftationärer Bevölkerung, ein Land des Zweikinderſyſtems, kann es vielleicht 
ungeftraft, vielleicht jogar erfolgreich im Augenblide verfuchen, fich handels— 
politifch zu vereinſamen, nicht aber Deutjchland. Unſere Haupterportartifel 
find nicht Luxus- und Modewaren, wie bei Frankreich, wo Vermehrung 
der Produftionskoften nicht unbedingt die Erportfähigkeit verfümmern wird. 
Bei uns Heißt es, Maffenartifel erzeugen, uud bier ift jeder eine Unters 
ſchied der Produktionskoſten von ausfchlaggebender Bedeutung am Welt: 
marfte. 

„Denkt daran, daß, wenn nunmehr Deutſchland den Beruf erkennt, den 
ihm die Theorie des Manufakturhandelsintereffes jchon vor 50 Jahren 
prophezeit hat: ein erportierendes Jnduftrieland zu fein, dann in erfter Linie 
die Reform fich nicht gegen die verhältnismäßig befcheidenen Induſtrieſchutzzölle, 


ı Dergl. Statiftifches Jahrbuch des deutichen Reiches von 1891, ©. 57. Der 
Durchfuhrhandel ift außer Betracht gelaffen. 

® Hierunter find allerdings auch Fabrikate der landwirtichaftlichen Induſtrie, 
für 222 Millionen Mark Zuderfyrup und Melaffe, für 34 Millionen Malz, Mehl 
und gejchälter Reis, für 51! Millionen gegohrene Getränke enthalten. 
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fondern gegen die Agrarzölle, wenigftens gegen die Holz- und Getreidezölle 
zu richten Haben wird!“ 

Stellen wir ung dor, Liſt hätte diefe Worte, die fi) aus feinen Lehren 
von ehedem zwingend ergeben, dem Heutigen Deutjchland zugerufen: welche 
Konjequenzen Hätten wir zu ziehen, wenn wir Lift’ Standpunkt ala den 
richtigen anerkennen würden ? 

Drei Probleme von höchjter Wichtigkeit treten an ung heran: 

Erſtens: Sollen wir die Agrarzölle ohne Aquivalent preisgeben, 
aljo autonom abjchaffen bezw. berabjegen, oder follen wir fie zu Handels— 
verträgen verwerten ? 

Zweitens: Bedeutet die Verminderung des Agrarſchutzes Preisgebung 
der Landwirtſchaft? 

Drittend: Sollen wir etwa bloß das eine erhoffen ald Wirkung 
der abgejchafiten Getreidezölle, daß bei verbilligter Nahrung die Löhne 
herabgemindert werden können? Soll unfere Konkurrenzfähigkeit auf niederen 
Löhnen bafteren ? 


Die Fragen, vor denen wir jtehen, find viel ernfter für das Wohl 
und Wehe, als damals, wo es fih um Abfchaffung der Eifenzölle handelte. 
Jedenfalls follen wir dor den Fehlern des Doktrinarismus, die man damals 
machte, uns hüten, follen wir von den Lehren der Gejchichte Iernen. En— 
queten, die wirklich auf unparteiifche Ermittlung der Thatjachen abzielen, 
find bei der jebigen Lage im Intereſſe der Erportinduftrie nicht bedenklich, 
jondern im Gegenteile Außerft wünfchenswert. Man follte fie fordern. 

Verſuchen wir hieraus, die heutige Lage, die Politik, wie fie anjcheinend 
jet vom Deutjchen Reiche inauguriert wird, zu verftehen, jo gejchieht dies 
am beiten, indem wir der Reihe nach auf die drei eben aufgeworjenen 
Tragen eingehen. 

1. 68 wäre geradezu thöricht gewejen, die Zollermäßigungen in Holz 
und Getreide: Roggen, Weizen, insbefondere auch Gerfte, nicht nach Mög— 
lichkeit zu verwerten, um bandelöpolitifche Zugeftändniffe für unferen Erport 
zu erlangen. freilich bedeutet die nicht entjernt, daß ein ängjtliches 
Abwägen des Gegebenen und Gebotenen immer das Wichtige ift. — 
Das Wichtigite ift, gebundene Tarife, eine Sicherheit des Erportes zu 
erlangen. Der weittragendere Geſichtspunkt ift folgender: Wir haben als 
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Getreide einführendes Land gemeinfchaftliche Intereffen mit Agrarnationen. 
63 bejtehen nur zwei Möglichkeiten: Entweder wir kaufen den Agrarnationen 
nicht ab, dann zwingen wir fie, eine Induſtrie emporzuzüchten, die ung 
zwar nicht auf neutralen Märkten jchädigen, die uns aber durch Schußzoll- 
verlangen genieren wird. Oder wir begründen eine internationale Solidariät 
der Intereſſen mit unjeren agrarischen Hinterländern. Wir werben bereits 
hierbei nicht hindern können, daß unſere Nachbarn die inzwifchen aufs 
gezüchteten Induftrien durch Zölle ſchützen. Aber nach Specialitäten geſon— 
dert, wird fich noch immer eine internationale Arbeitäteilung anbahnen 


laſſen. 
Gerade jetzt reichen uns zwei erheblich agrariſch intereſſierte Länder, das 


Getreide exportierende Öfterreich » Ungarn , dag Mein erportierende Italien, 
die Hand zum Bertrage. 

Bielleicht ift die Gelegenheit unwiederbringlid. Stoßen wir dieſe 
Länder durch Hohe Agrarzölle unferfeits auch in Zukunft zurüd, fo ver- 
tieren wir kaufkräftige Abnehmer unferer Industrie für immer. 

Friedrich Liſt, deifen Lehren wir im Beginne der Betrachtung zu grunde 
legten, bat zu zeigen gefucht, daß Englands Agrarzölle von 1815 ein 
jchwerer Fehler vom englifchen Standpunkte waren. Das freihändlerifche 
Intereſſe der Landwirte auf dem Kontinente ftieß England zurüd, die Kon- 
tiuentalftaaten züchteten eigene Induftrien empor, jchloffen fich durch Zölle 
gegen England ab. 

Wollen wir Deutjche den gleichen Fehler begehen? 

Wir find heute in einer Ähnlichen Lage, wie England 1846 mit feinen 
Kornzöllen. 

Der Konſument, den man 1879 begraben glaubte, er ijt erwacht, er 
fordert billige® Brot. Hören wir feine Stimme, da jein Ruf unjerem 
überwiegenden Produzentenintereffe entjpricht! 

Geben wir Ungarn, geben wir Italien, geben wir Rumänien, Bul: 
garien, Serbien Gelegenheit, die Produkte vorteilhaft an uns abzujegen, in 
welchen diefe vorwiegend Landwirtichaftlich intereffierten Staaten hervorragen, 
damit eine rationelle Arbeitsteilung erhalten bleibe auf dem jegigen Stande! 

Iſt nun aber die Lage fürdie deutjch-öfterreichiichen Unterhändler, welche 
ein mitteleuropätfches Vertragsnetz zu begründen ftreben, nicht erheblich un— 
günjtiger, als für Frankreich in den fechziger Jahren? 

Hier find verjchiedene Momente erjchwerender Natur nicht zu vernach— 
läſſigen. Zwei unferer Hauptabjatgebiete, die Vereinigten Staaten und 
Rußland, welche zugleich unjere beten Getreideverjorger fein könnten, 
ichließen fich immer mehr gegen ung ab. Milderungen diefer Abjchließungen 
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in nächfter Zeit find nicht fchlechthin unmöglich, aber keinesfalls ift hier- 
mit zu rechnen. 

Die Bereinigten Staaten juchen durch das panamerifanifche Projekt 
auch aus den füdamerifanifchen Abiahgebieten uns zu verdrängen; ihre 
Schutzzollpolitik Hat ferner einen weit volfstümlicheren Anſtrich ala die 
europäifcher Länder dadurch, daß fie die eigenen beffer gezahlten Arbeiter 
gegen den Wettbewerb der jchlechter bezahlten Arbeit des Auslands zu 
ſchützen beanſprucht. 

Man Hat dem gegenüber nahegelegt, Mitteleuropa ſolle ſich, dem 
modernen Zuge folgend, zu einem nach außen jchußzöffnerifchen Zoll- 
vereine zufammenjchließen. Noch immer find die Bruck'ſchen Pläne von 1849 
eine nicht unmögliche Löfung. 

Leider ftehen dem aber politifche Schwierigkeiten entgegen. Insbeſon— 
dere auf Frankreich ift vorläufig nicht zu rechnen. Es iſt nun gegenwärtig 
die Entwidlung, welche die Dinge zu nehmen jcheinen, nicht ein Zollverein 
mit prohibitorifchem Abſchluß nach außen. Deutfchland und Öfterreich- 
Ungarn haben fich zunächlt vereinigt und dann gemeinfam, aber ala jelb- 
ftändige Zollgebiete mit den Nachbarftaaten, zunächft mit der Schweiz und 
mit Italien Verhandlungen eröffnet. Es ijt vor Belanntgabe des Vertrags» 
tertes die Möglichkeit nicht völlig abzuweifen, daß dies zu einem mittel- 
europäifchen Differenzialzolliyiten führen kann. Freilich Frankreich wird 
durch den Frankfurter Frieden eo ipso teilhaben an allen Konzeffionen, die 
Deutichland einräumt. 

Aber es ift jehr wenig wahrjcheinlich, daß die Abficht dahin gehen 
wird, fi nach außen hermetiſch abzujchließen. Dem fteht vor allem 
zweierlei gegenüber: 

Erſtens unſere gegenwärtigen Emährungsverhältnifie, zweitens unfer 
Berhältnis zu den Niederlanden und vor allem zu England. 

Deutjchland war bisher in erjter Linie noch immer ein mehr Roggen ala 
Weizen tonfumierendes Land. Unſeren Mehrbedarf an Weizen können Ungarn 
und die Balkanländer bei lohnenden Preifen, wenn die Kultur dort intenfiver 
wird, decken. Unferen Bedarf an Mehreinfuhr von Roggen dedte bisher über- 
wiegend Rußland und wird Rußland nach dem mit der Zeit ficher zu erwartenden 
Wegfalle feines dermaligen Roggenausfuhrverbotes weiter zu einem erheblichen 
Bruchteile deden, jelbft wenn wir Rußland an der Ermäßigung unjerer 
Getreideeinjuhrzölle nicht beteiligen. Insbeſondere wird dies in Jahren 
eine ungünstigen Rubelkurſes mit Sicherheit eintreten. Langſam fcheint fich 
allerdings in Deutjchland der Übergang zu größerem Weizenkonſum zu voll- 
ziehen und die neuerliche Preisverſchiebung zwiſchen Roggen und Weizen 
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dürfte Hierzu beitragen. Indes, ſolche Übergänge vollziehen fich langſam, 
jelbft dann, wenn durch Berbilligung des ordinären Weizens gegenüber dem 
Roggen der Übergang mehr ermutigt wird. 

Möglich wäre es, — ob aber flug bei der heutigen politiichen Lage 
ift eine andere Frage — wenn Rußland Handelspolitiich ſich auch, nachdem 
die Folgen des heutigen Notjtandes zu überjehen find, halsſtarrig erweiſt, 
den Plan Bismards aufzunehmen und die öfterreich-ungarifche Getreideaug- 
juhr vor der ruffiichen zu begünftigen. 

Jedenfalls aber bedürfen wir des nieberländifchen und englifchen Marktes. 
Diefe Länder mit ihren Kolonien, insbeſondere England, find fehr wichtige 
Grportgebiete. Wir verkaufen nach England für erheblich mehr ala 600 
Millionen jährlih!. England ift noch jetzt vielfach der Vermittler unferes 
Abſatzes in die englifchen Kolonieen. So lange wir nicht jelbjt nennens— 
wert abnahmefähige Kolonieen befigen, dürfen wir nicht die Pläne eines 
Greater Britain, die jeßt zurückzutreten jcheinen, durch Abfchließung gegen 
unferen beften Exportmarkt fördern. 

Taffen wir zuſammen: Eine mitteleuropäifche Handeläpolitit mit gebun— 
denen niederen Tarifen der mitteleuropäifchen Staaten, jedoch ohne Prohi— 
bition gegen die Außenwelt, dabei ala Ziel von Deutjchland eritrebt: Kon— 
zeſſionen in ausländifchen Induſtriezöllen, als Gegengabe angeboten Kon— 
zeffionen auf dem Gebiete des Agrarweſens und BVBeterinärfonventionen. 

2. Es fragt fich: bedeutet da8 Abbauen der Agrarzölle Preisgabe der 
deutichen Landwirtſchaft? Dies kann nicht beabfichtigt fein. Zunächit jet 
darauf Hingewiejen, daß fo gründliche Kenner der deutichen Landwirtichaft, 
wie Conrad in Halle und neuerdings Settegaft in Berlin, nicht zögern, es 
auszujprechen, die Herabſetzung der Getreidezölle werde die Landwirtſchaft nicht 
ruinieren. Im Gegenteile haben nach fachmännifcher Anjchauung die Ges 
treidezölle die Entwidlung der deutfchen Landwirtichaft aufgehalten, den be= 
reits 1879 zeitgemäßen Übergang vom Körnerbau zu anderen Betriebsweiſen 
um ein Jahrzehnt verzögert. 

Eine andere Frage ift die nach der Zukunft der deutjchen Landwirt— 
ichaft, eine andere die nach der Zukunft der einzelnen Wirte. Sollte fpäter 
eine weitere Herabjegung des Getreidezolle® unter die jeht ala Vertragsſatz 


! England ift noch immer unfer wichtigiter Ablagmarft. 1889 betrug ber 
Wert der beutichen Ausfuhr nah England 652, ber Einfuhr von England 
675 Millionen Mark (vergl. Bd. 51 ber Statiftil des Deutjchen Reiche, N. F. 
XV, 25). Wie jebt jeit dem Zollanichluß Hamburgs erfichtlich ift, hat E. Naffe in 
feinem Auffag „Der Cobdenklub und bie deutfche Warenausfuhr“ bereit3 dor einem 
Jahrzehnte die Bebentung des deutfch-britiichen Handels völlig zutreffend gewürdigt. 
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genannte Ziffer unternommen werden, jo würde zuvor unbedingt 
eine Agrarenquete zu fordern fein, die unparteiiich und deutlicher als jetzt 
erfennbar feftjtellt, wie viel bäuerliche Betriebe wirklich von den Zöllen Vor— 
teil haben. Es wird erſt dann entjchieden werden können, wie weit es 
Humbug war, den Kleinen Mann, den Bauer für die Getreidezollagitation 
vorzufipannen. 

Daß die Leute, welche weniger Getreide, fei e8 für den Verkauf, jei es 
für den Eigenfonfum bauen, ala ihre Familie verzehrt, mehr Steuer zahlen 
als ihr Gewinn beträgt, ift unzweifelhaft. Es Handelt ſich nur darum, für 
ganz Deutjchland feitzuftellen, wie groß die Zahl diefer Kleinbetriebe iſt 
und wie groß die Zahl derjenigen Bauern, die angeblich unbedingt durch 
dern Wegfall der Zölle ruiniert werden. Cine über ganz Deutjchland er— 
ſtreckte Feſtſtellung ift auch der verwilderten öffentlichen Meinung gegenüber 
unbedingt nötig vor weiteren Reformen. 

Nicht allzu ſchwer ertragen werden die Änderungen außer den Klein 
bauern auch die großen Fideilommißbefiter, die reiche Großariftofratie, ing» 
befondere diejenigen, welche bereits jet mehr an der landwirtſchaftlichen 
Induſtrie, Branntweinbrennerei und Zuderproduftion, ala an dem Getreidebau 
intereffiert find. Sie find reich genug außerdem, um auf ein Privileg ver: 
zichten zu können, wenn die Aufrechterhaltung dieſes Sonderrechtes einen 
Sturm des Bolfes gegen die Grundlagen de Befites überhaupt zu ent« 
feſſeln droht. 

Schwierig geſtaltet ſich dagegen für den mittleren Grundbeſitz, für die 
Rittergüter in den preußiſchen Oſtprovinzen und für die großen nieder— 
bayeriſchen Bauern d. h. für die beiden Kornkammern Deutſchlands, die 
Frage!. 

Insbeſondere diejenigen ſelbſt ihr Land bewirtſchaftenden Gutsbeſitzer, 
welche teuer gekauft haben, bis zur Hälfte des Grundwertes und darüber 
verſchuldet find (alſo weniger die niederbayeriſchen Bauern als die oſtdeut— 
ſchen Grundbeſitzer) werden fich beſchwert fühlen. Sie find es auch, in 
deren Intereſſe die übertriebene Kornzollerhöhung von 1887 am energifchiten 
befürwortet wurde, Iſt es num politisch, ſpeziell im Intereſſe überjchuldeter 
Arbeitgeber die Handelapolitik zu geitalten ? 

Hier Tiegt bereit3 lange eine chronische Agrarkriſis vor; dieſelbe wird 
ih, wenn nicht auf dem Weltmarkte Hohe Getreidepreife andauern, 


ı Falls wir ferner auf dem Gebiete des Weinzolles Zugeftändniffe machen 
müfjlen, fo ift klar, daß ein erheblicher Zeil ber rheiniſchen Bauernſchaft fich be: 
ſchwert fühlt. 
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notwendig in eine akute Krifis verwandeln; eine Verdrängung der biäherigen 
Wirte durch andere twird fich hier nicht aufhalten laſſen. Die augfchlag- 
gebende Betrachtung darf aber, insbeſondere dem Großbetriebe gegenüber, 
nicht allein vom Intereſſe der jeweiligen Grundbeſitzer ausgehen, jondern 
muß die Handelepolitit unter Gefihtspunften der Arbeiter be 
trachten. Um der Arbeiter willen ift doch in letter Linie der Schuß der 
nationalen Arbeit zu rechtfertigen. 

Zeitweilig in der Gejchichte hat der Eigenbetrieb auf den mittleren Ritter- 
gütern des Oſtens im Intereſſe der Nation feine vollſte Berechtigung gehabt, 
Knapp Hat in einer Reihe jehr geiftvoller Vorträge dies folgendermaßen ge= 
fennzeichnet: Das oftdeutiche Rittergut war ein Träger des technifchen Fort: 
jchrittes als eine der erſten Erſcheinungsformen des kapitalistischen Großbetriebes. 

Ziehen wir hiervon die Konjequenzen. Zur Eriftenzberechtigung des 
fapitaliftifchen Großbetriebes gehört heute, wo man nicht mehr mit Frö« 
nern arbeitet, zweierlei: Kapital und Eapitaliftifcher Geift. 

Gin Grundbefiger, der mit 150000 Mark Vermögen ein Gut für 
450000 Mark Lauft, ijt nicht fähig, die Verwaltung Fapitaliftifch zu be— 
treiben. Er geht zu Grunde, wenn er auskömmliche Löhne zahlen foll; ex 
geht zu Grunde, wenn er neue Gelder entleihen muß, um fich veränderten 
Konjunkturen anzupafien,; er ift nicht imftande, die Funktionen des Be— 
fies zu erfüllen und das Riſiko der Konjunfturen zu ertragen. Gold 
ein Mann muß immer zum Staate kommen und um Hülfe rufen, und er 
bezeichnet fich jelbft nur als Verwalter feiner Gläubiger. 

Über dieſe verfchuldeten Landwirte wird allerdings eine ſchlimme Zeit 
bhereinbrechen. 

Sie werden die Wahl zwifchen zwei Alternativen haben: 

ihren Befiß zu parzellieren, ſoweit die Schuldverhältniffe dies nicht 
unmöglich machen; 

zweitens die eigene Bewirtichaftung mit dem Pachtiyitem zu vertaufchen. 
Hier können auch Leute mit geringerem Vermögen wirklich Eapitaliftifch und 
ala rationelle Kapitaliften wirtjchaiten. 

Diejenigen Großgrundbefiker aber und diejenigen auf Getreideproduftion 
zum Verkaufe vorwiegend angewiefenen Bauern, welche nicht überjchuldet 
find und fich der Marktlage anpaffen können, werden allerdingg wenn es 
einmal zur Aufhebung der Getreidezölle fommen follte, mit Necht fordern 
dürfen, daß ihnen im Kaufe der Zeit Erleichterungen gewährt werden: 

Erſtens: Sofern nicht eine erheblich günftige Konjunktur von jelbjt in 
der Folge die Fleiichpreife emportreibt, wäre e8 wünjchenawert, die Vieh: 
wirtjchaft durch Beibehaltung von mäßigen Viehzöllen auf erwachjenes Vieh 
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und Tleifchzöllen zu ermutigen. Die Tleifchzölle im jelben Maße mit den 
Getreide: und Holzzöllen Herabzufegen oder gar gleichzeitig mit dieſen zu 
bejeitigen, dürfte bedenklich fein, wenn durch BVeterinärkonventionen die pro= 
Hibitiv wirkenden, bei Seuchen dann und warn gegen die agrarifchen Nach: 
barn angewendeten Vieheinfuhrverbote ihren Schuß nicht mehr gewähren, 

Zweitens: Falld das bisherige Sinken der Grundrente in den weit— 

ab von Großftädten Tiegenden Landdiftriften länger andauern follte, wird 
eine Reform der direkten Steuern, ſoweit dieſe die Landwirtſchaft belaften, 
unerläßlich fein. Das Königreich Sachſen ift bereit? mit einer ſehr erheb- 
lichen Entlaftung der Landwirtichaft von der ftaatlichen Grundfteuer voran— 
gegangen. Auch in Preußen wird aus dem Mehrerträgnis der Miqueljchen 
Einftommenfteuer ohne Zweifel die Möglichkeit erfließen, die Grundbefißer 
durch teilweife Überweiſung der Grundfteuer an die Kommunen, eventuell auch 
Derabjegung der hohen Gebühren für Immobiliarveräußerung zu entlaften, 
In Bayern wird die Reform größere Schwierigkeit machen. Es wird aber 
nirgends möglich fein, der alten Erfahrung fich zu entziehen, daß die Haupt- 
fteuerlaft nur auf die aufblühenden Gewerbe, nicht aber auf die unter an— 
Haltend ungünstigen Berhältniffen produzierenden Klaſſen gelegt werden kann. 
Es wird eine Forderung der Gerechtigkeit fein, daß, wenn unfer Zoll— 
ſyſtem zu Gunjten des Induſtrieexportes umgeftaltet wird, auch die indu= 
ftriellen Unternegmer und die induftriellen Arbeiter die fie ſelbſt belaſtenden 
Konſequenzen auf fi nehmen. 

3. Wie auf finanziellem Gebiete, jo wird auch auf dem Gebiete der 
Arbeiterfrage die bevorftehende Reform unferer Handelspolitif, wenn fie ener- 
giſch durchgeführt wird, ihre Konfequenzen gebieterifch geltend machen. 

Soll die Konfequenz der Ermäßigung und einftigen Aufhebung der 
Agrarzölle die fein, daß die Löhne entiprechend herabgedrüdt werben und 
dadurch mit mwohlfeileren Produktionskoſten unſere Induftrie mit dem Aus— 
lande konkurrieren kann ? 

Diefe Anſchauung würde nur dann richtig fein, wenn wirklich ſtets 
niedrigere Löhne mwohlfeilere Produktionskoſten bedeuteten. Doch von diefer 
Anfchauung, die noch 1862 beim Übergange zum Freihandel geltend gemacht 
wurde, haben wir uns heute entfernt. Siamondi und andere früher, neuer- 
dings Brentano und Herkner haben eingehend die Frage zu beantworten 
gefucht, wie e& denn komme, daß nicht die Länder, die niedrigere, jondern 
die Länder, die höhere Reallöhne ala Deutjchland zahlen, unfere gefährlichiten 
Konkurrenten auf dem Weltmarfte find. 

Man braucht nur einen gelegentlich auch von Cobden und Bright ver- 
tretenen Gedantengang auf die Gegenwart anzuwenden. Man bdente fich, 
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die induftriellen Arbeiter erhalten nad Ermäßigung oder Aufhebung der 
GSetreidezölle denjelben Geldlohn wie zuvor, brauchen aber für Brot weniger 
zu zahlen — denn dab zwifchen Brotpreifen und Getreidepreijen fein 
Zufammenhang jei, wird nur noch von denjenigen Agrariern behauptet, 
deren Kenntnis aus Unkenntnis der ftatiftifchen Unterfuchungen der letzten 
Jahre beiteht. 

Was ift die Folge? Unfere Arbeiter fönnen mehr für Kleidung aus» 
geben, das fommt unferer Tertilinduftrie zu Gute. Unfere Arbeiter können 
mehr für Fleisch ausgeben, und diefer Konfum ift beifpieläweile in Sachſen 
noch unendlich fteigerungsfähig: das kommt unferer Landwirtfchaft zu Gute, 
hierin ſoll unjere Landwirtichaft ihre Zukunft fuchen. 

Im Konſum der Mafjenbevölferung, in der Kaufkraft der deutfchen 
Arbeiter, insbeſondere der induftriellen Arbeiter, da Liegt ein ficheres Feld 
des heimischen Abſatzes, die gejundefte Grundlage der Erportgewerbe. 

Man durchwandere die Gegenden der jächfiichen Strumpfwirkerei. Weit 
in die ganze Welt gehen die Produkte, und daß es fo bleibe, iſt überaus 
wünjchenswert. Aber welch’ wunderbares Bild: die Arbeiter ſelbſt, welche 
dieje Strümpfe fabricieren, die find nicht Käufer derfelben, ihre Kinder 
laufen barfuß durch die Gaſſen. Denn was die Familie verdient, das 
muß größtenteils für Wohnung und Nahrung aufgewendet werden; da 
bleibt nicht? übrig für Strümpfe und Schuhe der Kinder, und doch wäre 
diefe Mafjenbevölterung ein zufriedener Abnehmer der Waren, welche die 
launiſche Mode draußen verftoßen hat, wenn fie nur überhaupt fauffräftig 
wäre. Der Arbeiter der Induſtrie Legt nicht feine Erjparniffe in Argentiniern 
und Meritanern an, wie die oberen Klaffen, er giebt eine viel größere Quote 
jeiner Einnahme bei fteigendem MWohlftande wieder aus und zwar gerade 
für Artikel der Mafjenerzeugung. 

Und was vom Inlande gilt, das gilt analog von unferem Export 
in die Länder, die nicht durch eine Mac-Kinley-Bill veriperrt find. Wenn 
wir den Ungarn, den Rumänen nicht ihr Getreide, den Italienern nicht 
ihren Wein ablaufen, dann find auf die Dauer auch jene Gebiete nicht 
fauffräftige Abnehmer unferer Gewebe, unferer chemifchen Produkte, unjeres 
Papiers, unferer Eiſenbahnſchienen. Alfo hier ift der Grundſatz der Cobden— 
Schule für die heutige Zeit gerade für Deutjchland überaus zutreffend. 
Wir müſſen den Abnehmern unjererr Waren das ablaufen, worin Diefe 
ercellieren, wenn wir an fie die Yabrifate abfegen wollen, in denen wir 
bervorragen. 

England wird in all dem unjer Konkurrent fein. Es wird fich zwi— 
ichen den Induſtrieländern England und Deutfchland, Hintwiederum zwiſchen 
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den Industrien Deutjchlande und feiner Eontinentalen Nachbarjtaaten jene 
Arbeitsteilung, jene auf verjchiedene Specialitäten gerichtete Differenzierung 
viel ftärfer herausbilden, die fich bereit? angebahnt Hat. Wie bereits in 
der Kammgarninduftrie die weichen Wollen in Deutichland , die harten in 
England anı vortrefflichiten verfponnen wurden, jo fühlt fich überhaupt un- 
fere Tertilinduftrie, die bereit? für mehr als 900 Millionen Mark Fabri— 
fate exportiert, in den wichtigften Zweigen volltommen ebenbürtig mit aller 
Melt. Gewiß ift auch unfere Eifeninduftrie feit dem Durchdringen des 
Thomas: Prozeffieg — wenn einmal der Rhein-Mofel-Kanal nicht mehr 
dur den Widerſtand einzelner Intereſſenten verhindert wird? — in der 
Lage, gewinnreicheren Erport ala bisher zu fultivieren,; gewiß werden wir, 
wenn wir den Vorteil unferes technifchen Wiſſens und unferer Schulverhält- 
niffe mit Thatkraft und kaufmännifcher Geſchicklichkeit auszubeuten verftehen, 
in der jo überaus zufunftsreichen elektrichen Induſtrie und in den meijten 
chemiſchen Induftrien eine Stellung auf dem Weltmarkte behaupten können, 
wie fie bis vor kurzem unerreiht Englands Baummollinduftrie inne hatte. 


So liegt eine große, gewaltige wirtichaftliche Zukunft vor uns, für die 
uns Deutjchlands jehiger Kapitalreihtum zu ftatten kommen wird, wenn 
wir bei der bevorftehenden Wendung der Handelapolitif die weiteren Kon— 
ſequenzen verfolgen. Unfer Ausgangspunkt war die von Lift vertretene An= 
Ichauung, daß in der Induſtrie Deutjchlands Größe begründet liegt. Fyried- 
rich Lift brachte diefe Betrachtung noch nicht mit der Arbeiterfrage in Zus 
fammenhang. Denn die aufjteigende Klaſſe feiner Zeit waren noch nicht 
die induftriellen Arbeiter; die jociale Frage jener Zeit war die Frage der 
gejellichaftlichen Gleichberechtigung der induftriellen Unternehmer. Aber jo fehr 
fi) die Zeiten gegen damals geändert haben, noch ein weiteres außer dem 
bisher Berührten mögen wir von ihm lernen und für die Gegenwart be= 
berzigen: das ift der enge Zujammenhang unferer wirtichaftlichen Entwid- 
lung mit dem gejamten politifchen und kulturellen Leben. Keines Volkes 
Blüte — das Hat Lift gezeigt — ift für die Dauer bloß auf dag Glüd 
der Waffen umd die Gedanken der Philofophen und Dichter zu begründen ; 
die höchſte kulturelle Blüte verwelkt jchnell, wenn fie nicht mit wirtichaft- 
lichem Gedeihen zufammenfällt, und die politifche Machtitellung eines raſch 
emporgefommenen Reiches ift auf die Dauer nur zu behaupten, wenn die Leiter 
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der Politik die wirtjchaftliche Zukunft rechtzeitig erkennen und diefer Er— 
fenntnis gemäß handeln. 

Aber tie die wirtjchaftliche Blüte das Fundament der politifchen 
Macht ift, jo wirkt hinwiederum jede principielle Anderung des wirtichaft- 
lien Syſtems zwingend auf die Entwidelung der inneren Politif und 
— das fönnen wir heute zu Liſts Anfchauungen Hinzufügen — auf die 
Arbeitsverfaffung zurüd. 

Verſuchen wir e8, die Zeichen der Zeit zu deuten. Die deutjche Ge» 
ſchichte lehrt uns, daß bisher bei den Zollmaßregeln Gefichtspunfte der 
Politik und der Wirtjchaft eng verknüpft waren. Wir wurden 1862 Frei— 
händler, als es galt, fich von der politifchen Verbindung mit dem damals 
ſchutzzöllneriſchen Oſterreich Toszureißen. Als wir 1879 Schußzöllner 
wurden, bildete fi) auf der Grundlage ber materiellen und Firchlichen 
Sintereffen eine neue, der liberalen entgegengejegte Majorität. 

Dielleicht offenbart fi 1892 der Zufammenhang zwiſchen Zoll 
maßregeln und Politik darin, daß fi) von neuem die Majoritäten ver« 
ſchieben. 

Hier find drei Konſtellationen möglich, zwiſchen denen Deutſchland zu 
wählen hat. 

Merden die agrarifchen Interefjen durch die Wendung unferer Politik 
zur Stellungnahme gegen die Induſtrieſchutzzölle gedrängt, jo wäre es 
möglih, daß die Induſtriellen, um ihren Zollſchutz zu retten, fich nach 
einem neuen Verbündeten umſehen müflen, und e8 wird von ihnen, ander- 
feit3 don ber deutjchen Arbeiterbewegung abhängen, ob e8 möglich ift, die 
induftriellen Schußzölle durch eine Allianz der induftriellen Unternehmer und 
ihrer Arbeiter auf einer mäßigen Höhe zu erhalten. 

Oder e8 bleibt ein Kartell zwifchen den AInduftriellen und den vor» 
läufig nur von einer Herabjegung, nicht aber Befeitigung der Agrarzölle 
betroffenen landwirtjchaftlichen Intereſſen bejtehen: dann wird auch dieſe 
Verbindung neue weiter links ftehende Glemente in fich aufnehmen müſſen, 
um ihren Befititand den Gegnern gegenüber zu wahren. 

Oder endlich, es erlangen die radikal freihändlerifchen Elemente die 
Oberhand. 

In all diefen drei Fällen wird es unabweislich fein, eine Konfequenz 
unferer neuen auf jtärfere Pflege des induftriellen Erportes gerichteten 
Handelspolitif, die in den Jiebziger Jahren nicht voll gezogen worden ift, 
rechtzeitig anerzuerfennen: Sie liegt auf dem Gebiete der Arbeiterfrage und 
gibt den Schlüffel zur Beherſchung der Zukunft. Es wird unvermeidlich 
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fein, die Arbeitsverfaffung eines immer ftärker den Wechjelfällen der Kon— 
junktur ausgeſetzten Wirtjchaftsgebietes den Wechjeliällen der Konjunktur an— 
zupafien. Es wird unvermeidlich fein — wie die jchon unter der Herr— 
ſchaft des Schutzzolles fich ereignete — bei rüdläufiger Konjunktur Arbeits- 
einfchränfungen und Lohnberabfegungen vorzunehmen, und es wird dem 
gegenüber ein Anwachſen des jocialiftiichen Radikalismus drohen, wenn 
unfere Arbeitöverfaffung nicht auch ehrlich und voll die Möglichkeit giebt, 
baß die Arbeiter an günftigen Konjunkturen fich entjprechend entfchädigen. 
Es ift ſehr wahricheinlih, daB die neue MWirtjchaftspolitif ein freieres 
Koalition: und Dereinsrecht in abjehbarer Zeit bringen wird. Es wird 
damit keineswegs fofort ein Millennium des focialen Friedens eintreten. 
Aber vielleicht werden die konkreten Intereffenfragen der einzelnen Gewerbe 
in der Arbeiterbewegung eine größere Rolle fpielen, als die bisher führenden 
jernliegenden Ideale. Aber auch das fogenannte patriarhalifche Syftem der 
Arbeiterpolitif, jo trefflich e8 in den Augen ſehr Wohlmeinender erfcheinen 
mag, dürfte Hiermit einem anderen Syfteme den Pla räumen. 

Auch diejenigen Bewegungen der oberen Klaſſen, welche bisher glaubten, 
dadurch den Arbeitern zu nüßen, daß fie Lediglich das Kapital angriffen, 
dürften in andere Bahnen gelenkt werden. 

Aber ift nicht ein Rückſchlag denkbar in der Entwidlung, die ſich — 
wenigftens in weiter Ferne — als die Wirkung der neuen Handeläpolitif 
zu erkennen giebt? Dieſer Rückſchlag ift nicht nur denkbar, fondern wird mit 
Sicherheit eintreten, wenn diejenigen Intereſſen, welche durch die neue 
Wendung der Handelspolitik vor allem gefördert werden, eine legte Haupt: 
rückſicht vernachläffigen, die von außfchlaggebender Bedeutung ift. 

Die wirtfchaftlichen und die focialen Intereſſen, jo wichtig fie find, fie 
find nicht die einzigen des Vaterlandes. Höher noch ſteht die Griftenzfrage 
des Deutjchen Reiches. Auch die Majorität der Intereffen hat nur dann 
ein Recht, vorwiegende Berückſichtigung ihrer Intereffen von der Politik zu 
fordern, wenn fie bereit ift, diejenigen Opfer zu bringen, welche nötig find 
für Die Machtentfaltung des Reiches, für unfere Wehrhaftigfeit, für unfere 
Fähigkeit, die Kultur des Weſtens gegen andringende Feinde zu verteidigen. 
Bon der politischen Reife des deutſchen Volkes, die es diefer Frage gegen— 
über an den Tag legt, wird jeweilig die politifche Konftellation, die wirt: 
Ihaftliche und die jociale Politik beeinflußt werden. 

Findet fich die Majorität der am induftriellen Exporte und am wohl» 
jeilen Einkaufe der Lebensmittel Intereſſierten nicht auch bereit, die Opfer 
zu bringen, die notwendig werden, um die Stellung des PVaterlandes zu 
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behaupten, dann wird fich diefe Majorität nicht beklagen dürfen, wenn fie 
als unfähig von der Herrfchaft wieder abgelöft wird, und wenn auch die 
Handelspolitif und Socialpolitit der Zukunft den Intereffen zwar einer 
Minorität Privilegierter, aber einer ftaatäflügeren und deshalb politiſch 
wichtigeren, ja unentbehrlichen Minorität dienftbar gemacht werden. Ein 
jedes Volk ift felber ſeines Glüdes Schmied ! 


Piererihe Dofbuhdruderei. Stephan Geibel & Co. in Altenburg. 
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MWährend die zwei erften Bände, welche der Verein für Socialpolitif 
über die Handelspolitif der wichtigeren Kulturjtaaten in den legten Jahr: 
zehnten veranlaßte (Band 49 und 50 der DVereinsfchriiten 1892), noch in 
dem Augenblide erjcheinen konnten, als die neu abgejchlofjenen mittel- 
europäifchen Handelsverträge befannt gemacht und in die Parlamente 
Deutjchlands und der anderen beteiligten Staaten eingebracht wurden, ver- 
zögerte fich die Fertigſtellung einiger der anderen einjchlägigen Arbeiten 
aus Gründen, die jchon in der Vorrede zum erjten Bande angegeben find, 
um mehrere Monate. Ich bin Heute fo glüdlich, den dritten Band ab- 
zufchließen, welcher die Handelspolitif der Balkanftaaten Rumänien, Serbien 
und Bulgarien, fowie der beiden größten romanijchen Staaten, Spaniens 
und Frankreichs enthält, während die Handelspolitik Englands und feiner 
Kolonieen, aus der Feder von Herrn Prof. Dr. Fuchs aus Greifswalde, 
leider noch nicht drudjertig vorliegt. ch Hoffe, daß dieje letztere Arbeit 
im Laufe de8 Sommers oder gegen den Herbit ala bejonderer Band der 
Vereinsſchriften wird erjcheinen und fo unfere große Publikation paſſend 
wird abfchließen können. Den dritten Band nicht bis zu dem Zeitpunkt 
liegen zu laffen, da ihm auch dieje letztere Unterfuchung eingefügt werden 
fönnte, empfahl fih aus vielen Gründen. Voran fteht das praktifche 
Antereffe, das man in Deutjchland und Dfterreich an dem Abjchluß neuer 
Handelsverträge mit den Balfanftaaten und Spanien Hat. Sicher aber 
bleibt, — auch wenn diefe Tagesfragen erledigt find, der wiljenjchaftliche 
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Wert der vom Verein für Socialpolitik geſammelten Darſtellungen ein er— 
heblicher. Für längere Zeit werden die Bände 49, 50, 51 ꝛc. unſerer 
Schriften das wichtigjte Werk bleiben, um fich über die Entwidelung der 
europäifchen Handelspolitif von 1860—1892 zu orientieren. Allen Mit- 
arbeitern und befonders den Herren Dr, M. Ströll, A. Gwinner und Dr. 
U. Devers ſei hier nochmals der ergebenjte Dank des Vereins ausgeſprochen. 


Berlin, 1. April 1892. 
Guſtav Schmoller. 
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Das Ziffernmaterial nachftehender Abhandlung ift teils offiziellen rumäniſchen, 
ferbifchen und bulgarischen Quellen entnommen, teil verdante ich dasjelbe privaten 
Mitteilungen. Die bulgarischen Ziffern find großenteil3 der Monographie Jirekecs 
entnommen. Don Litteratur citiere ich: 
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Beer, Die dfterr. Handelspolitit im 19. Jahrhundert, 1591. 
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Hirelec, Das Fürftentum Bulgarien, 1591. 

Erras, Unfer Handel mit den Balfanländern, 1891. 


I. Rumänien. 


Rumänien iſt ein Staatswefen, das fich, unter der Eraftvollen Zeitung 
eines Fürften von deutſcher Abſtammung, aus bejcheidenen Anfängen zu 
bedeutender ftaatlicher und Ffultureller Höhe emporgerungen bat. Bor nun— 
mehr 25 Jahren, ald Karl von Hohenzollern den rumänischen Fürftenthron 
bejtieg, war Rumänien nur dem Namen und der geographijchen Lage nach 
ein Stüd don Europa. In Wirklichkeit war dieje füdofteuropätiche Grenz: 
mark ein in troitlofen Verhältniſſen jtagnierendes, afiatziches Gebilde. Das 
Staatöwejen zerrüttet vom Getriebe der politischen Parteien und unter 
türkischer Oberhoheit; die Finanzen verwirrt; die Verkehrswege und das 
Schulmwejen völlig unentwidelt; die reichen natürlichen Hilfgquellen des 
Landes brachliegend ; von induftrieller Bethätigung keine Spur; die Grund— 
beftverhältnifje völlig feudal; der landwirtſchaftliche Betrieb ungenügend 
und.veraltet. Heute ift Rumänien ein jelbjtändiges, im europäifchen Nat 
geachtetes Königreich mit einer weitfichtigen planvollen Regierung, mit einem 
Staat3haushalt, der fich im Gleichgewicht Hält und das Vertrauen feiner 
Gläubiger befigt; mit einer wohlorganifierten Armee und einem verhältnis- 
mäßig dichten Ne von Landſtraßen und Gijenbahnen; mit einer zum 
Zeil blühenden Landwirtichaft und ſehr beachtengwerten induftriellen Ans 
fängen. Für eine jo tiefgreiiende Wandlung find 25 Jahre wahrlich eine 
furz bemeflene Friſt! 

Dieje Fortſchritte verdanlt das Land der Hauptfache nach zweierlei 
Urfachen: 

der natürlichen Fruchtbarkeit feines Bodens und der gejchidten, innern 
und äußern Verkehrs- und Handelapolitif jeiner Regierung. 


Daß in einem politifch zerrütteten und twirtichaftlich jo wenig ent— 
widelten Lande, wie e8 Rumänien bis gegen Ende der fechziger Jahre war, 
1* 
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nicht von einem blühenden Handel und noch viel weniger don einer ziel— 
bewußten Handelspolitif die Rede fein konnte, lag in der Natur der Dinge. 
Immerhin bejaßen die Donanfürftentümer ſchon vor einem Menſchenalter 
und noch länger verhältnismäßig beträchtliche Handelsbeziehungen. Sie ver— 
danften diefelben ihrer glüdlichen geographiichen LZage längs der Donau 
und an der Meeresfüfte und ihren Hervorragend günftigen natürlichen Pro— 
duftionsbedingungen. Wertvolle Naturerzeugniffe: Brotfrüchte aller Art, 
Nubpflanzen, Wein, Tabak, Produkte der Viehzucht und anderes lieferten 
die Donaufürjtentümer in Hülle und Fülle. Es fehlte nicht an wertvollen 
Taufchgütern, die Rumänien den handeltreibenden Völkern Mittel- und 
Weſteuropas hätte anbieten fünnen, um fich dagegen die Induſtrieerzeugniſſe 
der letzteren einzuhandeln. 

63 ift eine befannte Thatfache, daß Öfterreich und in zweiter Reihe 
Deutichland noch vor einem Menjchenalter, teils über Trieft, teils über den 
länderverbindenden Waflerweg der Donau den Handelöverfehr mit den 
Balfanländern faſt ausfchließlich vermittelten. Nach Wien, Trieft und 
Leipzig liefen die Fäden des Drienthandels hin und zurüd. Der Wett: 
bewerb der jeefahrenden Nationen, der Yranzofen und Engländer, war noch 
fein übermäßige. Noch waren das ſchwarze Meer und die Donau 
mündungen unerſchloſſen und in ruffiicher Gewalt. Damals wäre es Auf- 
gabe einer weitfichtigen deutſchen und öfterreichifchen Verkehrspolitik geweſen, 
die Donau zu einem deutichen Strom zu machen, durch Bejeitigung der 
Schiffahrishindemiffe und durch Anbahnung jtaatlicher und wirtichaftlicher 
Freundjchaftsverhältniffe zu den Balfanländern. Bekanntlich blieb dieſe 
Aufgabe unveritanden und unerfült. Man überließ es den Söhnen und 
Enteln, unter fchwierigeren VBerhältniffen nachzuholen, was damals relativ 
mühelos erreichbar geweien. 

Der Krimkrieg und der ihn abjchließende Pariſer Friede 1856, ferner 
die mehr und mehr zur Anwendung gelangende Verwendung der Dampf— 
frait im Seeverfehr, änderten die hergebrachten Handelsbeziehungen der 
Balfanländer von Grund aus. Namentlich diejenigen der Donaufürften- 
tümer. Rußland hatte das Monopol an den Donaumündungen und im 
ichwarzen Meer verloren. Die Donau wurde als europäifcher Fluß unter 
Überwachung einer europäifchen Kommiffion dem kommerziellen Wettbewerb 
aller Nationen gleichmäßig eröffnet. Die Engländer und Franzoſen be= 
eilten fich, die Folgerungen aus dieſer neuen Sachlage zu ziehen. Zuerſt 
mit ihren Dampfern und Handeldfapitalien, dann mit ihren Ingenieuren 
und Eifenbahnunterneymungen eroberten fie wirtichaftlich die Balkanhalb— 
injel und machten fie ihren Intereſſen tributpflichtig. Die deutiche und 
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öfterreichifche Konkurrenz erlahmte und wurde mehr und mehr verdrängt. 
Der Handel der Donaufürftentümer wuchs. Es betrug die Ausfuhr 

im Jahre 1850: 47 Millionen Franten, 

= = 1860: 116 = = 

Als fich 1866 eine Regierung nach europäiſchem Mufter in Bukareſt 
feßhaft machte und die lange vernachläſſigte Wirtfchaftspolitit des Landes 
in ihre thatkräjtigen Hände nahm, mußten fich ihrer Beobachtung folgende 
Thatfachen fofort aufdrängen. Die Natur des Landes war nicht nur vor— 
wiegend, jondern faft ausjchließlich eine agrifole und mußte es, wohl oder 
übel, für abjehbare Zeiten bleiben. Zur Schaffung einer einheimifchen 
Induftrie waren vorerſt die Bedingungen nicht vorhanden. Hierzu fehlten 
die Kapitalkräfte, der Unternefmungsgeift, die billigen und verwendbaren 
Arbeitskräfte. Rumänien war fonach darauf angewiejen, feinen Bedarf an 
Induſtrieerzeugniſſen faſt ausjchließlih vom Ausland zu erholen. Als 
Tauſchgegenſtände hatte e8 den Handel treibenden Völkern eine Reihe wert- 
voller Bodenerzeugniffe anzubieten. Aber es fehlte denjelben großenteils 
die technifche Zubereitung, wie fie die Qualität einer Handeldware auf dem 
Weltmarkt bedingt. Und was noch wichtiger war: es fehlte vielfach die 
Möglichkeit der faufmännifchen Verwertung in Ermangelung pafjender und 
billiger Transportmittel. Der Verkehr des Landes drängte nach der Donau 
und nad) dem offenen Meer. Es gebrach aber an verzweigten Zufahrts- 
linien und Kanälen, welche den zum internationalen Verkauf überfchüfftgen 
Zeil der Landesproduftion zur weiteren DVerfrachtung und Verwertung an 
die Hauptverfehrsadern, nämlich an die Donau und an das offene Meer, 
hätten verbringen können. Das war, in kurzen Zügen, die Lage des Landes. 
Nah ihr mußten fich die wirtichaftspolitifchen Entichließungen der Regie— 
rung richten. 

Und hieraus erklärt es ſich, daß die gefamte Wirtfchaftspolitif Ru: 
mäniens von 1866 bis zur heutigen Stunde weit weniger auf Hervor— 
bringung von Zaufchgütern ihr Augenmerk zu richten brauchte als vielmehr 
auf deren möglichſt günftige Verwertung. Mit andern Worten: die rumä— 
niſche Wirtſchaftspolitik ift bisher vorwiegend Handelspolitik geweſen. In 
erſter Linie aber war fie Eiſenbahnpolititk. 

Die rumänische Eiſenbahn- und Verkehrspolitik bildet einen Ruhmes— 
titel des Landes. Ihr allein ift es zugufchreiben, daß Rumänien aus einer 
fruchtbaren, aber halbaftatischen Wildnis zu einem modernen Kulturftaate 
ernporgehoben wurde. Ob die rumänifchen Staatsmänner, ſoweit fie zur 
Durchführung ihrer Eifenbahnpolitit ausländiſches Kapital Heranziehen 
mußten, mit diejen Auslandsintereffen immer glimpflich verfahren find, 
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fann dahingeftellt bleiben. Es mag ihnen zur Entichuldigung dienen, daß 
fie in erfter Reihe die wirtjchaftliche Wohlfahrt des ihrer Führung an— 
vertrauten Landes im Auge hatten und diefem Ziel auch thatjächlich näher 
gefommen find. 

Abgeſehen von der kurzen Strede — 62 Kilometer — Gonftanza= 
Gzernawoda, die jchon 1861 noch unter türkifcher Oberhoheit mit engliſchem 
Kapital gebaut wurde, um den engliichen Handelsintereffen den Zugang von 
der Meeresfüfte ins Innere der Walachei zu erleichtern, befaß Rumänien 
gegen Ende der fechziger Jahre noch feine GEifenbahn. Die benötigten 
Kapitalien für eine Eifenbahnunternehfmung größeren Stile im Inlande 
aufzutreiben, war unmöglich; auch der rumänische Staatskredit ftand da— 
mals noch auf zu ſchwachen Füßen, um auf dem Anlehenswege an die 
Mitwirkung der europäifchen Geldmärkte mit Erfolg zu appellieren. So 
erübrigte denn vorerft nur die Möglichkeit, die rumänischen Bahnen ala 
Privatunternehmen in Leben zu rufen und ihren Bau und Betrieb einem 
Konzeffionär zu übertragen. Strousberg und nach defien Fall andere 
deutjche Finanzmänner wagten das Unternehmen; die Eifenbahnen wurden 
gebaut und in Betrieb geſetzt. Die Aktionäre und Obligationäre verloren 
dabei ihr Geld: Rumänien aber hatte feine Bahnen. Schon 1874 waren 
1200 Kilometer in Betrieb. 

Der handelspolitiiche Grundplan der Eifenbahnanlage war gut ent= 
worfen und hat fich in der folge bewährt. Wollte man die Verkehrs— 
adern der natürlichen Geftaltung des Landes anpaflen, jo mußte davon 
ausgegangen werden, daß der Verkehr nach der Donau und auf ihr fluß- 
abwärts nach der See ftrebt. Flußaufwärts konnte die Donau ala Handels— 
itraße nur in zweiter Linie in Betracht fommen, weil die Schiffahrtöhinder- 
nifje am eifernen Thor, die bekanntlich heute noch nicht befeitigt find, dem 
Handelsverkehre große Schwierigkeiten boten, indem fie für die meiften Güter 
eine Eojtjpielige Umladung nötig machen. Das öfterreichifch-ungarifche Eijen- 
bahnnetz war damals noch unentwidelt, die Anjchlußfragen ungeregelt und 
ihre Löſung in weiter ferne. Zudem lehrt die Erfahrung allerorten, daß 
der Waſſer- und Seeweg feiner Billigkeit halber dem Landweg vorzuziehen 
iſt. Trifft dies ſchon im allgemeinen zu, fo iſt e8 namentlich bei Ver— 
frachtung von voluminöſen Gütern der Fall, wie fie Rumänien der Ausfuhr 
zu bieten hat: Bodenerzeugniffe und Produkte der Viehzucht. Aus allen 
diefen Erwägungen war das Bahnnet jo zu veranlagen, daß die Güter 
rajcheit der Donauftraße zugeführt und auf ihr nach der Küſte befördert 
werden. Bon diefem Grundplan außgehend wurde gebaut. Aber nicht nur 
den Gifenbahnen, auc den Yandjtraßen wandte die Regierung ihre Auf— 
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merkſamkeit zu. Heute befigt Rumänien Landftraßen in der Ausdehnung 
von 13000 Kilometern, deren Anlage zumeift innerhalb der beiden leßten 
Jahrzehnte erfolgt iſt. 

Die raſche Entwicklung des rumäniſchen Außenhandels ſeit 1870 be— 
weiſt, wie ſehr das Land nur auf ſeine kommerzielle Erſchließung durch 
Verkehrswege gewartet hatte, um wirtſchaftlichem Gedeihen entgegen zu gehen. 

Hiervon geben folgende Ziffern ein Bild: 


Einfuhr. Ausfuhr. 
1850 28 Mill. Franken 47 Mill. Franken 
1860 62 = _ 116 = = 
1870 71 ⸗ 158 = = 
1880 2355()- = 218()= = 
1882 268 = ⸗ 244 ⸗ = 
1887 314 ⸗ © 265 = ⸗ 


1889 367 = ⸗ 274 = ⸗ 
1890 362 = s 275 = 5 

Es dari nicht auffallen, daß dieje Ziffern dauernd eine jcheinbar pajfive 
Handelsbilanz aufweifen. Die Einfuhr wird verzollt und ihr Wert eben 
deshalb genau abgefchäßt. Bei der fait durchaus zollfreien Ausfuhr find 
die Ziffern offenbar zu niedrig bemeſſen. Es ift eine alte, bei allen Balkan— 
ändern wiederfehrende Erfahrung, daß die Erportziffern zu niedrig gegriffen 
find, was mit dem aus der Türkenzeit ſtammenden Wertzollſyſtem zuſammen— 
zuhängen fcheint. Mit gleicher Vorficht wollen jene Ziffern betrachtet fein, 
die den prozentualen Anteil der einzelnen Völker am rumänifchen Gejamt- 
außenhandel ausdrüden. Wollte Hier genau verfahren werden, müßte man 
teftitellen, wie groß die Gütermengen find, die direft von Land zu Land 
wandern und wie groß jene andern, bei denen Tranfitierungen durch dritte 
Yänder und Umerpedierungen jtattfinden. Praktiſch ift diefe Feſtſtellung 
unmöglih. England und Frankreich können beifpielaweife ihren Anteil am 
rumänischen Handel fejtitellen, weil fie direkt und zwar ausſchließlich auf 
dem Seewege mit Rumänien verkehren. Deutjchland kann es nicht, weil 
es rumänifche Provenienzen zum Zeil aus dritter Hand, über Ojterreich- 
Ungarn, oder aus belgischen und holländiichen Häfen, aljo teils auf dem 
Yand teil auf dem Waflerwege zugeführt erhält. Für den Zweck dieſer 
Abhandlung genügt die allgemeine Feſtſtellung, daß noch zu Gnde ber 
fiebziger Jahre der Anteil Öſterreich- Ungarns am rumänifchen Gefamthandel 
im Vordergrund ftand, hierauf folgte die englifche und die franzöſiſche 
Quote, dann Deutichland, Rußland, die Türkei, Griechenland u. j. w. 
Es wird fpäter zu zeigen fein, wie und warum fich diejes Sachverhältnie 


8 Dr. Morik Ströll, 


binnen kurzer Friſt zu ungunften der öjterreichifch = ungarifchen Monarchie 
verſchoben hat. 

Als Hauptausfuhrwaren Rumäniens ericheinen: Brotfrüchte aller Art, 
Meizen, Mais, Roggen, Gerjte, in zweiter Reihe Iebendes Vieh aller Gat— 
tungen, namentlich Rindvieh, Schweine und Schafe. Dagegen tauſcht das 
Land ein: Zertilwaren, Metall und Metallwaren, Kohlen, Leder und 
Kolonialartikel, Holzwaren und alle verfeinerten, im Inlande nicht beritell- 
baren AInduftrieprodufte. Nach guten Erntejahren erreicht die Ausfuhr an 
Brotfrüchten ganz ungeheure Quantitäten; 1887 betrug die Ausfuhr 
rumänischen Getreides gegen 2 Millionen Tonnen. Der Löwenanteil des 
Getreideverfehrs entfällt auf den englifchen Handel. Aus der Sulina= 
mündung liefen 1881 1711 Schiffe mit 793454 Tonnen Gehalt aus, 
wovon 516 mit 496000 Tonnen unter englifcher Flagge. Oſterreich— 
Ungarns Handel fiel auf der Donauftrede von Galat-Sulina von 1879— 
1881 von 86000 Tonnen auf 50000 Tonnen, während Englands Handel 
im jelben Zeitraum auf der nämlichen Strede von 136000 auf 332 000 
Tonnen geftiegen war. Hierbei ift zu beachten, daß nicht nur vumänifche, 
fondern auch ungarische, ferbifche und bulgariiche Provenienzen die Sulina— 
mündung paffteren. 

Der Donaumweg jowohl als auch die erjten rumänischen Bahnlinien be- 
günftigten den Geeverfehr. Letztere waren gewilfermaßen Rumpfbahnen, 
von der See und der Donau aus gebaut, ohne Anfchlüffe und ohne 
organische Angliederung an das mitteleuropäiiche Verkehrsnetz. Wohl war 
der Seeweg für den rumänischen Handel der von der Natur vorgejchriebene ; 
aber er war auch einjeitig und wegen feiner Ginfeitigfeit deshalb nicht un- 
bedenklich, weil er das ganze Land in hohem Grade wirtjchaftlich abhängig 
machte von den künftigen politiichen Schidjalen des Bosporus und der 
Dardanellenftraße. Die rumänifche Handelepolitit mußte darauf bedacht 
bleiben, direkte Anjchlüffe nach Norden und Meften zu fuchen. Hierfür war 
die Donauftraße flußaufwärts aus mehrfachen Gründen nicht genügend; 
ſchon der hohen Frachtſätze halber nicht, die jeit langem jchon einen erft 
in der Neuzeit etwas gemilderten Beſchwerdepunkt der Verkehrswelt bilden. 
Es mußte deshalb getrachtet werden, das rumänische Verkehrsnetz durch 
Bahnanichlüffe an Mitteleuropa anzugliedern. Diejes Ziel ift von Rumänten 
bisher in dreifacher Richtung erreicht worden: bereits 1871 durch den An- 
ſchluß nördlich an die galizischen Bahnen (Itzkani), ſpäter durch den weit: 
lichen Anſchluß an das ungarische Bahnnet Verciorova), endlich durch die 
an Siebenbürgen anjchließende Vollendung der Predeallinien (Predeal). 
Damit ſchuf ſich Rumänien neben feiner Haupthandelsitadt Bulareft und 
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feinen belebten Donauhäfen Braila und Gala an der Grenze noch drei 
binnenländiiche Außenhandelsplätze: Itzkani, Verciorova und Predeal, deren 
Verkehr alsbald, ſchon 1881, bedeutende Ziffern aufweift: 


Einfuhr. Ausfuhr. 
Itzkani. » . 31 Mill. Franfen 16 Mill. Franken 
Verciorovda. . 8 = B 19 = R 
Predel. . . 16 = E 11 - 


Die genannten Handelapläße werden in dem Maße an Bedeutung ge: 
winnen, al® es der mitteleuropäifchen, namentlich deutjch = öfterreichifchen 
Handelspolitif gelingen wird, einen immer größeren Bruchteil des rumäni— 
ichen Außenhandel vom Geewege auf den Landweg überzuleiten. Be— 
trächtliche Anfänge diejer Bewegung find jchon heute vorhanden und haben 
die auf Frachtverbilligung gerichteten Verabredungen der beteiligten deut— 
jchen, öfterreichifcheungarifchen und rumänifchen Bahnverwaltungen in diejer 
Hinficht günſtig gewirkt. 

Das ſchickſalsſchwere Feldzugsjahr 1877 traf Rumänien bereit? in 
einigermaßen erftarkter politifcher und wirtfchaftlicher Lage und war e8 dem 
Lande vergönnt, hiervon vor den Augen Europas erfreuliche Proben abzu— 
legen. Bor Plewna erhielt jein junges Heer in glängender Weije die Feuer— 
taufe, indem es den ruffifchen Bundesgenofjen vor jchmählicher Niederlage 
bewahrte. Leuchtende Sterne ftiegen über Rumänien auf. 1878 wurde im 
Berliner Vertrag feine Unabhängigkeit anerkannt, 1881 wurde e8 zum 
Königreich erhoben. Die Achtung und das geftiegene Vertrauen Europas 
konnten den jungen Nationaljtaat über die unmwürdige Behandlung tröften, 
die Rußland durch Wegnahme Beffarabiens jeinem Helfer in der Not nach: 
träglich angedeihen ließ. 

Die gebefferte wirtjchaftliche Lage Rumäniens und jein erjtarfendes 
Staatöbewußtjein traten handelspolitifch nach zwei Richtungen merkbar zu 
Tage. Einmal durch den Beginn einer nenen Ara der rumänifchen Eifen- 
bahnpolitit und dann durch den Abſchluß zollpolitifcher Verträge mit den 
größeren Handelsvölkern Europas. 

Urſprünglich waren die Zollverhältniffe der Donaufürjtentüimer, die ja 
troß weitgehender, innerer Autonomie ftaatsrechtlich als Bejtandteil des 
Osmanenreiches galten, aufs primitivfte geregelt geweien. Die Zollgefälle 
der Moldau und Walachei waren verpachtet; die Pacht floß nicht in die 
Staatskaſſen, jondern in die Privatichatulle der Hospodaren. Ende der 
vierziger Jahre bezahlte ein öfterreichifcher Generalpächter für die Zölle der 
Walachei die Jahrespacht von 375000 Franken. Seit 1850 wurde jowohl 
von der Einfuhr ala von der Ausfuhr ein Fünfprogentiger Wertzoll erhoben. 
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Dfterreich, der nächitbeteiligte Handelstreund der Donaufürftentümer, duldete 
dies ala faktifchen Vorgang ohne Anerkennung des Rechte. Erit 1860 
wurde die Verpachtung der Zölle abgefchafft und fließen von da ab die 
Bollgefälle in die Staatskaſſen. Gleichzeitig kam die zollpolitifche Trennung 
der beiden Fürftentümer in Wegiall und trat eine einheitliche Adminiftration 
an deren Stelle. Die Gefälle entfielen zu drei Fünftel auf die Walachei, 
zu zwei Fünftel auf die Moldau. Für die Warenbewertung wurde ein 
Tarif aufgejtellt, defien Unvollftändigkeit jedoch allen Willtürlichkeiten Platz 
ließ. Die Ausfuhrzölle wurden, je nach wechjelndem finanziellem Bedürf- 
nis, bald erniedrigt, bald erhöht. Erſt 1866, mit Einfegung der neuen 
rumänifchen Regierung unter dem Fürſten Garol, begannen die Anläufe zu 
einer organischen Reform des Zollweſens. Die Einfuhrzölle wurden auf 
7'/g Prozent erhöht; die Ausfuhrzölle auf 3 Prozent fejtgefeßt, bald auf 
2 Prozent und 1868 auf 1 Prozent reduziert. Der Tranfit betrug ein 
halbes Prozent. Bereits 1873 betrugen die Zollgefälle 3 Millionen Franken. 

1874 trat ein neues Zollgefeß ins Leben, welches hinfichtlich der Ein- 
tuhrzölle eine Kombination von Wert: und Gewichtzöllen jchuf und einen 
genauen fpezialifierten Generaltarif aufftellte. Die Hohen Anſätze des letzteren, 
die mit Juli 1876 in Wirkſamkeit treten jollten, waren ala Prejfiongmittel 
gedacht, um fpeziell Ofterreich-Ungarn zur Abjchließung eines Handelsver— 
trags williger zu machen, dem fich bisher mit Rüdficht auf die Suveränität 
der Pforte jtaatsrechtliche Bedenken entgegengeitellt hatten. Diefelben wur— 
den 1875 zuerft von Öfterreich-Ungarn, dann von Deutichland und Ruß— 
land, jpäterhin auch von den übrigen Großmächten fallen gelaffen und ſo— 
mit fonnte die rumänifche Handelspolitik zu alljeitigem Vorteil in das 
neue Stadium der Bertragspolitif eintreten. 

Der Abſchluß von Handelöverträgen mußte aus einer Reihe von Ge- 
fihtspunften der rumäntichen Regierung ſowohl als nicht minder den be= 
teiligten Handelaftaaten wünſchenswert und vorteilhaft erjcheinen. Dem 
Nationalgefühl des jungen Donauftaates mußte es jchmeicheln, mit anderen 
europätfchen Staaten auf dem Fuße der Gleichberechtigung zu unterhandeln ; 
Rumänien durfte aus dem Abjchluß von Handeläverträgen aber auch eine 
Regelung und Vermehrung jeiner internationalen Handelsbeziehungen er- 
warten. Mit jedem Schritt, den das urjprünglich halborientaliiche Land 
auf dem Wege der Dccidentalifierung gemacht Hatte, war jeine Ausfuhr— 
fraft gewachien. Seine Bevölkerung war wohlhabender, fauffräftiger ge— 
worden und Hatte fich mehr und mehr an abendländiiche Bedürfniffe ge— 
mwöhnt. Handelsverträge find Freundjchaftsverträge; fie bedeuten eine Er- 
feichterung und Vermehrung der gegenjeitigen Beziehungen. Vermehrte, 
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weil durch zollpolitiſche Konzeſſionen erleichterte Einfuhr mußte eine Stei— 
gerung der eigenen Ausfuhr zur Folge haben. Aus einer geſteigerten Ein— 
fuhr konnte auch bei verringerten Zollſätzen eine Mehrung der Staats— 
einnahmen in Ausſicht genommen werden. Dieſer Mehrung bedurften die 
rumäniſchen Finanzen, deren Ausgabepoſten namentlich durch die Ver— 
wendungen auf den Eiſenbahnbau, an die Armee und durch die Zinſen der 
ſteigenden Staatsſchuld rapid in die Höhe gegangen waren. Auch durch 
ſchutzzöllneriſche Erwägungen brauchte ſich Rumänien vom Abſchluß frei— 
händleriſcher Verträge vorerſt nicht abhalten zu laſſen, denn die rumäniſche 
Induſtrie war noch zu unbedeutend, um beſondere Berüdfichtigung zu er— 
heiichen. Andererfeits bot Rumänien den abendländifchen Handelsvölkern 
für ihren Überſchuß an AInduftrieerzeugniffen einen willtommenen Markt, 
der fi von Jahr zu Jahr Eauffräftiger, aufnahms- und zahlungsfähiger 
geitaltete. Wurde dieſen Handeläftaaten für ihre Haupterportartifel nach 
Rumänien Verringerung der Zölle zugeftanden, jo war ihr Hauptbegehren 
erreicht und ihren Wünfchen und Bebürfniffen Rechnung getragen. Für 
den rumänifchen Export brauchten fie, mit Ausnahme Öfterreich-Ungarns, 
feine wejentlichen Opfer zu bringen, weil die Ausfuhrwaren Rumäniens, 
namentlich die Gerealien, den Erporteuren ala willlommene Rüdfracht und 
ala begehrter, auf den heimischen Märkten hoch bezahlter Taufchartifel er— 
ihienen. So war denn alljeit? die Stimmung reif und dem Abſchluſſe 
von Handelöverträgen günftig. 

68 begreift fich, daß Rumänien zuerjt mit Öfterreich-Ungarn, als dem= 
jenigen Staate, mit welchem es fich durch nachbarliche Intereſſen, politische 
Dankbarkeit und von alters hergebrachte Handelabeziehungen aufs engite 
verbunden fühlte, eine Neuordnung des handelspolitiſchen Verhältnifſes an— 
itrebte. 1875 kam die Öfterreichifch-ungarifcherumänifche Handelskonvention 
zu ftande. Ihr folgte 1877 die deutfcherumänifche, die erſt 1881 in Voll— 
zug geiegt wurde und 1887 einen Nachtrag erhielt. Diefe beiden Berträge 
waren vorbildlich und maßgebend für die von Rumänien feither mit an— 
deren Handelsſtaaten geſchloſſenen Konventionen; für die Verträge mit Eng» 
land, Frankreich, Rußland, Griechenland, der Schweiz, Belgien, Holland. 
Der kurz bemefjene Raum geftattet nicht, den Inhalt der Verträge im 
einzelnen zu beſprechen; für unferen Zmwed genügt deren allgemeine Cha— 
vafterifierung, wie folgt: 

I. Die Konventionen beruhen im allgemeinen auf dem Grundfaß der 
wechjeljeitig verbürgten Handelsfreiheit. Die rumänifcherfeit3 für die Eins 
fuhr feſtgeſetzten Zollfäge find als Finanzzölle zu betrachten. ine ſchutz— 
zöllneriſche Richtung hat der rumänifche Konventionaltarif nicht. Von der 
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Einfuhr ausgeſchloſſen find nur jene Artikel, auf die fich der Staatamonopol- 
Gewerbebetrieb erftredt (Salz, Tabaf). 

II. Die Finanzzölle für die Hauptjächlichen Einfuhrartifel der Ver— 
tragänationen find im Durchichnitt fiebenprozentige Wertzölle in Form von 
Gewichtzöllen. Der höhere rumänifche Generaltarif, deffen Säße durch ihre 
Höhe teilweife prohibitiv find, 'ift für die Konventionswaren außer Wirk: 
ſamkeit gejeßt und gilt nur für jene Waren aus Vertragsstaaten, Hinficht- 
lich deren feine zolltarifarifche Ermäßigung befteht, und für jene Staaten, 
mit denen Rumänien feinen Bertrag befigt. Der Tranfitzoll ift völlig, der 
Ausfuhrzoll bis auf wenige Überbleibſel aufgehoben. 

Ill. Die rumänifche Einfuhr in die Vertragsftaaten wird don den— 
jelben auf Grund ihrer allgemeinen Zolltarife behandelt, mit der Klauſel 
der Meiftbegünftigung. Die Verträge find gegenfeitige Meiſtbegünſtigungs— 
verträge, mit Ausnahme jener Beltimmungen, welche für den Grenzverkehr 
zur Begüntigung des nachbarftaatlichen Verkehrs (Oſterreich⸗ Ungarn) ge 
troffen find. 

Diefe Verträge find zur Zeit ſämtlich erlofchen, mit Ausnahme des 
niederländifcherumänifchen, der lediglich auf der gegenfeitigen Meiftbegüniti- 
gung baſiert. Der lebte wichtige Vertrag, der deutjch-rumänifche, wurde 
mit 10. Juli 1891 fällig. Bon genanntem Zeitpunft ab Hat Rumänien 
zollpolitiich freie Hand bekommen und hat fich diejelbe auf Grund eines 
neuen autonomen Zarifs bis heute gewahrt. Daß fich die Erwartungen 
Rumäniens, dur Anbahnung einer Ara freihändlerifcher Handelskonven- 
tionen den Handel zu beleben und die Staatseinnahmen aus ihm zu jteigern, 
in vollem Maße erfüllten, beweijen die Ziffern der Zollgeiälle. Diejelben 
betrugen im Jahre 1873 8000000 Franken und haben fich inzwiſchen 
nahezu verdreifacht. 

Mit Rückſicht auf vorausfichtlicd nahe bevorstehende zollpolitiiche Zu— 
funftsereignifie it e8 von aktuellem Werte, die Handelsfonventionen Rus 
mäniens mit Deutichland und Ofterreich-Ungarn auf ihre Wirkungen näher 
zu prüfen. Diefe Wirkungen gehen weit auseinander: während der Vertrag 
mit Deutfchland die gegenfeitigen Handelabeziehungen erheblich mehrte und 
ein wirkliches wirtichaitspolitifches Freundichaftsverhältnis, das fich täglich 
befeftigt, zu jtande brachte, hat der Vertrag Rumäniens mit der öſterreichiſch— 
ungarifchen Monarchie, obgleich auf denfelben Grundlagen ruhend wie der 
deutiche, den Handelsverkehr beider Länder zu beiderfeitigem Schaden ge— 
lodert und jelbit offene, wirtjchaftspolitiiche Feindſeligkeiten, die fich bis 
zum erbitterten Zolltrieg fteigerten, erzeugt. Es Lohnt ſich der Mühe, zus 
zujehen, warum. 
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Der öfterreichifcheungarifch-rumänische Vertrag jchien beiden Kontra» 
henten durch Sonderbegünftigungen im Grenzverfehr, die den anderen Ver— 
tragsnationen nicht eingeräumt waren, große Vorteile zu bieten. Diefelben 
waren für Rumänien, namentlich der ihm zugeitandenen freien Viehausfuhr 
halber, wichtig, für welche Öfterreich-Ungarn größtenteils Käufer, mindefteng 
aber Tranfitland war. Die Ausfuhr lebenden Vieh auf dem Seeweg ift 
befanntlich fchwierig und bringt häufige Verluſte. Demnach jah fih Rus 
mänien binfichtlich dieſes Ausfuhrzweiges auf das weftliche Nachbarreich 
angewiefen. Als nun das Deutjche Reich aus veterinärpolizeilichen Gründen 
jeine Grenze gegen die öfterreichifcheungarische Vieheinfuhr ſperrte, dehnte 
Oſterreich- Ungarn 1882 jeinerfeits diefe Grenziperre gegen Oſten, fpeciell 
gegen Rußland und Rumänien aus. Diefe Grenziperre gegen Vieh und 
tierifche Produkte, welche Rumänien nach dem Wortlaute des Vertrags über 
fich ergehen laſſen mußte, verbitterte die Stimmung in allen Kreifen des 
Zandes und gab zu gereizten Bejchwerden und Gegenmaßnahmen Anlaß, 
indem die öÖfterreichifch-ungarifche Maßregel als ein lediglich im agrarifchen 
Intereſſe Ungarns gelegener veratorifcher Akt beurteilt wurde. Wie jehr 
Rumänien gejchädigt war, beweiſt die Thatjache, daß der Wert feiner Vieh— 
ausfuhr von 3511110 Franken im Jahre 1881 auf 18120 Franken im 
Kahre 1882 herabgemindert wurde. Andererjeits bejchwerte fich Ojfterreich- 
Ungarn über die unbillige Auslegung der Handelskonvention bei Einfuhr 
jeiner Induftrieerzeugniffe. Es wurde behauptet, daß große Willkürlichkeiten 
jtattfänden, namentlich in der Berechnung der Zölle je nach Wert oder 
Gewicht. In Rumänien hinwiederum beklagte man jich bitter über die 
infolge des Handelsvertrags eingetretene Überſchwemmung des Landes mit 
minderwertigen öfterreichifchen Induftrieproduften, die das rumänische Klein— 
gewerbe und den rumänijchen Hausfleiß zu vernichten drohten. Der gegen- 
jeitigen Beichtwerden war fein Ende. Als im Juni 1886 der Vertrag er: 
lojh und neue Vertragsverhandlungen, namentlich wegen der von ſterreich⸗ 
Ungarn geforderten, von Rumänien aber unannehmbar befundenen Veterinär— 
fondention gefcheitert waren, entbrannte zwifchen beiden Ländern ein völliger 
Zollkrieg. Rumänien ließ die öfterreichiichen InduftrieEinfuhrprodufte nach 
einem ungewöhnlich hohen autonomen Zolltarif verzollen, wogegen Diter- 
reich Ungarn Rumänien gegenüber hochgeichraubte Kampizölle in Anwendung 
brachte, die den Verkehr des letzteren Yandes im der Richtung gegen das 
wejtliche Nachbarreich völlig brach legten. Es betrug Über die Grenzen 
Rumäniens 
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die Einfuhr die Ausfuhr 
nah Djterreich-Ungarn aus Ofterreich-Ungarn 
im Yahre 1885: 40 Mill. Gulden. 1885: 39,2 Mill. Gulden. 
= = 1886: 101 - ⸗ 1886: 20.5 = E 
= =: 1887: 43 = ® 1887: 16.6 = : 


Daß bei dieſem Zollkrieg auch öſterreichiſche Intereffen lebhaft Kitten, 
wurde im Abgeordnetenhaufe kürzlich unummunden zugeſtanden. Nament: 
lich die Ausfuhr jener gröberen induftriellen Maſſenerzeugniſſe Siebenbürgens, 
denen der rumänische Markt ein bequem gelegener Tauffräftiger Abnehmer 
war, ferner die Wiener Bekleidungsinduftrie wurden aufs tieffte gejchädigt. 
Erſt in jüngfter Zeit ift eine Milderung der handeläpolitifchen Spannung 
zwiſchen beiden Ländern infofern eingetreten, als Rumänien in der gegen— 
wärtigen vertragslofen Übergangszeit alle Nationen, alfo auch Oſterreich— 
Ungarn, einheitlich auf Grund feines neuen autonomen Tarifs von 1891 
behandelt, wogegen auch Öfterreich-Ungarn von feinen Kampfzöllen abſtand 
und fich, unter Aufrechthaltung der Viehiperre, mit Anwendung jeines all: 
gemeinen Zolltarif3 begnügt. 

Gleichzeitig mit den rumäniſch-öſterreichiſchen Handelsfeindjeligkeiten 
und nicht ohne inneren Zuſammenhang mit ihnen wuchs und gedieh die 
rumänifch-deutiche Handelsfreundichaft. Der zwifchen Deutichlund und Ru: 
mänien bereit 1877 vereinbarte Sandelävertrag trat exit von Mitte 1881 
ab in Wirkfamkeit, indem der Neichdtag dem Vertrag feinerzeit die Zus 
ftimmung verweigert hatte, weil derjelbe den deutjchen Israeliten das Recht 
des Grunderwerbs in Rumänien verjagte. Inzwiſchen hatte letzteres Land 
dieje Frage dahin geregelt, daB genanntes Recht auch den rumänijchen 
Ssraeliten verboten wurde, Hiernach entfiel für das Deutſche Neich die 
Möglichkeit, für feine ißraelitifchen Angehörigen genannte Berechtigung 
durchjegen zu fönnen, und zudem war es bei den zwifchen beiden Ländern 
fi) mehrenden Handelsbeziehungen ein deutſches Intereſſe, den zurück— 
geftellten Vertrag endlich zum Zuge fommen zu laffen. Derjelbe fußte auf 
den bereitö oben erwähnten Grundlagen, gewährte aber dem Deutjchen 
Neiche einige fpecielle Begünftigungen: die Zollfreiheit für Mehl; ferner 
Zollverringerungen auf Wollen: und Baummollenwaren, Nähmafchinen, 
Kinderjpielwaren und Bleiftifte. 1887, als Rumäniens Handelsbeziehungen 
zu Öfterreich-Ungarn nahezu vernichtet waren, fühlte erftgenanntes Land 
das Bedürfnis einer innigeren kommerziellen Anlehnung an Deutichland 
und fchloß mit diefem eine Nachtragdfonvention, nach welcher diejenigen 
ordinären Waren, die Rumänien im Intereſſe feiner eben entjtehenden, noch 
ihwachen Induſtrie zu jchüßen hatte, mit höheren Zöllen, die feineren Ein— 
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fuhrwaren aber mit niedrigeren Zöllen als bisher belegt wurden. Erhöht 
wurden die Einfuhrzollfäße auf Zuder, gebranntes Wafler, Lichter, gewöhn- 
liches Papier, Haudgeräte, gewöhnliche Leder- und Glaswaren; erniedrigt 
die Sätze auf Tapeten, feines Papier, Wollen- und Baummollenwaren, 
Kautjchufwaren, Uhrwerke, Klaviere, Farben ıc. Auf Grund dieſer Ver— 
träge entwidelten fich beiderjeits umfangreiche Handelöbeziehungen, die frei— 
li) nur zu einem Bruchteil direft verlaufen, in den meiften fällen aber 
vermittlungaweife fich abſpielen; daher wohl auch die ſonſt unerflärlichen 
weitgehenden Widerjprüche zwiſchen der offiziellen deutjchen und rumäni— 
ihen Handelsſtatiſtik. Im weientlichen erjcheinen diefe Beziehungen als 
Austausch deuticher Textil- und Gifenwaren gegen rumänijche Gerealien. 
Der direkte Verkehr Deutjchlande mit Rumänien Hat, auslaufend von 
Schlefien, durch Tarifverträge der beteiligten Bahnen erhebliche Mehrung 
und Berbilligung erfahren. Ferner iſt der direkte Seeverfehr durch die 1889 
ind Leben getretene, von Hamburg ausgehende und mit direkten billigen 
Frachtſätzen arbeitende neue deutjche Levante-Dampferlinie, deren Schiffe 
auch die Häfen des jchwarzen Meeres mit den Donaubäfen Braila-Galat 
anlaufen, um ein wertvolles, zufunftreiches Glied bereichert worden. Über- 
einftimmend wird berichtet, daß der rumäniſche Konſum den deutſchen Pro— 
venienzen bejonderes Vertrauen entgegenbringt. 

Aus der Tabelle im Anhang, welche das Bild der internationalen 
Verteilung des rumänifchen Außenhandels enthält, ijt die Mehrung der 
deutſch-⸗rumäniſchen und die Minderung der öfterreichifch-rumänifchen Handels— 
beziegungen ziffernmäßig erfichtlich. 

Durh das Vertrauen der europätjchen Geldmärfte, welches ſich Ru— 
mänien durch feinen ftaatlichen und wirtichaftlichen Aufſchwung zwiſchen 
1870—1880 erworben hatte, jah fich das Land in den Stand gejegt, feine 
planvoll eingeleitete Eifenbahnpolitit mit Nachdrud weiter zu betreiben. 
Die offenkundigen, wirtſchaftspolitiſchen Erfolge des Eifenbahnneges mußten 
in der Regierung den Wunfch erweden, dieſes erjte handelspolitiiche Macht— 
mittel des Landes von allen privaten Einflüffen loszuſchälen und deſſen 
Beſitz und Verwaltung ausfchließlich in die Hände des Staates überzuleiten. 
1880 wurden die rumänifchen Bahnen verftaatlicht: aus den biäherigen 
Privatbefigern wurden rumänijche Staatögläubiger. In der richtigen Er- 
fenntnig, daß das Wachen der Staatöjchuld, wenn fie anders zu produftiven 
Zweden aufgenommen ift, feine Bedenklichkeiten bietet, jondern der heimiſchen 
Volkswirtſchaft zum Vorteil gereicht, wurde feither der Ausbau des Bahn 
netzes mit vollem Nachdrud gefördert. Während dasjelbe 1874 1200 Kilo— 
meter, 1884 1480 Kilometer betrug, verfügt das Yand heute über Eijen- 
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bahnen in der Länge von fait 3000 Kilometern; teild Vollbahnen, teils 
jchmalfpurige Lofalbahnen. An neun Punkten berührt das Eifenbahnnet 
die Donau und zehn Arme jtredt es gegen die Karpathen aus. 

Hatte fih Rumänien, zumeift durch Heranziehung ausländiſchen Ka— 
pitals, Eifenbahnen, Donaubäfen und binnenländifche Außenhandelspläße 
geichaffen, jo bedurfte e& zur Ergänzung feines Handelätechnifchen Syitens 
auch noch eines mit den Einrichtungen der Neuzeit ausgejtatteten Seehafens 
am jchwarzen Meere. Derjelbe ijt ein Bedürfnis jchon deshalb, weil der 
Verkehr an der Donau-Sulina- Mündung zur Winterzeit wegen zeitweiliger 
Bereifung behindert if. Zudem mußten die Öfterreichifche und xuffifche 
Konkurrenz an der unteren Donau und die Stellung Rußland an der 
Kilia-Donau-Mündung der rumänischen Regierung den Wunjch nahe Legen, 
dem Handelsverkehr einen von der unterften Donau unabhängigen, unter 
allen Umständen und zu jeder Jahreszeit verfügbaren Weg zu einem Haupte 
pla an der Meeresküſte zu eröffnen. Zu diefem Seehandelsplag wurde 
Conſtanza auserfehen. Durch Überbrüdung der Donau direft auf dem 
Schienenweg mit Bufareft in Bälde verbunden und mit allen technifchen 
Einrichtungen zur Bewältigung eines großartigen Verkehrs verjehen, wird 
Gonftanzas Heute bereits blühender Handel einer noch weit bedeutenderen 
Zukunft entgegengehen. Auch für den handelspolitiichen Zwed der Adap- 
tierung diejes Seehafens Hat fich das ausländiſche Kapital der rumänifchen 
Regierung willig zur Verfügung geitelt. Mit der beabfichtigten Erhebung 
Gonjtanzas zu einem Außenhandelsplag erjten Ranges und der damit ver— 
bundenen größeren Unabhängigkeit des Landes von der Donau, befriedigt 
Rumänien zugleich ein Poftulat feines bandelspolitifchen Ehrgeizes. Seit 
Gritarfung feines Staatögefühle hat Rumänien die europäische Neutrali« 
fierung eines durch fein Gebiet fließenden und ausmündenden Stromes 
einigermaßen peinlich empfunden, umfjomehr, als ihm in der europäiſchen 
Donau-Kommiſſion fein erheblicher Einfluß eingeräumt war, und die Lon— 
doner Konferenz 1883 die der europäiichen Kontrolle unterjtellte Donau— 
itrede flußaufwärts bis nach Braila verlängerte und don dort weiter bis 
zum Gijernen Thore den dfterreichifch-ungarifchen Einfluß überwiegen laſſen 
wollte. Letztere Abficht fcheiterte an dem erregten Widerjpruche Rumäniens. 

Auf feiner Donauftrede unterhält Rumänien einige jtaatliche Dampfer 
und Schleppichiffe zu fommerziellen Zweden, vorzüglich um rumäniſches 
Monopolfalz nach Serbien zu transportieren. Dieje Donauflotte joll noch 
weiter vermehrt werden. Gewinnbringend fcheint diefe ftaatliche Dampfer— 
unternehmung nicht; die Regierung betreibt jie offenbar mehr zu Zwecken 
der jtaatlichen Nepräjentation und zu Ehren der nationalen Flagge. 
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Zur Vervolljtändigung des Bildes bedürfen noch einige innere Maß— 
nahmen Rumäniens auf dem Gebiete der Gejebgebung und Berwaltung 
furzer Erwähnung, weil fie, wenn auch nicht direkt handelspolitiſchen Cha— 
rafterd, jo doch geeignet find, die Handel3beziehungen des Landes günftig 
zu beeinfluffen. Hierher gehört die Herftellung geordneter Währungsver- 
hältniffe, die Gründung einer leiftungsfähigen nationalen Zettelbant und 
anderer zwedkdienlicher Kreditanftalten, ferner der in jüngfter Zeit erfolgte 
Übergang zur reinen Goldwährung. Nicht minder find jene Bejtrebungen 
in Betracht zu ziehen, welche auf Hebung der Landwirtjchaft und auf Ver: 
befjerung der aus ihr gezogenen nationalen Ausfuhrerzeugniffe gerichtet find. 

Die rumänische Doppelwährung hatte das Schidjal aller Doppel- 
währungen: in ungünftiger Zeit, wenn Mißwachs oder fonjtige Verhält- 
niffe die Handelsbilanz paſſiv gejtalteten, ging das wertvollere Zahlmittel 
aus dem Land und das unterwertige Silber blieb. Zeitweife erreichte das 
wechjelnde Goldagio eine beträchtliche Höhe. Zudem war Staatspapiergeld 
in Umlauf. Durch die 1882 erfolgte Gründung der rumänischen National- 
banf, die unter jtaatlicher Sapitalsbeteiligung und ausgerüjtet mit einen 
elajtijchen Notenausgaberecht ins Leben trat, jchuf fich das Land ein taug- 
liches Inſtrument nicht nur zur Regelung des jchwanfenden Zahlmittel- 
bedarfs und zur Verbejferung der Währungsverhältniffe, jondern auch zur 
Hebung des inneren fommerziellen Kreditlebens. Die Bank befitt außer 
der Hauptbank in Bukareſt Zweiganftalten in den Handelsſtädten Braila, 
Galatz, Jaſſy und Krajowa. Neben ihr wirkt bereits jeit 1873 ein nach 
dem Muſter deutjcher Piandbriefanjtalten eingerichtetes Bodenkreditinjtitut 
und eine Reihe von Agrikolbanten, letztere namentlich für die bäuerlichen 
Kreije beitimmt. Der Tätigkeit aller dieſer Krediteinrichtungen ift es zu— 
äujchreiben, daß der landesübliche Zinsfuß von 10 Prozent und darüber 
ungefähr auf die Hälfte Herabgedrüdt und dem Wucher erfolgreich gefteuert 
wurde. Bon allen Balfanjtaaten hat Rumänien den niedrigiten Zinsfuß. 
1889 nahm Rumänien eine Anleihe auf, um das Staatspapiergeld einzu— 
ziehen und zur reinen Goldwährung überzugehen. Ob e& gelingen wird, 
jegt fchon die Währung des Landes dauernd auf der idealen Grundlage 
des Goldes zu erhalten, darf mit Rüdficht auf die vielfach noch unfertigen 
Zujtände des jungen Königreichs, auf jeine umfangreichen auswärtigen, in 
Gold zahlbaren Schuldverhältniffe und auf die wirtichaftlichen Krijen, die 
dem agrifolen Lande zeitweilig aus Mißwachs- Jahren erwachjen, vorläufig 
noch bezweifelt werden. 

Verdienen die Bemühungen der rumänifchen Staatsmänner, das Münze 
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wünſchenswert, daß diefe Reformbeitrebungen fich auch auf die handels— 
politifh wichtigen und bisher einigermaßen vernachläjfigten Gebiete der 
Prozeß: und Konfursordnung erftreden möchten. Die Mangelhaftigkeit des 
Konkursweſens, die Umftändlichkeit und Koftipieligfeit des Prozeßverfahrens 
und die hierdurch begünftigte Möglichkeit betrügerifcher Ganten und Waren— 
verfchleuderungen find alte Klagen der nach Rumänien arbeitenden Ex— 
porteure. 

Der nationale Wohljtand Rumäniens beruht auf der Ausfuhr feiner 
Bobdenerzeugniffe. Demnach bildet die Fürforge für die landwirtjchaitliche 
Produktion einen Zeil der handelspolitifchen Aufgaben der Regierung. Der 
rohe, urfprüngliche Betrieb des Feldbaues, wie er vor wenigen Jahrzehnten 
noch in den Donaufürjientümern üblich war, erzeugte im allgemeinen fein 
zur Ausfuhr brauchbares, auf dem Weltmarkt fonkurrenziähiges Produkt. 
Die erſt 1864 durch Ablöfung der Grundlajten nach europäiichem Muſter 
vollgogene Emanzipation des Bauernjtandes ſchuf, ähnlich wie in Rußland, 
vorerit unbefriedigende Verhältniffe, die bis heute andauern. Die dem 
früher hörigen Bauern als freie Eigentum zugewiefene Bodenparzelle it 
zu Klein, um dem Beſitzer und feiner Yamilie die wirtfchaftliche Selbjtändig- 
feit zu fichern. Deshalb muß fich der bäuerliche Kleinbefiger ala lands 
wirtjchaftlicher Arbeiter weiter verdingen und iſt ſonach, wenn auch nicht 
vechtlich, jo doch thatſächlich vom Großgrundbefiger als deſſen Taglöhner 
abhängig. Neben umfangreichen, au3 der Feudalzeit jtammenden, zum Zeil 
mujtergültig verwalteten Großgütern, ift eine Unzahl von bäuerlichen Zwerg» 
wirtichaiten und Kleinbetrieben vorhanden, die den parzellierten, demokrati— 
fierten Kleinbeſitz darjtellen und fih vielfach in den unerfreulichiten Ber: 
hältniffen befinden. Nur zwei Drittel der Gefamtbodenfläche find land» 
wirtjchaftlich nußbar gemacht, ein Drittel ift unbebaut. Gellagt wird ferner 
über irrationelle Foritwirtichaft, über Mangel an Düngung und zunehmende 
Erihöpfung des Bodenreichtums. Namentlich aus letzterem Umſtande wer- 
den don Kennern des Landıs in Bälde die übeljten Folgen prophezeit. 
Immerhin beweifen die Ausfuhrziffern, daß fich die landwirtfchaftliche Pro— 
duktion bedeutend gehoben, namentlich jeitdem der indiſche und amerifanijche 
Weizen dem rumänischen gefährlich zu werden drohte. Die Regierung begünftigt 
den Landbau und die mit ihm verbundenen Produktionszweige durch eine Reihe 
von gejeglichen und adminijtrativen Maßregeln, als da find: erleichterte Par— 
zellierung des Staatsdomanialbefiges, Förderung des Teilbauſyſtems, zollfreie 
Verbreitung von landwirtichaftlichen Maſchinen und Geräten, Gründung von 
Aderban= und Baumfchulen, Hebung der Viehzucht, Verbeſſerung der Ve— 
terinärpolizei und des agrifolen Kreditweiens, Begünftigung der induftriellen 
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Verwertung der Rohſtoffe. Das Gauptübel aber, die unbefriedigende Lage 
des PBauernftandes, trägt mit Rüdficht auf die politischen und parlamen— 
tarischen Verhältniffe Rumäniens einen chronischen Charakter und ift feine 
Befeitigung bei dem zähen Widerftand der Bojarenpartei nicht abzuſehen. 
Über die durchfchnittliche Höhe des Anbaues und der Ausfuhr der einzelnen 
Getreidegattungen giebt nachftehende Tabelle ein allgemeines Bild, welches 
jelbitverjtändlich je nach Ernteausfall und Handelskonjunkturen im einzelnen 
erheblich ſchwankt: 


a Ernte Ausfuhr 

deitar in Tonnen in Tonnen 
Weizen ....... 959 560 895 287 400 000 
Roggen ....... 110 775 110162 78111 
Hafer und Gerfte.. 356894 694 823 413 665 
u. 1034775 1855 025 636 831 


Troß dieſes durchaus nicht in allen Teilen zufriedenjtellenden Zuſtandes 
des Hauptzweiges der rumäniſchen Nationalproduktion iſt das Land in 
ſprunghafter Entwidlung begriffen. 

Die Ausfuhr betrug 1850: 52 Millionen Franken, 


- ⸗ = 1890: 275 . ⸗ 
die Staatseinnahmen betrugen 1871: 66 s s 
⸗ 1890: 152 s ⸗ 


die Zollerträge ſind im ungefähr gleichen Zeitraume von 8 auf 22 Millionen, 
die Grundſteuer iſt von 4 auf 8 Millionen Franken geſtiegen; der landes— 
übliche Zinsfuß von 12 auf 6 Prozent, der Zins der Staatsſchuld von 
10 auf nominal 4 Prozent geſunken! Treffender als langatmige Aus: 
einanderjeßungen illuftrieren dieſe gegenjäßlichen Ziffern den raſchen wirt- 
ichaftspolitifchen Auffhwung, den das junge Königreich genommen. Daß 
die Staatzfchuld inzwijchen auf die ftattliche Höhe von einer Milliarde 
Franken geftiegen ift, Fällt mit Rüdficht darauf, daß ihr großenteils pro- 
duftive Werte im Staatsbeſitz gegenüberjtehen, nicht allzuſchwer in die 
Wagichale. 

Dennoch konnten den rumänijchen Staatamännern die Gefahren, welche 
aus der einjeitig agrifolen Bejchaffenheit der Volkswirtſchaft dem Lande 
auch handelspolitiſch erwachſen, nicht entgehen. Wirtjchaftliche Krifen, die 
zumeijt infolge von Mißernten Rumänien beimfuchen und jedesmal wirt: 
ichaftlich ungeheuer Schwächen, machen auf dieje Gefahren und ihre Urfachen 
aufmerffam. Mißernten, wie fie da& Land periodiich als unabwendbare 
Greignifle treffen, haben für einen vorwiegend agrifolen Staat eine ganze 
Reihe von fchweren Nachteilen zur Folge, ala da find: Sinken der Kauf: 
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frait und der Lebenshaltung der ländlichen Bevölkerung, Ausfall im Er- 
trag der direkten und indireften Steuern; Schmälerung der Eifenbahnrente 
wegen verminderter Eine und Ausfuhr, Störung des Gleichgewichts im 
Staatsbudget, Geiährdung der Valuta. Ein Staatswefen, innerhalb defjen 
durch Worhandenfein einer nennenswerten induftriellen Bethätigung ein ges 
wiſſes Gleichgewicht der produzierenden Kräfte herricht, ift auch in Jahren: 
Iandwirtjchaftlicher Bedrängnis widerftandsfähiger und geringeren wirtjchaft- 
lichen Schwankungen ausgeſetzt. Zudem hat der Gedanke, den Bedarf anı 
Induſtrieerzeugniſſen faſt ausſchließlich vom Ausland beziehen und von: 
demfelben abhängig fein zu müfjen, für einen jungen aufftrebenden National» 
jtaat, der auf allen Gebieten nach Selbftändigkeit ringt, etwas Mißliches. 
Bon diefen Erwägungen mochten die rumäniichen Staatsmänner geleitet. 
fein, wenn fie begannen, ihre SKraftanftrengungen auf Schaffung einer ein— 
heimischen Induftrie größeren Umfangs zu richten. 

Daß ſich eine folche Induftrie im natürlichen Verlauf der Dinge kaum 
werde erzielen Laffen, jtand von vornherein feſt. Ohne £räftige jtaatliche 
Unterftügung war ein nennenswerte Ergebnis nicht zu erwarten. Dagegen: 
it an fich nichts zu erinnern. Gin Yand, wie Rumänien, mag es auch 
die freifinnigfte Verfaſſung von der Welt befigen, kann nicht in allen 
Stüden nach den Grundfäßen der Mancheiterfchule verwaltet werden, im 
Gegenteil: die Staatsfaktoren müſſen etwas aufgeflärten Abjolutismus 
walten laſſen, jalls es die Wohlfahrt des Ganzen erfordert. Unter diejent 
Geſichtswinkel betrachtet, ift die ftaatliche Intervention Rumäniens zur 
Schaffung einer lebensjähigen Induſtrie nicht nur verftändlich, fondern 
innerhalb der Grenzen, in denen vernünftigerweife Erfolge erwartet werden 
dürfen, ficherlich auch wohlberechtigt. Die erleuchtetjten Volkswirte und 
Staatsmänner des Landes, deren Rumänien eine große Anzahl befißt, ver— 
treten, troß ihrer vielfach vorgejchritten freiheitlichen Gefinnung, überein- 
jtimmend die Berechtigung der Theorie des gelinden Zwanges auf ins 
dujtriellem Gebiete. 

Mo aber liegen jene Grenzen des Grreihbaren? Welche Möglichkeiten 
find für Rumänien gegeben und welche nicht? Das Land erzeugt eine 
Fülle von Rohſtoffen, die zu gewerblichen und induftriellen Produkten ver= 
arbeitet werden fönnen. Es exportiert dieſelben; die Verarbeitung wird 
außerhalb Rumäniens bejorgt und das Land erhält einen Zeil jeiner Roh— 
itoffe als Fabrikate, verteuert, auf dem Wege der Einfuhr zurüd. Und fo 
liegt die Frage nahe: kann Rumänien die technifche Verarbeitung nicht 
ſelbſt beſorgen? Muß dieſelbe wie von alter her auf dag Kleingewerbe 
und auf die Hausinduſtrie befchränft bleiben, oder wäre es möglich, auf 
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Grundlage der nationalen Robjtoffergeugung allmählich eine einheimijche 
moderne Induſtrie größeren Stiles heranzuziehen? Das ift die Frage, 
mit welcher die rumänifche Wirtſchaftspolitik fich zur Zeit eingehend be— 
Ichäftigt. 

Die Schwierigkeiten find groß. Das Vorhandenfein verarbeitbarer 
Rohftoffe ift nur ein Glied in der Reihe von Borausfeßungen, welche zur 
Erzeugung einer blühenden Induſtrie benötigt find. Die übrigen Voraus- 
jegungen aber fehlen Rumänien faſt ſämtlich. Es fehlt die Kapitalkraft, 
welche £oftipieligere industrielle Anlagen zu jchaffen vermöchte; es fehlt die 
zuverläffige und billige technifche Krafterzeugung, denn das Land befiht 
weder Kohlen noch geeignete Waſſerkräfte; es fehlen endlich die wohlfeilen 
Arbeitskräfte. Der Rumäne liebt die gewohnte landwirtjchaftliche Bes 
Ichäftigung und taugt nicht zum induftriellen Taglöhner. Bei der dünnen 
Bevölkerung des Landes, 42 Seelen auf den Quadratkilometer, find land- 
wirtjchaftliche Hilfsarbeiter ftet3 gefucht und beziehen verhältnismäßig hohe 
Lohnſätze. Lauter Dinge, die der erfolgreichen Entfaltung industrieller Bes 
ftrebungen hinderlich im Wege ſtehen. 

Dieſe Hindernifje konnten bisher nur in hervorragend günftig gelagerten 
Füllen ohne übermäßige Kraftanjtrengung überwunden werden. Namentlich 
da, wo der zu Induſtriezwecken verwertbare Rohſtoff in bejonderer Güte 
und Neichhaltigkeit vorhanden ijt und feine technifche Zubereitung feine 
allzu großen Weitläufigkeiten bietet; ferner in folchen Fällen, wo der Staat 
mit fräftiger Hand die betreffenden Induſtrien monopolifierte und fich durch 
Einfuhrverbote vor auswärtigem Wettbewerb ſchützte; endlich auch in folchen 
Fällen, wo die gefammelte Kapitalkraft von Aktiengefellichaiten fich an ein- 
zelne industrielle Veranjtaltungen heranmwagte. 

Beifpiele diefer Fülle bietet die ſtaatlich monopolifierte Tabak- und 
Salzinduftrie, die auf Grund der von der Landesproduftion gebotenen reich» 
haltigen und wertvollen Rohftoffe im blühendften Betriebe ftehen und den 
Staatäfinangen reiche Erträgniffe liefern, Altiengejellichaften beuten Die 
reichen Erdölquellen aus. ferner find, zumeiſt ebenfalls auf Grundlage 
auswärtigen Kapital3 und ausmwärtiger Aktionäre, im Anfchluffe an den 
Aderbau des Landes Fabrikunternehmungen entjtanden: Mühlen, Bier: 
branereien, Brennereien, Fleiſchkonſerven- Tuch, Papier und Zucker— 
Fabriken und andere, der induftriellen Verwertung der Yandesprodufte ge— 
widmete Betriebe. Zumeift Großbetriebe und in den Händen don Aus« 
ländern befindlich. 

Mas aber dem Lande biöher noch faft völlig mangelt, ift die in- 
duftrielle Ginzelunterneymung mittleren Umfangs, welche aus den nationalen 
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Bevölkerungskreifen Rumäniens herauswachſend und in enger Anlehnung 
an die natürlichen Hilfequellen des Landes zahlreiche Köpfe und Hände 
beichäftigen und die Gefahren und Einfeitigfeiten einer jajt ausjchließlich 
agrifolen Volkswirtſchaft mildern würde. ine verzweigte nationale In— 
duftrie, welche den inländischen Markt verjorgt, den ausländifchen Wett- 
bewerb allmählich verdrängt und, indem fie mit ihren Erträgnifjen und 
Griparnifien im Inlande verbleibt, die Kapital und Steuerkraft der hei— 
mifchen Volfawirtichait zum allgemeinen Vorteil vermehren hilft. 

Eine ſolche Induftrie ift in einem kapitalarmen Lande nicht ohne ge= 
linde Zwangsmittel und fünftliche Unterftügungen zu erzielen, die allein 
der Staat zu bieten vermag. Welche Wege der Staat hierbei einzufchlagen 
hat, fonnte Rumänien von feinen Nachbarn, von Rußland und mehr noch 
von Ungarn lernen, welche beide Länder gleichfalls das Beitreben, fich wirt- 
Ichaftspolitiih vom Auslande möglichit unabhängig zu machen, zur Geltung 
brachten und hierbei nennenswerte Erfolge erzielten. Die nach Analogie 
hauptjächlich Ungarns von Rumänien adoptierten Induftrie-Begünftigungen 
find teils gefeglichen, teils adminijtrativen Charakters. Hierher gehören: 
die Steuerjreiheit für gewiſſe induftrielle Neuanlagen, der Nachlaß von 
Stempeln und Gebühren, die billige Überlaffung ftaatlihen Grund und 
Bodens, die zollfreie Einfuhr der Maſchinen, die Bevorzugung bei jtaat- 
lichen Lieferungen, die Ermäßigung der Eifenbahnfrachtjäße, die Gründung 
von Realjchulen, die Gewährung gewerblicher und indujtrieller Stipendien. 

Die bis dahin im allgemeinen auf dem Berwaltungswege erteilten. 
Snduftrie-Begünftigungen wurden 1887 durch Geſetz geregelt. Dasjelbe 
jtellt für zu begünftigende Fabriken die Forderung einer firen Kapital- 
veranlagung don mindeſtens 50 000 Franken und macht ferner ſehr ver= 
nünitigerweife zur Bedingung, daß binnen fünf Jahren zwei Drittel der 
Arbeiter Rumänen fein müfjen. Dagegen gewährleijtet es Steuerfreiheit 
für 15 Jahre, freie Einfuhr der nötigen Mafchinen und des im Inlande 
nicht erzeugbaren Rohſtoffes und erleichterte Transportbedingungen. Das 
mir vorliegende Bulletin des rumäniſchen Handelsminiſteriums vom April 
1891 weift 84 Fabriken auf, welche der Vorteile des Geſetzes von 1887 
in höherem oder geringerem Grade teilhaftig find. Diefe Fabriken beziffern 
einen firen Sapitalanlagewert von 25887277 Franken und bejchäftigen 
5742 Arbeiter. Es wird mir ferner mitgeteilt, daß feither noch ein Dutzend 
begünftigter Gtabliffements dazu gekommen jein mögen. Es gelte freilich 
als fraglich, ob diefe jämtlichen Industrien ohne die gedachten Begünftigungen 
als lebenstähig zu betrachten feien. Bedenkt man, daB die ganze Mühlen- 
industrie, ferner alle Brauereien, Brennereien und ähnlichen Betriebe feine 
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Staatsbegünitigung genießen und deshalb in obiger Induſtriekapitalziffer 
nicht inbegriffen find, jo ift nicht zu verfennen, daß Rumänien jet bereits 
ichöne Anfänge einer Induftrie größeren Stile befitt, und es ift demnach 
vollauf begreiflich, wenn die Regierung diefem ihrem Schoßfind Liebevolle 
Fürſorge zu teil werden läßt. 

Naheliegenderweife auch Fürſorge in Geſtalt jchußzöllneriicher Maß— 
regeln. Und damit ftehen wir vor der brennenden, aktuellen Handels« 
politifchen Frage Rumäniens. 

Schon 1883 waren Regierung und Parlament übereingefommen, in 
feine Verlängerung der Handelöverträge, ohne dabei zu erzielenden befjeren 
Schub der heimischen Induſtrie, einzumilligen. 1887 waren in der Nach— 
tragskonvention zum deutſch-rumäniſchen Vertrag die ſchutzzöllneriſchen Bes 
jtrebungen bereit3 lebhaft zu Tage getreten. Zudem jcheint in den lebten 
Jahren das jocialpolitifche Intereſſe der großgrundbefienden Klaſſen die 
Stärfung und den Zollichug der induftriellen Arbeit zu fordern, Die 
jeinerzeit völlig ungenügend durchgeführte Emanzipation des Bauernftandes, 
die Mißverhältniffe der Bodenverteilung, das Übergewicht des Großgrund- 
befißes und die traurige Lage des auf viel zu Eleiner Scholle mühſam fich 
behauptenden mißvergnügten Bauernjtandes, dieſe Zuftände bilden für Rus 
mänten eine Quelle ernſter Gefahren. Bei zunehmender Bevölkerung pro- 
Ietarifiert fich der Bauernftand mehr und mehr und die bürgerliche Unzu— 
friedenheit jteigt. Partielle Agraraufitände find feine Seltenheit. Mehr 
und mehr wird es für die befifenden KHlaffen des Landes Gebot ſocial— 
politijcher Klugheit, den wachſenden befitlofen Stand zum Teil der In— 
duftrie in die Arme zu führen, ihm Beichäftigung und lohnende Arbeits- 
gelegenheit zu fichern, um auf diefe Weife die aus den agrarpolitifchen 
Mißverhältniſſen hervorgehenden Krifen und Zudungen zu vermeiden. 

So iſt e8 denn erflärlih, daß Rumänien, als es Mitte 1891 das 
Erlöſchen feiner jämtlichen Handelsverträge herannahen ſah, den Entſchluß 
faßte, fich vorerst zollpolitifch freie Hand zu wahren und neue Handelsver— 
träge nicht einzugehen, jondern bis auf weiteres auf Grund eines neu zu 
erjtellenden einheitlichen, autonomen Tarifs zu verkehren. Tiefer Tarif ift 
Mitte 1891 ins Leben getreten, feine Pofitionen find angeblich nach ge= 
nauer Prüfung aller einfchlägigen Berhältniffe und unter Berüdiichtigung 
der wirtichaftlichen Gejfamtlage des Königreichs aufgeitellt. 

Die einleitenden Worte, mit welchen der Vorfigende der parlamenta- 
riihen Zollkommiffion, Peter Garp, die Vorlage des Tarif an die Re- 
gierung begleitete, geben ein jo getreues Bild der in den maßgebenden ru= 
mäniſchen Kreifen derzeit herrfchenden handelapolitifchen Stimmungen und 
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Abfichten, daß es geraten ericheint, diejen Bericht feinem Gedankengange 
nach mitzuteilen. Derjelbe ift auch in perfonaler Richtung um fo inter« 
effanter, als Garp, der bekanntlich das geiftige Erbe Bratianos angetreten 
hat, in Zufunft ficher noch Häufig berufen fein wird, in die Geſchicke feines 
Volkes maßgebend einzugreifen. 

„Rumänien“, jo führt der Garp’sche Bericht aus, „kann Hinfichtlich 
feines Zollweſens weder ausſchließlich ſchutzzöllneriſch, noch ausfchlieklich 
freihändlerijch fein. Kein Handelspolitifches Syitem enthält die volle Wahr: 
heit, und e8 würde ſich als jchwerer Fehler erweifen, wollte man ein ab: 
jolutes Syſtem ohne Rüdjichtnahme auf die wirtichaftliche Gejamtlage des 
Landes zur Verwirklichung bringen. Es ift eine Utopie, das Land zwingen 
zu wollen, alle feine Bedürfniffe durch eigene Arbeit zu befriedigen; unter 
den europätjchen Völkern ift das Syſtem der Arbeitsteilung in Anwendung 
gebracht, wonach jedes Volk einen Teil der Gejamtarbeit auf fich nimmt. 
Dennoch kann fein Land, wenn es nicht wirtfchaftlichen und moralifchen 
Schaden leiden fol, auf gleichmäßige Entfaltung feiner Produktionskräfte 
verzichten. Auch Rumänien darf fich bei Bezug der induftriellen Produfte 
nicht ausſchließlich von der Thatſache der größeren Billigfeit der aus: 
wärtigen Bezugäquellen ohne Rüdficht auf die Heimifche Arbeit Leiten laſſen. 
Der bisherige Zolltarit Fällt, Hinfichtlich feiner Entftehung, in eine Zeit, in 
welcher dem Gefehgeber nicht einmal Anfänge einer Induftrie zur Nicht: 
ſchnur dienen konnten. Auch Heute noch ift die induftrielle Bethätigung 
zwar nicht befriedigend, doc läßt fich immerhin eine größere Bewegung auf 
dem Gebiete der Industrie Eonftatieren, welche heute eher eine Feſtſtellung 
darüber ermöglicht, wo und in welchem Grade der Zolltarif der nationalen 
Arbeit unter die Arme greifen fann. Erhöhte Einfuhrzölle ala bisher find 
nur in Bezug auf folche Objekte fejtgejeßt, deren Erzeugung im Lande be- 
reit3 begonnen Hat. Diefe Erzeugung wird einen größeren Aufſchwung 
nehmen, wenn fie in die Lage verfeßt wird, mit der gleichartigen Produktion 
de3 Auslandes zu Eonfurrieren und den inländiichen Markt zu erobern. 
Dennoch dürfen auch diefe Einfuhrzölle nicht in dem Grade erhöht werden, 
daß fie wahre Monopole begründen, welche den wirtichaftlichen Fortſchritt 
ausfchließen. Das Syitem der Schußzölle muß auf folche Artikel beichräntt 
bleiben, welche im Inlande in einer den gleichen Erzeugniffen des Aus— 
lands annähernd ebenbürtigen Qualität erzeugt werden, und ſoll mur zum 
Ausgleich jenes Vorſprungs dienen, den das fonkurrierende Ausland durch 
größere Kapitalfraft und langjährige induftrielle Praris befitzt. Für jene 
anderen induftriellen yabrifate, die Rumänien im Lande zu erzeugen nicht 
hoffen darf, wurden Lediglich Finanzzölle feftgefeßt, die nicht über 8 Prozent 





Rumänien, Serbien und Bulgarien. 25 


de Wertes gehen und in vielen Fällen nicht einmal 5 Prozent erreichen. 
Diefe Zurücdhaltung ift notwendig, um nicht durch einen allzu großen Zoll 
fiefaliamus eine Abnahme des Verbrauchs hervorzurufen. Das Gejamt« 
mehrergebnis dieſer Finanzzölle wird per Jahr auf 6 Millionen Franken 
veranschlagt. Der ſcheinbar nicht unberechtigten Einwände gegen den neuen 
maßvoll jchußzöllneriichen Tarif ift man fich wohl bewußt. Durch den 
Schuß der heimischen Induſtrie, fpeciell der gröberen induftriellen Erzeug« 
niffe, werden vorzugsweiſe jene Artikel verteuert, deren der unbemittelte Teil 
der rumäniſchen Bevölkerung in erfter Reihe bedarf. Hiergegen ift feſtzu— 
halten, daß die Möglichkeit, fich lohnenden Verdienſt zu jchaffen, für die 
armen Klaſſen in dem Maße fteigt, als es gelingen wird, einen industriellen 
Aufſchwung des Landes zu erzielen. Viele mochten fi) auch die frage 
vorlegen, ob nicht die NRealifierung der Wünſche auf induftriellem Gebiete 
auf Kojten der landwirtfchaftlichen Intereſſen erfolge und ob nicht Ru— 
mänien im Begriffe fei, die ficheren Quellen feines Reichtums einem In— 
duſtrie-⸗Ideal zu opfern, deffen Verwirklichung im Schoße der Zukunft Liege. 
Bei der derzeitigen Lage des Landes, wo noch ausgedehnte Ländereien der 
Urbarmachung harren, ift eine Gontroverfe hierüber wohl möglich. Jene 
aber, die berufen find, die Schiefale des Staates zu lenken, müſſen auch 
die Intereffen der Zukunft wahrnehmen. Der natürliche Bevölkerungs— 
zuwachs wird Rumänien in Bälde ein Landproletariat bringen, welches in 
Grmangelung eriprießlicher industrieller Arbeit den focialen Agitationen, die 
fteril und gefährlich find, wie das Erdbeben, in die Arme getrieben würde 
(sie!). Es befteht ferner die Überzeugung, daß der normale Preisrückgang 
der Iandwirtichaftlichen Erzeugniffe nicht auf die Dauer anhalten könne und 
daß Rumänien bald werde wahrnehmen fönnen, wie ohne Opfer jeinere 
ſeits (sie!) durch die zwingende Gewalt der Greigniffe, die Schranken, welche 
die natürliche Bewegung des Getreidehandels hindern, zu Fall kommen 
werden.“ 

So weit der Garp’sche Bericht. Man erfieht fchon aus feinen ein- 
leitenden principiellen Bemerkungen, daß er fih als Kompromiß ſich kreu— 
zender Intereſſen und Anjchauungen darftellt. Um nur auf einiges hinzu— 
weifen: wird es gelingen, durch das Ventil der Erzeugung einer fünftlichen 
industrie, deren Möglichkeit noch in Frage jteht, die Hochgradige agrar- 
politiihe Spannung genügend zu mildern? wird c& gelingen, beitehende 
fociale Mißſtände und Unbilligkeiten durch den Hinweis auf eine fünftige, 
gewiffermaßen eslomptierte, veränderte Wirtichaftslage des Landes wett zu 
machen? wird e& gelingen, eine lebensfähige Induſtrie zu ſchaffen, wenn 
man gleichzeitig die Lebenshaltung und den Arbeitslohn der arbeitenden 
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Klaffen durch fünjtliche Verteuerung der indujtriellen Fabrikate in die Höhe 
jchraubt? iſt es nicht weit näher liegend, durch intenfivere Bodenbebauung 
und durch gerechtere Ordnung der ländlichen Befigverhältniffe die Quellen 
des natürlichen Reichtums auf Grund geiteigerter bürgerlicher Zufriedenheit 
zu entwideln und den Verlauf der induftriellen Beftrebungen wohlwollend, 
aber ohne forciertes Eingreifen abzuwarten? Das nur nebenbei. Was aber 
die Hauptjache ift: es ift den Rumänen mit ihrem autonomen Zarif nicht 
völlig Ernſt; diefer Tarif it nicht Rumäniens letztes zollpolitiiches Wort 
und joll es wohl auch gar nicht fein. Bei feiner Aufftelung waren neben 
Motiven der Volkawirtichaft, des Fiskalismus und der Socialpolitif auch 
ſolche Rüdfichten und zwar in allereriter Reihe maßgebend, welche der 
handelspolitifchen Staateraifon des Augenblids entfpringen. Der autonome 
Tarif ift nur der Ausgangspunkt einer neuen Handelspolitifchen Aktion. 
Zum allergrößten Teil find feine erorbitanten Zolljäße nur unter dieſem 
Gefichtswinfel überhaupt verjtändlic. 

Wollte man den derzeitigen autonomen Tarif mit dem früheren auto— 
' nomen Tarif vergleichen, würde man zu völlig falſchen Schlüffen gelangen, 
Der frühere Tarif mit feinen hoben, nahezu prohibitiven Süßen ftand im 
wejentlichen nur mehr auf dem Papier und galt als Überbleibjel einer 
längjt überwundenen Wirtfchaftsperiode; Für da® rumänische Handeläleben 
in praxi waren feine Ermäßigungen maßgebend, wie fie durch die in den 
einzelnen Handelsverträgen fejtgefeßten Komventionaltariffäge eingeführt 
waren. Dieje bisher üblichen, Einfuhr und Ausfuhr regelnden Konventions— 
fäße müfjen mit dem neuen autonomen Tarif verglichen werden, will man 
zur richtigen Würdigung des letzteren gelangen. 

Diefer Vergleich Iehrt, daß der gegenwärtige Tarif feinen Vorgänger 
von ehedem Hinfichtlich der Höhe feiner Zollfäge im allgemeinen nicht nur 
erreicht, jondern in manchen Fällen fogar noch übertrumpft. Nun erjcheint 
befanntlich in der zoflpolitifchen Praris ein hoher autonomer Generaltarif 
als wirkfjames Mittel, um auf bevorftcehende Vertragsverhandlungen einzu= 
wirlen und fich bei der Handelſchaft, die jedem Vertragsſchluß vorangeht, 
eine günstige Stellung zu fichern. Aus diefem Grunde werden die Zollfäge 
bei Generaltarifen häufig vecht hoch gegriffen. Rumänien hat darin, weil 
es eben Berhandlungen kommen fieht, und wohl auch wünfcht, noch ein 
übriges geleiftet. Sein derzeitiger Tarif iſt mehr ala ein Schutzzolltarif, 
er iſt ein wirtfchaftliches Prohibitivmittel, ein Kampfzolltarif im draftijchen 
Sinne des Wortes. Wollte Rumänien, was natürlich nicht beabfichtigt iſt, 
bei dieſem Zarif verharren, würde fich das Land wirtichaftspolitiich völlig 
ifolieren und feine junge Nationalwirtichait mit einer chinefischen Mauer 
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umgeben. Die Einfuhrmöglichkeit wäre großenteil3 vernichtet, damit aber 
auch die Ausfuhr getroffen und mit ihr die Duelle des Volkswohlſtandes 
verſchüttet. Diefe Meinung werden jelbjt jene teilen müffen, die für Aus 
mänien ein mäßiges Schutzzollſyſtem bei der gegenwärtigen Wirtſchaftslage 
des Landes für empfehlenswert erachten. 

Zur Jlluftrierung des Gefagten fee ich einige Hauptimportartifel und 
die von den drei Tarifen — SKonventionstarif, alter autonomer, neuer au 
tonomer Tarif — für diefelben bedungenen Eingangszölle nebeneinander: 

(Siehe Tabelle Seite 28.) 

Diefe Proben genügen, um die Höhe des Tarifs und die BVielfeitigkeit 
der Motive, die ihn zuftande gebracht, zu charakterifieren. 

Wenn der Tarif die Gerberei, die Glas- und Töpferwaren, das Papier, 
die Kartonnagewaren, die Bierbrauereien, die Seilerwaren ꝛc. ſchützt, jo 
fallen diefe Zölle unter den Gefichtswinkel der Schußzollpolitif, welche ent- 
jtehende Indufirien jchügen und die Rohftoffe des Landes indujftriell ver— 
werten will. Wenn Rumänien Stidereien, feine Handarbeiten und ähnliches 
ſchützt, jo tritt es für feine unter dem Protektorat der Königin GElifabeth 
hochentwidelte Hausinduftrie ein. Wenn der Zarif Bücher und Kunft- 
gegenitände abnorm befteuert, jo trägt er den Charakter der focialen Luxus— 
bejtenerung. Wenn er aber die Tertilwaren, diefe Hauptpofition der rumä= 
nifchen Einfuhr, mit erorbitanten Sätzen belegt, jo fieht man beifpielsweije 
diefer Pofition, wie jo mancher anderen, den zollpolitiichen Kampfzweck 
jchon von weiten an. 

Bei einem im Durchſchnitt der letzten 5 Jahre auf 330 Millionen 
Franken fich beziffernden Jahresimport treffen allein auf Zertilien 

im Jahre 1886 117 Millionen Franken 


"„ n.. 1887 139 A u 
„„.. 1888 186 2 £ 
„1389 169 — 


„ "1890 155 s R 
Hiervon liefern England und Deutichland nahezu zwei Drittel, der Reit 
verteilt fich auf Öfterreich-Ungarn, Frankreich, Belgien, Schweiz, Holland x. 
Nun ift e8 ja richtig, daß Rumäniens Induftrie in befcheidenem Maßſtabe 
bereit begonnen Hat, gröbere Wollartifel zu liefern. Was aber wollen 
diefe beicheidenen Anfänge gegenüber der Höhe des Gejamtbedarts bedeuten ? 
Der rumänifche Konſum kann die Tertilieneinfuhr im größten Maßjtabe 
nicht entbehren, weil fich Fabrifen nicht aus dem Boden flampfen lafien, 
und weil Bekleidungsgegenftände feine Zurusartifel darftellen, die mit Ein- 
fuhrverboten belegt werden fünnten. Demmach laffen fich die Hohen Zertilien« 
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63 zahlen per 100 Kilogramm einen Eingangszoll in Goldfranfen: 








I. Schafwollwaren: 
emeine 


uchgewebe, Flanelle x. 


Pofamentierwaren 


II. Baumwollwaren: 


gemeine . 

mittelfeine . . . 
bedrudte Gewebe . 
feinfte —F 


III. Papier: 
emeines . 
Scpreibpapier 
Tapeten. . . 
Luxuspapier 


IV. Seifen: 
gewöhnlicher Art. 


V. Leder: 
— 


eineres Lederwaren 


VI. Glas: 
gepreßtes 
En 

. Holzwaren: 
me 
feinere (Möbel ı. ) 
feinfte 

VII. Bier: 

laſchen 
im 

IX. Stearinlidter . 

X. BZuder: 
raffiniert 
roh 


XI. Bücher 


AN. Photographien, Litho: 
graphien, Kunftiachen 10. 


Konventiondtarif 
(deutjch: 


rumänijcher) 


40 


70 45 9% 
(je nad) Qualitäten) 


20 
50 





Neuer 
Generaltarif 
von 1891 
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zölle Tediglich aus dem Bedürfnis Rumäniens erflären, ſich aus diefer Poſi— 
tion ein Kompenfationsobjekt zu jchaffen, welches bei künftigen Verhandlungen 
namentlich jenen Handelsjtaaten gegenüber verwertbar ift, die, wie Deutjch- 
land, Defterreih, Frankreich, der Einfuhr rumänifcher Gerealien und rumä— 
nischen Viehs zollpolitiiche Schwierigkeiten bereiten und andererjeit3 große 
Grporteure von Textilien find. 

Gegenwärtig, ultimo 1891, laſſen fich die Wirkungen des neuen Tarifs 
nicht genügend überjehen. Vorerſt jcheint Rumänien mit demjelben, den es 
bis auf weitere& verſuchsweiſe erproben will, feine Seide gefponnen zu haben. 
Zwar jollen die Zollerträge im Jahre 1891 gegenüber dem budgetmäßigen 
Anſatz bedeutend gewachjen jein. Das mag von der vergrößerten Einfuhr 
berrühren , die jedenfalls kurz vor Eintreten der neuen Zolljäße auf Grund 
der niedrigen Konventionalfäge noch erfolgt iſt. Beiſpielsweiſe fei bemerkt, 
daß fat der ganze rumänifche Jahresbedarf an auswärtigen Textilwaren, 
140 Mill. Franken, innerhalb der erjten 6 Donate des Jahres 1891 im— 
portiert wurde. Daß hierbei der rumänische Handeläftand des Guten zu viel 
getan, beweiſen die zahlreichen Konkurſe der jüngjten Monate innerhalb 
der Manufakturbrandhe. Überfüllung der Handelslager und Mißernte haben 
zufammengewirkt, um den Abjah jtoden zu laſſen und die Erfüllung einge— 
gangener Verbindlichkeiten zu erſchweren. Vorerſt ficherlich feine erfreuliche 
Begleiterfcheinung der neuen Zolltariiverhältnifie. Es ift nicht zweifelhaft, daß 
binnen kurzem noch tiefergehende Mißſtände fich herausftellen, die der ru— 
mänifchen Regierung das Unhaltbare der gegenwärtigen Lage vor Augen führen. 

Rafcher, als bisher angenommen wird, dürfte Rumänien von feiner 
neutralen, abwartenden Haltung abgehen und ſich in Bertragsverhandlungen 
einlaffen. Die gegenteiligen Verficherungen rumänifcher Staatömänner ent= 
ipringen wohl zumeijt aus Rückſichten zolldiplomatifcher Taktik. Allen grö— 
Beren Handelsvölfern werden Berhandlungen willtommen jein; vornehmlich 
dem großen mitteleuropäifchen Zollbund. Seinem jtaatlichen und wirt« 
Ichaftspolitifchen Schwergewicht wird fi) Rumänien, wie auch die anderen 
Balkanjtaaten auf die Dauer nicht entziehen fünnen, noch auch wollen. 
Die vertragamäßige Angliederung des Königreich an Mitteleuropa wird 
umſo leichter herzujtellen fein, als fie zum beiderfeitigen Vorteil und 
mit allen Vorbehalten und Einjchränfungen gejchehen kann, welche die forg- 
ſam zu fchonenden nationalen Adfpirationen Rumäniens und jeine excep« 
tionell günftige Gandelspolitifche Lage bedingen. Der Ausgleich zwifchen 
dem Donaufönigreih und Mitteleuropa wird fich auf der gleichen vertrags— 
mäßigen Grundlage vollziehen, wie der Ausgleich zwijchen den Gliedern des 
mitteleuropäifchen Zollbundes untereinander: Erleichterung der rumäniſchen 
Gerealienaugsfuhr einerjeits und Zollermäßigungen jür die mitteleuropäijchen 
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Induſtrieerzeugniſſe andererſeits. Hinfichtlich Leitterer wird Rumänien viel- 
fach auf die Linie der früheren Konventionaltarife zurüdgehen müſſen; auf 
dem Gebiete der reinen Finanzzölle kann es weitgehende Konzejfionen machen, 
ohne irgend eine Landesinduftrie au jchädigen. Dagegen wird man den 
rumänifchen Staatsmännern nicht zumuten dürfen, den Gedanken des BZoll« 
ichußes für eine nationale Induftrie, wo eine folche wirklich ernithait er» 
zielbar ift, preiszugeben. Die öffentliche Meinung Rumäniens fteht heute 
viel zu fehr unter diefem volfstümlichen Zeichen, ala daß es dem Auslande 
gelingen könnte, an diefer, innerhalb maßvoller Grenzen vollberechtigten 
nationalen Forderung zu rütteln. 

Namentlich angeſichts diefer rumänischen Gelbftändigfeitäbeftrebungen 
auf induftriellem Gebiete halte ich es für wahrfcheinlich, daß die Angliede- 
rung Rumänien an den mittelenropäifchen Zollbund vorerit nur eine loſe 
werden wird. Gin dienendes, ausſchließlich agrarifches Glied innerhalb einer 
größeren Wirtjchaftsvereinigung wird Rumänien jchon deshalb nie werden 
wollen, weil ihm feine geographijche Lage geftattet, unter feinen Handelöfreunden 
zu wählen und niemandem außfchließliche wirtjchaftspolitifche Heeresfolge zu 
leiſten. Weil es zur Xebenänotdurft nötige Produkte verkauft und dagegen, 
vielfach wenigitend, minder nötige eintaufcht, hat Rumänien gewiffermaßen 
im internationalen Handel wirtichaftlic) die Vorhand. Im Gebiete der 
ans Meer grenzenden Balkanländer berühren und kreuzen fich die Handels— 
wege: Gifenbahnftraßen, Waflerwege, Seeverkehr. Auf folchen Gebieten ift 
der Handel elaftifch , feine Wege ändern und verjchieben fich je nach Um— 
ftänden und Bedürfnis. Eine Eluge Regierung wie die rumänijche wird die 
handelapolitijchen Möglichkeiten und Vielfeitigfeiten, die au8 dieſer Gunft der 
gegebenen Verhältniffe entjpringen, in allen nationalen Lagen zu verwerten 
willen. Namentlich ift e8 nicht denkbar, daß Rumänien jemals jeine innige 
handelspolitiſche Freundſchaft mit England löſen werde, welches der zuver— 
läffigfte Gerealienabnehmer des Donauftaates ift und dieſe Handeläfreund- 
ichaft niemals durch Zollfchwierigkeiten beeinträchtigte. Rumänien hat wirt« 
ichaftspolitifch einen einzigen Feind: Rußland. Wenn diejes je am fchwarzen 
Meer und am Bosporus zur Alleinherrfchait gelangte, wäre ihm Rumäniens 
Seeverfehr auf Gnade und Ungnade preisgegeben. Schon deshalb wird der 
junge Donauftaat jtet3 an dasjenige Europa fich anlehnen müſſen, welches 
ihm den Überfchuß feiner agrifolen Produkte gegen andere Lebensgüter 
willig umtaufcht; an jene® Europa, das an den Donaumündungen die 
handelspolitifche Wache hält und an den Dardanellen. 

Rumänien ijt kulturell und handelspolitiſch ein intereflantes Yand; 
diefen Ausdruf im beiten Sinne des Wortes genommen. Namentlich 
handelspolitiih mutet das Land den Beobachter merfwürdig an, wie ein 
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Mikrokosmus. Es Liegt etwas wie Sturm in diefem jungen Staatäwejen. 
Eilfertig hat e8 in einem Zeitraum, der faum nach einem mittleren Menſchen— 
alter zählt, jene wirtjchaftspolitiichen Phaſen und Abjchnitte durchichritten, 
die bei anderen Kulturvölfern zeitlich weit auseinander liegen. Dieſe Eil- 
fertigfeit läßt auf eine innere Schwungkrait jchließen, welche, wenn die Lei— 
tung feſt und Elug bleibt, wie bisher, das Land zu ſtets höheren Kultur: 
stufen emporführen wird. 

Zur ziffermäßigen Jlluftrierung des rumäniſchen Außenhandels füge ich 
3 Tabellen an: 

Tabelle I zeigt die Gejamtziffern der rumänifchen Handelsbewegung 
1886 bis 1890, ferner die Bewegung der rumäniſchen Haupthandels— 
pläße 1890. 

Tabelle II zeigt den Anteil der einzelnen Vöolker am Außenhandel 
Rumäniens 1886 bis 1890. 

Tabelle III zeigt die Handelöbewegung nach den einzelnen Waren» 
gattungen 1886 bis 1890. 

Das Ziffernmaterial ift der mit Recht als vorzüglich befannten offi= 
ziellen rumänischen Handelsjtatiftif entnommen. 


Tabelle I. 
A. Einfuhr und Ausfuhr Rumäniens 1886— 1890. 


Werte in Franken. 


| 1886 | 1887 | 1888 | 1359 | 13% 








367 944 099 | 362 791 054 
274 167 146 | 275 958 415 


642 111 245 | 638 749 469 


Einfuhr . 1296 497 362 314.680 752310 378 3%0 
Ausfuhr 1 255 547 263 | 265 726 613 | 256 738 642 


Total | 552 044 625 | 580 407 365 | 567 166 962 








B. Handelsbewegung der Haupthandelspläte Rumäniens 1890. 


Werte in Franken. 








| Einfuhr | Ausfuhr 





Bukareſt (Yandeshauptitadt und ———— . » | 108220 460 | 13 155 337 
zart) (Hauptftadt der Moldau) - ; 27 868898 1 2211343 
raila (Haupt:Donauhafen) » » > > 2 2 20. 52 671 816 | 52 922 654 
Galaz (Haupt:Donauhafen) . 69 175 883 | 29 485 634 
Itztani (Anſchlußplatz an die Lemberg · Czernowiher Bahn 319070551 5194 939 
Predeal air platz nach Siebenbürgen) . . 17534920 | 1977923 
Verciorova (Anſchlußplatz an die SALON ungari⸗ 
ſchen Staatäbahnen . ; 17 650 468 | 2.960 203 


Gonftanza (Hafen am ihwarzen Meere) a 5624 704 | 9295 299 
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Tabelle III. 
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II. Serbien, 


Die ferbifche Selbftändigfeit ift noch verhältnismäßig jung; fie datiert 
eigentlich erſt feit 1878, feit dem Berliner Vertrag. Erſt die endgültige 
Abſchüttelung der türkifchen Oberhoheit gab dem ferbifchen Staatsweſen die 
Kraft, die Stellung eines neuzeitlichen Kulturftaates überhaupt anzuftreben 
und Hinfichtlich des nationalen Wirtjchaftslebens Fräftigere, über den bloßen 
Fiskalismus hinausgehende Impulſe zu entwideln. 

Auf Handelspolitiichem Gebiete trat dies Beſtreben bereits vor einem 
Sahrzehnt durch Abſchluß einer Reihe von Handels: und Treundjchafts- 
verträgen mit anderen Bölfern zu Tage. 

Will man diefe Verträge verftehen und ihre Wirkungen prüfen, jo 
muß man fich die geographifche Lage des Landes und feine natürliche Be— 
Ichaffenheit vergegenwärtigen. Serbien ift Binnenland, Als natürlichen 
Handelsweg befitt e8, abgefehen von nachbarlichen Beziehungen und Anz 
Ichlüffen, die fowohl flußaufwärts als meerwärts führende Donau, ferner die 
Save. Seine Produkte find Heute noch faſt ausschließlich Erzeugniffe des 
Bodens und der Viehzucht. Das Land ift unmittelbar umgeben von Wirt» 
jchaftögebieten, die ihm von feinen Überjchüffen wenig oder nichts abnehmen, 
weil fie die ungefähr gleichen Erzeugniffe in Hülle und Fülle liefern. Die 
jerbifchen Ausfuhrprodufte find gewichtichiwer und auf dem Landweg ſchwer 
oder gar nicht verwertbar. Demnach jah fich Serbien bis vor kurzem aus— 
ichließlich auf den Naheverfehr, auf die Pflege nachbarlicher Handels: und 
Verkehrsbeziehungen angewiejen. 

Diefer Nachbar ift die öfterreichifch-ungarifche Monarchie. An ihr be= 
fit Serbien den nächjtgelegenen und hauptjächlichiten Abnehmer feiner Aus— 
fuhrprodufte, wogegen e8 von diefen Käufer im Taufchhandel die in Serbien 
nicht Herjtellbaren Induſtrieerzeugniſſe geliefert erhält, und zwar meift Er— 
zeugnifie billiger Natur und von minderwertiger Beichaffenheit. Als zweite 
Handelsnation kam für die ferbifchen Verhältniſſe England in Betracht, in— 
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dem es dur die Gulinamündungen flußaufwärts beträchtliche Handels— 
beziehungen mit Serbien unterhielt. Bon den übrigen Handelönationen 
war das Land durch feine Binnenlage abgefchloffen und der Verkehr mit 
ihnen in hohem Maße erfchwert. Der Zutritt Serbien? zum ägätjchen Meere 
ift bekanntlich erft eine Errungenfchaft der lebten Jahre. Der gejamte jer« 
biſche Ausfuhrhandel ſoll betragen Haben: 
1842 : 13 Millionen Franken. 
1852 : 22 a. 
1862 : 28 2 
Selbitändig geworden, hegte Serbien den Munich, feine auswärtigen 
Handeläbeziehungen vertragsmäßig zu regeln und feine bisherigen, in primi— 
tivfter Art nach türkifchem Mufter eingerichteten Zollverhältniffe umzu— 
geftalten. Die Verhandlungen mit der öjterreichifch-ungarifchen Regierung 
waren ſchwierig und durch ruffiiches Intriguenſpiel mehrfach durchkreugt. 
Das durch die geographifche Lage Öfterreich-Ungarns bedingte handele: 
politifche Übergewicht diejeg Staates hatte durch differentielle Zollbegünfti- 
gungen feinen Ausdrud gefunden, bis Serbien 1864 einen für alle Staaten 
gültigen, autonomen Zolltarif aufſtellte. Verſuche der öfterreichifchen Regie- 
rung, fpezielle Begünftigungen zu erhalten, blieben damals erfolglos. Selbſt 
auf dem Berliner Kongreß gelang es noch nicht, ein definitives Abkommen 
zu vereinbaren. Lediglich der status quo wurde aufrecht erhalten und der 
ſerbiſche Tranfitzoll beſeitigt. Im Juli 1878 ſchloſſen beide Regierungen 
eine Präliminarfonvention ab, welche bejtimmt war, den fünftigen Handels- 
vertrag unter befonderer Rüdfichtnahme auf den Grenzverkehr vorzubereiten. 
Sogar eine völlige Zollunion beider Länder war in Ausficht genommen. 
Die Ablehnung der lekteren durch die ſerbiſche Skuptſchina verurfachte aber- 
malige Verzögerungen. Noch ehe mit Öfterreich ein Abkommen getroffen 
war, jchloß Serbien 1879 proviforische Handelsfonventionen mit England, 
Stalien, Rußland, der Schweiz und Belgien ab. Hieran jchloß fich 1880 
der erſte definitive Vertrag mit England, worin diefem die Meijtbegünftigung 
mit Ausnahme jener Vorteile zugejtanden wurde, welche Serbien feinen 
Nachbarſtaaten im Grenzverkehr einräumen werde. Dieje Klauſel war mit 
Nüdficht auf ÖfterreicheUngarn getroffen. Erſt am 6. Mai 1881 gelangte 
der Handelövertrag zwifchen Öfterreich und Serbien zum Abjchluffe. ine 
Beterinärkonvention, ferner ein Schiffahrts-, Konſular- und Nechtshilfevers 
trag bildeten hierzu die nötige Ergänzung. An den öfterreichifchejerbifchen 
Vertrag jchlofjen ſich 1883 der deutjch-ferbifche und Franzöfifch-jerbifche Ver— 
trag, ferner Verträge mit Griechenland, der Türkei, Nordamerika und anderen 
Staaten; mit Ausnahme der bereit abgelaufenen anglo=jerbiichen Kon» 
3* 
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vention laufen diefe fämtlichen Verträge zur Zeit noch; die Dauer der 
Hauptverträge aber geht 1892/93 zu Ende, fo dab gegenwärtig auch Serbien 
im Begriffe fteht, zullpolitifch freie Hand zu befommen. SHinfichtlich neuer 
BDertragsabfchlüffe ſchweben augenblidlih bereit? Unterhandlungen mit 
Djterreich-Ungarn,, denen fich auch Deutichland anfchließen will und bei 
welchen die Frage der Angliederung Serbiens an den mitteleuropäifchen 
Zollbund beiderjeits wohl in den Bordergrund der Erwägung treten wird. 

Die oben genannten Berträge beruhen im allgemeinen auf folgenden 
Grundlagen: 

I. Die Verträge find Handels: und Freundichaftsverträge auf dem 
Fuße gegenfeitiger Meijtbegünftigung. Außerdem enthalten fie hinfichtlich 
der wichtigeren Einfuhrartikel zolltarifarifche Beitimmungen, jo daß der ſer— 
biiche Generaltarif für die Konventionswaren aus den Vertragsjtaaten außer 
Wirkſamkeit gefeßt ift. Auf Grund der Meiftbegünftigungsklaufel kommen 
die zolltarifarischen Ermäßigungen allen Bertragsftaaten zu gute. 

11. Die Einfuhrzölle find, für die meilten Warengruppen auf 10 
Prozent und 8 Prozent vom Werte, für manche auf 6 Prozent, jür 
Zertilien auf Grund des anglosferbifchen Bertrages auf 5 Prozent fejt- 
geſetzt. Der Kondentionstarif hat wirtjchaftlic den Charakter eine hoben 
Binanzzolltariis in fisfalifchen Intereſſe; ſchutzzöllneriſche Neigungen Liegen 
ihm ferne, weil das heute noch industriell unentwidelte Serbien vor 10 
Sahren feinerlei Induſtrie zu jchüßen hatte. 

III. Reben den MWertzöllen ftehen alternativ ſpezifiſche Gewichtszölle. 
63 jteht dem Importeur frei, die Verzollung nach dem Gewicht oder ad 
valorem zu verlangen. Für letzteren Modus enthält der Anhang zum 
deutjchejerbifchen Bertrag genaue Feſtſetzungen. Die Wlternativverzollung 
beruht auf dem anglo=jerbiichen Vertrag und ift durch die Meiftbegünftigung 
auf die übrigen Bertragsjtaaten ausgedehnt. Sie bildete in der Folge 
einen lebhaften zollpotitiichen Beichwerdepunft der ſerbiſchen Regierung. 

IV. Auf Grund der Beftimmungen über den Grenzverfehr enthält der 
öfterreichifch-ferbijche Vertrag beiderjeits ipezielle, auf die übrigen meiſtbe— 
günftigten Staaten nicht ausgedehnte Ein» und Ausfuhrerleichterungen. 
Da dieje Vereinbarung nicht auf einen beftimmten Grenzbezirk bejchränft ift, 
vielmehr jür den ganzen Umfang der beiden Länder gilt, jobald der Handels 
verkehr nur unmittelbar über die gemeinjchaftliche öſterreichiſch-ungariſch— 
ſerbiſche Zollgrenze erfolgt, fanıı man wohl faum von einem Grenzverkehr 
im eigentlichen zolltechnifchen Sinne reden, auf welchen die Meiſtbegünſti— 
gungsflaujel grundiäblich feine Anwendung fände Bei der Vereinbarung 
zwiſchen Ofterreich und Serbien liegt jedoch eine beſtimmte, hiftorifchen Ver- 
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hältniſſen entjprungene Ausnahme vor, weil in der Präliminarfonvention 
von 1878 eine völlige Zollvereinigung der beiden Länder in Ausficht ge- 
nomnten War. 

Die Handelspolitiiche Stellung Serbiens zu den großen, ihm geo— 
graphifch ferne gelegenen Handeldnationen Deutichland, England und Frank— 
reich war beiderjeitö eine einfache. Lebteren Handelsvölkern konnte e8 im 
wejentlichen nur darauf ankommen, für ihre wichtigeren Ausfuhrartifel 
mäßige, die Einfuhr nach Serbien erleichternde Zollſätze zu erzielen, jo bei» 
jpielgweije England und Deutfchland für Tertilien, frankreich für Mode— 
artifel und Weine. Serbien andererjeit3 hatte ala Konſument ausländijcher 
Artikel, die es im Inlande nicht oder nicht gleichwertig heritellen konnte, 
fein Intereſſe daran, die Einfuhrzölle auf die von ihm benötigten Produkte 
höher zu fchrauben, als feine allerdings ſtets fich fteigernden finanziellen 
Staatöbebürfniffe es unumgänglich erheiſchten. SKomplizierte Rüdfichten 
hatten die beiden Kontrahenten beiderjeit? nicht zu nehmen. 

Ganz anders lagen die Dinge zwifchen Serbien und Öfterreich-Ungarn. 
Man kann die Gigenartigfeit des Handelspolitiichen Verhältniſſes beider 
Staaten nicht treffender fchildern, als es Matlekovits folgendermaßen thut: 

„Die eigentümlichen Berhältniffe der beiden Monarchien ala grenz- 
nachbarlicher Staaten erheifchten eine ganz andere Regelung des Handels— 
verkehrs, als diefe von jeiten der übrigen Weitftaaten zu erfolgen pflegte. 
Wenn Öfterreich-Ungarn mit Serbien unterhandelt, ift nicht allein das Ex— 
portinterefie der Monarchie zu berüdfichtigen, jondern e8 muß auch das 
Intereſſe des ſerbiſchen Erportes wohlmwollend bedacht werden, Nun bat 
aber Serbien einftweilen (außer geringen Quantitäten von Getreide, Wein 
und Zwetſchgen) feinen Hauptreichtum in Vieh und zwar hauptjächlich in 
Schweinen und teilweife in Rindern. Diefen Reichtum kann es infolge 
feiner geographifchen Yage nur nad) Ofterreich-Ungarn und mur teilweife 
weiter, vielleicht bei genügendem Wohlwollen auch nach Deutfchland,, aber 
immer nur über Öfterreich-Ungarn, exportieren und jomit verwerten. Die 
Sicherung des Erportes dieſes Handelsartifels war jomit die Hauptbedingung, 
welche beim Abſchluß des Handelsvertrages mit Öfterreich-Ungarn für 
Serbien maßgebend war. Bon jeiten der öfterreichifch-ungarifchen Monarchie 
war e8 weniger die handelspolitifche Seite der Frage als die veterinärpoli— 
zeiliche, die jet zur Entfcheidung kommen mußte Nicht allein war Ser- 
bien veterinärpolizeilich noch nicht gehörig adminiftriert, aljo nicht allein 
die Gefahr drohte, daß bei Zulafjung des freien Berfehr mit Vieh die 
Einjchleppung von Seuchen aus Serbien möglich und damit die Bedrohung 
des großen Viehſtandes Ofterreich-Ungarns eine permanente wurde, jondern 
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es konnte leicht ein freier Verkehr mit Serbien und die damit eventuell 
verbundene Berfeuchung des Landes zu der Unannehmlichkeit führen, daR 
die weitlichen Staaten, und an ihrer Spite Deutfchland, den Verkehr mit 
Tieren und tierifchen Produkten nur aus den Grunde fchon, weil die Ver— 
feuchung durch Serbien nicht unmöglich wäre, erſchweren oder jelbft prohi— 
bieren würden. Die Veterinärfonvention, welche unter diefen Umftänden ab— 
geichloffen wurde, umterfcheidet fich daher auch weſentlich von analogen 
Verträgen: fie verpflichtet Serbien zum Verbote der Vieheinfuhr aus Ru— 
mänien, Bulgarien und der Türkei und nötigt Serbien zur ftrengen Grenz— 
bewachung aus veterinärpolizeilichen Gründen; fie ordnet endlich die An— 
legung eines Viehkataſters an und zwar von den bedeuteten Grenzen bis 
auf 37 Kilometer einwärts im Lande und ftrenge Überwachung des Vieh— 
ftandes innerhalb diefer Grenze. Außerdem bedingt die Konvention, daß in 
Serbien Hinfichtlih der Veterinärpolizei diefelben Anordnungen getroffen 
werden, welche Öfterreich-Ungarn ſelbſt eingeiührt hat — und erft wenn 
Serbien allen diefen Bedingungen entiprochen haben würde, jollte der freie 
Verkehr mit Tieren, jedoch mit der Beichränfung eintreten, daß die Einfuhr 
nur über gewiffe Grenzitationen zu erfolgen und auf dieſen Eintrittsorten 
von jeiten der öfterreichifch-ungarifchen Monarchie eine veterinärpolizeiliche 
Unterfuhung ftattzufinden hätte, wobei natürlich nur geſund berundenes 
Vieh zum Eintritt zugelafjen würde. 

Serbien Hat thatfächlich alle vorbeitimmten Modalitäten erfüllt, ge— 
nießt jeit 1883 den freien Viehverkehr und hat dem Viehſtand Ungarns 
jeit jener Beit feine Seuche zugeführt. 

Auch bei den Zollbeftimmungen konnten andere Staaten leichter vor— 
gehen, nicht nur weil fie weniger Intereſſe an dem Verkehr mit Serbien 
hatten, jondern weil ihr Handel nicht jo verzweigt auf alle Gattungen der 
Bedürfniffe fich erſtreckte, während Öfterreich-Ungarn als direkter Nachbar 
in jeder Hinficht — jelbit bei Kolonialwaren und anderen nicht im Lande 
erzeugten Waren — als Vermittler des Handels direkt beteiligt war und 
deshalb auf alle Waren zu reflektieren hatte. Als Großbritannien den Handels— 
vertrag mit Serbien abjchloß, da war es genug, 8 Prozent de Wertes für 
Schneidewerkzeuge, Mafchinen, Garne und Wollwaren, Thonwaren, Porzellane 
waren und raffiniertes Mineralöl, und dann 10 Prozent für alle übrigen 
Waren feftzufeßen. So konnte Ofterreich-Ungarn nicht vorgehen. Hier 
wußte man nicht mur aus dem Verkehr mit Serbien, fondern auch aus 
jenem mit Rumänien, daß die Feſtſtellung des Wertzolles an und für fich 
dem Verkehr viel zu wenig Stabilität verleiht, daß es notwendig ift, bei 
Feſtſtellung des MWertzolles teilweife auch fpezififche Zölle in Reſerve zu 
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haben, um auf diefe Weife eventuellen Mißbräuchen ſeitens der Zollbeamten 
vorbeugen zu können. Der Handelövertrag mit Serbien enthält deshalb 
auch eine lange Serie von Waren, welche mit jpezifiichen Zöllen belegt find, 
deren Wortlaut gewöhnlich dem des öfterreichifch-ungarifchen Tarifs nach— 
gebildet ift und die ſelbſt den Taraſatz für die betreffenden Waren beſtimmen. 
Neben den jpezifiichen Zöllen find für gewiſſe gangbare Waren 6 Prozent 
des Wertes, für einige Finanzartifel 15 Prozent, für alle übrigen Waren 
8 Prozent des Wertes ald Zoll fixiert. Ausdrüdlich wurde e8 jedoch be— 
dungen, daß es dem Importeur freiſtehen jolle, die fpezifiichen Zölle oder 
aber im Sinne des Mteiftbegünjtigungsrechtes denjenigen Wertzoll zu bean- 
fpruchen, der eventuell anderen Nationen zugejtanden worden ijt, ſowie es 
auch freifteht, anftatt des bedungenen Wertzolles den Zollfaß des allge— 
meinen jerbiichen Tarifs zu zahlen, und es darf in diefer Wahl der Be- 
treffende nicht behindert werden. 

Außer den allgemeinen Begünftigungen,, welche im Sinne der Meijt- 
begünftigung jedem Vertragsſtaate zuzufommen Haben, ficherte fich jedoch 
Öfterreich-Ungarn noch fpezielle Vorteile durch differentielle Behandlung ein= 
zelner Artikel. Namentlich zahlen die Hälfte des jeweilig bejtehenden 
günftigen Zolles folgende Waren: Padpapier, PBappendedel, gemeine Stein- 
mebwaren, gemeine Thonwaren, Fenſter⸗- und Spiegelglas, Hohlglas in 
feiner natürlichen Farbe, weißes Hohlglas, Roheifen, Stangeneifen, Luppen— 
eifen, Eiſenabfälle, Halbfabrikate aus Eiſen, landwirtjchaftliche Werkzeuge. 

Diefen fpeziellen Begünftigungen gegenüber erhielt Serbien ebenfalls 
jolche Begünftigungen von Ofterreich- Ungarn, welche nur Serbien in An— 
ipruch nehmen kann und welche Ofterreich-Ungarn anderen Staaten nicht 
zu gewähren pflegt. Infolge diefer Spezialbegünftigungen find frifches Obſt 
(mit Ausnahme der frischen Weintrauben), Gartengewächje und frifches Ge- 
müfe aus Serbien zollfrei; Nüffe, Haſelnüſſe, gedörrte Pflaumen, ohne 
Zuder gefochte Obftmufe unterliegen dem Zoll von 1,50 fl.; Ochjen und 
Stiere zahlen 4 fl.; Schweine 1,50 fl.; rohe Häute, jowie Honig find 
zollfrei; Rakia d. i. ein Branntwein aus Pflaumen bis 38 Grad Sprit- 
gehalt zahlt 3,20 fl., Wein in Fäffern aus Poſarewatz, Negotin, Semendria 
und Niih 3,20 fl., Knoppern, Rinden zum Färben und Gerben find frei. 
Endlich wurde bei Gelegenheit der Erhöhung der Getreidezölle durch die 
Novelle vom Jahre 1887 für das Getreide aus Serbien autonom eine Be— 
günftigung infofern gewährt, ala für Serbien auch weiterhin die Zollfäße 
des Tarifes dom Jahre 1882 Anwendung finden.“ 

Soweit Matlefowits, Man fieht: Der Handelsvertrag bindet die 
beiden Staaten wirtfchaftspolitiich aufs engjte aneinander. Um fich bie 
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öfterreichifcheungarifche Monarchie als die faſt einzige Abnehmerin feiner 
agrifolen und Viehzuchtserzeugniſſe willig zu machen, war Gerbien verans 
laßt, binfichtlich feines Bezuges von Induftrieproduften dem Nachbarreiche 
weitgehende zollpolitifche Erleichterungen einzuräumen, welche letzterem im 
Zufammenhalt mit der geographiichen Nachbarſchaft die unbeftrittene indu— 
jtrielle Hegemonie in Serbien vor allen anderen Handelsvölkern fichern 
mußten. Zu jener Zeit, ala der Vertrag abgejchloffen wurde, Hatten Hierbei 
die jerbifchen Staatsmänner im wohlverjtandenen Intereffe ihres Landes ge- 
handelt; inwieweit fie handelten „der Not gehorchend, nicht dem eigenen 
Triebe” mag dahingeftellt bleiben. 

Der Zuftand der jerbiichen Volkswirtſchaft ift unter dem Einfluß der 
jeit einem Jahrzehnt beftehenden Ara der internationalen Verträge ziemlich 
ftationär geblieben. Zwar haben ſich von 1850 bis 1880 die jerbifchen 
Ausfuhrziffern verdoppelt; jeither aber trat Stillftand ein und zeigen die 
Ziffern im allgemeinen nur jene Schwankungen, wie fie durch den Wechſel 
in den Ernteverhältniffen und in den Konjunkturen der Viehausfuhr bedingt 
find. Die jüngfte Zeit vor Eröffnung der internationalen Bahnlinien 
zeigt fogar eine gelinde Neigung zum Nüdgang. 


Die jerbifche Ausfuhr betrug: 


1850: 23290 000 Franken. 1885: 37615000 Franken. 
1881: 44103000 1886: 40719000 5, 
1882: 41249000 , 1887: 34130 000 

1883: 443538000 , 1888: 38909000  „ 
1884: 89969000 1889: 39066000 


Zur Jluftrierung der Beichaffenheit der jerbifchen Ausfuhr dient fol« 
gende Aufftellung : 
Ausfuhrprodufte, Wert in Franken: 


Segenitände. | 1881 | 1882 | 1883 | 1884 | 1885 | 1886 | 1887 


I. Bodenprodukte | 
(Gerealten, ge: 
trodnete Früchte, 
namentlich Pflau: 
men, Zertilpflan: 


u .... 14 178 219115 692 562116 738 746] 14 594 4834] 10 959 359] 13 305 31413 029 484 
II. Vieh, nament: 
lich Schweine. . |21 980 851118 367 680120 953 284115 146 94618 548 07419 509 93114 387 088 
Il. Häute und 
Selle... 2... 3 798 2561 2 855 773] 2 997379] 3 T14 411] 4 034 3401 3 933 3] 3 616 701 


BE Me — mL — — — 
— — 
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Die ferbiichen Einjuhrziffern laufen in jüngjter Zeit mit den Ausfuhr- 
ziffern im allgemeinen parallel. Die jerbifche Einfuhr betrug beifpieläweife: 
1888: 35184000 Franken. 

1889: 834843 000 a 

Bon der gefamten Handelsbewegung entfällt der Löwenanteil aus leicht 
begreiflichen Gründen auf das geographiich nahe, zollpolitifch hochbegünſtigte 
Ofterreich-Ungarn; hierauf folgen England und Deutichland als Impor— 
teure von Textilien und Eifenwaren, dann Frankreich ala Importeur von 
Seide und Modewaren, ferner die übrigen Handelsvölfer mit entjprechend 
kleineren Beträgen. 

Daß in Serbien, jowohl bei deffen Staatämännern, ala auch in wei- 
teren Kreifen mit den internationalen Verträgen zugleich handeläpolitifche 
Zufriedenheit eingefehrt jei, läßt fich nicht jagen. Eher das Gegenteil. Und 
zwar aus verjchiedenen Gründen. 

In erfter Reihe war die auf Grund der Verträge feſtgeſetzte alternative 
Modalität der Zollentrichtung dem jerbifchen Fiskus nachteilig. Die Ver— 
zollung nach dem Gewicht wurde nicht praktiſch; der Handel liebt die Zoll- 
entrichtung ad valorem namentlich in folchen Ländern, denen es fchwierig 
wird, die Deflarationen der Importeure anzufechten, und deren Zollbehörden 
fih in jchlimmer Lage befinden, wenn fie von dem ihnen zuftehenden Vor— 
faufsrecht Gebrauch machend für das eingethane auswärtige, vielleicht jehr 
foftfpielige oder rajch der Entwertung preißgegebene Gut jchnell einen ſol⸗ 
venten Käufer zu fuchen gezwungen find. Es mag volllommen richtig fein, 
wenn der jerbijche Fiskus über zu niedrige Deklarationen der Importeure 
ſich beklagt, ohne bisher auf Grund der Verträge diefem Übelftand mit 
wirkſameren Mitteln als mit dem unpraftischen des Vorkaufsrechts begegnen 
zu können. 

Namentlich aber war es das wirtjchaftliche Übergewicht Dfterreich- 
Ungarns, welches Unbehagen verurſachte. Man gab ihm die Schuld, daß 
die ſerbiſchen Induftriebegünftigungsmaßnahmen, welche ungefähr in gleicher 
Weile wie dad rumänische Gejeg auf Hebung der industriellen Thätigkeit 
abzielten, von feinem wejentlichen Erfolge begleitet waren, indem die wohl: 
teilen und häufig geringwertigen öſterreichiſchen Jnduftrieprodufte unter dem 
Schub eines außergewöhnlich erniedrigten Eingangszolles jeden inländijchen 
ſerbiſchen Wettbewerb von vorn herein erdrüden mußten. Das handels— 
politische Verhältnis zu Öfterreich-Ungarn verjchlechterte fich noch mehr, als 
letzteres in den jüngjten Jahren zeitweilig feine Grenzen gegen die Ein- und 
Durchfuhr jerbiichen Viehes fperrte und fich bei Handhabung der Veterinäre 
fonvention jchwierig zeigte. Die teilweiſe Behinderung der ferbifchen Vieh: 
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ausfuhr erzeugte Ähnlich wie in Rumänien gereizte Stimmungen. Man 
iprach von handelspolitifcher Unterjochung durch das mächtigere Nachbarreich 
und fann auf Mittel und Wege, um fich feiner Umklammerung möglichft 
zu entziehen. 

Die dfterreichifche Handeläfuprematie erregte auch die GEiferfucht der 
übrigen Handelsvölfer, denen der jerbiihe Markt auf nahen Landwegen 
nicht erreichbar war und zudem größere zollpolitifche Opfer koſtete. Die 
jeefahrenden Nationen, ſpeziell England, konkurrierten mit Ofterreich müh— 
fam donauaufwärts bis nach Widdin, die Franzoſen namentlich von Salo- 
niki nordwärts bis zur macedonifchen Rumpfftation Mitrowiga und von 
da auf ſchwierigen Landwegen einigermaßen nad) Südferbien. Bedenkt man 
die weiten Entfernungen, die Zeit: und Zinsverlufte, die fomplizierten Tarife 
und Umladungen, die höheren Zölle, mit denen die übrigen Handelsvölfer 
zu rechnen hatten, fo leuchtet die Überlegenheit Öfterreich-Ungarn® und im 
minderen Grade auch Deutjchlands von felbft ein. Mit Ungeduld warteten 
die benachteiligten Konkurrenten auf die „Öffnung“ des jerbifchen Marktes 
durch die Herjtellung der Bahnverbindung mit Saloniti. 

Solange die ſerbiſchen Bahnen des Anſchluſſes ans ägäifche Meer ent= 
behrten, befand fich Serbien in einer Zwangslage und mußte das öfterrei= 
chiſche Handelsmonopol über fich ergehen laffen. Nach dem Meere, nach 
Saloniki, als dem künftigen ſerbiſch-macedoniſchen Nationalhafen,, richtete 
fih naturgemäß die handelspolitiſche Sehnfucht der ferbiichen Staatgmänner. 
Schon 1880 vief Riftic in der ferbifchen Kammer gelegentlich der jerbifch- 
öfterreichifchen Verhandlungen: „Die Eifenbahn wird uns aus diefer miß— 
lichen Zage befreien und wir werden dann nicht mehr dem handelapolitijchen 
Unterhändler auf Gnade und Ungnade auögeliefert fein. Deshalb jage ich 
jtet3 Salonifi und wiederum Saloniki.“ 

Welche Verzögerung der Bau der ferbifchen Bahnen aus politifchen 
und finanziellen Urfachen erlitten hat, ift befannt. Schon 1878 auf dem 
Berliner Kongreß wurde Ofterreich-Ungarn beauftragt, im Einverftändnig 
mit Serbien, Bulgarien und der Türkei den Anjchluß der türkifchen Rumpf- 
bahnen an das mitteleuropäifche Eiſenbahnnetz zu bewerkitelligen. Grit 1883 
fam zwifchen diefen Staaten ala Ergebnis der Viererfonferenz die grund— 
legende Konvention zuftande, welche neben Fyeititellung der Bahnbauten zu= 
gleich einheitliche Vorfchriften über die Zollmanipulation, die Spurweite, das 
Zarifwefen und den Betrieb im allgemeinen feftfeßte, um den internationalen 
Charakter der beiden Hauptlinien Belgrad-Fonftantinopel und Belgrad- 
Saloniki zu fichern. 1884 wurde die Bahn Belgrad: Nifch eröffnet und die 
Zweigbahn Semendria gebaut. 1888 wurde endlich die Bahnverbindung 
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- Serbien über Macedonien mit Salonifi eröffnet, 1889 die zweite inter- 
nationale Linie Über Bulgarien nach Konftantinopel dem Betrieb übergeben. 
Gegenwärtig baut Serbien eine weitere, bedeutungsvolle Lokalbahn, welche 
die reichen Donaubezirfe um Negotin mit Nifch verbinden foll, um die Zu— 
fuhr diefer Diftrikte nach Saloniki zu ermöglichen. i 

Serbien Hat feine Bahnen nach dem ägäifchen Meere teuer erkauft: 
es iſt befannt, daß der finanzielle Zufammenbruch der erjten Eifenbahn- 
fonzejfionäre dem Serbenvolf mühſam erjparte Millionen weit über den 
realen Zwed hinaus foftete. Finanziell mögen die ferbifchen Bahnen zu 
teuer fein; wirtjchaftspolitifch betrachtet find für dad Land auch die teuert 
erfauften Eiſenbahnſtraßen ein Glück, weil fie für die ferbijche Volkswirt— 
ichaft ein Inventarſtück von umermeßlichem Wert darftellen. Dre Geſamt— 
lage des Landes Hat fich durch feine Schienenwege und deren Berbindung 
einerjeit mit Mitteleuropa, amdererfeit? mit dem Meere von Grund aus 
verändert. Der jerbiiche Reichtum an Vieh und Bodenproduften, fein Heute 
großenteil® noch ungehoben jchlummernder Schaf von edlen und wertvollen 
Metallen und fonftigen Produkten der Mineninduftrie, fein Reichtum an 
Kohlen und Holz, alle diefe wertvollen, aber gewichtjchweren Tauſchgüter 
erhalten erjt dann vollen Zutritt auf den Weltmarkt, wenn fich der ſerbiſche 
Außenhandel, ähnlich wie der rumänifche und bulgarifche Handel, des billigen, 
und bei allen Handelsvölfern gleichmäßig beliebten Seeweges bedienen kann. 
Serbien befindet fich demnach ſeit kurzem in der Lage eines Organismus, 
deffen Lebensbedingungen fich ändern. Seine Handelawege verichieben fich, 
feine Volkswirtſchaft ijt in einen neuen Abjchnitt eingetreten. 

Saloniki ift umftreitig der zukunftsreichſte Hafen der Balkan Halbinfel 
und befißt heute jchon nächſt Konftantinopel den bedeutendjten Schiffs- 
verkehr. Die Zahl der jährlich dort anlaufenden Dampfer beträgt gegen 
700. Die mir vorliegenden ftatiftifchen Angaben über den quotenmäßigen 
Anteil der einzelnen Handelsvölfer an Salonikis Verkehr gehen weit aus— 
einander, was fi aus dem Mangel zuverläffiger Auffchreibung und aus 
dem Umftande erklärt, daß die dortigen Berhältniffe, namentlich ſeit An— 
gliederung des Hafenplabes an das mitteleuropäifche Bahnſyſtem, monat» 
ih, ja man fann jagen täglich im Fluſſe und im der Beränderung 
begriffen find. Gegenwärtig jchweben zwiſchen den beteiligten Staaten 
Unterhandlungen, welche den indiſchen Poftlauf von Brindifi nach Salonifi 
verlegen wollen und ferner find Beftrebungen im Zug, um die fubventio- 
nierte deutfche Dampferlinie Brindifi-Alerandrien durch eine Linie Saloniti- 
Alerandrien zu erfeßen. Saloniki verfpricht, im Laufe der nächſten Jahre 
nicht bloß der ſerbiſch-macedoniſche Nationalhafen, jondern überhaupt ein 
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internationaler Hafenpla allererften Ranges zu werden, was ben Handels— 
verkehr feiner Hinterländer Macedonien und Gerbien mächtig beleben wird. 
Ich verzichte auf die Wiedergabe anfechtbarer Ziffern, weil fie für die fer 
bifchen Berhältniffe nur von mittelbarer Bedeutung find, und konſtatiere 
die Thatſache, daß England, Djterreich und Frankreich an der fommerziellen 
Bewegung Saloniki® die hauptbeteiligten Nationen find. Namentlich 
Frankreich galt bisher als der wichtigfte Handelsfreund Macedoniens und 
beeilt fih auf Grund der Bahnverbindung, nunmehr dieſe Fäden nord» 
wärts nach Serbien zu erjtreden. 

Die gefteigerte Handelabewegung Serbiens feit feiner Angliederung 
an das internationale Verkehrsſyſtem wird durch nachjtehende officielle 
Ziffern des jerbifchen Finanzminifteriums iMuftriert. Der Import, welcher 
1889 34843000 Franken betrug, ftieg 1890 auf 38 044 000 Franken. 
Oſterreich- Ungarn ift hierbei mit 59,99 Prozent, England mit 12,58 Prozent, 
Deutjchland mit 7,54 Prozent beteiligt. Der Erport Serbiens betrug 1889 
39066 000 Franken und ftieg im Jahre 1890 auf 45 840000 Franken. 
Auch beim Erport figuriert Öfterreich-Ungarn 1890 an erfter Stelle mit 
85,34 Prozent. Sehr beachtenäwert ift die Vermehrung des Tranfitver- 
kehrs, 1888: 5720000 Franken; 1889: 7989000 Franken; 1890: 
13 950000 Franken. Für 1891 wird fogar eine Gteigerung auf 
25000000 Franken voraus berechnet, welch’ bedeutende Mehrung aus— 
jchließlich auf Rechnung der internationalen Bahnlinie fällt. 

Die ferbifche Regierung hat ihrerjeits feinen Augenblid gezögert, zur 
veränderten Lage Stellung zu nehmen, indem fie die Kündigung der Sans 
delsverträge anbahnte und fich Hierdurch die Hände zur Neuregelung der 
internationalen Handelbeziehungen freimachte. Sie hat ferner in Saloniki 
eine offizielle Handelsagentur errichtet, welche den jerbijchen Aus- und Ein- 
fuhrbeziehungen ala Wegweiſer und Stüße dienen joll. 

Am augenjcheinlichjten aber wird die veränderte Lage in den Ver— 
tragsverhandlungen zum Ausdrud gelangen, welche Serbien mit Öfterreich- 
Ungarn und im Anjfchluffe hieran mit anderen Handelsvölkern zu führen 
im Begriff jteht. Nicht ala ob es den ferbifchen Staatsmännern beifallen 
könnte, das überlegene Nachbarreih, das auf die ftaatlichen und wirtſchaft— 
lichen Berhältniffe Serbiend allzeit von maßgebendem Ginfluffe bleibt, 
handel3politifch veritimmen und die enge Verbindung mit ihm brechen zu 
wollen. Davon kann feine Rede fein. Wohl aber wird Öfterreich-Ungarn, 
den veränderten Berhältniffen Rechnung tragend, fich entichließen müſſen, 
auf einen Zeil jener Sonderbegünftigungen zu verzichten, die ihm Serbien 
notgedrungenerweife zu jener Zeit, ala es fich wirtfchaitspolitifch auf Oſter— 
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reich angewiefen jah, eingeräumt hatte. Es wird fich im allgemeinen damit 
begnügen müffen, ſich von Serbien handelspolitiich auf gleiche Linie mit 
den übrigen großen SHandelsnationen ftellen zu laffen, abgejehen natürlich 
von gegenfeitigen Grenzverfehräbegünftigungen, die fich diesmal aber im 
Rahmen des genannten zolltechnifchen Begriffs halten und beiderjeitö auf 
gewifje geographiiche Zonen bejchränft bleiben werden. Dem Bernehmen 
nach ift die Öfterreichifcheungarifche Regierung gewillt, auf diefer von Serbien 
geforderten Grundlage zu unterhandeln. Außerdem werden bei den Unter- 
bandlungen wohl die veterinärpolizeilichen Gefichtöpunfte eine große Rolle 
ipielen. Es darf jerner mit Beitimmtheit angenommen werden, daß Serbien 
auf Grund der Hinfichtlich der VBerzollung ad valorem gemachten üblen 
Griahrungen darauf beftehen wird, feiner neuen Zollpolitif das Syitem der 
ipecifiichen Zölle ausfchließlich zu Grunde zu legen. 

Darin beiteht eben der Vorteil Serbien, daß es der einfeitigen Heeres— 
folge, die e8 bisher der Nachbarmonarchie Leiften mußte, ledig ift und feit 
jeiner Angliederung an das ägäiſche Meer feine jümtlichen Handelsfreunde, 
ohne für feine Ausfuhr Verlegenheiten zu fürchten, gleichmäßig behandeln 
kann. Darin liegt feine Benachteiligung ſterreich- Ungarns, welches dur) 
die Gunſt feiner nachbarfchaftlichen Lage auch ohne zollpolitiiche Ausnahms— 
begünftigungen die erfte Rolle auf dem ferbiichen Markte zu behaupten 
imftande fein wird. Es verfügt nicht nur über den kurzen Landweg 
Veit: Belgrad, jondern feine Dampferlinien aus Trieft und Fiume fönnen 
füglich den Wettlampf mit den Dampiergejellichaiten aus Marſeille auf: 
nehmen und find jenen Linien, die aus London oder Hamburg nach dem 
Drient ausftrahlen, von vornherein überlegen. Zudem Haben die von 
Salonifi nad Serbien konkurrierenden Importeure außer dem See— 
transport immer noch die 450 Eifenbahntilometer von Salonifi nad) 
Rich, diefem künftigen Hauptitapelplag Serbiens, faufmännifch in Rech: 
nung zu ziehen. Namentlich im Hinblick auf Leßteren Umftand iſt es für 
die jerbifche Handelspolitik ein dringendes Gebot der Klugheit, ihre 
Eiſenbahntarife mehr nach volfswirtichaftlichen, ala nach fiskaliſchen Rüde 
fichten zu bemefjen und die Benüßung der Linie Belgrad-Saloniki und 
vice versa jo bequem und billig als nur möglich au geſtalten. Die Bes 
ichlüffe der Viererfonferenz bieten der jerbifchen Regierung Hierzu genügende 
Handhaben. Gegenwärtig liefern die einschlägigen VBerhältniffe noch viel» 
fach Anlaß zur lage, doch darf man nicht vergeffen, daß Übergange- 
zuftände, wie fie durch Berfchiebung der bisherigen Handelswege bedingt 
find, immer von Unklarheiten, Verwirrungen und taftenden Verſuchen be- 
gleitet werden. Daß Mitteleuropa, Öfterreich- Ungarn an der Spiße, auch 
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in Zukunft die wirtichaftspolitifche Oberhand auf dem jerbiichen Markte 
behaupten werde, iſt bei der Attraftionäfraft des neuen mitteleuropäifchen 
Zollbundes durchaus wahrfcheinlih. Serbien wird fi mit Vorliebe den 
induftriellen Produkten jener Handelsvölfer zuwenden, welche ihrerjeitö die 
agrifolen ſerbiſchen Ausfuhrprodufte zollpolitiih mit genügendem Wohl- 
wollen behandeln. Dies hat England von jeher gethan; Deutjchland, 
Ofterreih- Ungarn und Frankreich werden ſich Hierin zu Konzeffionen herbei- 
Laffen müſſen. Ähnlich wie Rumänien befindet ſich auch Serbien als Ver 
fäufer notwendiger Verbrauchsgegenftände zollpolitifch in günftiger Pofition. 

Rüdfichten der inneren Wirtſchafts- und Gewerbepolitif werden auf 
die ſerbiſche Handelapolitif der nächiten Zukunft einen maßgebenden Einfluß 
nicht üben. Schubzöllnerifche Beftrebungen, wie fie fi Rumänien inner- 
halb maßvoller Grenzen berechtigterweife gejtatten kann, find zur Zeit noch 
in Serbien unangebradt. Das Land ift unentwidelter und weniger Fapital- 
kräftig al® Rumänien. Nicht als ob es in Serbien an Anfängen einer 
Industrie überhaupt fehlte Auf Grund der nationalen Robhprodufte haben 
fih Mühleninduftrie und Brauereien in beachtenswerter Weife entwidelt und 
find zum Zeil jogar erportfähig. Es beftehen proßperierende Fabriken für 
Glas, Tuch, Zündholz, Spiritus, Leder, Holzwaren, Gement. Im ganzen 
und großen aber ift die Einfuhr fremder Induſtrieerzeugniſſe alljährlich 
gewachfen und das heimifche Kleingewerbe zurüdgegangen. Die jerbifchen 
Eifenbahnen befördern den billigen Verfchleiß fremder Produkte auch in die 
entlegeneren Drte. Wollte Serbien den Kampf gegen das natürliche in— 
duftrielle Übergewicht des Auslandes aufnehmen, müßte es zu erorbitanten 
Schußzöllen greifen, welche zu gunften weniger Produzenten der großen 
Maſſe der Iandwirtfchaftlichen Bevölkerung durch Verteuerung der notwen—⸗ 
digen Induftrieerzeugniffe den empfindlichften Schaden brächten. Will das 
Land feine induftrielle Entwidlung bejchleunigen, fo darf es fein Augen» 
merf nicht auf das heimifche Kleingewerbe richten, welches angefichts der 
ausländischen Konkurrenz rettungslos dem Siechtum verfallen ift, fondern 
muß darauf bedacht fein, ausländifches Kapital zu großinduftriellen Unter: 
nehmungen bHeranzuziehen und innerhalb der gebildeten heimijchen Bevöl- 
kerungskreiſe das technifche Willen und den technifchen Unternehmungsgeift 
zu fördern. Nur die Großinduftrie ift in den Maſſenartikeln des täglichen 
Verbrauchs konkurrenzfähig. Die Wahrheit dieſes Sabes werden die Balkan— 
länder in je höherem Maße an fich erproben, je mehr fie verkehrspolitiſch 
an das induftrielle Mittel- und Weſteuropa angefchloffen werden. Nicht in 
der Induſtrie, ſondern in der intenfiven Ausnützung feines natürlichen 
agrilolen Reichtums Liegt Für abfehbare Zeiten das wirtfchaftliche Heil 
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Serbiend. Induſtrielle Konkurrenzfähigkeit kann es ſich aus eigener Kraft 
nicht verleihen. 

Hoffnungsvoll aufſtrebende junge Staatsgebilde, zu denen Serbien ent« 
jchieden zu rechnen ift, begehen leicht den Fehler, reale wirtjchaftspolitifche 
Fragen unter dem Geſichtswinkel des nationalen Patriotigmus zu be— 
trachten. Die ſerbiſche Handelspolitik Hat fich bisher auf der Grundlage 
eines gefunden Realismus bewegt. Es fteht im Intereſſe des jungen 
Staates zu Hoffen, daß feine Staatsmänner auch im gegenwärtigen Augen: 
blick, deſſen Umftände die Lage Serbien fo außerordentlich verbeffert haben, 
von Chauvinismus fich frei halten werben. 

Zur Beleuchtung des jerbifchen Außenhandels füge ich 3 Tabellen an, 
deren Ziffern offiziell ferbifchen Urjprungs find. 

Zabelle I zeigt die Hauptüberficht der ferbifchen Einfuhr von 1890, 
nach Warengattungen und Staaten. 

Tabelle II zeigt in gleicher Weiſe die Hauptüberficht der ſerbiſchen Aus: 
fuhr von 1890. 

Tabelle III zeigt den Wert der jerbifchen Handelsbewegung von 1888 
bis 1890, wie er fich procentual auf die einzelnen Staaten verteilt. 
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Tabelle III. 
Wert der Einfuhr Serbiens aus den einzelnen Staaten. 
1888 159% 
MWert in MWert in Wert in 0% 
Franken Franken Franken | 

Öfterzeich-Ungarn 23 772 867 | 67.52 |22 655 635 22 819380 | 59.99 
Amerita 1187935 3.38] 1080861) 3.10] 1620527| 4.26 
Belgien 214605 0.61 206 053 | 0.59 211163 | 0.55 
Bosnien 48516 0.14 111649 | 0.32 69659 | 0.18 
Bulgarien. . 127 102 0.36 320 929| 0.92] 1192392) 3.13 
Griechenland . 52235 0.15 58836 | 0.17 50409| 0.13 
England 3545297. 10.10] 3742241 | 10.74| 4888351 12.85 
Ktalien -. 461245 1.28 468 796 | 1.35 367339! 0.96 

Deutichland 1475 721) 4.20| 2054808) 5.90] 2868 264 | 7.5 
Rumänien . 976617 2.78] 1531915 | 4.40 977106! 2.57 
Rubland 1073 674 | 3.07] 1057 062 | 3.03] 1056 909 | 2.78 
Türfei . 1684876 | 4.80 853645 | 2.45] 1056553 | 2.78 
ranfreidh . 142 977 | 041 179 722 | 0.52 257415 | 0.68 
chweiz 420212 1.20 521284 | 1.49 609 281| 1.60 
Zufammen |35 183 87 34 843 436 |100. 00 | 38 044 748 1100.00 


Wert der Ausfuhr Serbiens nad den einzelnen Staaten. 











Öfterzeii «Ungarn 


Amerifa . 


Bosnien e 


Bulgarien . 
England 
talin. . 
eutſchland 
Numänien . 
Züri . . 
— 
chweiz. 


Zuſammen 


[3 
* ” .n. . * . 2 ” * . ” 





MWert in 
Franken 


33 475 444 
241 000 
220 162 
659 668 

81 480 
24 585 
1 140 542 


156 402 | 


1332 475 


1535 020° 
42 3211 


33 909 099 1100.00 39 065 583 100.00 | 45 540 561 100.00 





1888 





Franken 


34377015 


Wert in 


107 430 | 
270 246 
>48 154 
158 832 





252 170 | 









87.99 | 39 397 016 : 85. 


0.28 
0.69 
1.40 
0.41 
0.02 
2.00 
0.71 
3.96 
1.59 
0.65 


MWert in 


719 820 
454 746 | 
807 645 
209 883 

19484 | 
11417 
276 944 | 

3338385 
332 739 
92 482 


+’ 





II. Bulgarien. 


Bulgarifche Handelspolitik? frägt man vielleicht. Wie ſoll dieſes 
Schmerzenstind Europas, deifen junges Staatsweſen, defjen Fürften und 
Staatäleiter täglih von Gefahren aller Art umlauert find, dazu fommen, 
eine ausgeprägte Handelspolitif nach irgend einer Richtung überhaupt zu 
betreiben? Kann man von einer Regierung, die Tag für Tag von ruj= 
fiihen Gewaltftreichen bedroht ift, derartig kräftige Impulſe überhaupt nur 
erwarten ? 

Diefe Zweifel mögen dem oberflächlichen Betrachter fommen. Sie 
verlieren ihre thatjächliche Berechtigung, wenn man die Kaltblütigfeit und 
kluge Gefchidlichkeit der bulgarifchen Regierung, die wirtfchaftliche Tüch- 
tigfeit des bulgarifchen Volkes, die reichen natürlichen Hilfsquellen des 
Zandes und feine vorausfichtlich bedeutende Zukunftsrolle auf der Balkan 
halbinfel genauer in Betracht zieht. 

Die ungeheueren Schwierigkeiten, mit denen Bulgarien auch wirt- 
ichaftspolitiich zu fämpfen hatte, dürfen im allgemeinen als befannt vor» 
ausgefet werden. Aus dem Berliner Kongreß 1878 war das Land, nach— 
dem e3 unter der Kriegsfurie und allen Greueln des Raſſenhaſſes unerhört 
gelitten Hatte, ftaatlich und wirtjchaftlich als lebensunfähiger Torfo hervor— 
gegangen. Seine eigentliche ftaatliche Widergeburt datiert erft feit 1885/86, 
feit feiner Vereinigung mit Oftrumelien, welche die Bulgaren bekanntlich 
aus eigener Kraft gegen den Willen Europas erzwangen und mit Waffen= 
gewalt gegen den jerbifchen Angriff verteidigten. Daß e8 per tot discri- 
mina rerum der Thatfraft und Klugheit zweier deutfcher Fürften gelang, 
eine ftarfe, täglich mehr fich feftigende volfstümliche Regierung zu begrün— 
den, wirft allein ſchon nicht mur auf die Leitung, ſondern auch auf die 
Lebenskraft und zähe Tüchtigkeit des bulgarifchen Volksſtammes das gün— 
ſtigſte Licht. 

Der Charakter der bulgarifchen Volkswirtſchaft iſt ein ausfchließlich 
agrifoler; der bulgarifche Boden ift ftellenweife von unvergleichlicher Er— 
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tragsfähigkeit. Zu Handelszwecken iſt das Land mit großen natürlichen 
Borzügen ausgeftattet. Seine Lage an der Hüfte des ſchwarzen Meeres 
begünftigt den Seeverkehr, Nordbulgarien hat an Barna einen Seehafen, 
der durch einen Schienenweg mit der Donau verbunden ift; der füdbul- 
gariiche Seeplaß ift Burgas, defjen Schienenverfnüpfung mit dem Binnen- 
land gegenwärtig hergeftellt ift. Nordbulgarien befigt außerdem an der 
Donau flußauf und abwärts eine bequeme, wertvolle Verkehrsſtraße. Die 
Lage Bulgariens ähnelt derjenigen Rumäniens: in diefen Gebieten Ereuzen 
fich die Fäden des Seehandels mit denen des Landhandels, der von Mittel⸗ 
europa jüddftlich ftrebt. Die Konkurrenzfähigkeit des letzteren hängt von 
den Tarifen ab und ift bei weiteren Streden ungemein erſchwert. Schon 
der größeren Billigkeit des Seeweges halber begreiit es fich, daß der Außen- 
handel Bulgariens, abgejehen von nachbarlichen Beziehungen, zumeijt ſee— 
wärts jtrebt und andernteil® von der See landeinwärts fich verzweigt. 

Die Befreiung von der Türkenherrſchaft war für das Land eine volks— 
wirtfchaftliche Wiedergeburt, zugleich aber auch eine einjchneidende Kriſis, 
deren Zudungen noch lange andauern werden. Und zwar eine Krifis in 
mehrfacher Richtung , jowohl nach der agrar- und gemerbepolitiichen, ala 
nach der handelspolitiichen Seite. 

Durch den eiligen Wegzug des mahomedanischen Bevölferungsbruch- 
teiles, der feinen Länderbefig um jeden Preis Loszufchlagen gezwungen war, 
vollzog fich eine völlige Ummwälzung der Grundbeſitzverhältniſſe. Jirecek teilt 
mit, daß in Rumelien allein in der Zeit vom Frühjahre 1879 bis zum 
1. November 1883 der Geldumfa bei Verkauf von Grundftüden den Bes 
trag von über 23 Millionen Franken erreichte, eine gewaltige Umſatzziffer, 
wenn man den nach europäifchen Begriffen fpottbilligen Preis bulgarifcher 
Ländereien bedenkt. Für Nordbulgarien fehlen ziffernmäßige Belege, doch 
waren die VBerhältniffe ähnlicher Natur. Wieviel Berfchiebungen in den Grund- 
befigverhältniffen in jenen anarchifchen Zeiten ohne Dazwifchentreten von 
Kauf und Verkauf fich vollzogen haben mögen, entzieht fich vollends jeder 
Berechnung. Die ganze chriftlich-bulgarifche Bevölkerung war damals don 
einem wahren Landhunger erfaßt. Jeder fuchte fich ſoviel Land, ala nur 
möglich, zu fichern, Häufig weit über feine finanziellen Kräfte hinaus. 
Gegenwärtig macht fich bereits durch vermehrtes Angebot zu verfaufender 
Ländereien der natürliche Rückſchlag empfindlich geltend. Unter diefen Ber: 
bältniffen des allgemeinen agrarpolitifchen Umfturzes litt die bulgarifche 
Landwirtichaft. Die Bodenbebauung jtodte und die an fich wenig inten- 
five Landwirtfchaft wurde noch exrtenfiver. Zudem entzog der Wegzug zahl- 
reicher Bevölferungselemente dem Lande Kapitalien und Arbeitskräfte in 
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fühlbarer Weife, ein Aderlaß, der dem am fich nicht wohlhabenden, außer- 
ordentlich dünn bevölkerten Staate empfindlich fein mußte. 

Andererjeit3 veränderte fich neben der agrarifchen Lage auch die han— 
del3politifche Lage nicht minder gründlich. Durch die plößliche gewaltfame 
Lostrennung Bulgarien vom türkiſchen Staatskörper wurde ein feit Yahr- 
hunderten verbundene Wirtſchaftsgebiet entzweigejchnitten, welches bisher 
ſtaatlich und wirtjchaftspolitifch eine Einheit gewejen. Rumelien, dem von 
1878—1885 die Nolle der Bulgaria irredenta zufiel, war durch eine 
Zollgrenze von Nordbulgarien abgejperrt und Hierdurch der ganze Südver— 
fehr Leßteren Landes brach gelegt worden. Rumeliens Verkehr gravitierte 
nach Konftantinopel. Der nordbulgariiche Rumpf, diefe Spottgeburt europäi- 
cher Diplomatenkunft, konnte zufehen, wie er fich weiter half. 

Die bulgarifche Regierung nahm zur ftaatsrechtlich veränderten handels- 
politiſchen Lage entjchloffene Stellung. Nach dem Berliner Vertrag waren 
die zwifchen der Piorte und den fremden Mächten beitehenden Handels— und 
Sciffahrtsverträge auch Für Bulgarien in Geltung geblieben und fonnten 
hieran ohne Einwilligung der betreffenden Macht Änderungen nicht vor- 
genommen werden. Handelspolitiſche Gleichitelung aller Mächte war 
bedungen. Faktiſch lagen die Berhältniffe jo, daß Bulgarien von allen 
Einfuhrwaren einen Zoll von 8 Prozent de Wertes, von den Ausfuhr: 
waren einen folchen von 1 Prozent erhob. Als die Pforte einige Jahre 
ipäter die Abficht verlauten ließ, mehrfache Anderungen der beftehenden 
Verträge anzubahnen, wurde für Bulgarien das Bedürfnis, feine Handels— 
politik von derjenigen der Pforte zu trennen und fie ftaatsrechtlich jelb- 
ftändig zu geftalten, immer dringender. Schon 1884 nahm die bulgarifche 
Regierung in einer Girkularnote an die Mächte das Recht für fi in An— 
fpruch, neue Handelsfonventionen einzugehen und neue Zolltarife feftzufeßen. 
1886 erfolgte die Bereinigung Rumelien® mit Norbbulgarien zu einem 
Gefamtbulgarien. Die Zollichranfen gegen die Türkei wurden ſüdwärts ver— 
legt und Gejamtbulgarien war aus eigener Volkskraft zu einem einheit- 
lichen Wirtſchaftskörper zufammengelittet. Damit traten für Bulgarien die 
handelspolitifchen Fragen und das Bedürfnis ihrer jtaatsrechtlichen Neu— 
regelung noch aktueller in den Vordergrund. Die Regierung löfte den 
gordifchen Knoten von kurzer Hand, indem fie 1887 ein Geſetz janktionieren 
ließ, welches neue Handelöverträge mit allen Hierzu gewillten Staaten in 
Ausfiht nimmt. Dem Ginwurfe, daB dieſes Borgehen gegenüber der 
juzeränen Stellung der Pforte inkorreft fei, konnte Bulgarien mit dem Hin— 
weis auf Rumänien begegnen, welches gleichialla ala noch Halbjouveräner 
Staat jelbitändige Handelsfonventionen abgejchloffen und damit einen ſtaats— 
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rechtlichen Präcedenziall geichaffen Hatte. Die ftaatsrechtlichen Bedenken 
wurden denn auch von jenen Sandelävölfern, die für den jungen Balkan— 
ftaat Wohlwollen befaßen und an feinem Außenhandel vorzugsweiſe in— 
tereifiert waren, baldigjt überwunden. 

Am rafchejten von England, welches fich die wirtjchaftliche Vorhand 
auf der Balkanhalbinjel nirgends gerne entreißen läßt. Am 1. Januar 
1890 trat zwifchen England und Bulgarien eine Konvention in der ver- 
ichämten Form eines „proviforifchen Übereinfommens“ in Kraft, welche den 
bulgarijchen Provenienzen in England die Dteiftbegünftigung fichert und den 
Zoll für englifche Einfuhrwaren auf 8 Prozent feſtſetzt. Außerdem find für 
letere eine Gebühr von "/a Prozent und die gefeglichen Fommunalabgaben zu 
entrichten, abgejehen von befonderen Zufchlägen für bulgarifche Monopolartikel. 
Gleiche probiforiiche Konventionen wurden either mit Sfterreich-Ungarn, 
Frankreich und der Schweiz abgefchloffen. Mit Italien find Unterhandlungen 
im Gange. Dieje Konventionen find gegenwärtig in Kraft und gelten, wenn 
nicht rechtzeitig gekündigt, als von Jahr zu Jahr verlängert. Ihre Dauer bis 
vorerjt Ende 1892 ift gefichert. Ihr Gewinn liegt für Bulgarien weniger auf 
volf3wirtichaftlichem und zollfiskaliſchem, ala auf jtaatsrechtlichem Gebiete. 

Hervorragenden volfswirtjchaftlichen Nutzen kann Bulgarien namentlich 
deshalb nicht ziehen, weil in der Konvention mit Ofterreich-Ungarn die 
Meiftbegünftigungsflaufel, wie fie in den übrigen Konventionen für die 
bulgarifchen Produkte enthalten ift, nicht vorkommt. Öfterreich-Ungarn 
erhebt von den bulgarifchen Erzeugniffen Zölle nach Belieben und erreichen 
diefelben gerade bei den wichtigjten Ausfuhrartifeln eine prohibitive Höhe, 
jpeciell bei Getreide und Wein. Unter diefen Umftänden ift der bulgarifche 
Erport nach Weiten erichwert und wird die Handelswelt nah Oſten und 
Süden, d. 5. nach dem Meere gedrängt. Aber auch Hier find die Hohen 
Zarife der Drientbahnen, die im allgemeinen mehr ala das Doppelte der 
mitteleuropäifchen Eifenbahntarife betragen, ein bedeutendes Hemmnis. Es 
find Stimmen laut geworden, welche aus dem Zufammenwirken diefer Ur- 
ſachen eine Stodung des Ausfuhrhandels und ein rapides allen des Wein- 
und Getreidepreifes befürchten. Als weitere Urfachen des gegenwärtig in 
Bulgarien beflagten flauen Gejchäftsganges werden bezeichnet: Mangel 
an Kapital, unzureichende Landſtraßen, die Abjchließung des Landes durch 
hohe Zollſchranken von der Türkei, endlich politifche Befürchtungen und 
wirtjchaftspolitifche Nachwirkungen der durchlebten Kriegs- und Revolution» 
zeiten. Dieſe Depreffionszuftände können nicht Wunder nehmen. Bulgarien 
wird noch Jahre brauchen, um fich in feine völlig veränderte Wirtichafte- 
lage zu finden. Uralte Beziehungen find gewaltfam abgebrochen worden, 
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zur allfeitigen Herſtellung neuer Anknüpfungen bedarf e& nicht nur der 
Zeit, fondern auch einer Reihe vielfältig taftender Verſuche. 

Namentlich aber giebt der unerfreuliche Zuftand des heimischen Gewerbes 
patriotifchen Bulgaren Anlaß zu großen Bedenken. Dasjelbe jcheint aus einer 
Mehrzahl von Gründen rettungslo8 dem Berfall preisgegeben. Die 
bulgariiche Induſtrie, teilweife von Staatswegen unterſtützt, beſaß eine 
gewiffe Blüte, folange das türkifche Reich in Europa und Aften eine 
große Zolleinheit bildete, innerhalb welcher den heimifchen, foliden und 
dauerhaften Gewerbeproduften troß ihrer technifchen Unvollkommenheit ein 
weites Abſatzgebiet gefichert war. Die verjchiedenen, dieje frühere Einheit 
nunmehr unterbrechenden Zollfchranten Haben den Binnenhandel geſchädigt 
und den Vertrieb der nationalen Gewerbeerzeugniffe in hohem Maße beein- 
trächtigt.. Was aber noch wichtiger ift: die verbefferten Kommunikations— 
mittel haben eine gewaltige Konkurrenz ausländifcher Fabrikwaren geichaffen. 
Ähnlich wie in Serbien fehlt es an Kapital und an technifcher Fertigkeit, 
um dieſem Wettbewerb durch DVerbefferung der heimifchen Produktion zu 
begegnen. Das jparjame bulgarifche Volt bevorzugt die billigeren und ver= 
führerifch ausgeſtatteten, wenn auch vielfach unfolideren Auslandserzeugniffe. 
Im Niedergang des heimifchen Gewerbes vollzieht fih ein unaufhaltiamer 
wirtſchaftspolitiſcher Prozeß. Volkspſychologiſch kommt derjelbe in der mehr 
und mehr zunehmenden Mikachtung Kleingewerblicher Thätigfeit zum Aus— 
drud. Innerhalb der letzten Jahre ift eine große Zahl gewerbetreibender 
Bulgaren zum agrifolen Stand als zur geachteteren und gewinnbringenderen 
Beihäftigung übergetreten. Zudem haben die Auswanderung der meift 
wohlhabenden Mohamedaner und der Übertritt zahlreicher Bevölkerungs— 
elemente in den Staats- und Heeregdienjt die gewerbliche Produktions» und 
Kaufkraft des Landes erheblich gemindert. 

Die Regierung ift auf allen Gebieten und teilweife mit Erfolg bemüht, 
die vorhandenen wirtjchaftspolitiichen Depreifiongzuftände zu mildern und 
die unerquidlichen, aber undermeidbaren Übergangszuftände abzufürzen. 

Die bulgariſche Volkswirtſchaftspolitik ift genötigt, mit den beſtehenden 
Berhältnifjen zu rechnen und ihre Maßnahmen ohne theoretifchen Dottrinaris- 
mus der Lage des Landes anzupafjen. Die landwirtfchaftliche Produktion 
Bulgarieng bildet fein finanzielles Rüdgrat, auf ihm bafiert die Ausfuhr— 
fraft des Landes und Hiermit in Wechſelwirkung ftehend die Möglichkeit, 
die Induſtrieerzeugniſſe fremder Handelsvölfer gegen den Überjchuß der 
heimifchen Agrarproduftion umzutauſchen. Unter diefem Gefichtspunfte 
waren alle einfchlägige Fragen zu prüfen und zu beurteilen. 

Die fürftliche Regierung konnte e8 nicht als ihre Aufgabe betrachten, 
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auf gewerbepolitifchem Gebiete dem heimifchen, konkurrenzunfähig gewordenen 
Kleingewerbe eine bejondere ftaatliche Flürforge zuzumenden. Dies Siehthum 
Kleingewerblicher Berhältniffe in Territorien, welche den kommerziellen 
Zummelpla mächtiger und hochentwidelter Induftrievölfer bilden, fchreitet 
unaufhaltfam vorwärts. Gefündere Gewerbazuftände Bulgariens find nur 
möglich, wenn es gelingt, diefelben in jene Formen überzuleiten, wie fie 
dem meuzeitlichen Gewerbebetriebe überhaupt entiprehen. Diefe Formen 
find nur innerhalb des mafchinellen, technifch vervollkommneten, mit größeren 
Kapitalien und fachmänniſch gefchulten Arbeitskräften etablierten Großbetriebes 
zu finden. Nur diefe Betriebsart kann, wenn fie im einzelnen mit Umficht 
auf die Rohftoffproduftion des Landes aufgebaut ift, der auswärtigen 
Konkurrenz die Spite bieten und fich den inländifchen Markt allmählich 
erobern. Einige derartig eingerichtete und deshalb wohl projperierende 
Betriebe find in Bulgarien vorhanden und zwar für Brennerei- und 
Brauereiprodufte, für Erzeugniffe der Miühleninduftrie, für Wollwaren, 
Seifen und einige andere Artikel. Im allgemeinen aber fehlen den In— 
ändern Hierfür die Kapitalien und die technifche Schulung. Zu einer 
Anduftriepolitit größeren Stiles und zu principiellen Schugmaßregeln, wie 
fie Rumänien zur Seit an die Spite aller feiner: handelspolitiſchen Ent— 
fchließungen gejtellt Hat, ift Bulgarien noch lange nicht herangereift. Des— 
halb muß fich die Gewerbepolitif der bulgarifchen Regierung vorerſt darauf 
beichränfen, dem ausländiichen Kapital, wenn fich ſolches zu induftriellen 
Zweden niederlafien will, von Fall zu Fall die Wege zu eben und ihm 
Unterftügungen zuzuwenden, die fich im einzelnen nach der konkreten Sad» 
lage zu richten Haben. Die bulgarischen Induftriebegünftigungen werden 
ſonach im einzelnen Fall zwifchen der Regierung und der Sobranje einer: 
feit8 und dem Unternehmer andererjeits vereinbart. Bei der ftrengen 
Kontrolle der Sobranje und bei dem im Volkscharakter wurzelnden Miß— 
trauen gegen außländifche Unternehmungen find der Regierung indeffen viel- 
fah die Hände gebunden und anbererfeit3 betrachten die ausländijchen 
Kapitaliften aus mehrfachen Gründen Bulgarien noch nicht als lockendes 
Arbeitsfeld für induftrielle Kapitalveranlagung. Zur Zeit weift deshalb 
da3 Land nur minimale Induftriefeime auf, deren Entfaltung einer jpäteren, 
günftigeren Periode vorbehalten werden muß. Die Beichleunigung diefes 
Zeitpunftes herbeizuführen, ijt andererfeits ein emſiges Bemühen der 
bulgarifchen Staatsmänner. Dur Gründung von Induſtrieſchulen und 
gewerblichen Fachjchulen fucht die Regierung die modernen techniichen Fertig— 
feiten weiteren Bevölkerungskreiſen zugänglich zu machen. Deögleichen werden 
alljährlich eine Reihe von Stipendiaten zur gewerblichen Ausbildung von 
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Staatöwegen ind Ausland gefandt. Dieſe vorbereitenden Maßnahmen 
werden dem Lande in Zukunft induftrielle Früchte zeitigen, welche der 
Gegenwart noch verjagt bleiben müfjen. 

Auf agrarpolitiichem Gebiete jucht die Regierung durch Einführung 
zeitgemäßer Reformen, durch Verbefferung der Werkzeuge und der Betriebs- 
methoden die Landesproduftion zu heben, um dem Erzeugnis mehr und 
mehr die handelstechnifchen Qualitäten zu geben, wie fie der internationale 
Tauſchhandel erfordert. Das Land hat zwei landwirtichaftliche Schulen, 
die mit ärariſchen Mufterwirtichaften verbunden find, zahlreiche Lehrkräfte 
befiten und von Schülern ziemlich befucht werden. Im Regierungsauftrag 
find fünf landwirtichaftliche Wanderlehrer thätig. Mehrere Tandwirtjchaft- 
liche Zeitungen erfcheinen in bulgarifcher Sprache. 

Endlich war die Regierung mit Erfolg bemüht, der jungen bulgarifchen 
Volkswirtſchaft die vorgejchrittenen technifchen Einrichtungen zu verfchaffen, 
ohne die man fich ein europäiſches Staatswejen der Gegenwart nicht mehr 
zu denken vermag. Nur durch zwedmäßige Anlage moderner Kommunifations= 
mittel könnte ein Land, deſſen Ausfuhr aus gewichtichweren Gütern bejteht, 
verkehrspolitiſch erfchloffen und wirtjchaftlich gehoben werden. Bor Abſchluß 
des Berliner Vertrags bejaß Nordbulgarien nur die von Engländern erbaute 
Eiſenbahn Barna-Ruftfhut, die mehr für den internationalen Poſt- und 
Perjonendienft als für den inneren Landesverfehr von Bedeutung war; 
Dftrumelien befaß einige Stücke der undollendeten, rumpfartigen osmaniſchen 
Bahnen. Ungenügender Betrieb und Hoher Zarif ließen die Borteile 
namentlich Ießterer Schienenwege problematifch erfcheinen. Der Berliner 
Vertrag jchrieb dem Fürſtentum die Ausführung de Anſchluſſes der 
türkischen Rumpfibahnen an das mitteleuropäifche Net für die bulgarifche 
Strede vor. Die Regierung baute die Bahnen als Staatsbahnen und 
nach langen, durch politifche Wirren verurfachten Verzögerungen erfolgte 
1888 deren Tertigitellung und der erjehnte Anſchluß nach Konftantinopel. 
Inzwifchen wurde die Varna'er Bahn verftaatlicht, ferner 1890 die neue 
wichtige Strede Jamboli-Burgas eröffnet, die das Innere Südbulgariens 
mit dem offenen Meere verknüpfte. Weitere Bahnen find projektiert und in 
der Vorbereitung fertig. Gegenwärtig wird die Strede Sophia = Pernif 
gebaut behufs fommerzieller Erichließung reicher, im Staatöbetrieb ftehender 
Kohlenlager. Die Berbindungen Sophia-Ruftfchut und Sophia-Sumen, 
ferner die Verknüpfung Sophias direkt mit dem Weſten zum Anfchluß nach 
Salonili find binfichtlich ihrer Verwirklichung nur eine frage der Zeit. 
Im Anſchluß an die vorhandenen nach dem Meere führenden Linien Hat 
die Regierung eine bulgarifche Dampferlinie für den Lofalverfehr auf dem 
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ſchwarzen Meere bis nach Konftantinopel konzeſſionirt. Demnach verfügt 
Bulgarien ſchon Heute Über ein zwedmäßig angelegtes und nach Bedürfnis 
ausdehnbares Ne moderner Verkehrseinrichtungen. Bielfach wird bedauert, 
daß deren handelspolitifcher Wert gegenwärtig noch durch zu hohe Tarif» 
fäße erheblich beeinträchtigt wird. 

Schließlich verdienen die auf das bulgarische Krebitleben berechneten 
Maßnahmen der Regierung noch ein kurzes Wort der Erwähnung. Die 
1879 eröffnete, jpäter auf breiterer gefeßlicher Grundlage unter Beteiligung 
ftaatlichen Kapital organifierte bulgarifche Nationalbank regelt den Geld- 
umlauf des Landes, giebt Banknoten aus und fol auf Grund neuerlicher 
Beichlüffe auch Hypothefar- Obligationen zur Hebung des Immobiliarkredits 
emittteren. ferner ift die. ottomanische Bank mit Filialen in Bulgarien 
vertreten; dem Lokalen Kredit dienen landwirtjchaftliche Vorſchußkaſſen, auf 
gemeindblicher Grundlage organifiert, ferner Spar- und Waiſenkaſſen. Dieſe 
Gejamteinrichtungen Haben dem fühlbaren Geldmangel, der wie ein Alp auf 
allen Gebieten der bulgarifchen Produktion Laftet, wenigften® einigermaßen 
geitenert. Ein Zins don zehn Prozent gilt in Privatkreifen mäßig; viel 
fach werben dreißig Prozent und mehr bedungen. Wenigſtens die ärgjten 
Auswüchle des Wuchers find burch die unter der fürftlichen Regierung ge— 
troffenen finangpolitifchen Einrichtungen befeitigt. 

Für den Herbft 1892 plant die Regierung eine in Philippopel ftatt- 
findende Landesausſtellung Iandwirtfchaftlichen und gewerblichen Charakters, 
die dem Beichauer das wirtfchaftliche Gefamtbild Bulgarien? vor Augen 
. führen und der jungen Volkswirtſchaft nach außen und innen neue An— 
regungen geben ſoll. 

Überall offenbaren fich handelstechnifche Fortfchritte und ein emergifches 
wirtfchaftspolitifches Wollen. Auf allen Gebieten der VBolfswirtichaftspflege 
hat fich der bulgarifche Staatsgedanke Formen gejchaffen, welche geeignet 
ſcheinen, da8 lange Jahrhunderte verwahrlofte, halbafiatifche Land allmäh- 
lich in die Bahnen eines europäifchen Kulturftaates überzuleiten. Mittel— 
europa wird es im Bunde mit England jchon aus handelapolitiichen Gründen 
zu verhindern willen, wenn fich Rußland beifallen ließe, den jungen National» 
ftaat in Erfüllung feiner kulturellen Aufgaben mit Gewalt zu ftören. 

Es erübrigt noch, den bulgariichen Außenhandel durch Ziffernangabe 
zu illuftrieren, deren Material offiziell bulgarischen Quellen entnommen: ift. 

Begünftigt durch die bevorzugte geographiiche Lage des Landes und 
wirkſam unterftügt don den verkehräpolitifchen Maßnahmen der Regierung, 
nahm der Außenhandel troß aller Schwierigkeiten eine aufjteigende Bewegung. 
Er entwidelte fich folgendermaßen. 
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60 
Jahr Einfuhr 
1879 . . 32 137 000 
1880 . . 48223 000 
1881 . . 58 467 000 
1882 . . 41564 000 
1883 . . 48929 000 
1884 . . 51194000 
1885 . . . +. 44040000 
1886 (Uniongjahr!) 64 285 000 
1887 . . .. .... 64742000 
1888 . B . 66 362 000 
1889 . . 72869 000 
189% . . 84 530 000 


Ausfuhr 
20092000 
33 118 000 
31819000 
34 252 000 
46 126 000 
35 297 000 
44 874.000 
50 404 000 
45 747 000 
64 198 000 
80 581 000 
71051 000 


Franken. 


Die Einfuhr verlief bis zur Eröffnung der Bahnlinien zu einem 
Dritteil über die Seefüfte, zum zweiten Drittel über die Güdgrenze, zum 
dritten über die Donau, ebenfalls meiſtenteils ſeewärts. 
Seither Hat ſich das Verhältnis zu gunften der Landlinien 
etwas verjchoben. 

An der Einfuhr partizipieren die Handelsvölker mit folgenden prozentualen 


eriter Stelle. 


Mertanteilen : 

1886 
Belgien . 0,99 
Deutichland . 8,29 
England. . 28,45 
Frankreich 5,89 
Griechenland 0,75 
Stalien . 2,13 
Niederlande . 0,02 
Öfterreich-Ungarn . 26,53 
Rumänien . 5,10 
Rußland. . 5,60 
Serbien . 1,32 
Schweiz . 1,18 
Türkei . 17,45 


Bereinigte Staaten 0,82 


1887 1888 1889 
1,64 2,01 2,70 
454 6,62 5,36 
33,86 29,41 29,09 
639 5,86 4,78 
055 042 021 
172 1,58 1,49 
0,02 0,04 0,02 
23,61 27,41 30,87 
452 382 321 
506 453 622 
123 224 1,82 
140 1,51 1,28 
14,81 14,88 18,42 
065 022 0,08 


Varna fteht an 


1890 
2,94 
4,57 

23,68 
4,09 
0,14 
1,56 
0,08 

39,05 
2,59 
6,15 
1,40 
1,37 

12,30 
0,05 


Aus vorjtehender Tabelle ergiebt fih, daß hHinfichtlich der Einfuhr 
England und Ofterreich- Ungarn als Hauptbeteiligte konkurrieren. 


Der 


englifche Import Läuft durch die Häfen des ſchwarzen Meeres, durch die 
rumelifchen Bahnftationen und die Donauhäfen, der öfterreichiiche Import 
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auf den Schienentwegen und längs der Donau; in Südbulgarien berühren 
und freuzen einander beide Handelamächte. 

Eingeführt werden: öfterreichifches und englifches Eifen, Möbel, Textil: 
waren aller Gattungen, Konfektionen, Gummiwaren, Leder, Glas, Kolonial- 
waren, Papier, Chemikalien und anderes. Beim Export fteht das Getreide 
in erfter Linie, Hierauf Vieh und tierifche Produkte, das berühmte bulgarifche 
Roſenöl, Tabak, Holz x. 

1889 entfielen: 
37,92 Prozent der Ausfuhr im Werte von 30555000 Franken auf 


die Türkei, 
22,82 Prozent — 18390000 Franken auf Frankreich, 
15,64 - — 12595 000 5 « England, 
442 = — 355800 - « Öfterreich-Ungarn, 


1920 = auf alle übrigen Staaten zufammengenommen. Die 
endgiltige kommerzielle Bejtimmung des über die Türkei tranfitierenden 
Erporthauptbruchteiles entzieht fich der Klaffifizierung. 


IV. Schiußbemerkungen. 


Wenn mein Beftreben in vorftehender, auf Wunſch der Vereinsleitung 
räumlich aufs knappſte bemefiener Abhandlung dahin ging, die handels— 
politifchen Verhältniffe der Ballanftaaten Rumänien, Serbien und Bulgarien 
möglichjt objektiv vom Standpunkt der Internationalität und nicht beein- 
flußt von deutjchenationalen Erwägungen zu ſchildern, jo glaubte ich hier— 
durch der Abficht der vorliegenden Bereinspublifation und dem ausdrüdlich 
bervorgehobenen Wunſch unferes verehrten Bereinsvorjtandes am beiten 
gerecht zu werden. Einige allgemeine Bemerkungen, zum Zeil vielleicht 
fubjeftiver Natur, die fi mir bei Betrachtung des Gegenstandes auf= 
gedrängt haben, mögen im diefem kurzen Schlußwort niedergelegt werden. 

Die Gegenwart fteht unter dem Zeichen der Handelspolitik. Eines ihrer 
Schlagwörter ift die Angliederung der Ballanftaaten an den mitteleuropätichen 
Zollbund. Das Schlagwort ift nicht neu, neu ift nur feine Popularität. Weit— 
blidende Männer wie Fallmerayer, Lift, Rofcher, Hahn, Stein, Dehn, Preffel, 
Erras, Engelbrechten und andere haben zum Zeil Schon vor einem Menſchen— 
alter, zum Zeil in neuerer und neuefter Zeit den deutjchen Handelsſtand 
nahdrüdlich auf die Balkanländer als aufnahmsfräftige Abſatzgebiete für 
die deutjchen Jnduftriewerte aufmerkjam gemacht. Das patriotijche Verdienjt 
dieſes Hinweiſes, mag er teilweife auch mit Ueberſchwänglichkeit erfolgt fein, 
wird durch den Umſtand, daß jene Männer in früheren Zeiten teilweife 
predigten wie der Prophet in der Wüſte, nicht im mindeften gejchmälert. 
Das handelspolitiiche Ferment, das fie ausftreuten, jeßte die Maſſen-Gedanken 
in Bewegung und manche handelspolitifchen Dinge, die früher einfame uns 
veritandene Wahrheiten waren, gelten heute als vollstümliche Selbitver- 
ftändlichkeiten. Gerade deshalb ift es angebracht zu warnen, um allzu 
hochfliegende Erwartungen auf das Maß des wahricheinlicherweife Erreich- 
baren zu verweijen. 
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63 frägt fi eben, was der Einzelne unter „Angliederung“ verſteht. 
Meint man Hierunter den Abſchluß von Handelsverträgen, welche weit ent- 
jernt find von einfeitigen Handelsbündniffen, jo wird diefe Art der 
Angliederung, mag ſich auch gegenwärtig Rumänien dagegen jträuben, über 
fur, oder lang zweifellos thatjächlich fich verwirklichen. Nicht aber wird 
man erwarten dürfen, daß fich die Balkanländer in ein Zollbundesverhältnig 
mit deutlich ausgeprägter Spitze gegen die außerhalb desſelben ftehenden 
Handelsvölker einfügen lafien. Dafür find ihre Handeläfreundichaften zu 
zahlreich und zu verzweigt, ihre Handelawege zu günftig und vieljeitig, ihre 
Zaufchartikel zu alljeitig begehrt, ihre Staatsmänner zu jelbftändig und auf 
ihr junges nationales Gigenleben zu eiferfüchtig. Was aber hauptfächlich 
ausjchlaggebend ift: Mitteleuropa, Deutjchland namentlich kommt zu jpäter 
Stunde. Nicht zu jpät, um fich nicht noch einen feiner Weltjtellung ent— 
iprechenden beträchtlichen Anteil am Außenhandel der Balkanftaaten fichern 
zu können, wohl aber jpät genug, um dort auf die Rivalität mächtiger, in 
den Traditionen und in der Achtung der Balfanjtaaten erbjäffiger Handels- 
völfer zu treffen, die den Deutfchen ald Gindringling betrachten und ihm 
eiferfüchtig jeden Handelsvorteil mißgönnen. Eine Domäne für den Abjah 
deutfcher oder mitteleuropäifcher Induftrieergeugniffe werden die Balkan— 
länder niemals mehr werden. Diefe Monopolftellung hatte dereinjt Lange 
Yahre die öfterreich-ungarifche Monarchie behauptet. Aber geringwertige 
Induſtrieprodukte und diverje, angeblich veratorifche wirtichaftspolitifche Maß- 
nahmen haben die handelspolitifhen Sympathien für Öfterreich- Ungarn in 
den Baltanländern erheblich geichädigt. In demfelben Maße, als der 
Öfterreichifch-ungarifche Einfluß zurüdging, wuchs das englifche, franzöſiſche 
und deutjche Gewicht. Alle diefe Dinge müſſen in Rechnung gezogen werden, 
will man die Dber- und Unterftrömungen balfanftaatlicher Handelspolitif 
richtig verstehen. 

An diefer Sachlage ändern die internationalen Bahnanjchlüffe nach 
Salonifi und Konftantinopel, von denen man ſich mitunter goldene Berge 
verſprochen, zunächit nur wenig, Wohl Haben diefe Schienenwege uns 
Mitteleuropäern die halborientalifchen Länder, an deren Pforten Dlorgen- 
land und Abendland fich grüßen, erheblich näher gebracht. Anders aber 
fpiegelt fi die Welt im leichtbeweglichen Gehirn des phantafievollen. 
Touriften und anders in den Büchern des rechnenden Kaufmanns. Der 
Perſonenverkehr, der poftaliiche Verkehr, auch der Handel mit gewicht- 
leichten Eoftipieligen Tauſchgütern mögen von den neuen internationalen 
Bahnlinien Nuten ziehen, aber für die meiften gewichtjchweren Maffen- 
artitel des täglichen Verbrauchs, aljo für die Hauptausfuhrgegenjtände, 
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bleibt der Landweg nach wie vor zu teuer und der Seeweg auch heute 
noch vielfach die einzig mögliche Art der Verſendung. Angeftellte Berech— 
nungen haben ergeben, daß beifpielaweife die Koften des Seetransportes 
Marjeille-Saloniti nur den zehnten Zeil der Landtransportloften Paris» 
Belgrad betragen. Die finanzielle Überlegenheit der Dampferlinien Trieft 
und Marjeille, gegenüber jenen von London und Hamburg, Leuchten unter 
folchen Umftänden von ſelbſt ein, noch mehr aber die Überlegenheit aller diefer 
Seelinien über den Eijenbahntransport aus Mittel» oder Wefteuropa nach der 
Balkanhalbinfel. Der deutiche Erporteur arbeitet heute nach dorthin größten- 
teil noch billiger über Hamburg und Gibraltar, als über Wien und Belt. 
Darüber find bereit? Stimmen der Enttäufchung und Emüchterung laut 
geworden und ich fürchte, diefe Stimmen werben fich im Laufe der nächiten 
Jahre noch erheblich mehren. Die Herabfeßung der Eifenbahntarife bis zur 
Grenze des Möglichen reicht noch lange nicht Hin, um die natürlichen Vor- 
teile de8 Seetransportes außzugleichen. Überdies find die Tarife der 
Drientbahnen Heute noch jo ziemlich die teuerften der Welt. Die Kon- 
furrenzelberlegenheit der feefahrenden Völker ift gegeben und wird troß der 
internationalen Schienenwege beftehen bleiben, fobald die Überwindung 
irgend größerer Landſtrecken für Handelazwede in Frage fommt. Nun ge- 
hört ja auch Deutichland zu den feefahrenden Völkern und will ich mit 
diefer Bemerkung nur der verbreiteten Anfchauung entgegentreten, ala ob 
gerade unfere Hhandelöpolitifche Stellung durd die Balfanbahnen eine jo 
erhebliche Erleichterung erfahren habe. Ich halte diefe Hoffnungen, foweit 
fie den Verkehr mit Maffengütern betreffen, für illuforifch. 

Es ift ferner bei Betrachtung der handelspolitiſchen Verhältniſſe der 
Balkanländer nichts irriger, als deren Beurteilung unter einem einheit= 
lihen Geſichtswinkel. Die Dinge liegen dort nichts weniger al® eben- 
mäßig, fie liegen vielfach verfchieden. Ich möchte jchon auf den großen 
Gegenfag des äußern Entwidlungsganges verweifen. Beiſpielsweiſe das auf 
dem Weg frieblicher Reform allmählich zum Kulturſtaat herangereifte 
Rumänien neben dem plößlich unter blutigen Greueln emanzipierten, jtaat= 
ih und wirtfchaftlich revolutionierten Bulgarien. Die innere Lage zeigt 
ähnliche DVerfchiedenheiten. Das bereits hochentwidelte, nach induftrieller 
Autonomie ftrebende, erftaunlich ausfuhrkräftige Rumänien mit feinen Lati— 
fundien und feinen bäuerlichen Proletariat, mit feinen hellen Kulturlichtern 
und jeinen tiefen agrarpolitifchen Schlagichatten bietet auch handelspolitifch 
ein völlig anderes Bild dar ala Länder wie Serbien und Bulgarien, die 
zwar feine Hochfliegende Entwidlung aufweifen, aber auch feine focialen 
Mißſtände fennen, fein agrarisches Proletariat, ſondern einen gefunden 
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Bauernftand befigen und fich im ganzen und großen auch heute noch im 
Rahmen einer von Kulturfrankheiten freien agrifolen Zdylle bewegen. Und 
gar erſt auf vein politifchem Gebiet, welche Kontrajte! Rumänien, deffen 
Herz heute noch zu Frankreich tendiert, während jein Verftand es gebieterifch 
zum Dreibund hinweift, Serbien, welches unaufhörlich zwifchen öfterreichifchen 
und ruffiichen Neigungen Hin» und herſchwankt, nebenan das entjchieden 
ruffenfeindliche Bulgarien, dann wiederum Montenegro, „Rußlands einziger 
Freund“, und fchließlih an der Südſpitze der Halbinjel das heifblütige, 
frangöfifierende Hellenentum. Wahrlich, auf engem Raum ein buntes 
Völkermoſaik fondergleichen und ein Moſaik von nationalen Anfprüchen, 
Begebrlichkeiten und Leidenſchaften. Eine Summe von MWiderfprüchen, eine 
Fülle von Gegenfäben drängt fi in der füdöftlichen Grenzmark Europas 
zufammen. Wen kann e8 da Wunder nehmen, wenn bei jolchen Verſchieden— 
heiten die handelspolitiſchen Kiebhabereien und Entjchliegungen der einzelnen 
Balkanregierungen nichts weniger als gleichartig ausfallen können? 

Das Deutſche Reich kann, unter den gegebenen Berhältniffen, mit 
jeiner dortigen handelspolitiſchen Stellung vollauf zufrieden fein. Der 
deutſche Einfluß ift überall merkbar in den Vordergrund getreten, der 
deutſche Name ift geachtet, das deutſche Erzeugnis beliebt und gejucht. 
Man darf der Weiterentwidlung der gegenjeitigen Beziehungen mit zuder- 
fichtlichen Erwartungen entgegen jehen. 

Seit Jahren find die Augen Europa® mit Spannung auf die Balfan- 
. halbinfel gerichtet. Wer weiß, wann die Sturmvögel wiederum über den 
Bosporus flattern? Dann werden die deutjchen Staatgmänner daran denken 
müffen, daß in den Ländern des europäifchen Orients gewichtige deutfche 
Interefjen auf dem Spiel ftehen, im Vergleich zu welchen unjere Intereſſen 
im dunklen Erdteil don winziger Geringfügigfeit find. Wenn künftig „weit 
hinten in der Türkei” die Völker auf einander fchlagen, wird das Deutfche 
Reich nicht mehr den müßigen Zufchauer abgeben können. 


Im Januar 1892. 
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Die Handelspolitik Spaniens 
in den letzten Jahrzehnten 


Arthur Gmwinner, 
Bankier in Berlin, ehemaligem Konful des Deutichen Reiches zu Madrid. 


1. Die Zollpolitit von 1859—1869. 


Ich beginne diefe Aufzeichnungen mit der Bitte um die Nachficht des 
Lejerd, da mir zu der Sammlung und Sichtung des teilweife jchwer zu— 
gänglichen Materials nur eine Friſt von zehn Wochen gelaffen war. Unter 
diefen Umftänden fonnte die nachfolgende Arbeit nicht mehr als eine Skizze 
werben. 

Rufen wir uns ins Gedächtnis zurüd, daß Spanien fat jo groß ift, 
wie das Deutjche Reich, aber nicht viel mehr ala den dritten Teil der Ein— 
wohnerzahl Deutjchlands befigt, nämlich 17 Millionen, oder 35 Seelen auf 
jeden Quadratkilometer, gegen 91 im Deutjchen Reiche. Bon dem Kolonials 
bei der einjtigen Weltmacht find nur Cuba, Puertorico, die Philippinen- 
und Karolineninjeln, ſowie geringe Ländereien in MWejtafrifa übrig geblieben. 
Kaum lebt noch die Tradition der Zeiten, da Spanien zu den erften In— 
duftrieftaaten gehörte. Fanatiſche BVerblendung Hat die Begründer jener 
wirtichaftlichen Blüte, die gewerbfleißigen Mauren, im jechzehnten Jahr: 
hundert vertrieben und vernichtet. Seitdem ift Spanien überwiegend Agri— 
fulturftaat. Nur in Gatalonien, deſſen uralte Hauptjtadt beiläufig ſchon 
ſechs Jahre vor Genua die erite Wechjel- und Depoſitenbank! bejeffen Hatte, 
erftand unter der Fräftigen Regierung Karla des Dritten im Jahre 1769 
don neuem eine noch heute blühende Anduftrie, deren Einfluß, wie wir 
jehen werden, auf die ſpaniſche Handelspolitik der letzten Jahrzehnte wieder: 
holt beftimmend eingewirkt hat. 

Der uns bejchäjtigende Zeitabfchnitt beginnt unter der wirtjchaftlich wie 
politijch traurigen Regierung Sjabellag der Zweiten. Richard Cobdens Ideen 


-— 


ı Die im Jahre 1401 unter dem lebten König der catalanifhen Dynaftie, 
D. Martin I, „dem Menſchenfreundlichen“, gegründete Taula de Cambi zu Barcelona. 
(Taula — tabla, Brett, Bant.) 
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waren auch nach Spanien gebrungen: talentvolle junge Männer, von denen 
viele nachmals in die höchſten Staatsämter gelangt find, bildeten im Jahre 
1859 die Liga der Freihändler und agitierten in Preffe und Parlament, 
durch Schriften und Berfammlungen gegen den auch auf handelspolitiſchem 
Gebiete Herrfchenden Geift der Bedrückung. Nachdem bereit? 1856 eine 
parlamentarische Enquete über anzuftrebende Zollreformen eingeleitet worden 
war, wurde 1862 ein neues Tarifgeſetz erlaflen, welches einige Beflerung 
und Bereinfachung der früheren Beftimmungen brachte. Zahlreiche ad- 
valorem-Zölle wurden in Gewichtözölle vertwandelt, Metermaß und Meter: 
gewicht eingeführt, Berichtigungen der Wertberechnung vieler Waren vor: 
genommen. Aber noch blieb die Einfuhr zahlreicher Artikel verboten: 
darunter nicht nur alle gröberen, d. h. gangbarften Sorten von Geipiniten, 
Sarnen und Geweben aus Baumwolle, fowie aus Wolle, Hanf, Flach und 
Seide, injofern darin Baumwolle in beftimmter Menge enthalten war, ſon— 
dern auch Kleider, Schuhe, Schiffe von weniger als 400 Tonnen, Salz, 
Quedfilber, Weizen, Roggen, Gerfte, Hafer, Mais und Mehl. Die feineren 
Tertilwaren, deren Einfuhr erlaubt wurde, Hatten Hohe Zölle zu zahlen; 
BD: 

Pejetas! (Franken) 


Baummwollgarn von Nr. 60 an für 100 kg . . .. . 326 —435 
Tafchentücher für 100 kg . . . - Na en 570 
Muffelin een. 532—3042 
Spitzen u. =, Er en» 23763775; 


fogar „neu zu erfindende Gewebe waren mit einer Abgabe von 40 Prozent 
ad valorem bedacht. Die Zollfähe erhöhten ſich um 20 Prozent und mehr, 
wenn die Ginfuhr nicht unter jpanifcher Flagge ftattfand, alfo jpeciell auch 
beim Jmport über die Landgrenzen. Diejer Differentialzufchlag galt ohne 
Ausnahme für alle 796 Pofttionen des neuen Tarif, von denen wir noch 
die folgenden herausgreifen: 

(Zölle in Pejetas für 100 Kilogramm ; die erfte Kolonne für die Einfuhr 
unter ſpaniſcher Flagge, die zweite für die Einfuhr zu Land oder unter 

iremder Flagge.) 


Rob. .2 te le a 6.75 8.12! 2 
Baumwolle, che . 2: nr rn 1.96 10.85 (!) 
EEE: ee ae en DIE 25.50 


Ge sen. 956 114,50 





’ Wir rechnen zur befjeren Vergleichung die alten Müngeinheiten in die ſeitdem 
eingeführte Währung um. 
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die erfte Kolonne für die Einfuhr 


unter fpanifcher Flagge, die zweite für die Einfuhr zu Land oder unter 


— Br ) 


Bleche 220.— 264.— 
Geſchirr und jeinere Eee . ...500.— 600.— 
Klippfifh (ein wichtiger Nahrungsartifel der 
ftreng fatholifchen Spanier) 17.20 22.95 
Kakao, Caracas ie ar a ie ar SEROEIE 97.25 
=  Guayaquil 33.75 55. ⸗ 
«= Produkt jpanifcher Kolonien, direlt im⸗ 
portiert 10.95 13.95 
Rohzuder, in Cuba oder Puertorico produziert 
und direft importiert 18.45 23.06! 4 
= in den Philippinen produziert und 
direft importiert 4,37 "/e 21.57" 
- aus fremden Ländern 5 . 35.7894 37.7834 
Raffinierter Zuder, in ſpaniſchen Kolonieen kiss 
duziert und direkt importiert 27.80 45. ⸗ 
⸗ aus fremden Ländern 53.75 64.50. 


Der Tarif blieb zwar ein hoher, aber der Fortſchritt gegen das frühere 
Syſtem der Handelserichwerungen war bedeutend. Hatte doch der Zolltarif 
vom 19. Oktober 1825 die Einfuhr von nicht weniger ala 653 Artikeln 
verboten; und Jahrzehnte mußten nach dem Berluft von Süd- und Mittel- 
amerika vergehen, ehe Spanien allmählich zu der Erkenntnis gelangte, daß 
e8 eine ijolierte Nationalwirtichaft zu führen nicht im Stande fei. Hervor— 
zubeben find noch die entjchieden mäßigen Zölle des Tarif von 1862 auf 
Roheifen und Schienen; fie betrugen für 100 Kilogramm 3.25 bezw. 
3.90 Peſetas. Einerſeits beſaß Spanien feine eigene, irgend leiftungsfähige 
Eifeninduftrie, andererfeits mußte der Bau des Eiſenbahnnetzes durch Zoll» 
befreiung bezw. niedrige Zölle unterftügt werden. Dieſe Politik ift auch bis 
in die neueite Zeit maßgebend geblieben. 

Am 21. Juni 1865 beichlofien die Cortes, die Regierung zur Ab— 
ſchaffung der Differentialzölle zu ermächtigen. Jedoch blieb e8 bei umfang- 
reichen Erhebungen über die möglichen Folgen dieſes Reiormplanes und der 
Beröffentlihung von vier ftarfen Bänden über die Ergebniffe der Enquete. 

Wichtiger war der am 17. Juli 1865 ratifizierte Handelövertrag mit 
Frankreich , welcher den Differentialzoll für alle Importe zu Lande (aber 
nicht zu Waffer) aufhob. Außerdem wurden 14 Pofitionen der beider- 
jeitigen Tarife zu ermäßigten Sätzen gebunden; und zwar bon jeiten 
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Spaniena: Pierde, Maultiere, Effenzen, Pflanzen, Hüte und Fabrifate aus 
Leder, Metallen und Gummi; von feiten Frankreichs: Olivenöl, Früchte, 
Alkohol, Seide (frei), Kupfer (frei), Blei (frei) u. a. m. Spaniens wich: 
tigftes Produft, Wein, befand ſich nicht unter den gebundenen Artikeln; 
auch erreichte und gewährte Spanien die Meiftbegünftigung nur für die 
gegenfeitig feftgefegten 14 Pofitionen. Diefer Vertrag wurde auf eine Mini- 
maldauer von 12 Jahren mit aladann eintretender einjähriger Kündigungs- 
friſt abgejchloffen. 

Schon war der Sturm im Anzuge, welcher die ijabellinifche Wirt: 
ichaft Hinmwegfegen jollte, als die Regierung im Auguft 1867 fich durch 
eine Mißernte genötigt jah, das Getreideausfuhrverbot auf 4 Monate und 
dann weiter biß zum Sommer des folgenden Jahres aufzuheben. Inner— 
halb des Kalenderjahres 1868 mußten 439123 Tonnen Weizen und 72844 
Tonnen Weizenmehl eingeführt werden, im Werte von 228 Millionen Pe: 
ſetas, bei einem Gejamtimport von 573 und einem Export von nur 277 
Millionen. Durch den Hunger genährt, kam die allgemeine Unzufriedenheit 
in der Septemberrevolution zum Ausbruch. 

Der proviforischen Regierung, welche nach dem Sturze Yjabellas die 
Zügel ergriff, gehörte ald Finanzminiſter Laureano Figuerola an, ein 
überzeugter Treihändler, der die Liga von 1859 mitbegründet und feit 
einer Reihe von Jahren ala Deputierter und Mitglied der Zolllommiffion 
an der handelspolitiſchen Entwidelung Spaniens mit Reblichkeit auf feine 
Meife teilgenommen hatte. Ihm hat Spanien. die Zollreform von 
1869 zu danken, welche ſeitden, wenn auch mit mannigfachen Veränderungen 
des Tarifs, die Grundlage des Zollweſens geblieben if. Die Grundzüge 
diefer Reform waren die folgenden: 

1. Aufhebung des Einfuhrverbotes von Getreide und 
Baumwollwaren, fowie aller übrigen Ein= und Ausfuhrverbote. Unter: 
jagt blieb nur die Einfuhr weniger Artikel, welche durch Nüdfichten auf 
die öffentliche Wohlfahrt, die Satzungen der Kirche oder beitehende Mono- 
pole ausgeſchloſſen jein mußten; aljo 3. B. Waffen, Geheimmittel, Meß— 
bücher und Tabak. 

2. Ermäßigung des Tarifs; Einteilung der Zölle in fisfalifche, ſta— 
tiftiiche und außergewöhnliche. Die letzteren, d. 5. die eigentlichen Schuß: 
zölle, follten in einem Zeitraum don 12 Jahren, vom 1. Juli 1875 ans 
Tangend, jtufenmweife bis auf 15 Prozent ad valorem ermäßigt werden und 
dann als fisfaliiche weiterbejtehen. 

3. Neuberechnung der Werte aller Artikel und Ordnung des Einfuhr- 
tariis in 300 Pofitionen unter 13 Klaſſen. 
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4. Aufhebung aller Differentialzölfe mit Ausnahme derer auf Zucker, 
Kakao, Kaffee und Alkohol zu Gunften der fpanifchen Kolonieen. Außerdem 
bezahlten die Produkte der jpanifchen Antillen bei direkter Einfuhr nur die 
Hälfte aller Zollfäße, die Produkte der Philippinen im gleichen Falle nur 
ein Fünftel. 

5. Abjchaffung der Läftigen Schiffahrts- und Ladeabgaben; eine einzige, 
mäßige Abladegebühr auf Güter und für Perfonen bei der Landung in 
Spanien blieb in Kraft. 

Ausfuhrzölle wurden, zur Begünjtigung einzelner Induftrien, nur bei» 
behalten auf: 


Korkholz für 100 Kilogr. Peſetas 7.50 
Zumpen © « = 4.— 
Bleiglanz = = ; ; 1.25 
Silberblei . = : : 1.— 
und Bleiglätte =» = ⸗ ———.80. 


Was die Sätze des Einfuhrtarifs anlangt, jo waren 19 Artikel, ſechs Pro— 
zent des Gejamtwertes der Einfuhr darftellend, mit Zöllen von 15 big 20 
Prozent belegt; 120 Pofitionen, vierzig Prozent der Einfuhr daritellend, mit 
Zöllen von mehr als 20 Prozent des berechneten Wertes. 

Frei waren nach dem Zarif von 1869: Mineralwafler, Pflanzen, 
Kalt, Gyps, KHupfererze, Edelmetalle, Perlen und Edelfteine, Mufter ver- 
ſchiedenſter Waren, Seidenkokons, Fäſſer zum Erport jpanifchen Weines, ſowie 
einige andere Artikel von geringerem Intereſſe. 

Wir führen nunmehr einige charakteriftiiche Zolljähe des Tarif von 
1869 bier auf: 

an für 100 Kilogramm 


6 — .12?e 
Petroleum, rohe. ——25 

gereinigttfen 5.50 
Gußeien . . . De ae ee ih 2.50 
gewöhnliche Eiienwaren a ee ie, 
polierte ⸗ Be a a Teer er 
DIORDE u. a Sr ne ee ee 8.— 
Elnbl.. - 2.0 0 — 8.— 
Walzeiſen. 13. — 
Fenlccceeeeeeeeee 41676 

verarbeitte. 6832.50 
Stärkee... 1090. — 


e ee ee er 
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Peſetas für 100 Kilogramm 
BORMMOE, 3:4: 3, 3.5 we ee 1.50 
s gefponnen, u. zweibrähtiges Garn bis Nr. 35 125.— 
. deögl. von Nr. 36 aufwärtt . . . . 175.— 
. drei= und a Garn . .. 2350. — 
s Gewebe —* een. 270.— bis 300.— 
. desgl., geduudte » 2 2 2 202020. 8370.— bis 400.— 


: Strümpfe, ae . 325. — 
Wolle, gewafhene . . . . nn. 28.— 
: eläume .» » 2 2 2 2 30. — 
- Gewebe - > > 2 2 2 2 2 2 re 500 
Tuche.. 63238. bie 800.— 
Teppiche » . . ee 175. — 
Faßdauben (1000 Stüd) ee ee 7.50 
Häute und Felle, ungegecbte . . > 2 2 20. 7.50 
dergl. gegerbte - . 2 2 2125. — 
Rindvieh (per Stüch.. nen 5.— 
Schweinfhmal - » » 2: 2 2 2 2 1688. — 
SEHON: =. 50. 8.0 0a er Are che an ee en, 
BERRRBBNT. 25 u: sa en ee ee u 3.— 
Meizenmehl . . Be ge ee ie ae 4.50 
Gerſte, Roggen, Mais ir ia ah 2.25 
Zuder, roher aus Cuba oder A, direlt ims 
portiett . . . er She 2 19.— 
® ® vom Ausland importiert . ar er ADD 
= raffinierter, = = = 00. 32.25 
5 5 aus Cuba oder STE RTER direft im— 
portiett . . 27.— 
Alkohol, aus Cuba oder Nuerinrien Dirett —— 7.50 
= vom Ausland importiert. » . 2 188.75 
Wen . . er a 50.— 
Sandwirtfgjaftliche Bohnen — — 1%% 0 * valorem 
Motoren ... 2—— = 
alle anderen Mafchinen be . . 6% » s 


Wie erfichtlich, blieben Er Zölle auf Zertilwaren verhältnismäßig 
hohe, da die catalanifchen Fabrikanten auch unter der Regierung der Revo— 
lution einflußreich genug gewefen waren, ihre Intereſſen gegen den freihänd- 
leriichen Finanzminifter zu behaupten. Das Werk der Zollreform wurde im 
folgenden Jahre abgeichlojien durch Erlaß eines neuen Reglements für alle 
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BZollangelegenheiten, da8 der Marjchall Serrano als Regent des König: 
reiches an dem nämlichen Tage promulgierte, an welchem über die ſpaniſche 
Thronfolge der deutjch-franzöfifche Krieg ausbrach. 

Fragen wir nach den Wirkungen der Zollreform von 1869, fo ift zu 
erinnern, daß die folgenden ſechs Jahre fich für Spanien durch die Umwäl— 
jungen der Revolution, den Karliftenkrieg und den Aufftand in Cuba zu 
überaus fritifchen geftalteten. Befanden fich doch in Folge des Bürger: 
frieges die baskiſchen Provinzen, ſowie Teile von Aragon, Navarra und 
und Gatalonien, lange Zeit außerhalb der Zollgrenze! Troß alledem ent— 
widelten fich die mirtjchaftlichen Kräfte des Landes. Statt des von 
den Anhängern des alten Syſtems vorausgefagten Ruines der nationalen 
Induſtrie war jogar ein mäßiger Aufihwung zu bemerken ; die Zollein- 
nahmen hielten fich troß des ermäßigten Tarifs auf gleicher Höhe; der 
Außenhandel nahm zu, und zwar der Erport in höherem Grade ala der 
Import, wie aus nachitehenden Zahlen zu erjehen ift: 

Import Export Zollertrag 
Jährlicher Durchſchnitt: (in Millionen Peſetas) 


1863 bis 1868 446 310 52 
1870 = 1876 562 471 53 
Zunahme: 116 161 1. 


Wir müffen darauf verzichten, diejeg Reſultat an den einzelnen Artikeln 
zu verfolgen, verweilen dagegen auf Figuerola's Buch: La reforma aran- 
celaria de 1869 (Madrid 1879). Die Zollteform von 1869 war nicht etwa 
ein Übergang von Protektionismus zu Freihandel, obgleich ihr Urheber 
dieſes Ziel im Auge hatte, fondern fie bedeutete die Einführung gemäßigter 
Schubzölle und wohlerwogener Einrichtungen an Stelle eine willfürlichen 
Syſtems von Verboten und Verkehrshemmungen. 


2. Der Zarif von 1877. 


Die Zollpolitif der Folgenden Jahre wurde hauptfächlich von ſiskali— 
jchen Rückſichten beeinflußt. Um die Staatseinfünfte aufzubeffern, mußten 
alte Lajten für Stempel und Urfprungszeugnifje erneuert, Kriegsſteuer— 
zufchläge und eine Ladegebühr auf den Export eingeführt werden. Bes 
ſonders durch das Budgetgeſetz von 1872 wurde die Einfuhr von Kolonial« 
waren, Petroleum und Lebensmitteln mit einer fogenannten vorübergehen- 
den, aber nachmals beibehaltenen Zujchlagfteuer belegt und zwar auf: 

Zuder, rohen. . . Peſetas 8.80 für 100 Kilogramm 
:  raffinierten . .„ 1850 = = - 
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Klippfiſch 3.— für 100 Kilogramm 
1 . = 16.— =: =: n 
She . - .: . : 27.— » =» . 
Meizen eu een = 1.50 =: = = 
Meizenmefl . . . 5 2.25 = =» s 
Betroleum . . . . ⸗ 93.75» » : 
Altohol. . . s 8.75= = E 


Nach der von dem ganzen Lande freudig begrüßten Beendigung der 
politichen Wirren durch die Reftauration der Monarchie unter Alfons XII. 
war es eine der erften Maßregeln der fonjervativen Regierung, durch Dekret 
vom 17. Juni 1875 die in der Zollreform von 1869 vorgejehene Herab— 
jeßung des Tarifs unter Hinweis auf die abnorme Lage des Landes zu 
juspendieren. Seit diefem Zeitpunkt ſchwankt die ſpaniſche Handelspolitik 
in ihrer Tendenz nah Maßgabe der wechlelnden Herrſchaft der Parteien: 
die Konjervativen unter der Führung don Antonio Cänovas verfolgen eine 
entſchieden ſchutzzöllneriſche Richtung, die Liberalen find bis vor kurzem 
mäßigen Schußzöllen geneigt geblieben. Nach der WReftauration waren 
alfo die KHonjervativen am Ruder und machten fich ſoſort ans Werk, die 
Zollgefeggebung in ihrem Sinne umzugeftalten. Am 11. Juli 1877 er: 
ichten der neue Tarif.” Er Hatte nicht mehr nur eine Kolonne, fondern 
zwei: einen Minimaltarif für Nationen, welche Spanien die Meijtbegünfti- 
gung gewähren wollten, und einen Marimaltarif für alle anderen Provenienzen. 
Als Marimalfaß war in den meilten Fällen der Tarif von 1869 jeft- 
gehalten, der Minimaltarif wies bejcheidene Ermäßigungen auf. Das neue 
Geſetz konnte alfo auf den erſten Blid als eine teilweife Ausführung der 
Zollteform von 1869 erfcheinen. In Wirklichkeit aber verhielt es fich 
damit ganz anders: denn gleichzeitig wurde eine „außerordentliche und vor: 
übergehende Steuer auf Artikel des Außenhandels“ eingeführt, d. h. ein 
Zollzufchlag, der für beide Kolonnen des Tarifes galt und nicht allein in 
den meijten Fällen die Keine Ermäßigung des Marimalfages überftieg, jondern 
vielfach eine Verdoppelung und Verdreifachung der feitherigen Zölle darftellte. 

Nah dem Tarif don 1877 bezahlten: 

Marimal: bezw. Minimalſatz 
in Peſetas für 100 Kilogramm 


Petroleum, gereinigt . . . 18.— 17.50 gegen vorher 5.50 
Bußeien . » > 2 20 2287 2.68 = 2.50 
Ef . » 2» 2 2 22.2.9 850 = : 8.— 
Dal . » » 2 2 2 5 990 I — = 8.— 


gemeine Eifenwarn . . . . 27.20 27.20 = s 22.50 
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Nach dem Tarif von 1877 bezahlten: 
Marimal- bezw. Minimalſatz 
in Pefetas für 100 Kilogramm 


polierte Eifenwaren . . . . 831.90 28.50 gegen vorher 27.50 
Balmdl und Ölfaat . . .» . 3.— 3140 = = .— 
CHortalt . 2 2 2 202.364 3.64 = ⸗ 2.60 
Stärke . . 2 2 22... 12— 123— » = 10.— 
Garn aus Hanf, Flachs und 
Ste. 2 2222. M7— 1U7— =: = 122.50 
Papier, ungeleimte® . ». . . 14.70 14.70 = 5 10.50 
Schreibpapir . ». » 2... 86.— 86.— —⸗ ⸗ 30.— 
a init . . . 65.25 65.25 = ⸗ 56.25 
Faßdauben (1000 Stüd) . . 20.— 20.— = 5 7.50 
Kühe und Rinder. . . . 11.40 11.40 = - 5.— 
Häute und Tyelle, — . 14.70 14.70 : = 7.50 
Mafchinen, landwirtihaitie . 1.— 1— — - 1°,,ad val. 
— Motoren » . » . 250 250 = : 20, =» 
E alle anderen . . . 1050 9— = . 6%, * 
en 


Die Zujchlagzölle auf Kolonialwaren, Getreide und einige andere Le— 
benamittel, jowie auf raffinierte Petroleum blieben in Kraft; gleichzeitig 
wurde eine Verdoppelung derjelben verfügt unter dem Vorwand und Namen 
einer Municipalfteuer, welche jedoch nichts Anderes war, als ein fisfalischer 
Zoll. Aljo bezahlte 3. B. Kaffee (nach dem Minimaltarif) 

für 100 Kilogramm 


Zl. .» 2 020202 Beletas 40.— 
2. vorübergehende Abgabe : 2. — 
3. Municipalituer . . 27.⸗ 


zuſammen Peſetas 94.— 


Nur auf Baumwollwaren und einige andere Artikel der Textilinduſtrie 
wurde der hohe beſtehende Zoll ausreichend gefunden, teilweiſe ſogar im 
Minimaltarif ermäßigt. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine fo bedeutende Erhöhung aller Zölle 
auf umentbehrliche Artikel die erftrebte Vermehrung der Einnahmen erzielte 
diejelben ftiegen von 71 Millionen im Budgetjahr 1875/76 

auf 83 - . . 1876/77 
= 88 ⸗ ⸗ E 1877/78 
= 106 = 5 ⸗ 187879. 
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Aber der Außenhandel blieb ziemlich ftationär, es betrug nämlich: 


ber Import der Erport 
in Millionen Pejetas 
1875: 570 452 
1876: 553 445 
1877: 538 515 
1878: 541 479. 


Spanien hatte alfo zwar feinen Export um 6 Prozent vermehrt, aber 
feinen Import um 5 Prozent eingefchränft, und mußte doch 50 Prozent 
mehr Zölle dafür bezahlen. 

Da trat ein Greigni® ein, auf welches fein Finanzpolitiker je hätte 
rechnen fönnen und welches Spanien einer ungeahnten wirtjchaftlichen Blüte 
entgegenführte: die Zerftörung der franzöſiſchen Weinberge 
durch Die Reblaus. Die Weinernte Frankreichs Hatte 1874 circa 70, 
dann 1875 den Höchltertrag von 83 Millionen Hektolitern geliefert; fiel 
nach der Verbreitung der Phyllorera im folgenden Jahre auf 41, 1881 
auf 34, 1886 auf 25, 1889 auf 23 Millionen Hektoliter, alſo nahezu auf 
ein Viertel der Produktion des beften Jahres. Nun befitt Spanien ein vor- 
treffliches Klima für den Weinbau, — über zwei Nillionen Hektaren feines 
Bodens find mit Weinbergen bepflanzt, — und Eonnte dem franzöfiichen 
Bedarf jede verlangte Quantität des ftarfen, billigen Rotweins liefern, aus 
welchem durch Verwäſſerung und Verſchnitt das tägliche Getränk des fran— 
zöftichen Volkes Hergeftellt wird. Frankreich importierte 1873 überhaupt 
nur 292000 Heftoliter Wein; von 1877 an jtieg die Einfuhr in rafcher 
Progreſſion und erreichte 1889 im Specialhandel 10242000 SHeftoliter. 
Noch 1876 betrug der Erport von jpanifchem Landwein nach Frankreich 
nicht mehr als 

303 404 Heftoliter im Werte von 9 Millionen Pefetas ; 
1890 dagegen 8002 449 ⸗ . 0. = 240 . — 
ſowie außerdem 93973 Jerez- und Likörweine im Werte von 
10*2 Millionen. In fünfzehn Jahren hat die Reblaus Spanien 
drei Milliarden Franken eingebradt. Und wir müſſen be- 
tonen, daß nicht etwa andere Märkte verloren, andere Produftionsquellen 
in erheblihem Maßſtabe vernachläffigt worden wären: der vergrößerte 
Weinerport ericheint vielmehr als reiner Zuwachs zu Spanien? Ausfuhr 
und feinem Nationalvermögen. 68 veriteht ſich, daß ein ſolcher Glücksfall 
die wirtſchaftliche Lage des Landes von Grund aus verbefjerte: aus einem 
armen Volle ward ein wohlhabendes. 
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3. Die Ara der Handelöverträge. 


Zur vollen Entfaltung gelangte diefer Aufſchwung unter der Ara 
der Handeläverträge. Bereits Ende 1877 war eine Konvention mit 
Frankreich zu Stande gelommen, durch welche Spanien gegen Gewährung 
feines Minimaltarifs umd einige weitere Konzeſſionen die Meiftbegünftigung 
jeiner Waren erreichte, mit Ausnahme jedoch feiner Weine, welche 312 
Sranfen per Heftoliter zahlen mußten, während die italienischen und por— 
tugieftfchen in Frankreich bis 1879 nur 30 Gentimes erlegten. Die wei— 
teren Verhandlungen wegen Abjchluß eines definitiven Handelsvertrages 
waren fteril und fchleppend, bis die inzwijchen and Ruder gelangte liberale 
Partei fie mit der Bereitwilligkeit zu größeren Zugeftändniffen aufnahm. 
Und jeßt zeigte ſich der Vorteil der reftriktiven Zollpolitif von 1877, welche 
die Baſis für fpätere Konzeffionen gefchaffen hatte. Obgleich das fpanifche 
Kabinett die feſte Abſicht hegte, den Zolltarif wieder in liberalem Sinne zu 
reformieren, war es doch geſchickt genug, zunächit den vor allen anderen 
Tariffonventionen weitaus wichtigften Handelövertrag mit Frank— 
reich auf Grund bedeutender Ermäßigung des Minimaltarii® von 1877 
anzuftreben, was denn auch zum Ziele führte. Am 6. Februar 1882 wurde 
der Handels- und Sciffahrtvertrag zwiichen Spanien und der franzöfifchen 
Republik abgejchloffen, welcher bis zum 1. Februar 1892 zum Segen beider 
Länder, namentlich aber Spaniens, in Kraft gewejen ift. Beide Nationen 
gewährten fich gegenfeitig die Meijtbegünjtigung; Frankreich ermäßigte, neben 
anderen Tariffonzeffionen auf Südfrüchte und fonftige ſpaniſche Produfte, 
den Weinzoll von 32 auf 2 Franken per Heftoliter, und zwar 
bis 15,9 Grad Alkoholgehalt. Dagegen räumte Spanien auf 91 der 
wichtigiten Pofitionen feines Tarife, und zwar bejonders für Fabrikate, jo 
erhebliche Ermäßigungen ein, daß damit die Zollpolitit von 1877 voll: 
ftändig umgejtoßen und auf den Tarif von 1869 zurüdgegriffen war. Ja 
fogar die Wünſche der catalanifchen Fabrifanten waren diesmal unberüd- 
fichtigt geblieben, indem die Zölle von 1869 auf Baummwollwaren um 25 
bis 50 Prozent reduziert wurden. Die Wendung der ſpaniſchen Gandels- 
politik, welche fich durch den franzöfifchen Handelövertrag vollzog, war zu 
unvermittelt, als daß nicht einzelne achtbare Intereſſen hätten gefchädigt 
werden müſſen; aber das Land gewann fo viel durch den Weinerport, daß es 
derartige fehler dverwinden konnte. Endlich wurde noch durch den Vertrag 
mit Frankreich der ſpaniſche Ausgangszoll auf Bleiglanz, Silberblei und 
Bleiglätte bejeitigt. 

Am beiten fuhr Frankreich unter dem neuen Vertragsverhältnis fc 
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lange es die einzige bevorzugte Nation blieb, während die meiften übrigen 
Cänder den Marimaltarif von 1877 zahlen mußten. In diefer Übergangs- 
periode nahm ein erheblicher Teil der englifchen Einfuhr nach Spanien den 
Weg über Frankreich. Aber bereit am 6. Juli 1882 erfchien das neue, 
von dem Finanzminiſter Camacho entworfene Zollgefeg mit durchgängig 
ermäßigtem Generaltarif. Die Su&pendierung der in der Zollreform von 
1869 vorgefehenen graduellen Tarifermäßigungen ward widerrufen und 
dahin modifiziert, daß vom 15. Auguft 1882 an alle Zölle unter 
20 Prozent auf 15 Prozent des neu zu berechnenden Wertes der Waren 
reduziert, alle Zölle über 20 Prozent um ein Drittel des 15 Prozent ad 
valorem überfteigenden Zolles ermäßigt wurden; das zweite Drittel follte 
am 1. Juli 1887, das letzte Drittel am 1. Juli 1892 fallen. Es war 
aljo beabfichtigt, innerhalb von zehn Jahren alle Zölle im Sinne der Re- 
form vom 1869 auf 15 Prozent des Wertes zu reduzieren. 

Aus diefem Zollgejet von 1882 entitand der bis zum Ablauf 
der Handelöverträge am 1. Februar 1892 in Kraft gebliebene Tarif, defjen 
wichtigite Pofitionen aus der Tabelle VI, Seite 112 zu erjehen find. Er 
hatte, wie fein Vorgänger, zwei Kolonnen: die Marimaljäße find die Zölle 
von 1869, die Minimalfähe meiſtens die gebundenen Wofitionen des 
franzöfifchen Handelsvertrages, nebſt einigen, im Laufe der Zeit hinzuge— 
fommenen Veränderungen. Die hohen Zölle auf Lebensmittel und Kolonial- 
waren wurden aus fisfalifchen Gründen beibehalten, dagegen durch Geſetz 
vom 23, Juli 1883 der Zarif für alle wichtigen Rohſtoffe ganz bedeutend 
ermäßigt: in eriter Linie der Zoll auf rohe Baumwolle direkter Provenienz 
auf 20 Gentimes für 100 Kilogramm, d. h. auf ein Sechätel des bis— 
herigen Minimalfages. Über die wohlthätigen Folgen diefes letzten Aus« 
baues der Liberalen Tarifpolitik find nicht nur die fpanifchen Freihändler, 
ſondern auch ein namhafter Teil der Schubzöllner einig. 

Auf den franzöfiichen Vertrag folgten im Xaufe des Jahres 1883 
Meiftbegünftigungsverträge mit der Schweiz, Schweden und Norwegen, 
Portugal und, am 12. Juli, mit dem Deutjchen Reiche. Durch legteren 
ermäßigte bezw. band Spanien feinen Tarif für: 

Eiſenbahnſchienen von Eifen oder Stahl, auf 4.55 Peſetas für 100 Kilogr. 


Gifene und Stahbldraht . . » . . 6.55 » ı = a 
Farben, aus Steinfohle gewonnene und 

andere fünftlihe - -. » . 21900. — - ⸗ 
Wollengarn, gefärbt . . . 19595. — : = = ® 


Yadierte Felle und gegerbte und zu— 
gerichtete Kalbielle. . . 2 2. = 250.— e 
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Zandwirtichaftliche Mafchinen . . . auf —.95 Pejetas für 100 Kilogr. 
Bewegungsmaldinen. . . — Ds — 
Branntwein, einſchließlich der fee. 

tranfitorifchen Abgabe . ». . . = 21.10 = - 1 Heltol. 


Deutjchland gewährte dagegen, außer der Meiftbegünftigung, gebundene 
Zollfäge für Südfrüchte, Kork und Korkftopfen, Oliven, Salz und Wein; 
Ipanifche Naturweine in Fäſſern wurden zu 24 Mark per Heftoliter ohne 
Begrenzung des Spritgehaltes zugelaflen. Bei weiten die größte Wichtig- 
feit in dem Verkehr zwiſchen Spanien und dem Deutſchen Reiche hat unter 
diefem Handelövertrage die Spritausfuhr Hamburgs eingenommen. Nach» 
dem beide Länder, namentlich aber die franzöfifchen Weinverfchneider, einige 
Jahre lang dabei ein gutes Gefchäft gemacht hatten, iſt diefer Handel in 
Frankreich Gegenftand großer Erbitterung und fcharfer Gegenmaßregeln ge- 
worden und Hat für die Entwidelung der fpanifchen Handelspolitik, wie 
wir fehen werden, eine unliebjame Bedeutung erreicht. 

Aber noch fehlte ein Handelsvertrag mit Großbritannien, dem gefähr- 
lichten Konkurrenten der catalanifchen Baumwollinduftrie, welche denn 
auch mit den größten Anftrengungen gegen einen Meijtbegünftigungsvertrag 
mit England agitierte. Unter dem Kabinett Canovas, welches, in Folge der 
Beichimpfung des Könige Mlfonfo durch den Parifer Pöbel nach den 
deutjchen Manövern und Spaltung der Liberalen Partei, Anfang 1884 ans 
Ruder zurückkehrte, Hatten die jpanifchen Schußzöllner feine neuen Handels- 
verträge mit Induftrieftaaten zu befürchten. Erſt nach dem frühen Tode 
des Königs, als Canovas aus dynaftifch-patriotischen Rüdfichten Ende 1885 
den Liberalen freiwillig die Regierung wieder überließ, und Moret, ein 
entfchiedener Fyreihändler, Minifter des Auswärtigen geworden war, erreichte 
der englijche Gefandte am 26. April 1886 den Abjchluß des lange erſtrebten 
Meiftbegünftigungsvertrages. Die Engländer konnten damit um jo zufriedener 
jein, als fie nur eine geringe Konzeffion zu machen hatten: die Erhöhung 
des zuläffigen Spritgehaltes von Weinen von 26 auf 30 Grad Sikes 
(12,8 Grad der franzöfifchen Skala). Es war ein fpäter eingeftandener 
Irrtum! der fpanifchen Freihändler, zu glauben, daß das englifche Bolt 
den billigen, jpanifchen Rotwein in großen Mengen konſumieren würde. 
Die Ausfuhr diefeg Artikel nach dem Vereinigten Königreiche betrug: 

1885 (vor dem seien 110 000 Hektoliter, 
1886. . . » ae DOOR E 


% 
! den übrigen? Gladftone, wie aus jeiner Rede im House of Commons her« 
vorgeht, anſcheinend theilte. 
Säriften LL — Ganbelspolitif, II. 6 
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1887 (nach dem en 120000 SHeftoliter, 


1888. u ..... 70000 
1888.. ran ie, ZOO 3 
1890. ... 2... 105000 en 


im Werte von nur drei Millionen Peſetas; aljo nach einem kleinen Anlauf 
ift der Erport auf die alte Ziffer und darunter zurüdgegangen, Gleichzeitig 
ift die Ausfuhr nach Großbritannien von Jerez- und Malagamweinen feit 
1881 von 169000 Hektoliter im Werte von 33", Millionen Pejetag, im 
Sahre 1890 auf 121000 Hektoliter im Werte von nur 15%s Millionen 
gefallen. Der früher jo beliebte „Sherry“ jcheint in England außer Mode 
zu kommen, woran feine Berfchneidung mit Korn= und Kartoffelbranntwein, 
anftatt mit MWeinfprit, ſchuld fein mag. 

Es verſteht fih, daß dagegen im Laufe der folgenden Jahre die Ein— 
fuhr englifcher Fabrikate nicht unerheblich zunahn; hauptjächlich ftieg der 
Import von Mafchinen, Garnen, Geweben und Chemikalien. So wurde 
der Bertrag mit dem „perfiden Albion” Gegenftand heftiger Angriffe, die 
um jo leidenjchaftlicher ausfielen, ala jeder Spanier wegen Gibraltars einen 
tiefwurzeluden Groll gegen England hegt. Unter dem GEindrud folcher 
Agitationen, und um die Folgen des Meiftbegünftigungsvertrages mit Groß- 
britannien abzuſchwächen, votierten die Kortes das Geſetz vom 5. Auguft 
1886, wodurch die generelle Ermäßigung des Tarif, welche nach ber 
Gejeßgebung von 1882 am 1. Juli 1887 beginnen follte, ſuspendiert und 
dagegen beftimmt wurde, daß vor dem 1. Januar 1890 eine Kommilfion 
eingefeßt werden folle, um über die Zwedmäßigkeit jener geplanten Zoll- 
ermäßigung zu beraten, die Wirkungen der Kandelöverträge zu prüfen und 
eventuell über ihre Beränderung oder Kündigung Borjchläge zu machen. 
Zu welchen Schlüffen diefe Kommiffion gelangte, werden wir fpäter jehen. 

Mir unterfuchen nunmehr an der Hand der Gtatiftif die Entwicke— 
lung des jpanifhen Außenhandels unter dem Einfluß der 
Verträge. Zur Erläuterung der folgenden Tabelle jei erinnert, daß 1881 
die bevorftehende Wandlung der Zarifpolitit jowohl den Export, ala 
namentlich den Import zurüdhielt. 

Spanien? Einfuhr Ausfuhr 
einfchließlich der Edelmetalle 
(in Millionen Bejetas) 


1878: 541 480 
1879: 604 528 
1880: 712 650 
1881: 650 670 


1882: 816 765 
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Spaniens Einfuhr Ausfuhr 
einichließlich der Edelmetalle 
(in Millionen Peſetas) 


1883: 893 719 
1884: 779 619 
1885: 764 698 
1886: 855 727 
1887: 811 122 
1888: 716 763 
1889: 866 897 
1890: 941 937. 


Aljo in dreizehn Jahren Hat ſich die Einfuhr um 400 
Millionen, gleich 74 Prozent, die Ausfuhbrum 457 Millionen, 
glei 95 Prozent gehoben; die pafjive Handelsbilanz tft zu 
einer aktiven geworden. 

Während der erjten Jahre diefe merkwürdigen Auffchtvunges jtrömte 
dem Lande gegen die Weinausfuhr Gold zu. Zwiſchen 1879 und 1882 
erhielt die Madrider Münze für 400 Millionen Peſetas ausländiſches 
Gold zur Prägung in jpanifche Münzen. Dann erwachte in der Nation 
das Gefühl ihrer wirtfchaftlichen Kraft, wie aus dem fteigenden Import 
erfichtlich, bald aber auch deren Überſchätzung: indem Spanien anfing, feine 
Staatsſchuld! in großen Summen zurädzufaufen, und damit auch fortfuhr, 
als zur Bezahlung diefer Effelten der größte Teil des cirkulierenden Goldes 
außer Landes floß. Dagegen wurde Silber ausgeprägt und der Noten- 
umlauf der Bank von Spanien weit über Gebühr vergrößert; derſelbe betrug: 


Ende 1879: 84 Millionen Pefetas 


= 1881: 130 . 5 
= 1883: 270 b = 
=» 1885: 468 - 5 
= 1887: 612 : ® 
=» 1889: 735 5 ⸗ 
⸗14183891: 814 


ı Die ſpaniſche Schuld beträgt ca. 6'/s Milliarden Peſetas Nominal und er: 
fordert einen jährlichen Aufwand von 294 Millionen, gleich ca. 17 Pejetad auf ben 
Kopf. Nach zuverläffiger Schätzung befanden fi Ende 1891 ungefähr 85 Prozent 
der ſpaniſchen Staatöpapiere im Inlande; auch der größte Teil der von dem Mutter: 
lande garantierten Schuld Cubas von 875 Millionen Peſetas ift in ſpaniſchem Befihe. 
Spaniend Budget beläuft fich auf ca. 760 Millionen, da® Budget Cubas auf ca. 120 
Millionen Peſetas. 

6* 
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und ijt nur zum dritten Zeile durch Gold und Silber gebedt. Infolge 
diefer verkehrten Währungspolitif entftand eine anfangs geringe Prämie 
auf Gold, die aber im Laufe des Jahres 1891 bis auf 14 Prozent geftiegen 
ift und nunmehr auf den Spanischen Außenhandel erheblichen Einfluß aus— 
übt. Hier wie überall wirkt die Verſchlechterung der Valuta wie 
ein Einfuhrzoll, bezw. eine Ausfuhrprämie; natürlich nur jo lange, bis das 
Preisniveau in der entwerteten Baluta ſich dem Agio entfprechend erhöht. 
Am jchlechteften fahren Hierbei die Arbeiter und Beamten mit jeitem Ein— 
kommen. 

Trotz ſolcher Fehler, trotz der mangelhaften Verwaltung (Spanien 
befitzt noch feinen Grundkataſter!) und einer nichts weniger als ſparſamen 
Staatshaushaltung, machte der Wohlſtand des Landes in der Ära der 
Handelsverträge unleugbare Fortſchritte, wie die Tabellen IV und V, ©. 95 
und 96, des näheren zeigen. 


4. Die neuere Schußzollbewegung. 


Aber die Wogen der auf dem ganzen Kontinent anfchwellenden Schuß: 
zolfflut Hatten fich im Laufe der achtziger Jahre auch nad) Spanien über- 
tragen. Die Konkurrenz des amerikanifchen Weizens, welche den Getreide- 
preis auf dem Weltmarkt drüdte und dem Aderbau Europas fo jchmwer 
fühlbar geworden ift, laſtete befonders empfindlich auf den jpanifchen 
Getreideproduzenten. Wie alle die alten Kulturländer deg Orients und der 
Gejtade des Mittelmeeres leidet Spanien an der Entwaldung feiner Gebirge 
und Waflerläufe.. Bleibt zur Winterfaat binreichender Regen aus, fo tft 
die Ernte größtenteils verloren; nur in bevorzugten Landftrichen ift eine 
Sommerfaat möglid. Umfomehr ift der jpanifche Getreideproduzent darauf 
angewiejen, jeine Ernten, wenn fie zwijchen Dürre und überſchwemmung 
gediehen find, zu guten Preifen abzuſetzen. 

Als nun durch KHabinetsordre vom 10. Dftober 1889 die große 
Tarifkommiſſion von Senatoren, Deputierten und Hohen Staats— 
beamten ins Leben gerufen wurde, welche über die weitere Geftaltung der 
Handelspolitit ihr Gutachten abgeben follte, fanden die catalanijchen 
Induftriellen und die Fonjervativen Schußzöllner ihre Partei über Er— 
warten verftärft durch eine einflußreiche Gruppe von Agrariern aus der 
ipanifchen Kornkammer, Eaftilien. Die Führung diefer Gruppe übernahm 
Gamazo, ein talentvoller Advokat und gewandter Nedner, der bereits unter 
den Liberalen das Portefeuille der Kolonieen innegehabt hatte, jet aber 
Sagajtas Führerfchaft nicht mehr unbedingt anerfannte, und mit defjen 





Spanien. 85 


parlamentarifchem Einfluß die Regierung rechnen mußte. So ging aus den 
liberalen Gortes eine Zolllommiffion hervor, welche in ihrer überwiegenden 
Mehrheit jchubzöllnerifche Tendenzen verfolgte. Die Catalanen führten dag 
große Wort. Merkwirdigerweife war der von der Regierung ernannte 
Borfitende der Kommiffion ein überzeugter Freihändler: Moret, derjelbe, 
der den Handelsvertrag mit Großbritannien abgejchloffen Hatte und fchon 
deshalb den Gatalanen gründlich verhaßt war. Die Kommiffton tagte über 
ein Jahr, nahm 239 fchriftliche und 37 mündliche Gutachten entgegen, 
von denen nur 45 entichieden und abjolut gegen die Handelsverträge lauteten; 
fie verhörte Heraus und verhörte hinein, und beendete ihre Arbeiten, welche 
in jech® Bänden veröffentlicht find, am 8. November 1890. Die Beichlüffe 
gipfelten in folgenden Ratjchlägen: 

1. MWiederherjtellung des Tarifs von 1877, jedoch ohne die „vorüber« 
gehenden Zufchläge” ; eine Reihe von Veränderungen war faſt ausnahmslos 
in ſchutzzöllneriſchem Sinne vorgenommen. Der Tarif Hatte nur eine 
Kolonne. | 

2. Abſchluß neuer Tariffonventionen — aber ohne Meiftbegünftigungs: 
Haufel — nad Kündigung der beftehenden Handelöverträge. 

3. Handels- und Zollfreiheit zwijchen Spanien und jeinen Kolonieen, 

4. MWiederherftellung der Differentialzölle zu Gunften der fpanifchen 
Flagge, eventuell durch Schiffahrtsprämien. 

5. Erhöhung der Zölle in den Philippinen auf alle nicht ſpaniſchen 
Maren. 

6. Einführung eines Ausfuhrzolleg von 5 Prozent ad valorem auf 
Kupfer⸗ und Eijenerze. 

Gegen diefe, mit großer Majorität gefaßten Beichlüffe redigierte der 
Präfident der Kommiffion einen achtundfünfzig Drudfjeiten umfaffenden 
Segenbericht, der zu diametral entgegengefeßten Schlüffen gelangte. Der 
geiftreiche Berfaffer jenes Berichtes, ein Meifter in der Beherrfchung des 
MWortes in Schrift und Rede, zeigt, wie die Beichlüffe der Kommiffion, aus 
Kompromiflen der verjchiedenen Antereffenkreife hervorgegangen, feiner ein- 
beitlichen Idee entſpringen und fich oft widerſprechen; wie der Robftoff nach 
dem vorgejchlagenen Tarif zuweilen ftärker befteuert fein würde, ala das 
Fabrikat; wie der Landwirtichaft durch Verteuerung von Mafchinen, Werk: 
zeugen und Dünger jo jchlecht gedient werde, wie durch die Belaftung der 
Zrandporte mit einem Kohlenzoll von 30 Peſetas die Tonne. Moret er: 
örtert weiter, wie die Kommiffion der Regierung den Abſchluß von neuen 
Zarifverträgen anempfehle, ohne einen Minimaltarif aufzuftellen, noch irgend 
welche Regeln über die in den Handelöverträgen zu gewährenden Sonzeffionen 
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feftzufeßen; er jchließt daraus, daß die Ratjchläge der Kommiffion eher 
geeignet feien, die Regierung in Schwierigkeiten zu bringen, als ihr ein 
Führer zu fein. Überaus intereffant ift der von Moret an einzelnen 
Artikeln geführte Nachweis, wie die nationale Induftrie unter dem jeit 
1869 mit der kurzen Unterbrechung von 1877 befolgten, gemäßigten Schuß: 
zollſyſtem keineswegs gelitten, ſondern fich kräftig entfaltet hat. Es betrug 
im jährlichen Durchichnitt der Import von Flache und Hanf: 
(tohem) (in Geſpinſten) 


1865 —69 Kilogramm 1280515 6 074787 
1870—74 ⸗ 1339 231 6 098 478 
1875—79 : 1449903 5228632 
1880—84 - 3855469 4409151 
1885—89 ⸗ 5077621 3516 377. 


Alfo bei-fteigender Gefamteinfuhr iſt der Import des Fabrikats bei- 
nahe auf die Hälfte gefallen. Noch günftiger ift das Verhältnis bei Jute 
und ähnlichen Faſerſtoffen: 


Import von Jute ıc. (roh) (in Geſpinſten) 
1865 —69 Kilogramm 263829 1626 767 
1870 —74 ⸗ 835 149 3376 300 
1875—79 ⸗ 2057606 3907689 
1880 —84 = 5538655 4491083 
1885—89 = 7983 215 3824 712, 


Aus diefen Ziffern ift erfichtlih, daß vor der Zollreform von 1869 
jechamal joviel Geſpinſt wie Rohftoff eingeführt wurde: 20 Jahre fpäter 
doppelt ſoviel Rohſtoff wie Geipinft; dabei Hatte fich der Verbrauch auf 
mehr als das Sechsfache gehoben. 


Mas die Baummollinduftrie Spaniens anbelangt, welche mehr ala 
die Hälfte aller in der Manufakturtvarenbranche bejchäftigten Arbeiter er— 
nährt, jo ift auch Hier der Fortichritt überraſchend: 


Ginfuhbr und Ausfuhr 


(im jährl. Durchfchnitt) von baummwollenen Geweben: 
1875—79 Kilogramm 1088519 403 129 
1880 —84 ⸗ 1302 498 968 337 
1885 —89 ⸗ 1681469 2628163; 


und zwar ift der Aufjchwung der Ausfuhr ein regelmäßig fortichreitender, 
wie noch deutlicher aus den Ziffern der einzelnen Jahre hervorgeht. Es 
betrug nämlich der Export: 
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1885 Kilogramm 1148685 


1886 2 2192 936 
1887 - 2431858 
1888 " 3158 986 
1889 - 4208 400. 


Im jährlichen Durchfchnitt verbrauchte Spanien rohe Baumwolle: 
1865—69 19.2 Millionen Kilogramm 
1885—89 49.5 . ⸗ 

Die Anzahl der in der ſpaniſchen Baumwollinduſtrie betriebenen 

Spindeln berechnet Moret wie folgt: 
1865 —69 834 000 
1870—74 1347000 
1875—79 1560000 
1880—84 2113000 
1885—89 2152000. 

Diele Leſer diefer Zahlen werden mit Überrafchung erſehen, daß das 
wirtſchaftlich gering geachtete Spanien eine Baummwollinduftrie befitt, die 
der öſterreichiſchen und ſchweizeriſchen quantitativ überlegen und nur 
von England, Nordamerila, Frankreich, Deutichland und Rußland über- 
troffen ift. 

Zum Schluß feiner Ausführungen formuliert Moret die folgenden 
Vorſchläge: 

1. Aufſtellung eines neuen Zolltarifs don zwei Kolonnen, deren erſte 
der geltende Minimaltarif, deren andere der Tarif von 1869 fein folle, 
unter Anwendung der 1882 vorgefehenen Ermäßigungen, zur Hälfte jofort, 
zur Hälfte nach zehn Jahren. 

2, Erneuerung der KHandeläverträge ohne die Meijtbegünftigungs- 
flaufel und auf Grundlage des neuen Minimaltarifs; nur gegenüber den 
Vereinigten Staaten (wegen Cuba und der Mac Kinley Bill) und Portugal 
(wegen der von Spanien gewünfchten Zollunion mit der abtrünnigen 
Schweiternation) follten weitere Begünſtigungen ftatthaft fein. 

3. Aufhebung aller Ausfuhrzölle. 

4. Freihandel mit den Kolonieen. — 

Das Minifterium Sagafta Hatte alfjo aus den Arbeiten der Boll- 
tommilfion anftatt einem Gutachten, deren zwei empfangen und war 
in nicht geringer Verlegenheit zwiſchen den divergierenden Zielen und Wün— 
ichen innerhalb der eigenen Partei. Um freie Hand zu haben, hatte Sa— 
gafta, Meiſter in der Behandlung der Menjchen und Parteien, durch Artikel 
38 des Budgetgeſetzes von 1890 die Regierung ermächtigen laſſen, 
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„unter Berüdfichtigung des Refultates der fchwebenden Enquete den Boll: 
tarif im Sinne der nationalen Intereffen umzugeſtalten“. Das war jehr 
bequem, präjudizierte nach feiner Geite und konnte alles und jedes be- 
deuten oder geftatten. Aber diesmal Hatte ſich Sagafta verrechnet; fein 
ſprichwörtliches Glück war ihm untreu geworden: wenige Wochen nach 
Veröffentlichung jenes Gefeßes fiel er einer Palaftintrigue zum Opfer, feinen 
politifchen Gegnern die gejegliche Autorifation Hinterlaffend, in der Tarif— 
frage zu thun, was fie wollten. 

Seit 1886 hatte die fonfervative Partei in der Oppofition die Tarif— 
reform in ſchutzzöllneriſchem Sinne zu ihrer Kampf und Wahlparole ge: 
macht; e8 war jelbjtverjtändlich, daß diefes Programm jet mit allem 
Nachdrud durchgeführt wurde. An den Handelsverträgen Ließ fich zunächft 
nicht rütteln; aber die landwirtfchaftlichen Zölle waren teilweife ungebunden. 
Am Weihnachtstage 1890, furz vor den zum erftenmale durch allgemeines 
Stimmrecht vorzunehmenden Gorteswahlen, beicherte ein Dekret den länd— 
lichen Wählern nachjtehende Zariferhöhungen:: 


Weizen, 100 kg Peſetas 8.— gegen 5.70 Pejetas jeither 
die übrigen Getreidearten = = — 4.40 = 8.10 = = 
Weizenmehl 2— 13.20 = 7.50 = . 
anderes Mehl .. 5 7.15 = 450 = . 
Reis, gejchälter .. = 10.60 = 3.40 = - 
=  ungejchälter .. 2 5.30 = 6.80 = 5 
Hengfteu. Stuten, p. Stüd - - . 185.- : 83150 = - 
Mallachen De Br = 180.— = 128.30 = 5 
Maultiere se. = . 80.— = 1960 = . 
Eſel u ee m ⸗ 12.— - 8.40 = ⸗ 
Rindvieh 40. = 1380 = = 
Schweine 2 8 DO 5 BB 
Ziegen u. Schafe= = = = . 2.40 = 1.40 = = 
Schweinefleifh u. Sped = = ⸗ 50.— =: 15.— =» ⸗ 
anderes Fleiſch, friſch — 18.— = 5.70 = = 


: ® gejalgen = = .. 11.60 = 2.80 = =; 
alfo Erhöhungen bis zum DVierfachen des vorherigen Satzes. Um auch die 
induftriellen Kreiſe günftig zu ftimmen, verfügte gleichzeitig ein zweites 
Dekret die definitive Widerrufung der in den Gefegen von 1869 und 1882 
vorgejehenen, graduellen Tarifermäßigungen, jowie die Einfehung einer Kom: 
miffion von hohen Staatöbeamten, unter dem Vorſitz eines notorifchen 
Schußzöllners, zur Ausarbeitung eines neuen Zolltarife. 

Im Januar 1891 mußte das einjährige Kündigungsrecht der meijten 
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Hanbelsverträge ausgeübt werden, wenn diejelben, wie beichlofiene Sache war, 
nicht erneuert werden follten. Aber auch in Frankreich herrſchte die nämliche 
Abficht, und Canovas war jo gefchidt, den Franzofen das Odium des Bruches 
zu überlaffen. Unmittelbar nach Eintreffen der franzöfifchen Kündigung erließ 
dann die jpanifche Regierung eine Girkularnote an die Mächte, worin fie, auf 
Frankreichs Vorgehen hinweiſend, die Handelöverträge mit dem Deutſchen Reiche, 
Stalien, Öfterreih-Ungarn, Schweden und Norwegen, der Schweiz, Rußland, 
Dänemark, Griechenland und Belgien zum 1. Februar 1892, Großbritannien 
und den Niederlanden zum 30. Juni 1892 kündigte. In konſequenter Ber: 
folgung des gejtedten Zieles erjchien am 1. Januar 1892 der neue, ulira- 
ichußzöllnerifche Tarif, welcher auf Tabelle VI, ©. 112 mit dem jeither 
gültigen Zolltarife in Vergleich geftellt ift. 


5. Überblid über die Nefultate der Handelspolitit von 185990. 


Ehe wir auf jene jüngjte Evolution der ſpaniſchen Handelspolitik ein— 
gehen, überbliden wir die biß jetzt erreichten Refultate des fpanifchen Außen« 
handels an der Hand der folgenden Zabellen. 

(Siehe Tabelle I S. 9%.) 

An dieſer Tabelle jällt uns zunächft in die Augen, daß Spanien fort- 
während eine paffive Sandelsbilanz zu haben jcheint, während doch das 
Land zum Ausgleiche der Mehreinfuhr weder Hinreichende Goldvorräte noch 
größere Kapitalforderungen im Auslande befißt; vielmehr noch Heute 30 
bis 40 Millionen Peſetas p. a. für die Berzinfung feiner Staatsſchuld und 
80 bis 90 Millionen Pejetas für Verzinfung und Amortifation feiner mit 
franzöfifchem Kapital gebauten Eifenbahnen (ca. 10000 Kilometer in Be— 
trieb) zu remittieren bat. Auch der Fremdenverkehr, welcher die paffive 
Handelsbilanz Italiens! erklärt, Hat noch nicht genügende Bedeutung erlangt, 
um den von der Statiftif ausgewiefenen Mehrwert der jpanifchen Einfuhr 
zu deuten. Wir müfjen deshalb die Ziffern jelbft auf ihre Richtigkeit an— 
jehen und finden da, nicht nur (durch Vergleich mit der franzöſiſchen Sta— 
tiſtik), daß die fpanifchen Ausfuhrbewertungen vielfach zu niedrig angejeßt 
find, fondern namentlich auch, daR der Wert der Einfuhr überſchätzt iſt. Letz— 
terer Umſtand findet feine Erklärung durch die gejchilderte Entwidelung des 
ſpaniſchen Zolltariis: befretierte z. B. ein Minifter die Ermäßigung ge: 





ı Im Durchichnitt der 28 Jahre von 1862—1889 betrug die jährliche Mehr: 
einfuhr Staliend 215 Millionen Lire; nur 1871, ala der Krieg den Zug ber Ber: 
gnügungsreifenden unterbrocden Hatte, war bie italienifche Handelsbilanz aktiv. 
Bol. Werner Sombart, Die Handeläpolitit Italiens, im erften Bande diejes Sammel: 
werks, S. 156 und die Tabelle ©. 166, ebenda. 
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Tabelle I. 
Spaniens Außenhandel nad Werten. 
überſchuß 
Einfuhr Ausfuhr — ——— — 
ber Einfuhr der Ausfuhr 
Peſetas Peſetas Peſetas | Peſetas 

1827 89 403 305 66 601 227 22 802 078 — 
1849 150 620 989 120 495 668 3015321 — 
1859 315 4283 180 256 508 247 58. 914933 | = 
1860 370 828 375 274 550 861 96 277 514 — 
1861 505 148 447 317375 115 187 773 332 — 
1862 419 828 176 277 633 068 142195 108 | a 
1868 474 627 730 304 967 774 169 659 956 | — 
1864 497 466 783 353 212 893 14425380 | — 
1865 406 547 697 321 601375 8494632 | — 
1866 328 032 415 309 971570 18060845 | — 
1867 400 056 245 294 842 762 105 213 482 u 
1868 573 893 343 277 485 160 296408183 | — 
1869 442 263 313 266 552 610 175 710 703 — 
1870 521 914 095 399 549 295 122 364 300 — 
1871 569 009 263 442 356 870 126 652393 | — 
1872 526 506 590 510 379 848 16 126742 — 
1873 532 116 446 588 162 112 — 56 045 666 
1874 572 119429 466 465 212 105654217 | — 

1875 570 297 467 452 021575 118275892 — 
1876 553 652 287 445 332 544 108319 743 | — 
1877 538 357 949 515 926 135 22431814 = 
1878 541 183 774 479 878 207 61305 567 — 
1879 604 947 481 528 198 542 76 748 939 — 
1880 712 046 313 649 968 179 62 078 134 _ 
1881 650 569 49V 670 889 032 = 20 319 542 
1882 816 666 901 765 376 087 51290814 | _ 
1883 893 446 011 719468 414 173 977 597 _ 
1884 779 643 866 619 192 339 160 451 527 — 
1885 764 757 664 698 003 042 66 754 622 _ 
1886 855 206 950 727 349 885 127 857 065 = 
1887 811 211 708 722 181 792 89.029 916 — 
1888 716 085 479 763 104.389 — 47 018 910 
1889 866 511424 896 855 826 — 30 544 402 
1x90 941 137 925 937 759 883 3378 042 — 
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wiſſer Zölle von 25 auf 20 Prozent, jo wußten die Gatalanen durch ihre 
geſchickte Vertretung zu bewirken, daß die Wertbemeflung der Waren, nach 
welcher der Gewichtszoll darin berechnet und in den Tarif aufgenommen 
wurde, troß fintenden Preifes der wichtigften Artikel, ſtets eine übertrieben 
hohe blieb. Jene MWertbemeffung wird in der Statiftit beibehalten und 
auf ſolche Weile die Urfache der übertriebenen Bewertung der jpanifchen 
Einfuhr. Was die für den Ausgleich der Handelöbilanzen der modernen 
Kulturftaaten immer größere Bedeutung gewinnende Effektenbewegung 
anlangt, jo müfjen wir ung auf den Hinweis beſchränken, daß Spanien bis 
Anfang der achtziger Jahre zum Ausbau feiner Eifenbahnen und Dedung 
ſeines Defizits große Summen dom Auslande geborgt, feitdem aber feine 
Staatsſchuld zu erheblichem Zeile zurüdgefauft und eine äußere Staats— 
anleihe nicht aufgenommen hat. Endlich ift zu bemerken, daß die in der 
offiziellen Handelsftatiftit einbegriffene Bewegung der Edelmetalle 
vollftändig unzuverläffig iſt, da die Goldrimefjen, bei Ein» und Ausfuhr 
von Angeftellten der Wechsler über die jpanifch-franzöfifche Grenze gebracht 
werden und fich zum größten Zeile der Zollftatiftif entziehen. 
(Siehe Tabelle II u. III ©. 92 u. 93.) 

Zu Tabelle III ift zu bemerken, daß die ſpaniſche Statiftif feinen Unter« 
jchied zwifchen General» und Spezialhandel macht. Zranfitverfehr befitt 
Spanien jaft gar nicht. Früher verfuchten die offiziellen Handelstabellen den 
wirklichen Urjprungs= und Beftimmungsort der Waren feſtzuſtellen; da dies 
nur teilweife gelang, ging die Statiftit nach und nach, und feit 1888 ganz zu 
dem Syitem über, fich nur an den nächjten, unmittelbaren Urſprungs- und 
Bejtimmungsort zu halten. Hierdurch erfcheint der Handel mit den Nachbar: 
ländern, Frankreich und Portugal, ſowie mit den Schiffahrt und Tranfit- 
verkehr treibenden Nationen, wie Großbritannien und Holland, auf Koften 
der übrigen Staaten größer, als er in Wirklichkeit ift. Auch manche be- 
ſonders auffällige Anomalien der Tabelle finden hierdurch ihre Erklärung; 
3. B. daß Spanien 1876 von Brafilien für 5Vs Millionen Baumwolle er 
hielt, 1890 diefer Artikel aber ganz fehlt, weil er über England oder Frank— 
reich bezogen worden ift. Ebenfo verhält es fich mit dem peruanifchen Guano. 

Die Einfuhr aus Deutichland umfaßt den bedeutenden Export des Ham— 
burger TFreihafengebietes (Palmöl, Altohol u. ſ. w.), welcher in der deutichen 
Statiftit nicht erfcheint. Dagegen ift Spaniens Ausfuhr nach Deutichland 
jehr viel größer, als die fpanifche Handelsſtatiſtik nachweiſt; insbeſondere 
find die fämtlichen Kupfer und Gifenerze im Werte von 11 Millionen 
Peſetas, welche Spanien 1890 nach Holland verichifft hat, unzweifelhaft für 
Deutichland beftimmt. Nach der deutjchen Statiftif betrug die Einfuhr 
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Spaniens aus dem deutfchen Zollgebiete 1889 44,6 Millionen Mark, 
Der Handel Spaniend mit Portugal ift zu über- 
wiegendem Zeile Zranfitverfehr; beide Länder haben gleiche Produkte und 


Ausfuhr 32 Millionen. 
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gleiche Bebürfniffe, daher wenig miteinander auszutaufchen. 


Tabelle II. 





1629 
1727 
1827 
1549 
1859 
1868 
1869 
1870 
1871 
1372 
1373 
1874 
1875 
1376 
1877 
1878 
1879 
1850 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
18% 


Anmerkung. Diefe Ziffern umfafjen nicht die fogenannten Konfumzölle auf 
Kolonialwaren, Alkohol, Petroleum und Getreide, deren Ertrag während ber letzten 


| 


| 





Spaniens Bolleinnahmen. 


Peſetas 

724 323 
7000000 
16 937 649 
27 521 730 
71365 355 
48 281 630 
39 249 533 
48 644 102 
2 761 812 
AT 611858 
46 084 396 
58 153 980 
51 147 926 
64 222 481 
63 954 095 
67 568 421 
78 243 551 
85 087 884 
84 677 623 
99 628 806 
97 674 169 
86 104 272 
86 069 369 
90 610 067 
90 394 303 
79 827 716 
84 944 658 
97 567 300 


Sabre ſich wie folgt ftellte: 
in 1886 - 1887 — 87 444 265 





| Handelävertrag mit Großbritannien. 


liberale Zollxeform. 
Ummwälzungen und Karliftenkrieg. 


Reftauration der Monarchie. 
bie Reblaus in Frankreich. 
Rüdkehr zu höheren Zöllen. 


Erwartung des ermäßigten Tarifs. 
Handelövertrag mit Frankreich. 
Handelsvertrag mit Deutfchland. 


Erwartung höherer Zölle. 


[I 


1887 1888 
1888 1889 
1889— 1890 
1890 - 1891 


86 941 199 
83 370 096 
90 220 350 
89 092 627. 
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Tabelle III. 
Spaniens Außenhandel nad Ländern geordnet. 
In 1000 Pefetas. 
1876 1890 
| Überfehu Überf 
gänber Gin: | Aug, der ſpaniſchen) Gin. Yu, | der Ipaniichen 
Fuße | fuhr | Eine | Aus: | fuhe | fuhr | Ein: | Aus 
| fuhr | fuhr fuhr fuhr 
| | 
| | | 
Euba ...... | 37994 70 145 — [32151 44561) 86426 — | 41865 
Puertorico 5844| 4988| 861] — | 28127| 22617) 5101| — 
hilippinen 9589| 2457| 7131) — | 24563! 9213115349| — 
tanfreich 163 633 | 90 917172716 | — 1292292425604 — [133311 
roßbritannien . . 143 4991178 177) — 135277 1194 578218371) — | 233798 
Deutiches Reih . . | 7314| 7853| — 538 | 44475) 11829132646 | — 
ortugal. . . . . 4424 19832| — 115408| 34873| 35672) — 798 
talin ... . .» 16260. 4500.11759| — | 16383) 8082| 8301 
erreich-Ingarn 172 601 112 — 848 — 848 — 
J FREE 17668| 8824| 8844| — | 40472 2144519027 | — 
Niederlande 166| 3313| — | 3146| 2839| 1389| — | 11051 
Dänemarf 1315| 1239| 7ji — | 2564 3871) — | 1807 
—ãA— — ||| ZI fossel Salessnl — 
AND. -: . . . > Pr o« — 26 355 4 59 — 
—*— re “| 2085| 3550| _ I agogl | 
webe. » » + » x.on ER o| — 17 972 26 — 
Nobwegen 1596 3568112412| | jggı7| B333 — 
RE: a5 1 987 4| 1982| — | 8351| — |8351| — 
Gibraltar 7695| 1244| 64501 — | 2854| 2085| 820 — 
Hoerien . - - - -» 10 273| 8133| 2139| — 6593| 441| 212) — 
aroflo.. . . .» 639 134 505| — 9640| 1475| 8164| — 
— — a 1740 11781 — 
Nordamerika 59 716. 12046 47670| — | 79393) 2452154872) — 
Merito. . .. . . 2664| 1838| 8361| — 440) 9313) — | 887 
Brafilin. . . . - 6087, 903 5184| — 1144| 53831 — 398 
Emadur ... . . 3361| 529 2832| — | 5711) 120) 55911 — 
Columbia 5733| 597) — 24| 1405| 3136| — | 1730 
Benezuela 3482 2937| 544 — | 2866| 20921 7744| — 
7 U 12 008 1911988) — | 1832) 1001 1781| — 
Uemguay . ... . 322 6197| — 158741 2035| 7586| — 5550 
Argentinien. . -. - | 8182 10203 — | 2020] 10579 15409) — 4 829 
Alle übrigen Länder | 7682 1540| — | — 115322) 8195 — _ 
553 430 445 332] [941 1371937 759) 
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Don Italien bezieht Spanien Faßdauben und Holzkohle (wohl im 
ZTranfitverfehr), Gemüfe und Schwefel. Die Hälfte der ſpaniſchen Ausfuhr 
nach Stalien entfällt auf Robeifen, ein weiteres Fünftel auf Sardinen und 
andere Fiſche. 

An Marokko lieferte Spanien 1890 nur für 470000 Peſetas Waren 
verjchiedenfter Gattung, bezog dagegen für 8 Millionen Gemüſe, Eier, Ge— 
treide und Rindvieh. Der Reit des Verkehrs betrifft Silbermüngen, in Ein— 
und Ausfuhr. Aus Norwegen empfing Spanien für 16 Millionen Kabeljau 
(Klippfiſch), aus Schweden für 2 Millionen deögleichen, 7!’ Millionen Al- 
fohol, 6'/. Millionen Holz. Der Erport nach beiden Ländern ift verſchwindend; 
ebenjo der nach Rußland, das aber für 23 Millionen Weizen und anderes 
Getreide aus Odeſſa nach Barcelona verfandte, jowie für 6 Millionen Holz 
aus den Häfen der Dftfee. Don Agypten bezieht Spanien Baumwolle, aus 
der Türkei Baumwolle und Weizen. 

Einen namhaften Aufihwung hat Spanien Handel mit Mexiko, Argen- 
tinien und den übrigen füdamerifanifchen Republifen fpanifchen Urſprungs 
genommen; dieje find nächit den eigenen Kolonien die beiten Abnehmer für 
Spaniens induftrielle Erzeugniffe. 

Aus den Vereinigten Staaten bezog Spanien 1890: 

Petroleum für 11 Millionen 
Baumwolle = 51 « 
Takdauben =» 7 - 
Holz := 26 = 
Getreide : 923 » 
Tabak 86 
exportierte dagegen nach Nordamerika: 
Manganhaltige Eiſenerze für 4,5 Millionen 


Mandeln = 2,5 s 
Rofinen = 10,4 ⸗ 
Trauben : 21 Bi 


Bon Großbritannien empfängt Spanien für feine Metalle, Erze, Weine 
und Südfrüchte befonders Mafchinen, Metall- und Textilwaren. 

Der Handel mit Frankreich umfaßt alle Zweige der jpanifchen Volks— 
wirtichaft, erreicht annähernd 40 Prozent des gejamten Außenverkehrs 
Spaniens und ift für feine Handelspolitit von außfchlaggebender Be— 
deutung. | 


Tabelle IV, 


Spanien. 


Spaniens Einfuhr nad) Waren geordnet. 
Werte in 1000 Peſetas. 


45 




































Benennung der Einheit 1876 1890 
Maren ber Mengen Mengen | Merte 
a Tonnen 39518| 10669 160 3837| 29049 
Ale” übrigen Gerealien . . ⸗ 20 666 4133 126 797! 17751 
Weizenmehl -. .....» E 9397| 3805 2545| 7645 
ieh und Pferde . . . . Stüd 107565 | 3720 97353| 10455 
äute und Leder . . . . Tonnen 7879| 20003 8187| 16720 
Tee? . 31664| 15882 | 47403| 29864 
Buder. oo 000. ⸗ 41592| 32596 762451 457% 
Kakao.... ⸗ 5701) 10128 7519| 14848 
Kaffe 8 ae : 3203| 6406 5546| 11934 
MIEOBE .. 5.4 ns Hektoliter | 125924 | 8075 | 602084| 26084 
Baumwolle, rohe . . . . Tonnen 39 177| 78355 49837| 69772 
: arn Kilogramm 238 933 1385 488 763 2 523 
: Gewebe . . . 1169209 10336 11881354! 11579 
BE}. ar Tonnen 2573 7136 2347 9837 
Wolle, Gewebe . . . . - Kilogramm | 1362 764 189838 [2141064 | 22449 
Seibe, roh und geiponnen. . 131 088 6 4836 162 321 6476 
Seide, Gewebe . . . . . ⸗ 67 761 5 560 178 507 9580 
Flache und Hanf . . Tonnen 1326 1333 5257) 4766 
Geſpinſte 5778| 26409 8557| 13697 
Gewebe . . .. » : 602 4450 747 4616 
Die übrigen Zertilfajern . 5 1272 1259 10 975 4 939 
Die übrigen Textilfaſern, 2 
Seipinfte. . - - . » - : 4633| 3614 5575| 3902 
Kohlen und Koks . . s 654 775, 20952 |1717708| 44660 
Petroleum und Naphiha . 5 33314| 13168 | 88281| 15904 
Eifen und Stahl . s : 25521 2432 40 144 2938 
Eijen- und Stahlwaren j ⸗ 36 718| 16708 110809| 33747 
Maſchinen und deren Zeile s 13523| 12062 32295| 41082 
Kupfer: und Meffingwaren s 1646| 3670 3024 7380 
Ehemilalien. . . ... » : 29078| 10823 68449| 22775 
arbwaren. . » .» 2... 3353 5457 2 782 3 791 
FE verihiedten | — 21 958 _ 29 931 
abdauben.. . . 2»... 1000 Stüd 7346 3673 15348| 14580 

Öbel und Holzwaren. . | Kilogramm] 1141 152 2005 13 178668 7344 
WR. ⸗ 2 666 508 2419 |7 647325 5119 
— A ee Tonnen 4988| 5664 4 878 > 119 
Shifle. -.-.. 2.2... Stüd 38 4081 54 6741 
Material für Eifenbahnen, 

Arlenale und Schiffe. . | verfchieben — 19 746 — 8879 
Wagen und Wagenteile ; ⸗ — 1376 — 4512 
J —— — 23 670 — 33621 
Talg und andere Tierfette Tonnen 2462 2339 15145| 9844 
RE 3: u eh : 97303 | 17 190 46899| 10317 
Kokos:, Palm: und Leindl s 13789| 11031 13 470 8813 
Gdelmetalle. . . - . . . BASE) _ 43 322 
Leere Faͤſſer ausl. Bripenngs — - — — 45 853 

⸗ ⸗ſpan. — _ | — 10 282 
2 ER Hettoliter 3533) _ 976 | 17097) 3307 
Ale übrigen Artikel. . . — — 1.7169 — 147 005 

1 1553652 ] 941137 
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Spaniens Ausfuhr nach Waren geordnet. 
Werte in 1000 Peſetas. 








Benennung ber 
Waren. 


Getreide, Reis, Mais 
re a 


| IH Tas SET ame) ET er en Ta ZT 


Tonnen 


DA ar art a — 
Tonnen 
Hektoliter 


JJ ng 
ein, gewöhnlicher . . . 
. Ne und ähnliche . 
s alaga u. ähnliche 


Südfrüchte, friihe. . . 


5 trodene, und 
—— ee a a un var dr us 


8 
Konnen 


Tonnen 


—— N 


. 07 nn Tr [he 


Ex a ee ee ar Io Bei 
Siberr.......— 

Quedfilbr . . -..... 

Kupfer und Zu: 

org und Stahl 

Andere Metalle... . . 

Beni: 4.56 

Korkftopfen. . . .» 2... 1000 Stüd 
BAR een Tonnen 
Spartograd. . .»..... 

Shokladte ....... Kilogramm 
Liköre und Altohol . . . | Hektoliter 
Robleide -. -. - » 2... Kilogramm 
0 Fe Tonnen 
Wolle, Gewebe . .. . . Kilogramm 


Baumwollgewebe — ——— 
Bücher 


. nn hr Tr Re 
Me — 


Alle übrigen Artikel . 





1000 Stüd 627 010 














1890 
Mengen | Werte 
30050 | 6957 1635| 2548 
50198 | 17569 | 31743| 10157 
27283 | 10785 | 74060 | 18219 
1312 | 605 3311| 9643 
7425 | 3644 9360| 4871 
1435345 |[ 43060 [9 190686 | 275 930 
310 855 62171 | 220321) 28 | 
92410 || 13861 | 59916, 539 
4992 | 4492 | 14615 13154 
7 a 11903 | 141128, 33206 
| — 4— 
23182 || 9847 | 20886 13904 
2088 || 4177 6176| 9265 
42488 || 29749 | 50815) 23456 
330 | 1962 2397, 644 
5.028 94 | 874) 5833 
5007 | 3004 717%4| 3282 
266 599 557 | 2040 
207654 | 3114 | 258030) 3870 
1221737 | 54396 |6660259| 98923 
= sl — 5052 
966 [| 5795 989) 5736 
359 678 | 39226 29931 
5 703 69 | 7279 6848 
89 594 | 47640 | 140661, 66743 
2103 | 1216 2320| 1970 
4459 |f 2230 5930| 163 
737524 |\ 9219 |15919%4| 22226j 
4771| 3340 7895| 4737 
38465 | 8500 | 49877) 6071 
114 976 344 | 315331! 985 
60338 | 3366 | 172388| 1146 
64839 | 83810 | 93762) 2558 
1851 | 3466 5340| 8611 
61556 | 1096 | 237266| 3292 
897412 6104 [4498260 23972 
245112 | 490 | 762581) 2287 
— — — 38 575 
BE 3.060 = 325 
494421 | 9271 ı | 17398 
1345 | 2568 4104, 6756 
= 408 | — 107422 


| 


937759 








| 445 332 
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Die Zabellen IV und V, deren Zufammenjtellung nach offiziellen 
Beröffentlichungen einige Mühe gefojtet bat, bieten das beite Bild von 
Spaniens wirtjchaftlichem Aufſchwung im Laufe der legten 15 Jahre. Wir 
haben das Jahr 1890, bis zu welchem die letzten vollftändigen Publikationen 
reichen, im Vergleich gejtellt mit 1876, in welchem Jahre das Land nad 
langen Wirren in normale Bahnen zurückkehrte. 

Alle übrigen Veränderungen werden in den Schatten geftellt durch die 
Zunahme de8 Weinerports um 191 Millionen jährlid, Zunächſt an 
Bedeutung kommt der Bergbau, der feit der Römerherrfchaft mit ihrem 
Stlavenbetrieb ein kümmerliches Dafein gefriftet hatte und erft im Zeitalter 
der Mafchinen zu alter Blüte erftanden if. Noch 1876 erportierte Spanien 
nur 359 Tonnen Kupfer, 1890 aber (mit Einfchluß des in Erzen enthaltenen 
Metalle) 46000, d. i. iiber ein Sechitel der Weltproduftion von 270000 
Zonnen!. Im gleichen Zeitraum flieg Spaniens Bleiausfuhr von 89000 
auf 140000 Tonnen, d. i. annähernd ein Viertel der Weltproduftion!. Die 
Ausfuhr von Erzen aller Art Hat fich auf das Fünffache gehoben. Verdoppelt 
jehen wir den Erport von Korkftopfen, Schuhen, Papier, Wolle, Vieh; ver- 
dreifacht die Ausfuhr von Südfrüchten, Dlivenöl und wollenen Geweben, 
während die Zunahme des Erport? von baummwollenen Geweben im Gewicht 
das Bierfache, dem Werte nach das Fünffache erreicht Hat. Ungünftig find nur 
die Ziffern für die Hülfenfrüchte und einige andere, weniger wichtige Produfte 
der Landwirtſchaft; der gefteigerte Verbrauch ſowie die Konkurrenz des 
amerifanifchen und ruffifchen Getreides erklären die erhöhte Weizeneinfuhr 
zur Genüge. Es iſt hervorzuheben, daß Spanien® Bevöllerung in fünfzehn 
Jahren nur um ungefähr 6 Prozent gewachjen iſt. Wievielmehr der Wohl- 
ſtand gejtiegen, illuftriert der im nämlichen Zeitraum don 50 bis 80 Pro- 
zent gefteigerte Konſum von Zuder, Kaffee, Klippfiich und anderen Lebens— 
mitteln. Daneben erjcheint die Zunahme der Einfuhr von Textilwaren gering- 
fügig und beweiſt, daß die jeitherigen Schubzölle vollkommen ausreichend 
gewejen find. Nur Luxusartikel, wie 3. B. Seidenzeuge, weifen eine ſtarke 
Mehreinfuhr auf. Der Import aller wichtigften Rohmaterialien für die In— 
duftrie: Kohlen, Baumwolle, Jute, Chemikalien, Tierfelle u. ſ. f., zeigt erheb- 
liche, zum Zeil überrafchende Steigerung. Daß bei jolcher Entwidelung der ge— 
werblichen Thätigfeit die Einfuhr von Mafchinen eine bedeutende Zunahme 
erfuhr, darf nicht Wunder nehmen. Die ſpaniſche Gijeninduftrie 
iſt noch jung, aber vielverjprechend, weil ihr (im Gegenſatz zu Italien) die 
Rohprodufte, Kohle und die vorzüglichiten Erze, in unbegrenzten Mengen 


Nach Schaähung der Metallgefelihaft in Frankfurt a. M. 
Schriften LI. — Handelspolitit. TIT. 7 
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jur Verfügung ftehen. Noch 1876 mußte Spanien fein Roheijen über: 
wiegend vom Auslande beziehen: 1890 überjtieg die Ausfuhr den Import; 
und im dergangenen Jahre meldeten engliiche Fachblätter ala Kuriofum die 
Einfuhr ſpaniſchen Roheifens in Großbritannien ; 1882 wurden die erjten 
Schienen, 1886 der erfte Beflemerftahl in Spanien fabriziert. Bis jet ijt 
Bilbao der Hauptfiß der ſpaniſchen Eifeninduftrie; zahlreiche profperierende 
Hütten und Hochöfen find dort entſtanden, während die Ausfuhr von Erzen 
nach Deutſchland und Großbritannien wachjende Bedeutung behält. Bilbao 


erportierte: 
1878 1224730 Tonnen Gijenerz 


1879 1117836 3 ⸗ 
1880 2345598 ® ® 
1881 2500532 - 5 
1882 3692542 . 5 
1883 3378 234 : - 
1884 3155 432 ’ . 
1885 3295 992 s ® 
1886 3160047 5 » 
1887 4170422 - : 


1888 3591637 ® B 
1889 3885612 ⸗ 
1890 4272918 


Aber noch harren kaum weniger reiche Lager der beſten Eiſenerze in 
den Provinzen Sevilla, Cordoba und Almeria auf Kapital und Unter— 
nehmungsgeift zu ihrer Aufichließung. Kohlen werden gewonnen in 
Afturien; dann bei Barruelo in Nordcaftilien, San Yuan de las Abadejas 
in den dftlichen Pyrenäen, Belmez und La Reunion in Andalufien. Andere 
Kohlendiftrikte in den Provinzen Cuenca, Zeruel und in den Gentralpyrenäen 
bedürfen noch befjerer Eifenbahnverbindung, um mit Vorteil erſchloſſen 
werden zu fönnen, Unter fo günjtigen Vorausſetzungen erjcheint das Stre— 
ben Spaniens, feine junge Montaninduftrie durch Zölle zu ſchützen, als 
ein berechtigtes; umfomehr, als der heimiſche Markt 1890 einer dreifach 
größeren Menge von Eiſen- und Stahlwaren des Auslandes bedurfte, als 
15 Jahre früher. 

Schließlich fei hervorgehoben, daß die jpanifche Industrie zum weitaus 
größten Teile von Spaniern und mit inländiichem Kapital betrieben wird, 
während der Bergbau in erheblicher Proportion in den Händen ausländifcher 
Geſellſchaften ruht. 

Die ſpaniſche Schiffahrt Hat ihren Anteil an dem jteigenden See— 
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verfehr zu behaupten gewußt, wie aus ber folgenden fleinen Tabelle er- 
ſichtlich ift: 


Anzahl ber in jpanijchen Scifferanm in 


en ein: und aus: 
= aufenen Schiffe Metertonnen ——— — 

1876 
unter ſpaniſcher Flagge 11779 660 115 155 473 
=» fremder ⸗ 10678 2555 066 145 383 
22457 3215181 - 300 856 

1890 
unter jpanifcher Flagge 16 915 2256883 355 389 
= fremder ⸗ 21223 9198338 389184 
38138 11455 221 744573 


Der Löwenanteil des Seeverkehrs unter ausländifcher Flagge entfällt 
natürlich auf England. Wir haben bei Beiprechung der Tarifgefchichte ge— 
jeden, in welcher Weiſe die ſpaniſche Schiffahrt dur Differentialzölle, 
namentlich im Verkehr mit den Kolonieen, bevorzugt worden ift. Ein wei— 
terer, wichtiger und erfolgreicher Schritt gefchah vor einigen Jahren durch 
die ftaatliche Subventionierung der Compatia Trasatläntica in Barcelona, 
deren Poftichiffe regelmäßige Fahrten nach den Philippinen, New-York, Cuba, 
Puertorico, Meriko, Argentinien, Uruguay, Fernando Poo und Marokko aus- 
führen. Dieje Gejellfchaft verdankt ihre Entjtehung Spaniens größtem Kauf— 
mann, Antonio Zopez, einem Ajturier, der mittello® nach Cuba ausgewan— 
dert war und ala vielfacher Millionär vor wenigen Jahren in Barcelona 
ftarb, wo ihm auf einem dev jchönften Pläße der Stadt ein Denkmal ge- 
jeßt ift. Die Beitrebungen Spaniens, durch Prämien und Zollbeireiung 
den heimischen Schiffbau zu Fördern, find weniger erfolgreich geivefen. Na— 
mentlich iſt der Verſuch, Kriegsfchiffe zu bauen, wofür nach dem Streit mit 
Deutjchland um die Karolinen ſehr bedeutende Summen ausgeſetzt wurden, 
bis jet jehlgeichlagen, und das dafür verausgabte Geld muß größtenteils 
als vergeudet betrachtet werden. 


6. Spaniens Handelspolitif in Bezug auf feine Kolonieen, 


Es bleibt una noch übrig, einen Blid auf Spaniens Handelspolitik 
in Bezug auf feine Kolonieen zu werfen, der um fo flüchtiger fein muß, ala 
hier die Quellen außerordentlich dürftig fließen. Wurde mir doch im 
Minifterium der Kolonicen in Madrid neuerdings verfichert, daß über den 

7» 
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Handel Cubas nur die ſich auf den Verkehr mit Spanien beziehende Statiftif 
vorhanden ei! 

Mir haben wiederholt Gelegenheit gehabt, bei den Pofitionen der ſpani— 
ichen Tarife beiläufig zu zeigen, wie das Streben der Finanzpolitiker aller 
Richtungen gewejen ift, durch Differentialzölle den Produkten der Kolonieen 
den jpanifchen Markt vorzugsweife zu eröffnen; womit jelbitverftändlich die 
Bemühung Hand in Hand ging, der heimilchen Induſtrie durch Bevor— 
jugung vor ausländifchen Importen den Abjag in den Kolonialmärkten 
vorzubehalten. Bereit? im Jahre 1863 fchrieb der Finanzminiſter Sala= 
verria in einer Denkfchriit an die Gortes, unter Bezug auf die Antillen: 
„Zwifchen Provinzen eines einzigen Königreiches find Zollauflagen nur als 
verhängnisvolle Ausnahmen denkbar, die in günftigen Augenbliden aufs 
gehoben werden müſſen; und nie hatte Spanien dazu beſſere Gelegenheit ala 
gegenwärtig.” Aber aus fisfaliichen Rückſichten ließ Spanien noch Jahr: 
zehnte vergehen, biß nach bitteren Erfahrungen ein Gejeg vom 9. Juli 
1882 die graduelle Abichaffung der Zölle zwifchen dem Dlutterlande und 
jeinen Kolonieen verfügte. Seit dem 1. Juli 1891 find die legten Zoll: 
ichranten gefallen, nicht aber die oben beiprochenen jpanifchen Konſum— 
fteuern auf Zuder und Kaffee, welche eben doch nichts anderes find, al 
Zölle. Da das nächftwichtigfte Produkt der Kolonieen, Tabak, im Mutter: 
lande einem Monopol unterliegt, fo ift überhaupt der fogenannte Frei— 
handel Spaniend mit feinen Kolonieen eine Fiktion. 

Anı geringjten find die Erfolge der jpanifchen Handelspolitif in den 
Philippinen geblieben, wo unter fieben Millionen Gingebornen, außer 
der Beſatzung, nur 2000 Spanier leben. Nach der lekten Statijtit (1888) 
entfielen von der Ausfuhr im Betrage von 26358640 Peſos Silber 
(1 Peſo gleich 4 Mark, weniger des jchwanfenden Verluſts auf Silber) nur 
$ 3170930 auf Spanien; von der Einfuhr von insgefamt $ 21208445 
jogar nur $ 893998. — Unter der Ausfuhr fteht oben an: Manilahanj 
mit 11 Millionen Peſos; dann Kaffee mit 2, Zuder mit 8"2, Tabak mit 
344 Millionen. Unter den importierten Artikeln finden wir Reis mit 2,7, 
grobe Baumtollgewebe mit 8,5, Baummwollgarn mit 1's Millionen, 
wovon England direft oder über Singapore und Hongkong nicht weniger 
als 15". Millionen Liefert. Der Zolltarif der Philippinen war in der 
Regel dem fpanifchen ähnlich; im übrigen gaben fisfalifche Rüdfichten den 
Ausſchlag. Die Zolleinnahmen betrugen 1888 8 2492146, davon 
5 597947 für Ausfuhrzölle (befonder® auf Tabak) und $ 34881 
Schiffahrtsabgaben. Anfang 1891 wurde ein neuer Zolltarif defretiert, 
treu nach dem fpanifchen Mufter abgefchrieben, obgleich) nur ganz wenige 
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der zahlreichen Pofitionen jemals praftifche Anwendung finden dürften; denn 
die Bebürfniffe der Bevölkerung des Archipels find die einfachjten. Frei 
ift nur die direfte Einfuhr aus Spanien unter nationaler Flagge, mit 
Ausnahme des Imports von Branntwein. An Stelle des aufgehobenen 
Tabakausfuhrzolles wurde eine Ladegebühr von 1 $ per Tonne auf alle 
erhortierten Güter eingeführt. In dem Ginfuhrtarif find die wichtigften 
Artikel für die Praris die folgenden: 
baumtwollene Gewebe per Kilogramm bis 25 Fäden 8 —.20 


= von 26 bie 35 Fäden . . . . —.32 
Reis, geſchält oder ungeſchält, 100 Kilogramm 00: 50 
Weizenmehl . -. » 2»... 100 - = 2.16 
Mein 2 2 02. Setolliter. . . . = 12. 
Hüte. »- 2 2 200.» Pr Sl. . 5, 


Die beiden erjtgenannten Pofitionen fommen auf nahezu 40 Prozent 
des Wertes der Gefamteinfuhr der Philippinen in Anwendung. Es muß 
zugegeben werden, daß dieje Zölle verhältnismäßig niedrige find, und daß 
der von der Zolltommiffion von 1889 geäußerte Wunfh und Rat ihrer 
Erhöhung vom jpanifchen Standpunkte aus ein berechtigter it. Im früheren 
Zeiten fand die mangelhafte und jpärliche Verbindung der Entwidelung des 
Handels zwifchen dem Mutterland und der fernen Kolonie im Wege; biejem 
Mangel ift aber jebt durch die jubventionierten Dampfer abgeholfen, welche 
dreizehnmal jährlich zwiſchen Manila und Barcelona verkehren. In der 
That ift der Handel zwiſchen Spanien und den Philippinen in entjchiedenem 
Auffhwung begriffen. Nach der jpanifchen Statiftif, welcher vor der kolo— 
nialen ihrer größeren Zuverläffigkeit halber der Vorzug gebührt, betrugen 
im Berfehr mit dem Philippinenarchipel: 


Spaniens Einfuhr Ausjuhr 
1876 Peſetas 9589062 2457 363 
1881 . 19 354 432 4108295 
1890 = 24563378 9213712. 


Bon dem Export des letzten Jahres entfallen auf baumtollene Gewebe 
3,2 Millionen; auf Papier, Bücher und Lithographieen 1,4 Millionen, 
Unter der Einfuhr finden wir Zuder mit annähernd 2, Kaffee mit 3,8 Mil: 
lionen. Der wichtigfte Importartikel Spaniens aus den Philippinen ift 
jedoh Tabak, deſſen Einfuhr 1876 circa 7, 1881 nahe an 9, 1890 aber 
18,3 Millionen Pejetas erreichte. Die Erklärung diefer Zunahme führt 
und auf ein merkwürdiges Kapitel der jpanifchen Handelspolitif, wenn dieſer 
Ausdruck Hier noch ftatthaft ift. Bis 1881 beitand nämlich in den Phi: 
lippinen ein fogenanntes Tabafamonopol; d. h. die Gingeborenen wurden 
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gezwungen, gegen eine geringe Entihädigung der Regierung allen erzeugten 
Tabak in beftimmten Mengen zu verlaufen, welcher dann nach Barcelona 
und Gadir verichifft und der fpanifchen Regie überwiejen wurde. In Folge 
dieſes Tributſyſtems produzierten die Eingeborenen nicht mehr, ala fie 
mußten. Erſt vor einem Jahrzehnt erwachte in Spanien die Einficht, daß 
die Entwidelung der produftiven Kräfte der Kolonie dem Mutterlande nüb- 
licher fei, als ihre Ausbeutung. Dann wurde der Tabafabau und Tabak— 
handel freigegeben: Antonio Lopez, bezw. die don ihm gegründete jpanifche 
Kolonialbank bildete eine catalanifche Geſellſchaft, welche” die Tabakskultur 
in den Philippinen mit fteigender Ausdehnung und günjtigen finanziellen 
Refultaten betreibt. 

Wir wenden uns nunmehr zu Buertorico, der Eleineren der beiden 
ſpaniſchen Antillen, einer dichtbevölferten nel, welche troß jchlechter Ver— 
waltung, Dank ihrem glüdlichen Klima und privilegierten Boden, in der 
uns bejchäftigenden Epoche ein beneidenswertes Stillleben geführt Hat. Der 
Außenhandel während der letzten Jahrzehnte wird durch die nachjtehenden 
Zahlen iluftriert : 


Puertoricos Einfuhr Ausfuhr 
1865 —1869 F $ Gold 8626453 5639 295 
1874—1878 a Zu re oz E 13661151 8992 224 
1879— 1883 E 14626252 11305006 
1885 —1889 = 12488356 11680607 
1890 a ———— —— ⸗ 18230384 10710519; 
von den Ziffern des letztg enannten Jahres entfielen: 
auf Spanien . $ Gold 5632000 2805 000 
- England . . ⸗ 3718000 102 000 
- Deutichland . = 2212000 746 000 
= Cuba. . . - 733 000 2230 000 
« bie Vereinigten 
Staaten. . , 3850 000 2500 000. 
Die Zolleinnahmen betrugen: 
1865— 1869 im Zahresdurdhichnitt 8 1178342 
1885—1889 = = = 2224 967 
1890 = 5 = 2816062, 


darunter $ 112000 aus Erportzöllen. 
Die wichtigiten Ausfuhrartikel find 1890: 


Zuder 58191 Tonnen im Werte von $ 3782000 
Kaffe 19918 E = : = = 5577000 
und Tabak 1808 : ® : = = 589000; 
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während die Einfuhr, neben Reis (1890 für $ 2755680, bejonders 
aus Deutjchland und Großbritannien importiert), aus Wein, Weizenmehl, 
und allen Bebürfniffen einer wohlhabenden Bevölkerung an Kleiderſtoffen, 
Werkzeugen, Mafchinen u. dal. m. befteht. Die Handelapolitit in Puer- 
torico hat fich natürlich der für dad Mutterland befolgten in den Grund 
zügen angeſchloſſen; 1870 wurde ein liberaler Tarif eingeführt, nach dem 
Muſter der jpanifchen Zollreform der Revolution. Dann folgte 1877 die 
handelapolitifche Reaktion, bis 1882 von neuem ein mäßiger Tarif auf: 
geftellt wurde. Er Hatte nicht weniger ala vier verjchiedene Kolonnen, je 
nachdem die Artikel jpanifcher oder ausländifcher Produktion und unter 
ipanifcher oder fremder Flagge importiert waren. 


Nachftehend die Pofitionen für die wichtigften Einfubrartikel: 
Zoll in Peſos Gold 
auf fpanifche Produfte fremde Produfte 


1 2 1 2 
unter unter unter unter 
fpanifcher frember ſpaniſcher fremder 
Flagge Flagge Flagge Flagge 
Baumwollene Gewebe, weiß 
oder gefärbt, bis zu 10 
Fäden, per Kilogranım . frei 0.06 0.10 0.14 
dgl. 11 bis 16 Fäden Klgr. frei 0.09 0.14 0.20 
dgl. 17 = 21 ⸗ ⸗ frei 0,15 0.19 0.27 
dgl. 22 Fäden und mehr . frei 0.24 0,30 0.43 
Roheifen 100 Kilogramm . 0.21 0.45 0.60 0.87 
MWalzeijen 5 .. 0.56 1.20 1.60 2.32 
Eifenblech E 1.12 1.92 2.56 3.68 
Drudpapier ohne Ende, 100 
Kilogramm . . . 1.05 1.80 3.— 4.35 
Schuhe, Kilogramm. . . 0.19 0.33 0.55 0.80 
Majchinen, 100 Kilogramm 1.82 3.12 4,16 5.98 
Reis, ungejchälter, LOOKLogr. 0.31"/a 0.67!/a 0.90 1.30% /a 
=  gefchälter : 0.68 1.35 1.80 2.61 
Weizenmehl = frei 0.82 2.45 3.26. 


Wir können um fo eher darauf verzichten, viele der 242 Pofitionen 
anzuführen, ala der Geift des Zolltarifd von Puertorico durch die obigen 
Säbe hinreichend charakterifiert wird. Sogar für „rohe Baumwolle fpani- 
icher Produktion“ Hatte eine erleuchtete Regierung vorforglich Differential: 
zölle aufgeftellt. Die Begünftigung des ſpaniſchen Handels wurde durch 
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das erwähnte Gejeg vom 9. Juli 1882 mit jedem Jahre vermehrt: mit 
welchem Erfolge, wollen wir an der ſpaniſchen Statiftif unterfuchen, da die 
Tabellen der Kolonialverwaltung offenbar an groben Irrtümern Leiden. 
Beifpielaweife wird die Ausfuhr nach Spanien 1890 mit $ 2805000 
angegeben, während fie nach der jpanifchen Statiftit 23 Millionen Pejetas, 
aljo jaft das Doppelte betragen hat. Ferner kann ſich der Gefamterport 
Puertoricos 1890 (fiehe ©. 102) unmöglich auf nur 58,7 Prozent der Ein- 
fuhr belaufen haben. 

Nah der fpanifchen Statiſtik alfo weit der Handel mit Puertorico 
folgende Zahlen auf: 

Spaniens Ausfuhr Ginfuhr 
1876 Peſetas 4983 351 5 844 792 
1881 = 8537 287 5317 089 
1890 = 22617176 23127 188. 

Wir fjehen, wie einfchneidend und erfolgreich) das Geſetz von 1882 
(„Ley de relaciones comereiales“) zur Hebung des Verkehrs zwiſchen 
Mutterland und Kolonie gewirkt hat. Über die Hälfte der ſpaniſchen Ein- 
fuhr entfällt (1890) auf Zuder: 20132 Tonnen im Werte von 12 Mil: 
lionen Peſetas; dann Kaffee für 7Ue, Tabak für 2,4 Millionen. Die 
Ausfuhr Spanien? umfaßt eine große Anzahl der verfchiedeniten Artikel, 
von denen wir die dem Werte nach wichtigiten anführen: 


Seite. . » . . Beletad 1333105 
Wachs und — ⸗ 360319 
Barfümerieen . . 2... ⸗ 275016 
baunmollene Gewebe . . . ® 6 980 563 
wollene s —— 105 664 
feidene e rung - 200 070 
TODE = u. - 710613 
Fäſſerr ⸗ 261091 
SRchhh.... ae ⸗ 3 752 464 
Reis (aus Valencia) . - . . 555 717 
Meizenmehl . . . ‘ . 618419 


Garbanzos (eine Art Erbſen, 
die auf keinem ſpaniſchen 
Tiſche fehlen darf). . - E 561 130 


Knoblaud . » . 2... = 521 560 
3) AU EEE . 555 908 
BR: 2 0 . 1 264 730 
Konjerwen . 2» 2 2.2. ⸗ 637641 


Schirme.. ⸗ 305 721 u. ſ. f. 
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Hier hat alfo die Spanische Induftrie einen guten Abnehmer gefunden, feit- 
dem die beftandenen Zollſchranken nach und nach bejeitigt worden find. 
Auch Puertorico Fährt nicht allzufchlecht bei dieſem Berhältnig, da 
jeine Bodenerzeugnifle auf dem fpanifchen Markt ein privilegiertes Abſatz- 
gebiet finden. Die Kolonie ift von politifchen Ummälzungen verſchont ge— 
blieben und gehört zu den glüclichen Ländern, die feine Gefhichte und — 
feine nennenswerten Schulden haben. 

Anders liegen die Verhältniſſe auf der größeren Schweiterinfel, der 
„Perle der Antillen“, Spaniens Schmerzensfinde, Guba. Bei einem Flächen- 
inhalte von 118833 QDuadratlilometern — aljo etwas mehr ala Bayern, 
Baden, Württemberg und Heffen zufammen, — zählt dieje wichtigfte der 
ipanifchen Kolonieen wenig über anderthalb Millionen Bewohner; befitt 
aber eine jo glüdliche Lage und Bodenbefchaffenheit, daß fie eines der 
blühenditen Länder der Erde fein könnte. Weshalb fie e8 nicht ift, follen 
ung die Spanier felbjt fagen. Im Jahre 1871 fchrieb der Minifter für 
die Kolonieen: „Die Kräfte Cubas find unerfhöpflih; . . . . zwiichen 1850 
und 1868 betrugen die Einkünfte feine Budget? 2025127884 Peſetas; 
die Überjchüffe 48493 507 ; die Baarfendungen nad) Spanien 170863 468; 
die Koſten der Erpeditionen nach Merifo und Santo Domingo 90 Millionen, 
und der Bürgerkrieg hat bis heute 314 500000 Peſetas gekoftet. Außer 
diefen, von Guba getragenen Laſten zahlt das cubanifche Budget die Aus— 
gaben in Fernando Poo, welche lange Zeit 1447390 Peſetas jährlich 
betragen haben, ſowie verfchiedene andere Unkoften! außerhalb der eigenen 
der Inſel.“ Und in den Motiven zu dem Budgetgeſetz von 1882/83 ſchrieb 
ein anderer Kolonieenminifter: „Bor nicht langer Zeit waren die Staats— 
einkünfte der Inſel Cuba noch aus 84 verjchiedenen Steuern und Auflagen 
zufammengejegt, welche ohne wiffenfchaftliche Auswahl, nur nach Maßgabe 
der Leichtigkeit ihrer Gintreibung, nach und nach eingeführt worden waren.” 
Kein Wunder, daß ein ſolches Syſtem verhängnisvolle Früchte trug: zehn 
Sabre, von 1868 bis 1878, Loderte die Flamme des Aufftandes gegen das 
ſpaniſche Regiment. Die Unterdrüdung der Inſurrektion hat Spanien 
Hunderttaujende feiner Söhne gekoftet, der Kolonie eine erdrüdende Schulden- 
laſt? aufgebürdet. So jehen wir denn, daß die Handeläpolitif der letzten 
Jahrzehnte in Cuba von fisfalifchen Nüdfichten bejtimmt werden mußte. 
Während die Reform don 1869 Spanien einen ermäßigten Tarif brachte, 


13.8. eine Penfion von 30 000 Peſetas an den Herzog von Beragua, den Nach— 
fommen von Columbus; neuerdings auch die Subvention an die Compania Trasatläntica. 
? Eubas Budget beträgt (1890) ca. 120 Mill. Peſetas, wovon die Schulden 36 ®'o, 
Krieg, Marine und Gensdarmerie 42 %o, Penfionen 6 00 abforbieren. Für die Ver: 
waltung und für reproduftive Ausgaben bleiben weniger ala 20 Milt. Pejetas übrig. 
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war die Regierung ber Revolution gezwungen, für Cuba einen erhöhten 
Zolltarif zu erlaffen, der namentlich die Ausfuhr jchwer belaftete, und 
den der junge Minifter Moret mit folgenden Worten einführte: „Der 
Zarif ijt ein rein figfalifcher und beichränft fi) darauf, neue und höhere 
Zölle aufzulegen, um die Staatseinkünfte zu vermehren, er kann nur den 
proviſoriſchen Charakter tragen, welchen die ihn erzeugenden Umftände ihm 
aufdrüden; nach) Maßgabe der Veränderung des Steuerjyftems der Inſel 
und ihrer wachjenden Einkünfte aus neuen Quellen, wird dag Ministerium 
IRRE fih der Handeläfreiheit nähern, welche die wahre Grundlage des 
Glückes der Nationen it, insbefondere in den Kolonialländern.” Die 
wichtigften Produkte der Kolonie, Zuder und Tabak, bezahlten nach dem 
neuen Tarif beim Export: 

Zuder, die KHifte von 184 Kilogramm 4.— Peſetas 

Blättertabaf, per Kilogramm . . . —.23 ⸗ 

Cigarren, 1000 Stückk.83.75 = 

Don den Einfuhrzöllen greifen wir unter 614 Pofitionen die nach- 
ftehenden heraus: 
(Peſetas für 100 Kilogramm) 
Ipanifche Produfte fremde Produfte 


1 2 l 2 
unter unter unter unter 
Ipanijcher fremder Ipaniicher frember 
Blagge Flagge Flagge Flagge 
baumwollene Gewebe, weiß 


oder gefärbt, bis 10 Fäden 28.25 56.25 75.— 100.— 
dal. 11—16 TFüden. . . 39.-- 78.75 105.— 140.— 

- 1722 =: . . .60.25 138.75 175.— 223.25 

= 23 Fäden und mehr . 49.— 97.75 130.50 174.— 

* re ver⸗ das Doppelte obiger Sätze 
Roheiſen. —49 —.978 1.30!/a 1.74 
eiferne Röhren . . . .» 3 5.75 72.75 10.50 
Ach . . .» 6.75 13.75 18.25 24.25 
Stahl in Matten. u. Blocken 7.75 15.75 21.— 27.75 
Seiſfe 7.75 15.75 20.25 27.75 
Steinloflen . -» » ». —l2 —.18 —.24 —.30 
Weizenmehl . » » . . 11.25 22.50 28.471/2 27.55 
Schuhe, dad Paar . .. Blu —56 —75 1.— 
Wein, gewöhnlicher, in 

Fäſſern, per Hektoliter . 3.75 7.50 10.— 13.25 


Maſchinen ad valorem. . 4°% 6% 30%, 10% 
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Wie erfichtlih, find diefe Zollſätze, namentlich im Wergleich mit 
ipanifchen Tarifen, mäßige zu nennen; aber fie wurden nur zu bald er- 
höht: der Ausfuhrtarif bis 1875 auf ungefähr das Dreifache, die Einfuhr: 
zölle jchon 1871 und 1872 um 25 Prozent. Seitdem find faft in jedem 
Fahre Veränderungen vorgenommen worden, meiftens durch die Budget: 
gejege, welche generelle Zufchläge oder Ermäßigungen verfügten. Kein 
Minifter Hat fich aber der Mühe unterzogen, an Stelle des vollftändig ver— 
alteten Tarifs von 1870 einen neuen aufzuftellen; jo daß die cubanifchen 
Zollfäße ein wahres Labyrinth geworden find. Wir fönnen uns zur 
Drientierung des Leſers auf den Hinweis befchränfen, daß feit 1882 für 
die Vertragsſtaaten anftatt der vierten, die dritte Kolonne des Zolltarifs 
zur Anwendung fam, daß die Finanzwirtichaft weniger ausjchließlich als 
vorher auf die Zölle begründet wurde, und daß nach Konvertierung der 
cubaniſchen Schuld in eine von Spanien garantierte Emiffion, mit der 
Erleichterung der finanziellen Bedrängnis eine allmähliche Ermäßigung des 
Zarifs, und zwar befonders der Schiffahrtäabgaben und Ausfuhrzöfle, er— 
folgen konnte. Einzelnheiten diefer Politik find am nachitehender überſicht 
der Zolleinfünfte während des legten Jahrzehntes zu erkennen. 


Ertrag der cubanifhen Bölle 
(in 1000 $). 



















1880— 1881 

1881— 1882 17 307 
1882 — 1883 176% 
1383— 1884 17 691 
1884— 1885 13 137 
1885 — 1856 14 952 
1886— 1887 13335 
1887 — 1888 10 673 
1883 — 1889 


1889— 1890 


Durchfehnitt | 


In diefe Epoche Fällt nicht nur die für die cubaniichen Pflanzer 
überaus fritifche (von 1880—1886 durchgeführte) Aufhebung der Sklaverei, 
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fondern auch die zunehmende Ausdehnung der europäifchen Rübenkultur, 
welche dem kolonialen Robrzuder eine empfindliche Konkurrenz macht. Wie 
einfchneidend diefe Verhältniffe gewirkt haben, wird durch die Thatſache 
ilfuftriert, daß die Zudereinfuhr Großbritanniens 1876 noch 69 Prozent, 
1890 aber nur 19 Prozent Rohrzuder umfaßte. Cuba ift deshalb für 
den Abſatz feines wichtigjten Erzeugniffes immer mehr auf den Markt der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika angewiefen und graditiert nach ehernen 
Gejegen von Spanien hinweg zu der mächtigen Nachbarrepublil. Die Roh— 
zuderproduftion Cubas betrug 
1880: 547089 Tonnen 
1890: 645894 = , 

wozu noch ungefähr ein Viertel diefer Gewichtömengen für Melaſſe hinzu— 
tritt. Von fo ungeheuren Quantitäten konnte der ſpaniſche Markt 1880 
nur 17932 Tonnen, 1890 nicht mehr als 51968 Tonnen abforbieren: 
faft der ganze Reft, über 80 Prozent der Geſamtproduktion, ging nach 
Nordanerifa. Won der Zudereinfuhr der Vereinigten Staaten, im jähr- 
lichen Werte von circa 90 Millionen Dollars, Liefern die fpanifchen Antillen 
annähernd die Hälfte und figurieren mit der Bedeutung ihres Warenaus- 
taufches, nächſt Großbritannien, dem Deutjchen Reiche und Frankreich, an 
vierter Stelle in dem Außenhandel der Vereinigten Staaten. Unter diejen 
Umjtänden war die Regelung de& Verkehrs zwifchen Cuba und Nordamerika 
die wichtigfte und ſchwierigſte Aufgabe der Handelapolitif Spaniens in 
Bezug auf jeine Kolonieen. 

Während des Aufitandes von 1868/78 waren die Sympathieen und 
manchmal auch die heimliche Hülfe der Nordamerifaner auf jeiten Cubas 
gewejen. Nachdem durch das Gefeg vom 9. Juli 1882 die ſpaniſche 
Regierung ſich Hatte ermächtigen Iaffen, den fremden Nationen in den 
Kolonieen durch Handeläverträge Tariflonzeffionen zu gewähren, fam 1884 
ein Meiftbegünftigungsvertrag zwifchen Cuba und Puertorico einerjeit3 und 
den Vereinigten Staaten andererfeit3 zu Stande, durch welchen letztere den 
Rohzuder der Antillen zollfrei zuließen und dagegen erhebliche Zugeftänd- 
niffe für den Import ihrer Produkte und Erleichterung ihrer Schiffahrt 
erhielten. Getreide und Weizenmehl blieben jedoch durch hohe Differential- 
zölle zu Gunsten der fpanifchen Einfuhr von dem cubanijchen Marfte aus— 
geſchloſſen; und da die unter einem Hochſchutzzollſyſtem teuer produzierende 
Induſtrie der Vereinigten Staaten fich troß dieſer Begünjtigung gegen die 
Erzeugniſſe der alten Welt nicht konkurrenzfähig erwies, fand Nordamerika 
den Bertrag unvorteilhaft, auch die Meijtbegünftigungsflaufel anderen 
Nationen gegenüber unbequem, und fündigte das Abkommen bereit? im 
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folgenden Jahre. Nachitehend geben wir einen vergleichenden Überblick des 
Handelsverkehrs der Inſel Cuba mit den Vereinigten Staaten: 


Ausfuhr Einfuhr 
(Zucker, Melaffe, Tabak (Getreide, Speck, Fleiſch, 
u.a. m.) Eifenwaren u. a. m.) 
1872 $ 67264415 $ 13850627 
1882 :» 63003404 = 12134824 
1888 : 49319087 = 10053560. 


Aljo die Einfuhr nahm ab und erreichte ſtets faum ein Fünftel der 
Ausfuhr, während letztere fih nur dem Werte nach verringerte (infolge 
der niedrigeren Zucderpreife), der Menge nach aber wuchs: beſonders der 
Grport von Rohzucker von 877035222 Pfund im Jahre 1872 auf 
1209170332 Pfund 1888. Die Yankees find zu Eluge Gejchäftsleute, ala 
daß fie nicht hätten verjuchen follen, eine Veränderung dieſes für fie un— 
beiriedigenden Verhältniffes Herbeizuführen; und fie haben es durch die Mac 
Kinley Bill mit charakteriftiicher Rückfichtslofigkeit gethan. Der Grund- 
jtein dieſes vielgenannten Geſetzes ift die Handelapolitit betreffend Zuder!. 
Erſtens wurde der feitherige Zoll (von 115/100 bis 23/10 Gent per Pfund, 
je nach der Qualität) auf Robzuder aufgehoben, bezw. ermäßigt (auf "'e 
Gent per Piund über Nr. 16 der Holländifchen Skala); zweitens die 
nordamerifaniiche Zuderproduftion durch eine Prämie von 1®4 bis 2 Cents 
per Pfund begünftigt, d. 5. durch einen Staatäzufchuß von mehr ala 60 
Prozent des durchichnittlichen Wertes des Produktes; drittens — und 
dieje Beitimmung ift für die Spanischen Antillen die wichtigfte — wurde 
die jogenannte Reciprocitätsflaufel in das Gejeß aufgenommen, wodurch der 
Präfident der Union ermächtigt und verpflichtet ift, den Erzeugniſſen der- 
jenigen Staaten Differentialzöle? aufzulegen, welche Zuder, Melafle, 
Kaffee, Thee und Häute nach Nordamerika einführen, ohne den landwirt— 
ichaftlichen und jonjtigen Produkten der Union, nach dem Grmeffen des 
Präfidenten, hinreichende Tarifbegünftigungen zu gewähren. Das hieß mit 
anderen Worten, die betreffenden Länder, und zwar in erjter Linie ſpaniſch 
Weſtindien, follten den nordamerifanifchen Markt verlieren, wenn fie fich 
nicht den Vereinigten Staaten in die Arme werfen wollten. 

Die Bewegung, welche dieje jehr ernſt gemeinte Drohung in Guba 


! Bergl. R. Mayo-Smith and E.R. A. Seligman, The Commercial Poliey 
of the United States of America im erften Bande dieſes Sammelwerks, S. 26 
und 62 ff. 


? Auf Robzuder "10 bi3 2 Cents per Pfund. 
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bervorrief, war eine gewaltige. Die Handelsfammern von Habana und 
Santiago, die gewerblichen Korporationen der ganzen Inſel petitionierten in 
Madrid, ohne Zögern einen Vertrag mit der nordannerifanifchen Union, dem 
einzigen Abſatzgebiet der Eolonialen Produkte, abzuſchließen. In der Ein— 
gabe einer dieſer Körperfchaften, der Union obrera in Habana, heißt es: 
„Spanien kann weder unferen Zuder noch unferen Tabak kaufen; es ift 
nicht im Stande, ung mit Mehl, noch mit Fleiſch, noch mit den Mafchinen 
und Stoffen zu verforgen, die wir nötig Haben. Was bedeutet aladann 
diefer Freihandel mit dem Dlutterlande, der und an dem Austaufch mit 
den Nationen hindert, welche unfere Produkte zu gutem Preife kaufen und 
ung billig liefern fönnen, was wir gebrauchen?“ Die cubanifchen 
Senatoren und Abgeordneten agitierten in gleichem Sinne in den Gortes; 
die autonomiftifche Partei benußte die in den Antillen herrſchende Erregung 
zu ihren politifchen Zielen. Dagegen Fämpften auch die ſpaniſchen Agrarier 
und Jnduftriellen, um den ihren Intereſſen jchädlichen Handelävertrag mit 
Nordamerika zu Hintertreiben: die „Korporation zur Förderung der nationalen 
Arbeit“ in Barcelona verfaßte einen ausführlichen Gegenbericht wider die 
Petitionen der Kolonieen und verbreitete denjelben durch die Preſſe. Schließ— 
lich ließen auch die Freihändler ihren Rat hören, in den Antillen allgemeine 
BZollfreiheit einzuführen, wodurch zwar die Schwierigkeiten mit den Ver: 
einigten Staaten umgangen, aber auch die fpanifchen Handelsintereffen zu 
Gunſten Englands und der übrigen Induftrieftaaten geopfert worden wären. 
Spaniens MWarenaußtaufh mit Guba hatte aber unter dem Syſtem der 
Differentialzölle, namentlich Dank der Gefeßgebung von 1882, erhebliche 
Bedeutung erreicht, wie wir durch einige Zahlen erläutern: 
Einfuhr aus Cuba Ausfuhr nad) Cuba 


1876 Pejetas ‚37 994 013 70145 407 
1881 = 23275535 63 370 789 
1890 «= 44561014 86 426 832. 


Die in der Einfuhr während diefer fünfzehn Jahre bemerkbare Zunahme 
entfällt ausfchließlih auf Zuder (31 Millionen gegen 23), während der 
import von Tabak bei ungefähr jechd Millionen ftehen geblieben ift. Unter 
den Exporten haben fich die Werte von Wein und Weizenmehl verringert ; 
die meiften Fabrikate dagegen weifen ein Plus auf, in erjter Linie die 
Ausfuhr von Baummollwaren, welche jeit 1876 von Peſetas 2449 040 
auf 12210649, alfo auf das Trünffache geftiegen ift. Bon allen Seiten 
gedrängt und unter dem Drucke der geradezu drohenden Stimmung auf 
Cuba, wählte die Regierung das fleinere Übel und ſchloß, ihren jchub- 
zöllnerifchen Tendenzen zumider, den in der Gaceta de Madrid vom 
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1. Auguft 1891 veröffentlichten Handelsvertrag mit den Ber: 
einigten Staaten. Wegen der bejtehenden Meijtbegünftigungs- 
fonventionen wurde bis zum 1. Juli 1892 ein probviforifcher Tarif für 
die Einfuhr nordamerikanifcher Produkte in Cuba und Puertorico vereinbart, 
nach jenem Zermin werden folgende Sätze in Kraft treten: 

Marmor, Steine, Gement, Mineralwaffer, Eis, Steinkohle, 
Harz, Asphalt, ungereinigtes Petroleum, Roheifen, Röhren, 
Träger, Stahl, Schienen, Draht, Nägel, Schrauben, Baum- 
wolle, rohe ZTierfelle, Holz, Bretter, Faßdauben, Kiften, un— 
bemalte und ungefirnißte Holzwaren, Dünger, landwirtjchaft- 


liche Mafchinen und Werkzeuge, Motoren, gejalzenes Fleisch, * 
Speck, Fleiſchkonſerven, Schmalz, Käſe, Fiſche; Hafer, Gerſte 
Roggen und Mehl aus dieſen Cerealien; Stärke, Früchte, 
Gemüſe, Heu, Stroh, Bäume, Pflanzen, Gerberrinden, Sämereien 
u. X. m. 
Mat . » 2° 20.0. per 100 Kilogramm: $ Gold —.25 
Maismehl . . ». 2 2.00 = - = 0:20 —25 
Weizen. ec . = =: —30 
MWeizenmehl . .» . . .. . : , 1— 


Vahrzeuge für Eifenbahnen und Trambahnen 1°/o ad valorem. 

Glas, Kryitall, Spiegel, Porzellan, Steingut, polierte 

Gijenwaren, jeinere Stahlwaren, Waagen, Bleche und | die Hälfte des 

Blechgeſchirr, Kupfer, Bronze, Meffing, Nickel, auch | jeitherigen Tarifs, 

alle Metallwaren, Möbel, Reis, Reismehl, Mehl- | und zwar feiner 

fonjerven, Gummi- und Guttaperhawaren, MWachätuch | dritten Kolonne. 

u. A. 

Raffiniertes Petroleum, Baummollwaren, Leinengarn, 

Farben, Seife, Droguen, Stearin, Kerzen, Qapeten, 

Drudpapier, Leder, Schuhe, Portefeuillewaren, Uhren, 
Wagen u. A. m. 

Gegen dieſe Konzeſſionen erlangte Spanien die freie Einfuhr von in 
Guba und Puertorico erzeugtem Zuder, Kaffee und Thee, von Melaſſe und 
ungegerbten Häuten. Der Bertrag ift von unbejtimmter Dauer, kann aljo 
zu jeder Zeit gekündigt werden. 

Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß Spanien, der Not gehorchend, 
durch diefeg Abkommen ein ſchweres Opfer gebracht und auf den Abjat 
wichtiger Ausfuhrartikel, ingbefondere Weizenmehl und Eifenwaren, zu 
Gunſten der Vereinigten Staaten in feinen weftindijchen Kolonieen verzichtet 


75 Prozent des 
jeitherigen Tarifs, 
wie oben. 
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hat. Am 13. September 1891 beichloß in Barcelona eine Maflenver- 
ſammlung der gefchädigten jpanifchen Jnterefjenten gegen den Handelsvertrag 
zu profeftieren und eine Petition an die Gortes zu richten, worin darauf 
bingewiejen wird, daß die Zuderausfuhr Cubas durch die in den Ver— 
einigten Staaten eingeführten enormen Produktionsprämien ohnedies in 
abjehbarer Zeit bejchräntt, wenn nicht vernichtet werden müſſe. Als Gegen- 
maßregel wider den Vertrag jchlagen die Petenten vor, die ſpaniſche Aus— 
fuhr durch entfprechende Prämien zu entjchädigen. Schon aus finanziellen 
Rüdfichten dürften jedoch ſolche Maßnahmen unterbleiben. 


7. Der Tarif von 1892, 


Wir find an dem Faden der folonialen Handelspolitif zu der jüngjten 
Bergangenheit zurücgefehrt und betrachten zum Schluß den neueſten Zoll« 
tarif und den gegenwärtigen Stand der fich daran fnüpfenden Fragen. 


Tabelle VI. 
Der fpanifhe Bolltarif vor und nad dem 1. Februar 1892. 


Die beiden Rubriken Nr. 1 find die Marimaltarife, während die Kolonnen Nr. 2 
Anwendung finden auf die Einfuhr aus Ländern, mit denen Handeläverträge beftehen. 








alter Tarif neuer Tarif 














Artikel. Einheit 1. 9, 1. 9 
Peſetas Pejetas | Peietad Peſetas 
Mineralmafir . . . . | Sektoliter frei frei 6.— | 5— 
Kalt und Gyps....IOOo Kilogr. frei frei — 0 | —3 
Perlen und Edelfteine . . |Heftogramm| frei frei 300.— 250.— 

Seidenkolond . . . . . [100 Silver. frei | frei 100.— 100.- 
Kohlen und Kal . . . Tonne 1.25 1.25 3.— 2.50 
Petroleum, rohe . . . [100 Kiloar.| 21.— 21.— 25.— 25 — 
⸗ raffiniertes .. 32.— 32.— 40.— 40.— 
Glas, gewöhnliche . . . s 8.— 6.50 13.— 10.— 
Kryſtall ⸗ und Aa : s 3. | 465 5.— 50— 
Glasjcheiben . . . s 17.50 16.04 24.⸗ 20.⸗ 
Spiegel.— 80.— | 69.34 104.— 30.— 
Stahlichienen Pr i s 8.— | 455 72.20 | 6— 
Träger und Walzeifen . —F 16.90 11.25 11.40 | 9.50 
Giferne Röhren . . . . s 13.— | 850 21.60 | 18.— 
:s Nöägdl. . . ⸗ 20.4 14.85 80.⸗ 25.— 

Gifenbleche, ie 3 Milim., 

und Reifen. . , : 13.— 8.65 15.60 13.— 
Dal., von 3-6 Millim. . : 18. 3.65 12.85 | 10.70 
Dol., von mehr als 6 Millim. s 9.⸗ 6.70 12.85 | 10.70 
Eilendraht(jenac d.Qualität) s 8— 6.55 14.40 | 123— 





bis 19.20 | bis 16.— 








Artikel. 


Drahtgefleht bis 20 Fäden 
per Quadratzoll . . 
— von mehr ala 

20 Fäden p. — 
Meſſer . . . 
Kupferbleche 
Kupferdraht 
fupjerne Röhren . 
Anilinfarben . . 

Kokos, Palm: und Leindi 

Ammoniat 

Stärke 

Kochſalz 

Baumwolle 

Baumwolle, direftaus außer: 
europäijchen Ländern im: 
portierte . 

Baumwolle, gefponnen, und 
ri Garn, bis 


Baumwolle, dal. Nr. 36 
und höher . . . 
Baumwolle, drei- u. mehr: 
drähtiges Garn . . 
Baumwolle, Gewebe bis 25 

Fäden . . 
Baumwolle, Gewebe, von 
26 Fäden aufwärts . 
Baumwolle, Gewebe, ge- 
drudte . . 

— Tu⸗ 


Tlahs . KR 
varı Flache-Geipinfie 
nn 


Hanf⸗ ua aa Gehpinfe 
von Nr. 21 aufwärts 
Hanf- und Flachs-Gewebe 

Nr. 11 bie Ad . 
Hanf: und Flachs— Gewebe 
von Nr. 25 aufwärts 

Wolle, ungewafchene 


gewaſchene 
gekämmte 
Teppiche 


Wollene Gewebe mit ober 
ohne Zuſatz v. Baumwolle 


Wollene Tuche 
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100 Kilogr. 


—R 


Schriften LI. — Banbdelspotiti, I. 


1. 
Peletas 


16.— 





2. 
Peſetas 


15.— 


neuer 


L; 
Peſetas 


Tarif 


— — 


2. 
Peſetas 
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alter Zarif neuer — 
Artitel 1. 2. iv 1. $ 
Pejetad | Peletas | Pejetas Peſetas 
Seide, rohe 30.— 25.— 
- Gewebe 3000.— | 2500.— 
⸗ mit baum. 
wollener Kette : 670.— 400.— | 1200.— | 1000.— 
Sammet, Yelbel . . ⸗ 2625.— | 1200.— | 3600.— | 3000.— 
Felbel, GEinichlag oder Kette 
ganz aus Baumwolle . : 1260.— 800.— | 2400.— | 2000.— 
ae ungeleimtes, unge: 
chnitten ⸗ 10.50 10.— 15.— 12.50 
Bar. ‚geleiimtes, gefmitten — 56.25 48.75 63.35 48.75 
gu dauben . 1000, Stüd 2.— 2.— 15.— 10.— 
retter . . Kubikmeter 2.75 2.60 6.— 3. 
Sul und Selle, ungegerbt 100 Kilogr. 6.— 6.— 7.20 6.— 
I gegerbt ober — 200.— 125.— 160.— | 125.— 
lan, leder . . 5 500.— 325.— 325.— | 2350.— 
—— Fette ⸗ 1— 1.— 1.30 1.— 
Zonne —,50 —.50 — 50 — 40 
Sandwirtfchaftl. Maſchinen |100 Kilogr. L— —.95 18.20° 1— 
Motoren und KHeflell . . 2.50 2.— 21.60 18.— 
Lokomotiven : 2.50 2.— 33.60 | 28.- 
Klippfiſch : 17.50 | 12.70 30.— | 30.— 
plus Zutcläge jeit 1876 | 
bezw. 1877 . 6.— 6.— 6.— | 6.— 
Zrodene Gemüfe . : 3.20 3.10 520 | 440 
Zudr . . . 32.25 |\ 30.80 |\ 32.25 ' ud 
plus Zuſchl. ſeit 1876/77 : 27. J 7.— 1 7.— 27.— 
Zuder, direkt aus jpanifchen 
Kolonien unter Ip aniſcher 
olzzoe us Su ji j : frei | frei frei | frei | 
aber plus Zu e jeit 
orig . 2—- I z-I =-| 2.-I 
Kakao 56. ⸗ 45.75 60.— 60.— 
bis Bi 1a 
plus Zuſchl. von 1876/77 2 32.— 32.— 32.— 
Kakao, aus ſpaniſchen Ko: 
Ionieen - : ⸗ frei frei frei frei 
aber plus Zuſchla von | 
1876 m 3 1 2 32.— 32.— 32.— |) 32.— 
Rafie . 50.— | 4.— | 50.— \ Se 
plus Zufi L. von 1876/77 54.. | 4 | — 54. ⸗ 
Kaffee, aus ſpaniſchen Ko— 
lonieen wie oben .. frei frei frei | frei \ 
aber plus Sufilag don 
1876/77. IR BERRE 54.— 54 a — — 
Wein ... Hettoliter 50.— 2.— 65.— 50.— 
Schaumwein . : 150.— 5.— 195.— | 150.— 
ir. . ; ⸗ 12.50 9.75 19.50 15.— 
Alkohol . . s 20.— 73531 — | — I 
plus Zufchläge . 2835| 3875| 160. |j 160.1 


Die Zölle auf Vieh, Getreide und andere Produkte der Landwirtihait, nad) 
bem alten und neuen Tarif, find Seite 88 verzeichnet. 
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Der in dorjtehender Tabelle mit den bisher gültigen Sätzen in Ver— 
gleich geftellte Zolltarif von 1892 wurde auf Grund des Geſetzes vom 
29. Juni 1890 durch folgendes Regierungsdekret promulgiert: 

„Artikel 1. Vom 1. Januar 1892 an tritt beiliegender Generalzoll« 
tarif für die Halbinjel und die Balearen in Kraft. 

Artikel 2, Die erfte Kolonne dieſes Tarifs bildet die allgemein an— 
zuwendende Grundlage der Berzollung, fo lange bejondere Verträge nicht 
abgejchloffen find. Die zweite wird auf bie Länder Anwendung finden, 
welche Spanien ihre Minimaltarife gewähren, infoferne die Regierung er« 
achten wird, daß dieſelben hinreichende Gegenleijtung bieten. 

Artikel 3. Folgende außereuropäifchen Produkte, wenn fie aus einem 
Lande Europas eingeführt werden, zahlen die nachitehenden Zufchläge: 

Petroleum . -» » . . per 100 Kilogramm Peſetas —.50 


Kokos» und PBalmöl . . = . s 1.50 
SUDEO 40 0 ⸗ 20.-— 
rohe Baumwolle . . . = ⸗ 250 
Manilahanf, JZute . . = ⸗ ⸗ 1.— 
ungegerbte Häute und Felle » . * 3.— 
BEDERE: a are ia 8 ⸗ J 4.— 
Kofle .». 2: 2 ne . ⸗ 4.50 
Geylon-Zimmit . .. — ⸗ 8.— 
hinfiiher = . . .. » ⸗ 2.— 
Gewürznelken. — 3.50 
SUMBE: u: 5% yo - . 3.50 
Thee. .. ⸗ . — 


Artikel 4. Die Spezialtarife für Verzollung des von den privilegierten 
Eiſenbahngeſellſchaften einzuführenden Materials bleiben in Kraft. Die 
Regierung wird geeignete Maßregeln ergreifen, um die Einlöſung der von 
diefen Kompagnieen erworbenen Rechte jo bald wie möglich zu vervoll: 
jtändigen, bezw. zu beendigen. 

Artikel 5. Die Regierung wird ermächtigt, Zollzufchläge oder Ein- 
fuhrverbote auf Waren derjenigen Länder anzuwenden, welche gleiche Maß— 
regeln gegen jpanifche Produkte ergreifen. 

Artikel 6. Den Ländern, deren Handelsverträge mit Spanien am 
30. Juni 1892 ablaufen, bleiben bis zu diefem Tage die ihnen zujtehenden 
Rechte gewahrt.“ 

Mir geben dieſes Dekret mit einigen Abkürzungen in finngetreuer 
Überfegung wieder, weil e8 auf die gegenwärtigen Zendenzen der ſpaniſchen 
Handelspolitik charakteriftifche Streitlichter wirft. Der im Artikel 1 citierte 

8* 
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Generaltarif findet fi) auszugsweife, in den für Spaniens Außenhandel 
wichtigjten Pofitionen, auf Zabelle VI. rei bleibt die Einfuhr von 
Bäumen, Sämereien, Pflanzen, Moos; Gold, Silber und Platina in 
Münzen, Barren und GErzen; einzelnen Muftern ohne Wert, Fäffern zur 
Ausfuhr Spanischer Weine, ſowie einigen anderen Artikeln von geringerem 
Intereſſe. Verboten ift nach wie vor die Einfuhr von Kriegawaffen, katho— 
liſchen Meßbüchern ohne bejondere Konzeffion, marokkaniſchem Kupfergeld, 
Geheimmitteln ; Bildern, Skulpturen und Schriften, welche gegen die Moral 
verftoßen, und Zabal! zum MWiederverfauf. Ausfuhrzölle wurden unter 
dem neuen Zarif nur beibehalten, bezw. wieder eingeführt auf: 

Korkholz per 100 Kilogramm . 5.— Peſetas 


Qumpen = s . 4: 
Bleiglan = 5 . 125 « 
Silberblei - s . 1- > 
und Bleiglätte = ⸗ 1.— = 


Den von der Zollkommiſſion von 1889 vorgejchlagenen Ausfuhrzoll 
von 5 Prozent ad valorem auf Kupfer- und Eifenerze hat die Regierung 
verjtändigerweife fallen Iafjen. Der Einfuhrtarif weift 369 Poſitionen auf 
und ift in Bezug auf Trennung heterogener Artikel und beffere Gliederung 
ein Fyortfchritt gegen feinen Vorgänger. Weniger beifällig muß unfer Ur» 
teil über die Zollfäbe lauten. Da fällt uns zunächſt in die Augen, daß 
alle wichtigſten Robftoffe Tariferhöhungen bis zum NAchtfachen des jeit- 
herigen Sabes erfahren haben; nur ganz wenige Artikel, wie 3. B. Guano, find 
mit fleinen Ermäßigungen bedacht. Auf Fabrikate find die vorher jchon 
hohen Sätze dermaßen Hinaufgefchraubt, daß fie u. a, für Baummollwaren 
wejentlich die Zölle überfteigen, welche die Intereffenten bei der Enquete 
von 1889—1890 überhaupt beantragt Hatten. Wir können uns eines 
eingehenderen Kommentars enthalten: die Zahlen ſprechen laut und deutlich 
genug. Doch feien einige Bofitionen mit den Zollfägen anderer europätfcher 
Staaten, die wahrlich nicht den Freihandel huldigen, in Vergleich geitellt, 
wobei wir? die Minimalkolonne des jpanischen Tarif und die Zollfäße 


t Beiläufig jei hier erwähnt, daß der Tabaksbau in Spanien aus fiskaliſchen 
Gründen verboten ift, obgleich der Boden des Landes ſich vortrefflich dazu eignet. 
Das Tabaksmonopol wurde 1888—1889 vom Staat auf eine Pachtgefellichaft über» 
tragen, welche jährlich für ca. 30 Millionen Pejetas Tabak importiert, den fie, ver: 
arbeitet, zum annähernd fünffachen Preiſe an das Publitum verkauft. Da jedoch die 
ber Regierung zu zahlende, jährliche Pacht von 90 Millionen zu hoch gegriffen war, 
hat die Gejellichaft bis jet 12 Millionen an dem Geichäft verloren. 

? Unter Benupung der dankenswerten Tabellen von Werner Sombart, 
Italien, a. a. D. ©. 113 ff. und Matlekovits, Zollpolitit (1891) ©. 439 f. 
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der anderen Länder vor den Ermäßigungen der jüngften Handelöverträge 
nebeneinander ſetzen: 
Zoll in Franc für 100 Kilogramm. 
Deutjches Zollgebiet Frankreich Stalin Spanien 


Baumwollgarn Nr. 30—40 30.— 30.— 86.— 125.— 
bis 175.— 
Baummollene Gewebe, ge- 

wöhnliche bedrudte . . 150.— 84.50 88.80 370.— 

bis 287.— bis 156.— 
Eifenbahnfhienen. . . - 3.121/g 6.— 6.— 6.— 
Eiſenbleche. 375 7.50 1 10.70 
bis 16.50 bis 12.— bis 13.-— 
Eiiendrabt. . . . 3.75 6.— 12.— 12.— 
bis 20.— b5i815.— bis 16.— 
wollene Waren . . . . 168.75 99. — 175.— 540.— 
bis 211.— bis 220.— bis 865.— 
ABM. u. = 6.25 5.— 5.— 8.— 


Wie erfichtlich bleiben nur die Eifenzölle innerhalb der Maximalſätze 
anderer Staaten, obgleich gerade die noch junge ſpaniſche Eifenindujtrie am 
eheiten fräftigen Schuß verdient Hätte. Aber die Eifeninduftriellen waren 
noch zu wenig einflußreih, um ihre MWünfche zur Geltung zu bringen. 
Dagegen hat es eine einzige Mafchinenfabrif, die Maquinaria Teerrestre y 
Maritima in Barcelona, durch ihre mächtigen Freunde fertig gebracht, daß 
die Zölle auf Mafchinen, den Intereffen der gejamten Landwirtjchaft und 
Induſtrie zuwider, auf das Neun bis Vierzehnfache des bisherigen mäßigen 
Sabes erhöht wurden. Der wiederhergeftellte Ausfuhrzoll auf Silberblei 
fommt nur der einzigen fpanifchen Entfilberungsanftalt eines befannten 
Senator? in Gartagena zu gute, während Hunderte von Bergwerks- und 
Hüttenbefigern die Zeche bezahlen müfjen. Solche Beifpiele laſſen erkennen, 
welches Maß von Einficht bei der Aufitellung des jüngſten ſpaniſchen Zoll— 
tarifs gewaltet hat. Auch in fisfalifcher Beziehung wird das neue Geje 
wahrjcheinlich Enttäufchungen bringen; nicht allein, weil durch übertriebene 
Beiteuerung, bier wie überall, der Verbrauch reduziert werden muß, fondern 
auch durch Zunahme des Schmuggel®, der in Spanien feine Flaffiiche Heim— 
ftätte befitt, und erft unter den milderen Zollgefegen der letzten zwei Jahr- 
‚zehnte mit der Rückkehr politifch geordneter Zuftände im Abnehmen be— 
griffen war. Daß die lehte Evolution der jpanifchen Zollpolitit über das 
Ziel hinausfchießt, hat die Regierung gewiffermaßen felbft anerfannt, indem 
fie in den Motiven zu dem neuen Geſetze jagt: „Die Regierung Hält 
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nicht für zweckdienlich, diefe Zolljäge (des Minimaltariis) für unabänder» 
lich zu erklären, indem in einigen Fällen nüßlich fein könnte, fie zu modi« 
fijieren, um auf diefe Weife im Austauſch wohlerwogener Konzeifionen 
wichtige Vorteile zu erreichen.” 

Unmittelbar nach Veröffentlichung des neuen Zolltarii® hat das 
Minifterium fich von den Gortes ermäcdhtigen lafjen, über die Verlängerung 
der amı 1. Februar 1892 ablaufenden Handelsverträge bis zum 30. Juni, 
dem Ende des Ctatzjahres, fowie über den Abjchluß neuer Konventionen 
zu verhandeln. Da die Verträge mit Großbritannien, Rußland und den 
Niederlanden ohnedies bis zum 30. Juni 1892 Kraft Haben, jo wollte 
die Regierung das jeitherige Verhältnis mit den anderen Staaten ebenfalls 
bis zu jenem Termin fortjeßen und zu weiteren Unterhandlungen Zeit 
gewinnen. Die von den Corte zu diefem Vorgehen eingeholte gejeß- 
lihe Ermächtigung jagt in Artikel 2: „Ausgenommen von diefer Auto» 
rifation find die Zölle auf Branntwein und Alkohol, welche die in 
dem Zarif vom 1. Januar diejes Jahres jeitgefehte Abgabe (160 Peſetas 
per Heftoliter, gegen 46,10 vorher) betragen werden.“ Dieje Klauſel führt 
uns in den Brennpunkt der jhwebenden Fragen der jpani= 
ihen Handelöpolitif: Die Weinzölle in Franfreid. Wir 
haben gejehen, wie vor dem Ericheinen der Reblaus Frankreich einen Über— 
ſchuß eigener Weine befaß, jeit Mitte der fiebziger Jahre aber auf den 
MWeinimport angewiefen war. Die eingeführten Mengen find nad) der franz 
zöſiſchen Statiftif folgende geweſen: 


Franfreihs Einfuhr von „gewöhnlihem”“ Wein 
im Specialbandel, in 1000 Heftolitern 


aus Spanien Stalien Portugal Algerien insgeſamt 


1875 124 38 — — 248 
1880 5037 1582 30 17 7095 
1885 5610 867 884 320 8035 
1889 6878 101 869 1581 10242 
1890 7656 19 195 1959 10518 
1891 9394 10 23 1841 11868. 


Während alfo der junge algerifche Weinbau den Pla einnahm, den 
früher Stalien und Portugal auf dem franzöfifchen Markt bejeffen hatten, 
behielt die Einfuhr jpanifcher Kandweine nach Frankreich ohne Unterbrechung 
fteigende Bedeutung und erreichte nach der fpanifchen Statiſtik im Jahre 
1891 einen Wert von 

Peſetas 294,161,100.— 
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Wir erinnern uns ferner, daß jeit 1882 der jpanische Wein bis zu 
15,9 Grad Altoholgehalt nur 2 Franken Zoll per Hektoliter bezahlte. Nun 
unterliegt aber Altohol in Frankreich einem Zoll von 156%4 Franken per 
Hektoliter, jo daß es nicht nur ein lukratives Geſchäft für die franzöſiſchen 
Händler war, jpanifche Weine zu importieren, die neben 10 bis 13 Prozent 
natürlichem Sprit 5 bis 2 Prozent zugefegten Alkohol enthalten mochten, 
fondern es entitand auch ein nicht unbedeutender Import in Spanien her- 
gejtellter, künftlicher „Weine“. Ein Hektoliter diefer Fälſchungen enthielt 
außer Wafler und Farbſtoff circa 15 Liter Sprit, welche anftatt 15mal 
1,56"; — 23,43 Franken, als Wein nur zwei Franken Abgabe erlegten. 
63 dauerte einige Jahre, ehe die franzöfiiche Zollverwaltung diefen Betrug 
entdedte: dann erhob fich ein gewaltiger Lärm, und ftrenge Maßregeln er= 
folgten, insbeſondere ein Girkular des Zolldireftors Pallain vom 5. März 
1888, wodurd denn auch dem Unfug Abbruch geſchah. Wie bedeutend 
diefe Steuerhinterziehungen geweſen fein müfjen und wie, jelbft nach ihrer 
Aufdelung, die Lüde in den Mafchen des franzöfifchen Zollweſens aus» 
genußt worden ijt, geht aus der Statiftif hervor: 

Spaniens Spriteinfuhr betrug 
1871 bis 1875 durchfchnittlich 126 621 Heftoliter 


1876 - 1880 - 273388 J 
1880... .» 557312 : 
1881 u —— 553 153 : 
1882; 2:4 576 793 : 
1883... . 638 260 2 
1884 ....» 656 646 s 
1886: :.%-.0.°% 948 139 s 
1886. 1088565 : 
1887 -“n: 842 919 ⸗ 
1888.. 506 745 ® 
1889... . 365 267 ⸗ 
18980. 602083 
1891 462 036 


Neben den eigenen Präventivmaßregeln Hatte Frankreich auch Vor— 
ſtellungen bei der ſpaniſchen Regierung veranlaßt, in deren Folge durch 
Geſetz vom 26. Juni 1888 Spanien eine Konſumſteuer von 72 Peſetas 
per Hektoliter auf importierten ſowohl als inländiſchen Sprit legte. Darauf 
große Unzufriedenheit der ſpaniſchen Intereſſenten und Rückgang der Sprit— 
einfuhr auf ein Drittel des Imports von 1886, mit entſprechendem Aus— 
fall in den veranjchlagten Zolleinkünften. Nach vielen MWiderwärtigfeiten 
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jeßte die Regierung aladann im folgenden Jahre die Konjumjteuer aut 
25 Peſetas per Hektoliter herab, wodurch der Gefamtzoll fih im Minimal- 
tarif auf 46,10 Peſetas ftellte. Aber die öffentliche Meinung in Frank— 
reich hörte nicht auf, fich mit diefem Gegenftande zu beichäftigen, und 
empfand den Mikbrauch des jpanifchen Handelsvertrages um jo untwilliger, 
ala die Schuld daran dem deutjchen Sprit zur Laſt gelegt wurde; ob— 
gleich ein erheblicher Zeil des nach Spanien importierten Alkohols jchwebdi- 
ſchen und — ruffifchen Urjprungs iſt. Die Franzoſen fchienen ſich nach» 
gerade einzureden, daß Deutjchland ein vitales Intereffe an dem Sprit- 
export nad Spanien befie, der doch nur einen geringen Bruchteil der 
deutichen Ausfuhr darftellt. So viel übertriebene und entftellte Gefchichten 
find über dieje Frage jenjeits der Vogefen verbreitet worden, daß die Klar» 
ftellung der Thatfachen auch im deutjchen Intereffe nur erwünſcht fein kann. 
Es ift zu betonen, daß die Spritausfuhr nach Spanien ein durch fein 
Geſetz verbotenes Geſchäft ift, und daß Deutfchland doch feine Schuld trifft, 
wenn die franzöſiſchen Weinhändler mit ihren ſpaniſchen Geichäftsfreunden 
den Alkohol unter Umgehung der Zollgefehe nach Frankreich jchmuggeln. 
Andererfeits haben die Franzoſen Necht, wenn fie fich gegen jolchen Miß— 
brauch ſchützen; und daß fie dabei zu weit gehen, kann bei dem deutjchen 
Beigeſchmack der Schnapsfrage nicht überrafchen. Als im Laufe vorigen 
Jahres der neue, ſchutzzöllneriſche Tarif den franzöfiichen Kammern zur Bes 
vatung vorlag, ſchlug die Regierung vor, den Weinzoll auf 0,70 bezw. 
1,20 Franken im Minimal» bezw. Marimaljag für jeden Grad Alkohol 
zu erhöhen, gleichzeitig aber den Spritgehalt fchon von 11,9 Grad an als 
Alkohol mit 1564 Franken per Heftoliter zu bejteuert. Die Re— 
gierung trat nahdrüdlich Für diefen Vorſchlag ein, nachdem fie durch einen 
bejonderen Delegierten den Gehalt der Naturweine in allen möglichen Ge- 
genden Spanien? an Ort und Stelle hatte analyfieren und feftitellen Lafjen. 
Allein Deputiertentammer und Senat bejchlofien! mit großer Majorität 
die Ermäßigung der Weinjfala auf 10,9 Grad Sprit. Der neue Tarif 
beträgt alfo: 
auf Weine von 10,9° 
nad dem Minimaltarif 
11mal —.70 c. — Franken 7.70 per Hektoliter, 
nah dem Marimaltarif 
limal 1.20 — Franken 13.20 per Heftoliter, 


’ Bergl. die intereffanten Debatten: Journal Officiel S. 1527 fi., Situng ber 
Deputiertenlammer vom 2. Juli 1391, ©. 997 ff., Situng des Senats dom 5. Dez. 
1891. Verſchiedene ber von uns angeführten Zahlen find diefen Debatten entnommen. 
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auf Weine von 15,9 
nad dem Minimaltarif 


1 — 7 * 
bmal 0c Franken 11.20 | 19 Franlen per Hefoliter, 


5.» 1.564 = ⸗ 7.80 

nach dent Marimaltarif 
16 mal 1.20 — Franken 19.20 27 Franken per Hektoliter, 
5 ⸗ 1.561. = ⸗ 7.80 


gegen 2 Franken feither! Für den mittleren Gehalt der jpanifchen Weine 
berechnen wir den Zoll auf 12 bezw. 18 Franken per Heftoliter. Immer: 
bin find die franzöfiichen Weinzölle (ohne Berüdfichtigung des Octroi) noch 
die niedrigften aller Hauptländer. — Die Frage ift nun erftens, ob Frank— 
reich die Spanischen Weine in Zukunft wird entbehren können; und zweitens, 
ob Spanien einen anderen Markt als den franzöfiichen finden kann. Grfteres 
muß, für die nächjten Jahre wenigjtens, verneint werden. Nach einer Rede 
des franzöfifchen Handeldminiftere, Jules Roche, im Senat hat zwar Frank: 
reich von jeinen, ehemals 2!/. Millionen Hektaren umfaffenden Wein- 
bergen bereits 1800000 Hektare neugepflanzt; in fünf Jahren, jo hofft 
der Minifter, wird die frühere Ausdehnung wieder erreicht fein. Aber jelbft 
dann ift es fraglich, ob der durch die amerikanischen Reben und den Mehl- 
thau fchwächer gewordene franzöfifche Wein für den geftiegenen Konſum 
außreichen wird. Inzwiſchen Hat die MWeinernte Frankreichs 1891 noch 
immer nur 27416327 SHeftoliter betragen, d. i. wenig mehr als im 
ichlechteften Jahre. Algerien und Tunis liefern wachſende Quantitäten 
Wein, aber nicht genügende für den franzöfifchen Bedarf. Alſo dürften die 
ſpaniſchen Weine vorläufig in frankreich nicht zu entbehren fein, es fe 
denn, daß troß der politischen Spannung mit Italien ein Handelsfrieden 
gejchloffen werden follte. 

Die zweite Trage, ob Spanien einen anderen Markt für die große 
Maſſe feiner Landweine finden kann, als den franzöfifchen, ift mit Be— 
jtimmtbeit zu verneinen. Großbritanniend Import von Wein aller Art 
betrug zwiſchen 1885 und 1889 im jährlichen Durchſchnitt 15042431 
Gallonen, gleich circa 682900 Heftoliter. Das Deutiche Reich fonjumiert 
jährlich nicht mehr ala 3 Millionen Heftoliter, zu drei Vierteilen eigenes 
Erzeugnis. Die anderen Kulturjtaaten fommen faum in Betracht, da fie 
entweder ſelbſt einen Überjchuß von Wein produzieren, oder feine Mafjen« 
fonfumenten find. Wohin follen unter folcden Umftänden neun Millionen 
Heltoliter jpanifchen Landweines ausgeführt erden, wenn nicht wieder nad) 
Frankreich? Paris allein trinkt jährlih 4’s Millionen Hektoliter Wein: 
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mehr als Deutjchland und Großbritannien zufammen genommen! Spanien 
bat alfo an dem franzöfifhen Handeldvertrag ein vitales 
Interejfe. Dieje Verhältniffe find den maßgebenden Kreifen in Spanien 
wie in frankreich bekannt: die fpanifche Regierung Hat ihren Wunfch, mit 
dem mächtigen Nachbarlande in guten Beziehungen zu bleiben, unzweideutig 
manijeftiert, indem fie den Spritzoll höher normierte, ala er in frankreich 
jelbjt ift. Die franzöfiichen Staatsmänner dagegen haben den übertrieben 
hohen, neuen Minimaltarif Spaniens als KHompenfation gegen den fran— 
zöfiſchen Minimaltarif abgelehnt; und da feiner der beiden Teile nachgeben 
wollte, iſt nicht einmal der von Canovas angeftrebte prodiforifche modus 
vivendi bis zum 30. Juni erreicht worden: jeit dem 1. Februar 1892 
leben die beiden Nationen in offenem Tarifkriege, unter gegenfeitiger Anz 
wendung ihrer Maximalſätze. Es fann feinem Zweifel unterliegen, daß 
Spanien, als der jchwächere Teil, jchließlich zu feinen eigenen Heil wird 
nachgeben müffen. Mit dem Deutſchen Reiche, Öfterreich, Belgien, Italien, 
Schweden und Norwegen find die feitherigen Handelskonventionen bis zum 
30. Juni 1892 verlängert worden. Über den Abſchluß neuer Tarifverträge 
ihweben die Verhandlungen und dürften zum Ziele führen. Nur mit 
Großbritannien wird cin neuer Handelävertrag aus den in einen der vor— 
bergehenden Rapitel dargelegten Gründen nicht fo leicht zu Stande fommen. 
Die Konvention mit Schweden Hat durch die Erhöhung des fpanifchen 
Spritzolles ihre wejentlichjte Bedeutung verloren. Deutjchland dürfte auf 
diefe Pofition geringeren Wert als früher legen, da durch die neue fran— 
zöfifche AlkoHoljfala Spaniens Spriteinfuhr unter allen Umftänden außer- 
ordentlich abnehmen muß. Dagegen ift dem deutjchen Handel die vielleicht 
raſch vorübergehende Gelegenheit geboten, zahlreiche Fabrifate nach Spanien 
zu exportieren, die bisher von der franzöfichen Induftrie gelicfert worden 
find. Im Intereſſe Spaniens ift zu hoffen, daß ein liberales Kabinet die 
chineſiſche Mauer des Zolltarit? von 1892 in nicht allzulanger Friſt wieder 
einteißen werde. Inzwiſchen beginnt Spanien das Jahr, in welchem «8 
den vierhundertjährigen Gedenktag der Eroberung der neuen Melt feiert, 
unter trüben handelspolitiſchen Ausfichten. Dank den reichen Hilfsquellen 
des Landes, und troß der Fehler feiner Politifer, wird aber Spaniens 
wackeres Volt unter dem Scepter einer vortrefflichen rau gewiß auch diefe 
Kriſis überwinden. 
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Lönistoire de la politique commerciale de la France depuis la 
fin du sicele dernier se divise naturellement en deux grandes &poques. 
Dans la premiere, qui s’&tend de 1793 au milieu de ce siöcle, les 
pouvoirs publics ont eu la pr&occupation presque eonstante de restreindre 
les importations de produits &trangers. La seconde, qui commence vers 
1853 et qui s’est close en 1892 par le vote des nouveaux tarifs de 
douane, a vu pr&valoir tout au contraire, dans les actes du gouverne- 
ment, des tendances libre-&changistes. 

Avant d’aborder le r&cit des faits les plus marquants de cette 
p£riode de trente A quarante ans, qui forme l’objet spécial de cette &tude, 
il est n&cessaire de r&sumer à très grands traits l’histoire du syst&me 
protecteur depuis 1793, de signaler les eirconstances à la faveur des- 
quelles il s’&tait &tabli, les appuis qu’il avait trouves dans les Chambres 
et dans l’opinion, de degager enfin les caract&res fondamentaux de 
l’institution renversee en 1860 et les causes profondes de sa chüte. 

A la fin du XVIII® siecle l’opinion generale était devenue con- 
traire à l’intervention de l’Etat en matiere &conomique. Les theories 
du système mercantile avaient &t& ruinses par les physiocrates. Sous 
l’influence de ces idees, qui &taient celles de tous les esprits eultivés, 
un trait& fut conelu en 1786 avec l’Angleterre en vue de rötablir les 
&changes commerciaux entre les deux nations. Les premiers actes de 
la Révolution frangaise furent également favorables à la liberté des 
transactions commereiales. Le déaret des 30 et 31 octobre — 5 no- 
vembre 1790 supprima les barrieres interieures. Le deeret du 
15 mars suivant substitua aux innombrables droits qui grevaient autre- 
fois le commerce, un tarif general uniforme et relativement modere. 

Mais bientöt la guerre europeenne £clata. Fidele aux traditions 
de l’ancien regime, la Convention eut la pretention de ruiner le com- 
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merce de l’Augleterre, pour tarir la source des subventions que recevaient 
nos ennemis du continent et pour contraindre cette puissance elle-mäme 
a traiter. L'idée fut reprise par le Direetoire, puis par Napoleon I®" qui 
la poussa jusqu’ä la conception gigantesque du blocus continental. De 
nombreuses prohibitions furent alors édietées. La plupart &taient dirigees 
contre l’Angleterre; mais pour mieux l’atteindre et afin de prevenir 
les substitutions frauduleuses, tous les grands produits industriels furent 
prohibes sans distinetion d’origine. En outre l’Angleterre dominait les 
mers: ses croisieres emp&chaient nombre de marchandises de penetrer 
dans nos ports; la guerre maritime était un obstacle d’autant plus 
insurmontable à leur introduction sur notre territoire que, dans l’&tat 
fort rudimentaire à cette &poryue des voies de communication, la plu- 
part n’auraient pu supporter les frais d’un transport par terre. Les 
produeteurs frangais se trouvaient ainsi protégés contre la eoneurrence 
6trangere soit par des prohibitions soit par des diffieults d’importation 
&quivalant a la prohibition, 

A la cessation des hostilites, ils reclamerent le maintien des pro- 
hibitions édietées par la Revolution et l’Empire eu vue de nuire à nos 
ennemis acharnes; ils demanderent avec non moins d’&nergie de nou- 
velles prohibitions, applicables aux marchandises dont l’&tat de guerre 
avait jusqu’alors empéôcehé l’introduction. Le Ote d’Artois avait pens& 
rendre la Restauration populaire en abaissant les droits sur les denr&es 
coloniales et en permettant l’introduetion du coton en laine moyennant 
un simple droit de balance. Le commerce protesta contre cette mesure 
qui d&pr£ciait les stocks anterieurement constitu6s. En m&me temps, 
les maitres de forges se plaignirent de l’arrivee sur les march&s 
francais des fers au bois de Suede et demanderent un rehaussement 
des tarifs. Le gouvernement c&da. Bientöt de nouvelles instances se; 
produisirent. Toutes les classes de producteurs demanderent successive- 
ment leur part de protection, alléguant l’impossibilit& de réduire les prix 
de revient à raison soit de eirconstances particeulieres à leur industrie, 
soit du rencherissement de leurs instruments de travail, de leurs 
matitres premieres et de leurs consommations par l’efiet des droits 
proteeteurs deja établis en faveur d’autres producteurs. Le gouver- 
nement ne se hasarda plus A proposer des abaissements de tarifs. Il 
hesitait parfois & demander des rehaussements; alors les int&ressds 
s’adressaient direetement aux Chambres. Celles-ei inclinaient a penser 
qu’elles assureraient l’existencee de la monarchie en secondant les 
pretentions des grandes existences territoriales ou industrielles du 
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royaume; elles devaient d'autant plus facilement acceueillir ce genre 
d’arguments qu’elles &taient l’@manation du suflrage censitaire. Des 
1820, le systeme protecteur &tait entierement constitue, 

Le gouvernement de Louis-Philippe eut d’abord quelques velléités 
de reformes. Le Cte Duchätel avait dit, en 1832, aux notables d’Elbeuf: 
„Nous avons fait une revolution pour detruire les privileges et il faut 
vous familiariser avec l’id&e de voir töt ou tard l’abrogation de celui 
qui vous protege; c’est un canonicat dans lequel vous ne pouvez pas 
demeurer £ternellement.“ Mais il fallut c&der devant l’opposition 
des representants des manufacturiers. Le Cte Jaubert disait à la 
tribune, en 1836: „Aucune societ@ ne peut se passer absolument 
d’aristocratie: il en faut une à tous les gouvernements. Voulez-vous 
savoir quelle est celle du Gouvernement de juillet? C'est celle des 
grands industriels et des grands manufacturiers. Ce sont lä les fon- 
dateurs de la dynastie nouvelle.“ Les ministres ne pouvaient demeurer 
indifferents à l’appui que cette classe active, intelligente et riche 
donnait ä la dynastie. „Il est impossible, “erivait M. Guizot,! que 
le gouvernement du roi ne porte pas aux interäts et aux sentiments 
de cette classe et de la population qui se rattache à elle un soin tres 
attentif, et ce n’est qu’apres de scrupuleuses enquötes, des discussions 
approfondies et par des d&monstrations &videntes de l'intérêt general du 
pays qu’il peut lui imposer des eflorts dont elle reconnaisse la n&cessite.“ 

Le proteetionnisme des Chambres censitaires ne rencontrait aucun 
obstacle dans les veux de l’opinion publique. En 1846, le grand 
apötre du libre-&change en France, Frederie Bastiat, entreprit vaine- 
ment d’organiser une agitation analogue A celle qui, en AÄngleterre, 
sous la direetion de Richard Cobden, avait amene l’abrogation des 
corn laws; les pamphlets de ce pol@miste merveilleux n’eurent guere 
d’&cho en dehors du cercle restreint des &conomistes. L’£tat &co- 
nomique et social de la France £tait bien différent de celui de 
l’Angleterre à cette &poque. La propriete y était mieux r£partie, 
Vimpôt plus &quitable. Les classes ouvrieres avaient moins de gain 
A espérer de la r&forme. Elles pensaient möme que leurs interöts étaient 
identiques A ceux des manufacturiers. L’association pour la defense 
du travail national, opposée par les proteetionnistes A l’association pour 
la libert& des &changes fond&e par Bastiat, eut peu de peine A con- 


! Memoires pour servir à l’histoire de mon temps, t. v. ch. XVIII, 
p. 31 et 32. 
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vaincre la classe ouvriere que la proteetion lui assurait de meilleurs 
salaires en même temps que des b£nefices plus &leves aux chefs 
d’industrie. 

Les assembl&ees de la seconde R&publique, issues du suffrage uni- 
versel, ne furent pas moins protectionnistes que les Chambres &mandes 
du suflrage restreint. Le Corps legislatif imperial &tait imbu des 
m&mes idees: il osa rösister aux vues &conomiques du nouveau sou- 
verain. Le systeme protecteur fut maintenu en entier, jusqu'au jour 
ou il fut brise par un acte du pouvoir absolu. 

En realite, la legislation douaniere &labor@e par la Restauration, 
et aggravee plutöt qu'attänude par le gouvernement de juillet et la 
Republique de 1848, avait outré la proteetion des produits fabriqu6s 
jusqu'â frapper les produits etrangers similaires de droits prohibitifs 
et mäme de prohibition formelle. Les matieres brutes que travaille 
l’industrie frangaise payaient des droits excessifs. Le ble, qui est 
la base principale de l’alimentation des personnes dans notre pays, 
etait soumis au regime de l’&chelle mobile. D’un autre cöt&e, pour 
apaiser les protestations de nos armateurs contre des droits qui res- 
treignaient nos importations et privaient notre marine marchande de 
fret, des surtaxes de provenance ou de pavillon avaient été &tablies sur 
un très grand nombre de marchandises. 


1. 


Au moment du r&tablissement de l’Empire la force möme des choses 
poussait à l’abolition du systeme prohibitif. Deux grands &venements 
se sont alors produits, plus f@conds en cons@quences que bien des 
r&volutions politiques: la transformation radicale des moyens de pro- 
duction et de transport par l’utilisation de la force m&eanique de la 
vapeur dans les usines et sur les chemins de fer; la multiplieation 
subite des metaux precieux par la d@couverte des grands gisements 
auriferes de la Californie et de l’Australie. 

Les applications de la vapeur A l’industrie ont change du tout 
au tout les conditions de la production et l’organisation du commerce. 
Jusqu’au milieu de ce siecle, la chert@ des transports par terre per- 
mettait et en möme temps imposait l’obligation A chaque pays — et 
dans le m@me pays à chaque province — de regler sa production 
sur les besoins de la eonsommation locale. Pour approvisionner le 
marehé, on aurait vainement compte sur les produits des r&gions 
voisines: on ne pouvait davantage songer A écouler au loin le trop 
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plein de la production. „En 1817, dit J.-B. Say, tandisque le bl& 
était tol&rablement abondant dans la Bretagne, on mourait de faim en 
Lorraine; le transport des vivres de la premiere de ces provinces 
dans la seconde en quadruplait le prix.“ M. de Foville a constat& 
que, trente ans plus tard, un parcours de 650 kilometres environ 
(de Marseille à Vesoul) suffisait encore A doubler le prix du ble!, 8i 
l’on en excepte les provinces baignées par la mer, auxquelles le bon 
march& relatif des transports maritimes permettait de trouver au loin 
des marches d’approvisionnement et des d@bouches, chaque région £&tait 
obligee de tirer de son propre fonds les denr&es nöcessaires A son 
alimentation, les matieres premieres indispensables à son industrie, la 
plupart des objets fabriqu6s de consommation eourante, oblig6e aussi 
de proportionner ses productions A ses besoins. La construction des 
chemins de fer a revolutionne l’industrie et le commerce. Le bon 
marche, la rapidit& des transports, qui en ont &t& la cons&quence, ont 
de&truit le monopole des produeteurs locaux; en m&me temps, par 
compensation, leurs d@bouch£ts se sont &largis et reeulös, L’agrieulteur, 
l’industriel ne doit plus adapter sa production aux besoins du march& 
voisin, il ne peut plus regler ses prix de revient sur la demande par- 
ticuliere de ce marche. Le monde entier est ouvert à ses produits. 
En revanche les produits du monde entier viennent concurrencer les 
siens. Il est temps d’abandonner les ceultures, les fabrieations qui ont 
fait autrefois la richesse du pays, mais dont les prix de revient sont 
comparativement trop @lev6s, et de leur substituer celles que le climat, 
les aptitudes du sol, la proximite des lieux de production des matieres 
premitres, la facult® d’user d’une force motrice A bon march&, les 
propriétés de certaines eaux, en un mot, les circonstances extr&mement 
variables du milieu d@signent à son experience et A son sens des affaires 
comme ayant leur station naturelle dans sa region. Les specialites 
industrielles et agricoles se localisent. La division du travail s’etend 
des individus aux peuples, chacun bornant son aectivit@ aux produc- 
tions qu’il peut obtenir au prix de revient le plus bas. La conse- 
quence naturelle de cette division internationale des occupations est 
la multiplieation des &changes. 

En m&me temps que la construction des chemins de fer, la decou- 
verte des gisements auriferes de Californie et d’Australie fournissait 
au commerce des moyens de eireulation plus nombreux et plus com- 





! La transformation des moyens de transport et ses consequences &co- 
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modes: le fonds de roulement de l’industrie du monde fut rapidement 
double. Les capitaux disponibles trouvaient sans peine la matiere 
metallique dans laquelle ils doivent s’incorporer pour concourir au travail 
de la production. Le mouvement de l’appareil eireulatoire se pr£cipita. 

Le systeme prohibitif &tait en eontradietion avec le nouvel ordre 
de choses. Il opposait à la multiplication et A l’acc@l&ration des 
optrations industrielles et commereiales, au mouvement qui emportait la 
monde entier, des obstacles qui ne pouvaient @tre longtemps maintenus. 

Au moment de l’av&enement du second empire, les puissances 
voisines de la France avaient deja plus ou moins renoneé aux traditions 
prohibitionnistes qui avaient form& depuis plusieurs siecles le fonds 
commun de la politique commereiale des Etats Europtens. Les pre- 
miers, les Anglais s’&taient jet@s dans les voies nouvelles. Des 1842 
Sir Robert Peel avait obtenu du Parlement britannique la suppression 
de tous les droits prohibitifs qui avaient survecu à la reforme de 1825, 
des reduetions considerables sur les matieres premieres, l’abaissement 
des taxes douanieres A un maximum de 12 p. °'o sur les objets par- 
tiellement manufactur£s, et, sur les objets compl&tement manufactures, à 
un maximum de 20 p. °o. La m&me annte, le r&gime de l'échelle 
mobile avait été ameliore; en 1846, il avait &t& finalement renverst 
sous l’eflort imp@tueux de Richard Cobden et de l’anti-corn law league 
et gräce à l’appui que leur avait donn®, pendant la disette de 1846, 
l’äme généreuse de Sir Robert Peel. De leur cöt“, les Etats allemands 
s’etaient constitu6s en association douaniere. Enfin la Belgique orientait 
sa politique commereiale vers le libre-@change et renversait l’une après 
l’autre les barrieres dont elle s’ctait jusqu'alors entourte. 

L’empereur Napol&on III &tait personnellement dispose A suivre 
la m&me voie. Il avait longtemps habité I’Angleterre: il y avait &te 
t&moin de l’agitation pour la libert@ des @changes et il appre£eiait les 
resultats obtenus par la ligue de Manchester. Pendant la periode 
dietatoriale qui suivit le 2 decembre, la question de la suppression 
absolue des prohibitions par voie d’autorite fut, parait-il, mise a l’&tude. 
Mais avant qu’aueune r&solution eut “te prise, la econstitution de 1852 
entra en vigueur et le Corps legislatif se r&unit. 

Le gouvernement imperial ne se sentit pas assez sür de la 
doeilit“ de la nouvelle assembl&e pour essayer de r&soudre directement, 
par la voie lögislative, un probleme duquel dependaient des interäts 
particuliers nombreux et puissants. I] erut necessaire de l’aborder de 
biais, en usant des pouvoirs conférés au chef de l’Etat par les lois 


France. 183 


du 17 decembre 1814 et du 5 juillet 1836. L’art. 34 de la premiere 
de ces lois a autorise le gouvernement A diminuer, en cas d’urgence 
et A titre provisoire, les droits sur les matieres premieres necessaires 
A l’industrie et sur les objets d’alimentation!; les döcrets pris à cet 
effet doivent ätre soumis à l’homologation du Parlement avant la 
fin de la session, s’il est assembl&, et, dans le cas contraire, à la plus 
prochaine session. Aux termes de l’art. 5 de la loi du 5 juillet 1836, 
le gouvernement peut “galement, par voie de simple déceret, accorder 
aux matieres étrangères destindes A ôtre ouvr&es en France ou A y recevoir 
un compl&ment de main d’@uvre, le ben£fice de l’admission en fran- 
chise moyennant l’obligation de les r&exporter ou de les rétablir en 
entrepöt sous forme de produits fabriques, dans un delai maximum 
de 6 mois; les d&crets de l’esp&ce n’ont pas besoin d’ätre soumis aux 
Chambres?. 

De 1853 a 1855, de tr&s nombreux d£erets r@duisirent les droits 
sur la houille, les fontes, les fers, les aciers, les laines, les graines 
oleagineuses, les bois de teinture, les r&sineux exotiques, etc. L’ad- 
mission temporaire en franchise fut accordee à divers produits, notam- 
ment aux matieres premieres necessaires aux constructions navales. En 
ınöme temps un droit de 10 p. °/o £tait substitu@ ä la prohibition 
qui, depuis le tarif de 1791, frappait les bätiments de mer &trangers,. 
Le gouvernement reduisit &galement, en vue de remedier à la cherte 
des subsistances, les droits sur les bestiaux, les viandes, les vins, les 
spiritueux. L’£chelle mobile des c&r&ales fut suspendue par un d£cret 
du 18 aofit 1853 jusqu’au 31 d&cembre de la même annte, et cette 
suspension devait ötre prorogee d’annte en annee jusqu’en 1859. 

Apres l’exposition universelle de 1855, le gouvernement, frappé 
de la sup£eriorit@ que l’industrie frangaise avait manifestee dans ce 
concours international, erut le moment venu de demander au Corps 
legislatif la reforme de notre l&gislation douaniere. Il soumit d’abord 
A cette assembl&e, au commencement de l’ann&e 1856, une partie des 
d&erets qu'il avait pris en vertu de l’art. 34 de la loi de 1814. Le 
projet de loi fut adopt& malgr& une vive opposition: la majorité s’inelina 
devant le fait accompli. Le 9 juin 1856, le gouvernement, enhardi, 


ı La loi du 15 juin 1861 a deelar& depuis cette disposition inapplieable 
aux c£reales.. Le gouvernement jouit actuellement du m&me pouvoir en 
vertu d'une disposition de la loi du 29 mars 1887. 

2 La loi du 11 janvier 1892 retire cette facult@ au gouvernement, du 
moins en rögle generale. 
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deposa un nouveau projet de loi dont la port&e &tait beaucoup plus grande. 
Ce projet comportait l’abolition des prohibitions et leur remplacement 
par des droits protecteurs &lev@s. L’&motion fut indeseriptible. Pour 
la calmer, un projet reetificatif fut depose des le 23 juin. Les droits 
proposes &taient encore plus élevés; ils repr&sentaient 30, 40, 50 p. 0 
et plus, de la valeur des produits. Le Corps lögislatif se s&para sans 
ıneme discuter le projet. Le gouvernement le retira, en deelarant 
qu'il ne le reproduirait pas avant 1861. Il revint alors au systeme 
des déerets suivis de lois d’homologation. 

Mais les industriels int6resses au maintien des prohibitions mirent 
tout en @uyre pour entraver les projets du gouvernement, et A plusieurs 
reprises ils r&ussirent A le faire revenir sur les mesures qu’il avait 
deeretees. L’opposition ne fut pas moindre du côté des agriculteurs. 
De 1853 à 1857, la chert@ du bl& n’avait que trop legitim& la 
suspension de l’&chelle mobile. I n’en fut plus de möme en 1858: 
le prix de l’hectolitre tomba à 16 fr. 75 cent. Neanmoins, le gou- 
vernement prorogea de nouveau la suspension du régime. En fevrier 
1859, il soumit au Conseil d’Etat un projet de loi tendant & le sup- 
primer. De nombreuses petitions favorables au maintien de cette 
legislation furent adressdes au Senat, qui crut devoir les renvoyer A 
l’examen des ministres. Le me&contentement des proprietaires causa des 
appr&hensions au Gouvernement lui-m&öme. On était d’ailleurs à la 
veille de la campagne d’Italie. Un deeret du 12 mai 1859 remit en 
vigueur la loi de 1832. 

Ainsi, en matiere industrielle comme en matiere agricole, le 
.‚Gouvernement reeula devant l’opposition que soulevaient ses projets 
dans l’opinion et au sein möme du Corps l£gislatif. 

„Quelques personnes en dehors du Gouvernement, dit Michel 
Chevalier, ! penserent alors que c’6tait le cas de recourir A un pouvoir 
attribu& A l’empereur par la constitution et qui consiste A faire des 
trait6s de commerce sans le concours du Corps lögislatif et du Sénat?. 
Un trait@ de commerce ainsi négoeié offrait done le moyen d’accomplir 
la reforme douaniere telle qu’on la jugeait convenable.“ Les personnes 
auxquelles fait allusion Michel Chevalier et Michel Chevalier lui-m&me 


' Pantheon des illustrations franeaises au NXIXe sicele, 
t. XVI. Notice sur Richard Cobden. Paris, Pilon, 1865 et anndes suivantes. 

2 D’apres la constitution de 1375 au contraire, les traitös de commerce 
ne deviennent döfinitifs qu'après avoir été votes par les deux Chambres. 
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jugerent, avec beaucoup de raison, que c’&tait avec l’Angleterre qu’on 
devait essayer de traiter: „le changement une fois admis vis-A-vis 
de l’industrie anglaise qui inspirait un si grand effroi, r&el ou affeet6, 
tout le monde trouverait naturel qu’on le gen£ralisät, successivement 
! Michel Chevalier n’essaya pas de faire partager 
ses idées aux ministres frangais. Il avait plus de confiance dans la 
fermet& et la decision de l’empereur; mais il n’etait pas en mesure 
d’aborder la question avec lui. Il eut alors la pensee d’amener 
les hommes d’Etat anglais A prendre eux-mömes l’initiative de la 


ou d’un seul coup.“ 


negociation. 

L’entreprise était diffieile. „Les apötres de la libert£ commer- 
viale en Angleterre et le gouvernement anglais lui-mäme, qui était 
completement rallié A la doctrine nouvelle, accepteraient-ils la pens6de 
d’un traite de commerce, c’est-a-dire d'un acte negocie avec une 
seule puissance sans la participation des autres? Le principe absolu 
de la libert& des &changes, tel qu’on l’avait proclam& apres la victoire, 
et tel que l’entendait la grande majorit& de la Chambre des communes, 
juge de la question en dernier ressort, semblait exclure de pareils 
engagements, par cela même qu’il ne comportait qu’un tarif general, 
unique, “galement applicable & tous les peuples, sans distinetion, ni 
pröferencee. Richard Cobden s’etait montr& peu sympathique et m&me 
oppos& aux traites de commerce. — L’exp@rience meme avait d&montr& 
qu’il n’y avait rien de grand ä en attendre, On les avait si vainement 
essayés avant la r&forme de 1846 qu’il paraissait que, m&me en 
laissant les prineipes à l’&cart, il était superflu d’en faire l’objet 
d’une tentative nouvelle. 

„Cependant l'idé d'un trait& de commerce fut reprise par 
voie &pistolaire entre Richard Cobden et un de ses amis de Paris 
(Michel Chevalier), qui &tait convaincu que, A moins d’un trait& de 
commerce avec l’Angleterre, la France était à jamais condamnede & 
rester enchainde au char du parti prohibitionniste ?.“ Ces ouvertures 
furent accueillies. „Nous avons autant à faire que nous pouvons 
produire,“ &erivait, quelques mois plus tard®, Richard Cobden à son 
ami. „I n’y a pour nous aucune n£cessit© d’ouyrir de nouveaux 
march6s, en France ou ailleurs . . . Mais pour des raisons entiörement 
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differentes, je serais heureux de voir abolir les obstacles que votre 
sotte l&gislation met aux rapports des deux pays. Je ne vois qu’une 
telle politique qui puisse apporter une am£lioration durable dans les 
rapports politiques de la France et de l’Angleterre! .... 
D’ailleurs, „Richard Cobden avait l’esprit trop ouvert pour ätre 
longtemps à comprendre qu’un trait® de commerce entre la France et 
l’Angleterre cesserait de soulever des objeetions au point de vue des 
principes, du moment que toutes les stipulations eonsenties par l'Angleterre 
seraient, non A l’avantage exclusif de la France, mais applicables et 
appliquces à toutes les nations. Et puis, il &tait d’un si grand interät 
pour la liberte du commerce que la France l’adoptät, düt-elle n’en 
faire au commencement qu’un usage restreint .. .“?. 

Dans l’automne des 1859, des pourparlers officieux eurent lieu en 
Angleterre, olı Michel Chevalier s’£tait rendu pour presider le congres 
international des poids et mesures, réuni a Bradford. Cobden le mit 
en rapport avec le Chancelier de l’Echiquier, M. Gladstone, qui lui 
indiqua „les bases larges sur lesquelles pourrait s’edifier l'’arrangement 
projete.“ L’Angleterre supprimerait tout ce qui subsistait chez elle 
de droits de douane atteignant les produits manufactures de la 
France et r&duirait dans une forte proportion les droits sur les vins 
et eaux-de-vie. Ce qu’elle demanderait à la France se bornerait A 
l’abolition des prohibitions absolues, sauf à les remplacer par 
des droits qui pourraient s’€lever jusqu’a 30 p. ,®. Quelques jours 
plus tard, Napoleon III recevait de Michel Chevalier et de Richard 
Cobden l’information qu’il ne tenait qu'à lui de negocier un traite 
de commerce avec l’Angleterre, 

Une negociation officielle fut ouverte au bout de peu de jours: 
elle fut conduite avec le plus grand mystere. Le 5 janvier 1860, 
Napol&on III annonga ses intentions dans une lettre-programme 
adress6e au ministre d’Etat, M. Fould. Cette d&claration éelata comme 
un coup de foudre. Apres les ineidents de l’annte qui venait de finir, 
on eomptait qu’aucune modification du r@gime douanier ne serait 
tent6e avant 1861. L’&motion fut generale. Neanmoins le traite fut 
signe le 23 janvier. 

Les concessions de l’Angleterre étaient les suivantes: 
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42 especes de marchandises sur lesquelles des droits de douane 
avaient continue d’&tre percus m&me apres la r&forme de 1846 seraient 
dor&navant exemptes; il n'y aurait plus de taxé s que le cacao, le 
cafe, la chicorte, les raisins de Corinthe, figues, pruneaux, prunes 
et raisins secs, le tabac, le the, le sucre, le vin, la bière, les spiritueux 
et les articles dans la fabrication desquels entre l’aleool, les cartes à 
jouer, les matieres d’or et d’argent. 

Les droits sur les vins, qui se montaient depuis le 15 mai 1840 
a 5 sh. 9®%ıo d. par gallon, soit environ 159 franes par hectolitre, 
seraient reduits aux chiffres ei-apres: Jusqu’au 1° janvier 1861, 3 shil- 
lings par gallon, soit par hectolitre, 82 fr. 60 cent. environ; A partir 
de cette date, 1 shilling au plus par gallon, sur les vins contenant 
moins de 15 degr‘s d’esprit, type d’Angleterre (proof-spirit), 
verifi6s par l’hydrometre Sykes (8.50 degr@s cent@simaux), soit par 
hectolitre, 27 fr. 53 cent.; 1 sh. 6 d. au plus, par gallon, pour ceux 
contenant de 15 à 26 degres (14.82 degres cent@simaux), soit, par 
hectolitre, 40 fr. 75 cent.; 2 shillings par gallon, sur ceux contenant 
de 26 à 40 degres (22,80 degres centtsimaux) et sur les vins en 
bouteilles, soit par hectolitre, 55 fr. 06 cent. La teneur alcoolique 
au dessous de laquelle s’appliquait le droit de 1 shilling, fut fix&e 
en realit“, A partir du 1° janvier 1861, & 18 degres (10.26 degrés 
centesimaux) et A partir du 4 avril 1862 à 26 degres (14.82 degres 
centesimaux). Les vins frangais ne titrant pas davantage, en rögle 
generale, le droit tombait de 159 franes A 27 fr. 53 cent. par hecto- 
litre. La suppression du tarif sp@eial aux vins en bouteilles, à dater 
du 9 mai 1866, assura le möme traitement à ces derniers. 

Le droit sur les eaux-de-vie (brandy) £tait, depuis le 18 mars 
1846, de 15 sh. par gallon de proof-spirit, soit par hectolitre 
d’aleool pur, 724 fr. 56 cent. Il fut réduit A 10 sh. 5 d., (502 fr. 
35 cent.). Ces droit &taient superieurs A ceux pergus sur les spiritueux 
britanniques par l’Administration du revenu interieur, de 5 pence par 
gallon de proof-spirit, ou de 19 fr. 32 cent. par hectolitre 
d’aleool pur. Cette surtaxe avait pour objet de compenser les frais 
oecasionnes aux produeteurs britanniques par le systeme de l’aceise. 

De son cöte, le gouvernement francais s’engageait à lever toutes 
les prohibitions et A leur substituer des droits qui ne devaient, en 
aucun cas, d@passer 30 p. °:o de la valeur, d&cimes compris, jusqu' au 
1° octobre 1864 et à partir de cette date 25 p. °o. Les droits ad 
valorem devaient ätre convertis en droit spCeifiques par une convention 
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eompl&mentaire qui interviendrait avant le 1° juillet 1860. Les droits 
interieurs sur les sucres raffines et les produits chimiques derives du 
sel devaient s’ajouter au droit de douane, Le droit sur la houille 
et le coke 6tait fixe à 0 fr. 15 cent. les 100 kg, plus les deux 
decimes; les droits sur le fer &taient reduits à 7 francs par 100 kg 
jusqu’au 1° octobre 1864 et A 6 francs à compter de cette date. 

En résumé, la France obtenait l’admission en franchise de tous 
ses produits, à l’exception de ceux dont les similaires étaient taxés en 
Angleterre ou de ceux qui auraient pu faire concurrence aux produits 
dont l’imposition alimente le budget anglais. Elle coneedait la levée 
des prohibitions, se r&servant la facult@ de les remplacer par des droits 
auxquels elle pouvait donner un caractere protecteur très caracterise, 
puisqu’ils pouvaient representer 25 p. °/o ad valorem. 

La convention du 23 janvier 1860 posait seulement les principes 
d’apres lesquels devait &tre &tabli le tarif conventionnel. Il restait 
a en faire l’application. Une grande enqu£te fut alors ouverte. Elle 
se poursuivit pendant six mois. Tous les interesses y furent appelös!. 
On a dit du trait@ de 1860 qu'il fut negocie comme un complot; 
l’&laboration du tarif, sur les bases postes par la convention du 23 
janvier, eut lieu, du moins, au grand jour. Les conventions compl&- 
mentaires par lesquelles furent fix&s les droits spécifiques, portent les 
dates des 12 octobre et 16 novembre 1860. L’enquäte permit d’ötre 
bien plus large qu’on n’avait esper& pouvoir l’etre: les droits spéei- 
fiques furent fixes, dans beaucoup de cas, à des taux qui represen- 
taient moins de 25°o ad valorem; pour un assez grand nombre de 
matieres premieres, on avait möme admis l’exemption. 

Comme Michel Chevalier l'avait pressenti, le changement une 
fois admis vis-A-vis de l’Angleterre, tout le monde en France trouva 
naturel qu’on le gen£ralisät. Cobden et lui ne s’&taient pas trompes 
davantage lorsqu’ils pensaient que l’initiative de la France serait 
feconde pour la propagation de la libert& des &changes. De 1861 & 
1867, des traites furent signes entre la France et la plupart des 
Etats de l’Europe: avec la Belgique, le 1°” mars 1861, avec le Zoll- 
verein, le 2 aofit 1862, avec l’Italie, le 17 janvier 1863, avec la Suisse, 
le 30 juin 1864, avec la Suede et la Norvege, le 14 fevrier 1865, 
avec les Villes hanssatiques, le 4 mars 1865, avec l’Espagne, le 18 juin 
1865, avec les Pays-Bas, le 7 juillet 1865, avee l’Autriche, le 11 
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de&cembre 1866, avec le Portugal le 15 juillet 18671. Tous ces trait6s, 
comme les conventions franco-anglaises de 1860, contenaient la clause 
de la nation la plus favorisee. Un tarif conventionnel applicable, 
sans distinetion ni preference, aux produits de toutes les nations qui 
avaient trait@ avec la France, se trouva constitu& de la sorte A cöt& 
du tarif general applicable aux produits des autres nations. 

Le tarif general lui-m&me £tait, en möme temps, modifit dans 
‘un sens favorable A la libert& des &changes. 

Le Corps l@gislatif se laissait entrainer dans le mouvement gen£ral. 
Une loi du 5 mai 1860 supprima les droits d’entree sur un certain 
nombre de matieres premieres. Les laines en masse, la potasse du 
erü des pays d’Europe, importees par terre et par mer sous pavillon 
francais, ou importees des pays hors d’Europe par navires francais, 
furent d&sormais admises en exemption de droits. Le mäme traitement 
fut aecord& au coton en laine, aux nitrates de potasse et de soude, 
aux &corces de sumae et de fustel et A divers autres produits tinetoriaux, 
importes des pays hors d’Europe par navires francais. L’immunit6 
fut encore accord6e aux importations sous pavillon national de l’indigo 
provenant de l’Inde et des autres lieux de production, ainsi que des 
gommes de l’Inde et du Senegal. Quelques surtaxes de pavillon ou 
d’entrepöt furent supprimtes, les autres reduites. 

Le 23 mai suivant, une autre loi r@duisait le tarif des sucres, 
des cafes, du cacao et du th£. 

Treize mois plus tard, la loi du 15 juin 1861 supprimait 
definitivement le regime de l’&chelle mobile. L’exportation des 
cCreales était declaree libre. Le droit A l'entrée £tait de O fr. 
60 cent. les 100 kg pour les importations par terre et par navires 
frangais et de 1 fr. 20 cent. pour les importations par navires tran- 
gers. Cette surtaxe de pavillon fut abolie par un deeret du 13 no- 
vembre 1867. 

En mö&me temps, le chef de l’Etat, interpretant dans un sens 


I Les tarifs annexes ä ces conventions furent mis en vigueur par de 
simples déerets. On a reproche au gouvernement de Napol&on III d’avoir, 
en proc&dant de la sorte, forc& le sens du senatus-eonsulte qui autorisait le 
souverain à conclure des trait&s de commerce sans le conceours du Corps 
legislatif. On a contest que de ce droit put decouler celui de fixer par 
simple decret des tarifs de douane. La cons@quence serait inadmissible, en 
effet, dans un r&egime parlementaire: elle &tait dans la logique de la con- 
stitution imperiale qui organisait, en fait, le pouvoir absolu. 
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très large les dispositions de l’art. 34 de la loi du 17 decembre 1814, 
reduisait ou supprimait, par voie de simples decrets, un grand nombre 
de droits de douane. Ce sont d’abord des mesures spe£ciales, 
int6ressant un ou deux artieles: les houilles, le capillaire, les c£r&ales, 
le sulfate de soude, les l&gumes secs et leurs farines (D. D. des 18 
juillet, 11 et 23 aoüt, 24 septembre, 14 novembre, 5 d&cembre 1860). 
En 1861, on proc&de par grandes masses. Deux déerets, le premier 
du 5 janvier, le second du 29 mai, modifient la tarification d’un tres 
grand nombre d’articles, accordent l’exemption, parfois absolue, le 
plus souvent moyennant certaines conditions destinees A favoriser la 
marine marchande, à 70 especes de marchandises rentrant dans la 
catögorie des matieres necessaires A l’industrie, notamment aux peaux, 
crins, poils, graines et fruits oleagineux, chanvre, lin, jute, minerais, 
métaux bruts autres que le fer, etc... . Un certain nombre de 
deerets furent encore pris en 1861 et 1862, pour completer l’auvre 
des deux grands d£crets du 5 janvier et du 29 mai. Ils touchaient 
A des points sp6eiaux. L’un d’eux me£rite une mention particuliere, 
c'est celui du 24 d£cembre 1862 accordant la franchise aux soies 
ecrues et A la bourre de soie, écrue et teinte, 

Le gouvernement continuait ainsi de recourir A la tactique qu’il 
avait employte de 1853 à 1860. Il accomplissait d’autorit& les reformes 
qui lui paraissaient desirables, puis mettait le Corps l£gislatif en 
presence des faits accomplis. Pour assurer le sucees de cette maneuvre, 
il n’hösitait même pas A laisser écouler plusieurs anndes avant de 
demander a cette assembl&e l’homologation preserite par la loi de 
1814. C'est ainsi que les decrets pris en 1853 et 1854 au sujet des 
bestiaux, des vins, des alcools et des huiles ne furent r&gularises que 
neuf et dix ans plus tard, par la loi du 16 mai 1863. Le gouvernement 
ne se conformait certainement pas A l’esprit de la loi de 1814, il en 
transgressait jusqu’a la lettre. Les apparences m@me n'&taient pas 
toujours sauvegardtes; plusieurs décrets omettent de viser la loi de 
1814; tels ceux du 8 septembre 1860 sur le stockfish, du 12 janvier 
1861 sur le cuivre dor& ou argente, filé sur fil ou sur soie. 

La loi du 16 mai 1863, qui vient d’ötre mentionnte, homologua 
32 decrets pris de 1853 a 1862. Les exemptions et mod£rations de 
droits accordees par le gouvernement depuis dix ans (taient ainsi 
confirmtes et definitivement incorportes dans le tarif general. La loi 
introduisait, en outre, quelques tarifications ou exemptions nouvelles 
a l’entree. Les prohibitions de sortie étaient supprimtes, à l’exception 
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de celles eoncernant les contrefacons en librairie et les munitions de 
guerre: le tarif de sortie ne comprenait plus que trois articles. Les 
suppressions de primes ä l’exportation prononcées par des de£crets 
anterieurs, étaient r@gularisces. La loi contenait, enfin, des disposi- 
tions destinees à faciliter le transit et supprimait le droit de recherche 
et de saisie A l’interieur. 

Citons encore la loi du 4 juin 1864 qui d£clara exempts tous 
les cotons importes directement des pays de production, par terre ou 
par mer sous pavillon frangais, celles du 7 mai 1864 sur le regime 
des sucres, du 19 mai 1866 sur la marine marchande, du 1" mai 
1867 sur le regime de l'Inde, du 1° mai 1867 sur les päches, du 17 
Juillet 1867 sur le régime de l’Algerie, du 11 juillet 1868 sur le 
regime de la Guyane francaise et de la cöte occidentale d’Afrique. 

La loi du 19 mai 1866 sur la marine marchande merite un 
examen special. 

Au moment de la conelusion du trait@ de 1860, la marine 
marchande jouissait en France de nombreux privileges. Le pavillon 
national avait le monopole absolu du cabotage, c’est-A-dire de la 
navigation de port francais A port frangais, y compris les muta- 
tions d’entrepöt par mer; la navigation avec les colonies frangaises 
lui était r&serv&e pour la presque totalitè . Les importations @trangeres 
sous pavillon du pays de provenance avaient, il est vrai, obtenu 
depuis 1826 le même traitement que les importations par navires 
frangais. Mais les importations sous pavillon tiers étaient surtaxdes 
et donnaient lieu & la perception de droits de tonnage. Des sur- 
taxes d’entrepöt tendaient A empächer nos rivaux maritimes de faire 
profiter de la liberte de l’intereourse direet les importations, en 
provenance de leurs entrepöts, des produits extra-europ@ens. Les 
importations par terre 6taient &galement frapptes de surtaxes. Enfin, 
pour encourager les voyages lointains, on avait admis pour les denrees 
exotiques importces sous pavillon frangais un systeme de taxation 
décroissant en raison de l’@loignement du lieu de chargement et une 
detaxe du 5° des droits pour les produits naturels, autres que le suere, 
import‘s en droiture sous pavillon frangais des pays situes au delä 
des iles et passages de la Sonde. 

En revanche, les navires de construction &trangere etaient, depuis 
1791, prohibes a l’importation. Cette interdietion, etablie dans l’inter&t 
de l’industrie des construetions navales, avait de tout temps souleve 
les protestations de l’armement. 
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Elle tombait en vertu de la convention du 23 janvier 1860, et 
devait ôtre remplacee, comme celles qui frappaient d’autres marchandises, 
par des droits proteeteurs de 25°/o au maximum, 

Dans l’enquöte qui préeéda la fixation du tarif conventionnel, les 
constructeurs demanderent des taxes assez #levees pour que l’achat 
de navires à l’&tranger ne pt avoir lieu que dans des circonstances 
exceptionnelles. A l’appui de leurs pr£tentions, ils faisaient valoir 
deux arguments. Le premier £&tait tir& des charges que leur imposait 
le systeme de l’inseription maritime. Leur industrie n'était pas libre 
comme en Angleterre, disaient-ils: l’obligation à laquelle ils &taient 
soumis d’employer exelusivement des ouvriers inscrits sur les matricules 
des classes Ctait une gêne et une cause de cherte. Les interäts des 
populations cötieres leur inspiraient d’ailleurs trop de sollieitude 
pour qu’ils demandässent & être d@livres des entraves qui emp&chaient 
le d&veloppement de leur industrie. Ils affırmaient, en outre, et e'était 
leur second argument — que les navires &trangers, construits dans des 
eonditions de bon march€ extröme, au detriment parfois de la qualite, 
faisaient une concurrence desastreuse aux navires francais, meilleurs, 
mais plus chers. 

On repondait aux dol&ances des ceonstructeurs que l’administration 
de la marine ne s'était jamais opposce à l’emploi d’ouvriers non 
inserits, toutes les fois que la n&cessitE en avait &t& reconnue. On 
ajoutait que les constructions @trangeres, dont le bon marehé paraissait 
si redoutable, n’avaient pas la durée des bonnes constructions frangaises, 
et que les bons produits se protégent d’eux-m&mes par le juste 
renom dont ils jouissent aupres du commerce avise. Enfin, le 
gouvernement retenait l’aveu des constructeurs qui confessaient que 
nos chantiers, loin d’avoir progresse à l’abri d’une prohibition qui 
durait depuis 70 ans, étaient dans un tat d’inferiorit& accablante. 
Il y voyait une preuve nouvelle de l’effieacit@ de la concurrence et 
de la nécessité pressante d’en faire sentir l’aiguillon à nos industriels. 

La convention du 12 octobre 1860 fixa les droits à 25 fr. par 
tonneau sur les navires en bois, et A 70 fr. par tonneau sur les 
navires en fer. Ces taxes representaient 5 A 6 p. °'o de la valeur des 
premiers et8 a 10 p. °', de la valeur des seconds. 

La revolution &conomique de 1860, si elle souleva les plaintes 
des constructeurs menaces dans leur monopole, fut d’abord accueillie 
tr&s favorablement par les armateurs. Elle leur assurait la possibilite 
d’aequerir a meilleur compte l’instrument essentiel de leur industrie, 
le navire. D’autre part, l’armement avait toujours protest@ contre 
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un regime qui restreignait le fret de retour en limitant les impor- 
tations et qui compromettait möme le fret de sortie en provoquant 
des tarifs de reprösailles. L’abaissement général des tarifs, dont 
l’initiative prise par la France paraissait devoir donner le signal, 
promettait de multiplier les &changes, de fournir & leurs op£rations 
une matiere plus abondante, A leurs capitaux un loyer plus re- 
mun6rateur, 

Peut-&tre n’avaient-ils pas prevu que leurs privilöges, &tablis en 
vue de compenser les effets fächeux du regime prohibitif, ne devaient 
pas survivre à ce regime. Is se raviserent, lorsque la eonvention du 
16 novembre ent supprim€ les surtaxes sur les jutes et cotons de 
l’Inde et sur les laines d’Australie, pris dans les entrepöts d’Angle- 
terre ou importes direetement des pays d’origine par navires anglais, 
et que le trait# du 1° mai 1861 avec la Belgique eut reduit la sur- 
taxe sur les cafés provenant des entrepöts belges et substitu@ A l’inter- 
dietion d’importer les sucres par voie de terre un suppl&ment de droit 
de 2 fr. Les reprösentants de l’armement firent alors cause commune 
avec ceux des chantiers de construction. L'opposition des ports 
de mer se manifesta, enfin, avec la dernitre @nergie, apres la publi- 
eation des decrets du 16 janvier et du 24 juin 1861. Le gouverne- 
ment, en vue de d&tourner au profit de la France le march@ des prin- 
eipales productions des contrees lointaines, partieulierement du sucre 
brut, qui s’ötait fix& en Angleterre gräce ä la franchise dont elles y 
jouissaient, supprimait les surtaxes d’origine sur les sucres bruts 
exotiques, reduisait A 2 et 3 fr. par 100 kg les surtaxes de pavillon, 
et admettait au bendfice du drawback les sucres importes par navires 
@trangers. A ce moment mäme, une baisse considerable survint dans. 
le prix du suere, Une produetion surabondante en 6tait la cause: 
et, en eflet, la baisse des cours était constatee dans tous les pays. 
Les ports de mer en rendirent n&anmoins responsables les d&crets du 
16 janvier et du 24 juin. 

Une enquäte fut ouverte en 1862 devant le Conseil superieur 
du commerce et de l’industrie. Elle se prolongea jusqu’en 1864 et 
aboutit ä la loi du 19 mai 1866. 

Les dispositions de cette loi sont fort differentes de ce qu'on 
aurait pu augurer des eirconstances dans lesquelles avait été com- 
menc6de l’enquöte dont elle &tait la conelusion. Elles ne r&pondaient 
certainement pas aux vues exprim6es par la majorit® des industriels 
qu’avait entendus le Conseil sup@rieur du eommerce, Le gouvernement 
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adoptant les solutions plus hardies pr&conisees par quelques-uns des 
delögu@s de Bordeaux, du Hävre, surtout par les repr@sentants de 
Marseille, s'était determin® pour un regime de libert€ presque absolue. 
Le Corps legislatif, très incertain, tres partage, vota neanmoins le 
projet de loi. 

Voici quelle en £tait l’&conomie, 

Les bätiments de mer à voiles ou à vapeur gréés et armés et 
les coques de navires en bois ou en fer étaient admis à la francisa- 
tion, moyennant un droit d’entree de 2 frances par tonneau. Ü'£tait, 
en réalité un simple droit de balance. Pour placer les constructeurs 
frangais dans des conditions de bon march® analogues & celles que 
l’absence de tout droit de douane sur les fers, fontes, aciers, bois, 
machines, etc., assurait aux constructeurs anglais, il etait decide que 
tous les objets bruts ou fabriqu&s entrant dans la construction, le 
gr&ement et l’armement des navires destines au commerce ou n&ces- 
saires A leur entretien, y compris les machines et pieces de machines, 
seraient admis en franchise; il devait ötre justifi6, dans le delai d’un 
an, de leur application & l’objet pour lequel ils auraient &t& introduits. 

Les droits de tonnage pergus sur les navires @trangers #taient 
supprim6s, à l’exception de ceux établis pour les travaux des ports 
(que les navires frangais payaient d’ailleurs comme les £&trangers). 
Les surtaxes de pavillon applicables aux produits importes des pays 
de production devaient cesser d’ötre pergues dans un delai de trois 
ans à partir de la promulgation de la lo. Le m&me régime 6tait 
déclaré applicable A la navigation avec les Antilles et, sous certaines 
modifications, A la navigation avec l’Alg£rie. 

Les surtaxes d’entrepöt, que le gouvernement avait d’abord 
projet® de supprimer, &taient maintenues. Le cabotage de port frangais 
a port frangais demeurait réservé au pavillon national. 

Certaines surtaxes de pavillon subsistaient encore. La loi de 
1866 ne touchait pas, en effet, aux regimes speciaux, tels que le 
r&egime de l’Inde. D'apres nos anciens tarifs, les droits percus A 
l’importation des principales denrées de l'Inde variaient suivant que 
ces produits &taient importés directement de l’Inde, ou provenaient 
des autres pays hors d’Europe, ou arrivaient des entrepöts europtehs, 
et, dans chacun de ces trois cas, selon qu’ils avaient été transportes 
par des navires frangais ou par des navires étrangers. La loi du 
5 mai 1860 avait uniformise les droits pour les arrivages de tous les 
pays hors d’Europe, relativement à certaines de ces marchandises, 
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sans supprimer d'ailleurs la surtaxe de pavillon. La distinetion entre 
les provenances directes et celles des autres pays hors d’Europe avait 
été instituce en vue de favoriser notre navigation au delä des caps 
Horn et de Bonne-Esperance. La construction d’une voie ferrte au 
travers de l’isthme de Suez avait rendu vaine la combinaison des 
tarifs. Le commerce preferait pour beaucoup de marchandises l’itine- 
raire par la mer Rouge et l’isthme de Suez à la route du cap, 
plus longue, plus dispendieuse et moins süre. La surtaxe applicable 
aux produits de U’Inde charges A Alexandrie n’avait d’autre effet que 
de detourner de Marseille, au profit de Trieste et de Londres, une: 
partie du ecommerce de I’Orient. La loi du 5 mai 1860 mit les tarifs 
en rapport avec le nouvel &tat de choses, en supprimant la distinetion 
entre les provenances directes de l’Inde et celles des autres pays 
hors d’Europe. Cette loi n'était pas applicable aux poivres, girofles, 
cannelles, gommes, thes, camphre, à l’indigo et A quelques autres 
denrees. Une loi du 1"" mai 1867 accomplit la m&me reforme, en ce 
qui concernait ces divers produits, l’indigo excepte. Les surtaxes de 
pavillon ne furent pas supprimtes. Elles furent simplement abaissces: 
pour les thés elles furent möme relevees. 


IL. 


L’importance des modifieations introduites par voie legislative 
soit dans l’&conomie de nos tarifs, soit dans le r&gime de la marine 
marchande pourrait donner à penser qu’une volution favorable aux 
tendances libre-changistes s’etait produite dans les esprits depuis la 
conclusion du traité avec l’Angleterre. En röalite, le Corps l£gislatif 
s’&tait simplement incline devant les r&solutions fermement arrôtées 
du chef de l’Etat. Les convictions demeuraient entieres; les intör&ts 
ne se resignaient pas. Ils n’attendaient qu’une occasion pour tenter 
un retour offensif contre le regime qui leur avait été impose. 

Les eirconstances parurent favorables en 1868. Depuis plusieurs 
annces dejäa, les aflaires &taient languissantes. Une crise commerciale 
avait éclaté en 1864: la liquidation en avait été prolongte par l’ex- 
plosion d’une crise analogue en Angleterre (1866), la guerre de 
s@cession aux Etats- Unis, la guerre austro-allemande, les troubles 
des republiques sud-am£ricaines. On ne manqua pas d’imputer 
aux tarifs douaniers la responsabilit£ de maux et d’embarras com- 
merciaux tres reels, mais dont les causes veritables &taient tout autres: 
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surproduction dans plusieurs branches de l’industrie, speculations mal 
congues dans beaucoup d'autres, €levation temporaire du loyer des 
capitaux, resserrement des debouches sous l’influence de la guerre ou 
des troubles eivils, incertitude sur l’avenir prochain que r£servaient 
A l’Europe les combinaisons de la politique. On approchait de la 
date oü le trait@ de 1860 pouvait ätre denonce. Les adversaires du 
nouvel ordre de choses essaye&rent d’agiter l’opinion et de peser sur 
les r&solutions du gouvernement. 

Une demande d’interpellation sur les cons@quences du regime 
tconomique de la France fut deposee au Corps l£gislatif. Elle fut 
autorisee et donna lieu A d’importants debats. L’attaque fut menée 
avec une grande vigueur par M. M. Kolb-Bernard, de Tillancourt, le 
baron Lesperut, Quesne, Amel, surtout par M. Pouyer-Quertier et 
par M. Thiers. La defense des traites de 1860 et des actes qui en 
avaient été la conséquenee fut presentee avee une vigueur égale par 
M. M. Arman, Auguste Chevalier, Pagezy, Emile Ollivier, Jules 
Simon, Forcade de la Roquette, ministre de l’agriculture, du commerce 
et des travaux publies, et par M. Rouher. De part et d’autre, m&me 
talent, möme largeur de vues. La politique commereiale du gouverne- 
ment imperial fut envisagte sous tous ses aspects. La discussion ne 
fut pas bornee aux questions douanieres. L’organisation des chemins 
de fer, le syst&me d’impöts, les spéculations finaneieres y tinrent au- 
tant de place que le libre-@change et la prohibition. Les questions 
de politique generale, de paix et de guerre furent &galement discuttes. 
Cette extension du champ primitif de l’interpellation £tait dans la 
logique des choses. La faiblesse de nos prises intelleetuelles nous 
oblige à considerer isolement chaque affaire d’Etat: impöts, eredit 
public, organisation politique, réêé gime Cconomique interieur, régime 
douanier, syst@me d’alliances. Mais tous les intéréôts d’Etat sont in- 
tim&ment lies entre eux, et doivent l’&tre dans les conceptions gou- 
vernementales. Les oecasions de discuter la politique generale étaient, 
d’ailleurs, à la diser&tion du gouvernement: le Corps legislatif ne 
pouvait manquer de saisir celle qui lui &tait abandonnde. Il semble 
que l’ampleur möme du debat jeta quelque confusion dans les esprits 
et suscita des incertitudes. Cependant, l’ordre du jour fut prononee 
a une forte majorite. 

Cette discussion, qui me£ritait une mention spéciale à raison de 


son importance, ne fut pas la seule. Plus on approchait de l'échéanee 


? 
déterminée par le trait© de 1860, plus les discussions devenaient 
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nombreuses. Le budget, au Corps Iögislatif, les p£titions, au Sönat, 
fournissaient aux adversaires de la reforme l’occasion, sans cesse 
épiée, toujours saisie, d'en eritiquer le prineipe ou d’en d£plorer 
les résultats. 

Dans ces conditions, le gouvernement eonsentit en 1870 à une 
double enquöte legislative, l'une sur l’industrie, l’autre sur la marine. 
La premiere fut commencee le 21 mars, la seconde, le 28 mars 1870. 
L’une et l’autre furent interrompues par la guerre franco-allemande. 

Apres les &venements de 1870—1871, deux des prineipaux acteurs 
de l’interpellation de 1868, M. 'Thiers et M. Pouyer-Quertier devinrent, 
le premier, President de la Republique, le second, ministre des finances. 
Leur élévation au pouvoir ne fut consideree ni par l’un ni par l’autre 
comme une occasion d’appliquer leurs idtes proteetionnistes. Pour 
ces deux patriotes, les pr&oceupations doctrinales s’effacaient devant le 
souci de fortifier les finances de leur pays. Mais il 6tait indvitable 
que leurs projets porteraient la marque de leurs ceonvietions &eo- 
nomiques. 

Le gouvernement deposa, le 12 juin 1871, un projet de budget 
rectificatif de l’exereice en cours, qui contenait un certain nombre de 
dispositions relatives aux douanes. 

Les mesures propostes étaient de trois sortes. Le gouvernement 
demandait d’abord des rel&vements de droits sur le suere et les cafes, 
denr‘es qui de tout temps ont été considerees en France comme 
matieres “minemment imposables. D’un autre cöte, les soies, les 
laines et les textiles vegetaux, les peaux, les bois, les graines et 
fruits ol&agineux &taient soumis de nouveau A des droits d’importation; 
divers droits de sortie devaient ätre retablis. Des droits de quai 
devaient ötre imposes aux navires de toute nationalit@ arrivant de 
l’&tranger, ou des colonies et possessions frangaises. Enfin, le chef du 
pouvoir executif aurait été autorise à reconstituer le rögime des sur- 
taxées de pavillon et d’entrepöt. 

Les dispositions purement fiscales du projet furent accueillies 
sanıs diffieulte. La eommission du budget admit le rehaussement du 
tarif des sueres et des caf@s: elle conseilla mäme d’augmenter les 
droits sur d’autres denr@es de möme nature: cacao, poivre, the, vins, 
huiles min6rales, etc. Le projet ainsi amend& fut voté par l'Assemblée 
nationale, presque sans debats, le 8 juillet 1871. 

Le gouvernement avait demand& 15 millions de franes aux droits 


de sortie. La commission du budget, sur les r&elamations des 
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exportateurs, notamment des commergants en vins et spiritueux, rejeta 
ce mode de taxation. Le gouvernement renonga A porter la question 
devant l’Assemblee. 

Les propositions relatives A la marine marchande furent com- 
pletement transformees par la commission. Un projet fut prepare 
par elle, qui tendait à restaurer l’ancien systeme proteeteur aboli par 
la loi de 1866, A l’aggraver möme sur certains points. Les surtaxes 
de pavillon etaient retablies, sans distinetion entre l’intercourse direct 
et l’intereourse indireet. Une surtaxe de 3 fr. par 100 kg £tait 
tablie sur les produetions des pays hors d’Europe qui ne supportaient 
pas encore de surtaxe d’entrepöt ou payaient une surtaxe moindre, 
a leur importation des entrepöts d’Europe. Les droits A l’importation 
des bätiments de mer, fixés à 2 fr. par tonneau en 1866, devaient ätre: 
pour les voiliers de 40, 50 et 60 fr. suivant qu’ils &taient construits 
en bois, en bois et fer, ou en fer; pour les vapeurs, des mämes 
sommes augmentees des droits sur la machine. Enfin des droits de 
quai de O fr. 50 cent. ou 1 fr. par tonneau suivant les provenances 
etaient düs par les navires de tous pavillons qui entreraient dans nos 
ports, charges en totalit@ ou en partie. 

L’Assemblee nationale sanetionna ces propositions. Elle exempta 
néanmoins de la surtaxe de pavillon le guano et les provenances des 
eolonies et possessions frangaises. La loi fut votce le 30 Janvier 1372. 

Elle ne pouvait porter atteinte aux immunites inserites dans les 
traitös de commerce et de navigation. Les navires de tous les pays 
eontraetants, l’Espagne exceptee, restaient donc aftranchis de la surtaxe 
de pavillon pour l’importation direete; a l’importation d’un pays quel- 
eonque, les navires de l’Autriche, de la Belgique, de la Hollande, de 
l’Italie, de la Suede et de la Norvege, du Zollverein, du Portugal, 
en Ctaient egalement exempts. De mäme, l’effet de la surtaxe d’entre- 
pöt restait en suspens pour le tout ou en partie, A l’@gard des pays 
contractants. Les navires importes des mämes pays, l’Espagne ex- 
eeptte, eontinuaient de payer 2 fr. par tonneau. Seuls les droits de 
quai pouvaient &tre immediatement pergus: mais ils atteignaient le 
pavillon national comme les pavillons etrangers. 

Les immunit‘s auxquelles se heurtait le gouvernement frangais 
resultaient surtout du trait® conelu avec l’Autriche le 11 d&cembre 
1866. Les conventions anterieures n’avaient concédé Tassimilation du 
pavillon étranger au pavillon national que pour l’intercourse direct, 
La loi du 19 mai 1866 ayant pronone® l’abolition de toutes les 
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surtaxes de pavillon à partir de l’annde 1869, les negociateurs fran- 
gais avaient cru pouvoir consentir sans inconve@nient A l’inserire dans 
le traite. Ce privilege était acquis des lors aux autres pays con- 
tractants en vertu de la clause de la nation la plus favorisce. On 
avait encore conventionnalise dans le même trait‘, le droit de 2 tr. 
par tonneau de jauge et la franchise des matieres destinces aux con- 
structions navales: le benöfice de ces deux dispositions s’&tait &tendu 
de la möme facon aux autres puissances. 

On pouvait esperer que l’Autriche eonsentirait A un remaniement 
du trait@ de 1866. Cette puissance n'était interess6ce au maintien 
de ses privileges que pour la navigation dans la mer Mediterranee ; 
l’exemption de surtaxe pour l’intereourse indireet dans les autres 
mers lui importait assez peu, de m&me que le maintien du droit 
reduit A l’importation des bätiments de mer. Le gouvernement 
francais lui demanda de le délier de ses engagements, sauf en ce qui 
concernait la navigation dans la mer Mediterrane (21 mars 1872). 

L’Autriche refusa d’aceeder & cette demande fort modérée. Il 
n'est pas sans intérôt de constater qu’elle obeit aux suggestions des 
autres puissances et en particulier A la pression de l’Allemagne. On 
en trouve la preuve dans une dépéche adressee, le 26 avril 1872 par 
le prince Bismarck au gencral Schweinitz, representant de la Prusse 
à Vienne Les termes en sont sigmificatifs et doivent ätre eites. 
„L’Autriche est le seul pays auquel l’exemption de la surtaxe de 
pavillon, décrétée d’abord par la loi frangaise du 19 mai 1866, retirte 
A present, soit garantie en vertu d’un traite. Tous les pays qui ont 
le droit de pretendre en France au traitement des nations les plus 
favorisees — et l’Allemagne est de ce nombre — ne sont done 
assures d'@tre affranchis de la surtaxe de pavillon, pour les marchan- 
dises d’origine &trangere importées par leurs vaisseaux dans des ports 
francais, qu'aussi longtemps que cette disposition contractuelle existe 
entre la France et l’Autriche. Les armateurs allemands et le com- 
merce allemand sont done interesses au plus haut point au maintien 
de cette disposition.“ 

Le prince Bismarck ajoutait: „Bien qu’il y ait lieu d’esperer 
que le courant contraire, favorise par les inter@ts issus d’un deve- 
loppement plus large des intérôts commerciaux, reprendra des forces 
par la suite et tiendra la balance à la tendance retrograde, il est 
cependant &vident que la renaissance d’une politique libre-&changiste 
eu gouvernement francais serait consid@rablement entravce et retardte, 


150 Auguste Devers, 


si Je courant actuellement regnant r@ussissait A rétablir les barriöres 
quı ont été renversees, Car aux barrieres construites de nouveau 
s’appuieraient de nouveaux intérôts industriels, qui verraient dans le 
retour A une politique commereiale liberale un peril pour leur existence, 
et qui ajouteraient ainsi de nouvelles forces A l’opposition coutre cette 
politique. Tous les Etats Europeens ont done un intérêt commun A 
ce que les traitös de commerce conelus A une &poque anterieure avec 
la France eonservent leur autorit® jusqu’ä ce que l’esprit publie en 
France ait traverse la phase actuelle favorable au systeme pro- 
tectionniste.“ 

Cette partie de la depäche du chancelier faisait surtout allusion 
à la troisieme partie des propositions de M. Thiers consistant A taxer 
les soies, les laines, et autres matieres brutes n@cessaires à l’industrie. 

Ces propositions souleverent de longs debats dans l’Assemblee, 
elles furent l’occasion de graves incidents politiques et rendirent né— 
cessaires des negociations diplomatiques fort delicates. La question 
qu’elles avaient pose est demeurte fameuse sous le nom de question 
des matieres premieres. Aucune solution pratique ne put lui ötre 
donnee. Mais elle a tenu une place considerable dans les preoceu- 
pations des hommes politiques de cette &poque; le souvenir en a été 
maintes fois rappelé dans les controverses des anndes qui suivirent et 
m&öme du temps present. A ces divers titres elle merite d’ätre ex- 
posée avec quelques details. 

Le gouvernement proposait d’appliquer une taxe calenlee sur le 
pied de 20 p. No de la valeur aux soies, aux laines, aux cotons, aux 
lins, aux chanvres, aux jutes, qui entraient en franchise depuis 1860, 
et de frapper d’un impöt variable, de 20 p. °/o au maximum, les 
peaux, les bois, les graines et fruits oleCagineux, les matieres tincto- 
riales et tous les autres produits bruts que les lois ou les traites de 
commerce avaient declar&s exempts de droits. Ces tarifications nouvelles 
devaient rapporter 165 millions. On ne se dissimulait pas que l’impo- 
sition de ces matières allait placer l’industrie francaise dans une situation 
d’inf6riorit® A l'égard des industries de l’&tranger. Mais on comptait 
“quilibrer la coneurrence internationale, sur le marche interieur, en 
relevant le tarif à l’importation des objets fabriques avec ces matieres, 
sur les marches de l’&tranger, en accordant aux produits frangais ex- 
portes la restitution des droits pergus sur les matieres employtes à 
leur fabrication. 


Le projet ne tarda pas à ötre modifié par le gouvernement lui- 
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m&eme. Le systeme du drawback parut, en effet, d’une application trop 
diffieile pour les soies. Dans la fabrication des soieries, les surcharges 
de teinture étaient devenues extrömement considérables.  L’analyse 
chimique n’avait pas encore fourni une me&thode pratique permettant 
de dissocier à peu pres complötement la fibre soyeuse de la teinture 
qui y est incorpor6e et de determiner, avec une approximation suffisante, 
les poids respectifs de l’une et de l’autre. On pouvait done appre- 
hender que les restitutions sur les tissus ne fussent superieures aux 
perceptions sur la matiere brute. Le gouvernement considera qu’il 
valait mieux, dans ces conditions, frapper les soies d’un droit ealeul& 
sur le pied de 2 p. ”’o seulement, mais non restituable à l’exportation 
des tissus fabriqu@s en France. 

Cette combinaison sauvegardait les imterets du Tresor publie. 
Mais le projet ainsi modifi@ soulevait une grave objection. Le droit 
de douane allait &tre de 20 p. °/o sur le coton, la laine, le lin, le 
chanvre, de 2 p. ®'o seulement sur la soie. Le prix des tissus fabriques 
avec les premiers textiles, c’est-a-dire de ceux qui servent à la partie 
de la population la plus nombreuse et la moins aisée devait, en conse- 
quence, augmenter dans une forte proportion. Le prix des soieries, 
employ6des par la classe riche, ne devait au contraire subir, sous 
l’influence des droits, qu’un faible accroissement. Le re£sultat était 
choquant. La commission du budget rejeta, pour ce motif, le projet 
reetifi® du gouvernement. Son rapporteur, M. Casimir-P£rier, proposa 
a l’Assemblee (31 aout 1871) d’&tablir sur toutes les matieres brutes, 
une taxe uniforme de 3 p. °'o, non restituable aux exportateurs de 
tissus. Les objets fabriqu@s devaient acquitter des droits correspon- 
dants. Le produit de ces divers impöts était &valu6 A 50 on 60 
millions. 

Le gouvernement attendait de son projet 165 millions. Il le 
maintint. La discussion s’ouvrit le 10 janvier 1872 devant |’ Assemblee 
nationale. 

M. Tirard prit le premier la parole et combattit a la fois le projet 
du gouvernement et celui de la commission. L’orateur se montrait 
très pr&occupe des entraves sans nombre que le systeme des drawbacks 
devait opposer au d’&veloppement du commerce d’exportation. Il est 
impossible à la douane, disait-il, de reconnaitre promptement la nature 
et la quotit& de chacun des &l&ments qui composent un objet fabrique, 
Elle ne pourrait n@anmoins se dispenser de faire cette recherche, sous 
peine de s’exposer à rembourser plus qu’elle n’aurait regu. Les veri- 
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fieations longues et minutieuses auxquelles l’interet du Tresor l’obli- 
geraient A se livrer, sont incompatibles avec les habitudes et le besoin 
de eelerite du commerce d’exportation. Aussi les industriels preferaient- 
ils un droit de 3 p. Bo sans drawback, à un droit de 20 p. %o avec 
drawback. Mais ce droit de 3 p. "o, ils l’avaient accept@ „comme le 
voyageur attardé auquel on demande la bourse ou la vie.“ On ne 
devait pas se dissimuler que l’impöt sur les matieres premieres allait 
nous placer dans une situation réelle d’inferiorite vis-A-vis des nations 
voisines, qui admettaient ces marchandises en exemption de droits, 

La commission defendit faiblement son rapport et l’interet de la 
discussion se eoncentra sur Je projet du gouvernement. 

('omme M. Tirard, les adversaires du projet, M. M. le duc Decazes, 
Feray, Montgoltier, Scheurer-Kestner, Buffet, etec., eritiqurent vive- 
ment le systeme du drawback. M.M. le duc Decazes et Buffet se de- 
mandaient en outre, si nous avions bien le droit de taxer les matieres 
premieres tant que dureraient les traites de commerce qui les avaient 
d£elares exemptes de droits. Le trait@ du 23 janvier 1860 röservait 
au gouvernement francais la facult“ d’imposer des droits de douane 
aux produits britanniques dont les similaires frangais viendraient A 
ötre soumis A des taxes interieures (art. 19). La eonvention comple- 
inentaire du 16 novembre 1860 portait, en outre, que si de nouveaux 
(lrawbacks &taient accordes & des produits frangais, les droits de douane 
sur les produits similaires d’origine ou de fabrication britannique 
seraient augment‘s d'une surtaxe €gale au montant de ces drawbacks 
(art. 3). Ces textes, fort m@diocrement rediges, étaient susceptibles 
d'une double interpretation. On pouvait penser que la disposition 
de la eonvention du 16 novembre £tait le compl&ment, le developpe- 
ment de la clause du traité primitif.. Dans ce systeme, c'est senle- 
ment apres avoir établi un impöt interieur sur les produits nationaux 
que le gouvernement frangais pouvait taxer à l’entree les produits 
britanniques; lart. 3 de la convention de novembre avait pour objet 
de determiner le montant de la taxe de douane applicable en ce cas: 
il devait ätre ©egal au montant du drawback. On pouvait aussi con- 
sid&rer la elause de la convention de novembre comme independante 
de la elause du trait® de janvier, comme se suffisant à elle-meme. 
Dans ce systeme, il suffisait d’aceorder des drawbacks A l’exportation 
des produits fabriques frangais pour avoir le droit de taxer A l’entree 
la matiere premiere dont ils &taient faits. 

C'est A cette derniere interpretation que s’arrötait M. Thiers. 
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Ayant ainsi @carte les objeetions de l’ordre diplomatique, le President 
de la Republique faisait un tablenu saisissant des n@cessites finaneieres 
de la France. Tl passait en revue les differentes sources de revenus 
auxquelles on pouvait demander le suppl&ment de ressources n@cessaires 
à l’&quilibre du budget: centimes additionnels, impöt sur le revemu, 
sur les affaires; il en montrait les p£erils, les diffieultes d’application: 
l’Assemblee £tait fore&e, d’apres l’orateur, de voter les 165 millions 
demandes aux matieres premieres si elle ne voulait pas recourir A 
des taxes bien plus justement critiquables. 

Apres de longues diseussions et bien que le President et post la 
question de confiance, l’Assemblee nationale adopta, le 19 janvier 1872, 
une r6solution de M. Feray ainsi concue: „L’Assembl&e nationale, 
röservant le prineipe d’un impöt sur les matieres premieres, deeide 
qu’une commission de quinze membres examinera les tarifs proposes 
et les questions soulevces par cet impöt, auquel elle n’aura recours 
qu’en cas d’impossibilite d’aligner autrement le budget.“ 

Le lendemain, M. Thiers adressait à l’Assembl‘öe sa d@mission de 
President de la Republique. Le parti qui devait le renverser seize 
ınois plus tard, ne se croyait pas encore en situation de preudre la 
direetion des aflfaires publiques: le parti republicain de son eôté eut 
l'impression tres nette des périls que devait faire courir une crise 
eonstitutionnelle. L’Assemblee, a une immense majorite, refusa la 
d&mission de M, Thiers, „en faisant un nonvel appel A son patrio- 
tisme.“ 

Le gouvernement deposa le 23 janvier un nouveau projet, d’apres 
lequel le produit de l’impöt sur les matieres premieres &tait ramené 
à 126 millions et qui fut renvoyé à la commission de quinze membres 
institu6e en vertua de la resolution du 19 janvier. Apres une assez 
longue enquäte dans laquelle furent entendus les repr&sentants de 
l’industrie, la commission d@posa son rapport, le 10 mai 1872. Elle 
s’6tait arretce A un systeme composite, transaction entre les droits élevés 
remboursables et les droits moderes non remboursables. Le coton 
devait payer 5 p. °/o, mais devait profiter du drawback; la laine, la 
soie, le lin, le chanvre, le jute devaient supporter des taxes de 2 A 
2! p. 0, sans drawback a l’exportation. Le tarif propose devait 
rapporter 93 millions, lorsque nous serions degages de nos obligations 
conventionnelles A l'égard des autres puissances, soit par le terme 
des traites, soit par l’effet de negociations speciales. Sur ces 93 
millions, 18 ne pouvaient &tre pergus qu'à l’expiration des traites 
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avec l’Angleterre et la Belgique, 33 à l’expiration des autres traites, 
Les articles au sujet desquels nous n’avions pas d’engagements pou- 
vaient donner 42 millions. Mais A leur &gard notre liberte n’etait 
qu’apparente. Nous avions, par exemple, la facult® de taxer les cotons 
d’Amerique et d’Egypte; mais nous n’en pouvions user sans Compro- 
mettre le sort de nos &tablissements industriels, tant qu'il nous etait 
interdit de frapper d’une surtaxe correspondante les files et les tissus 
de coton de l’Angleterre et de la Belgique. II £tait bien peu probable 
que le gouvernement commit une pareille faute. Mais l’Assemblee 
tint A lui en öter les moyens: sur la proposition de M. Pouyer- 
Quertier! elle adopta un article additionnel portant „qu’aucun droit ne 
pourrait &tre pergu sur des matieres premieres utiles A l’industrie, 
avant que des droits ecompensateurs @quivalents aient été établis sur 
les produits &trangers fabriques avec des matieres similaires“. Parmi 
les autres modifications introduites au cours de la discussion, il con- 
vient de signaler la r@duction, sur un amendement de M. Tirard, du 
drawback des cotonnades, trop largement caleul® par la commission. 
La loi fut votee le 26 juillet 1872, 

Comme l’a fait justement remarquer M. Am&?, l’adoption de 
l’amendement de M. Pouyer-Quertier enlevait à la loi toute impor- 
tance &conomique et fiseale jusqu’ä la revision de nos derniers traites. 
Le President de la Republique devait y trouver une base de négo- 
eiations plutöt qu’une ressource financiere appr£ciable. 

Des negociations avaient été engagtes avec l’Angleterre des le 17 
Juillet 1871. Le gouvernement francais demandait au cabinet britan- 
nique d’introduire, par voie conventionnelle, un certain nombre de 
remaniements dans le tarif de 1860. Il fondait sa demande sur les 
necessites finaneieres: il invoquait aussi l’inter&t des industriels 
frangais, notamment des filateurs et des tisseurs. Le premier argument 
fut admis sans difficult@ par le gouvernement britannique. C'était se 
faire une Ötrange illusion que de le supposer sensible au second. La 
pretention d’instituer un suppl&ment de protection pour nos industries 
textiles ne pouvait que produire une impression defavorable en Angle- 
terre. On se rappelle les r@pugnances de Richard Cobden pour les 
traitös de commerce. Pour l’Ceole de Manchester, le traite de 1860 


! M. Pouyer-Quertier venait d’ötre remplac€ au ministöre des finances 
par M. Leön Say. 

® Etude sur les tarifs de douane et sur les traitös de commerce. Paris, 
1876. T. II, p. 297. 
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etait un pis-aller: on l’avait accepté parcequ’il constituait un progres 
sur l’&tat de choses anterieur. Un retour en arriere devait paraitre 
inadmissible aux partisans de la libert@ commerciale. L’un des plus 
illustres, M. Gladstone, #tait preeisement premier ministre en 1871: 
ses convictions Cconomiques ne le disposaient pas A aceueillir l’argument 
protectionniste de M. Thiers. L’opinion publique anglaise devait encou- 
rager ses repugnances doctrinales. M. Amé qui, par les fonetions qu'il 
oceupait A cette Cpoque et par sa situation personnelle, &tait à même 
d’ötre bien inform‘, a &erit depuis! que “l'on se fut probablement 
vite entendu si le gouvernement francais s’Ctait content tout d’abord 
de la facult@ d’imposer les matieres premieres et d’appliquer aux 
fabrications correspondantes des droits strietement compensateurs.“ 
Apres sept mois de pourparlers, le cabinet britannique, par une note du 
24 fevrier 1872, nous contesta la facult@ de taxer les matieres brutes 
import6es de l’tranger, si nous ne soumettions pas à des droits égaux 
les produetions frangaises similaires. 

M. Thiers avait d&ja demand& A l’Assembl6e nationale l’autorisation 
de denoncer les traites avee l’Angleterre et avec la Belgique. Une loi 
avait été votée A cet effet. Les deux traites furent denonces, le pre- 
mier a la date du 10 mars, le second le 15 mars. Le gouvernement 
francais se déclarait dispose a entamer immediatement de nouvelles 
negoeiations. 

Les pourparlers furent repris apres le vote de la loi du 26 juillet. 
La disposition introduite dans cette loi sur la proposition de M. Pouyer- 
Quertier placait le gouvernement frangais dans une situation fort em- 
barrassante. En eflet, les droits sur les matieres premitres ne devaient 
&tre applicables qu’au moment ot les produits &trangers fabriques avec 
ces matitres pourraient &tre tax&s. Nous avions recouvr& notre liberte 
A l’egard de l’Angleterre et de la Belgique; mais nous &tions toujours 
engagts vis-a-vis des autres pays: Autriche, Italie, Suisse, Pays-Bas, 
Suede et Norvege, Espagne, Portugal. Avec cette derniere puissance, 
le traité n’expirait que le 15 juillet 1879. Il fallait done negoeier. 
M. Thiers esp£rait que l’Angleterre nous pr£&terait ses bons offices et 
peserait sur les autres pays contractants pour les determiner à nous 
rendre notre liberte. Pour se la coneilier, il prit l’engagement de ne 
pas augmenter les taxes &tablies sur les matieres premieres par la loi 


ı Etude sur les tarifs de douane et sur les traités de eommerce. Paris, 
1876. T. IL, p. 301. 
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du 26 juillet: il em r@eduisit m&öme un certain nombre, abandonnant 
ainsi une partie des 93 millions de ressources qu'il avait jugées indispen- 
sables. La marine anglaise &tait exempte de surtaxe de pavillon non 
seulement jusqu’au 1° janvier 1877, terme de notre convention avec 
l’Autriche, mais jusqu’au 15 juillet 1879, date de l’expiration du traité 
avec le Portugal. Le droit de 2 fr. par tonneau de jauge £tait retabli 
pour les navires de mer de construction britannique. La convention 
fut signee le 5 novembre 1872. 

Un autre trait@ fut sign@ avec la Belgique le 5 fevrier 1873. 
Coamme il fallait s’y attendre, on avait dü faire a ce pays des con- 
cessions supplömentaires. 

Il est infiniment probable qu’au eours des negociations sucesssives 
A l’issue desquelles était subordonnee la mise en vigueur effeetive 
de la loi du 26 juillet 1872, le gouvernement francais aurait été 
conduit à abandonner une A une la plupart des perceptions nouvelles 
et A d@molir pierre par pierre l'edifice fiscal qu'il avait si laborieuse- 
ment construit. Mieux valait renoncer, sans plus de delai, A pour- 
suivre une a@uvre impossible et abroger la loi du 26 juillet. C'est 
ce qui fut fait, conform@ment à l'avis du Conseil superieur de Tagri- 
eulture et du commerce, apres la chute de M. Thiers au 24 mai 1873, 
par une loi du 26 juillet suivant. Trois jours auparavant, le 23 juillet, 
deux conventions avaient été signces avec l’Angleterre et la Belgique, 
qui remettaient en vigueur le regime de 1860. Elles furent votees 
le 29 juillet. 

Ia eonvention avec l’Angleterre faisait A cette puissance une con- 
cession nouvelle! en matiere de navigation. ‚Jusqu’ alors, les conditions 
faites au pavillon britannique n'étaient autres, en regle generale, que 
eelles de l’ancien traite du 26 janvier 1826: les marchandises importees 
par navires britanniques n'étaient exemptes de la surtaxe de pavillon 
que si elles provenaient directement de la Grande-Bretagne ou de ses 
possessions europtennes. Desormais, elles en éêtaient affranchies quelles 
qu'én fussent la nature ou TVorigine. Les nouvelles surtaxes de 
pavillon £tablies par la loi du 30 janvier 1872 furent abolies par une 
loi du 28 juillet 1873. 


Le seul resultat des laborieux eflorts de M. Thiers £tait done 


! Une autre concession &tait relative au rögime des huiles minerales 
d’origine anglaise, dont le droit etait fixe, A dater du ler janvier 1874, à 5 p. % 
de la valeur non compris le droit interieur de eonsommation. 
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l’etablissement de droits de quai. Il fallait cependant trouver des 
ressources pour &quilibrer le budget. Parmi les lois votees A cet 
effet, nous signalerons parce qu’elle sse rattachent A notre matiere, celles 
du 29 d@cembre 1873, sur les huiles minerales, du 30 d&cembre 1873 
portant &tablissement de taxes d’accise et de douanes sur les savons, 
’acide stearique et les bougies et de droits additionnels de 5 ou de 
4 p. °;o sur tous les impöts indireets, enregistrement, contributions indi- 
rectes et douanes; citons encore les lois du 21 mars 1874 relative A 
la perception des droits sur le sel eontenu dans les viandes saldes, du 
17 juillet 1875 portant &tablissement d’un impöt sur les vinaigres et 
sur lacide acetique, du 30 decembre 1875 sur les sucres. 


In. 


Les econventions signees en 1873 avec l’Angleterre et avec la Bel- 
gique devaient expirer, la premiere le 30 juin, la seconde le 10 aoüt 
1877. 

Le 7 avril 1875, le C'° de Meaux, ministre de l’agriculture et 
du eomınerce, adressa une eireulaire aux chambres de commerce et aux 
chambres consultatives des arts-et-metiers, dans laquelle &taient posees 
notamment les questions ci-apres: quels avaient été les résultats des 
trait&ös de 1860? Les droits de douane devaient-ils ätre fix&s par un 
tarif general autonome ou par des conventions internationales ? Devaient- 
ils &tre speeifiques ou ad valorem? 

47 chambres de commerce et 15 chambres consultatives des arts- 
et-ın&tiers se prononeerent pour le renouvellement des traites de com- 
merce, mais la majorite d’entre elles se montrait hostile à la clause 
de la nation la plus favorisee; 14 seulement demanderent que le tarif 
des douanes resultät uniquement de la loi. Parmi les premieres se 
trouvaient Paris, Lille, Marseille, Reims, Bordeaux; parmi les secondes, 
Rouen, Tourcoing, Roubaix. 38 pref@raient les droits speeifiques; 
12 admettaient les droits ad valorem. La plupart &mettaient le 
vaeu qu'avant d’engager de nouvelles n@gociations commereiales, on 
revisät le tarif general. 

La revision du tarif general &tait indispensable. Les dispositions 
en remontaient aux €poques les plus diverses, On y trouvait in- 
diqués, comme titres de perception, la loi de 1791, des lois de 
l’an V, des décrets du 1° Empire, la loi de 1816 et d’autres lois 
datant de la Restauration, du Gouvernement de juillet, du second 
Empire. Un très grand nombre de prohibitions eontinuaient d'y 
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figurer, comme avant la conelusion des traites. Plein d’anachronismes 
et d’incoherences, il &tait A remanier tout entier. 

L'œouvre fut confite au Conseil superieur de l’agriculture, du 
commerce et de l’industrie. Il se réunit le 23 mai 1876, sous la 
presidence de M. Teisserene de Bort, ministre de l’agrieulture et du 
commerce, en presence du ministre des finances, M. Léon Say et du 
ministre des aflaires @trangeres, M. le duc Decazes, et pr&para un 
projet de tarif general ayant pour base le tarif conventionnel resultant 
des traites de commerce alors en vigueur. 

Sur un autre point, le gouvernement se conformait aussi a l’opinion 
qu’avait exprimee la majorit@ des chambres de commerce, Le systeme 
des droits ad valorem était abandonne, du moins en regle tres 
generale. Presque tous les nouveaux droits &taient spCeifiques. 

La plupart des droits de l’ancien tarif general et beancoup de 
ceux de l’ancien tarif conventionnel &taient également spteifiques. Ce 
dernier comprenait cependant des tarifications A la valeur assez nom- 
breuses. 

(Quand les deux gouvernements de la France et de l’Angleterre 
avaient pose, dans le trait® du 23 janvier 1860, les bases du futur 
r@gime conventionnel, il tait dans leurs intentions que les droits 
applicables en France ä l’importation des produits anglais fussent des 
droits speeifiques: une convention suppl&mentaire devait fixer, pour 
chaque marchandise, le montant du droit applicable à la piece, A 
l’unit® de longueur, de surface, de volume, de poids, qui serait re- 
connue correspondre aux taux de 30 %/o et de 25 °%o de la valeur in- 
scrits dans la premiere convention. Des commissaires furent nomme&s 
de part et d’autre pour proctder à cette operation. Ils ne purent se 
mettre d’accord sur la valeur v£ritable de certaines marchandises: 
poteries et faiences fines, porcelaines, gobeleterie, linge de table, 
coutils, passementerie, rubanerie, bonneterie et broderies de lin, tissus 
de coton imprimes, brillantes, fagonnes ete., dentelles, couvertures, 
bonneterie, passementerie, rubanerie de coton, ete., tissus de laine, 
carton coupe, ouvrages en peau ou en euir, horlogerie, coutellerie, 
meubles et ouvrages en bois non d@nomm&s, instruments de musique, 
vannerie, carrosserie, tabletterie, “ventails, brosserie, boutons, bimbe- 
loterie, etc... . Les espöces, les types et par suite les prix de ces 
divers genres de produits sont tres variés: d'autre part, les sortes 
anglaises Ctaient mal connues sur le march& francais d’ou les avaient 
exclues jusqu’alors les prohibitions et les droits prohibitifs. Les di- 
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vergences furent tres grandes dans les @valuations produites par les 
reprtsentants de chacune des deux nations, 

On £tait cependant presse de conclure. Il fallut renoncer A fixer 
par une seule et même convention, les tarifs sp£eifiques applicables ä 
tous les produits anglais. Au lieu d’une convention unique, on de£cida 
de conelure suecessivement trois conventions séparées, embrassant: la 
premiere, les fers, les fontes, les aciers, et les vuvrages en métaux, 
machines, outils et m£caniques de toute espece; la seconde, les fils 
et tissus de lin et de chanvre; la troisieme, tous les autres produits 
d’origine et de manufacture britanniques énumérés dans l’artiele 1 du 
trait“ du 23 janvier 1860 (article additionnel du 27 juin 1860). La 
eonvention relative aux metaux fut signée le 16 octobre 1860. Une 
seconde eonvention, du 16 novembre suivant, fixa le tarif des fils, de 
certains tissus, et d’un assez grand nombre d’autres marchandises A 
l’&gard desquelles l’aecord s’Ctait fait ou que la France consentait ä 
recevoir en exemption de droits. Il ne fut pas signé d’autre convention 
et les marchandises @num£rtes plus haut resterent soumises à des taxes 
ad valorem. (C'est sous cette forme qu'elles furent &galement 
tarifees dans les autres traitös conclus par la France. 


Les divergences qui s’Ctaient produites au sujet de la d@termination 
de la valeur de ces marchandises, entre les negoeiateurs francais et 
britanniques, ne pouvaient manquer de se renouveler entre les 
importateurs et la douane. Des difficult@s surgirent; la convention 
franco-britannique du 23 juillet 1873 stipula que la proc£@dure relative 
aux expertises serait revisee, Un arrangement fut conclu sous forme 
de déclaration, le 24 janvier 1874'. Cette d6elaration fut approuvte 
par decret du 5 mars suivant, Des deerets ulterieurs en &tendirent 
l’application, sous certaines réserves, A la Belgique, à la Suisse, ü 
l’Allemagne, aux Pays-Bas, a l’Autriche-Hongrie, aux Royaumes-unis 
de Suede et Norvege, conform&ment au desir manifesté par ces diverses 
puissances. Il parait certain qu’en depit des mesures prises pour 
contröler la sincérité des deelarations de valeur, de nombreuses et 
importantes fraudes “taient commises par les importateurs. M. Amt 
rapporte que les prineipaux negociants de Bradford auraient oflert, 


un 


! A la m&me date, une convention fut signde entre la France et l’Angle- 
terre pour regler les formes ä suivre en cas de dissentiment entre l’impor- 
tateur et la douane frangaise sur la’denomination, l’origine et la elasse d’apres 
laquelle les marehandises devaient acquitter les droits. 
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pour seconder les demarches faites par leur gouvernement en vue 
d’obtenir le maintien des droits ad valorem en France et en Italie, 
„de contracter l’engagement de ne plus d£livrer de doubles factures, 
l’une pour l’acheteur de la marchandise, l’autre pour la douane 
etrangere.“ — „C'est un aveu interessant A recueillir,“ remarque 
l’auteur; „ce n’est pas une garantie. En pareille matiere, en effet, 
les obligations sont essentiellement personnelles, et les manufaeturiers 
les plus r&solus a ne pas renouveler les man@uvres frauduleuses dont 
ils s’aceusent aujourd’hui ne sauraient lier leurs confreres de Brad- 
ford ou d’ailleurs!.“ M, Amé estimait A plusieurs millions le dommage 
annuel cause par ces fraudes au Trésor publie. On comprend que le 
gouvernement aceedät volontiers au desir du commerce francais de voir 
supprimer, avec ce mode de taxation, les fraudes qui le d@pouillaient 
d’une partie de la protection que les eonventions avaient entendu lui 
garantir. 

Le projet de tarif @labor& par le Conseil superieur du commerce 
et de l’agriculture &tait extremement modere, On a vu que le Conseil 
avait pris pour base le tarif conventionnel resultant des traites en 
vigueur. C'était admettre implieitement que les taxes conventionnelles 
alors pergues constituaient un maximum sur lequel des concessions 
nouvelles pourraient ötre faites au cours des negociations. Avant de 
soumettre le projet au Parlement, le Ministre du commerce, M. 'lT’eisserenc 
de Bort, le modifia l&gerement. Il ajouta, pour les denrtes coloniales, 
aux droits du tarif conventionnel la majoration de 24 p. "o du tarif 
general. Tl proposa de retablir des droits sur un certain nombre de 
matieres admises en franchise, notamment sur le coton. La dissolution 
de la Chambre des deputes, apres le 16 mai, rendit cadue le projet 
dont elle avait et“ saisie. 

‚ A l’issue de la erise constitutionnelle, le 21 janvier 1878, un 
nouveau projet fut soumis à la Chambre par M. Teisserene de Bort. 
Le tarif propos‘ etait plus Cleve que celui du projet de l’annte 
preeedente. Pour un assez grand nombre d’articles, on avait augment6 
les droits du tarif conventionnel, en les inserivant dans le nouveau 
tarif general, des deux d&eimes de guerre et de la taxe additionnelle 
de 4 p. %’o dont &tait major& le tarif général en vigueur. Le gouvernement 
n’entendait pas cependant r&öpudier les idees de protection moderee et de 
libre &chauge partiel qui avaient prevalu depuis 1860; s’il avait rehausse 


t Op. cit., t. II, p. 536. 
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les droits, c’est qu’une r&action protectionniste se dessinait en Europe: 
en majorant de 24 p. °'o les droits de l’ancien tarif conventionnel pour 
en former le nouveau tarif general, il voulait donner une arme à 
nos negociateurs, et leur fournir le moyen de ne pas aller au delä 
des concessions déjà faites et d’en obtenir le légitime &quivalent. 

Tl ne s’agissait plus, on le voit, de consentir des r&@ductions sur 
les tarifs en vigueur, mais de maintenir le statu quo. Cette per- 
spective ne suffisait pas aux protectionnistes, qui reclamaient des 
taxations plus élevées particuliörement sur les fils et tissus. Une 
campagne parfaitement regl&e fut ouverte dans les Chambres et dans 
le pays. Les eirconstances &taient favorables. Depuis quelques 
années, l’industrie du monde entier souffrait d’un mal étrange, dont 
les öconomistes et les hommes d’Etat pénétraient difficilement les 
causes, mais dont les r&sultats fächeux £taient ind£@niables: la baisse 
generale des prix. Les premieres manifestations du ph&nomene 
dataient de 1874. Depuis lors, la baisse allait toujours s’aggravant, 
En Angleterre, on inclinait à croire qu’elle &tait due à un ench&rissement 
de l’or. Ailleurs on y voyait le r&sultat d’une surproduction gen£rale. 
Nous pensons, avec M. de Foville!, qu’elle tenait surtout à la reduction 
des prix de revient sous l’influence de la transformation des moyens 
de transport et de l’application des moteurs m&caniques A l’industrie, 
Si telle en &tait la cause, ce ph&nomene, dont l’action s’est fait sentir 
dans les prix jusqu'à ces dernieres années, doit &tre consid&r& comme 
un fait heureux. Mais les resultats bienfaisants qu’on en devait 
attendre, ne pouvaient se produire qu'apres l’&tablissement definitif 
du niveau inferieur des prix. Pendant la p£riode transitoire, l’industrie 
ne pouvait qu’ätre cruellement &prouvee. On fabriquait avec des 
matieres achet&es dans les hauts cours; la baisse des produits fabriques 
annulait le bénéfice espere; la baisse des matieres premieres entamait 
les capitaux de roulement. 

Le 30 novembre 1877, le Senat avait nomm& une commission de 
18 membres chargöe de faire une enqu&te sur les souffrances du commerce 
et de l’industrie et sur les moyens d’y porter rem&de. Le president 
de cette commission fut M. Pouyer-Quertier, le promoteur de la taxation 
des matieres premieres en 1872. De son cöte, la Chambre avait 
renvoy& le projet de tarif A une commission de 33 membres (19 mars 


! Voir notamment, Nouveau dietionnaire d’&conomie politique, 
V* Priz. 
Schriften LI. — Hanbelspolitif. III. 11 


162 Auguste Devers, 


1878). Üette commission ouvrit A son tour une grande enquöte, qui 
dura du 3 avril 1878 au 5 mars 1879. Pendant ce délai d’une annee, 
tous les int6ress6s eurent la facult& de faire entendre leurs observations, 
d’exposer à loisir, mais publiquement et contradietoirement, les conditions 
faites à l’agrieulture, à l’industrie, A la consommation par l’@uvre de 
1860, d’appuyer ou de combattre, au grand jour et sous le contröle 
de l’opinion, les tarifications propostes par le gouvernement. 

Le rapport général sur le projet de tarif general, r@dige par M. 
Malezieux, fut dé posé sur le bureau de la Chambre, le 20 decembre 
1879. La commission avait majore, sur beaucoup de points, les 
propositions du gouvernement. 

La discussion fut ouverte le 31 janvier 1880, par M. Tirarld, 
ministre de l’agriculture et du commerce. M. Tirard tenait à exposer, 
des la premiere heure, les vues &conomiques auxquelles il était 
attach€ et A faire connaitre, tres nettement, dans quelle mesure il 
s’associait aux propositions faites par son pred@cesseur!. Le gouverne- 
ment prenait ainsi, comme il convient, la direction du debat. Apres 
avoir retrac® A grands traits l’histoire de la politique commereiale de 
la France, le ministre montrait que la réforme de 1860 était l’accom- 
pagnement oblige, le eorollaire fore® de la transformation des moyens 
de transport. „A quoi servirait-il de d@penser des sommes Cnormes 
pour percer des montagnes, jeter des ponts sur les fleuves, si apres 
avoir fait tous ces travaux qui provoquent l’importation des marchandises 
etrangeres, on les arr&te par des barrieres de douane... Tout à l’heure, 
on vous proposera des droits pour empöcher les marchandises de venir 
d'Italie. Vous avez un moyen plus simple de les arräter, c'est de 
fermer le tunnel du Mont-Cenis et d’obliger ainsi les marchandises 
A passer par dessus la montagne. Alors vous n’aurez pas besoin 
de droits. Vous allez vous efforcer de vainere la nature, dépenser 
des centaines de millions, et quand vous arrivez A r&colter le fruit 
de ces travaux, vous dites aux marchandises: vous n’entrerez pas! 
Quelle contradietion!“ L’orateur discutait ensuite les effets du r&gime 
de 1860 sur la situation de nos prineipales industries: de l’industrie 
eotonniere, dont l’un des reprösentants les plus autorises M. Claude 
(des Vosges) demandait simplement, en 1876, le maintien du tarif 
de 1860; de l’industrie metallurgique, qui, devant le Conseil superieur, 


ı M. Tirard &tait charge du departement de l’agrieulture et du com- 
merce depuis le 5 mars 1879. 
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avait accept@ une diminution sur les droits du tarif conventionnel; de 
l’agrieulture, qui souffrait sans doute de l’incl&mence des saisons 
depuis deux anndes, mais qui avait vu croitre le prix du betail et 
vendait son bl& plus cher qu’au temps de l’&chelle mobile. Il 
demandait à la Chambre de ne pas revenir en arriere, de conserver 
le statu quo. Passant à la question des trait@s de commerce, le 
Ministre &tablissait que nous importons surtout des objets d’alimentation 
et des matieres premieres tandis que nous exportons surtout des 
objets fabriques; en ce qui concernait sp@cialement nos relations avec 
l’Angleterre, nous lui vendions 1 milliard de produits et nous lui en 
achetions 500 millions seulement: voilä comment l’Angleterre nous 
inondait et nous ruinait: tel &tait le r&sultat des trait@s de ecommerce, 
Le Ministre deelarait hautement qu’il était décidé à faire des traitds, 
qu’il ne laisserait pas amoindrir entre ses mains la prérogative con- 
stitutionnelle du gouvernement. Enfin, M. Tirard faisait le tableau 
de la prosperite du pays, le montrait plein de seve et de vigueur, 
en depit des desastres immerites, des charges effroyables qu’il avait 
supportees, et s’indignait qu’on reprösentät ce peuple si vivant, si 
plein de ressources, si riche, comme succombant sous le poids de la 
coneurrence &trangere. 

M. Méline, l’un des rapporteurs de la commission, r&pondit à 
M.Tirard. L’orateur „ne r&pudiait rien de ce qu’il ya de vrai dans 
les idees de libert“ eommerciale;*“ il convenait que le régime anterieur 
à 1860 &tait „un régime absolument restrietif qui procédait de la 
prohibition ou de la protection exagerte;“ il admettait le systeme des 
trait@s de commerce, sans dissimuler ses preferences pour un systeme 
de tarifs autonomes et a double base, comportant „un tarif minimum 
et un tarif maximum“. Mais il lui paraissait qu'on était all& trop 
loin dans la voie du libre &change: la preuve en résultait pour lui de 
ce fait que, pendant les dix-sept années post@rieures au traitt de 1860, 
la somme de nos expertations avait été inferieure de 270 millions de 
francs au montant total de nos importations. Le commerce d’exportation, 
dont l’orateur ne m&connaissait pas les grands avantages, ne s’6tait 
donc pas d&veloppe comme on l’avait esper@: il avait moins progresse 
que de 1849 4 1859. Livrer le march& intérieur à l’&tranger, n’Ctait- 
ce pas lächer la proie pour l’ombre? M. Méline pensait que la France 
était arrivee au maximum de l’effort dont elle £tait capable. Son 
agriculture, son industrie &taient menacees. La situation des industries 
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ment compromise : la coneurrenee anglaise, favorisee par les concessions 
qu’avait imposdes aux n6gociateurs de 1860 la volont& personnelle du 
souverain, devait à bref d@lai contraindre les manufacturiers francais, 
surcharg&s d’impöts, à r&eduire le seul &l&ment de leurs frais generaux 
qui fut encore reductible, le seul auquel ils n’eussent pas encore 
touché: les salaires. M. Meline &tait convaincu que, dans une chambre 
francaise, personne ne pourrait se r&soudre A provoquer des abaisse- 
ments de’ salaires. 

M. Guyot railla la pretention &mise par la commission de fixer 
les droits d’apres la situation particuliere de chaque industrie. Elle 
avait voulu apprendre toutes les industries, pénétrer les secrets de 
fabrication, d&terminer les prix de revient. „Combien les constructions ? 
les briques? le fer? combien la main d’®uvre? combien les impöts? 
combien les machines? etc. etc, en France et de l’autre cöte de la 
Manche? Comme s’il &tait possible d’etablir une moyenne en pareille 
matiere.“ Il montrait que la r@percussion des droits pouvait déjouer 
les savantes combinaisons du tarif, que la taxation du cinquieme 
quartier, par exemple, en nuisant A la tannerie, causerait un tort 
grave à la sylviculture que l’on entendait cependant proteger. Il 
suppliait la Chambre de ne pas porter une main imprudente sur cet 
organisme complique, mal connu, qui produit la vie &conomique d’un 
peuple et de ne pas s’exposer A y apporter, sous pretexte d’am&liorations 
probl@matiques, une perturbation irr&mediable peut-ätre, redoutable & 
coup sür. 

M. Louis de Kerjegu prit ensuite la parole au nom des interöts de 
’agrieulture dont il reprochait A M. Tirard et möme à M. Meline 
d’avoir fait trop bon marche. Il se montrait effray& de la coneurrence 
des Etats-Unis dont les exportations allaient „devenir une lave immense 
qui nous étoufferait si on ne lui barrait le passage.“ On donnait 
assistance A Y’industrie. L’agriculture £tait en droit de r&clamer de 
semblables faveurs. 

Apres une dissertation trop abstraite de M. Sourigues en faveur 
du libre-&change et un discours tr&s touffu de M. Gaudin dans le sens 
opposé, M. Pascal Duprat discuta, non sans verdeur et avec infiniment 
d’esprit, les origines du mouvement proteectionniste; il rappela que la 
libert@ commereiale avait eu, des avant 1860, d’ardents protagonistes 
parmi les plus chauds promoteurs de la libert& politique. Les industries 
cotonniere, houillere et mötallurgique lui semblaient prosperes: les 
dividendes distribu6s aux actionnaires l’indiquaient. Linterdt des 
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ouvriers? n’etait-il pas attach® à la mod£ration des tarifs? Les salaires 
augmenteraient peut-&re,;, mais les objets de consommation ne 
rench£riraient-ils pas davantage? L’eflet naturel des tarifs est de faire 
hausser le prix de toutes choses, d’accroitre les difficult@s de la 
production. C’est le rebours du progres &conomique, la condamnation 
des entreprises gigantesques de travaux publies par lesquels on s’efforce 
de rendre moins couteuses les op@rations du commerce et de l’industrie. 
Enfin, les tarifs &taient une source de privileges. „Les privilöges 
économiques s’associent parfaitement avec les privileges politiques. 
Mais que nous republicains, en possession d’institutions r&publicaines 
bastes sur le suflrage universel, nous allions fortifier les privilöges 
€conomiques, les encourager! .. Ah! prenons y garde! — II ne 
faut jamais laisser subsister de privileges dans les lois d’une R&- 
publique, si l’on ne veut s’exposer dans l’avenir ä de terribles 
me&comptes!“ 

M. Guichard, M. le comte de Roys presenterent de nouveau les 
dol@ances de l’agrieulture. M. des Rotours parla dans le mäme sens 
et combattit le systeme des trait@s de commerce. 

M. Keller reprochait &galement au projet d’avoir absolument 
sacrihie l’agrieulture. Il affirmait que le monde entier se revoltait 
contre le systeme &conomique dans lequel la France avait, en 1860, 
entrain® les autres puissances: l’Allemagne, l’Italie, les Etats-Unis 
avaient en particulier relevé leurs tarifs. Les dividendes eités par 
M. Pascal-Duprat ne seraient par seulement reduits par la suppression 
des droits d'entrée; ces industries si florissantes seraient tudes. Enfin 
l’orateur demandait qu’il ne füt pas conelu de traites de commerce. 

M. M. Richard Waddington et Allain Targé passaient en revue 
la situation de nos principales industries et signalaient les perils de la 
concurrence anglaise et americaine. Quand notre outillage, nos voies 
de communication seraient complet&s et am&liores, nos tarifs de chemins 
de fer refondus, les impöts alleges, les octrois supprimes ou tout au 
moins reduits, on pourrait faire un pas de plus dans la voie du libre 
tchange. Jusque lä il serait souverainement imprudent de r&duire le 
tarif general, comme le proposait le gouvernement, au dessous des 
chiffres adoptes par la commission. 

M. Rouvier exposa l’opinion de la minorit@ considerable qui, 
dans la commission, avait combattu le rehaussement des droits, Au 
principe de la protection du travail national, affirme par M. M£line, 
il opposait ce prineipe, „incontestable surtout dans une d&moeratie: 
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qu’on ne doit l’impöt qu'à l’Etat.“ I discutait les chiffres du rap- 
porteur, montrant que nos exportations n'avaient pas diminue en 
poids, si elles s’&taient r&duites en valeurs. La diminution n'était 
qu’apparente et tenait A la baisse des prix, que M. Rouvier con- 
siderait comme un phénomène bienfaisant. Il contestait également 
les doctrines de M. Meline, et en particulier s’attachait à refuter les 
consid@rations que son contradicteur avait tir&es de la balance du 
commerce. M. Rouvier se déelarait libre-&changiste sans restriction. 
Pour lui „les droits de douane étaient un impöt anti-democratique, 
un veritable anachronisme, un impöt sur les d&couvertes de la science 
et la trop grande facilit@ des transports“. Il n’en demandait pas 
l’abolition, tenant compte de ce fait que depuis 1870, 700 millions 
d’impöts nouveaux avaient été er&&s. Mais il suppliait la Chambre 
de ne pas faire „un mouvement en arriere“ et de ne pas „pröter la 
main A une r&action &conomique“. 

M. Meline, prenant de plus en plus la position de prineipal 
rapporteur de la commission des douanes, cerut devoir monter une 
seconde fois à la tribune, Il affırma que le tarif present par la 
commission avait dans sa pensee le caractere d'un tarif maximum, 
sur lequel des r&@ductions pourraient @tre faites soit par voie l&gislative 
soit par voie de traites. Les droits proposes par la commission, pr&- 
eisement parcequ’ils &taient rehausses, comportaient une marge plus 
grande pour les mod£rations conventionnelles: la täche de nos nego- 
ciateurs en serait facilitee.e Au surplus, les droits &taient inferieurs 
& ceux des tarifs des Etats-Unis, de la Russie, de l’Espagne, du 
Portugal. Revenant sur l’argument qu’il avait tir& de la balance du 
commerce, il demandait comment l’exc&dent de nos importations pou- 
vait ötre regl& au moyen du bénéfiee realise sur nos exportations, 
celles-ci ayant diminué tandis que celles-lA grandissaient. Le droit de 
douane n’6tait pas pergu par l’industriel pour son propre compte, 
mais pour le compte de l’Etat, puisque l’industriel ne regoit du con- 
sommateur que le montant de ce qu’il a d&ja pay& au Tresor public. 
Enfin, l’exemple de l’Angleterre oüu les patrons avaient dü reduire 
les salaires, celui des Etats-Unis où les salaires étaient notablement 
plus &lev&s sans que les choses de consommation y fussent aussi 
eoüteuses qu’on le disait, montraient bien que les intérôts des ouvriers 
etaient &troitement attaches au systöme de la protection. 

M. Tirard prit une seconde fois la parole. Faisant abstraction 
des doctrines, il se placa sur le terrain solide des faits, precisant les 
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questions, diseutant les solutions possibles avec le sens pratique de 
l’homme d’affaires et la hauteur de vues de l’'homme de gouvernement. 
Tl examinait d’abord la situation de l’agrieulture. Si des droits de 
douane £taient demandés sur les produits agricoles, e’&tait &videmment 
pour £carter les produits &trangers. Les agrieulteurs pouvaient-ils 
prendre l’engagement de fournir à la population frangaise tout le blé 
et toute la viande necessaires A son alimentation? Pensaient-ils que 
si la hausse des prix se produisait, il n’en resulterait pas une re- 
«uetion dans la consommation de ces denr&es? Assur&ment non; leurs 
representants l’avaient reconnu eux-mömes, puisqu’ils avaient renonc& 
à demander un droit sur le blé. Pouvait-on taxer du moins, la laine, 
les peaux, les soies, en un mot les produits agricoles qui servent de 
matiere premiere aux industries? Nullement. Sous peine de ruiner 
nos industries d’exportation, il faudrait leur accorder des drawbacks 
ou le ben£fice de l’admission temporaire. Le systeme avait été juge 
et condamn@ en 1873 par l’Assemblee nationale. — Le ministre mon- 
trait que les diffieultes de la proteetion industrielle n’£taient pas 
moindres. Protéger l’industrie est fort bien. Mais laquelle prot@ger ? 
Car on ne peut favoriser l’une sans nuire A l’autre. Faut-il enrichir 
la filature de ceoton aux depens du tissage? On objeete que l’on 
peut conceder au tisseur le drawback ou l’admission temporaire. 
Mais les inconv£nients, les vices même de ces institutions sont in- 
d£niables. Au surplus, pour que le syst&me protecteur füt veri- 
tablement efficace, il faudrait que le tarif variät sans cesse avec 
les variations de la mode, les decouvertes des inventeurs; ou bien, 
il faudrait changer la législation des brevets: au lieu d’encourager 
les inventeurs, les proserire, relever pour eux la Bastille.e. On 
avait parl& de la difference des charges qui grevent la production 
en France et dans les pays voisins. Mais il n’avait pas été tenu 
compte de tous les l&ments de l’impöt dans ces eomparaisons. En 
presence de la crise industrielle et agricole qui sevissait dans le 
monde entier, le gouvernement avait jug& t@m£raire de faire une ex- 
perience plus complete du libre-Cchange. Mais il estimait qu’il était 
sage, puisque l’industrie frangaise n’avait pas periclite, puisque mal- 
gr& tout le pays s’&tait enrichi, de ne pas changer son regime &conomi- 
que dans un sens protecteur. 

M. Martin Nadaud protesta contre les depositions des manu- 
facturiers qui n’avaient pas craint de d@pr£cier la valeur de l’ouvrier 
frangais, de le declarer inferieur en énergie, en sobriete, en habilete 
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aux ouvriers @trangers. M. Viette soutint, avec une verve caustique, 
que les industries libre-&changistes acceptaient fort bien la protection 
pour elles-mömes et ne demandaient la libert& que pour les autres. 

La discussion generale fut close par un discours de M. Rouher. 
Apres avoir expos& l’historique du trait& de 1860, l’orateur examina 
la situation de la fortune de la France et la structure du régime 
&conomique constitu& par les reformes auxquelles il avait pris une 
si large part. Abordant la question de la balance du commerce, il 
interrogea le mouvement des importations de matieres premieres, celui 
des importations et des exportations de produits fabriques, deerivit 
le syst&me des compensations internationales. Enfin il compara la 
situation de la France, au point de vue des charges fiscales, à celle 
des pays voisins. Sa conclusion fut qu’il fallait renouveler les traitds 
de commerce, dans un interöt &conomique et social, dans l’interet de 
la paix, de la situation de la France en Europe, et que le gouverne- 
ment aurait d’autant plus de faeilites dans ses negociations que le 
tarif general serait plus mode£ret. 

La diseussion des articles commenga le 4 mars 1880 et se ter- 
mina le 4 juin suivant. 

Le rapporteur general de la commission du Senat fut M. Pouyer- 
Quertier, qui avait étéè le president de la commission senatoriale 
d’enquäte sur les souffrances du commerce et de l’industrie et qui 
venait de faire une campagne de conftrences contre le regime de 
1860 avec l’ardeur, la verve intarissable, la bonne humeur communi- 
cative, le talent dialectique, l’art d’exposer les donntes statistiques 
et m@me de les accomoder A ses vues, qui lui donnaient une extra- 
ordinaire action dans les r&unions publiques et captivaient, dans le 
Parlement, l’attention de ses adversaires les plus d&eides. Le choix 
de M. Pouyer-Quertier indique suflisamment quelles opinions économi- 
ques prevalaient dans la Chambre haute. 

Le president de la commission des douanes, M, Feray, le grand 
industriel d’Essonnes, d&clara cependant que personne n'avait l'idée 
de ramener le pays à l'état anterieur à 1860. Il s’agissait seulement 
d’amender le regime inauguré par les traites, en tenant compte des 
charges de la guerre et des tendances protectionnistes qui se mani- 
festaient dans les autres Etats de l’Europe et aux Etats-Unis. 

Apres M. Feray, le Sénat entendit successivement les 14, 15 et 
16 fevrier 1881, M. M. Fresneau, Foucher de Careil, Dufournel, 
Gaston Bazille, Claude, Joseph Garnier, Tolain. La question agricole 
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formaıt le fond de la plupart de ces discours. Le ministre du com- 
merce ne prit pas tout d’abord la parole, comme il l’avait fait & la 
Chambre. L'observation en fut faite. Il r&pondit que les conclusions 
du rapport general lui avaient paru en contradietion avec les deve- 
loppements que ce document contenait: il attendait les explications 
de M. Pouyer-Quertier. M. Tirard faisait allusion aux promesses 
faites aux agriculteurs par les industriels, dans la campagne de con- 
ferences men@e par M. Pouyer-Quertier, et à l'exposé fait par le 
rapport general de l'état precaire de l’agrieulture, dans l’interet 
de laquelle cependant il ne proposait pas de droits sur les c£&r£ales. 
Le ministre n'était pas partisan de ces droits. Mais les reprösentants 
des agriculteurs avaient manifest& leur m&contentement, en partieulier 
par la voix de M. Foucher de Careil. Il &tait de bonne tactique 
parlementaire d’appuyer sur une question au sujet de laquelle la 
majorité proteetionniste pouvait se diviser. 

M. Pouyer-Quertier dut parler avant le ministre. Il d@elara que 
le but poursuivi par les auteurs des traitös de commerce avait été 
manque. On avait esper& d&velopper l’exportation des vins et des 
spiritueux en Angleterre: ce n'est pas chez nos voisins, c’est dans 
l’intörieur du pays que nos vitieulteurs avaient leur prineipal d&bouche. 
On avait compt@ vendre beaucoup plus de soieries aux Anglais: on 
en exportait moins qu’en 1859. En revanche, on avait ruine la 
marine marchande; nos relations directes “taient perdues: partout 
l’Angleterre avait pris notre place. En même temps, nos importations 
avaient augmente. Elles allaient s’aceroitre encore dans l’avenir: on 
se trouvait en presence d’un fait nouveau et effrayant pour l’Europe, 
la production am£ricaine en cer6ales et en betail. Toutes les nations 
&levaient leurs tarifs, entravaient nos exportations. Pouvions-nous, 
seuls au monde avec les Anglais, tenir nos portes ouvertes? ÜCepen- 
dant, nous supportions la surcharge d’impöts interieurs énormes. 
Pouvait-on degrever? Non. Il fallait done imposer les produits 
&trangers. Ainsi le voulait le principe de l'égalité devant l’impöt. 
Les industries frangaises souffraient de la concurrence étraugôère. 
Beaucoup de filatures &taient fermtes; le nombre des broches en 
activit& s’Ötait fortement reduit. Il fallait des remèdes immediats, 
non des promesses sans effet. 

M. Tirard constata que le rapporteur general, tout en plaignant 
fort l’agrieulture, ne proposait aucun relevement de droits sur les 
cer6ales. Repondant & l’argument que M. Pouyer-Quertier tirait de 
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la progression de nos exportations de 1849 a 1859, il faisait ob- 
server que cette augmentation n'était pas le r&sultat de notre r&gime 
prohibitif, mais bien des reformes accomplies par l’Angleterre dans 
sa legislation douaniere de 1842 & 1860. Au surplus les augmentations 
n’&taient pas moindres depuis lors: de 1850 à 1854 nos exportations 
ne depassaient 1296 millions; de 1876 à 1880, malgr® les mauvaises 
recoltes, elles s’etaient &lev6es A 3365 millions. Les importations 
s’&taient acerues aussi. Etait-ce un mal? L’augmentation portait sur 
des matieres que le sol francais ne produit pas: coton, jute, bois 
exotiques, ou dont il ne produit que des quantites insuffisantes: 
laines, soies, bois de construction, houille, petrole. Fallait-il 
considerer aussi comme un malheur les importations de écéréales 
americaines, qui nous avaient préservés de la famine. On r&clamait 
des degrevements. N’£etait-ce rien que ceux operes sur les sucres et 
sur les vins? Quant à l'égalité des produits frangais et €trangers 
devant l’impöt, s’imaginait-on que les droits de douane sont payés 
par l’&tranger? En re£alite, ils sont pays par le consommateur 
francais. On trouvait la France surchargee d’impöts: comme remede 
on proposait un rehaussement des tarifs. Enfin pouvait-on dépeindre 
la France comme ruince par le regime de 1860, quand on voyait 
eclater & tous les yeux par tant de signes manifestes, notamment 
par l’accumulation des fonds des caisses d’&pargne, son ind£niable 
prosperite ? 

Apres une r&ponse de M. Pouyer-Quertier et une repligue du 
ministre, la discussion generale fut close le 19 fevrier. La discussion 
des articles, commenc&e le même jour, dura jusqu’au 24 mars. 

Le projet revint alors devant la Chambre, en raison des modi- 
fieations qui y avaient été apportees. Il fut encore renvoy& au Senat, 
puis encore du Senat A la Chambre. L’accord entre les deux organes 
du pouvoir legislatif ne fut complet que le 8 avril. 

La loi fut promulgute le 7 mai 1881. 

Le nouveau tarif general &tait, pour beaucoup de produits, su- 
perieur de 240 A l’ancien tarif conventionnel, Comme prec&demment, 
les matieres premieres necessaires à l’industrie et les denr&es alimen- 
taires en general étaient exemptes de droits ou tres faiblement taxtes: 
la franchise avait même été ötendue à quelques autres marchandises, 
notamment au riz et à l’essence de houille; le droit sur le petrole 
etait abaisse. En revanche, la loi du 7 mai 1881 augmentait les 
taxes sur les bestiaux, les raisins secs, les fécules et un petit nombre 
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d’autres marchandises. Elle consaerait de nouveau, dans leurs dispo- 
sitions essentielles, les tarifications du cafe, du sucre, du cacao et des 
autres denrées coloniales frapp6ees de droits fiseaux. Pour les fabri- 
cations, les taxes &taient generalement celles de l’ancien tarif con- 
ventionnel majordes de 24 °/o. Les taxes ad valorem ötaient exclues 
du nouveau tarif, à titre presque absolu. Les surtaxes d’entrepöt et 
d’origine &taient maintenues pour un certain nombre de produits. 
Quelques prohibitions subsistaient, motivees par un inter6t d’ordre 
public ou par l’existence des monopoles de l'Etat. 

I restait à régler le r&gime conventionnel de la France. 

Le gouvernement était deeidE A ne pas laisser se rompre le 
faisceau d’interöts que les traités de commerce avaient formt. Des 
le debut de la discussion du tarif general, M. Tirard avait déelaré 
nettement et, selon le mot d’un des orateurs, „avec une franchise loyale 
et hautaine“ que le droit du gouvernement de conclure des trait6s de 
ecommerce ne serait pas amoindri entre ses mains. Apres la clöture de 
cette discussion, à la Chambre, le 24 f@vrier, M. Keller ayant depose 
un amendement portant que les taxes ne pourraient Ötre abaissces par 
trait& au dessous du tarif général, le ministre excipa de la prerogative 
constitutionnelle: apres avoir rappel& que le droit du gouvernement 
de faire des traités &tait absolu, sauf, bien entendu, la ratification du 
Parlement, il ajouta: „La question qui se pose maintenant est celle-ei: 
y a-t-il opportunit® ou n’y a-t-il pas opportunite A faire des traites? 
A cela je reponds: aux termes de la constitution, c’est le gouverne- 
ment seul qui est juge.“ L’amendement fut retire. Le 4 juin, un 
nouvel amendement fut present par M. Guichard, limitant le pouvoir 
du gouvernement en ce qui touchait les matieres agricoles. Le mi- 
nistre refusa de le diseuter. Le president, M. Gambetta, considerant 
l’amendement comme inconstitutionnel, ne le mit pas aux voix. 

Le gouvernement pouvait done traiter librement. En dehors de 
la responsabilit& ministérielle et de l’obligation de soumettre les traites 
au vote des Chambres, il n’existait de bornes à son initiative que 
celles qu’il avait posées lui-möme en deelarant spontan@&ment: 1° que 
les concessions faites aux puissances étrangéres ne depasseraient pas, 
dans l’ensemble, 24 ®/o des droits du tarif general; 2° que les taxes 
eonventionnelles seraient exelusivement specifiques; 3° que les eéréales 
et les bestiaux ne seraient pas compris dans les traités. 

En prenant le parti de ne pas conventionnaliser le régime des 
c&r&ales et des bestiaux, le gouvernement n’ob@issait pas à des arriere- 
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pensees protectionnistes. Dans la s6anee du 6 mars 1880, M. Tirard 
avait expliqu& sa resolution par les motifs suivants: les cer&ales 
n’avaient jamais fait l’objet de stipulations sp£&ciales dans les traites; 
quant aux bestiaux, le gouvernement voulait conserver la libert@ com- 
plete et absolue de mettre obstacle A l’introduction des maladies con- 
tagieuses qui pouvaient infecter le betail &tranger, en prohibant l’im- 
portation de ce b£tail!. 

Les negociations furent aussitöt entamees par M. Tirard, qui les 
poursuivit jusqu’au 14 novembre 1881, date de la chute du cabinet 
Jules Ferry. M. Rouvier, titulaire du d@partement du ecommerce dans 
le eabinet Gambetta, en eut la charge jusqu’au 30 janvier 1882. 
M. Tirard, redevenu ministre du commerce dans le cabinet Frey- 
einet- Ferry-Say, reprit la suite des negociations. Des traites 
furent signes: avec la Belgique, le 31 octobre 1881; avec l’Italie, le 
3 novembre 1881; avec le Portugal, le 19 decembre 1881; avec les 
Pays-Bas, le 28 novembre 1881; avec la Suede et la Norvege, le 
30 d&cembre 1881; avec l’Espagne, le 6 fevrier 1882; avec la Suisse, 
le 23 fevrier 1882. Ces conventions, & l’exception de celle avec les 
Pays-Bas rejetse par la seconde Chambre des Etats-Gendraux, furent 
rendues extcutoires en France le 16 mai 1882, apres avoir été ap- 
prouv6es par des lois en date des 11 et 13 mai. L’echtance en était 
fixee au 1°" fevrier 1892. 

Il ne fut pas possible d’arriver a une entente avec 1’ Angleterre. 
Commeé l’a depuis déelaré M. Tirard, le gouvernement britannique ne 
paraissait attacher qu’un medioere inter&t aux reductions de tarifs 
que nous pouvions lui offrir. Il demandait surtout que les droits 
imposables à un certain nombre de marchandises britanniques fussent 
comme precedemment fixes ad valorem. Les nÖgociateurs frangais 
ne pouvaient leur donner satisfaetion sur ce point. Nous demandions 
d’autre part des adoueissements au regime sanitaire qui entravait 
l’introduetion de nos bestiaux en Grande-Bretagne: les Anglais ne 
eroyaient pas pouvoir nous faire de concession. Nous ne pouvions 


! Avant mäme que le tarif general ne fut vote, le gouvernement avait 
été amené par des consid@rations d'un ordre analogue A prohiber l’importation 
des viandes de pore salées provenant des Etats- Unis (d6eret du 18 fevrier 
1831). La consommation de ces viandes, notoirement infeetees de trichine, 
presentait, d’apr&s le Conseil d’hygiene publique, les plus graves dangers: 
il s’6tait en outre produit A ce sujet une veritable panique, de nature à 
eauser. un prejudice extr&me au commerce de charcuterie, 
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enfin leur accorder conventionnellement le benffice du régime coneedt 
aux autres pays: nous nous serions lies pour toute la durte des 
traites deja signés, alors que les Anglais auraient conserv& la facult& 
de relever leurs tarifs, A tout instant, sur nos vins et nos spiritueux. 
Il n’aurait pas été &quitable cependant d’appliquer le tarif general 
aux produits d’un pays qui ouvrait largement ses portes A nos fabri- 
cations. M. Tirard eut alors l’idee de soumettre aux Chambres un 
projet de loi concédant à l’Angleterre le traitement de la nation la 
plus favorisee. La loi fut votee: elle porte la date du 27 fk- 
vrier 1882. 

Avee l’Autriche-Hongrie, on avait au contraire signé une con- 
vention provisoire sur la base du traitement de la nation la plus favorisce, 
le 7 novembre 1883. Ce régime fut consolid@ par une convention du 
18 fevrier 1884. Le m&me traitement &tait applicable aux produits 
turcs et russes, en vertu des traités du 29 avril 1861 et du 1 avril 
1874, lesquels n’avaient pas été dénoncés, ainsi qu’aux produits 
allemands en vertu de l’art. 11 du trait& de Francfort. 

Le nouveau tarif conventionnel résultait des trait&s avee la Bel- 
gique, l’Espagne, l’Italie, le Portugal, la Suede et la Norvège, et la 
Suisse. Voiei quelle en &tait l’&conomie. 800 articles environ restaient 
soumis au tarif general, parmi lesquels les c&r&ales et le b£tail, et 
diverses denrees passibles de droits fiscaux: sucres bruts, alcools autres 
que l’eau-de vie, etc. 1200 artieles &taient repris au tarif conventionnel. 
Dans un assez grand nombre de cas, les trait@s avaient simplement 
eonsolid® la taxe inscrite au tarif general: une centaine d’articles 
etaient majores, 140 reduits par rapport & l’ancien tarif. Dans l’en- 
semble, les tarifications conventionnelles pr@sentaient un écart de 
24 °/o avec celles du tarif general. 

En möme temps que les conventions commerciales proprement 
dites, le gouvernement avait conelu des conventions sp£eiales relatives: 
à la propriété litt6raire, avec la Belgique et la Suisse; à l’&tablisse- 
ment des nationaux et aux rapports de voisinage, avec la Suisse. 
Des ‘conventions de navigation avaient été signees avec la Belgique, 
le Suede et la Norvege, la Grande -Bretagne. Des clauses relatives 
à la navigation avaient été inserdes dans les traitös avec le Portugal 
et avec 1’Espagne. 

Le regime pr&c&demment en vigueur en matiere de navigation 
&tait confirm& de tous points par les nouveaux traites. Le pavillon 
&tranger demeurait assimil& au pavillon frangais soit pour l’intercourse 
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direet soit pour l’intercourse indirect. D’autre part, le droit de 2 fr. 
par tonneau de jauge A l’importation des bätiments de mer avait &t& 
de nouveau conventionnalise. 

Les inter@ts de la marine marchande n’avaient pas été cependant 
negliges par les pouvoirs publies. La question des mesures à prendre 
dans l’inter&t de la construction et de l’armement n’avait pas cessé 
d’ötre à l’&tude depuis la tentative infructueuse faite par la loi du 
30 janvier 1872 pour retablir les surtaxes de pavillon. Elle fut re- 
prise en 1880 pendant la periode de pr&paration des tarifs de douane. 
La question du regime commercial et celle du regime de la marine 
marchande sont, en effet, intim&ment liées. 

Dans la discussion de la loi du 19 mai 1866, „un orateur avait 
predit que la loi pourrait ötre bonne pour le commerce, mais qu’elle 
serait destructive pour la marine.“ Ces previsions n’£taient pas ab- 
solument chimeriques. La marine marchande avait déeliné depuis la 
loi de 1866: elle avait souffert de la concurrence des marines Ötrangeres. 
On a rendu responsable de l’Cvenement le r&gime de l’inseription 
maritime: on a signald l’insuffisance de notre fret de sortie, l’absence 
presque absolue de fret de retour. Il est certain que les fabrications 
francaises, qui forment la majeure partie de nos exportations, ont un 
faible volume pour une grande valeur et que la marine frangaise ne 
trouve pas en France d’el&ments de fret comparables A ceux que 
fournissent à d’autres marines les matieres premieres comme la houille, 
les metaux, ou les objets d’alimentation comme les céréales. D’autre 
part, il est ind@niable que les importations par voie de mer ont lieu, 
dans la plupart des pays, par des navires portant le pavillon de la 
puissance qui expedie les produits: on s’explique done l’absence de 
fret de retour. Mais il ne suffit pas de constater les faits: il faut en 
rechereher les causes profondes. Il faut expliquer pourquoi un pays 
tel que la France, que sa position g@ographique destine ä devenir un 
territoire de transit et d’entrepöt, dont les cötes ont un &norme de&- 
veloppement, qui dispose d'une population maritime vaillante et aven- 
tureuse, s’est laissee distancer par ses voisins, de 1866 à 1881, dans 
l’industrie des constructions navales et dans les entreprises d’armement. 
La raison prineipale de ce fait nous parait ötre qu’il y a eu defaut 
de eoneordance entre le regime commercial et le regime de la marine 
marchande, Les trait@s de 1860 n’ont pas introduit le libre-@change 
en France, comme l’avaient fait en Angleterre les reformes de 1842 
a 1860. Les marchandises ttrangeres ont continue d’y ätre taxdes 
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pour la plupart: le courant commereial qui devrait les porter vers 
nous, s’est detourn® vers nos voisins, au profit desquels se sont &tablis 
les relations qui font vivre la marine marchande Et, comme le 
faisait remarquer M. Thiers en 1866, on a expos& n&anmoins nos 
industries navales à la libre eoncurrence du monde entier. 

Les pouvoirs publics ne crurent pas pouvoir revenir sur les ré— 
formes de 1866 et r£etablir les surtaxes de pavillon. Il n’en £tait 
que plus necessaire de maintenir aux armateurs la possibilit@ d’acheter 
à l’&tranger et de se procurer au meilleur march& possible, l’instru- 
ment essentiel de leur industrie, le navire. Mais une difficult& se pre- 
sentait. Le legislateur de 1866 avait cherche à donner une com- 
pensation A nos construeteurs en leur accordant le bénéfiee de l’intro- 
duction en franchise des matieres et objets fabriques necessaires à 
leur industrie. 1] fut constat en 1881 que, par suite de circonstances 
diverses, cette faveur n’avait pas eu tous les resultats avantageux 
qu’on en attendait: la compensation n’avait pas été complete. On 
decida, pour resoudre la diffieult@, d’accorder des primes à la con- 
struction. 

Telle fut l’origine de la loi du 29 janvier 1881 sur la marine 
marchande. 

Les primes à la construction ont été caleuldes d’apres la quantite 
de matieres tax&es qui entrent dans un navire: elles sont, en effet, 
la „compensation des charges que le tarif des douanes impose aux 
constructeurs de bätiments de mer“. 

La méême loi accorde des primes à la navigation au long cours, 
„A titre de compensation des charges impostes par le recrutement et 
le service de la marine militaire“. Ces dernieres &taient conc&dees 
pour une durée de 10 ans. Depuis 1891, la loi du 29 janvier 1881 
a été prorogte, en attendant qu’elle püt ätre revisee. Elle sera 
certainement renouvelee. Le prineipe n’en est pas contest et les 
r6sultats en ont été gen&ralement consider&s comme satisfaisants. 


IV. 


Les nouveaux tarifs douaniers devaient avoir la mauvaise fortune 
d’ötre mis en vigueur au d£but d'une periode de malaise et de de- 
pression pour l’agrieulture, le commerce et l’industrie. La baisse gra- 
duelle des prix, qui depuis 1874 jetait le trouble dans les op£rations 
du commerce et de la production agricole et manufacturiere, s’6tait 
momentan&ment arröt6e en 1879, En 1880 et 1881 elle avait mäme 
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et& remplacce par un mouvement de hausse, qu’avait soutenu l’abon- 
dance des capitaux disponibles. Apres la crise financière qui éelata 
au debut de l’annee 1882, les cours tomberent de nouveau. Le 
krach des valeurs de bourse fut le plus retentissant. Mais il y 
avait eu speeulation a Ja hausse sur beaucoup d’autres marchandises. 
La liquidation des entreprises mal congues entraina la chute des cours. 
Les capitaux se resserrerent et le malaise s'étendit de proche en proche 
a toutes les branches de la production. Les causes permanentes 
de depression, dont l’influence avait et© un moment suspendue ou 
neutralisee, agirent de nouveau, Les plaintes &clatörent de toutes 
parts. De divers cötes, on imputa aux tarifs de douane la respon- 
sabilit@ de maux trop reels. 

Les dol&ances des agrieulteurs furent particulitrement vives. Ils 
pouvaient se plaindre, avec quelque apparence de raison, d’avoir &t& 
livrés à la concurrence libre de l’&tranger par leurs allies de la 
veille, les industriels, au profit desquels le Parlement avait, au con- 
traire, vot® des droits protecteurs. 

Les departements sucriers du Nord-Est furent les premiers & 
obtenir une proteetion contre l’tranger. Le tarif general frappait le 
suere brut de betterave d'une surtaxe de 3 franes: l’artiele n’avait 
pas été repris au tarif conventionnel. Les fabricants de sucre ex- 
poserent aux Chambres que l’effet de ce droit était absolument annihile 
par les combinaisons de la legislation des sucres dans les pays con- 
eurrents, principalement dans l’Empire d’Allemagne et dans la mo- 
narchie austro-hongroise. En Allemagne, notamment, l’impöt etait 
assis sur la betterave et liquid& d’apres un rendement hypothetique 
inferieur au rendement reel; les fabricants de sucre jouissaient ainsi 
d’une bonifieation d’impöt à laquelle venait s’ajouter, sous forme de 
drawback, une veritable prime & l’exportation. D’autre part, l’in- 
dustrie sucriere &tait protög6e, sur le marehé interieur, par une sur- 
taxe de 8 francs. La Chambre des députés fut saisie par un de ses 
membres, le 17 f@vrier 1883, d’une proposition de loi aux termes de 
laquelle la surtaxe sur les sucres étrangers aurait été portée à 10 francs. 
Apres une enquete sur la situation de la sucrerie frangaise, la com- 
mission de la Chambre proposa de fixer à 7 francs la surtaxe sur les 
sucres bruts de betterave &trangers. Le regime des sucres devait, en 
möme temps, ätre transforme. A l’impöt assis sur le produit fabriqu& 
et pergu d’apr&s la richesse saccharine determinee par la methode 
polarimötrique, on snbstituait l’impöt assis sur la matiere premiere, 
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la betterave, et pergu d’apres un rendement legal. On voulait ainsi, 
a l’exemple de l’Allemagne, encourager la culture A produire des 
betteraves plus riches et l’industrie & perfeetionner les me£&thodes 
d’extraction du sucre. Ües diverses mesures furent adopttes par le 
Parlement. La loi votée à cet effet porte la date du 29 juillet 1884. 
Elle a produit tous les r&sultats attendus. L’importation 6trangere a 
ete arrôtée par la surtaxe de 7 francs d’abord, plus tard par le d&- 
veloppement mäme de la production nationale, qui suffit à pourvoir 
aux besoins de la consommation interieure et alimente möme un com- 
merce d’exportation considerable. Les resultats de la loi ont mäme 
et& trop avantageux pour les sucriers, au gr& de nos ministres des 
finances. Presque chaque année depuis 1884, des lois sont intervenues 
pour reduire l’&tendue de l’immunite primitivement concédée A 1a 
sucrerie indigene et du mäme coup les sacrifices imposes de ce chef 
au Tresor public. Il ne faut pas se dissimuler, d’ailleurs, que la 
cons‘quence et le but mäme du regime inaugur& en 1884 ont été de 
permettre aux sucriers frangais, en leur r&servant le march® interieur 
et la maitrise des prix, de se faire payer par le consommateur le 
montant de l’impöt des sucres, pour les sucres indemnes aussi bien 
que pour ceux qui sont tax6s. 


En 1885, un autre pas fut fait dans la voie de la protection. 
On se rappelle que les ce&rtales et les bestiaux n’avaient pas &t& 
inserits dans le tarif conventionnel. En ce qui concerne les bestiaux, 
le ministre du commerce avait voulu conserver une pleine et entire 
libert@ de prohiber les importations en cas d'&pizootie dans les pays 
etrangers. Pour les cereales, il s’etait conformt aux precedents; 
au surplus, les repr&sentants les plus autorises des inter&ts agricoles 
avaient formellement declare, dans la discussion du tarif gen£ral, 
qu’il ne pouvait pas ätre question d’imposer les eertales: ils s’&taient 
partieuliörement defendus de vouloir taxer le froment et, par voie de 
cons@quence, le pain. 

Au lendemain du vote de la loi du 29 juillet 1884 sur les sueres, 
le 14 aoüt, le ministre de l’agrieulture, M. Meline, saisit néanmoins 
la Chambre d’un projet de loi relevant le tarif des bestiaux. Le 
surlendemain, une proposition d’initiative parlementaire demandait 
le rehaussement du droit sur le froment et ses farines et la taxation 
des autres céréales. On doit reconnaitre que les prix des céréales 


et des bestiaux avaient singulierement baiss® depuis 1881. Pour 
Schriften LI. — Handelspolitit. II. 12 
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le bl&ö, en particulier, le prix moyen de l’hectolitre ' &tait tombé 
de 22 fr. 20 cent. à 19 fr. 29 cent. en 1882, a 19 francs en 
1883; il devait n’ötre en 1884 que de 17 fr. 76 cent. L’avoine, 
le seigle avaient &galement baisse, quoique dans une proportion 
moindre, Il en £tait de m&öme pour les bestiaux. Dans ces con- 
ditions, le produit net des proprietes Se reduisait. La valeur moyenne 
de l’heetare qui £tait en 1874 de 2000 franes et en 1879 de 
1830 francs, descendait à 1785 francs en 1884. II est vrai qu'en 
1789, elle ne d£passait pas 500 francs et qu’en 1851, elle #tait & 
peine de 1251 frances; mais cette consideration, quelle qu’en fut la 
valeur, n'ötait rien de leur acurté aux regrets que causait aux pro- 
prietaires ruraux la perte d’une partie de leur capital foneier. Un 
veritable mouvement d’opinion se dessinait dans le pays. La question 
de la protection agricole pouvait fournir une plate-forme pour les 
&lections de 1885 aux partis hostiles A la constitution. Le gouverne- 
ment crut qu’il était sage de s’emparer de l’arme qu’on forgeait 
eontre lui. Il prit lui-m&me l’initiative. 

Une loi du 28 mars 1885 porta le droit sur le froment, qui 
depuis 1861 &tait demeure fix@ A 60 centimes par quintal de grains 
et a1 fr. 20 cent. par quintal de farines, a 3 et 6 franes. L’avoine, 
le seigle, l'’orge, qui &taient exempts, furent taxés A 1 fr. 50 cent. 
Le tarif des biseuits de mer, des gruaux, semoules en gruaux, des 
grains perl&s ou mondés fut &lev& de 1 fr. 20 cent. & 5 fr. 50 cent. 
Une seconde loi, du m&me jour, taxa les beufs à 25 franes au lieu 
de 15; les vaches, les taureaux, à 12 francs au lieu de 8, ... les 
veaux A 4 fraues au lieu de 1 fr. 50 cent., les beliers, brebis et 
moutons A 3 francs au lieu de 2, .. . les pores A 6 franes au lieu 
de3.... Le tarif des viandes fraiches de boucherie fut fix& à 
7 francs, celui des viandes sal&es a 8 fr. 50 cent. Mais le tarif des 
viandes ayant été conventionnalise en 1882, le droit de 3 franes 
continua d’ötre seul applicable aux provenances des pays contractants. 

Ces droits ne produisirent pas le résultat qu’on en esp£rait. 
Le prix du bl& descendit, en 1885, & 16 fr. 41 cent., en 1886, ä 
16 fr. 54 cent. Le prix des bestiaux ne se releva pas davantage. 
De nouveaux projets de loi furent d&poses. Ils sont devenus les lois 
du 29 mars 1887 sur les eercales et du 5 avril 1887 sur les bestiaux. 


! Ces prix et ceux qui suivront sont empruntes a La France &cono- 
mique, de M. de Foville. Paris, Colin, 1889, 
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Voici les principales tarifications qui en r&sultaient: Froment, grains, 
5 franes par 100 kg; farine, 3 francs; avoine, 3 francs; biscuit, 
gruaux, semoules en pätes et pätes d’Italie, fécules exotiques, 8 franes; 
boeufs, 38 franes; vaches, 20 franes; veaux, 8 franes; moutons, 
5 francs; viandes fraiches de boucherie, 12 francs. 

Quelques mois plus tard, le 5 juillet 1887, le droit de douane 
sur les alcools &trangers fut &lev@ à 70 frances par hectolitre d’aleool 
pur. En votant cette loi, le Parlement avait eu sp&cialement en vue 
la situation qui devait r&sulter pour le marché interieur de mesures 
legislatives r&cemment prises en Allemagne (L. du 27 juin 1887). 

Le rapport depose par M. Marty sur le bureau de la Chambre, 
le 5 juillet 1887, expliquait comme suit les propositions de la com- 
mission. „Sans entrer dans l’examen de la legislation definitive qui 
sera appliqu&e en Allemagne & partir du 1°" octobre prochain, il im- 
porte de se pr&oceuper d’urgence de la situation qui est faite à nos 
producteurs d’alcool pendant la p£riode transitoire comprise entre le 
1” juillet et le 1° oetobre 1887. — Il a été decide, en eflet, par le 
Reichstag que pendant ces trois mois l’impöt sur la cuve-matiere 
sera tripl& et que le remboursement de l’impöt pour l’alcool qui sera 
exporté, sera port@ à 48 marks 3 pfennigs par hectolitre d’aleool pur, 
e’est à dire A 60 franes. — Or, comme il n’est pas &tabli de distinetion 
entre les alcools fabriqu&s ant@rieurement au 1" juillet et ceux fabriques 
post&rieurement, il r&sulte de cette disposition transitoire que les al- 
cools fabriqu6s antérieurement A cette date receyront à l’exportation 
une prime de sortie de 48 marks ou de 60 frances par hectolitre, 
bien qu’ils n’aient pay& que l’impöt existant au moment de leur 
fabrication, c’est-a-dire 16 marks ou 20 franes. — Il ya la une 
v6ritable prime gratuite accord&e par l’Allemagne à ses exportateurs 
d’aleool. — Si nous n’avons pas à rechercher les motifs qui ont d£- 
termin‘ le legislateur allemand & agir ainsi, il est certain qu’il est 
du devoir du legislateur frangais de se préoccuper des eons&quences 
de cette mesure au point de vue de nos industries.“ 

La loi du 5 juillet 1887 devait n'avoir effet que jusqu’au 30 no- 
vembre suivant. La surtaxe de 70 francs fut prorogte jusqu’au 
29 fevrier 1888 par une loi du 25 novembre 1887, dont le gouverne- 
ment prit l’initiative, parcequ’il avait reconnu que la legislation alle- 
mande, abstraction faite de la disposition transitoire visce par la loi 
du 5 juillet, faisait bénéficier les alcools allemands de primes d'ex- 
portation. Une nouvelle prorogation jusqu’au 1” juin 1888 r&sulta 
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d’une loi du 26 fevrier 1888. Enfin la loi du 29 mai 1888 prescrivit 
la perception de la surtaxe jusqu’ä ce qu'il en fut autrement ordonne. 

L’annde 1888 vit s’accomplir des modifications importantes dans 
le tarif conventionnel et dans le tarif général A la suite de la de- 
noneiation par l’Italie du trait® de commerce du 3 novembre 1881. 

Le 15 d&cembre 1886, le gouvernement italien avait notifi& au 
gouvernement de la R£publique que le trait£ du 3 novembre 1881 
ne r&pondait plus aux nouveaux besoins du pays et qu’il avait decide 
de se prevaloir de la faculté d’en faire cesser les effets, stipulte par 
l’art. 18 de ce möme traite. Le general Menabrea declarait que le 
gouvernement du roi n'avait pas l’intention de substituer au r&gime 
conventionnel celui du tarif general et qu'il desirait au contraire 
ouvrir sans delai de nouvelles negoeiations. Le ministre des affaires 
etrangeres de France, en prenant acte, le 16 d@cembre, de cette 
notification, donna l’assurance que le gouvernement de la Röpublique 
etait tout dispose A examiner les propositions du gouvernement du roi. 

Les Chambres italiennes &taient & ce moment saisies d’un projet 
de revision du tarif general des douanes qui aggravait singulierement 
les taxes A l’importation des produits @trangers. Il s’agissait d’orga- 
niser, selon les expressions du rapporteur de la chambre, M. Luzzati, 
„une sorte de resistance nationale et patriotique contre les offenses 
que l’ötranger n'&pargne guere & l’exportation du commerce italien“. 
On voulait negocier sans doute; mais, toujours d’apres M. Luzzati, 
il convenait de montrer d’une part les pointes de fer du tarif gen£ral, 
de l’autre le rameau d’olivier des conventions. „Enfin, les pays qui 
ne s’accorderaient pas avec l’Italie et frapperaient ses marchandises 
de droits élevés, etaient menacés de se voir appliquer la loi du talion.“ 
Le gouvernement pourrait taxer leurs provenances par simple decret, 
„afin de leur infliger, par des actes prompts et fulminants, exempts 
des lenteurs parlementaires, la möme somme de maux et d'obstacles.“ 
Le nouveau tarif italien fut promulgu@ le 14 juillet 1887. 

Le gouvernement italien, qui avait pris l’initiative de la denon- 
ciation du trait@, devait aussi formuler le premier ses propositions. 
Elles ne furent soumises au gouvernement frangais, malgr‘ ses instances 
amicales, que le 16 septembre. L’Italie demandait en general le traite- 
ment de la nation la plus favorisce et le maintien du régime con- 
ventionnel en vigueur pour une douzaine d’articles; elle r&clamait en 
outre des reduetions de droits, notamment sur le b£tail. Le gouverne- 
ment frangais repondit le 29 octobre. En ce qui concernait le be£tail, 
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le gouvernement frangais d&clarait qu’il s’&tait engage vis-A-vis des 
Chambres à ne pas faire de traites sur leur regime. Il faisait re- 
marquer d’autre part que la situation n'Ötait pas gale entre les deux 
parties: on demandait à la France la concession du régime con- 
ventionnel, qui etait fix& jusqu’au 1° fevrier 1892; on lui offrait, 
avec le traitement de la nation la plus favorisee, un regime de tarifs 
autonomes que l’Italie pourrait modifier à son gré puisqu’elle avait 
d&none& tous ses traites. Il demandait des r&eductions de droits sur 
les lainages, les tissus de coton et les soieries, afın de compenser 
cette inegalite. | 

En möme temps, le gouvernement francais obtenait des Chambres” 
la facult@ de proroger de six mois le trait& de 1881, et, en cas de non- 
prorogation, se faisait autoriser à prendre des mesures de repr£sailles 
(L. du 26 d@cembre 1887). M. Crispi consentit seulement à une pro- 
rogation de deux mois, qui fit l’objet d’une convention du 29 de- 
cembre 1887. 

Le mä&äme jour, notre pl@nipotentiaire, M. Teisserene de Bort, 
était arrive A Rome. Les negoeiations s’ouvrirent. Elles ne pouvaient 
aboutir. L’Italie voulait &tablir des majorations sur la plupart des 
articles qui sont l’objet d’une exportation un peu notable,. de la part 
de la France (huiles d’olive, lainages, soieries, tissus mélangés de 
coton, confections, ouvrages en fer, mercerie ordinaire et fine). Sub- 
sidiairement, les delegues italiens declaraient que si la France con- 
sentait A conventionnaliser le tarif des bestiaux en l’abaissant, une 
entente serait possible sur la base du trait& de 1881. Le gouverne- 
ment frangais ne pouyait faire de concession sur ce dernier point. 
Les negoeiations de Rome furent eloses, M. Crispi ayant annonce qu’il 
enverrait des contre-propositions à Paris (28 f&vrier 1888). 

Les pourparlers continuerent de Cabinet à Cabinet jusqu’au mois 
de juillet. L’Italie persistait A prendre comme base de negociations 
son tarif general de 1887. En acceptant ses concessions apparentes, 
la France aurait renoneé aux avantages du traité de 1881, et conc&de 
à l’Italie tout le benefice du traitement dont cette puissance jouissait 
en vertu du möme traite. M. Crispi finit par rompre les negociations, 
en mettant la France en demeure d’accepter un tarif tres sup£erieur 
à celui de 1881 (12 juillet). 

Des le 1°" mars les deux pays avaient appliqu@ reciproquement 
à leurs produits les droits du tarif general. ‚Mais, les droits du tarif 
italien &tant beaucoup plus élevés que ceux du tarif general frangais, 
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le gouvernement de la R£publique soumit aux Chambres un projet 
de loi &levant les droits sur un assez grand nombre de marchandises 
italiennes de facon & les mettre au niveau des taxes italiennes sur 
les marchandises frangaises. Ce projet devint la loi du 27 fevrier 1888, 
L’Italie riposta par un tarif de repr£sailles plus &lev& encore (L. du 
29 fevrier), auquel elle a eu le bon sens de renoncer depuis, dans 
son propre interöt. 

La rupture du traite de commerce avec l’Italie eut des con- 
sequences pour les pays vis-A-vis desquels nous £tions Jies depuis 
1881. Les produits qui n'éftaient d&nomme6s que dans le tarif italien 
et pour lesquels les autres puissances ne jouissaient d'un traitement 
de faveur qu’en vertu de la clause de la nation la plus favoris6e, 
retomberent ipso facto sous l’empire du tarif general. C’etaient 
notamment les plumes de parure brutes, plumes à &erice brutes et 
plumes & lit, les semoules en pätes et pätes d’Italie, riz en grains 
ou en paille et brisures de riz, sumac, fustel, @pine-vinette, albatres, 
meules, materiaux autres, acide borique, potasse et carbonate de 
potasse, produits chimiques non denommes, parfumeries autres que 
savons, vitrifications, divers instruments de musique, plusieurs sortes 
de boutons. 

Les lois de 1884 sur les sucres, de 1885 sur les c&r&ales, de 
1887 sur les cer&ales, sur les bestiaux, sur les alcools, tiraient leur 
origine de propösitions @manant de l’initiative parlementaire. En 1888, 
ces propositions se multiplient. Elles &elosent sur tous les bancs de 
la Chambre des d&putes, du eôté de la droite et du cöt& de la gauche: 
propositions sur le r&gime douanier des alcools, des mais et des riz, 
tendant à l’etablissement d’un droit de douane sur les raisins secs, 
ayant pour objet de frapper d’un droit de douane les pommes & cidre 
et les poires A poire, de taxer A l’entr&e les chanvres et lins bruts 
ou prepares, de taxer les me&lasses @trangeres, de modifier le rögime 
des sels, de taxer les mais étrangers destines à la distillation. Le 
mouvement continue en 1889 et 1890: propositions relatives aux orges, 
sarrasins, mais, riz, melasses, raisins secs, chanvres et lins bruts, teilles 
et peignes, jutes, graines ol&agineuses, sucres coloniaux &trangers, cocons 
de vers à soie, soies greges ou moulinees; seconde et troisieme pro- 
position relative aux raisins secs; autre proposition concernant le mais 
et le riz; autre proposition relative A 74 articles du tarif; proposi- 
tions sur l’orge et le malt; sur les chanvres bruts ou pr&pares; sur 
les melasses &trangeres; sur les cercles en bois; sur les cocons frais 
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et secs, les soies greges et moulindes; sur les osiers: sur les denr6es 
eoloniales import6es des colonies &trangeres et des pays d’Europe, sur 
l’ozokerite, sur les pätes de bois. Plusieurs aboutirent. Ce sont 
celles relatives au seigle en grains et en farines (L. 16 avril 1889); 
aux sels (L. 19 avril 1889); aux mais, riz, dari et millet (L. 8 juillet 
1890); aux melasses pour la distillation (L. 11 juillet 1890); aux 
raisins secs (L. 26 juillet 1890). 

Les propositions relatives aux raisins secs m£ritent une attention 
particuliere. Elles sont la manifestation ext&rieure d’un changement 
dans les id&es @conomiques d’une importante partie de la France. 

Pendant de longues annees, les vitieulteurs frangais avaient fait 
cause commune avec les commergants des grands ports et les fabri- 
cants de soieries, Comme ceux-ci, ils &taient partisans de l’abaisse- 
ment des droits de douane. Leurs intérôts &taient les mämes: grands 
exportateurs, ils eraignaient qu’une politique douaniere restrietive ne 
provoquät des mesures de repr6sailles de la part des puissances &tran- 
geres et n’amenät la fermeture des d@bouches qu’ils trouvaient sur le 
march® exterieur. Leur influence balancait l’action des filateurs de 
laine et de coton, des produceteurs de eéréales, de colza, de lin et des 
tleveurs de bestiaux, qui, au contraire, reclamaient instamment des 
droits protecteurs. 

Lorsque les ravages du phyllox&ra eurent reduit la production des 
vignes frangaises à des quantités inferieures aux besoins de la con- 
sommation nationale, les viticulteurs changerent d’avis. Les quantit6s 
eroissantes de vins importees en France leur parurent peser sur les 
cours. Ils n’avaient plus le ben6fice d’une production surabondante: 
et les prix auxquels ils vendaient leur recolte amoindrie ne haussaient 
pas dans la mesure qu’ils auraient souhaite. Le regime des vins 
avait été conventionnalise, en 1881, par le trait@ avee l’Espagne., 
On ne pouvait le changer avant le 1% fevrier 1892. Il &tait tout au 
moins permis d’exiger que l’esprit n’en fut pas méconnu et qu’on 
n’importät pas, à la faveur de la disposition qui permettait l’intro- 
duetion au droit de 2 francs des vins naturels titrant 15 degrös cen- 
te@simaux couverts, des vins mutes, destines au mouillage, au d@double- 
ment et A la coloration artificielle, n’ayant du vin que le nom et 
servant A proprement parler de véhieule à l’alcool. Les interäts du 
Tresor, ceux de la santé publique étaient &troitement lies aux inte- 
r&ts de la viticulture, car il s’agissait de mettre obstacle à des im- 
portations frauduleuses, à des manipulations r&prehensibles, de sévir 
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contre les falsifieateurs d’un produit qui est la boisson nationale du 
plus grand nombre des Frangais. La distinetion des vins mutes et 
des vins naturels pr&sentait des difficultes. La douane ne fut en 
possession d’un moyen pratique de reconnaitre les premiers qu’au de- 
but de l’annte 1888. Elle en fit aussitöt l’application. Les impor- 
tations de vins naturels n’en allerent pas moins en augmentant. La 
recolte de vins qui s’&tait @levce en 1875, au chiffre, d’ailleurs ex- 
ceptionnel, de 83836 000 hectolitres, et qui en 1881 avait encore été 
de 34 millions d’heetolitres, &tait tombte, en 1886, à 25 000 000 heeto- 
litres, a 24333000 en 1887; elle atteignit, en 1888, 30100000 hecto- 
litres; elle redescendit a 23224000 hectolitres en 1889. Les impor- 
tations progressaient par suite du deöfieit des recoltes: 1875, 292 000 
heetolitres; 1881, 7839000 hectolitres; 1886, 11000000 hectolitres ; 
1887, 12277000 heectolitres; 1888, 12000000 hectolitres: 1889, 
10470000 hectolitres. 

En m&me temps que les vins, le commerce importait pour satis- 
faire aux besoins de la consommation, des raisins secs, au moyen des- 
quels on fabrique une boisson douée de propriétés analogues, sinon 
identiques & celles du vin de raisins frais. Les viticulteurs auraient 
vivement desire que le droit à l’importation des raisins secs fut re- 
hausse, Iei encore les traites de 1881 emp&chaient la r£alisation 
immediate de leur ven. L’article étant repris dans le traité franco- 
portugais, il n’&tait pas permis d’en modifier le régime douanier. On 
le soumit à une taxe interieure de fabrieation: ce fut l’objet de la 
loi du 26 juillet 1890. 

Desormais tous les agriculteurs &taient unis dans une pensee 
commune. L’ancienne opposition des inter&ts du Nord et de ceux du 
Midi avait disparu. Produeteurs de c@r&ales, de betteraves, de chanvre, 
de lin, de colza, vitieulteurs, @leveurs de bestiaux, tous demandaient 
des droits protecteurs. Ils devaient former, avec le concours des fila- 
teurs et des tisseurs de coton et de laine, un faisceau de forces que 
les partisans de la libert@ des changes ne parviendraient ni A rompre 
ni & désunir. 

Apres les &lecetions generales de 1889, le gouvernement avait 
ouvert une enqu£&te aupres des chambres de commerce et d’agrieulture, 
des chambres consultatives des arts et metiers et d’un grand nombre 
de chambres syndicales professionelles ou commereiales. Un question- 
naire redige par le Conseil superieur du commerce fut adresse, le 
23 decembre 1889, à ces &tablissements ou associations par M. Tirard, 
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president du Conseil, ministre du commerce. Le ministre demandait 
que les reponses au questionnaire lui fussent envoy6es avant le 
15 fevrier 1890. La brievete relative de ce délai indiquait bien que, 
dans la pensee du prineipal auteur du tarif general et des traifes 
de commerce de 1881—1882, le regime inaugure à cette &poque de- 
vait ötre maintenu dans ses lignes fondamentales, et ne devait ätre 
modifiß que dans les details d’applieation. 

Des idées compl&tement opposdes prevalaient dans les Chambres. 
Elles se manifesterent à l’occasion de T'expiration du trait@ de com- 
merce du 29 avril 1861 entre la France et la Turquie. Le 13 mars 
1890, M. Foucher de Careil, au nom du groupe agricole du S£nat, 
posait une question au ministre des affaires &trangeres au sujet du 
regime qui serait d@sormais applicable aux marchandises provenant 
de la Turquie a leur importation en France. M. Spuller, ministre des 
affaires &trangeres, declara que ces marchandises continueraient A jouir 
du traitement de la nation la plus favorisee, à charge de r£eiproeite 
pour les marchandises frangaises A leur entrée en Turquie, par appli- 
cation du trait@ de 1802, dont la durée est illimitee et que le traité 
de 1861 a simplement confirm& et eomplöt® sans le remplacer. Un 
&change de vues avait eu lieu A ce sujet avec la Porte. L’inter- 
pretation du trait de 1802 était incontestablement juste; mais elle 
eontrariait les visces des vitieulteurs, preoceupes d’entraver les im- 
portations de raisins secs. Sur la demande d’un membre du Senat, 
et avec l’assentiment du President du Conseil, la question fut, stance 
tenante, transform6e en interpellation. M. Tirard ne pouvait ignorer 
les dispositions du Senat sur cette question des vins de raisins secs: 
sous la précédente lögislature elle avait empäche l’adoption du traite 
eonelu avec la Grece. Mais le President du Conseil avait sans doute 
le dessein de saisir cette occasion de descendre du pouvoir, sentant 
l’impossibilit@ de faire pr£&valoir, pour le moment, .la politique com- 
merciale à laquelle il &tait fermement attach®e. Un ordre du jour in- 
vitant le Gouvernement à negocier avec la Turquie un modus viven- 
di destine A prendre fin le 1° fevrier 1892, fut vote par le Senat; 
M. Tirard donna aussitöt sa d@mission, bien qu'il soit de tradition 
constante en France, qu’un cabinet ne se retire pas devant un vote 
de la haute assemblce. 

Le portefeuille du commerce &chut, dans le nouveau cabinet, A 
M. Jules Roche. Les vues du nouveau ministre &taient fort differentes 
de celles de son pred£cesseur. Dans son discours d’ouverture de la 
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session du Conseil sup@rieur du commerce, charge de l’examen des 
tarifs de douane, le Ministre, tout en reservant son opinion au sujet 
de l’esprit dans lequel devait être congu le nouveau tarif, s’exprimait 
comme suit: „Vos deliberations ne devront pas seulement porter sur 
des remaniements partiels de taxes douanieres, sur des modifications 
de detail que peuvent comporter certaines classifications d&fectueuses; 
c'est ’ensemble de notre r&gime &conomique qui est en jeu; ce sont 
les prineipes mêmes de la politique commerciale suivie en France de- 
puis trente annedes qui sont en question.“ 

Le Conseil superieur du commerce s’ttait reuni le 16 juin, Ses 
travaux durerent jusqu’au 17 juillet suivant. Le Conseil superieur de 
l’agriculture revisa de son cöt€ l’ensemble des tarifs applicables aux 
produits agricoles. 

Le 20 octobre 1890, M. M. Jules Roche, ministre du commerce, 
et Develle, ministre de l’agrieulture d&poserent sur le bureau de la 
Chambre le projet de loi portant etablissements des nouveaux tarifs. 
Le projet de loi admettait les deux prineipaux articles du programme 
protecetionniste: abandon du systöme des tarifications conventionnelles ; 
majoration gentrale des tarifs. 

Tout en manifestant l’intention de ne plus annexer de tarifs aux 
trait&s de commerce qui devaient ötre negocies, le gouvernement ne 
eroyait pas pouvoir „ecarter a priori tout &l&ment conventionnel du 
regime commercial exterieur de la France“. L’&tablissement d’un 
tarif general unique, applicable de plein droit „aux produits de toutes 
les nations auxquelles nous n’aurions pas de motifs particuliers d’im- 
poser des taxes plus &levees“, lui paraissait avoir „l'inconvenient 
grave d’exposer notre pays A se trouver plac® dans un tat complet 
d’isolement &conomique, et de provoquer des repr6sailles dangereuses 
comme contre-partie des surtaxes que nous serions amenés A appliquer 
les premiers“. Le gouvernement pensait qu'il pourrait conserver A la 
France „les avantages essentiels“ que lui assurait sur ce point le re- 
gime des traités, au moyen d’une combinaison qui avait été recom- 
mandee des 1879, notamment par M. Méline. Deux tarifs devaient 
&tre établis par la nouvelle loi de douanes: „un tarif gentral, corres- 
pondant à notre tarif general actuel et comme lui pouvant ätre con- 
stamment modifiß; un tarif minimum qui reprösente la limite inferieure 
des concessions que peut faire chaque industrie, non pour &tre A l’abri 
de la concurrence ©trangere, mais pour lutter sans desavantage avec 
elle. — Le tarif general resterait notre tarif de droit commun, appli- 
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cable en l’absence de tout autre regime et n’aurait par suite, à aucun 
degre, le caractere d’une mesure exceptionnelle dirigee spécialement 
eontre un Etat determine, — Quant aux droits inserits au tarif mini- 
mum, ils pourraient ätre appliqu&s aux marchandises originaires des 
pays qui feraient ben£ficier les marchandises francaises d’avantages 
corr£latifs.“ 

Les droits inserits aux deux tarifs &taient dans l’ensemble 
plus &leves que ceux qui r6sultaient de l’ancien tarif general et 
de l’ancien tarif conventionnel. Cependant, la plupart des produits 
agricoles qui servent de matières premieres à l’industrie: les peaux 
brutes, les laines en masse, les crins bruts, les poils, les plumes, les 
soies greges, certaines graisses, les lins et les chanvres, les jones et 
roseaux bruts devaient continuer d’ötre admis en franchise. Il en 6tait 
le m&me pour le coton, le jute, les teintures et tanins. Seules les graines 
oleagineuses &taient tax&es; mais le gouvernement devait bientöt recti- 
fier sur ce point ses premieres propositions. Un certain nombre de ma- 
tieres minerales et même quelques fabrieations jouissaient &galement 
de l’exemption. 

La commission de la Chambre & laquelle fut renvoy@ le projet 
de loi, ne crut pas devoir ouvrir une enqu&te publique, comme la 
commission de 1881. Ses travaux furent, en consequence, plus ra- 
pides que ceux de sa devanciere. Le 3 mars 1891, son president 
M. M&line d&posa le rapport general qu’il avait &t& charge de rediger. 

La eommission acceptait le prineipe du double tarif tel qu’il 
avait été formul& par le gouvernement. Elle &mettait le veu que le 
&ouvernement concedät le tarif minimum aux puissances qui feraient 
ben£ficier nos produits d’un regime &quivalent, comme un simple 
traitement de faveur, sans contracter aucun engagement d’en maintenir 
indefiniment les chiffres.. La commission consid£&rait que la France 
devait rester maitresse de ses tarifs. La concession du tarif minimum 
par voie de convention commereiale nous obligerait à appliquer à nos 
co-contraetants notre tarif le plus reduit; mais nous pourrions toujours 
remanier ce tarif minimum et en relever les chiffres si la nécessité en 
etait demontree, 

Les tarifs propos®s par le gouvernement £taient fortement major6s, 
notamment pour les bois, les vins et diverses fabrications. Les ma- 
tieres brutes agricoles restaient exemptes, & l’exception des graines 
et des fruits ol&agineux que le gouvernement lui-m&me avait d’abord 
propos® de taxer. La commission avait releve les droits sur les 
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bestiaux et les viandes abattues de fagon A compenser au profit des 
agrieulteurs, l’effet de l’admission en franchise des laines et des peaux. 
Elle esp£rait que le gouvernement proposerait aux Chambres d’in- 
demniser au moyen de primes les producteurs de lin et les s£ricieulteurs 
du dommage que leur causait l’exemption des lins et des soies. 

La discussion generale s’ouvrit a la Chambre le 28 avril 1891. 
Les adversaires du projet de loi furent M. M. Lockroy, Aynard, 
Charles-Roux, Leon Say, Raynal, Marius Martin. L'euvre de la 
commission fut defendue par M. M. Viger, Turrel, Deschanel, Méline 
et Jamais. | 

M. Lockroy prit le premier la parole. Ce que l’on demande 
aux Chambres, dit-il, c'est d’op@rer une veritable r&volution &eonomique. 
Rien ne justifie le bouleversement que l’on veut apporter dans notre 
existence nationale. Oü est le peril industriel, le peril commereial, 
le peril politique? La France est le pays le plus prospere et le 
plus riche, celui oü la paix sociale regne de la fagon la plus 
absolue. Quand le parti republicain est arriv& aux affaires, il a 
promis de rendre aux pauvres et aux malheureux la vie plus facile 
et moins dure: on lui propose aujourd’hui de rencherir l’alimentation 
du peuple, oubliant que c'est sous le regime protectionniste que les 
ouvriers descendaient dans les rues, „chargeaient des fusils et réela— 
maient du travail ou du pain“. M. Lockroy examinait ensuite en 
detail le mouvement de nos importations et de nos exportations avant 
et apres les traites de 1860, constatait que loin d’ötre inond£s par 
les produits anglais, nous vendons & l’Angleterre plus que nous ne 
lui achetons, relevait tous les indices du progr&s de la richesse publique: 
nombre des societes de secours mutuels, accroissement des fonds des 
caisses d'&pargne, de la consommation de la houille et du fer, de la 
ceireulation postale et t@l@graphique, de l’encaisse et du portefeuille de 
la Banque de France, ete. ete., il discutait enfin le systeme des deux 
tarifs, qui ne permettrait pas au gouvernement de conclure de traites 
et nous vouerait à l’isolement &eonomique. 

La r@volution &conomique, répondit M. Viger, ce n’est pas nous 
qui la faisons: elle s’est produite avant nous et, il faut bien le dire, 
contre nous, dans un certain nombre de pays. Nous avons vu la 
Russie, les FEtats-Unis, l’Allemagne, l’Autriche, e’est-A-dire les pays 
avec lesquels nous avions des relations tres étendues, relever leurs 
tarifs, tandisque nous restions fideles en 1881 à la politique inaugurte 
en 1860. L’orateur n’avait pas de doetrine &eonomique. Il consid£rait 
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simplement .l’inter&t national, Passant alors en revue toutes les 
torces industrielles et agricoles du pays, il faisait le bilan des in- 
dustries d’exportation et des prineipales productions agricoles. Pour 
la plupart d’entre elles, nous &tions dans de moins bonnes conditions 
que nos concurrents. Les metallurgistes d’Angleterre avaient la houille 
aA meilleur marche; ceux de Belgique et d’Allemagne, la houille et 
la main-d’@uvre; la production de la fonte avait augment@ en France, 
mais dans de moins grandes proportions qu’en Angleterre, en Belgique, 
en Allemagne. La production ceotonniere avait &galement augment£; 
mais celle des Etats-Unis avait augment& encore davantage. L’industrie 
lainiere £tait en pleine prosperit@, mais gräce à la protection. 
L’industrie des soieries soutenait vaillamment la lutte; mais les 
fabriques rivales progressaient: les filatures de soie étaient fortement 
atteintes. Les chanvres et les lins perdaient du terrain. L’industrie 
des cuirs et des peaux demandait aussi une plus forte protection. 
Toutes les industries, en un mot, avaient besoin de droits compen- 
sateurs. L’agriculture ne pouvait davantage se passer de secours. 
On objecte que la protection encourage les indolences et la routine; 
mais sous le regime de la protection, les industries, l’agrieulture ont 
r&alise d’importants progres, et M. Viger invoquait, en ce qui con- 
cerne l’agriculture, l’autorit€ de M. Grandeau. Fallait-il aller cepen- 
dant jusqu'à taxer les produits agricoles qui servent de matiere pre- 
miere A nos industries? M. Viger ne le pensait pas. La surcharge 
serait trop lourde et pourrait, soit provoquer une r&duction des sa- 
laires, soit mettre nos fabricants hors d'état de lutter avec l’&tranger, 
On avait parl&@ de drawback. M. Viger montrait, par des exemples in- 
genieusement choisis, quelles diffieult®s d’application imposerait ce 
syst&me tant à la douane qu’au commerce. L’orateur combattait le 
regime des trait6s de commerce et, tout partieulitrement, la clause 
de la nation la plus favoris6e par suite de laquelle „la concession 
faite A un adversaire en faveur d’un de ses produits dont l’introduetion 
ne sera pas très dangereuse pour la production nationale va profiter 
A des nations dont les produits &craseront votre propre marche*. Il 
soutenait que la rupture des traites n'isolerait pas la France, car 
nous avions avec les pays non-contractants des relations plus impor- 
tantes qu’avec les pays lies vis-A-vis de nous par des traités. M. Viger 
ne redoutait pas les repr£sailles; il était convaincu que notre tarif 
minimum serait accept‘. ll convenait que certaines taxes étaient trop 
@levces; mais, au cours de la discussion, un accord interviendrait 
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surement entre la commission et le gouvernement. L’a@uvre commune 
serait sage et moderee. 

M. Aynard n'hesitait pas à d@clarer qu'à l’inverse du pr&cedent 
orateur, il avait une doctrine. Il eroyait & la féeondité du prineipe 
de la libert@ commerciale, ou, pour l’appeler de son vrai nom, de la 
libert® &conomique. Mais il se defendait d’ötre un doctrinaire et se 
bornait à r&clamer une libert€ moderee. L’interät national exigeait-il 
vraiment une reaction @conomique? La France £tait-elle r&duite aux 
tristes extr&mites que reclamait M. Meline? N’est-elle pas toujours, 
selon l’expression de M. Duruy, le pays le mieux fait de l’Europe, 
au point de vue geographique? N’est-elle pas encore le pays le mieux 
fait, par ses ressources naturelles et industrielles, le genie de ses 
habitants, leurs aptitudes variees, on pourrait dire, infinies? Au point 
de vue agricole, elle peut presque se nourrir elle-m&äme. Ses produits 
industriels se caracterisent par la multiplieite, la variete, la sup£riorite. 
Sur quelques points, elle est moins bien dot&e que ses voisins. Mais 
ou sont les indices de l’appauvrissement general? On ne voit, de 
toutes parts, que signes de richesse et de prosperite. Il y a la ba- 
lance du commerce. M. Aynard trouvait penible d’avoir A refuter en- 
core un tel argument devant une grande assembl&e: il demandait que 
la fameuse balance fut, d'un commun accord, déposée au Conservatoire 
des arts et metiers. Les tableaux de douanes ne sont pas une compta- 
bilit@; ils eontiennent simplement des @l&ments de comptabilite. ID 
faut ajouter aux exportations de marchandises, que voit la douane, 
ce qu’elle ne peut voir, les exportations de services et de capitaux 
qui sont aussi une source de er&ances sur l’tranger. Alors, seulement, 
on a la vraie balance du commerce. En €tablissant le bilan com- 
paratif du commerce de la France de 1852 à 1859 et de 1860 à nos 
jours, le rapporteur gentral n’avait pas seulement omis des €l&ments 
de comptabilit® mat£rielle: il avait encore neglig@ d’examiner si les 
termes de comparaison étaient justifies. Les annees 1852 a 1859 
n'appartiennent pas à l’&poque proteectionniste: elles ont &t&@ marquées 
par d’importantes réformes liberales accomplies par voie de decrets. 
C'est de plus la p@riode où s’est er&&e la grande industrie, oü se sont 
transform&s les moyens de transport, ol se sont accrus les moyens 
de eireulation me£tallique et fidueiaire. M. Aynard discutait ensuite 
la th&orie des droits ecompensateurs, soutenant que la comparaison des 
prix de revient d’un pays à l’autre ne peut donner de r&sultat, parce 
qu’il est impossible de connaitre le coft general de la production d’un 
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produit. Il contestait aussi l’argument de l'égalité devant la douane. 
Ni les petits proprittaires, ni les ouvriers agricoles, ni les exportateurs, 
ni les fonetionnaires, ni le personnel de l’industrie des transports ne 
ben£ficieraient de ce principe. Autre argument. On opposait la pro- 
duction interieure qui s’&leve, pretendait-on, A 34 milliards, au marcht 
exterieur qui fournit un débouché de 3 milliards A peine. M. Aynard 
contestait vietorieusement ce chiffre de 34 milliards, resultat d’addi- 
tions où les mömes productions figuraient plusieurs fois; il d&clarait que 
dans tous les cas, le marehé exterieur nous est indispensable. L’orateur 
soutenait ensuite que les pays étrangers dont la politique proteetionniste 
avait été donnte en exemple, revenaient aux idées contraires. Il rappelait 
que la libert du travail &tait un des grands principes proclames par 
la Revolution frangaise. Il affırmait que la France £tait prospere et re- 
doutait qu’en modifiant son r&gime &conomique on ne diminuät sa richesse, 

Comme M. Aynard, M. Turrel proclamait la richesse de la France, 
mais il l’attribuait au régime proteeteur dont jouissaient ses produits 
fabriques. Il demandait au nom de la justice et de l’&galit@ que les 
produits agricoles fussent soumis au m&me regime. Nous sommes 
fatigues, disait-il aux industriels, d’acheter vos produits au prix de la 
proteetion et de vendre nos denrtes au prix du libre &change. Re- 
prenant la these des droits compensateurs, il supputait la surcharge 
que les impöts font peser sur le producteur frangais. Il examinait 
les mouvements du commerce exterieur et, sans utiliser l’argu- 
ment de la balance du commerce, s’effrayait de voir que la majeure 
partie de nos importations se composait de denrtes alimentaires, in- 
dispensables ä la vie, dont l’absence pouvait, du jour au lendemain, 
reduire le pays à la famine, Dans la situation troubl&e de 1’Europe, 
les hommes politiques avaient le devoir £&troit de prevoir que les 
marches exterieurs sur lesquels on s’approvisionne de ces denrtes, 
peuvent un jour ätre fermes. II fallait, en reservant à la production 
nationale le march& interieur, lui donner un coup de fouet pour qu’elle 
s’elevät au niveau de la consommation. L’orateur s’attachait ensuite 
plus specialement A exposer la situation de la vitieulture. La crise 
phylloxerique n'avait atteint ni le commerce d’exportation, ni le con- 
sommateur frangais. C'est pour le producteur qu’avait été toute la 
perte. Les vins &trangers avaient fait aux produits des vignobles 
frangais une concurrence d’autant plus ruineuse qu’ils &taient ad- 
missibles au degr@ de 15. 9. Bien que, suivant l’observation 
du direeteur general des douanes, le traité franco-espagnol n’eüt 
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stipul@ que pour les vins naturels, des fraudes avaient été commises, 
gräce A la diffieult@ de reconnaitre les vins vines. Le commerce avait 
introduit, en vitant les droits sur l’alcool, des vins fortement al- 
coolises: la prime ainsi réalisée n'était pas moindre de 9 fr. 30 cent. 
par hectolitre. Pour couper court A ces pratiques, il fallait limiter 
à 10 degres 9 la teneur alcoolique des vins admissibles au droit 
des vins. En terminant, l’orateur faisait remarquer que les repr&sen- 
tants des grandes villes, si pr&oceup6s du rencherissement que pourrait 
provoquer la taxation des denrées alimentaires, devraient logiquement 
demander l’abandon des octrois. 

M. Charles-Roux se pr@oecupait surtout des inter&ts de la marine 
marchande, dont le fret de retour ne pouvait manquer d’ätre atteint 
par le rehaussement des droits d’entree. Depuis la rupture avee 
l’Italie nous ne pouvions plus deja faire dans ce pays la navigation 
d’escale; la loi de 1890 sur les raisins secs avait réduit le fret que 
nous prenions en Grece et en 'Turquie; les droits sur le mais entra- 
vaient nos relations avec la Roumanie. D’autres &l&ments de fret 
allaient encore &tre reduits par snite de la taxation des merrains, 
des bois, des legumes secs, des graines oleagineuses, des aufs, des 
volailles, des fruits de table frais: le tout sans compensation, du moins 
pour la navigation au cabotage, qui ne benfficie pas des primes ac- 
cord6es A l’armement. On sacrifiait le commerce à l’agriculture, 
oubliant que, dans un grand pays comme la France, la vie &conomique 
résulte du jeu complexe et harmonique de nombreux organes: agri- 
culture, commerce, industrie, arts, marine. Un legislateur sage ne 
deyait sacrifier aucun d’eux. 

M. Paul Deschanel affirmait, non sans soulever quelques pro- 
testations, que personne dans la Chambre ne pouvait soutenir la doctrine 
du libre-@change: tout le monde avait réclamé des droits protecteurs. 
Il n’y avait, à proprement parler, ni un seul prohibitionniste ni un 
seul libre-@cehangiste: il n’y avait que des protectionnistes, sous des 
formes et à des degres divers. L’orateur voulait qu’on fit des traites 
de ecommerce. Il trouvait injuste de priver les industries d’exportation 
et le commerce des avantages qu’ils sont en droit d’attendre des né— 
gociations avee les autres peuples. On devait n@gocier, mais autrement 
qu’on ne l’avait fait jusqu’alors. On avait fait en 1860 et 1881 des 
traitös A longue &chtance, eontenant la elause de la nation la plus 
favorisee. La durée trop longue des traites &tait incompatible avec 
les conditions essentiellement mobiles de la produetion industrielle 


France. 193 


moderne; la clause de la nation la plus favorisce faisait profiter 
telle puissance, qui ne nous accordait rien en change, des concessions 
que nous accordions & des tiers. Le tarif minimum offrait une base 
de negociations exempte de tels dangers. A vrai dire, cette com- 
binaison supprimait l’intermediaire du negoeiateur, du diplomate: 
e’etait le Parlement qui allait faire la convention en faisant le tarif. 
Le syst&me vaudrait ce que vaudrait le tarif minimum. Il fallait done 
peser et diseuter, avec un grand esprit d’&quit® et avec bonne foi, 
les arguments et les objeetions des peuples &trangers. M. Paul Des- 
chanel examinait la situation des prineipaux marchts de l’Europe et 
leurs rapports avec le nötre. Il recommandait la mod£ration, surtout 
A l’&gard des articles qui int6ressent nos voisins immediats. Ce n'est 
pas, ajoutait-il, la France qui a pris l’initiative de la politique pro- 
teetionniste en Europe: c’est l’Allemagne, en 1879, puis l’Autriche- 
Hongrie en 1882, puis l’Italie en 1887. Aujourd'hui elle est obligée 
de se defendre A son tour; elle en a le droit, mais il ne faut pas qu'elle 
erce de diffieult@s insurmontables aux peuples voisins. La sagesse, 
la mod£ration sont la rögle de nos relations exterieures. Notre poli- 
tique &conomique doit se mouler, en quelque sorte, sur notre poli- 
tique generale, 

M. L&on Say ne reconnaissait pas que tout le monde fut plus 
ou moins proteetionniste dans la Chambre. Il n’admettait pas davan- 
tage que l’on put se passer de prineipes en matiere douanière. 
Ceux-lä möme qui s’Clevent contre les principes, disait-il, en ont, 
sans le savoir peut-ätre; mais enfin, ils en ont: ils ont des theories. Le 
rapporteur general n’a-t-il pas dit que, depuis 1876, si l’on additionne 
tous les excedents d’importations, la France est debitricee du monde 
pour 14!/e milliards de franes? C'est une theorie: la theorie de la 
balance du commerce. M. Léon Say la refutait, par les mêmes arguments 
que M. Aynard. Theorie encore, les arguments tirés de la depre- 
eiation de l’argent et les considerations sur les primes d’exportation 
qui en résultent pour les produeteurs de l'Inde. L’orateur ne doutait 
pas de l’existence de ces primes. Mais il contestait que, dans la 
pratique, elles fussent @gales ä& la perte de l’argent sur le pair: trop 
d’intermediaires se disputaient la marge de gain pour qu’elle ne fut 
pas réduite A peu de chose. Et la doctrine de l’ögalit& dans la pro- 
tection, n’&tait-ce pas encore une theorie, un prineipe ? Un principe 
auquel on dörogeait, d’ailleurs, dans l’application: ne sacrifiait-on 
pas aux döpartements grands producteurs de bl& ceux qui n’en recoltent 
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pas assez pour leur consommation? Et la pretention de compenser 
par des droits de douane l’inegalite des prix de revient, n’£tait-ce 
pas aussi une theorie? Ne faisait-on pas encore un raisonnement 
th@orique, quand on prötendait developper le travail national par des 
droits proteeteurs et procurer une augmentation de salaires aux 
ouvriers? Le raisonnement pouvait d’ailleurs se retourner: donnez tout 
de suite de plus forts salaires; les ouvriers acheteront plus et vous 
fabriquerez plus. — M. Leon Say envisageait avec apprehension, le 
rencherissement qui devait r£sulter de l’augmentation des droits: 
e’ctait un danger pour la paix sociale. Il considerait aussi qu’en 
etablissant, au profit des produeteurs, un impöt sur les consommations, 
la Chambre se mettrait en contradietion avec les prineipes democra- 
tiques qu'elle avait paru vouloir introduire dans notre systeme financier., 
Il ealeulait la surcharge qui r£sulterait des nouveaux tarifs, comme 
perceptions au profit du Tresor et comme rehaussement des prix au 
profit des produeteurs, et ne l’@valuait pas a moins de 1500 millions 
de franes. Comme conelusion, il demandait le maintien du tarif 
général de 1881, avec la suspension des droits sur les eer£ales. 

M. Meline, president et rapporteur general de la commission, 
repondit A M. L£on Say. Il ne pensait pas que la France put rester 
dans le statu quo; le maintien de ce qui restait des tarifs de 1860 
lui semblait inconciliable avee les interöts du pays. Ces tarifs etaient 
eritiquables dans leur prineipe et dans leur origine: les industries 
textiles y avaient été sacrifices dans des vues politiques. En supposant 
me&me que les traites de 1860 aient Ct‘ bien faits, disail-il, la situation 
de la France a chang. Nous payons aujourd’hui 700 millions d'im— 
pöts de plus qu’en 1860. De plus, A partir de 1870, nos prineipaux 
coneurrents ont modifi@ leur politique &conomique: les conditions dans 
lesquelles fonctionnait le regime de 1860 ont été radicalement trans- 
formtes A notre detriment. Aussi nos exportations ont-elles diminue en 
m&me temps que nos importations augmentaient. Eufin, la situation de 
l’agrieulture a Cgalement change, par suite du developpement eonside- 
rable de certains pays de l’orient de l’Europe et de l'entrée en ligne des 
Jeunes nations du nouveau monde, servies par l’abaissement du prix 
des transports terrestres ou du fret maritime, et aussi par les primes 
d’exportation résultant de la depr£ciation de l’argent. M. Meline 
contestait que le droit sur le bl& eut produit son eflet entier sur le 
prix de cette denrce: en tout cas, le d@veloppement de la produetion 
interieure devait amener prochainement une reduction des prix. 
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Il faisait à son tour le caleul de l’ineidence des droits de douane et 
aboutissait à des conelusions fort differentes de celles de M. Léon Say. 
Les droits de douane avaient soutenu le cultivateur et benffieie au 
consommateur lui-m@me, Si ce dernier n’en avait pas complötement 
profite, la faute en £tait aux intermediaires et A la mauvaise or- 
ganisation du commerce de détail. Le rapporteur general comparait 
ensuite le mouvement commercial de la France en 1859 et en 1888 
et montrait qu'àâà l’exc&dent des exportations avait succédé l’exetdent 
des importations. Il n’ignorait pas que la balance des op£rations sur 
marchandises ne donnait qu’une partie de la balance commereiale; 
mais il soutenait que la France serait plus riche si, au lieu de payer 
des sommes considerables a l’&tranger pour ses importations, elle avait 
produit davantage pour son propre compte. On demande oü la France 
a pris les 14'/e milliards de francs qu’elle a dü payer à l’etranger? 
C'est sur les bencfices de son marché interieur. M. Meline opposait 
l’importance de ce march€ à celle du marche exterieur. II fallait 
prendre garde qu’un mauvais rögime &conomique risque de ruiner le 
marche interieur, On avait sauve la production des ceereales et l'éle— 
vage du betail par les lois de 1885 et 1887. Il fallait achever 
l’@uvre, réparer les fautes de 1860. La commission avait d’ailleurs 
procédé avec une grande modcration, puisqu’elle avait admis la franchise 
des matitres premieres. M. Méline s’expliquait enfin sur la question 
des traites et sur celle de la quotit@ des droits. Il ne pensait pas 
que le regime conventionnel fut indispensable aux industries d’ex- 
portation: notre mouvement commercial avec les Etats-Unis, avec 
l’Italie n’avait pas été entrav@ par l’absence de traite. Il se deelarait 
partisan des droits moderes et annongait que dans la discussion des 
articles, il montrerait à la Chambre que le tarif minimum se defendait 
fort bien dans son ensemble. L’orateur protestait, en terminant, de 
l’esprit de coneiliation de la commission. 

M. Raynal eontestait plusieurs des chiffres apportes par M. Meline; 
il eritiquait surtout le choix des anndes de comparaison adoptées par 
le rapporteur general de la commission. M. Raynal admettait que 
son collegue eut pris parfois l’annee 1859 pour point de depart 
puisque c’est l’annde qui precede les traitös de 1860; mais pourquoi 
comparer l’annee 1875 à l'année 1888? L’annte 1875 avait été 
marquce par un essor industriel inoui; e’etait une aunée exceptionnelle. 
M. Meline aurait dü prendre une annee moyenne, ou encore l’annde 
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trait@s de commerce. — Quelle devait &tre l’orientation de la politique 
“conomique? En ce qui concerne les objets d’alimentation, les droits 
devaient ätre aussi reduits que possible, surtout dans un pays d&@mo- 
cratique, car ces droits — M. Raynal le demontrait — sont payes en 
entier par le consommateur. Pour les matieres premieres, personne 
ne contestait qu’elles devaient &tre exemptes. Quant aux produits 
fabriques, M. Rayssal admettait qu’une nation qui en exporte peu et 
en importe beaucoup a le droit de les frapper de droits &leves, afın 
de favoriser le d@veloppement de son industrie. Il fallait done exa- 
miner quelle &tait la proportion des exportations et des importations 
de ces objets. Elle était de 215 p. ®o en faveur des exportations contre 
210 p. °/o en Angleterre. La proportion était un peu moindre en Bel- 
gique, plus faible encore en Allemagne et en Autriche. Nous avions 
en France, 1900 millions d’exportations d’objets fabriqués contre 
600 millions d’importations. M. Raynal en concluait que notre tarif 
sur cette categorie de produits devait ätre tres modere. L'orateur 
examinait ensuite les taxations proposees par la commission pour les 
prineipaux artieles du tarif et en faisait la critique. Il £tait con- 
yaincu que le nouveau tarif provoquerait le rencherissement de la 
vie, en ce qui touche l’alimentation, le rencherissement des prix de 
revient, en matiere industrielle. Il suppliait la Chambre de ne rien 
faire qui put rendre difficiles les n@goeiations avec l’&tranger. 

M. Jamais soutenait que, sous le regime conventionnel, le mouve- 
ment general de notre commerce ne s’Ctait pas d&eveloppe autant qu’on 
aurait eu le droit de l’esp@rer. Il etait necessaire de suivre l’exemple 
des autres pays et de r&pondre par des rehaussements de droits 
moderes et prudents au rel&vement des tarifs @trangers. L’orateur 
exposait la situation de la vitieulture. Il soutenait enfin que la proteetion 
était le r@gime @conomique qui assurait au travailleur la plus grande 
somme de travail et par suite le plus de securite et de garantie pour 
son salaire. 

M. Jules Roche, ministre du commerce et de l’industrie, prit ensuite 
la parole. Le ministre admettait que l’importance du commerce d’ex- 
portation devait ötre, en quelque sorte, la regle des jugements portes 
sur la prosp£erit@ des pays. Quelle a done &t& la course de ce com- 
merce depuis le milieu du sieele. „Notre commerce d'exportation 
s’eleve d’une facon tres rapide de 1849 à 1866: e’est une ligne mon- 
tante presque reguliere, avec une augmentation moyenne de 200 A 
230 millions par an. De 1866 à 1872, avec une baisse dans les 
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intervalles, nous trouvons cependant encore une ligne montante, et un 
point culminant en 1872. De 1872 a 13975, la ligne est en quelque 
sorte horizontale, s’£levant l&gerement jusqu’en 1875 ot l’on constate 
le point le plus @lev@ que nos exportations aient jamais atteint. Depuis 
1875 jusqu’a aujourd’hui, apres une baisse et un relevement qui s’est 
produit depuis les trois dernieres anntes, A ne prendre que la direc- 
tion generale, on peut dire que nos exportations depuis quinze ans 
sont en palier.“ Pendant que nos exportations restent A peu près 
stationnaires, celles des autres pays augmentent. Nous occupions en 
1850, en 1860, en 1869, le second rang apres l’Angleterre: en 1880, 
en 1889 nous tombons au quatrieme. Quelles taient les causes de 
ce fait? Fallait-il en aceuser le regime douanier? M. J. Roche était 
profond&ment convaincu que e’'ttait la le plus petit cött de la question. 
Les causes prineipales étaient ailleurs. L’industrie n’etait plus le 
monopole du vieux monde: elle s'était developpee chez les pays 
neufs, dont la transformation des moyens de transport secondait la 
coneurrence. Les nations jeunes, nouvellement outilldes, possedent 
des moyens d’action plus puissants que les vieilles nations, qui ne 
peuvent, du jour au lendemain, transformer leurs usines. On n'a pas 
assez developpe le systeme commercial qui consiste à rechercher 
directement le consommateur et a livrer sur place le produit fabrique. 
Ces divers points precises, quelle regle de eonduite fallait-il adopter? 
Le ministre ne pensait pas que l’on düt renoncer à poursuivre l’ex- 
pansion du commerce exterieur et rechercher dans le marche interieur 
&largi les debouches qui manqueraient au dehors. „N’est-il pas 
evident que tous ces milliards qui font l’objet du commerce exterieur 
diminuent d’autant les frais généraux de l’industrie et par cons&quent, 
abaissent le prix de la consommation interieure et faeilitent la pro- 
duetion nationale? D’ailleurs il n’y a pas identite entre ce que nous 
vendons, sous des noms semblables, à l’int£rieur et à l’extÖrieur.“ 
M. Jules Roche le d“montrait pour les broderies, les étoffes de soie 
faconntes, les v&tements confectionnes, les objets en peaux, les articles 
de Paris, les vins, les tissus. Il fallait aussi avoir &gard aux interets 
de la marine marchande, liés a ceux du commerce d’exportation. Notre 
industrie tout entiöre &tait interessde A la prosperit© de notre indastrie 
et de notre commerce d’exportation. Comment proteger ceux -ci? 
Par la libert© des approvisionnements, par le bon marche, par les 
facilites de production et d’&eoulement. C'est pourquoi la franchise 
des matieres premieres était indispensable. Elle ne suffisait pas: il 
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fallait encore établir des tarifs moderes. Le gouvernement reconnais- 
sait l’utilit@ actuelle du rel&vement des tarifs; mais certaines limites 
ne devaient pas ©tre depasstes; elles l’avaient été par le projet de 
la commission. Le ministre esperait que l’entente serait facile entre 
les membres de l’Assemblee. Il la conviait ä ne pas s’arröter aux 
r&elamations des intérôts particeuliers. „Si l’interet general n’6tait 
pas autre chose que la somme des interäts prives, il ne serait pas 
besoin de tant de soins pour donner satisfaction A ce pays et lui 
assurer le rögime “conomique necessaire A sa prospcrite. Mais il y 
a autre chose ä faire; il y a à mesurer les interöts; il faut descendre 
dans le me&canisme interieur de ce qui constitue partieulierement la 
force et la richesse de la France; il faut s’&lever jusqu'à la con- 
ception generale des intérêts permanents et necessaires de ce pays, 
des el&ments de sa grandeur, de sa prosp£rite, de sa puissance morale, 
de son rang dans le monde.“ Telle ttait l’@uvre v£ritable des re- 
presentants de la nation. 

Apres un discours de M. Marius Martin, la discussion générale fut 
close, le 22 mai. La discussion des articles s’ouvrit aussitöt et dura 
jusqu’au 18 juillet. Le projet fut transmis le même jour au Senat. 

Le rapporteur general de la commission s@natoriale, M. Dauphin, 
deposa son rapport le 9 novembre 1891. Le projet de la commission 
majorait, sur un certain nombre de points, les chiffres adoptes par la 
Chambre des deputes. 

La discusion générale s’ouvrit le 19 novembre. M. M. Challemel- 
Lacour, Jules Simon, Tirard et Poirrier combattirent le projet de la 
commission, que défendirent M. M. Dauphin, Couteaux, Jules Ferry 
et Fresneau. 

M. Challemel-Laeour aurait compris qu’au moment oü les traites 
de commerce arrivaient à leur terme, on les soumit à l’examen le plus 
attentif pour reparer les erreurs et les oublis qui avaient pu s’y 
glisser, qu’on tint le plus grand compte des changements que le temps 
pouvait avoir apportes dans la situation du marche, dans les proc&des 
industriels, dans les relations et dans les tendances des diflerents 
pays. Mais il semblait qu’on se füt donn‘ pour täche de prendre en 
tout le contre-pied du systeme qui nous r&gissait depuis trente ans. 
Quelles raisons serieuses en pouvait-on donner? La France n’ttait- 
elle pas prospere? Il suflisait pour &tre rassure sur l’&tat de son 
industrie, l’&tat de ses ouvriers, de les considerer tels qu’ils sont 
reellement, de les comparer avec ceux des peuples, protégés ou non, 
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qu’on entendait proposer pour modeles. On all@guait la pression de 
l’opinion publique: le suffrage universel avait prononce, disait-on. Ce 
n’&tait pas le suflrage universel que l’on avait entendu, mais la voix 
des intérôts partieuliers. L’argument au surplus n’allait a rien moins 
qu'a introduire le plebiseite en matiere @conomique et & ruiner le 
systeme representatif. L’euvre a laquelle on conviait le Parlement 
etait anti-d@mocratique et anti-republicaine: elle tendait A protdger 
les grands proprietaires, les grands industriels, les riches et les forts, 
aux d“pens des petits proprietaires, des petits commergants, des con- 
sommateurs. Si le r«gime douanier qu’on proposait d’etablir donnait 
des re&sultats opposes A ceux qu'on en esp£rait, s’il produisait la 
chert® de tout sans produire en m@me temps l’abondance du travail 
et l’el&vation des salaires, il ne suflirait pas aux pouvoirs publics de 
dire qu’ils avaient suivi l’impulsion de l’opinion publique, pour se dé- 
charger aux yeux du suffrage universel de la responsabilit® d’une 
telle deception. Au surplus, il ne fallait pas croire qu’il fut aussi 
facile de sortir de la protection que d’y entrer. L’histoire enseignait 
quels obstacles les inter@ts partieuliers avaient longtemps opposes A 
la reforme des tarifs. Il avait fallu pour les surmonter la volonte d’un 
souverain absolu. L’orateur examinait le trait« de 1860 en lui-m&me, 
abstraction faite de son origine: il en discutait les r£sultats; il affır- 
mait que la France est, à l’heure qu’il est, au niveau des puissances 
les plus riches et ne le cede peut-&tre jusqu'iei qu’a la seule Angle- 
terre. On veut r‘server au producteur frangais le marché interieur, 
rompre la solidarit@ industrielle de toutes les nations produetrices du 
monde, rendre steriles les depenses faites pour les mettre en commu- 
nieation. Il le faut, dit-on, pour arröter T’abaissement continu des 
prix qui finiraient par rendre l’agriculture et l’industrie impossibles, 
Mais la baisse des prix n’a pas pour cause principale la concur- 
rence (trangere. Rien ne T’arrätera; elle tient au goft de l’acheteur 
pour le bon marche, resultat de l’extension prodigieuse de la clien- 
tele, manifestation partieuliere du grand fait de ce sieele, le de- 
veloppement de la d&@mocratie. L’orateur n’esp£rait pas obtenir du 
Senat une mod£ratiou du tarif; il souhaitait du moins qu’on ne mit 
pas d’obstacle au seul moyen de le temp£@rer: les traites de commerce, 
En terminant, il appelait l’attention de l’assemblee sur les dangers 
particuliers que presentait une legislation „privilögiaire® au moment 
ot le monde du travail, agit@ de mouvements profonds, manifestait 
avee une nettet® croissante une tendance A attendre et mäme A 
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r&clamer imp6rieusement des pouvoirs publics la protection de ses 
interets, 

Le rapporteur général, M. Dauphin, tint à protester immediate- 
ment contre le reproche fait A la commission d’avoir saerifié l'intéréôt 
des consommateurs au désir de lucre de l’agriculture et de l’industrie. 
La r&percussion des droits devait @tre peu sensible: M. Meline avait 
d@montr& ä la Chambre que ni pour le betail, ni pour le bl&, ni pour 
les sucres, le prix de la consommation n’avait augmente par l’effet des 
nouveaux droits. Je systeme protecteur visait A ranimer les courages, 
A provoquer l’augmentation de la production indigene. Peu à peu 
l’accroissement de la production compenserait l’augmentation des 
tarifs. La concurrence interieure produirait la baisse des prix: cette 
baisse n'irait pas d’ailleurs jusqu'à l’avilissement, car les industries 
indigenes ayant sans cesse les yeux les unes sur les autres, avec les 
mömes charges et les m&mes débouchés, sauraient bien mettre un frein A 
la surproduction. Le marché interieur devait &tre le grand objectifde l’in- 
dustrie et de l'agriculture; il constituait le vrai patrimoine du pays; il 
fallait d’abord le eonserver. Si les protectionnistes se trompaient, ils se 
trompaient avec toute l’Europe. La conelusion de l’orateur £tait: pas 
de traitös de commerce, du moins à long terme; ils ont fait trop de 
mal; ils ne peuvent amener que diffieultös et deceptions: les progres 
de la science, les changements des conditions &conomiques sont trop 
rapides pour permettre de condenser les nécessités du present et sur- 
tout celles de l’avenir. On parlait de l’inter@t politique. L’experience 
avait prouvé qu'on ne se fait pas des allies par des concessions 
“conomiques. L’Angleterre, en 1873, ne nous avait-elle pas refusd le 
moyen de faire face à nos nécessités budgttaires, en exigeant l’exteution 
du trait£ de 1860? 

M. Jules Simon attribuait les plaintes de l’agrieulture aux charges 
enormes qui pesaient sur le pays et à l’accroissement prodigieux qu' 
avait pris la. production am£ricaine. Pour y remedier, on proposait 
de relever les tarifs, de fagon à contraindre les trangers à subir une 
surcharge &quivalente et a retablir l’egalit@ dans la lutte @conomique, 
Mais il n'était pas vrai que l’on düt prendre uniquement l’argent 
des etrangers. On allait aussi prendre celui des eonsommateurs, en 
faisant rencherir les denrtes. Cela était bien grave, pour la viande, 
pour le pain surtout. L’optration que l'on faisait (tait toute sem- 
blable à celles que se proposent les soeialistes: prendre le travail 
humain tout entier, le tarifer, &tablir les rapports entre une industrie 
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et une autre. L’auvre tait impossible. On voulait conserver le 
marche interieur, qui a pour limites les dimensions de notre Etat et 
nos besoins, et l’on s’exposait à perdre le march€ exterieur en pro- 
voquant des represailles. Le commerce d’exportation me£ritait ceper- 
dant tout l’inter&t des Chambres; car il est un des pionniers de la 
eivilisation frangaise. On revenait A l’ancien systeme de l’inter- 
vention de l’Etat dans les affaires privees, au risque d'empécher l’&lan 
nouveau des Francais qui sont en train de redevenir un peuple d’ini- 
tiateurs. „Et cependant, disait l'orateur, il n'est plus permis de 
s’arröter, il n'est plus permis d’ötre un rentier, d’ötre un privilegie, 
il faut ätre un ouvrier — je parle ici d’ouvrier dans la grande 
acception du mot, depuis l’'homme de genie jusqu'à celui qui se sert 
de sa main — il faut être un ouvrier, il faut travailler, il faut se 
me&ler au progres, il faut courir ou mourir.“ 

M. Couteaux se de@elarait l’adversaire de toutes les conceptions 
absolues. Sa seule regle était l’inter@t national. Ceét interet lui 
paraissait commander la protection de la culture du blé, la liberte 
pour le mais, pour les matieres premieres. Il fallait consid@rer les 
resultats desirables pour le bien du pays et s’imposer au besoin les 
sacrifices necessaires pour les obtenir. Ainsi le voulait la solidarite 
nationale. A la formule &goiste et antinationale du „chacun pour soi“ 
qui est celle du libre- change, on devait preferer la formule gene- 
reuse, fraternelle et patriotique: „Chacun pour tous, tous pour chacun.“ 

M. Tirard ne se faisait pas d’illusion sur l’issue du debat, 
mais il ne voulait pas déserter la cause qu'il avait constamment de- 
fendue autrefois et à laquelle il &tait plus que jamais fidele. I 
examinait à son tour les origines du trait& de 1860 et soutenait qu'il 
etait l'œuvre indirecte des protectionnistes, qui avaient imposé au 
gouvernement ce procédé de reforme @conomique par leur resistance 
opiniätre A toute modification legislative du systeme prohibitif. Le 
tarif general était tellement incompatible avec les progres &conomiques 
réalisé s dans le monde entier, qu'après 1872, les adversaires les plus 
rösolus du r&gime conventionnel avaient senti l’impossibilit€ de renoncer 
aux traitös de commerce et en avaient eux-mömes propose la proro- 
gation. On avait alors senti la nécessité de preparer un nouveau tarif 
general. Ce tarif general ne fut pas improvise. Jamais enquete ne fut 
plus longue, plus approfondie que celle qui en précéda l’Etablissement. 
A la même &poque les trait&s de commerce furent renouvel&s avec la 
plupart des pays europtens, Les nouveaux accords ne furent pour la 
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plupart que la reproduetion de ceux de 1860. Les droits qui y furent 
inserits, taient ceux-la m&mes que r&clamaient les repr@sentants des in- 
dustries qui se plaignent le plus aujourd’hui: industries ceotonnitre, 
lainiere, metallurgique. De même on s'était conformt au veu des viti- 
eulteurs, alors libre-@changistes. Quels ont te les r&sultats des traites de 
commerce de 1882? On r£pete sans cesse que depuis 1881, nous avons 
import en moyenne un milliard de plus que nous n'avons exporte. 
Pour se rendre un compte exact de notre situation, il faut d@com- 
poser nos importations et nos exportations par natures de marchandises. 
On voit alors que la moyenne de nos importations de vins et de 
cereales a été de 750 millions par an. Ü’est la constquence des 
mauvaises recoltes et du phylloxera, ce n'est pas la faute de notre 
regime ©conomique. Le surplus de nos importations se compose sur- 
tout de matieres brutes, laines, coton, bois, ete, Quelque r@gime que 
l'on adoptät, il fallait se réösoudre à ces importations, A moins de 
vouloir priver la consommation de denrees, l’industrie, de matieres 
premieres, qui leur sont indispensables. La masse de nos exportations 
se compose au contraire de produits fabriques. Est-ce JA l’indice d’une 
situation dfavorable de l’industrie? Peut-&tre dira-t-on que telle ou 
telle branche de l’industrie manufaecturiere a besoin de protection? Ce 
n'est le cas ni de l’industrie cotonniere, ni de celle de la laine, ni de la 
metallurgie: l’examen des importations et des exportations le d&montre. 
Apres avoir critiqué speeialement les dispositions propostes en ce qui 
concernait les vins et les cotons, l’orateur passait à la question des 
relations eonventionnelles. Il n'était pas un partisan fanatique des 
traites de commerce. Aucun prineipe ne lui paraissait engag® dans 
la question: le systeme des trait@s de commerce £tait plutöt contraire 
aux idées libre-&changistes: on savait que les Anglais, libre-@changistes 
par temperament comme par interöt, ne sont pas favorables aux 
traites de commerce. Mais la conelusion d’une convention commer- 
eiale est un expedient, un moyen d’obtenir des concessions sur les 
droits qui frappent A l’etranger les marchandises nationales, de pro- 
voquer l’abaissement des barrieres qui arrötent le d@veloppement du 
commerce exterieur, Tous les gouvernements de la France ont com- 
pris l’utilite de ces accords internationaux: la politique des traites 
de commerce n’est pas une innovation du milieu du XIX® sieele: elle 
est dans les traditions de l’ancien rögime; elle remonte à Louis XI. 
Le gouvernement de la R£publique ne veut pas renoncer A cette poli- 
tique; il entend ne pas rompre les relations conventionnelles avec les 
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puissances Ötrangeres. Seulement le projet de la loi lui lie les mains 
à un tel point que les n@gociations seront impossibles.. Dans toute la 
discussion on a raisonne Sur le tarif minimum; mais le tarif qui va 
devenir applicable n'est pas le tarif minimum, c'est le tarif gencral, 
car on ne reussira pas A traiter sur la base d’un tarif incessamment 
modifiable. Le tarif général provoquera un rench6rissement excessif 
des matitres premieres et des denr&es d’alimentation, et le ralentissement 
du commerce d’exportation. Le rencherissement? Le rapporteur 
n'y croit pas: il nie la r&@percussion des droits de douane. Faut-il lui 
rappeler que M. M£line a constat& l’augmentation du prix de la viande 
depuis 1887? Il en accuse A la vérité les man@uvres des inter- 
mediaires; pense-t-on les entraver en €levaut les droits? La ferme- 
ture des debouchös exterieurs? Elle n’est que trop probable. — Faut-il 
encore refuter l’argument de la balance du commerce? Enfin, comment 
ose-t-on parler de l’appauvrissement d'un pays qui depuis 10 ans 
a depose 3 milliards dans les caisses d’©pargne, placé 3 milliards 
300 millions en obligations de chemins de fer achetées aux guichets 
des gares? Est-ce bien au lendemain de la grandiose exposition de 
1889, que l’on peut pretendre que l’industrie et l’agriculture ont 
besoin de tarifs plus proteeteurs? La verit@ est que l'on cede aux 
lamentations d’industriels qui de pere en fils se pr&tendent ruines et 
qui sont toujours plus riches les uns que les autres. On invoque 
l’opinion publique; on l’a €garte, elle se ressaisira. La d&mocratie 
eomprendra bientöt que c'est la libert@ et non la protection de l’Etat 
qui sauvegardera le mieux ses intérôts. Il faut avoir foi dans l’avenir. 
IA nature agit par progres, a dit Pascal. Itus et reditus Elle 
passe, revient, puis va plus loin, puis deux fois moins, puis, enfin, 
elle va plus loin que jamais. La France, en depit d’aceidents 
passagers, n’abandonnera pas la politique de progres, d’expansion et 
de liberte. 

M. Jules Ferry, president de la commission senatoriale, examinait 
A son tour les origines de la reforme de 1860. Il accordait qu’elle 
avait deux facteurs: la politique impériale et la doctrine des &cono- 
mistes, On avait voulu s’unir plus étroitement à l’Angleterre: voilä 
la part de la politique; les r&sultats en étaient trop connus. Et la 
part de la doctrine? On avait voulu appliquer aux nations le prineipe 
de la division du travail, faire un partage de l’activit@ &conomique 
entre la France et l'Angleterre; les negociateurs francais esp£raient eréer 
un immense débouehé à nos céréales et a nos vins: eh bien! nous 
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suffisons ä peine a nos besoins pour ces deux articles; nous avons 
sacrifit plusieurs de nos industries à de chimeriques espoirs, Au 
surplus, Ja situation du monde n'est plus la m&me qu’en 1860: tous 
les peuples veulent avoir une industrie, tous veulent avoir une agri- 
culture. Aucun ne veut faire de concessions aux autres sur des points 
qu'il considere comme vitaux: les traitös de commerce sont d@sormais 
impossibles. I] fallait done se r@soudre à accepter le systeme des tarifs 
autonomes. Que valaient les tarifs propose&s ? Ctaient-ils prohibitifs comme 
on l’affirmait? Nullement. Dans l’ensemble, et abstraction faite des 
droits fiscaux, ils ne repr@sentaient pas plus de 6.45 °o de la valeur 
des importations (tarif minimum). On parlait de la cherte des sub- 
sistances. Mais, en d£pit des lois de 1885 et 1887 le prix du bie, 
celui du b£tail avaient baisse. Il n'est pas vrai de dire que la valeur 
d’une marchandise A l’interieur est relevee de toute la valeur des 
droits pergus A la frontiere, Il se fait entre le consommateur et l’im- 
portateur ©tranger une sorte de partage du droit de douane; s’il en 
&tait autrement, pourquoi les exportateurs demanderaient-ils qu'on 
cherche à r@duire ces droits par des nÖgociations? On reproche à la 
reforme d’ötre anti-democratique. Ne sort-elle pas des souffrances, des 
besoins, de la conseience des populations rurales? Démocratique, le 
projet l’est A un autre point de vue: il doit favoriser la hausse des 
salaires, comme aux Etat-Unis. Enfin, on a dit que la France allait 
etre isolee, que le tarif minimum ne serait pas accepte par les puis- 
sances Ctrangeres. Pourquoi le repousseraient-elles? Ni l’Angleterre, 
ni la Belgique n'ont inter&t aux repr6sailles. L’Italie sait malheureuse- 
ment ce qu’il en coüte d’entamer une guerre de tarifs. L’Espagne 
ne peut nous dénier le droit de mettre obstacle au commerce de falsi- 
fieations, qui, au detriment de sa vitieulture elle-m&me, a fait pénétrer 
en France, au droit nominal de 2 francs, des alcools qu’elle ne produit 
pas. Perdrons-nous des sympathies? Certes, non. C'est une illusion de 
eroire qu’on se concilie des affections internationales en sacrifiant ses 
intérôts economiques. Ce qu’il faut, c'est ätre fort, c'est ätre riche; 
pour cela, il faut des droits protecteurs. On n'est jamais isol& poli- 
tiquement quand on est fort; on n’est jamais isolé @eonomiquement 
quand on est riche. 

M. Poirrier admettait qu'on put compenser par des droits de 
douane la surcharge r&sultant pour le producteur francais des impöts 
interieurs; il ne concevait pas qu’on pretendit combler par le même 
procédé la difference des prix de revient en France et A l’ötranger: 
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un tel nivellement &tait impossible à realiser. Il contestait que le 
tarif propose établit l’&galit@ dans la protection. L’exemple des pays 
Ctrangers le touchait peu; pour que l’argument füt probant, il 
aurait fallu d&emontrer que les droits proteeteurs avaient enrichi 
ces pays; la preuve restait à faire. L’orateur examinait ensuite la 
composition de nos importations et de nos exportations. Comme 
M. Tirard, il remarquait que nos expertations comprenaient surtout 
des objet fabriques, nos importations des matieres brutes ou des denrees 
indispensables ä l’industrie et à l’alimentation nationale. On ne 
devait pas chercher A enrayer de telles importations; on devait redouter 
d’entraver les exportations d’objets fabriquts, en renongant au systeme 
de trait6s de commerce. 

M. Jules Roche définit de nouveau le but que s’Ctait propose le 
gouvernement. Il s’etait trouvé en presence d’une volonté ind&niable du 
pays, de revendications non quivoques, qui se justifiaient d’ailleurs 
et s’expliquaient par les actes des Etats qui nous environnent. Le 
gouvernement avait dü en tenir compte. II n’avait pas d’ailleurs 
hésité A combattre @nergiquement, comme c’ttait son devoir, les pro- 
positions non justifices et qui auraient tourn& eontre l’interät m&me 
du pays et de ceux qui les formulaient. Le ministre regrettait d’avoir 
trouv& dans le rapport de la commission la vieille theorie de la 
balance du commerce. Pouvait-on considörer comme une cause de 
ruine l’exe@dant des importations? Les matieres premieres, qui 
forment plus de la moitie de nos entrées, sont non une cause d'ap- 
pauvrissement, mais une source de richesses, Le ministre d@montrait 
ensuite, comme il lavait fait & la Chambre, que les marchandises 
importees sont d'une nature differente de celles que nous exportons 
sous le m&me nom et ne font pas concurrence & ces dernieres; 
que le march€ interieur n'est pas indefiniment extensible et que 
par suite le maintien des débouehés exterieurs est la condition 
essentielle du developpement de la produetion nationale. Il défendait 
la combinaison du double tarif. Le tarif minimum serait accept‘ par 
les puissances. On avait reproché à ce tarif son instabilite. Mais les 
conventions pourraient le consolider dans une certaine mesure. On 
stipulerait, par exemple, qu'il ne pourrait ötre modifit qu’au bout 
d’un an: de la sorte, les commergants pourraient conclure leurs 
marches avec plus de s&eurit@. La pr&occupation dominante du ministre 
paraissait &tre de r&server l’avenir. Il ne se chargeait par de pro- 
phetiser et confessait humblement ne pas savoir oü l’avenir devait 
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nous amener. Nul ne pouvait savoir ce qui serait conforme, dans quel- 
ques anndes, A l’inter&t du pays. Il fallait done reserver sa liberte. 

Le Senat entendit encore M. Fresneau, qui demanda la taxation 
des matieres brutes agricoles. Puis la discussion generale fut close. 
La discussion des artieles dura jusqu’au 29 d&@cembre 1891. Le 
Senat avait adopté la plupart des droits votés par la Chambre. 11 
en rehaussait un certain nombre et rejetait l’exemption des graines 
oleagineuses exotiques. Le projet düt revenir devant Ja Chambre, qui 
maintint plusieurs de ses decisions et notamment la franchise des 
oleagineux exotiques, qu'elle etendit même, sur la proposition du 
ministre, au graines de colza et de lin. — Apres une serie de renvois 
d’une chambre aA l’autre, l’accord se fit. La loi porte la date du 
11 janvier 1892. 

Dans l’ensemble, ee sont les propositions primitives de la com- 
mission des douanes de la Chambre qui sont passces dans la loi. 
Les droits sont done plus élevés que dans le tarif de 1881. Le gou- 
vernement a réussi A obtenir l’exemption des matieres premieres: 
le ministre du commerce, M. ‚Jules Roche, s’est employ& à cette 
«euvre diffieile avec une t@nacit@, une souplesse de talent et une 
ingeniosite d’argumentation qui lui font honneur, Mais les agri- 
culteurs ont regu des compensations au sacrifice qu’on leur a demand6; 
des encouragements ont été accord@s par deux lois du 13 janvier 
1892 à la culture du lin et du chanvre, et à la serieiculture. 

C'est aussi aux dépens du budget que les Chambres, sur la pro- 
position du gouvernement, ont concili@ les pr&tentions contradietoires 
des filateurs de coton et des tisseurs d’etoffes mélangées. Les pre- 
miers avaient demand“ un suppl&öment de protection. Les seconds 
declaraient que tout relevement des droits sur les files, en faisant 
rencherir le prix de revient de leurs tissus, les mettrait dans l’im- 
possibilit@ de lutter contre leurs eoncurrents sur le march‘ exterieur. 
On offrait aux tisseurs l’admission temporaire en franchise des files 
necessaires à la fabrieation des £toffes destinces a l’exportation. Ils 
repoussaient cette faveur, à raison des entraves que les formalit&s de 
douane inherentes au regime de l’admission temporaire, opposent aux 
operations du commerce, Le conflit fut enfin r&gl& comme suit. Les 
droits sur les files seraient releves; mais les tisseurs d'étoffes me&- 
langtes de coton dans des proportions déterminées auraient droit, lors 
de l’exportation de leurs tissus, à un remboursement à forfait des 
taxes pergnes à l’entr‘e des files employes dans leur fabrication. Le 
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remboursement ne porte que sur le 60° o des perceptions de douane 
correspondant aux quantites de coton importtes. Mais la quotite 
remboursable n’est pas rigoureusement calculee sur le droit afferent 
au numero des fils employes. Par exemple, pour les fils des numéros 
1 & 49, le remboursement est fait d’apres le droit du fill ne 26. Il 
en rösulte que, pour les numeros plus fortement tax&s que le ne 26, 
le remboursement n’atteint pas le taux de 60 %o, qu’il peut le depasser 
au contraire et m&me &tre superieur aux perceptions, pour les numéros 
dont le droit est plus faible que celui du ne 26. Ce mode de rem- 
boursement à forfait peut done comporter des primes, 

Le legislateur de 1881 avait deja concede des primes à la marine 
marchande. En 1884, l’industrie suceriere en avait obtenu A son tour. 
Le l&gislateur de 1892 a vu dans les primes un moyen commode de 
eoncilier les intérêts opposes des diverses branches de la production: 
il l'a systematise, en quelque sorte. C'est la un des traits carac- 
teristiques de son @uvre douaniere. 

En vue de faciliter les negoeiations commereiales, une loi speciale 
du 29 decembre 1891 a autorise le gouvernement A appliquer en tout 
ou en partie le tarif minimum aux produits ou marchandises origi- 
naires des pays qui b£ncfieiaient du tarif conventionnel et qui con- 
sentiraient de leur cöte A appliquer aux marchandises francaises le 
traitement de la nation la plus favorisee. Um deeret du 30 janvier 
1892, pris en vertu de cette loi, a prescrit l’application du 
tarif minimum A partir du 1° fevrier aux marchandises originaires 
des Royaumes-unis de Suede et Norvege, de la Belgique, de 
la Suisse, des Pays-Bas et de la Grece, puissances avec lesquelles 
une entente provisoire a été etablie, Le tarif minimum est également 
applicable aux puissances qui jouissaient anterieurement du traite- 
ment de la nation la plus favorisce, soit en vertu de lois speciales, 
comme l’Angleterre, soit en vertu de traités: Allemagne, Autriche- 
Hongrie, Danemark, Empire Öttoman, Mexique, Pays-Bas, Perse, 
Röpublique dominicaine, République Sud-Afriecaine, Russie, Serbie. 
Les produits des autres pays, notamment ceux de Il’Italie, de 
l’Espagne, du Portugal et de la Roumanie, avec lesquels des traites 
ont existe A diverses Cpoques, sont soumis au tarif gentral. En ce 
qui concerne l’Italie, c’est une amtlioration à l’&tat de choses 
anterieur; la loi du 27 fevrier 1888 qui soumettait ses produits A 
un regime differentiel, est en eflet remplacée par le tarif general. 

Se couformant aux intentions du Verein für Socialpolitik, 
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l’auteur de la presente étude s’est attach@ A lui donner un caractere 
historique et documentaire, Il s’estabstenu de toute discussion doetrinale, 
se pr@oecupant avant tout de faire connaitre les faits: mouvements de 
l’opinion, portée pratique des actes lögislatifs, cons@quences indiscuttes 
qu’ils ont produit. A plus forte raison, n'essaiera-t-il pas de prösager 
les resultats du nouveau tarif douanier. Il est relativement facile, 
dans les jugements que l’on porte sur le passe, de se soustraire à 
l’inflnence des doctrines &conomiques que l’on professe. Il est moins 
aise de s’en affranchir dans les conjeetures que l’on forme sur les 
resultats futurs de mesures que l’on a réclamées ou combattues. C'est 
A cet egard surtout qu’il est prudent de s’en tenir au programme du 
Verein für Socialpolitik. Cependant il est une observation qu'on 
ne peut s’empächer de faire. Le regime “conomique a une influence 
certaine sur le d@veloppement du commerce ext‘rieur et par contre- 
coup sur le progres de la production nationale et de la prospérité du 
pays. Mais d’autres facteurs sont a considerer dont l’action est autre- 
ment puissante. Un pays, comme la France, dans lequel l’ing@niosite 
des industriels, l'habileté des ouvriers, l’ardeur au travail de toute la 
population er&ent des richesses “normes, dans lequel les vertus do- 
mestiques, l’esprit d’pargne tenace et patient accumulent des capitaux 
tels que malgr& des crises redoutables et répétées la somme ne cesse 
de s’en accroitre, ne peut pas dechoir du rang qu’il occupe parmi 
les grandes puissances finaneieres du monde, parceque ses tarifs de 
douane auront été mal faits, parceque la quotité en aura été fixée A 
des chiffres trop faibles ou trop &leves, Les impöts interieurs, l’obligation 
du service militaire entravent &galement le developpement &conomique 
du pays; sa richesse serait assur&ment plus grande s’il n’avait pas 
cette lourde charge: il la supporte cependant sans flöchir. Ajoutons que 
le peuple frangais a de brusques retours, qui d&concertent parfois l’ob- 
servateur etranger, trop souvent porte A taxer de legeret® et de 
mobilit& d’esprit ce qui n’est que l’impuissance salutaire de perse- 
verer jusqu’au bout dans l’erreur. Si les tarifs de 1892 provoquent 
la chert® des denrees alimentaires ou la d£croissance des exportations, 
l’opinion publique, toute puissante en France, saura bien en imposer 
l’abrogation, 
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Einleitung. 





Die Auswanderung als Gegenftand der Reidhspolitik, 


Don 
Prof. Dr. Eugen von Philippobich. 


Seit einigen Jahren mehren fich die Anzeichen dafür, daß die euro- 
päifche d. 5. die von Europa nach überfeeiichen Gebieten ausgehende Maſſen— 
auswanderung an einem Wendepuntt angelangt ift und eine aufmerkfamere 
Beobachtung ſeitens der ftaatlichen Verwaltung herauszufordern beginnt. 
Die Auswanderung hat in den letzten Jahrzehnten eine früher ſelbſt in den 
Notjahren zu Ende des füniten und Beginn des ſechſten Ja hrzehntes nicht 
erreichte Höhe aufgewiefen und die Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
wie auch Argentinien und Brafilien Haben jährlich Hunderttaufende von 
Menfchen aufgenommen, die den Boden ihrer Geburt, ihrer Mutterfprache, 
ihres politifchen und focialen Denkens wie ihrer wirtichaftlichen Erfahrung ver— 
laffen haben, um fich jenfeits des Oceans eine neue Heimat zu gründen. 
An diefen Wanderungen beteiligten fich nicht mehr wie in früheren Jahre 
zehnten die germanifchen Völker im entjcheidender Mehrheit. Die Romanen 
und Slaven find im Begriffe neben ihnen der Zahl nach ebenbürtig aufzu— 
treten. Während von der Gejamteinwanderung in die Vereinigten Staaten 
von 1820—1868 die Briten und Deutichen 85%o geftellt Haben, betrug 
deren Anteil an der Einwanderung jeit 1868 nur 58,6%o. In den letzten 
Jahren ift er noch tiefer gejunfen. So war der Anteil Englands im Jahre 
1890 nur mehr 12,50, der Deutjchlands 20,30. Die öfterreichifch-une 
garifche (größtenteils nichtdeutiche), die italienifche, die ruffiich-polnifche 
Einwanderung halten einzeln der engliichen das Gleichgewicht und übertreffen 
zufammengenommen auch die der Deutjchen. In noch viel ſtärkerem Maße 
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tritt dieſe Anderung in der Zuſammenſetzung der europäiſchen Auswanderer 
in Südamerika hervor, wo Deutſche und Briten gegenüber den Italienern, 
Franzoſen und Spaniern geradezu verſchwinden. Dieſe Veränderung im na— 
tionalen Charakter der europäiſchen Auswanderung iſt für das Verhalten 
des wichtigſten Einwanderungsgebietes, der Vereinigten Staaten, nicht ohne 
Einfluß geblieben. Während die engliſchen und deutſchen Einwanderer ihnen 
umfaſſende geiſtige und materielle Hilfskräfte zur Verfügung geſtellt haben, 
die zu dem Aufblühen der nordameritanifchen Volkswirtſchaft ein wefent- 
licheö beitrugen, treten in der romaniſch-ſlaviſchen Einwanderung ſchwer afft- 
milierbare Elemente in die gejellichaftlichen und ftaatlichen Verhältniffe der 
Vereinigten Staaten ein, die durch die fprachlichen Gegenfäße wie durch 
Lebenagewohnheiten und Lebensanfprüche, durch politisches Denken und 
Fühlen ſich in einem weiten Abſtande von dem Kerne der Uniongbürger be- 
wegen. Dazu treten die Änderungen in dem wirtichaftlichen Charakter der 
Union felbjt. Die Anfiedlung beliebiger Mengen auf Freiländereien hat 
aufgehört, weil dieje vergeben und in feſten Händen find. Wo eine gün- 
ftige Gelegenheit zur Anfiedelung fich zu bieten fcheint, ergießt fich ein Strom 
von Auswanderungsluftigen hin, wie die vor wenigen Jahren erfolgte Frei— 
gebung der Siourrefervationen im füdlichen Dakota bewies. Binnen kurzen 
waren dieje beſetzt, obwohl die Ausfichten für Landwirte dafelbjt die denkbar 
ichlechtejten waren, wie denn auch ein Fehlichlagen der Ernte während vier 
aufeinanderfolgender Jahre den größten Teil der Anfiedler in die bitterfte 
Not gebracht hat. Zweifellos wird die Union auch noch fernerhin in ihrer 
inneren Befiedelung fortfahren und dabei großen Mengen von Auswanderern 
Aumahme bieten können. Aber diefe Aufnahme und Verteilung auf das 
Unionsgebiet vollzieht fich nicht mehr jo Leicht wie noch vor zwei Jahr: 
zehnten. Immer häufiger treten Stauungen und Stodungen in der Unter- 
bringung der Eintwanderer auf und die große Mafje derjelben, die zudem 
ihon lange nicht mehr zum überwiegenden Teile aus Landwirten beiteht, 
bleibt in den großen Städten liegen und vermehrt die Zahl der Arbeits- 
loſen und Armen. Der Drud der dadurch auf die Löhne und die Lebenshaltung 
der arbeitenden Klaſſen ausgeübt wird, wird aber umfo jchwerer empfunden 
je weniger die Xebensgewohnheiten der Gingewanderten einem Herabfinfen 
in die niederjten Schichten menschlicher Lebensführung Widerftand Leiten 
fönnen. Die Beränderung in der wirtichaftlichen Lage, welche nicht einem 
ungehemmten Strome, ſondern nur einem allmählichen Zufluß der Einwan— 
derung Aufnahme bieten kann, und die Veränderung im Charakter der Ein- 
wanderung, aus welcher der Lebenshaltung der amerifanifchen Arbeiter eine 
bejondere Gefahr zu drohen fcheint, haben daher in der lebten Zeit eine 
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beachtenäwerte Bewegung zur Ginfchräntung der Einwanderung in den Ver— 
einigten Staaten hervorgerufen. Im Jahre 1890 Iagen dem Kongreß nicht 
weniger ala 12 Geſetzentwürfe in dieſer Hinficht vor und einzelne neue die 
Einwanderung bejchräntende Beſtimmungen find auch zu den früher ſchon 
vorhandenen Berboten der Einwanderung von Armenhäuglern, Siechen u. ſ. w. 
hinzugetreten. Darüber hinaus aber gehen weitere Vorfchläge, die nament- 
lich dadurch bedeutfam find, daß fie die Kontrolle der Tauglichkeit der Ein— 
wanderer nach Europa verlegen wollen und eine Einwanderung in die Ver: 
einigten Staaten nur auf Grund eines don einem amerikanischen Konſul in 
Europa ausgeitellten Zeugniffes zulaffen wollen ?. 

Hand in Hand mit diefer Bewegung in den Vereinigten Staaten, deren 
Rüdwirkung auf die Stärke und Richtung der europäifchen Auswanderung 
unvermeidlich fein wird, fobald fie an Kraft zugenommen hat, geht in 
Europa eine Anderung in den Anſchauungen über das Verhältnis des Staates 
und der Politik zur Auswanderung. Dieſe Politik ftand lange unter dem 
Drud der abjonderlichjten Vorſtellungen von den wirtichaitlichen und mili— 
tärifchen Nachteilen, die mit der Auswanderung verknüpft fein. Das un- 
glüdliche Bild von H. Say, wonach die 100000 Auswanderer, welche 


Deutjchland jährlich entjendet, einem trefflich ausgerüſteten Heere gleichen . 


tollen, das über die Grenze geht und daſelbſt jpurlos verſchwindet, giebt 
den Kern diefer Borftellungen draftiich wieder. Da man aber doch jo viel 
aus der Erfahrung gelernt Hatte, daß die Auswanderung eine elementare 
Bewegung ift, die — zumal in einer Zeit hochgefteigerten Berfehrsmittet — 
nicht fünftlich gehemmt werden kann, jo fehrte man fich unwillig von ihr 
ab und überließ die Nuswandernden fich jelbjt und ihrem guten oder böfen 
Geſchick, nur hier und da in unvermeidlichen Fällen durch polizeiliche Ord— 
nungen die berbeffernde Hand anlegend. Seit mehreren Jahren aber hat 
man in einzelnen Staaten erfannt, daß auf dem Gebiete des Schuges und 
der Fürſorge für die Auswanderer ein weites Feld für die ftaatliche Ver: 
waltungsthätigfeit und geſellſchaftliche Hilfeleiftung gegeben ift, das zum 
Nutzen der Auswandernden und ohne Nachteil, ja zum Borteil für das 
Mutterland bearbeitet werden fünnte. Das Auswanderungsagentenweien, 
der Auswanderertransport, die Verbreitung von Kenntniffen in Bezug auf 
die überjeeifchen Gebiete, die Beeinfluffung der Wahl, welche der Auswan— 
dernde trifft, die Vorſorge für fein fünftiges Unterfommen durch Aufklärung 
über die wirtjchaftliche Lage der Einwanderungsgebiete, die Unterjtügung 


ı Val. Richmond Mayo Smith, Emigration and Immigration, New-York 
1390 ©. 281, und den Aufſatz desſel ben Verfaſſers, Control of Immigration im Po- 
litical Science Quarterly 1839. 
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von Schule und Kirche in Ländern mit noch ungeordneter Verwaltung, die 
Bildung von Kolonifationagefellichaften eröffnen einen Wirkungskreis, inner- 
halb deffen den Auswandernden reichliche Hilfe geboten werden kann, ſowohl 
durch den Staat, wie durch Vereine und Privatperfonen, wenn dieſe Hilfe: 
leiftung richtig organifiert und geleitet ift. Beiſpiele jolcher Thätigkeit 
finden fich bereit3 vor. In Großbritannien hat die ftaatliche Unterftügung 
und Leitung der Auswanderung, die Bildung von Gejellichaften zur Unter— 
jtügung von Auswanderern, fowie die Organifierung eines Nachrichtenamtes 
für alle, welche auswandern wollen (Emigrants Information Office), große 
Fortjchritte gemacht und für noch weitergehendere Organifationsbeftrebungen, 
für eine ſyſtematiſche Beſiedelung der englifchen Kolonieen mit englifchen 
Auswanderern unter jtaatlicher Hilfeleiftung, den Boden vorbereitet. In 
Belgien ift e& der vom auswärtigen Amt eingerichtete Service de Renseig- 
nement concernant l’Emigration, in der Schweiz das eidgenöffiiche Aus- 
wanderungsfommifjariat, dad ala Abteilung de Departements des Aus— 
wärtigen organifiert ift, welche durch Aufklärung der Auswanderer, Nach- 
richtenerteilung, Verbindung mit überfeeifchen Regierungen und Kolonijationg- 
gejellichaften für ihre Auswanderung günftige Bedingungen zu jchaffen 
trachten. Dazu treten in diefen drei Staaten befondere Beamte, die in den 
hauptſächlichſten Einwanderungshäfen der überſeeiſchen Gebiete eingefeht find, 
um daſelbſt die thätige Beratung und Unterjtüßung der eingewanderten 
Landsleute vorzunehmen und in Verbindung mit den Organen der dortigen 
Regierung und der Gefellichaiten zum Schuße der Einwanderer vorzugehen !. 
Diefe Anfänge einer Organifation zur Beeinfluffung und Leitung, zum 
Schutze und zur Fürforge für die Auswanderer find zum Zeil unter dem 
beftimmenden Einfluß jener Schwierigkeiten entitanden, welche der freien 
unbehüteten Auswanderung in der Gegenwart in Amerika fich in den Weg 
jtellen, zum Zeil aber beruhen fie auch auf einer veränderten Borftellung 
von der wirtjchaftlichen und jocialen Bedeutung der Auswanderung”. Jene 
oben erwähnte Meinung, die dem Vorhandenfein der Arbeitskräfte an fich 
einen geſellſchaftlichen Wert beimaß, ijt im Verſchwinden. Die jteigende 
Bevölferungsgröße der europäiſchen Staaten, die mit der Entwidlung des 


I Aufklärung über die Grundlagen der Auswanderungspolitif in den genannten 
Staaten giebt die Schrift von Dr. 9. Bokemeyer, Das Auswanderungsweien in 
der Schweiz, in Belgien, England und Deutichland nach offiziellem Schriftenmaterial, 
Berlin 1892. Eine zufammenfaffende Überficht aller in England gemachten Vor: 
ichläge und Erfahrungen bietet der letzte Bericht de Seleet Committee on Coloni- 
sation P. P. 1891 Nr. 152. 

2 In Bezug auf die für die theoretifche Beurteilung dev Auswanderung maß: 
gebenden Gefichtspunfte vgl. man meinen Auflab „Auswanderung“ im Handwörter: 
buch der Staatswillenichaften, Jena 1890 S. 1011 ff. 
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techniſchen Fortſchrittes immer häufiger und umfaffender auftretende Arbeits- 
loſigkeit und die lange andauernden Perioden ſchlechten Geſchäftsganges 
laſſen erkennen, daß eine zeitweilige Entlaſtung des Arbeitsmarktes durch 
Auswanderung geradezu zur Verhütung weitergreifender Notlagen dient. 
Auch diejenigen, die der Meinung find, daß eine fortjchreitende Steigerung 
des inneren Verkehres der europäifchen Völker den vermehrten Arbeitskräften 
wieder den nötigen Spielraum geben werde, oder die die Anficht vertreten, 
daß durch größere organifatorifche Einrichtungen die toten Punkte des volks— 
wirtfchaftlichen Mechanismus überwunden werden können, müſſen einräumen, 
daß jolche Ausgleichungsvorgänge Jahre und Jahrzehnte bedürfen, während 
welcher Zeit die Auswanderung als ein Vorteil empfunden werden muß 
für die Wandernden, wie für die Zurüdbleibenden. 

Angefichts diefer Entwidlung des Auswanderungsweſens fchien e8 don 
Bedeutung zu fein, die Thatfachen der Auswanderung und der Auswan— 
derungspolitif in Deutjchland einer zufammenfaffenden Beurteilung zu unter— 
werfen. Die deutjche Auswanderung war während langer Zeit nur durch die 
britifche übertroffen. Gie hat feit ihrem erften ftärferen Auftreten anfangs 
der dierziger Jahre ununterbrochen einen fejten, ja den relativ ſtärkſten Anz 
teil an der Einwanderung in die Vereinigten Staaten geitellt. Bon der 
Gejamteinwanderung in den Jahren 1820—1890 (15567000 Perſonen) 
entfallen 29,20 auf die Deutichen. In den Ießten Jahren ift fie zwar 
durch die italienische Auswanderung überholt worden, aber ihre abjolute 
Größe ift nicht nur nicht zurüdgegangen, fondern im Gegenteile gewachſen. 
Sie umfaßte im Jahrzehnt 1861—1870 820000, 1871—1880 626 000 
und 1881—1890 1340000 Berfonen. Welches find die treibenden Ur— 
fachen dieſer ftarfen Auswanderung? Kann ihr der Boden entzogen werden 
durch Maßregeln der inneren Verwaltung, durch Förderung der Gewerbe, 
durch agrarpolitiiche Maßnahmen? Welche Stellung haben die deutfchen 
Staaten ihr gegenüber im Laufe der Bewegung eingenommen? Der Prü— 
fung diefer Fragen ift der vorliegende Band der Schriften des Vereins für 
Socialpolitit gewidmet, der die Auswanderungsvorgänge in den weſent— 
lichſten deutfchen Auswanderungsgebieten behandelt. Ein weiterer joll die 
Einrichtungen und die Gefehgebung betreffend das Auswanderungsweſen in 
anderen europäifchen Staaten und in Bezug auf die Einwanderung in den 
hauptjächlichiten Einwanderungsgebieten fchildern, um dadurch einerfeits bie 
Möglichkeit einer Vergleichung der deutfchen und der augländifchen Politik 
zu bieten und andererfeitS eine Ülberficht über die in den Einwanderungs- 
ändern bejtehenden gefeglichen Grundlagen für die Behandlung der Ein- 
wanderung zu geben. 
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Die Darſtellung des deutſchen Auswanderungsweſens hatte von einer 
Betrachtung der Lage in den einzelnen deutſchen Staaten auszugehen, da 
eine einheitliche Geſetzgebung auf dieſem Gebiet zwar durch die Verfaſſung 
des Norddeutichen Bundes bezw. des Deutfchen Reiches vorgeſehen, bis jetzt 
aber noch nicht praftifch geworden ift. Faſt alle zur Zeit beftehenden Ein— 
richtungen in Bezug auf das Auswanderungswejen haben ihren Urſprung 
in der einzelftaatlichen Gejeßgebung und diefe reicht in entjcheidenden Punkten 
bis in den Beginn des Jahrhunderts zurück. Daraus ergab ſich die Not- 
wendigfeit einer für die Heute fchwebenden fragen, wie es zunächſt fcheinen 
fann, fernliegenden Daritellung der geichichtlichen Entwidlung der Auswan— 
derung und der Auswanderungspolitif in den deutjchen Staaten. Ein 
jolches gefchichtliches Bild der Auswanderungsvorgänge war aber auch darum 
von Bedeutung, weil die Griolge und Mlißerfolge, die Beftrebungen und 
praftifchen politiichen Maßnahmen, welche die Vergangenheit bier aufmweift, 
außerordentlich reichhaltig und für das, was die Gegenwart thun fann, in 
hohem Grade belehrend find. 

Wie die einzelnen Berichte eingehend ausführen, hebt fich inmitten der 
während des ganzen Jahrhunderts von Heinen Gefichtspunften ausgehenden 
deutjchen Auswanderungspolitif ein Zeitraum Heraus, der eine überraſchende 
Tülle großer Gedanken und weiter Ausblide gezeitigt und Maßnahmen 
vorbereitet hat, ähnlich denjenigen, welche die früher erwähnten europäiſchen 
Staaten Heute zu verwirklichen im Begriffe find, Vom Beginn der vier: 
ziger bis zum Anfang der fünfziger Jahre ift die Auswanderung für Deutich- 
land eine Angelegenheit, der man große nationale und focialpolitifche Be— 
deutung beimißt und für die man mit der größeren Macht ded Staates 
und deö ganzen Bundes einzutreten wünjcht. Koloniſationsgeſellſchaften werden 
gegründet, um die konzentrierte Anfiedlung von Deutichen in amerikaniſchen 
Gebieten herbeizuführen, Bereine bilden fich zur Unterftüßung der Aus— 
wanderung, jtaatliche Auskunftsämter werden geplant und private Unter: 
nehmungen ähnlicher Art vom Staate gefördert, die fonfularifche Vertretung 
in überfeeifchen Staaten und in den wichtigiten Auswanderungshäfen wird 
unter dem Gefichtspunfte einer Schuß: und Förderungsmaßregel Mr die 
Auswanderer eingerichtet, kurz nach allen maßgebenden Seiten werden ge= 
junde und fräftige Anregungen gegeben und werden organiſatoriſche Einrich- 
tungen gefchaffen. Sie zu verfolgen ift Hier nicht unfere Aufgabe. Sie finden 
ihre nähere Darftellung in den Berichten über die Entwidlung der Aus: 
wanderungspolitif in den einzelnen Staaten und es foll hier nur ergänzend 
auf das verwiefen werden, was in diefer Richtung don der Gentralregierung 
Deutichlands aus geichah. 
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Hier fpielte die Auswanderungsirage zum erjtenmale eine größere 
Rolle in den Verhandlungen der deutjchen fonjtituierenden Nationalverfamme 
lung. Am 20. Juli 1848 Hatte dieje den $ 6 der Grundrechte in folgen- 
der Faflung angenommen: „Die Auswanderungsfreiheit ift von Staats wegen 
nicht beſchränkt. Wbzuggelder dürfen nicht erhoben werden. Die Aus— 
wanderungsangelegenheit jteht unter dem Schuß und der Fürſorge des 
Reiches.“ Zur Ausführung der letzteren Beitimmung legte dann am 16. 
Mär; 1849 der volfswirtichaftliche Ausſchuß den Entwurf eines Geſetzes 
über die Auswanderung vor, der noch in derſelben Sitzung beraten und 
angenommen twurde. Der Ausfhuß Hatte ala im MWortlaute der Beſtim— 
mungen der Grundrechte liegend erachtet, daB e8 Aufgabe des Reiches jei, 
die Auswanderungsangelegenheit zu ordnen und zu überwachen und in diefer 
Hinficht ſowohl diesſeits ala jenfeit3 des Meeres durch zwedmäßige geſetz— 
liche Beitimmungen, unter Mitwirkung von Reichskonſuln und Reichsbeamten 
die jernere Wohliahrt der ausmwandernden Söhne Deutjchlands ficherzuftellen. 
Diefer Aufgabe jollte das Auswanderungsgeſetz dienen, damit trage das ver— 
einigte Deutjchland jeinen Bürgern nur eine alte Schuld ab, „denn fchon 
längit hätten die beteiligten deutfchen Regierungen diefer Angelegenheit, ab= 
gejehen von höheren politifchen Gefichtspunften, im obigen Sinne des Schubes 
fih annehmen follen, während ınan den Auswanderern mehr oder weniger 
Hindernifje in den Weg legte oder aber fie unbekümmert ihrem Schidjal 
überließ”, In dem Gejeße wurde zunächit beitimmt, daß Schuß und Für— 
forge durch ein von der Gentralgewalt einzufegendes Auswanderungsamt aus— 
geübt werde, das fich zu diefem Zwecke mit den einzelnen Regierungen, ſo— 
wie mit den Vereinen für Auswanderung in Verbindung zu feßen Habe. 
Bon ihm werden die Agenten, welche fich mit der Beförderung der Aus 
wanderer befaflen, gegen Sinterlegung einer Kaution ernannt bezw. ent. 
(affen. Diefe Agenten find haftbar für alle erweislichen Schäden, welch. 
aus der Unterlaffung oder nicht pünftlichen Erfüllung der von ihnen abge- 
ichlofjenen Verträge fich ergeben. Das Amt erläßt Beltimmungen zur 
Sicherung der über deutjche Häfen gehenden überfeeifchen Auswanderung in 
Bezug auf Sicherheit, Proviant, Schifferaum, Berpflegung, Berficherung 
u. ſ. w. Bei Beförderung über nichtedeutiche Häfen haben die Agenten noch 
eine bejondere Bürgichaft dafür zu leijten, daß die Verbindlichkeiten gegen 
die Austwanderer auch auf den Schiffen vollftändig erfüllt werden. Übrigens 
find die Reichskonſuln bejonders verbunden, in den nicht-deutfchen europätjchen 
Häfen die deutjche Auswanderung zu überwachen. Jeder Agent Hat die 
Auswanderer, deren Beförderung er übernimmt, vor Abjchluß des Vertrages 
von den Einwanderungegejegen des jenfeitigen Yandes in Kenntnis zu jeßen und 
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ihnen einen Abdrud der über den Seetransport erlafienen Verordnungen 
einzuhändigen. In den außer-europäiſchen Hafenpläßen, in welchen fich 
Reichskonſuln befinden, fteht die Auswanderung unter ihrer Aufficht. Bei 
Ankunft jeden deutjchen Schiffes hat ſich der Kapitän beim Reichskonſul 
zu melden und ihm die Paflagierlijte vorzulegen, der Konſul bat fi vom 
Zuftand der Reifenden zu überzeugen und die Rechte der Auswanderer in 
jeder Hinficht zu vertreten. In den Bereinigten Staaten von Nordamerika 
haben die Reichskonſuln fi mit den in den Hafenplätzen beſtehenden 
deutschen Gejellichaften in Verbindung zu jeken, um in Gemeinfchaft mit 
ihnen und den Ortsbehörden das Intereſſe der Eingewanderten wahrzu— 
nehmen, auch denjelben zu ihrer MWeiterbeförderung und Anfieblung mit 
ihren Rate behilflich zu jein. Nähere Beitimmungen über ihr diesbezüg- 
liches Verhalten enthielten die Reglements für die Konfuln. Werden irgend» 
welche weitere Maßregeln im Auslande für die deutjche Auswanderung 
nötig erachtet, jo hat das Auswanderungsamt diesbezügliche Verfügungen 
zu erlaſſen. Die Debatte über diejes Geſetz zeigte, daß man mit wenigen 
Ausnahmen in ihm nur die erften und dringlichiten Grundbjäße eines Aus— 
wanderungsfchußes verwirklicht fand und ein weiteres Gingreifen erwarte. 
Das jei ein bloßes Transportgeſetz, erklärte der Abgeordnete Buß (Freiburg 
i. Br.), das genüge nicht, es jei Pflicht der Gemeinden, der Kirchen, des 
Staates, der ganzen Gefellichait der armen Bevölkerung Deutjchlands die 
Mittel zur Auswanderung und Gründung einer neuen Heimat zu gewähren. 
Allein nicht einmal dieſes Transportgeſetz hat feine einheitliche Verwirk— 
lihung erfahren, da nach Zerftörung des deutjchen Einheitstraumes wieder 
jeder einzelne Staat die Freiheit der Ordnung des Auswanderungsweſens 
auf feinem Gebiete innerhalb der bundesgefeglichen Vorſchriften zurückerhielt. 
Diefe Vorfchriften bezogen fi nach Inhalt des Art. 18 der deutfchen 
Bundesafte vom 8. Juni 1815 nur auf den Wegzug der Unterthanen aus 
einem Bundesſtaat in den andern. Diefer, wie der Eintritt in den Givil- 
oder Militärdienft eines anderen Bundesftaates waren zu geftatten, wenn der 
leßtere den Wegziehenden anzunehmen geneigt war und feine aus der Ver— 
pflihtung zum Heeresdienſte im urfprünglichen Heimatlande hervorgehenden 
Verpflichtungen im Wege ftanden. Demnach blieb für die überſeeiſche 
Auswanderung die Freiheit der Einzeljtaaten unbejchränft und man kam 
auch in der Folge nicht zu einer einheitlichen Ordnung der Angelegenheit. 
Über die in diefer Richtung fpäter nochmals gemachten Verſuche vgl. unten: 
Bayern ©. 64 ff., Helfen ©. 181 ff., Sachſen ©. 383, Preußen ©. 461 ff. 

Jenes 1849 in Frankfurt angenommene Reichägefeg über die Auswan- 
derung war aber doch nicht ganz bedeutungslos. Iſt auch die don ihm 
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angejtrebte einheitliche Regelung nicht erreicht worden, jo hat e& doch wich- 
tige Zielpunfte für die einzelftaatliche Gejeggebung normiert. Behandlung 
der Auswanderer während der Seefahrt, Organifation und Beauffichtigung 
des Agentenweſens, Schuß und Fürforge durch die auswärtige Vertretung, 
das find die Richtungen, in welchen fich die Auswanderungspolitit der 
Bundesftaaten zu bewegen Hatte und eine Zeitlang, bis zur Mitte der fünf- 
iger Jahre, auch mit Erfolg bewegt hat. Vgl. unten: Bayern ©. 62 ff., 
Baden ©. 127 fi., Heften ©. 191 ff., Württemberg ©. 263 ff., Sachſen 
©. 369 ff. 

Nach diejer Zeit hörte die Auswanderung auf, Gegenftand ftaatlicher 
Politit zu fein. Die weitausgreifenden Pläne der vierziger Jahre, die unter 
dem erjten verblüffenden Eindrudf andauernder Maffenauswanderungen ent= 
ftanden waren, gerieten in Vergeſſenheit. Man dachte nicht mehr daran, 
die Auswanderer durch Aufklärung über ihre Reifeziele zu unterrichten, durch 
ftaatliche oder DVereinsthätigkeit fie in gejchloffene deutjche Anfiedlungen zu 
leiten, den Strom deutjcher Thatkraft und Tüchtigfeit, der mit den Aus— 
wanbderern dahinfloß, in folche Bahnen zu führen, daß er nicht bloß in der 
Fremde beiruchtend wirke, jondern auch Deutichland zugute fomme. Alle 
Anfäge zu einer die Auswanderung als wichtige allgemeine Angelegenheit 
behandelnden Politik, von deren VBorhandenfein die folgenden Berichte für 
alle Staaten Zeugniß geben, verfümmerten. Zum Zeil mag die Urjache 
in dem Rüdgang der Auswanderung liegen. Während im Jahrfünft 1851 
bis 1855 647273 Perſonen aus ganz Deutjchland ausgewandert waren, 
betrug die Zahl in den Jahren 1856—1860 nicht ganz die Hälfte: 304 394 
und ſank unter dem Einfluffe des amerifanifchen Bürgerkrieges in der Folge, 
1861-—1865, auf 233052 Perfonen!. Aber jo unbedeutend ift diefe Wan— 
derung ficherlich nicht, daB durch ihre Geringfügigkeit der vollftändige Um: 
ſchwung in den Anfchauungen der Regierungen erklärt werden könnte, Nir— 
gends ift mehr von einer pofitiven Fürſorge die Rede, überall beſchränkt 
man ſich auf die Handhabung der bejtehenden Polizeigefeße gegenüber den 
Agenten, auf gelegentliche Warnungen vor diefer oder jener Gefährdung oder 
auf direkte Verbote der Beiörderung nach beitimmten Gebieten, von welchen 
Berboten insbejondere jüdamerifanifche Staaten betroffen wurden. Nicht in 
der Unbedeutendheit der Auswanderung, jondern in der inneren politifchen 
Lage Deutjchlands find die Urfachen diefer Wandlung zu juchen. Schub 


ı Der Zählung find die Ziffern deuticher Einwanderer in den Vereinigten Staaten 
zu Grunde gelegt, die befanntlich höher find, ala die feitens der deutichen Statiſtik feft: 
geftellten Auswandererzahlen, aber auch — für jene Zeit wenigſtens — mehr Wahr: 
Icheinlichkeit für fich beanspruchen können. 
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und Fürſorge für die Auswanderer außerhalb der Grenzen Deutſchlands, 
Leitungs- und Organiſationsverſuche waren nur in Anlehnung an eine ſtarke 
politiiche Macht möglich. Es gab mur eine folche Macht in Deutichland, 
die hierfür in Betracht kommen fonnte, Preußen. Hier aber jtand einerjeits 
die Auswanderungspolitit unter dem Einfluffe des Minifters von der Heydt, 
der fie nicht über das Maß polizeilichen Schußes erheben wollte (vgl. unten 
©. 442 ff.), und war andererjeitß durch die dänifche Frage die Aufmerkfam: 
feit der Staatsmänner mehr denn je auf die Zufpigung und Löfung des 
Konfliktes zwifchen Ofterreich und Preußen gerichtet. 

Uber auch als die innere Lage geklärt, der Norddeutfche Bund gegrün- 
det und wenige Jahre fpäter das Deutjche Reich errichtet war, fand man 
den Weg nicht mehr zurück zu der nationalen Politit der vierziger Jahre. 
war wurde durch die Verfaffung des Norddeutichen Bundes und jpäter 
im Art. 4 der Verfaffung des Deutichen Reiches vom 16. April 1871 die 
Auswanderung der Beauffichtigung und Geſetzgebung des Neiches unter- 
mworien, allein von diefem Rechte ift fein Gebrauch gemacht worden. Nur 
durch zwei Geſetze wurde indireft in da8 Auswanderungswejen eingegriffen, 
durch das Geſetz vom 12. Dftober 1867 über dad Paßweſen und durch dag 
Geje vom 1. Juni 1870 über Erwerb und Verluft der Reichs- und Staats— 
angehörigkeit. Durch das eritere Geſetz wurde das Verlaſſen des Landes 
von der Erteilung irgendwelcher Erlaubnis und Erlangung eines Legiti— 
mationspapieres unabhängig gemacht und durch das letztere wurden aus— 
drüdlich ala Beichränfung der Freiheit der Auswanderung nur die Wehr— 
pflicht, die amtliche Dienftftellung und befondere im alle eines Krieges 
oder einer Kriegsbedrohung erlaffene Anordnungen anerkannt!. 

Die Verlegung der vorjtehend erwähnten Beichränkungen der Auswan— 
derungsfreiheit wird nach $ 140 des Strafgefeßes geahndet, der in der Faſſung 
vom 26. Februar 1876 lautet: 

Megen Verlegung der Wehrpflicht wird beftraft: 1) ein Wehrpflich- 
tiger, welcher in der Abficht fich dem Eintritt in den Dienft des jtehenden 
Heeres oder der Flotte zu entziehen, ohne Erlaubnis entweder das Bundes- 
gebiet verläßt oder nach erreichtem militärpflichtigen Alter fich außerhalb 
des Bundesgebietes aufhält, mit einer Geldjtrafe von 150—3000 Marl 
oder mit Gefängnis don einem Monat bis zu einem Jahr; 2) ein Offi— 
zier oder im Offizierrang ftehender Arzt des Beurlaubtenjtandes, welcher 
ohne Erlaubnis auswandert, mit Gelditrafe bis zu 3000 Mark oder mit 

Haft oder mit Gefängnis bis zu 6 Monaten; 3) ein jeder Wehrpflichtige, 





! Dal. die einzelnen hier in Betracht tommenden Beſtimmungen unten ©. 36, 37. 
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welcher nach öffentlicher Bekanntmachung einer vom Kaiſer für die Zeit 
eines Krieges oder einer Kriegsgefahr erlaſſenen beſonderen Anordnung in 
Widerſpruch mit derſelben auswandert, bis zu 2 Jahren, neben welchen 
auf Geldſtrafe bis zu 3000 Mark erkannt werden kann. 

Das Straigeſetzbuch enthält zugleich die einzige Norm, die ſeitens des 
Reiches auf dem Gebiete des Vermittlertums im Auswanderungsweſen erlaflen 
worden ift, indem es in S 144 beftimmt: 

Wer ſich zum Gejchäft macht, Deutfche unter VBorfpiegelung jalfcher 
Thatfacher oder wiffentlich mit unbegründeten Angaben oder durch andere 
auf Täufchungen begründete Mittel zur Auswanderung zu verleiten, wird 
mit Gefängnis von einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft. 

Wiederholt find feither Verfuche gemacht worden, die Keichsregierung 
zu einer einheitlichen Regelung der DBerhältniffe der Auswanderung zu 
drängen. Zum erftenmal geichah die durch die Interpellation des Ab— 
geordneten Löwe-Harkort am 14. Juni 1868 im Norddeutichen Reichstag, 
welche die Anfrage an den Bundesrat enthielt, ob er beabfichtige ein Ge— 
ſetz zum Schuße deutfcher Austwanderer in den Häfen des Norbdeutjchen 
Bundes und auf den demjelben angehörigen Schiffen vorzulegen und welche 
Mafregeln ergriffen würden, um diefen Schuß bis zum Erlaß des Geſetzes 
auszuüben. Sie war veranlaßt worden durch die unglüdlichen Fahrten der 
Schiffe Lord Brougham und Leibni von Hamburg nach New Nork, welche 
einen bedeutenden Teil ihrer Pafjagiere durch den Tod verloren Hatten. Der 
Präfident des Bundeskanzleramtes Delbrüd konnte darauf verweilen, daß 
der Bundesrat eine Prüfung der in Hamburg und Bremen zu Recht be= 
ftehenden gefetlichen Beftimmungen und ihrer Ausführung durch eine be= 
fondere Kommiffion veranlaßt habe. Was die Frage der Gefekgebung an- 
belangt, fo könne fein Zweifel darüber beftehen, daß ein Bedürfnis für eine 
einheitliche Regelung durch ein Bundesgeſetz beſtehe. Schwierig geltalte fich 
aber die Sache dadurch, daß auch die Einwanderungsländer und andere in 
der Auswandererbeförderung Eonkurrierende Staaten Beitimmungen erlaffen 
und daher auch nach diejer Richtung eine Einheit angeftrebt werden müfle. 
Er hoffe aber in der nächſten Seffion einen Gejegentwurf einbringen zu 
fönnen. Auf Grund eine Bundesratsbejchluffes vom 11. Juli 1868 wurde 
dann in der That ein Verfuch zu einer internationalen Regelung der den 
Seetransport der Auswanderer betreffenden Fragen gemacht, doch jcheiterte 
er in lekter Stunde an der Weigerung der Vereinigten Staaten, den im 
Plane vorgejegenen internationalen Gerichtshof anzuerkennen. 

Mit dem Scheitern der internationalen Regelung der Auswanderer: 
angelegenheit hatte man auch die nationale Regelung beifeite gelegt. Don 

Schriften LIT. — Auswanderung. 


XVIII Einleitung. 


mehr Erfolg war die Anregung zu einer Beaufſichtigung der heimiſchen 
Häfen begleitet. Die vom Bundesrat nach Hamburg und Bremen geſandte 
Kommiffion beſtand aus je einem Bevollmächtigten des Bundespräfidiumg, 
der fächfiichen und der mecklenburg-ſchweriniſchen Regierung, und hatte Kenntnis 
zu nehmen von den in diejen beiden für die deutſche Auswanderung faſt aus— 
ichließlih in Betracht fommenden deutjchen Häfen beftehenden gejeßlichen 
Vorjchriiten und thatjächlichen Verhältniffen. Diefe Kommiſſion erjtattete auf 
Grund ihrer Wahrnehmungen einen Beriht an den Bundesrat, der im 
wejentlichen folgende Vorſchläge für eine etwaige reichögejeßliche Regelung 
der Materie enthielt !: 

1. In jedem Hafenorte, wo Auswanderer durch Segel: oder Dampf: 
ichiffe bejördert werben, ijt cine Behörde für das Auswanderungsweſen ein: 
zujeßen, welcher der Schuß und die Fürforge für die Auswanderung obliegt. 

2. Es dürfen nur fjeetüchtige Schiffe zur Beförderung von Auswan— 
devern verwendet werden. Auf diefen Schiffen müffen genügende und gut 
ventilierte Räumlichkeiten mit den erforderlichen Einrichtungen zur Unter: 
bringung der Auswanderer hergeftellt fein, und muß für hinreichenden Pro— 
viant und Waffer von guter Qualität gejorgt werden. Orlogdecks dürfen 
auf Segelichiffen zur Belörderung in feinem alle benußt werden. 

3. Zur Beauffichtigung der Seetüchtigleit und der Räumlichkeiten der 
Schiffe, jowie des Proviantes und des Waſſers, find geeignete, vom Staate 
bejoldete Sachverſtändige zu verwenden. 

4. Jeden Auswandererfchiffe ift ein nach Maßgabe spezieller Vor— 
ſchriften Hergejtellte Medizinkiſte mitzugeben. 

5. Es empfiehlt fich, daß auf jedem Auswandererfchiffe, mit welchem 
mehr ala 300 Perfonen befördert werben, ein Arzt mitgenommen werde. 

6. Vor der Einſchiffung der Paflagiere muß eine ärztliche Unterfuchung 
derjelben stattfinden. Schwer erkrankte oder mit anjtedenden Krankheiten 
Behaftete find zur Reife nicht zuzulaſſen. 

7. Gefundheitsjchädliche, übelriechende und jeuergefährliche Ladungen 
dürfen nicht mitgenommen werden. 

8. Es iſt dafür Sorge zu tragen, daß nur erfahrene und tüchtige Kapi— 
täne ala Führer von Auswandererſchiffen zugelaffen werden. 

9. Schiffe fremder Nationen, welche einen deutichen Hafen mit Aus— 
wanderern verlaflen, haben gleichfalls die deutjchen Verordnungen zu be= 
folgen und find der Revifion und Kontrolle wie einheimiiche Schiffe unter: 
worfen. 


Druckſachen des Bundesrats 1868 Nr. 30, 
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10. Die indirekte Beförderung von Auswanderern aus deutſchen Häfen 
ift möglichjt zu erſchweren. . 

Diefe Vorichläge Haben feither, nach manchen Richtungen erweitert, in 
der Hamburger und Bremer Gefeßgebung Berüdfichtigung gefunden. Von 
Reichs wegen konnten diefe Verhältniſſe mangels eines Reichsgeſetzes eine 
Regelung noch nicht erfahren. Doch wurde wenigſtens infoweit eingegriffen, 
daß auf Grund des Bundesratsbejchluffes vom 11. Juli 1868 zur Beau: 
fihtigung der Auswandererverhältniffe in Hamburg, Bremen, Geejtemünde 
und jeit dem Sommer 1871 auch für Stettin und Swinemünde ein Reichs» 
kommiſſär eingefegt wurde, welcher berechtigt ijt, fich von den Behörden 
jede gewünjchte Auskunft geben zu laffen, von allen auf die Auswanderung 
bezüglichen Berhältniffen perjönlich Kenntnis zu nehmen und eintretenden 
Falles die Lolalbehörden auf entdedte Mängel aufmerkfam zu machen. Geine 
Aufgabe befteht daher darin, „im Intereſſe der von deutjchen Häfen über 
See gehenden deutjchen Auswanderer die zum Schuße derjelben in den be» 
treffenden Bunbdesjtaaten beftehenden Einrichtungen perjönlich zu überwachen 
und die genaue Befolgung der durch die vorhandenen Verordnungen ge— 
troffenen, das Interefje der Auswanderer berührenden Bejtimmungen von 
feiten der dortigen Behörden, jowie der Auswanderungsunternehmer und 
aller übrigen bei der Auswanderungsbeförderung beteiligten Perfonen zu 
fontrollieren“ !. 

Nur noch eine Seite der Auswanderung jah man fich genötigt der 
Verwaltung des Reiches unterzuordnnen, nämlich die Auswanderungsſtatiſtik. 

Am Januar des Jahres 1870 war auf Grund früher gefaßter Be- 
ichlüfle des Bundesrates des Zollvereins von deſſen Präfidium eine Kom 
miffion, bejtehend aus Vertretern der Mehrzahl der Vereinsregierungen, berufen 
worden zur weiteren Ausbildung der Statiftif des Zollvereind?. Eine ihrer 
Aufgaben war auch die, Vorjchläge zu erjtatten über die Statiſtik der Aus— 
wanderung aus dem Zollverein. Die meijten deutfchen Regierungen hatten 
ſchon ſeit längerer Zeit, namentlich feit der jtarfen Auswanderung zu Ende 
der vierziger Jahre, Erhebungen über die Größe der Auswanderung aus 
ihren Gebieten auf Grund der Angaben der Lofalbehörden des Wegzugs— 
orteg gemacht. Dieje Erhebungen mußten aber der Natur der Sache nad) 


ı Bol. den Bericht des Reichskanzlers vom 14. Dezember 1874 über die Thätig: 
feit des Reichslommiſſärs zur Überwachung des Auswanderungsweiens von 1869— 1874. 
2 Mal. Bericht der Kommiſſion zur weiteren Ausbildung der Zollvereinsftatiftif 
betreffend die Statiftit der Auswanderung aus dem Zollverein in den Annalen des 
Deutichen Reiches 1870 ©. 57; ferner Protokolle des deutichen Bundesrates 1870 8 91, 
1871 8 643; Statiftif des Deutichen Reiches Bd. II 128. 
I1* 
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unvollſtändig ſein. Solange die Auswanderung gebunden war an die vor— 
ber erlangte Erlaubnis der ftaatlichen Behörde und folange die Verkehrs— 
verhältnifje eine rajche und unbemerkte Entfernung aus der Heimat nicht 
geitatteten, konnte eine auf diefe Angaben aufgebaute Statiftit der Aus— 
wanderung mit annähernder Richtigkeit ihre thatfächliche Größe erjaffen. 
Das war aber unmöglich geworden, jobald die rafcheren und vielfältig ge— 
jteigerten Verkehrsvermittlungen der neueren Zeit auch entlegenere Orte in 
unmittelbare Verbindung festen mit allen großen Verkehrscentren und na= 
mentlich jeit durch die Bundes= bezw. Reichögefeßgebung die Auswanderungs⸗ 
freiheit — bis auf die auß den Gründen der Militärpflicht beibehaltenen 
Schranken — in vollem Umfange anerkannt, namentlich aber fürmliche Ent: 
faffungen aus dem Staatsverbande und Paßgewährungen zur Durchführung 
eine Auswanderungsvorhabens bejeitigt worden waren. Die amtlichen 
Nachweiſungen ftanden von diefer Zeit ab in gar feinem Verhältniffe mehr 
zur thatjächlichen Auswanderung und e8 wäre, wenn man die Auswan— 
derungsſtatiſtik auf Erhebungen im Binnenlande hätte ftügen wollen, nichts 
anderes übrig geblieben, als die Angabe der Auswanderungsagenten, welche 
die Beförderung der Auswanderer vermittelten, zu Grunde zu legen. Daß 
auch hierdurch nicht die volle Größe der Auswanderung hätte ermittelt 
werden können, und daß bei dem Ülbergreifen der Agententhätigfeit in meh— 
rere Bundesftaaten eine Scheidung nach diefen nicht Hätte erreicht werden 
können, ift klar. Man verzichtete daher feitens der Kommilfion die Stati- 
jtit der Auswanderung auf die Aufzeichnungen an den Orten des MWegzuges 
zu fügen und erkannte die Unmöglichkeit an, der über die Grenzen des 
Binnenlandes gehenden Auswanderungsgröße überhaupt habhaft zu werden. 
ALS einziges Mittel, wenigitens den größten Zeil der Auswanderung zu ver— 
folgen, erachtete man die Aufzeichnungen, die über die überſeeiſche Auswan— 
derung in den Ein- bezw. Ausfchiffungshäfen ſowohl des Inlandes ala des 
Auslandes gemacht wurden. Bon den bdeutjchen Einjhiffungshäfen Hatte 
Bremen von 1832 ab, Hamburg von 1846 ab folche Erhebungen veran— 
jtaltet und veröffentlicht, doch waren die deutſchen Auswanderer in den bre= 
mischen Nachweifungen erft vom Jahre 1866, in den Hamburgifchen vom Jahre 
1851 an, in legteren aber nur ſummariſch, nicht für die einzelnen Beſtimmungs— 
länder, von den Nicht-Deutjchen gefchieden. Um nun, ſoweit deutfche Häfen in 
Frage kommen, Übereinftimmung der Erhebungen herbeizuführen, wurden im 
Sinne der Anträge der Kommiffion für alle deutfchen Einjchiffungshäfen be— 
ftimmte Aufzeichnungen über die von ihnen ausgehende Austwandererbetwegung 
vorgeichrieben. Es follten die einzelnen Auswanderer nach Vor: und Yamilien- 
namen, Gejchlecht, Alter, bisherigem Wohnort, bisherigem Stand und Beruf 
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und dem Ziele der Auswanderung aufgezeichnet, die zu einer Familie ge— 
hörenden Perſonen befonders Fenntlich gemacht, ferner das Datum des Ab— 
gangs des Schiffes, deilen Flagge, ob Dampf oder Segelichiff und der 
Beitimmungshafen notiert und beſonders nachgewiefen werden, ob die Aus— 
wanderer direft nach einem überfeeifchen Hafen oder indireft über einen 
europäifchen Hafen dahin exrpediert werden. Aus diefen Aufzeichnungen 
ſollten alljährlih vom jtatiftifchen Amt des Deutjchen Reichs Zuſammen— 
ftellungen über die deutjche Auswanderung borgenommen werden, unter 
Scheidung der Angehörigen der einzelnen Bundesstaaten, Trennung nach dem 
Gejchlecht und nah dem Auswanderungsziel. In letzterer Hinficht werden 
nur die Hauptgebiete außeinander gehalten, nämlich: Vereinigte Staaten 
von Nordamerika, Britifch Nordamerika, Gentralamerifa und Mexiko, Weit: 
indien, Brafilien, Argentiniſche Staaten, Peru, Chile, andere füdameri— 
taniſche Staaten, Afrika, Aſien, Auftralien. Ausgeichloffen von der Erhe- 
bung blieben demnach auch jene Auswanderer, welche etwa jecwärts nach 
europäifchen Yändern gehen. Außer diejen für Deutjchland geltenden Er- 
bebungen wurde es für wünfchenswert bezeichnet, daß in den außerdeutichen 
Häfen, in welchen Auswanderer aus dem Reiche eingejchifft werden, die Be- 
börden in geeigneter Weife veranlaßt werden, die deutfchen Auswanderer 
getrennt aufzuzeichnen und über fie die gleichen Angaben wie in Deutjch- 
land zu machen. Bon außerdeutjchen Häfen kommen für die deutiche Aus 
wanderung hauptſächlich niederländifche, belgijche, Tranzöfifche und groß» 
britannifche in Betracht. Dieſen Vorfchlägen entjprechend wurde die Reichs: 
jtatiftit über die Auswanderung geordnet, wobei e8 allerdings nur für 
Belgien und Holland möglich wurde, regelmäßige Nachweifungen über die 
dafelbjt beförderten deutjchen Auswanderer zu erhalten. 

Außer diefen beiden Berwaltungseinrichtungen ift von Reichs wegen nichts 
in der Auswanderungsfrage gejchehen. Ein Verſuch, die Angelegenheit zur 
Regelung zu bringen, erfolgte zwar im Jahre 1878 durch die Jnitiative 
Friedrich Kappe, der einen Gefegentwurf im Reichstage einbrachte, der 
außer der Bejörderung der Auswanderer nach überjeeichen Ländern auch die 
Beiugniffe zum Gewerbebetrieb der Auswanderungsunternefmer und Agenten 
regeln follte. In der Begründung hob Kapp das Merkwürdige des be- 
jtehenden Zuftandes hervor. Die Gewerbeordnung von 21. Juni 1869 
regele die Rechtsverhältniffe der Gewerbe in Deutjchland, aber auf den Ge— 
werbebetrieb der Auswanderungsunternehmer und Agenten finde fie feine 
Anwendung. Für die Befugnis zur Beidrderung von Auswandernden und 
zur Bermittlung der Beförderungsverträge, für die Verpflichtung, welche 
den Befdrderern und VBermittlern obliege, für die Kontrolle, welcher fie und 
die Einrichtungen in den Einjchiffungshäjen zu unterwerfen feien, gelten nad) 
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wie vor die partikularen Beſtimmungen der einzelnen deutſchen Staaten. 
„Es muß in der That als ein des Deutſchen Reiches kaum würdiger Zu— 
ſtand bezeichnet werden, daß in Preußen beiſpielsweiſe die Beförderung von 
Auswanderern nach Brafilien bei Strafe unterſagt iſt, während ſie von Ham— 
burg aus frei und offen betrieben wird, daß der preußiſche Staatsanwalt 
gegen den Übertreter dieſer Vorſchrift Anklage erhebt, während die Ham— 
burger Gerichte es ablehnen, die darauf ergangenen Urteile zu vollſtrecken.“ 
Aber nicht nur von widerſprechenden Inhalt ſeien dieſe partikularrechtlichen 
Vorſchriften, ihr Inhalt fer auch zum Zeil veraltet. Cine polizeiliche Hem— 
mung der Auswanderung ift nicht möglich. Allerdings müßten die Staaten 
beitrebt fein, einen fie jchwächenden Abfluß zu verhüten, aber das könne 
nur gefchehen, indem man fich bemüht, durch Hebung der wirtichaftlichen 
und jozialen Zuftände den jet Auswandernden die Heimat heimisch zu 
machen. Der Grundja der Auswanderungsfreiheit jei übrigens durch bie 
Reichsgefeßgebung anerfannt und es könne daher ein Auswanderungsgeieß 
nur von der Abficht des Schußes und der Fürforge für Auswanderer ge— 
leitet fein. 

Das von Kapp beantragte Gefeh jollte nach feinem eigenen Ausfpruche 
nur ein Auswandererbeförderungsgeieß fein, der Hierin organifierte Schuß 
und die Fürforge des Meiches fi) daher nur auf den Abichluß der Beför— 
derungsverträge, auf die Einrichtungen zur Beherbergung der Auswanderer in 
den Einichiffungshäfen und auf die Seeichiffahrt erftredten. Er bejaßte fich nicht 
mit ber in dem Geſetze der Frankfurter Nationalverfammlung berührten Frage 
einer Fürforge für die Ausgewanderten auch noch in den überſeeiſchen Ge— 
bieten oder mit der früher in einzelnen Staaten (Baden, Preußen) geplanten 
Organifation eines Auskunftsdienites, 

Bei Beratung des Antrages verhielt fich die Regierung bon vorne— 
herein ablehnend. Der Präfident des Reichskanzleramtes erklärte, ein drin— 
gendes Bedürfnis durch die Reichsgeſetzgebung diefen Gegenstand zu regeln, 
jei nach Lage der Dinge nicht vorhanden, denn die auf die überſeeiſche Be— 
förderung begüglichen Grundfäße feien in der Geſetzgebung don Bremen und 
Hamburg bereits verwirklicht, ihre Ausführung werde durch den Auswan— 
derungsfommiffär überwacht und erhebliche Beſchwerden feien in der lebten 
Zeit nicht vorgefommen. Inbetreff des Agentenwejens aber könne er nicht 
einmal die materielle Übereinftimmung der Regierung ausdrüden, der Ent— 
wur? beabfichtige thatfächliche Freigebung des Agentengewerbes und darauf 
werden die Negierungen nicht verzichten, zu wachen, in welcher Weife und 
in welcher Zahl Auswanderungsagenten in ihren Territorien thätig find. 
Der Entwurf wurde einer Kommiſſion überwiefen und von diefer im weſent— 
lichen in der Richtung abgeändert, daß man die Konzeffionserteilung von 
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der Unbejcholtenheit de Bewerberd und dem freien Ermeifen der Regierung 
abhängig machte Im übrigen wurden die Grundjähe Kappa mit mancher: 
lei Abänderungen und Berbefferungen im einzelnen angenommen. Der Ge— 
jeentwurf konnte aber wegen des Schluffes der Reichstagsfeffton nicht mehr 
dem Neichätage vorgelegt werden. Gr wurde nicht wieder aufgenommen. 
Seither fam e8 zwar bei den allgemeinen Budgetberatungen wiederholt zu 
Grörterungen über die Frage einer Regelung des Auswanderungsrechtes 
aber immer mit dem gleichen Endergebnis: die Regierung lehnte die Not— 
wendigfeit einer jolchen Regelung mehr oder weniger deutlich ab und ver= 
trat den Standpunft, die Auswanderung möglichjt zu hindern, während im 
Reichdtage die Stimmung die war, daß die Auswanderung als gegebene 
TIhatjache zu bedeutend und Für die Intereſſen Deutichlands zu wichtig fei, 
als daß man fie unbeachtet laſſen dürfe. Da die Erfahrung gezeigt, daß 
man fie nicht hindern fünne, jolle man ihr endlich den nötigen Schuß und 
Fürforge ſchenken. Namentlich ſeit Deutjchland unter die Kofonialmächte 
getreten ift, ift e& leicht, auf den Widerfpruch Hinzumeijen, der zwijchen dem 
aktiven Vorgehen in diefer Richtung und dem paffiven Verhalten in der 
Auswanderungsfrage gelegen ift. Zur Zeit ſcheint der Abſchluß dieſer jo 
lange hinausgezogenen Verhandlungen bevorzuftehen, indem dem Bundesrat 
der Entwurf eines Reichdauswanderungsgefeßes vorgelegt iſt, deffen Wortlaut 
aber noch nicht befannt gegeben wurde. Meines Grachtens müßten für 
ein jolches Gefeß die folgenden Erwägungen maßgebend fein. 

Daß duch Maßregeln der inneren Politik die Auswanderung aus 
Deutichland in abjehbarer Zeit wejentlich eingeſchränkt werden könnte, wird 
durch die Darjtellung der folgenden Berichte über die Lage in den einzelnen 
deutichen Staaten nicht wahrjcheinlich gemacht. Es kommen in Deutjch- 
land zwei Hauptgebiete der Auswanderung in Betracht, der Südweſten und 
der Nordoften, für welche ganz jpecifiiche Urfachen der Muswanderung nach— 
weisbar find, dort dad Mißverhältnis zwiſchen Bevölferungsgröße und der 
durch den Grund und Boden, wie durch die gewerbliche Entfaltung gege— 
benen Erwerbsgelegenheit, hier der Großgrundbefiß und die befonderen Ber: 
hältniffe der Agrarverfaffung. In Baden, in Württemberg, in der Pfalz, 
im füdlichen Bayern ift die Verteilung des Grundbeſitzes an der Grenze des 
für die Erhaltung eines felbjtändigen Bauernſtandes Zuläffigen angelangt, 
eine Entwidlung der Gewerbethätigkeit durch die Mittel wirtfchaftlicher Ver— 
waltung aber nicht in folchem Maße zu erwarten, daß der ganze Bevölfe- 
rungsüberſchuß dadurch aufgefaugt werden könnte. Im Oſten ift das Ver— 
hältnis der gefamten Bevölkerung zu der Bodenfläche nicht ein folches, 
daß nicht — ganz abftraft betrachtet — durch entjprechende Teilung und 
Heinbäuerliche Berwirtichaftung der Bevölkerungszuwachs Erwerb und Nah» 
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rung finden könnte. Eine folche ideale Divifion des Bodens durch die Be- 
völferung ift aber ganz illuſoriſch und wenn hier auch die Berhältniffe den 
Theoretifer verhindern werden von einer Übervölferung zu fprechen, jo fällt 
für die praftifche Politit doch die Thatſache entjcheidend ind Gewicht, daß 
der außerhalb der größeren Befigungen verfügbare Raum für die daſelbſt 
lebende Bevölkerung nicht die Möglichkeit der Ausdehnung bäuerlichen Beſitzes 
bietet. An Arbeitögelegenheit auf den größeren Gütern, die, häufig in Ber: 
bindung mit Brennereien und Zuderfabrifation, einer intenfiveren Bewirt- 
ichaftung zuftreben, fehlt e8 zwar nicht. Aber die Ordnung des Dienftver- 
hältnifjes daſelbſt, die wirtfchaftliche Lage der Ländlichen Arbeiter und ein 
immer jtärfer auffeimender Drang nach freier Bewegung und der Möglichkeit 
jelbftändigen Beſitzes bewirken, daß Taufende an diejer Arbeitögelegenheit 
vorübergehen und e8 vorziehen in die Ferne zu wandern. Hier wird ziweifel 
108 Wandel gefchafft werben können. Daß diefer aber jo plößlich einträte, 
daß in abjehbarer Zeit die Gründe der Auswanderung verfchwänden, wird 
niemand erwarten, der die Hinderniffe kennt, die fich hier der inneren Kolo— 
nifation und der Hebung der Lage der Ländlichen Arbeiter in den Weg 
jtellen. Andere neuzufchaffende Gelegenheiten für landwirtſchaftlichen Er— 
werb, die Moorfolonijation im Nordweſten Deutjchlands und die im weit 
lichen Nordichleswig beabfichtigte Anfiedlung, fommen von vorneherein nur 
für eine mäßige Zahl von Familien in Betracht. Für die dritte Gruppe 
von Auswanderern, aus den Wheinlanden, Hannover, Sachſen und den 
mitteldeutfchen Gebieten, liegen die Urjachen nicht jo Ear zu Tage. Bier 
wirken zweifellos die in allen Berichten betonten allgemeinen Einflüfle, die 
auch dort, wo das engere Heimatögebiet einen natürlich begründeten Mangel 
an Grwerbögelegenheit aufweift, erft die Veranlaffung zur Auswanderung 
jtatt zur Wanderung nach anderen. Teilen des Reiches geben: die günstigen 
Ausfichten für ein Vorwärtskommen in den Vereinigten Staaten gegenüber 
den Schwierigkeiten des Erwerbes bier, die geiteigerten Verkehrsgelegenheiten, 
welche die rajche und verhältnismäßig wenig foftjpielige Ausführung des 
einmal gefaßten Entjchluffes gejtatten, die Einwirkungen der perjönlichen 
Beziehungen zu bereit Ausgewanderten, kurz eine ganze Reihe teild äußerer, 
teils innerer Einrichtungen treten hier als die Auswanderung verurfachende Ele= 
mente auf. Sie find nicht durch irgendwelche beſtimmte wirtfchaftliche oder 
jozialpolitifche Maßnahmen zu paralyfieren, jondern durch die Gefamtentwid- 
lung der Wirtſchaftsverhältniſſe, des Verkehres und der geiftigen Regſamkeit der 
Menfchen bedingt. In diefen Richtungen ift ein Umfchwung der die ohne» 
dies jo Starken Feſſeln der Heimat verjtärfen würde, in feiner Richtung zu 
erbliden. Die weitere Entwicklung der Auswanderung auß Deutjchland wird 
daher nicht ſowohl don der Lage der Dinge hier beherrjcht werden, als von 
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den Verhältniſſen der Einwanderungsländer. Ihr wirtſchaftlicher und poli— 
tiſcher Geſamtzuſtand, wie ihre Einwanderungspolitik im beſonderen werden 
ausſchlaggebend werden für die Fortdauer oder Abnahme der Stärke der 
deutſchen Auswanderung. 

Die Größe und die Richtung dieſes Einfluſſes abzuſchätzen würde eine 
Aufgabe für ſich bilden. Hier genügt es feſtzuſtellen, daß die objektive Prü- 
fung unferer Ausmwanderungsverhältnifie zu dem Ergebniffe führt, daß wir, 
jfoweit unfere eigenen Zuftände in Betracht kommen, die Fortdauer einer 
jtarfen Auswanderung ind Auge zu faffen haben, 

Mit diejer Ihatjache hat das zu erlaffende Reichsauswanderungsgeſetz, 
ſowie die Auswanderungspolitif zu rechnen. Man wird zweifello® davon 
Abſtand nehmen müflen, den zu Recht beftehenden Grundfaß der Auswan- 
derungäfreiheit einer Einfchränfung zu unterziehen. Bon allen allgemeinen 
politifchen Geſichtspunkten abgefehen, würde bei der tiefbegründeten Strömung, 
die zur Auswanderung treibt, und bei der intenfiven Entwicklung des Ver: 
tehres ein ſolches Vorgehen doch nur von einem Mißerfolge begleitet 
fein, wie ja die Erfahrung der Staaten beweift, die am längiten an Melde: 
und Erlaubnisvorſchriften feftgehalten Haben (vgl. Bayern ©. 27, 87, 
Baden ©. 150, 152). Die Aufgabe der Reichspolitif auf dieſem Gebiete 
liegt vielmehr einerſeits in der einheitlichen Kodifikation der landesrecht- 
lichen Bejtimmungen in Bezug auf das Auswanderungsweſen und anderer= 
feit8 in einer folchen materiellen Ordnung der Angelegenheit, welche den 
großen mit der Auswanderung verknüpften focialen und wirtjchaftlichen In— 
tereffen entſpricht. In letzterer Hinfiht werden nach den Erfahrungen der 
Vergangenheit und dem Beifpiele Englands, der Schweiz und Belgiens drei 
Grundgedanken in den Vordergrund treten: erſtens die Errichtung einer 
Gentralftelle zur Verwaltung des ganzen Auswanderungsweſens unter dem 
Gefihtspunfte möglichfter Einfchränfung der Privatipefulationen auf diefem 
Gebiete, zweitens die Nubbarmachung der auswärtigen Vertretung des 
Reiches Für die Zwede der Aufflärung und Beratung der Auswanderer, 
drittens Berhandlungen mit den Regierungen der Einwanderungsländer zur 
Erzielung bejonderen Schußes und befonderer Fürforge für die Auswanderer, 
Hierzu treten, nicht ftaatlich organifiert, aber doch vom Staate überwacht, 
die Bemühungen freier gefellfchaftlicher Bildungen, der Auswanderungsvereine 
und der Kolonifationsgefellichaften, welche im Wege privaten Verkehres für 
das Fortlommen der Ausgewanderten Sorge tragen wollen. Deren 
Wirkſamkeit ift mit Nüdficht auf die Aufrechterhaltung einer wirtfchaftlichen 
Verbindung mit den Ausgewanderten geradezu im Intereſſe dev heimischen 
Erport- und Handeläbetriebe, wie der auswärtigen Verwertungen deutjchen 
Kapitales wiünfchenswert, aber nur dann im größerem Maße zu erwarten, 
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wenn ih die Stellung des Neiches der Auswanderung gegenüber in dem 
dorbezeichneten Sinne ändert !. 

Daß eine jolche Thätigkeit mit den zur Zeit angenommenen Grenzen der 
Staatsthätigkeit auf diefem Gebiete vereinbar fein würde, kann wohl nicht be= 
jtritten werden. Man kann den Grundja, daß der Staat die Auswanderung 
nicht ermuntern folle, in aufrichtiger Meinung verfechten und doch dafür ein= 
treten, daß er fich bemühe, fo viel an ihm Liegt, die Auswanderung vor Täufchung 
und Betrug zu ſchützen und ihr Richtung und Ziel zu geben. Das gleich- 
gültige oder fogar ablehnende Verhalten der Reichäregierung gegenüber der 
Auswanderung während der lebten Jahrzehnte hat ihr gewaltiges Anwachſen 
nicht zu verhindern vermocht. Und wie das Fehlen bejonderer fürjorgender 
Maßregeln der Regierung die Auswanderung augenfcheinlich nicht gehemmt 
bat, jo wird man auch nicht befürchten dürfen, daß ihr Vorhandenfein einen 
Anlaß zu ihrer Vermehrung gäbe. Mag auch immerhin ein gut organi= 
fierter Aufflärungsdienft Nachrichten über fonft vielleicht unbelannte Aus» 
wanderungäziele bieten, jo wird doch auf der anderen Seite um jo häufiger 
der Schönjärberei von Agenten entgegengetreten werden können. a, in einer 
jolchen pofitiven Fürforge der Regierung läge nur die konfequente Weiter» 
bildung der von allen Staaten anerkannten Notwendigkeit, dem Treiben 
gewifjenlojer Agenten und der Verbreitung von faljchen, der Berlodung die= 
nenden Nachrichten entgegenzutreten. Die von der Regierung vorgenommenen 
Warnungen in folchen Fällen, das Berbot der Beförderung don Auswan— 
derern nach Gegenden, in welchen fie mit Sicherheit ihrem Untergange ent« 
gegengehen, die Nichtzulaffung ausländijcher Werber und verbächtiger Kolo— 
nifationsgefellfchaiten bilden eine Reihe von Maßregeln, die bereits die An— 
erfennung in fich enthalten, daß der Staat auf diefem Gebiete das freie 
Spiel unlauterer Kräfte nicht dulden könne. Ihre Wirtfamkeit wird aber 
erſt dann eine volljtändige werden, wenn die Warnungen ihre Ergänzung 
finden durch pofitive Aufklärung und durch das Einwurzeln der Überzeugung, 
daß die Regierung thatjächlich das beite für die Auswanderer zu thun 
wünſcht. 

In den angedeuteten Richtungen hat die Politik der Bundesſtaaten 
ſeit den fünfziger Jahren keinerlei Verſuche mehr gemacht. (Über eine Anregung 
in Mecklenburg vgl. unten S. 344.) Sie beſchränkt fi) auf die Auswan— 
derunmgspolizei: Ordnung des Agentenweſens und, in den Einſchiffungsplätzen 





ı Man vergleiche zu diefem Punkt die Außerungen Profeſſor Hubers unten 
S. 279 ff. über die Urfachen des Mißlingens der grohen Auswanderungsunterneh: 
mungen in den vierziger Jahren; ferner Jannajch in Rocher: Jannafch, Stolonicen, 
Kolonialpolitit und Auswanderung, Leipzig 1885, S. 377 fi. 


Ginleitung. XXVI 


Bremen und Hamburg, Überwachung der VBeherbergung und der Auswan— 
dererſchiffe. In letzterer Hinficht wurde, wie bereit? erwähnt, auch eine 
Reichskontrolle eingerichtet. So notwendig und wichtig die Ordnung diefer 
Verhältniffe ift, jo Liegt doch der Schwerpunkt der Fürforgemaßregeln nicht 
mehr auf diefem Gebiete. Die Polizei der Auswanderungshäfen und Aus— 
wanderungstransporte iſt durch die neuere Geſetzgebung, insbefondere durch 
dag Hamburger Gefeg von 1887 (val. unten ©. 402) genügend geordnet 
und es handelt fich Hier demnach wejentlich um die Ausführung und Über 
wachung der beftehenden Beſtimmungen bezw. um ihre Übernahme in die 
reichögefegliche Ordnung. Auch in Bezug auf das Agentenmwejen ift das, 
was durch ftaatliche Ordnung und Überwachung erreicht werden kann, durch 
die einzeljtaatliche Geſetzgebung bereit vorbereitet. Die Auswanderungsagenten 
find nicht der Gewerbeordnung unterworfen, ihr Gejchäftskreis wird daher 
von den einzelnen Bundesftaaten nach deren Ermeſſen geregelt. Dieje Re— 
gelung ift im großen und ganzen eine wejentlich gleichartige. Man machte 
die Errichtung einer Agentur von der Erlangung einer Konzeſſion abhängig, 
um die Verläßlichkeit der Unternehmer prüfen zu fönnen und man ordnete 
in weitgehender Detailierung die Form und den Inhalt der Verträge, welche 
von den Unternehmern mit Auswanderern zu jchließen find. Die Frreigebung 
des Gewerbes der Austwanderungsunternehmer wird nicht anzuftreben fein. 
Die Gefährdung der Auswanderer durch gewiffenlofe Agenten und ihre Un— 
fenntnis überjeeifcher Verhältniſſe ift, wie Griahrungen der letzten Jahre 
wieder dargethan haben, jo groß, daß der Staat die Möglichkeit der Üüber— 
wadhung und Feſtſetzung des Inhaltes abzufchließender Verträge nicht aus 
der Hand geben kann. Das Problem, um das e8 fich bei dent Agenten» 
weien handelt, ijt vielmehr das, wie die Thätigkeit der Agenten auf die 
reine Trandportvermittlung bejchräntt und ihre Einwirkung auf das Faſſen 
de3 Auswanderungsentſchluſſes möglichit unfchädlich gemacht werden könnte. 
Daß die Zahl der Agenten in feinem urfächlichen Zufammenhange mit der 
Auswanderungsgröße jteht, dafür Liegen verjchiedene Zeugniffe vor (vgl. unter 
Baden ©. 153, Medlenburg S. 300 ff.), wohl aber fann die Verbreitung 
täufchender Nachrichten durch fiein manchen und dann in der Regel beſon— 
ders gefährlichen Fällen nicht in Abrede gejtellt werden. Mit der polizei= 
lichen Unterdrüdung der Agenten ift dann gewöhnlich nichts geholfen, ihr 
ihädlicher Einfluß fann nur dadurch behoben werden, daß für verläßliche 
Auskunftsſtellen geforgt wird. An diejen werden fich die Auswanderer 
über ihre Ziele und die Reifebedingungen unterrichten, den Agenten wird 
aber nur die Vermittlung des Berörderungsvertrages verbleiben. 
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Für eine ſolche durch die Reichspolitik anzuſtrebende Auskunftsorgani— 
ſation liegen allerdings in der einzelſtaatlichen Geſetzgebung keinerlei Vor— 
bedingungen vor, ja die Geſetzgebung des größten deutſchen Staates, 
Preußens, hat der freien Ausbildung einer ſolchen durch gemeinnützige 
Unternehmungen ſogar direkte Hinderniſſe in den Weg gelegt. Der im 
Jahre 1868 zum Schutze katholiſcher deutſcher Auswanderer gegründete 
St. Rafaelsverein, der ſich durch Anſtellung von Vertrauensmännern in 
den wichtigſten europäiſchen Auswanderungs- und überſeeiſchen Einwan— 
derungshäfen und durch Beratung und Aufklärung der Auswanderer in 
hohem Grade nützlich und verdient gemacht hat, wurde im Jahre 1882 
auf Grund des $ 10 des preußiſchen Geſetzes vom 7. Mai 1853 vor Ge— 
richt gejtellt, weil eine Ausfunftserteilung an Auswanderer ohne jtaat- 
liche Konzeſſion jtraffällig ſei und in leßter Inſtanz wurde entichieden, daß 
zwar nicht der auf Erſuchen erteilte Rat, wohl aber das Anerbieten zur 
Erteilung von Auskunft an Auswanderer ftraffällig ſeil. Diefes zur Zeit 
noch beitehende Gejeß zwingt demnach denjenigen, der den Auswanderer durch 
Auskunftserteilung vor Betrug, Täuſchung und vielleicht vor Vernichtung 
feines Lebensglüdes behüten will, entweder, fich eine Konzejfion ala Aus— 
wanderungsagent erteilen zu laffen, die ihm aber auch ohne Angabe der 
Gründe verweigert werden kann, oder er muB jeine mwohlthätige Abficht 
im Berborgenen ausüben und fich hüten, öffentlich auf feine beſſere Kennt: 
niß zu verweiſen. Und da der Staat ſelbſt nicht daran denkt, grundſätzlich 
für die Aufklärung der Auswanderer zu forgen, fo bleibt thatfächlich das 
Feld der Meinungsbeeinfluffung vollitändig jenen Leuten überlaffen, die, 
nach den Kopie der von ihnen exrpebierten Auswanderer bezahlt, das größte 
Sintereffe daran Haben, möglichſt viel Perfonen zum Austwanderungsentichluß 
zu treiben. Daß gegen diefe Tendenz der Agenten mit dem Strafgeſetzbuch, 
welches die Berleitung zur Auswanderung unter Strafe jtellt, nichts aus— 
gerichtet wird, iſt eine anerkannte Thatjache. 

Hier wird daher eine Umkehr von den in den legten Jahrzehnten be— 
folgten Grundfäßen eine notwendige Forderung an die künftig einzufchlagende 
Reichspolitik ſein, und fie wird in Befolgung der oben aufgeitellten Ziele 
zu dem zurücführen, was die auf diefem Gebiete ihrer Zeit vorauseilenden 
Staatsmänner der vierziger Jahre angeftrebt haben. Die Vorſchläge, welche 
Nebenius im Jahre 1847 dem babdifchen Staatsminifterium unterbreitet 
hat und die Gedanken, die im Manteuffelichen Entwurfe eine Auswan— 
derunggsgejeßes für die preußifche Union im Jahre 1850 ihre Formulierung 


19. Cahensly, Die deutichen Auswanderer und der St. Rafael-Verein, 
Frankfurt a. M. 1887 ©. 25. 


Einleitung. XXIX 


geiunden Haben (vgl. unten ©. 127 ff. und ©. 442) können auch heute 
noch im wejentlichen als richtunggebend angejehen werden. In verwaltungs- 
technifcher Hinficht Handelt es fich um die Schaffung einer zur Vertvaltung 
de ganzen Auswanderungsweſens beſtimmten Gentrafitelle in Deutjchland 
und um die Anftellung von geeigneten Organen in den Einwanderungs- 
gebieten, welche bafelbjt die der Auswanderung notwendigen Dienfte leiften. 
Jener Gentralftelle lägen zwei Hauptaufgaben ob: erſtens, die oberſte Lei— 
tung der Auswanbderungspolizei, ſowie jener Verwaltungsmaßregeln, die durch 
die allgemeine Staatsthätigfeit bedingt find. Hierher gehören die Über: 
wachung des Agentenwefens, der Auswandererichiffe, die Genehmigung von 
Kolonifationsgejellichaften, welche Auswanderer zur Anfiedlung übernehmen, 
das Grlaffen von Vorfehriften über die Form der Überfahrtöverträge, die 
Führung der Auswanderungsſtatiſtik u. |. w. Zweitens, das Sammeln von 
Nachrichten über die in Betracht kommenden Gintwanderungsgebiete, Ver— 
breitung derfelben in den zwedmäßigiten und zugänglichiten formen, Ertei= 
fung von Rat und Auskunft. Die Organe, welche in den Einwanderung?- 
gebieten zu wirken hätten, wären einesteils die Konfuln, eventuell neben ihnen 
oder an ihrer Stelle befondere Einwanderungsbeamte, andererfeits bejondere 
Kommiſſäre, die zur Bereifung von Anfiedlungen und zu authentifcher Erhebung 
zuverläffiger Nachrichten verwendet würden. Die Aufgabe diefer leßteren 
Drgane beftünde in der Gewährung von Auffchlüffen an die erwähnte Gentral- 
jtelle in Deutjchland, in der Prüfung einlaufender Auswandererfchiffe, in 
der Vermittlung von Geldzahlungen, in der Erteilung von Rat und Aus— 
funft an die Eingewanderten und in der Vertretung ihrer Rechte gegenüber den 
Behörden, eventuell gegenüber Privatperfonen des Einwanderungslandes. 
Hand in Hand mit der Thätigkeit diefer Organe, vielfach durch fie, erfolgte 
eine Berbindung mit den Behörden des Einwanderungslandes, mit beftehen- 
den deutſchen Gefellfchaften oder anderen Bereinen zum Schuße der Ein- 
wanderer, durch welche ein größeres Maß von Sicherheit für das Fort— 
fommen der Eingewwanderten oder doch ein gefahrloferes Hinüberleiten in 
die fremden, ungewohnten VBerhältniffe ermöglicht würde. Läge in einer jo 
geordneten Schutthätigkeit zu Gunften der Auswanderer ein größeres Maß 
von jocialer Fürforge, fo würde fie andererfeit3 auch in wirtjchaftlicher Be- 
ziehung fich günftig erweifen können, indem fie Gelegenheit böte in engerer 
Fühlung mit den Ausgewanderten zu bleiben und dadurch für Koloniſations— 
gejellichaiten zur VBeranlaffung würde mit größerem Kapitalaufwand die Ans 
fiedlung von Auswanderern zu unterjtüßen. 

Die im vorſtehenden ſtizzierten Aufgaben, die ſich nicht bloß an die 
deutfchen Vorſchläge der vierziger Jahre, fondern auch an bereits bejtehende 
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Berhältniffe ähnlicher Art in dritten Staaten anlehnen, find zum Zeil durch— 
aus ftaatlicher Natur und können von Privaten nicht durchgeführt werden, 
zum Zeil aber find fie derart, daß ein Mitwirfen von Privaten geradezu 
erforderlich erjcheint. Dies Ießtere ift der Fall in Bezug auf die vorge: 
ſchlagene Auskunftsorganiſation. Ihre gedeihliche Wirkjamfeit hängt von 
einer fachlichen und einer perjönlichen Vorausſetzung ab. Sie fann nur 
durch mannigfaltigfte Berührung mit den Bedürfniskreifen der Auswanderer, 
wie mit den im Privatleben der Ginwanderungsländer berbortretenden Ver: 
hältniffen jene Summe von Kenntniffen und Nachrichten erlangen, die ihre 
Mitteilungen für den Auswanderer wertvoll machen, und fie muß das Ber- 
trauen der Bevölkerung, im bejonderen der Auswandererkreife, gewinnen. 
Nach beiden Richtungen iſt ein Mitwirken von Privatperſonen unentbehrlich. 
Die deutiche Kolonialgejellichaft hat daher in ihrer Sigung vom 26. März 
d. 3. mit Recht vorgefchlagen, „die Errichtung einer Gentraljtelle, welche 
aus Bertretern der um den Schuß der Auswandernden bemühten Vereine, 
aus Privatperfonen, welche über die Bedürfnifje der Auswandernden und 
über die für ihre Niederlaffung geeigneten Gebiete unterrichtet find, aus 
Tarlamentariern und aus Vertretern der an der Auswanderung interejfierten 
Kreife (Arbeiter) zufammenzufeßen wäre und, unbejchadet des Oberauffichts- 
echtes de Neiches, die Organifation der Augskunftserteilung an Auswan— 
derungsluftige, die Verbindung mit den betreffenden Stellen der Einwan— 
berungsländer und die Entjendung von Spezialmiffionen zur Prüfung der 
Transportverhältniffe, wie der Anfiedlungsbedingungen in die Hand zu 
nehmen hätte“. Durch den Vorſitz eines Vertreters der amtlichen Central— 
jtelle jür das Auswanderungswejen, dem auf die Entjchließungen ein maß» 
gebender Einfluß eingeräumt werden fönnte, wäre eine Sicherftellung dafür 
gegeben, daß die Thätigfeit der Auskunftsſtelle nicht über den Kreis ihrer Be— 
fugniffe ausgedehnt würde, während durch die Vertretung der privaten Elemente 
die notwendige Berührung mit der Bevölkerung und ihren Intereffen und 
eine wünfchenswerte Entlaftung der amtlichen Verwaltung gegeben wäre. 
Immer aber müßte einer jolchen Stelle amtlicher Charakter, daher Porto— 
freiheit für ihre dienftlichen Sendungen, das Recht der Benüßung der Poſt-— 
anftalten zur Verteilung von Drudjachen u. j. w. gewährt werben. 

An diefe Auskunftsstelle hätte fich die Bildung von Landesftellen ähn— 
licher Art in den Bundesftaaten anzufchließen. Dieje würden die Zentral« 
jtelle über die Auswanderungsbewegung in den einzelnen Gegenden des 
Reiches und über die Bedürfniffe der Auswanderer unterrichten. Durch ihre 
DBermittlung würde die Beratung und Auskunftzerteilung an Auswanderer 
am ziwedmäßigiten vor fich gehen. Würde dafür geforgt, daß diefe Organi« 
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ſation durch ſchriftliche und mündliche Auskunſt, wie durch Verbreitung von 
Druckſachen in ausgedehntem Maße der Bevölkerung ſichere Kenntnis von 
der Lage in den Einwanderungsländern beſchafft, ſo wäre damit zweierlei 
gewonnen. Zunächſt wäre dem Unweſen der Agenten der Boden entzogen 
und thatſächlich das erreicht, was von manchen Seiten durch polizeiliches 
Verbot angeſtrebt wird: die Beſchränkung ihrer Thätigkeit auf den Verkauf 
der Schiffsfahrkarten. Wenn auch die privaten Beziehungen, Ratſchläge 
und Mitteilungen aus den Ginwanderungsgebieten immer noch neben dem 
Öffentlichen Aufklärungsdienjte ihre Wirkung thun werden, jo darf doch an— 
genommen werden, daß der Verleitung zur Auswanderung durch unmwahre, 
verlodende Schilderungen jeitens der Agenten und ebenjo einem Mißbrauch 
bei Vermittlung des Beförderungsvertrages durch die Konkurrenz jener öffent- 
lichen Stellen gejteuert wäre. Aber es wäre auch weiters möglich, die Nich- 
tung und das Ziel der Auswanderung zu beeinfluffen und in Verbindung 
mit einer kräftigen auswärtigen Handelspolitif das Gedeihen deutſcher Ans 
fiedlungen und die Verwertung des einheimifchen Kapitals im Auslande in 
Einem zu jürdern. Man wird ja allerding® nicht der Meinung jein dürfen, 
daß die Organijation der Auskunftserteilung in der eben bejchriebenen Weije 
bereits an fich Hinreiche, um dieſes Ziel zu erreichen. Sie ift nur das tech» 
niſche Mittel, das als unentbehrliches Werkzeug der Verwaltung des Aus— 
wanderungsweſens betrachtet werden muß, deflen Handhabung zu der der 
Agentene und Transportpolizei Hinzutreten muß. Aber die noch jo vor— 
zügliche Organifation dieſes Nachrichtendienjtes würde der Gefamtheit der 
Auswanderer nicht die großen Borteile bringen, die wir von ihr erwarten, 
wenn fie nicht begleitet wäre von unterftüßenden Maßregeln zur Hebung 
der bereit im Auslande vorhandenen Anfiedlungen. In den Bereinigten 
Staaten von Nordamerika, in Argentinien, in Südbrafilien, in Chile, in 
Kleinafien find gejchloffene deutjche Anfiedlungen vorhanden, welche einen 
Zuzug von Arbeitskräften und Kapital zu ihrer eigenen wirtjchaftlichen Ent- 
widlung benötigen. Mit ihnen hätte die diesfeitige Organijation des Nach: 
richtendienftes in Verbindung zu treten, ihre Vermittlung wäre zur Unter: 
bringung Ausgewanderter in Anfpruch zu nehmen. Die Notwendigkeit der 
Auswanderung hier und der Aufnahme von neuen Arbeitskräften in jenen 
jungen Kulturländern find zwei fich jo deutlich ergänzende Thatfachen, daß 
ihre Verbindung ohne Mühe Herzuftellen fein wird, jobald eine umfichtige 
Feitftellung des Bedürfniſſes an Einwanderern und die Zuficherung berechtigten 
Schutzes, wie einfacher Weifung des Weges den Auswanderungsluftigen bier 
befannt geworden find. Es handelt fich nicht mehr darum, wie man im 
Übereifer der vierziger Jahre meinte, politifche Bildungen deutfchnationaler 
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Art in überſeeiſchen Gebieten hervorzurufen. Es ſtehen nur ſociale und wirt— 
ichaftliche Probleme in Frage. Es liegt in unſerem ntereffe, daß unfere 
Auswanderer nicht verfommen und e& liegt im Intereſſe der Einwanderungs— 
länder, daß fie nicht deren Armenverwaltung zur Lat fallen oder die Lebens— 
haltung der arbeitenden Klaſſe dafelbit herabdrüden. Das pofitive Intereſſe 
für beide Zeile ift, daß die Auswanderer möglichjt bald an der produftiven 
Arbeit des Einwanderungslandes teilnehmen und kaufkräftige Konfumenten 
werden. Das Mutterland zieht hiervon Vorteil, weil jene Gebiete noch auf 
fange des europäifchen Kapital® und der europäifchen geiftigen Schulung 
bedürfen und ihre Bewohner Hierbei, wie die Handelserfahrung aller Völker 
beweift, naturgemäs den wirtfchaftlichen Anfchluß an die frühere Heimat fuchen. 
Das Einwanderungsland aber vermag durch diefe zweifeitige Unterſtützung, 
durch Arbeit und Kapital, feinen Entwidlungsgang rafcher und intenfiver 
zu durchlaufen und gelangt in fürzerer Zeit zu Wohlſtand, ala wenn es auf 
die Entfaltung feiner eigenen Kräfte beichränkt wäre. Darum muß die Aus» 
wanderungspolitik des Reiches die Wirkſamkeit der Nachrichtenorganifation 
in bejtimmter Richtung verftärfen durch Vereinbarungen mit deutfchen Anz 
fiedlungen im Auslande, durch den Rat und ſchützenden Beiſtand der Konfuln 
behufs Förderung gefchloffener Niederlaffung, durch Förderung der Anlage 
einheimifchen Kapitals in überfeeifchen deutfchen Anfiedlungen. Hier führt 
die Auswanderungspolitif hinüber in das Gebiet der allgemeinen auswär— 
tigen Wirtfchaftspolitit. Eine Handelspolitif, die die Abfatgebiete für die 
einheimifche Produktion zu erweitern fucht, kann feine zweckmäßigere Er— 
gänzung finden, als durch eine Auswanderungspolitik, die auf dem Beitreben 
berubt, durch die Auswanderung die deutichen Niederlaffungen imfAuslande 
wirtjchaftlich zu Stärken. Ihr muß der Gedanke zu grunde Liegen, den 
Nebenius im Jahre 1847 in feiner Denkſchrift an das badiiche Staats— 
minifterium über die Leitung des Auswanderungsweſens ausgeſprochen hat: 
„Die natürlichen Bande, die in der menschlichen Gemeinfchaft gleiche Ab- 
ftammung, Sprache, Dentweife, Hiftorifche Erinnerung und Sitte bilden, 
zwifchen den Scheidenden und Zurüdbleibenden zu erhalten und dem ur— 
iprünglichen Heimatlande der Auswanderer dadurch mittelbar Gewinn und 
Vorteil höherer Art zu ſichern“ ift Pflicht des Staated. Eine von dieſem 
Geſichtspunkte geleitete Politit wird zweifello® in der privaten Thätigkeit 
der Auswanderungaunterftüägungsvereine und der Kolonifationsgejellichaften 
die nötigen Hebel zur erfolgreichen Durchführung der geftellten Aufgabe finden. 
Denn wenn in Deutjchland, troß feiner ftarken Auswanderung, in diefen 
Richtungen in den leßten fünfzig Jahren nur wenig ſeitens der Privaten ge= 
than wurde, fo beruht dies, wie oben gezeigt worden iſt, auf dem grundfäßlich 
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abwehrenden Verhalten der Regierung. Die richtunggebende und führende 
Macht der Regierung iſt in Deutſchland bekanntlich ſehr groß. Sie hat 
aber ihren Einfluß nicht nur nicht zu gunſten von Unternehmungen der an— 
gegebenen Art, ſondern gegen fie in die Wagſchale gelegt und konnte ſich 
dabei auf die Gefeßgebung des maßgebenden Bundesjtaates ſtützen. Erſt wenn 
diejer Drud behoben fein wird, ift eine regere private Initiative zu erwarten. 
Mit ihr verbunden vermag eine pofitive Politik der Kegierung der deutjchen 
Auswanderung ein weites Thätigkeitsield zu fchaffen und dadurch für über: 
ihüffige Bevölferungsteile, wie für das einheimifche Kapital eine Verwen— 
dungsgelegenheit offen zu halten, die in wiederkehrenden Zeiten ausgebrei- 
teter Arbeitölofigkeit ala ein dringendes Bedürfnis empfunden wird. 


Vreiburg i. B., Ende April 1892. 
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Entwickelung und gegenwärtiger Zuſtand des 
Auswanderungsweſens 
im Königreich Bayern. 
Von 


Regierungsaſſeſſor Dr. Georg Krieg. 


Schriften LII. — Auswanderung. 1 


A. Auswanderungsredt. 


I. Allgemeines. Berbot der eigenmächtigen Auswanderung. Aus- 
wanderungsbefugnis. 


Im Mittelalter wurde der Menſch gewiffermaßen als Zubehör des 
Bodens betrachtet; an die Scholle, auf welcher er geboren, war er jein Leben 
lang gebunden. Diefer Grundfag galt in dem Umfang, daß ſchon ein 
Mechjel des Wohnorts innerhalb desjelben Territoriums unzuläffig war. 
Ganz von der Willkür des Territoriale und bezw. des Grundheren hing es 
ab, ob er jemanden abziehen laffen wollte oder nicht. Jedenfalls aber 
mußte der Auswanderer einen Teil feines Vermögens zurücdlaffen zu gunften 
des Zerritorialherrn, wenn er das Territorium, zu gunften der Gemeinde, 
de3 Gut3heren, wenn er den Gemeinde oder Gutsbezirk verlaffen wollte. 
War mit dem Berlafjen des MWohnorts zugleich der Wegzug aus dem Terri— 
torium verbunden, jo war die Abgabe von dem Vermögen an die mehreren 
Berechtigten zu entrichten. Zu den Schwierigkeiten, welchen der angehende 
Auswanderer in der bisherigen Heimat begegnete, gefellte fich die ungünftige 
Stellung, welche in den mittelalterlichen Gemeindewejen den Fremden einges 
räumt war. So ſchloſſen ingbejondere die meisten größeren Städte den 


Vorkommende Abkürzungen. Bl. — Blätter für adminiftrative Praris 
zunädit in Bayern. — Döll. = Sammlung der im Gebiete der inneren Staats— 
verwaltung des Königsreichs Bayern beftcehenden Verordnungen von G. Döllinger 
(fortgejeht von Fr. Frhr. v. Strauß). — Gef. Bl. — Gefehblatt für das König: 
reich Bayern. — Gef. u. V. O. Bl. — Geſetz- und Verordnungsblatt für das König— 
reich Bayern. — Kreittmayr Anm. = Anmerkungen über den codieem Maximilianeum 
bavarieum eivilem von Frhr. v. Kreittmayr. — M. E. = Minifterialentichliegung. 
— M. 6. ©. = Sammlung der Kurpfalg:bayerifchen Landesverordnungen von G. 
KH. Meyr. — R. Bl. = Negierungsblatt für das Königreich Bayern. — Rottmann 
— die Lehre von der Auswanderung im Sönigreih Bayern von E. F. Rottmann 
(Würzburg 1862). — Die übrigen gebrauchten Abkürzungen werden aus dem Zufammen: 
hange, in dem fie ftehen, leicht verftändlich fein. 
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4 G. Krieg, Auswanderungsweien in Bayern. 


Nichtbürger von der Erwerbung des Grundbefiges aus und auch auf dem 
Sande beitanden ähnliche VBerhältniffe. Noch im 16. und 17. Jahrhundert 
galt e8 als ein weſentliches Hoheitörecht, den Bürger unbedingt im Staate 
zurüdzubehalten!. Hiervon machte nur der weitfälifch-oanabrüdifche Friede 
vom 14.24. Oktober 1648 eine Ausnahme, indem nach Art. VS 36 und 
37 es denjenigen Unterthanen, welche im Jahre 1624 weder öffentliche noch 
Privat-Religiong: Ausübung hatten oder welche nach Bekanntmachung bes 
Friedens ihren Glauben änderten, freiftehen jollte, auszumwandern, vorbehalt- 
lich der Entrichtung einer nicht zu Hoch zu bemeſſenden Nachiteuer. 

Grit im 18. Jahrhundert fam mit dem Umfichgreifen der Lehre vom 
Staatsvertrag das Princip der perjönlichen Freiheit zum Durchbruch, zunächit 
allerdings nur in der Wiſſenſchaft. Denn wenn nunmehr von den Staat?- 
rechtslehrern der Grundſatz aufgeftellt wurde, daß „die Emigration jedermann 
gegen Entrichtung der Schulden und herfümmlichen Nachjteuer freiftehe, ſo— 
weit als die Reichs- oder Landeskonftitutionen nicht ein Anderes mit fich 
bringen“ ?, jo wurde Hiermit thatfächlich ein von dem bisherigen abweichen- 
der Zuftand nicht gejchaffen, denn die Reichs- und Landeskonftitutionen 
brachten eben gerade das Gegenteil defjen mit fich, was mit dem Grund 
ja der Freiheit der Perfonen allein verträglich geweien wäre. So wurde 
namentlich auch in Bayern ſchon frühzeitig die Auswanderung ausdrüdlich 
unterfagt. Ein furfürjtliches Mandat vom 28. Februar 1764° verbot 
„aufs Schärfite, daß fich fein Bauersmann oder Unterthan unterjtehe, ohne 
Vorwiſſen und Genehmigung des Landesherrn aus deſſen Landen mwegzu« 
ziehen, da im widrigen Fall nicht nur all fein zurüdgelafjfenes Vermögen 
konfisziert, jondern auch derjelbe auf Betreten in dem Abzuge arreitiert und 
mit Schanz-Arbeitshaus oder anderer empfindlicher Strafe belegt, anneben 
der Gutsverkauf, welcher nur in der Abficht zu emigrieren gejchieht, von 
feiner Obrigkeit aufgenommen, fondern für null und nichtig angefehen werden 
jolle“. Veranlaßt war diejeg Verbot durch die Thätigkeit „ausländiſcher“ 


ı ©. Störf in v. Holtzendorffs Handbuch des Völkerrecht, II 596 ff. und v. 
Sicherers Vorleſungen über deutiche Staats: und Rechtsgeſchichte 1870/71. 

? Kreittmayr, Grundriß des allgemeinen, deutjchen und bayerischen Staatsrechts 
1769 837 lit. f. Derjelbe, Anmerkungen x. TI. V, Gap. 21 $ 24. 

s M. G. ©. v. J. 1784, II 1208, Nr. 20. 

* Den unmittelbaren Anftoß zu diefem Mandat hatte indes ein Bayer jelbit 
gegeben. Joſeph Kaspar Thürriegel, der Sohn eines Halbbauers aus Gofiersdorf 
Bezirksamt Bogen, feines Zeichens ein Schreiber, war, nachdem er es durch Mut und 
Glück im franzöfiichen und fodann im preußifchen Heere zu hoher Stelle gebracht, 
nad Spanien gegangen und hatte dort e3 unternommen, die unwirtbaren Thäler und 
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Emiſſarii“, welche die Unterthanen durch faljche Borfpiegelungen irre zu 
machen und zur Emigration in fremde Lande zu beveden fich bemühten, 
welches „Lee Unternehmen” als „auf eine ganze Depopulation und Aug» 
ödigung der kurfürſtlichen Lande abzielend und als nicht viel beſſer denn 
als eine Landesverräterei” bezeichnet wurde. Auf gewiſſe Kategorien von 
Unterthanen wurde jedoch diejes Auswanderungsverbot nicht angewendet: 
nämlich auf die Ungläubigen und Juden, welche im freien Abzug nicht be— 
hindert werden follten! und auf diejenigen, welche nicht jo viel befaßen, daß 
fie fich jelbft und ihre etwaigen Angehörigen ohne Bettel ernähren fonnten, 
vielmehr dem Gemeinweſen mehr läjtig als nüßlich waren?. Später wurde 
das Auswanderungsverbot wiederholt eingefchärft und deſſen vierteljährige 
Berkündigung von den Kanzeln und Bekanntgabe inäbefondere an die Zünfte 
angeordnet®. Hierher gehören namentlich die Mandate vom 30. Auguft 
1797* und 5. Juli 1799, in welchen einerfeit3 da8 Verbot der Aus— 
wanderung und die damit verbundenen Strafen — unbejchadet der Rezipro- 
zität gegen anders verfahrende Staaten — als auf die Perjonen des männ— 
lichen Geſchlechts beſchränkt erklärt, andererjeits aber auf die Handwerker aus— 
gedehnt wurde, welche während ihrer Wanderjchaft oder font Gelegenheit 
finden möchten, im Auslande fich niederzulafien. Die Kunde von dem neuer= 
lichen Umherziehen von Emiſſären veranlaßte eine weitere kurfürftliche Ent— 
ichließung vom 16. November 1801, in welcher ein für allemal fejtgefet 
wurde, daß Inländern, welche fi zu Koloniften anwerben ließen und ala 
folche mit oder ohne Erlaubnis ausgewandert jeien, nie wieder die Rückkehr 
in die kurfürftlichen Lande geftattet fein folle. „Die Leichtgläubigen, welche 


Höhen der Sierra Morena fruchtbar zu machen. Dazu rief er den deutichen Land— 
mann auf und Zaufende, zumal aus Bayern, folgten feiner Stimme S. Heinrid) 
Zichotte, Bayerifche Geichichte, IV (Aarau 1821), 180 ff. 

!ı Steeittmayr, Anmerkungen Tl. V, Kap. 20, $$ 2 und 3. 

2 Mandat vom 25. November 17856 M.G.S. v. J. 1788, IV 707, Wr. 190. 
Denjelben Standpunkt hat, wie jchon jeßt bemerkt werden will, auch noch eine Dlin.: 
Entichl. vom 21. März 1825 eingenommen. 

3 Mandate vom 3. Januar 1766 (M.G.S. v. J. 1784, II 1209, Nr. 23) und 
vom 2. Mai 1771 (dal. ©. 844, Nr. 95), vom 20. September 1797 (M.G.S. v. J. 
1799, VI 156, Nr. 8). Bergl. auch die Mandate vom 5. Auguft 1763 die Emi— 
gration bej. aus dem Neich betr. (MM.G.S. v. J. 1784, II 1215, Nr. 30) und vom 
11. Mai 1796 (M.G.S. v. 3. 1797, V 8239, Nr. 129. Ausichreiben vom 14. Mai 
1802 (R. Bl. ©. 382). 

+ M.S.5S. v. 3. 1799, VI 155, Nr. 5. 

5 M.S.S. v. 3. 1800, I 313, Nr. 9. 

s R.Bl. 1802, ©. 7. 
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vielleicht durch die ungeachtet der thätigften Vorkehrungen noch nicht ge 
heilten Zeiden und Schäden eined verheerenden Krieges ſowie durch Vor— 
jpiegelungen“ zu einem fpäter bereuten Schritte fich verführen Laffen möchten, 
wurden eindringlich verwarnt, zugleich aber auch die furfürftliche Willens— 
meinung dahin ausgejprochen, daß diejenigen, welche „aus vorgejegtem Willen 
und wohl ertvogenen Abfichten” auf der Auswanderung beitehen, daran nicht 
zu hindern feien, wenn fie in folchen Fällen den gejeglichen Beftimmungen 
genügen. 

In einer auf Grund furfürjtlichen Reſtripts ergangenen Entjchließung 
der kurfürſtlichen Landesdireftion vom 6. Juli 1804! wurde das Aus— 
wanberungsverbot ala für alle Unterthanen „ohne Unterfchied der Perjonen, 
des Geſchlechts und des Gebietes, wohin der Auswandernde fich begiebt“ 
verbindlich erklärt. In diefer Entfchließung wurde insbefondere die Ertei- 
[ung der Auswanderungsbewilligung ausdrüdlich ala Ausnahme bezeichnet. 
Ferner wurde in derjelben der Begriff der Auswanderung dahin definiert, 
daß mit derfelben jederzeit die Anfäffigmachung oder Verehelichung in dem 
fremden Gebiete verbunden fein müſſe, und angeordnet, daß den Gejuchen 
um Auswanderungsbewilligung u. a. ein legaled Zeugnis über die wirkliche 
Anſäſſigmachung und Aufnahme im Auslande beizulegen fei, dann daß der— 
jenige, welcher einem ohne Bewilligung Ausgewanderten etwas von feinem 
Dermögen ausfolgen laſſe, zur Strafe volljtändigen Erfah an den landes— 
herrlichen Fiskus zu leiften habe. Andererſeits machte ſich Hinfichtlich der 
Dermögenzkonfigfationen, welche an die eigenmächtige Auswanderung von 
jelbit fich Enüpfte, eine mildere Anfchauung infofern geltend, als dag Ver- 
mögen an die zurüdgelaffenen Verwandten auf Grund furfürftlicher Be— 
willigung hinausgegeben werden durfte, deren Erteilung unter Dispenfation 
von der Strenge de Geſetzes bei dem Obwalten bejonderer Milderungs- 
gründe in Ausficht gejtellt wurde. Nachgängig zu dieſer Entfchließung 
wurden unterm 26. Dftober 1804? die Pfarrer unter Androhung don Geld» 
ftrafen angewiefen, feinem Unterthanen, der fi) außer Landes anfäffig machen 
oder berheiraten wollte, einen Taufſchein oder Verkündigungszettel auszu— 
folgen, bevor derjelbe über die landesherrliche Bewilligung zum Auswandern 
amtliche Zeugnis beigebracht Habe. 

In der Konftitution vom 1. Mai 1808° und zwar in Tit. 1$ 8 
wurde das Berbot der Auswanderung ohne ausdrückliche Erlaubnis des 


—- 
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Monarchen, welches inzwijchen auf mehrere neu erworbene Gebietäteile au» 
gedehnt worden war!, aufrecht erhalten und dem auch das Verbot ber 
Reife ins Ausland Hinzugefügt. Die Übertretung dieſes Verbotes hatte den 
Berluft aller bürgerlichen Rechte zur Folge. Daß zu diefen Rechten ins— 
bejondere das Indigenat jowie das GStaatsbürgerrecht jelbjt gehörten, ift 
zweifellos. Es lag jedoch in dem Verluſte des Indigenates für die ohne 
Bewilligung Ausgewanderten, abgejehen davon, daß hier diefer Verluft zur 
Strafe eintrat, fein nachteiliger Unterjchied gegenüber den mit Genehmigung 
Ausgewanderten, denn auch für die leßteren wurbe fchon nach dem bisherigen 
Recht durch die Emigration das Unterthanenverhältnis gelöft?. Eine bedeutſame 
Milderung der bisherigen Beitimmungen über die eigenmächtige Auswande— 
rung brachte die erwähnte Konjtitution in Tit. VS 6, wonach die Güterfonfig- 
fationen in feinem Falle, den der Dejertion ausgenommen, jtatthaben, wohl 
aber die Einkünfte während der Lebensdauer des Verbrechers jequeitriert und 
die Gerichtsfoften damit beftritten werden fonnten. Zur Ausführung der 
letzteren Beftimmung wurde in dem Edikt über die Konfizfationen vom 
29. Auguft 1808° Hinfichtlih der Auswanderung ohne Bewilligung ver— 
fügt, daß zwar den Ausgerwanderten der Befi und Genuß des Vermögens 
zu nehmen, dasjelbe aber den rechtmäßigen Erben, welche fich nach dem 
Tode des Ausgewanderten dazu legitimierten, ohne Abzug aber auch ohne 
Zinfen zu verabjolgen fei. Gleichzeitig wurden auch die bezüglichen jura 
et privilegia fisei, welche auf Grund einer Verleihung oder des Herkommens 
von Mediaten in Anjpruch genommen wurden, ala erlofchen erfärt. Die Kon- 
fisfation des Vermögens ala Folge lediglich der eigenmächtigen Auswande- 
rung war hiermit aufgehoben. Der zeitlichen Entwidelung vorgreifend möchte 
ichon bier bemerkt werden, wie durch Min.-Entfchl. vom 19. und 27. Januar 
1818 * genehmigt wurde, daß die Zinfen aus den etwaigen Barfapitalien der 
ohne Erlaubnis Ausgewanderten auf die Lebensdauer der letzteren dem Lofal- 
armenjonds überlaffen werden. In dem Edikt über das Indigenat und Staat?» 
bürgerrecht, die Rechte der Fyorenfen und Fremden in Bayern vom 6. Januar 
1812° wurden die bisherigen Bejtimmungen über die Auswanderung und 
insbejondere die Verordnungen gegen geſetzwidriges Auswandern aufrecht 


I Ausfchreiben vom 17. Juni 1803, (R.Bl. S. 431), Kal. Entſchl. vom 12. Juli 
1806, (R.BL ©. 258) und vom 31. März 1807 (R.Bl. ©. 607). 

2 Sreittmayr, Staatörecht $ 37 lit. c. u. Anm., Tl. I Stap. 2 8 6, Nr 6, lit. 
k, dann Feßmaier, Grundriß des bayer. Staatärechts (1801) $ 116. 

3 R.Bl. ©. 1937. 

* Döl., III 37. 

END. ©. 209. 
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erhalten (Art. 32 und 7). Eine weitere Milderung hatte das Strafgeſetzbuch 
vom Jahre 1813 zur Folge, in welchen die eigenmächtige Auswanderung 
nicht mehr unter Strafe geftellt war, jo daß die früheren Strafbeitimmungen 
als derogiert erjcheinen. 

Die bisher erwähnten Beftimmungen beſchränkten ihre Wirkſamkeit jelbjt- 
verftändlich auf das jeweils zu Bayern gehörige Territorium. Nun hat 
aber Bayern gerade in der zweiten Hälfte des vorigen und im Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts vielfache Gebietsveränderungen erfahren, welche 
in der Hauptjache im Jahre 1816 ihren Abjchluß gefunden Haben. Die 
Geſetzgebung in diejen erft im Laufe der Jahre allmählih an Bayern ge= 
fommenen Territorien Hinfichtlich der Auswanderung, wie diefelbe dortjelbit 
dor der Bereinigung mit Bayern beitanden Hat, zu verfolgen, würde ben 
zuläffigen Umfang diefer Arbeit überfchreiten, ohne großen Nuben zu ges 
währen. Es mag daher hier genügen, zu Eonjtatieren, daß, ſoweit die für 
das altbayerifche Gebiet bejtandene Auswanderungsgejeßgebung auf die neu 
ertvorbenen Gebietsteile nicht ausdrüdlich ausgedehnt wurde, diefe Ausdeh— 
nung als Folge der Befißergreifung durch die bezüglichen landesherrlichen 
Patente von felbit fich ergab, indem die Auswanderungsgeſetzgebung für das 
ehemalige Kurfürftentum Bayern nach der Abficht des Gejehgebers für das 
ganze jeweils bayerifche Gebiet gelten follte!, umd ein gegenteiliger Vorbe— 
halt in diefer Richtung bei der Einverleibung der neuen Gebietsteile nicht 
gemacht worden ift. 

Speciell in der Pfalz, welche feit dem Jahre 1794 allmählich von 
den Franzoſen bejeßt und im Jahre 1801 definitiv mit Frankreich vereinigt 
worden war, Hatte während der Dauer dieſer Vereinigung die franzöſiſche 
Geſetzgebung gegolten. Nach dieſer konnte fein Franzoſe ohne kaiſerliche 
Autorifation im Auslande naturalifiert werden; jeder ohne dieſe Autori- 
jation im Auslande naturalifierte Franzoſe verlor feine Güter und Suc— 
ceffionsrechte. Die erfteren unterlagen der Konfisfation und die ihm etwa 
zugefallenen Erbjchaften gingen an den nach ihm Erbberechtigten über, ſo— 
fern leßterer in Frankreich wohnhaft war. Auch durfte er bei Meidung der 
Zurüdweifung über die Grenze und hoher Treiheitsftrafe im Wieberholungs- 
falle das franzöſiſche Gebiet nicht wieder betreten. Der mit oder ohne Er- 
laubnig im Ausland naturalifierte Franzoſe verlor die Eigenfchaft eines 
folchen, welche jedoch von dem erjteren nach Erfüllung bejtimmter geſetzlich 
bezeichneter Formalitäten, von Tehterem aber nur im Wege der Gnade 


I ch. Kal. Entichl. vom 31. März 1807, (R.BL. ©. 607). 
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twieder erworben werden fonnte!. Befondere Beftimmungen galten für den 
Eintritt in die Dienfte einer fremden Macht?. Als daher die Pialz auf 
Grund des Münchener Bertrages vom 14. April 1816 dem Haufe Wittelö- 
bach, welches jchon ehedem einen großen Zeil derjelben beſeſſen hatte, zufiel, 
jtimmte das bisher für diefes Territorium gültige Necht mit dem für die 
alten bayerijchen Provinzen maßgebenden in der Hauptjache bereitö überein; 
denn nach beiden Rechten war die eigenmächtige Auswanderung unter Ver- 
mögensſtrafe verboten. Übrigens wurde fchon durch Verordnung der fgl. 
bayerifchen Landesadminiftration auf dem Linken Rheinufer von 17. Juni 
1816? „in Anwendung allgemeiner Grundjäbe, insbefondere aber unter Be- 
rüdfichtigung der im Königreich beitehenden Geſetze“ das Verbot der eigen- 
mächtigen Auswanderung ausdrüdlich verkündet und Hierbei im wejentlichen 
die im rechtörheinifchen Bayern gültigen Grundfäße aufgeſtellt. Insbeſondere 
wurde auch die Genehmigung der Auswanderung als eine Ausnahme be= 
zeichnet, welche „in einzelnen Fällen und bei beſonders zu berüdjichtigenden 
individuellen Lagen und Umftänden geftattet werden könne.“ In einem 
Punkte jedoch knüpfte diefe Verordnung noch an das bisher gültige franzö— 
fifche Recht an; denn die Beitimmung, daß eine Auswanderung, welche ohne 
erteilte Bewilligung verfucht werde, den Berluft des Vermögens nach fich 
ziehe, war in diefer Faflung wohl mit dem franzöſiſchen Nechte, nicht aber 
mit dem bayerijchen Edikt über die Konfisfationen vom Jahre 1808 ver— 
einbar. Indes wurde die Übereinftimmung mit diejem Edikt bereits durch 
weitere Verordnung vom 12. November 1817 * Hergeftellt und demgemäß 
die temporäre Einziehung des Vermögen? und die abzugsfreie wenn auch 
zinfenlofe Hinausgabe an die nad) dem Tode des Ausgewanderten fich legi— 
timierenden Erben angeordnet. Schon in einer Verordnung der genannten 
Landesadminiftration vom 19. Juli 1816° war auch die Anordnung ges 
troffen worden, daß Auswanderungsgefuche zu dem Zwecke zur öffentlichen 
Kenntnis zu bringen feien, damit jedermann, welcher aus irgend einem 
Titel Forderungen gegen den Gefuchiteller zu Haben vermeinte, diefelben gel— 
tend machen könnte. 

Hiermit bejaß Bayern jchon vor der Erlaffung der Verfaſſungsurkunde 
im Jahre 1813 Hinfichtlich der Auswanderung für dad ganze Land eine 


ı Staiferl. Defret vom 26. Auguft 1811, abgedrudt bei Bodmann „Code de 
Police administrative“, Thl. III 151. 

2 Daſelbſt S. 159 ff. 

3 Amtäblatt für die Pfalz ©. 78. 

% a. a. O. (1818) ©. 35. 
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einheitliche Gejeßgebung. Von einem Rechte auf Auswanderung konnte bis— 
ber freilich nicht die Rede fein, denn auch die Ausnahmsftellung, welche 
Ungläubige und Juden jowie die Befiglojen einnahmen, kann nicht ala ein 
Recht, denn vielmehr ala ein privilegium odiosum für dieſe Bevölkerungs— 
Hafen angejehen werden. 

Inzwiſchen war eine wefentliche Umgejtaltung bes bisherigen Aus— 
mwanderungsrechtes in Bayern durch die deutfhe Bundedafte vom 
8. Juni 1815" angebahnt worden, durch welche die jouveränen Fürjten 
und freien Städte nad) langjähriger Uneinigfeit nicht nur fich jelbft und ihre 
Staaten „zu einem ftändigen Bunde vereinten”, ſondern auch ihre Unter- 
thanen einander näher rüdten, indem fie in Art. 18 dahin überein kamen, 
leßteren — unbejchadet etwaiger Berbindlichkeit zu Militärdienften gegen 
das bisherige Vaterland — die Befugnis des freien Wegziehens in einen 
anderen deutſchen Bundesftaat, der erweislich fie zu Unterthanen annehmen 
will, einzuräumen. Wenn im Anjchlufje hieran in Tit IV S 14 der 
bayer. Verf. Urkunde vom 26. Mai 1818? ausgejprochen wurde, daß 
daß es „den Bayern gejtattet jei, in einen anderen Bundesjtaat, welcher 
erweiglich fie zu Unterthanen aufnehmen will, außzumandern, joferne fie den 
gejeßlichen DVerbindlichkeiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge geleiftet 
haben”, jo war Hiermit wenigſtens für bie Auswanderung nach anderen deut= 
chen Bundesftaaten ein bedingter Rechtsanfpruch auf Auswanderung aner= 
fannt, gegen bdeffen Berlegung nicht nur auf dem Wege der gewöhnlichen 
Beichwerde bei den Verwaltungsbehörden jondern auch durch Beſchwerde bei 
der bayerifchen Stände?- fowie bei der Bundesverfammlung Abhilfe gefucht 
werben konnte. Bezüglich des Vorbehalts wegen Erfüllung der Verbind- 
Lichfeiten gegen das bisherige Baterland iſt der Unterjchied zwiſchen der 
Faffung in der Bundesakte und in der bayerischen Verfaffungsurfunde nicht 
zu überjehen, indem lebtere zwar nicht nötigt, aber doch geitattet, in den 
Kreis der gegen das bisherige Vaterland zu erfüllenden VBerbindlichkeiten 
auch andere ald die Militärpflicht einzubeziehen. Daß lebteres feitens der 
bayerifchen Praxis im weiteften Maße geichehen ift, wird fich bald zeigen. 
Die behördliche Bewilligung, welche ſchon früher an Stelle der Tandesherr- 
lichen getreten war, mußte auch in den Fällen der vorhablichen Auswanderung 
nad anderen deutjchen Bundesjtaaten nach wie vor nachgefucht werden, denn 
es konnte jelbftverjtändlich nicht dem Auswandernngsluftigen jelbft über: 


ı RB. 1817 ©. 635. 
? Gel. Bl. ©. 101. 
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Laffen werden, zu befinden, ob er die gegen das bisherige Vaterland ihm 
obliegenden Berbindlichkeiten eriüllt habe, und war daher eine behördliche 
Kognition umſomehr nöthig, als ja durch die Auswanderung auch das bis- 
herige Untertganenverhältnig gelöft werden jollte. 

Hinfichtlih der Auswanderung nach anderen Staaten als denen des 
deutjchen Bundes wurde das biäherige Recht durch die VBerfaffungsurkunde 
nicht berührt und blieb daher diefe Auswanderung verboten !, 


I Dieje Anfchauung ift nicht unbeftritten. v. Moy (Staatärecht TI. I, Abtl. 2 
S. 13, Regensburg 1840) ftellte die Anichauung auf, daß Perfonen, welche nach an: 
deren deutſchen Staaten jowie nad denjenigen Staaten, mit welchen Freizügigkeit 
beftand (f. u. Nachfteuer und Freizügigkeit), auswandern wollten, die Bewilligung 
hierzu nicht verweigert werden fünne, wenn fie bie gefeßlichen VBerbindlichkeiten gegen 
ihr bisheriges Baterland erfüllt Hatten. Dagegen hat v. Pözl (i. deſſen bayer. 
Staatsreht 1847 ©. 56, dann deſſen bayer. Verfaffungsrecht 1851, 1854 und 
1870 ©. 72 bezw. 77 und 82) ein Recht der Auswanderung vorbehaltlich ber 
Grfüllung der gefehlichen Berbindlichkeiten gegen das bisherige Baterland ohne Rück— 
ficht auf das Land, wohin die Auswanderung beabfichtigt ift, angenommen. Wieder 
andere (Brater und Luthardt in den Bl. f. adm. Pr. III, V und XVIIL 177, 
bezw. 44 u. 289 ff.) haben ausgeführt, daß ein Recht auf Auswanderung nur nad 
den übrigen deutichen Bundesftaaten beftehe, während Hinfichtlich der Auswanderung 
nad) allen übrigen Staaten die Stantäregierung die Bewilligung erteilen oder ver— 
jagen könne und zwar lebteres auch dann, wenn der Auswanderungsluftige alle gejeh: 
lichen Berbindlichkeiten gegen fein Baterland erfüllt habe. Auf demjelben Stand: 
punkt fteht ein Aufla in den bezeichneten Blättern Bd. VI 369 ff. Meines Erachtens 
ift die lehtere Anjchauung die richtige. Während einerjeit3 der Anjchauung v. Moys 
der Umftand entgegeniteht, daß die FFreizügigfeitäverträge ihrem ausdrüdlichen Inhalte 
nach und dem damaligen Begriffe der Freizügigkeit entiprechend nur auf die Befrei— 
ung von der gefeglichen Nachſteuer fich beziehen, die Auswanderungsbefugnis aber 
gänzlich unberührt lafjen, ift die Beweisführung Pözls mit der Entwidelung der Aus: 
wanberungsgejeßgebung und dem Wortlaute der Verfaffungsurfunde nicht vereinbar. 
Wenn die Berfaffungsurfunde im Tit. IV $ 14 ausfchliehlich das Recht der Aus: 
wanderung nad) anderen deutfchen Bundesftaaten zum Gegenftand hat, ohne hinficht: 
lich der Auswanderung nad) anderen Ländern eine Beftimmung zu treffen, jo müſſen 
eben in leßterer Hinficht die älteren Beftimmungen als fortbeftehend angejehen werden. 
Hätte die Verfaffungsurfunde in Bayern ein bedingtes Recht auf Auswanderung 
gleichviel in welches Land einräumen wollen, dann wäre nicht abzufehen, warum fie 
die Beitimmung des $ 14 lediglich auf die deutichen Bunbesftaaten beſchränkte. Daß 
$ 14 eit. auf Auswanbderungen nach nicht deutſchen Staaten nicht anwendbar ift, 
ericheint zweifellos. In der That beruft ſich Pözl nicht auf diefe Beftimmung, fon: 
dern auf das Princip der perjönlichen Freiheit, von welchem die Verfaffungsurfunde 
bei der Regelung der Unterthanenverhältnifie ausgegangen ſei. Diejes Princip müßte 
aber zu der von Pözl nicht gezogenen Konſequenz führen, dat Bayern, welche nad) 
nicht deutichen Ländern auswandern wollen, hinfichtlich des Anſpruchs auf Auswan— 
derung keinerlei geſetzlichen Beichränfungen unterliegen; denn das abftrafte Princip 
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indes war diefes Verbot fein unbedingtes, vielmehr konnte von deſſen 
Beachtung dispenfiert werden. Die Grundjäße, nach welchen die Dispen- 
fation erteilt oder verfagt wurde, richteten fich nach dem jeweiligen Ermeffen 
des Landesheren bezw. der mit der oberjten Leitung des Auswanderungs= 
weſens betrauten Gentralftelle und wechjelten daher mit der Zeit und mit 
den Verhältniffen. So jehen wir, wie nach der Erlafjung der Verfaffungs- 
urkunde der in der Entjchließung der Eurfürftlichen Landesdireftion vom 
6. Juli 1804 aufgeltellte Grundjaß, wonach die Auswanderungsbemwilligung 
nur ausnahmsweiſe zu erteilen war, bald verlaffen und wieder auf den in 
furfürftlicher Entjchließung vom 16. November 1801 eingenommenen Stand= 
punkt zurüdgegangen wurde, wonach niemand, dem ein gejegliches Hinder— 


der perjönlichen Freiheit fennt ſolche Beichränfungen nicht, und der für eine allen: 
falfige Beichräntung allein in Frage fommende 8 14 eit. ift auf ſolche Auswanderer 
nicht anwendbar. Daß aber den Auswanderern nach nicht deutichen Staaten ein unbe: 
ichränftes, den Auswanderern nad) anderen deutichen Staaten aber ein, wie wir jehen 
werden, vielfach beichränttes Auswanderungsrecht zuftche, dürfte mit Rückſicht auf Die 
Entftehungsgeichichte des $ 14, deſſen Abficht auf die Begünftigung der Auswanderung 
nad) den deutſchen Bundesftaaten gerichtet war, faum behauptet werden. Wenn 
Pözl in der lebten Auflage feines Verfaſſungsrechtes jeine Anſchauung noch mit einer 
jpäter zu beiprechenden Min. Entſchl. vom 2. Februar 1868 zu belegen fucht, jo kann 
ihm auch hierin nicht beigetreten werden; denn indem die lebtere Entichliefung be: 
ftimmte, daß die Erlaubnis zur Auswanderung dann nicht verjagt werden bürfe, 
wenn der Auswanderer zuvor den gejehlichen DVerbindlichkeiten gegen jein Waterland 
genügt habe, hat jie Lediglich den zur Beicheidung der Auswanderungsgeſuche zuftän: 
digen Behörden eine Direktive erteilt, welche nach Befinden jederzeit wieder zurück— 
genommen werden fonnte, ohne daß hierdurch ein Recht der Unterthanen verleßt worden 
wäre. Während einerjeit3 der Wortlaut der .erwähnten Beftimmung die ihr hier 
gegebene Auslegung mindejtens ebenfo gut wie die gegenteilige zuläßt, zwingt der 
von der bayeriichen Regierung in früheren Fällen eingenommene Standpuntt geradezu 
zu diefer Auslegung, denn mehrere ältere auf Grund der gleichen Gejehgebung wie 
die Entichliefung von 1868 ergangene Verfügungen, wie 3. B. insbeſondere hinficht: 
lich der Auswanderung nad Griechenland (vom 22. März 1835, 23. Mai 1837, 
10. Auguft 1840), gemäß welchen die Erlaubnis zur Auswanderung nach diejen Lande 
lediglich mit Rüdficht auf das Wohl der Auswanderungsluftigen nicht erteilt werden 
durfte, daun die Entichliefung vom 14. Juli 1852 (Döl., XXII 77), welche bie 
Auswanderung nad brafilianiichen Plantagen unterjagte, wären mit dem Beftande 
eines Rechtes auf Auswanderung nach nicht deutichen Staaten abſolut unvereinbar. 
CH. aud Min. Entſchl. vom 27. April 1826, 2. November 1827, 29. Juli 1832 und 
27. Februar 1835 (Döll., III 137 bezw. 119, 120 u. 51). Auch eine Min. Entichl. 
vom 2. April 1856, die Auswanderung nach Auftralien betr., fteht zweifellos auf 
ben Standpunft der fortdauernden Gültigfeit des Verbotes der Auswanderung nad) 
nicht deutichen Staaten. Über die Auslegung einer allenfalls zweifelhaften Min. 
Entichl. vom 29. November 1849 j. BI. III 186/87. 
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nis nicht entgegenjtände, an der Auswanderung gehindert werden follte. 
Hierdurch ergab fich allmählich, daß die Auswanderer nach nicht deutjchen 
Staaten im allgemeinen thatfächlich gleich den Auswanderern nach deutjchen 
Bundesftaaten behandelt wurden. 

Die Folgen der Auswanderung binfichtlich des Indigenats find in $ 6 
der I. Beilage zur Berfaffungsurfunde bejtimmt, wonach die Auswanderung, 
dann die Erwerbung oder Beibehaltung eines fremden Indigenates ohne 
fönigliche Genehmigung ſowie die Verheiratung einer Bayerin mit einem 
Ausländer, welche letztere beiden Thatumſtände gleichjall3 unter den Begriff 
der Auswanderung fallen, den Verluſt des bayerischen Indigenates zur folge 
haben. Ein älteres — wohl abjolutes — Berbot der Auswanderung ganzer 
Hamilien wurde nach Ginführung der Berfaffungsurfunde ala hinfällig 
bezeichnet !. 

Dieje knappen gejelichen Beftimmungen bildeten über ein halbes Jahr- 
hundert lang im twejentlichen die Grundlage, auf welcher das bayerifche Aus— 
wanderungerecht fich fortbildete. Gleichwohl war dieſe Entwidelung eine 
jehr vielgeftaltige, wozu allerdings auch die Gejeßgebung der fremden Staaten, 
welche naturgemäß auf das Verhalten der bayerifchen Regierung ihre Rüde 
wirkung ausüben mußte, nicht wenig beitrug. Fortan wird daher nicht 
nur der Unterjchied in der Behandlung der Auswanderer nach deutfchen 
und nicht deutjchen Staaten hervortreten, jondern die Behandlung der Aus- 
wanderer nach den nicht deutichen Ländern ift felbft wiederum vielfach eine 
andere, je nach dem einzelnen Lande, welches das Ziel des Wanderer war. 

63 wird daher gerechtfertigt fein, Hier von der ausſchließlich chrono— 
logiſchen Darftellungsweije abzugeben und vielmehr den Stoff im Intereſſe 
größerer Überfichtlichfeit nach gewiſſen Gefichtspunften auszuſcheiden und 
jodann innerhalb der fich ergebenden einzelnen Materien die zeitliche Ent: 
widelung darzuftellen. Dementiprechend follen die einjchlägigen Grundzüge, 
wie fie auf dem Boden des 3. 3. der Berfaffungsurfunde gültigen Rechts 
entitanden und ſodann weiter außgebildet worden find, gegeben werden. 

I. Die Auswanderung in dem bier in Betracht kommenden 
ſtaatsrechtlichen Sinn, iſt das Verlaſſen des bisherigen Vaterlandes 
in der Abficht, aus dem Staatsverbande diejes Landes auszufcheiden mit 
der darauf gefolgten Aufnahme in den Verband des fremden Gtaates?. 
Der bloße thatjächliche Wegzug aus dem Lande, welcher nicht in der er— 


ı M.E. vom 31. Juli 1818. Döll., III 69. 

2 Dal. außer der bereit3 früher erwähnten Entichl. vom 6. Juli 1804 insbeſ. 
die M.E. vom 16. März 1829, 10. Auguft 1840 (Döll., III 71 u. XXI 84), dann 
BL. VI 360 ff. 
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wähnten Abficht erfolgt, oder welchem, wenn auch in diefeg Abficht geſchehen, 
die Aufnahme in den fremden Staat nicht nachgefolgt ift, kann daher ala 
Auswanderung im rechtlichen Sinne nicht angefehen werden. Es dürfen 
daher bayerische Unterthanen insbejondere Befitungen in einem anderen Staate 
haben und auch dort wohnen, wenn nur feine bleibende perfönliche Anfäflig- 
feit in dem fremden Staat damit verbunden ift und dieſes unbejchadet ihrer 
Unterthanenpflicht gegen Bayern gefchehen fann!. Der Eintritt in 
fremde Dienste wurde, infofern hiermit die Erwerbung einer fremden 
Staatsangehörigkeit verbunden war, gleich der Auswanderung behandelt. 
I. Das Recht auszuwandern fommt den bayerifchen Unter— 
thanen verfaffungamäßig nur infoferne zu, als fie in einen deutjchen Staat 
auswandern wollen und die Vorausfegungen nah $ 14 Tit. IV der Ber- 
fafjungsurkunde erfüllt find. In der Praris wurde jedoch auch die Aus— 
wanderung nach anderen als deutichen Bundesftaaten bei Erfüllung der gefeh- 
lichen Borbedingungen in der Regel nicht verwehrt?. Gin Rückſchlag in 
diefer Beziehung trat nur noch einmal im Jahre 1852 ein. Damals wurde 
nämlich in öffentlichen Blättern den deutjchen Auswanderern das Anerbieten 
gemacht, fich ala Arbeiter auf den Landgütern von Großgrundbefitern in 
Brafilien anwerben zu laffen, wofür ihnen das Überfahrtgeld vorgefchofien, 
Mohnung auf dem Gute angewiejen und alles, was fie während bes eriten 
Jahres an Lebensmitteln, Kleidung und fonftigen Bedürfniffen brauchten, 
auf Kredit gegen Abverdienen gegeben werden ſollte. Da aber das Ber: 
hältnis, in welches die Auswanderer fontraftmäßig (durch die jog. Parceria- 
Berträge) zu ihren Arbeitgebern treten mußten, von der Sklaverei fi) nur 
wenig unterjchied, jo erachtete e8 die bayerifche Staatäregierung für ein Ge- 
bot der Menjchlichkeit, in ſolchen Fällen die Bewilligung zur Auswan— 
derung zu verfagen®. Aber auch diefer Rüdjchlag war nicht von langer 
Dauer. Als nämlich der bayerischen Staatsregierung Nachrichten darüber 
zugelommen waren, daß die Lage jolcher Auswanderer — ber jog. Halbpacht- 
oder Halbpartkoloniften — ungeachtet ihrer Abhängigkeit von den Plantagen= 
befitern eine erträgliche jei, nahm dieſelbe im Jahre 1853 * Anlaß, ihre 
Haltung dahin zu modifizieren, daß fortan dem mwohlbedachten Vorhaben 
einzelner, nach Brafilien auszuwandern und daſelbſt auf den Beſitzungen 
bon Grundeigentümern fich niederzulafjen, nicht weiter entgegengetreten, viel— 





ı 8 12 der I. Beil. zur Verf. Urk. Derjelbe Grundiah war übrigens bereits 
in Art. 35 des Ebdiktes über das Indigenat von 1812 ausgeſprochen. 
2 ©. 3. B. die M.E. vom 29. Juli u. 21. Nov. 1832, Döll. III 120 u. 58. 
3 M.E. vom 14. Juli 1852, (Döll. XXI 77). 
+ M.E. vom 23. März 1859. 
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mehr die Ausmwanderungserlaubnis erteilt werden follte, wenn die Aus« 
wanderer nur durch Vorlage der desfallfigen Verträge den Nachweis er- 
brachten, daß die Ausführung ihres Vorhabens in jeder Beziehung voll» 
ftändig gefichert war. 

II. Die Auswanderung war, abgejehen von dem Tyalle der Verehe— 
lichung einer Bayerin mit einem Ausländer, welche als eine jelbftändige legale 
Art der Auswanderung anzujehen war und daher befonderer Auswanderungs- 
bewilligung nicht bedurfte!, von einer obrigfeitlihen Erlaubnis 
abhängig, welche nach Erfüllung der gejelichen Berbindlichkeiten gegen das 
bisherige Baterland Auswanderern nach anderen deutjchen Bundesjtaaten 
erteilt werden mußte und Auswanderern nach nicht deutichen Ländern in 
der Regel erteilt wurde, ohne Erfüllung der gefeßlichen Vorbedingungen aber 
berweigert werden mußte. Zu den geſetzlichen VBerbindlichfeiten 
gegenüber dem Baterland gehörten die Erfüllung der Militär- und 
Zandwehrpflicht ? ſowie die Entrichtung ber öffentlichen Abgaben. Ferner 


186 Ziff. 3 ber I. Beil. zur Berf. Urf. u. M.E. vom 26. November 1852 
(Döll. XXI 11) 

? Die Militärpflicht in Bayern war im Anfang des gegenwärtigen Jahrhun: 
derts vielfachen Anderungen unterworfen. Bei ihrem hervorragenden Einfluß auf 
die Auswanderungsbefugnis des Einzelnen foll im folgenden bie Entwidelung der 
bayerischen Militärgefehgebung vorerft bi zum Jahre 1868, joweit hier einichlägig, 
in ihren wejentlichen Zügen gegeben werben. Nad dem Militär-Kantons-Reglement 
vom 7. Januar 1805 8 32 (R. Bl. ©. 246) durfte Dienftpflichtigen, wenn fie tauglich 
waren, die Auäwanderungsbewilligung nur aus bejonderen Gründen und gegen Hinter: 
legung einer Redemptionsfumme von 185 fl erteilt werden. Die hiernach ausnahms— 
weile zuläffige VBergünftigung wurde aber ſchon durch Art. 99 des Konſtriptions— 
geiches vom 29. März 1812 (R. BL. ©. 593) aufgehoben, indem hiernach den bereits 
militärpflichtig Geworbenen auf die Dauer ber Militärpflichtigkeit die Auswanderung 
vor Erfüllung der Militärpflicht nicht bewilligt werden durfte. Neben dem ftehenden 
Heere war in Bayern auf Grund einer königl. Verordnung vom 6. Juli 1809 (R. BL 
E. 1093) auch eine Nationalgarde errichtet worden, deren Verhältniffe durch weitere 
fönigl. Verordnungen vom 10. Juni 1813 und 21. Ottober 1814 (R. Bl. ©. 849 
bezw. 1649) geregelt wurden. Die Nationalgarde zerfiel in drei Klaſſen, von welchen 
die erſte (die Rejerve:Bataillone) durchaus, alſo auch Hinfichtlich der Auswanderung, 
in gleichen Berhältniffen mit dem Linien-Militär ftand. Aber auch den National: 
gardiften zweiter Klaſſe (Legioniiten) durfte, wenn und jo lange fie in den militär: 
pflichtigen Jahren ftanden, die Auswanderung nicht geftattet werden, wogegen ben 
übrigen KLegioniften jowie den Garbiften dritter Klaſſe (Landwehr) die Entlaffung 
wegen Auswanderung gegen Entrihtung einer Redemptions: oder Reluitionsſumme 
von jährlich 6 fl bis zum 40. bezw. 60. Lebensjahr erteilt werden fonnte ($$ 3, 44 
u. 98 der Verordnung vom 10. Juni 1813). Nach der Berfafungsurfunde vom Jahre 
1818 Zit IX wurde die Militärmacht Bayerns in die ftehende Armee, Reſerve-Ba— 


16 G. Krieg, Auswanderungsweien in Baperıt. 


wurde die vorherige Befriedigung etwaiger Privatgläubiger gefordert, zur 
deren Sicherung jedes Auswanderungsgeſuch in öffentlichen Blättern mit der 


taillons und Landwehr eingeteilt. Während bezüglich der Reſerve- (auch Yegions-) 
Pflichtigen die Beſtimmungen der erwähnten Verordnung vom 10. Juni 1813 und 
21. Oftober 1814, foweit diefelbe die Nationalgarde zweiter Klaſſe (Legioniften) be= 
trafen, auch fernerhin fortbeftanden, wurden die Berhältniffe der Landwehr durch die 
Landwehrordbnung vom 7. März 1826 (R. BL. ©. 297), jene ber Konfkriptions- und 
Armeepflichtigen durch das Heer-Ergänzungsgefeß vom 15. Auguft 1828 (Gej. BI. 
©. 73) neugeordnnet. Nachdem ichon mit fönigl. Entjchliegung vom 27. Januar 1819 
(R. BL. ©. 93) die Reluition der Legiond- und Landwehrpflichtigen für Auswanderer 
nad) jenen Staaten, welche ein gleiches Verfahren beobachteten, aufgehoben worden 
war, wurde in $ 12 der Landwehrorbnung beftimmt, daß die Reluitionen in Aus— 
wanderungsfällen nach den Staatöverträgen oder bei deren Grmangelung nad) ben 
Grundiägen der Gegenjeitigkeit fich zu richten Haben und, joweit hiernach eine Er: 
hebung ftattfand, auf die bisherige Weife zu behandeln jeien. Legioniften und Land— 
wehrmänner mußten daher, foferne fie nicht ganz vermögenslos waren, aud ferner 
die jährliche NReluitionsgebühr von 6 fl im Auswanderungsfalle bezahlen (cf. auch 
M.E. vom 14. Juni 1822, Döl. X 59) Eine Modifikation erlitten dieſe Be— 
jftimmungen nur noch duch 88 1 u. 6 der Zönigl. Verordnung vom 9. Mai 1854 
(R. Bl. €. 305), wonach die Landwehrpflichtigfeit und damit die Verpflichtung zur 
Zeiftung der Reluitionsgebühr mit dem vollendeten 55. Lebensjahr aufhörte, und die 
Höhe der Reluitionsfumme in der Weife bemeffen wurde, daß diejelbe in Städten 
L, II. und III. Klaſſe die Beträge von 30 bezw. 20 und 10 fl und in Yandgemeinden 
den Betrag von 5 fl jährlich nicht überfteigen durfte. 

Bezüglich der Konſtriptions- und Armeepflichtigen hatte $ 67 des Heer-Ergänz: 
ungsgeleßes die Beſtimmung getroffen, daß fich deren Entlaffung von der Militär: 
pflicht wegen Auswanderung gleichfall® nach den Staatäverträgen und bei deren 
Ermangelung nach den Grundfähen der Neziprozität zu richten und daß, wenn auch 
biefe nicht zur Anwendung fommen, diejenigen, welche bereit3 im Alter der Konifrips 
tions: oder Armeepflichtigfeit ftehen und dienfttauglich jeien, einen Erſatzmann zu 
ftellen haben. Hiermit war principiell anerfannt, daf auch die Konikriptions: oder 
Armeepflichtigkeit an fich feinen Grund mehr bilde, die Auswanderungsbewilligung 
zu verfagen. Die Auslegung und Anwendung bes $ 67 war im Laufe ber Zeit 
nicht immer die gleiche. So wurde mit M.E vom 27. Mai 1834 (Döll. III 128) es 
für zuläffig erflärt, daß auch den unmittelbar vor dem Cintritt ins Konſtriptions— 
alter oder in dem nächft vorausgehenden Altersjahre ftehenden Individuen, welche 
nad) Nordamerifa auswandern wollten, die Auswanderungserlaubnis inſolange nicht 
zu erteilen fei, bis fie ihrer Militärpflicht genügt oder wegen Erfüllung derjelben 
Kaution geleiftet hatten, während in einer M.E. vom 26. November 1849 (Töll. 
XXI 70) im Anfchluß an den Wortlaut des erwähnten $ 67 und mit Rüdficht auf 
Art. VI des inzwifchen (1845) mit den Vereinigten Staaten von Nordamerifa abge: 
ichloffenen zFreizügigfeitsvertrages, wonach Auswanderungsbewilligungen nad) den 
genannten Staaten nur an gefehlich angeordnete Beichräntungen geknüpft werden 
jollten, da® Verlangen der Kautionaleiftung von noch nicht im Alter der Konikrip- 
tionspflicht ftehenden Jünglingen als unftatthaft erflärt worden ift. Aber fchon im 
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Aufforderung auszufchreiben war, etwaige Anfprüche binnen einer gewifjen 
Friſt geltend zu machen!. Perſonen, welche in einer Unterfuchung befangen 
oder in eine Strafe verurteilt worden waren, durfte die Erlaubniß zur Aus— 
wanderung vor beendigter Unterfuchung bezw. vor erjtandener Strafe oder 





Sahre 1854 wurde wiederum auf die der M. E. vom 27. Mai 1834 zu Grunde Tiegende 
Auffafſung zurückgegangen und den noch nicht fonfkriptionspflichtigen Auswanderern 
nach allen jenen Yändern, in welchen die Naturalifation exit nach längerem Aufent: 
halt im Land erworben wurde, die Stellung einer Kaution wegen feinerzeitiger Er: 
füllung der Militärpfliht für den Fall auferlegt, daß der Auswanderer exit nad) 
Eintritt in das Alter der Konjfriptionspflicht in dem fremden Staate naturalifiert 
werden follte. Wenn nun auch von demjenigen, welcher erjt nad) Eintritt in diefes 
Alter die Naturalifation in feinem neuen Vaterland erlangte, nad; völterrechtlichen 
Grundjäßen nicht mehr die perfönliche Leiſtung des Militärdienftes gefordert werden 
fonnte, jo wurde doch feine Kaution zur Stellung eines Erſatzmannes verwendet und 
unterlag der jo Ausgewanderte bei Nichterfüllung der Militärpflicht in der einen oder 
anderen Weife den auf Widerjpenftigfeit oder Deſertion gejehten Strafen, insbejondere 
auc der Beichlagnahme jeines Vermögens gemäß der $S 79 ff des Heer-Ergänzungs: 
geſetzes, welche bei Deiertenren unter gewiſſen Vorausſetzungen ſich in Konfiskation 
verwandelte. Diefer Standpunkt, welcher auf dem Rechtsſatze beruht, daß die Aus: 
wanderung erjt in dem Moment der Grwerbung einer fremden Staatsangehörigfeit 
rechtlich vollendet war, wurde feitens der bayerifchen Regierung fortan und auch dann 
feitgehalten, ald im dem 5. und 6. Jahrzehnt unferes Jahrhunderts feitens der Re: 
gierung der Vereinigten Staaten von Nordamerifa wiederholt Reklamationen gegen 
diefe Behandlung der Auswanderer aus Bayern mit Berufung darauf erhoben wurden, 
dat einem Auswanderer beim Wegzuge nicht erft fünftig entjtehende Verpflichtungen 
auferlegt werden könnten. Im Jahre 1868 wurde die bayerifche Heeresverfafjung 
einer gänzlichen Umgeftaltung unterzogen und auch mit den Vereinigten Staaten 
wegen der Behandlung der gegenieitigen Aus: und Ginwanderer ein Vertrag abge: 
ichloffen (hierüber unten). Näheres über die Militärpflicht und deren Einfluß auf 
die Auswanderung nad) dem Stande der Gefehgebung im Jahre 1862 ſ. bei Rott: 
mann ©. 13 ff. 

? Diefer Grundjaß war zuerit in der Verordnung der pfälziichen Landesadmi— 
niftration vom 19. Juli 1816 ausdrüdlih anfgeftellt worden. Eine M.E. vom 
4. Mai 1825 (Döll. III 133) nimmt auf jene Verordnung als im wejentlichen für 
das ganze Land geltend Bezug. Näheres hierüber j. ®l. VI 396, wo es ins- 
beiondere als unftatthaft erklärt worden ift, dab demjenigen, welcher in einen 
anderen beutichen Bundesftaat auswandern wollte, die Bewilligung mangels vor: 
gängiger Befriedigung der Privatgläubiger verweigert werde, da folche Verpflichtungen 
nicht als gejehliche Verbindlichkeiten gegen das Vaterland angefehen werden fünnen. 
Die bayerifche Staatsregierung hat jedoch einen Unterichted in dieſer Hinficht mit 
Rückſicht auf das Land, nach welchem die Auswanderung beabjichtigt war, nicht ge: 
macht. v. Pözl erblidte in der Verbindlichkeit gegen die biäherigen Mitbürger auch 
eine jolche gegen das Baterland (f. dejlen bayer. Verfaſſungsrecht 1851 u. 1870 ©. 73 
bezw. 84; dagegen deſſen Staatsreht 1847 ©. 56 und Rottmann ©. 52). In der 
Praris mag wohl die Behandlung nicht immer eine gleichmäßige geweſen fein. 
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erfolgter Begnadigung nicht erteilt werden. Als jebjtverftändliche Voraus— 
jeßung galt es, daß der Auswanderer dispofitionsfähig fein mußte, weswegen 
Minderjährige der Zuftimmung des Vaters bezw. des Vormundes und der 
Bormundichaftsbehörde bedurften. In der Pfalz durfte nach dem dort gel- 
tenden Givilrecht Minderjährigen, welche ohne Begleitung ihrer Eltern oder 
Vormünder auswandern wollten, die Erlaubnis hierzu nur nach dorgängiger 
Emanzipation erteilt werden!. Ehegatten, welche unter Zurüdlafjung des 
Andern nicht gemeinschaftlich auswandern wollten, konnten auch bei beider- 
feitigem Einverftändnig die Bewilligung nicht erhalten, weil die eigenmäch- 
tige Trennung der Ehegatten verboten ift und die Polizei durch die Ertei- 
lung der Auswanderungsbewilligung eine folche Trennung nicht fördern darf?, 
Außerdem bejtanden die Auswanderung erſchwerende jpecielle Beitimmungen 
binfichtlich der Stipendiaten und derjenigen Perſonen, welche aus der Staate- 
fafle eine Penfion bezogen, indem erjtere vor allenfallfiger Auswanderung 
die bezogenen Stipendien zurüderjtatten mußten?, während leßtere der be— 
jonderen Zönigl. Bewilligung bedurften, wenn fie ihre Penfion im Auglande 
verzehren wollten*. Alle in das Ausland gehenden Penfionen unterlagen 
dem Abzuge von ein Drittel?, bis im Jahre 1860 diejer Abzug auf Pen— 
fionen im Betrag von mehr ala 200 fl eingefchränft wurde. 

IV. Die Erteilung der Erlaubnis zur Auswanderung in einen an— 
deren deutjchen Bundesjtaat war übrigens, abgejehen von der Er- 
füllung der erwähnten allgemeinen Borausjegungen, noch davon abhängig, 
daß der Nachweis über die zugefihherte Aufnahme in dem be— 
treffenden Staate beigebracht wurde”. 





1 M.E. vom 19. Juli 1851 (Döll. XXI 41). 

? Rottmann ©. 11. 

3 Diejed war bereit3 durch M.E. vom 10. März 1812 angeordnet worden, 
welche auch nach dem Jahre 1818 formell zu Recht beitand, jedoch ſchon bald außer 

bung fam. 

* Urt. XXIV $ 22 der Dienftpragmatit vom 1. Januar 1805 (R. Bl. ©. 233). 
Eine gleiche Vorſchrift war übrigens bereits unterm 24. Januar 1761 erlaffen worden 
(M.G.©. v. 3. 1784 ©. 780), 

I M.E. vom 15. Januar 1813 (Böll. XVII 875). 

6 M.G. vom 15. Juni 1860 (Weber, Gejebessıc. Sammlung V 19). 

? Diefes bereits in der Bundesakte und in der bayer. Verfaffungsurfunde vor: 
geichriebene Erfordernis wurde in Ziff. 1 des Gifenacher Schlußprotofolls vom 25. Juli 
1854 über die Revifion des Gothaer Vertrages betr. Die Übernahme von Ausgewieſenen 
vom 15. Juli 1851 wiederholt und dabei der weitere Wunſch auägeiprochen, daß 
auch von der wirklich erfolgten Aufnahme die Behörden des biäherigen Heimatsftaates 
in Kenntnis gejeht werden ſollen. ef. auh M.E. vom 2. Juni 1856. Cine Ber: 
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Hatte der Auswanderungsluftige diefen Nachweis erbracht, und jämt- 
liche übrigen Vorbedingungen erfüllt, jo war ihm in der Regel ſofort die 
Entlaffung aus dem bayerifchen Staatöverbande zu erteilen. Gine Aus— 
nahme von diefem Verfahren wurde fpäter gegenüber Öfterreich! und 
Kurheſſen? vorgefchrieben, indem mit NRüdficht darauf, daß in dieſen 
Ländern troß vorheriger Aufnahme Zuficherung nicht immer die Aufnahme 
erlangt wurde, den Auswanderern dahin ſelbſt nach Erfüllung aller Vor: 
bedingungen und Beibringung einer Aufnahme Zufiherung zunächſt nur ein 
Zeugnis, daß der Nuswanderung ein Hindernis nicht entgegenjtehe, auszu— 
ftellen, die Entlaffungsurfunde aber erft bei Nachweis über die wirklich er- 
folgte Aufnahme in dem fremden Staat zu verabjolgen war. Sinfichtlich 
der Auswanderer nah Württemberg war auf Verlangen der württember- 
giichen Gemeinde, in welcher die Niederlaffung beabfichtigt war, ſeitens der 
bayerifchen Heimatgemeinde ein Atteft auszuftellen, daß der Auswanderer 
im Falle der Nichtigkeitserflärung der Bürgeraufnahme in Württemberg 
in feiner früheren bayerifchen Heimatgemeinde wieder Aufnahme finden werde®. 

V. Bei Nuswanderungen nah nicht deutjchen Staaten war an 
Stelle der Aufnahme-Zuficherung der Nachweis über die „wirkliche An= 
fäfſigmachung und Aufnahme im Auslande“ gemäß des Mandates 
vom 6. Juli 1804, welches in diejer Richtung durch die Berfaffungsurkunde 
nicht berührt wurde, nach wie vor erforderlih. Da jedoch diefer Nachweis 
von Auswanderern nach ſolchen Staaten, in welchen die Naturalifation erft 
nach längerem Aufenthalt im Lande erfolgte, jelbjtverftändlich nicht ſchon 
bei dem thatjächlihem Wegzug aus Bayern erbracht werden Fonnte, aber 
die Unterthanen wegen der Unmöglichkeit, diefe Borbedingung der Auswan— 
derungsbewilligung zu erfüllen, an der Auswanderung nach jolchen Ländern 
nicht gehindert werden follten, fo gelangte man allmählich dazu, in derartigen 
Fällen von der Beibringung jpecieller Aufnahmsnachweifungen abzufehen und 
bei Erfüllung der übrigen VBorausfegungen die Erlaubnis zur Auswanderung 
mit dem Vorbehalt der nachzuholenden Beibringung des Niederlaſſungsnach— 
weijes zu erteilen. Diejes Verfahren, welches zuerft gegenüber den Ver: 





pflichtung der Bundesftaaten, die Angehörigen eines anderen Bundesſtaates zu voll: 
ftändigen Unterthanen anzunehmen und ihnen beftändigen Wohnſitz zu geftatten, be: 
ftand nicht. 

IM.E. vom 22. Dezember 1853. 

2 M.E. vom 14. Oftober 1857. 

2 M.E. vom 1. Auguft 1846 und 24. März 1852 (Döll. XXI 109). cf. aud) 
M.E. vom 20. April 1834 (Doll. III 237). 

2% 
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einigten Staaten von Nordamerika für zuläffig erklärt worden war!, Hatte 
aber die Unzukömmlichkeit zur Folge, daß folche Perfonen, welche in dem 
fremden Lande thatjächlich bereits fich niedergelaffen hatten, obgleich fie bis 
zum Zeitpunkt der Naturalifation dortjelbjt ala bayerijche Unterthanen an— 
zuſehen waren, thatfächlich von der Erfüllung der ihnen desfalla zufommten= 
den BVerpflichtungen, insbeſondere der Militärpflicht befreit blieben und zu— 
dem, wenn fie infolge der in der Regel erſt nach eingetretener Vermögens 
und Grwerbölofigkeit erfolgten Ausweiſung aus dem fremden Lande vor er— 
langter Naturalifation nach Bayern zurückkehrten, ihrer vormaligen Heimat— 
gemeinde zur Laft fielen. Zur Fernhaltung diefer Übelftände wurde daher, 
nachdem ſchon vorher in einzelnen Fällen und gegenüber einzelnen Yändern ? 
ein ähnliches Verfahren beobachtet worden war, mit einer, zunächit die Aus» 
wanderung nad) Frankreich betreffenden, Min. Entjchl. vom 22. Januar 
1854 angeordnet, daß den Auswanderern nad allen jenen Staaten, in 
welchen die Naturalifation erft nach längerem Aufenthalt im Lande zuläffig 
war, nicht jofort die mit der Entlaffung aus dem bayerischen Staatöver- 
bande verknüpfte Auswanderungsbewilligung, ſondern vorerſt Lediglich ein 
Zeugnis darüber auszuftellen fei, daß dem Vorhaben, in dem betreffenden 
Staate fich niederzulaffen und die Eigenfchaft eines Unterthanen desſelben 
zu erwerben, fein Hindernis entgegenjtehe, die förmliche Entlaffung aber erit 
erfolgen könne, wenn der Nachweis über die erlangte Naturalifation erbracht 
jein werde, bis zu welchem Zeitpunkt das bisherige Unterthanenverhältnis 
mit feinen rechtlichen Folgen in Kraft bleibe. Die eventuelle Erfüllung der 
Militärpflicht mußte, foferne nicht die Dienjtuntauglichkeit de Auswan— 
derungäluftigen bereits fejtitand®, in geeigneter Weiſe ficher geftellt werden *. 


I M.E. vom 29. Zuli 1832 (Toll. III 120). 

2 cf... 9. M.E. vom 27. Mai 1834 Auswanderungen nad Nordamerika betr. 
(a. a. ©. ©. 128). 

3 M. E. vom 24. Juli 1854. 

+ In diefer Hinſicht enthielt die M. E. vom 22. Januar 1854 mit Rüdficht 
darauf, daß die Naturalifation in Frankreich in der Regel erft nach zehmjährigem 
Aufenthalt dortjelbft und nach zurücgelegtem 21. Lebensjahr, alſo zu einer Zeit erfolgte, 
in welcher die bayerischen Staatsangehörigen bereits in das Alter der Konfkriptions— 
und Militärpflicht eingetreten waren, folgende Beftimmungen: 

a) Yünglinge, welche 3. 3. der beabfichtigten Auswanderung bereits im Alter 
ber Konſtriptions- oder Mılitärpflichtigfeit ftehen, haben nach den näheren Beſtimm— 
ungen des $ 67 des Heeresergänzungsgefeßes don 1828 einen Erfaßmann zu ftellen; 

b) Yünglinge, welche vor dem Eintritt in das Alter der Konfkriptionspflicht 
jelbftändig nad Frankreich auswandern wollen, haben, da für fie die Naturalilation 
in Frankreich erſt nach zurücgelegtem 21. Lebensjahr möglich wird, wegen Erfüllung 
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Terner konnte die bayerifche Heimatgemeinde von ihren Angehörigen, welche 
nach einem jolchen Lande auszuwandern beabfichtigten, Kautiongleiftung ver— 
langen, wenn fie bejorgte, daß die betreffenden Perfonen im alle der Rückkehr 
vor erlangter Naturalifation ihr zur Laſt fallen werden, Letztere Kaution mußte 
nach erbrachten Nachweis über die erlangie Naturalifation in dem fremden 
Staate freigegeben werden. Die Entjcheidung darüber, ob und in welchem 
Umfang zu gunften der Heimatgemeinde Kaution zu bejtellen fei, war dem 
Ermeſſen der Polizeibehörden anheimgegeben, womit zugleich die Gewähr 
dafür geboten war, daß mittellofen Perſonen nicht durch Auflage einer Kau— 
tion, welche fie zu leiften außer jtande waren, die Auswanderung unmög- 
Yich gemacht wurde. Übrigens wurde ſpäter! ausdrüdlich ausgejprochen, 
daß die Befugnis der Gemeinden, KHautionzleiftung zu verlangen, mur auf 
jene Fälle, in welchen die Auswanderer Vermögen erportieren, Anwendung 
zu finden babe, wodurch die eventuelle Verpflichtung mittellojer Aus— 
wanderer zur SKautionleiftung unbedingt ausgejchloffen war. Indeſſen 
jcheinen die Gemeinden in ihrem eigenen Intereffe, welches eher auf die Be— 
günftigung al® auf die Erſchwerung der Auswanderung mittellofer oder 
wenig bemittelter Gemeindeangehöriger hinwies, von diefer Befugnis thate 
fächlich nur jelten Gebrauch gemacht zu haben. 

Zu den Ländern, in welchen die Naturalifation erſt nach längerem 
Aufenthalt im Lande erlangt werden konnte, gehörten außer Frankreich ing» 
bejondere noh Algier und die Vereinigten Staaten von Nord— 
amerifa?, Shweden?, Brafilien*, Auftralien und die La Plata— 


der Militärpflicht in irgend einer ben Berhältnifien entiprechenden Weiſe Sicherheit 
zu leisten; 

ec) Wenn Familien mit minderjährigen Söhnen nach Frankreich auswandern, 
jo ift bezüglich jener Söhne, weldje innerhalb der nächſten 10 Jahre in das Alter 
der Konfkriptionspflicht treten, gleichfalls wegen Erfüllung der Militärpflicht ent: 
iprechende Sicherheit zu leiften, da diefelben jedenfalls für den bezeichneten Zeitraum 
die bayerifche Staatsangehörigkeit beibehalten. 

Diefe Grundfäße waren unter Berükffichtigung der verfchiedenen Dauer des zur 
Naturalifation geforderten Aufenthalts im fremden Lande gegenüber allen Staaten 
analog anzuwenden, in welchen die Naturalifation erft nad) längerem Aufenthalt im 
Lande erfolgte. 

1 M.E. vom 27. Mai 1861. 

? M.E. vom 22. Januar 1854. In den Vereinigten Staaten von Nord: 
amerifa fonnte bie Naturalifation bereit3 nach fünfjährigem Aufenhalt dafelbft, jeboch 
für jelbftändig ausgewanderte junge Leute exit nach zurückgelegten 21. Lebensjahr er: 
langt werden. M.E. vom 11. März 1854 und 1. April 1857. 

2 M.E. vom 6. Juni 1854. 

M.E. vom 11. Januar 1856. 
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Staaten!, Griehenland’,Kanada?,die Wallacheit,dieNieder- 
landed, Auch England ift hierher zu zählen ®. 

Perfonen, welche nah Serbien auswanderten, wo die Aufnahme 
in den Unterthanenverband fofort erfolgte, war nach Beibringung der 
Zufiherung über eventuelle Aufnahme und Erfüllung der übrigen Bes 
dingungen die Entlaffung ſofort zu bemilligen?. Gin bejonderes Verfahren 
war für die Nuswanderungen nah Polen, wohin fi in den 30er 
und 40er Jahren eine große Auswanderungsluft befonderd in den Re— 
gierungsbezirfen Oberfranken fowie Oberpfalz und Regensburg zeigte, bor« 
geſchrieben. Da nämlich jeitens der faiferl. ruffifchen fönigl. polnischen Re— 
gierung nach einer Verordnung vom Jahre 1833 jeder in Polen ange- 
fommene Kolonift, der mit feiner Anfiedlung nicht zufrieden war, auf fein 
Begehren mit einem Paſſe zur Rüdkehr in die Heimat verjehen wurde, jo 
durfte den Auswanderern nach diefem Lande die Auswanderungsbewilligung 
nur dann erteilt werden, wenn diefelben eine Ausnahme von diejer die in» 
ländifchen Gemeinden in hohem Grade gefährdenden Beitimmung für fich 
erwirft hatten®. Doch wurde diefe Anordnung bereit? im Jahre 1841 ® 
wieder zurüdgenommen, nachdem die ruffiiche Regierung ihrerſeits angeordnet 
hatte, daß fünftighin den nach Polen ausgewanderten Bayern die Erlaubnis 
zur Rückkehr nach Bayern nur dann erteilt werde, wenn fie fich vorher 
über die ausdrüdliche Wiederaufnahme in ihrer früheren Heimat ausge— 
wiejen Hatten. Endlich wurde im Jahre 184819 das PVerfahren in der 
Weiſe geregelt, daß den Auswanderern nach Polen nach Erfüllung der alle 
gemeinen Vorbedingungen und nach Beibringung einer vorläufigen Beſchei— 
nigung über die Aufnahme und Niederlaflung in Polen ein eventuelles 
Zeugnis über die feinerzeitige Bewilligung zur Auswanderung und Ent= 
laffung aus dem bayerifchen Staatsverband auszuftellen war. 

VI. Der Standpunkt der bayerifchen Staatsregierung war jerner ein 
verjchiedener, je nachdem die Auswanderung in europäifche oder in über- 


. vom 2. April 1856. 

vom 27. Dezember 1856. 

vom 23. April 1857. 

vom 27. Oktober 1857. 

vom 12. November 1857. 

vom 13. September 1850 (Döll. XXII 86). 
vom 10. April 1858. 

vom %. Januar 1837 (Döl. XXI 100). 
. dom 3. Februar 1841 ©. 102, a. a. O. 

. vom 31. Januar 1848 ©. 104, a. a. D. 
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feeiſche Länder erfolgte. Da es fich nämlich im erfteren Falle in der 
Regel nur um einzelne Familien oder Perjonen jowie um die Begründung 
einer im voraus geficherten Eriftenz, im lebteren Falle aber um Taujende 
handelte, welche, ohne über das Endziel der Reife und über die Ausführung 
immer im Klaren zu fein, die Wanderung unternahmen, jo konnte die Re— 
gierung die Ausführung der Auswanderung in europäiſche Länder Füglich 
den Beteiligten überlaffen, während fie bei der Auswanderung in über- 
jeeifche Länder ihre Yürforge dafür eintreten laffen zu müſſen glaubte, daß 
der Auswanderer möglichjt ungefährdet in das betreffende Land gelangte. 
Zu diefem Zweck wurde in Bayern jchon frühzeitig das Inftitut der Aus- 
wanderungsagenten für fonzejjionierte Erpedientenhäujfer 
eingeführt. (Näheres hierüber fomwie über das Erfordernis des Nachweijes 
einer geficherten Überfahrtögelegenheit ſ. unten bei „Erpedientenhäufer”). 
Ferner mußten die Auswanderer nach überfeeifchen Ländern im Befite der 
zur Ausführung der Reife jowie zur Friftung des erjten Aufenthaltes in 
dem fremden Lande erforderlichen Geld mittel fich befinden, widrigen Falles 
ihnen die Auswanderungsbewilligung nicht erteilt wurde!. Die zur Beſtrei— 
tung der Kojten des eriten Aufenthalts am Ausichiffungsorte erforderliche 
Summe wurde fpäter? auf 50 fl jeftgejeßt. Bejondere Beitimmungen galten 
überdie8 für Auswanderer nach überfeeifchen Ländern, welche in franzöfifchen 
Häfen fich einfchiffen wollten. Solche Auswanderer mußten fich nämlich 
nach einer Anordnung der franzöfifchen Regierung über den Beſitz von 800 Free. 
für die Perjon oder von 1700 Fre. für die Familie ausweiſen, andern= 
falls denjelben der Eintritt in Frankreich zum Zwede der Einichiffung nicht 


ı M.E. vom 2. November 1827 und vom 27. Juni 1839 (Döll. III bezw. 
XXT 119 bezw. 19). Dieſe ſowie die jpäter ergangenen einjchlägigen Entjchliehungen 
haben zwar zunächft nur die Auswanderung nad Nordamerika zum unmittelbaren 
Gegenstand, allein nach der ihnen zu Grunde Liegenden Abjicht darf angenommen 
werden, daß fie überhaupt für Auswanderungen nach überjeeiichen Ländern gelten 
jollten, wie fie auch in der Praris in der That in diejem weiten Umfang angewendet 
worden zu fein fcheinen (j. Rottmann ©. 57 und BL. VI 39) Wenn aud 
dad Erfordernis bes Nachweifes über den Bei genügenden Vermögens erſt im Jahre 
1868 ala Vorbedingung für die Erteilung der Auswanderungsbewilligung formell 
fallen gelaffen wurde, jo jcheint doch auch ſchon früher ſeitens der bayerifchen Res 
gierung nicht ftets und unbedingt ar demjelben feftgehalten worden zu fein, denn 
nad) einer M.E. vom 30. November 1859 waren die Auswanderer nur mehr darauf 
aufmerkſam zu machen, bedacht zu jein, daß fie mindeftens die zur Ausführung ber 
Reife und zur erften Friftung des Lebens am Ausichiffungsplaße fowie zur fort: 
ſetzung der Reife ind Innere des Landes erforderlichen Mittel befiten: 

2 M.E. vom 11. Juni 1844, 14. Juli 1846 u. 28. Juni 1847 (Döl. XXII 
30, 68 u. 36). 


24 G. Krieg, Auswanderungsweien in Bayern. 


geftattet wurde. Die Rückwirkung diefer Anordnung auf das Verhalten ber 
bayerijchen Staatäregierung zeigte fich darin, daß Auswanderer aus Bayern, 
welche über franzöfiiche Häfen fich einfchiffen wollten, gegebenenfalls auf die 
Wahl einer anderen Reiferoute aufmerkfam zu machen und denjelben, wenn 
fie gleichwohl ohne den von der franzöfifchen Regierung geforderten Ver— 
mögensnachweis über franzöfiiche Häfen reifen wollten, die Reifepäffe zu ver- 
jagen waren!. Das Erfordernis dieſes Vermögensausweiſes fiel indeſſen, 
nachdem inzwifchen Hinfichtlich der Höhe des Betrages noch eine Änderung 
eingetreten war?, im Jahre 1853 auf Grund einer desfallfigen Anregung 
der franzöfiichen Regierung wieder hinweg?, aber nur um bereits in einem 
Reglement der franzöſiſchen Regierung vom 15. Januar 1855 wieder auf: 
gejtellt zu werden; doch dürfte die Handhabung diejer neueren Beitimmung 
faum eine jtrenge gewejen fein, wenigjten® war den franzöfiichen Vollzugs— 
organen die Befugnis eingeräumt, von der Erfüllung diejes Erforderniffes 
auch abzujehen. | 

VO. Der Befig eines beftimmten Vermögens war übrigens 
auch für die Auswanderer nach einzelnen Ländern deswegen erforderlich, weil 
hiervon die Niederlaffung bezw. die Aufnahme in dem betreffenden Staate 
abhängig war. So mußten Auswanderer nah Griehenland neben 
den Reifemitteln mit beiläufig 62 fl über ein Barvermögen von mindefteng 
750 fl für den Kopf verfügen ?. 

Auswanderer nach) Polen konnten nur in dem Falle Ländereien dort— 
jelbjt erhalten, wenn fie bei der £aiferlich ruſſiſchen Gejandtichaft in München 
beftimmte Beträge Hinterlegten, welche ihnen nach der Ankunft in Warſchau 
ausgehändigt wurden. Die betreffende Summe war für ledige Männer auf 
je 200 fl, für verheiratete auf 400 fl und für jeden Dienjtboten, welcher 
allenfalla mitgenommen werden wollte, auf 100 fl feitgefeßt‘. Um den 
Andrang deutfcher Auswanderer nah Siebenbürgen umd der Über- 
ſchwemmung dieſes Landes mit erwerba- und mittellofen Menjchen entgegen= 
zutreten, durfte einem desfallfigen Anfuchen der k.k. öfterreichifchen Staats— 





ı M.E. vom 29. Juli 1832 (Doll. III 120). 
| 2 M.E. vom 25. Auguft 1836 (Döll. XXII 65). Hiernach mußte jede Perfon 
über 18 Jahre die Summe von 400 fl, jede jüngere Perfon die Summe vom 200 fl 
beſitzen. 

3 M.E. vom 4. Dezember 1853. 

+ Nach Art. 3 dieſes Reglements ſollten erwachſene Perſonen 200 Fres., Kinder 
(von 6—15 Jahren) SO Fred. beſitzen; kamen die Reiſenden vom Meere, jo war der 
Beſitz von 150 bezw. 60 Fre3. erforderlich. 

IM. E. vom 25. Oktober 1840 (Döll. XXII 85). 

EM.E. vom 25. September 1841 (Döl. XXII 103). 
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regierung entiprechend, nur Landwirten, welche im Beſitz eines Vermögens 
von 800 fl fich befanden und überdies iiber die Erwerbung eines beftimmten 
Grundjtüdes jowie über die Aufnahme in einer bejtimmten Gemeinde ihres 
neuen Seimatlandes fich auszuweifen vermochten, die Erlaubnis zur Aus— 
wanderung nach diefem Lande erteilt werden!. — Perfonen, welche nad) 
Algier auszuwandern beabfichtigten, mußten gemäß einer Anordnung der 
franzöfifchen Regierung genügende Geldmittel befiten, welche für Auswan— 
derer, denen Ländereien vorbehalten wurden, auf 2000 Fres., für verheiratete 
Arbeiter auf 400 Fres. und für ledige Arbeiter auf 200 Fre. im Mindeftbetrag 
fejtgejegt waren. Fremden, welche fich über den Beſitz diefer Summe fich aus— 
weifen konnten, wurden in Marfeille und in Cette Erlaubnisſcheine für unent- 
geltliche Überfahrt nach Algier eingehändigt, während den mit der vorge— 
Schriebenen Summe nicht Ausgerüfteten die Einfchiffung von Frankreich aus 
verweigert wurde ?, 

VII. Jede Auswanderung — die legale wie die unerlaubte — 30g, 
fobald diefelbe durch die Aufnahme in den fremden Unterthanenverband recht- 
lich vollzogen war, den Verluſt des bayerifhen Indigenates 
nach fich, ſoferne dasjelbe nicht auf Grund bejonderer königl. Bewilligung 
beibehalten werden durfte. 

IX. Die Auswanderung, welche ohne die vorgefchriebene? 
obrigfeitlihe Bewilligung vollzogen wurde, hatte außerdem die Be— 
Thlagnahme des Vermögens des Ausgewanderten in der Weije zur 
Folge, daß bis zu deſſen Ableben der Zinfenbezug dem Lokalarmenfonds 
der bayerischen Heimatgemeinde überlajjen wurde, nach diefem Zeitpunkt 
aber das Vermögen den rechtmäßigen Erben ohne Zinfen aber auch ohne 
Abzug zu verabjolgen war*. 


ı M.E. vom 1. Zuli 147 ©. 93a. a. O. 

2 M.E. vom 22. Januar 1854. 

3 Siehe oben ©. 15 unter III. 

* Brater bat in den Bl. III 181 die Anfchauung vertreten, dab gegen: 
über Auswanderern nad) einem anderen beutichen WBunbesftaate die Vermögens: 
beſchlagnahme nicht zuläffig fei, wenn nur die geſetzlichen Verbindlichkeiten gegen das 
biäherige Vaterland objektiv erfüllt feien, mag dann auch die Auswanderung ohne 
obrigfeitliche Erlaubnis erfolgt jein. Ach Habe nicht gefunden, daß die Praris der 
bayerischen Staatsregierung hinfichtlich der Folgen der heimlichen Auswanderung 
eine andere geweien wäre, je nachdem der Auswanderer nach einem deutſchen oder 
einem außerdeutichen Staat fi) begeben hat. Wohl aber hat die fönigl. bayer. Staat: 
regierung nod) im Jahre 1859 in einem Fall, ala ein bayerischer Staatdangehöriger 
ohne Bewilligung nach Hannover ausgewandert war, die obrigfeitliche Bewilligung 
als eine unerläßliche Vorbedingung für eine legale Auswanderung bezeichnet, deren 
Nichterholung an ſich allein die Auswanderung zu einer unerlaubten mache, welche 
bie Dermögensbeihlagnahme zur Folge habe. 
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63 entjteht die Frage, in welchem Zeitpunkt die Beichlagnahme des 
Bermögens eined heimlich Ausgewanderten verfügt werden konnte, ob näm— 
lich in dem Zeitpunkt der Naturalifation in dem fremden Lande oder aber 
fofort bei dem Wegzug. Für die Bejahung der erfteren Alternative ſprach 
die Rückſicht, daß die Vermögensbeſchlagnahme eine Folge der unerlaubten 
Auswanderung war, die Auswanderung jelbjt aber erjt in dem Moment 
rechtlich vollzogen erfchien, in welchem die fremde Staatsangehörigkeit er= 
worben worden war. Dies würde aber die Beichlagnahmeverfügung, wenn 
nicht immer fo doch ficher in den meilten Fällen bedeutungslos gemacht 
haben. Diejer Umstand, ſowie die weitere Erwägung, daß bei den heim— 
ih Weggezogenen die Abficht, wirklich auswandern zu wollen, zu ver- 
muten ift, mußte e8 daher ala angezeigt erjcheinen Laffen, daß die Beichlag- 
nahme fojort nach dem Wegzug verfügt werden durfte. Andererſeits aber 
konnte dieje Beichlagnahme vorerft immer nur eine proviforifche jein, indem 
die Abficht, Bayer bleiben und dor Erwerbung einer fremden Staatsange- 
hörigkeit nach Bayern zurüdkehren zu wollen, doch nicht außgejchloffen und 
jedenfall das Gegenteil Tediglich auf Grund des thatjächlichen Wegzuges 
jchwer nachweisbar war. Demgemäß wurde im Jahre 1858 ausdrücklich 
verordnet !, daß die Beichlagnahme zunächft nur als provijorische Maßnahme 
zu verfügen und nicht eher wieder aufzuheben fei, ala bis der Beteiligte 
nachträglich die Erlaubnis zur Auswanderung erwirkt habe, was jedoch ſelbſt— 
verftändlich nur infolange zuläffig war, als derjelbe nicht durch Erwerbung 
einer fremden Staatsangehörigkeit das bayerifche Indigenat bereits ver— 
loren hatte. 

Die Vermögensbeichlagnahme war eine Folge der Auffaffung, daß die 
unerlaubte Auswanderung eine ftrafbare Handlung ſei. An diefer Anfchaus 
ung wurde auch nach Erlaffung des Str. G. B. von 1813 feitgehalten, indem 
man die Strafe für diefe Übertretung eben in der Vermögensbeichlagnahme 
erblickte. Letztere mußte daher fallen, jobald man die heimliche Auswander- 
ung an fich nicht mehr ala jtrafbare Übertretung betrachtete. Diejer Um— 
ihwung trat mit der bayerischen Straigefeßgebung vom Jahre 1861 ein. 
Während nämlich in den Entwürfen eines Polizeiftrafgefeßbuches von 1828 
und 1831 noch Beitimmungen vorgefehen waren, welche die unerlaubte Aus- 
wanderung bei Arreft und Vermögensſequeſtration verboten, wurde dieſer 
Standpunft in mehreren jpäteren Entwürfen eines jolchen Geſetzes verlaffen 
und Bat dad P. Str. G. B. von 1861 jelbit die unerlaubte Auswanderung 
an fich allein nicht mehr als eine jtrajbare Übertretung behandelt, indem 








ı M.G. vom 12. Dftober 1858. 
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von der Erwägung ausgegangen wurde, daß für jene Unterthanen, welche 
unbefugt auswanderten, die in $ 68 ff. des Heeresergänzungsgeſetzes vom 
Jahre 1828 vorgejehenen Strafbeftimmungen für Konftriptionspflichtige, 
welche fich durch die Auswanderung der Militärpflicht entziehen, fowie der 
als Folge der Erwerbung eines fremden Indigenates ohne königl. Erlaubnig 
eintretende Verluſt des bayerifchen Indigenates ala hinreichende Repreffiv- 
maßregeln zu erachten feien. Mit Nüdficht auf die hiernach unverfennbare 
Abficht des P. Str. G. B., jede Strafe der unerlaubten Auswanderung aus- 
zufchließen, wurde in einer Min. Entjchl. vom 10. November 1862! auß« 
drüdlich ausgefprochen, daß die Vermögensbeſchlagnahme gegenüber den ohne 
Erlaubnis Ausgewanderten von den Polizeibehörden überhaupt nicht mehr 
und insbefondere auch nicht mehr als proviforische Maßregel zur Sicher: 
jtellung etwaiger im Inlande vorhandener Gläubiger ftattfinden könne. Nur 
wenn mit der Auswanderung zugleich eine Verlegung der Konjkriptiong- 
oder Armeepflichtigfeit begangen worden war, alſo für die Widerjpenftigen 
und Dejerteure, blieb die Bermögensbeichlagnahme und Konfisfation gemäß 
den SS 79 ff. des SHeeredergänzungägefeßes vom Jahre 1828 auch ferner 
zuläffig. 

Behufs Berhinderung der unerlaubten Auswanderung 
beitanden für die Auswanderungserpedienten und Agenten ftrenge Vorſchriften 
binfichtlich ihres Gejchäftsbetriebes. (Näheres ſ. unten). Die Bolizeibehörden 
waren angewiefen, bei Ausftellung von Reifelegitimationen, wenn die Ab— 
fiht Heimlicher Auswanderung zu vermuten war, mit befonderer VBorficht 
zu verfahren und nicht genügend legitimierte Reifende in ihre Heimat Ban 
zuverweiſen ?. kit — 

Die Bewilligung zu Reifen von noch nicht konſkriptionspflichtigen Jüng— 
lingen nach Amerika (und wohl auch nach anderen überfeeiichen Ländern) 
fonnte an die Bedingung vorgängiger Sicherung für die rechtzeitige Heim— 
fehr geknüpft werden?. Kerner hatte die bayerijche Staatöregierung mit einer 


ı Meber, Geſetzes- x. Sammlung VI 104. 

2 Nach der Verordnung, das Paßweſen betr., vom 17. Januar 1837 (R. BL. 
©. 65) ſetzten Reifen ins Ausland vorichriftsmäßige Reifepäfle voraus. Dieſe Be: 
ftimmung wurde jedoch mit königl. Verordnung vom 19. Dezember 1865 (R. BL. 
S. 1409) aufgehoben, nachdem ſchon vorher das Erfordernis eines Paſſes zur Reije 
nach ben Vereinigten Staaten von Nordamerifa mit Rückſicht darauf fallen gelaſſen 
worden war, daß diefe Staaten von ben Einwanderern feine Legitimation verlangten. 

s3 M.E. vom 24. Mai 1853. Nach einer weiteren M.E. vom 18. April 1854 
war jede Art von Reallaution, insbeſondere auch Bürgſchaftsſtellung anzunehmen, 
wobei jedody für einen höheren Betrag als 800 fl Sicherheit nicht verlangt werden 
tonnte. Diefe Summe wurde jedoch bereit? mit M.E. vom 5. Juni 1855 auf 
1500 fl. erhöht. 
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Reihe deutjcher Bundesftaaten im Jahre 1853 Verhandlungen darüber ein= 
geleitet, daß jeder Staat die Angehörigen des anderen, welche ohne genügende 
Reifepapiere nach überjeeifchen Ländern auszuwandern oder zu reifen beab— 
fichtigen, im alle ihres Betretens in die frühere Heimat zurückweiſe und 
den von ihm fonzejfionierten Agenten unterfage, mit Angehörigen des anderen 
Staates Überfahrtäverträge abzufchließen, wenn diefelben nicht zuvor durch 
gültige Auswanderungafonjenje oder Reifepäfle fich ausgewiefen hatten. Nach- 
dem die meiften der angegangenen Staaten fich zur ganzen oder doch teil- 
weijen Annahme dieſes Borfchlages bereit gezeigt Hatten, wurde in Bayern 
in diefem Sinne am 4. April 1855 verfügt. Endlich war die bayerijche 
Staatöregierung ſtets darauf bedacht, daß Bayern in anderen Staaten nicht 
ala Unterthanen aufgenommen wurden, bevor fie nicht ihre Entlaffung oder 
doch ein Zeugnis über ihre eventuelle Entlaffung aus dem bayerifchen Staats- 
verband erlangt hatten. Dabei wahrte fi) die bayeriſche Staatäregierung 
insbefondere auch gegenüber anderen deutjchen Staaten ſtets das Recht, 
ihrerjeit8 zu prüfen, ob die Borausjegungen zur Auswanderung gegeben jeien, 
was unter anderm eine förmliche Übereinkunft jwijchen Bayern und Sachſen 
zur Folge hatte, worin beide Staaten ſich verpflichteten, feine Angehörigen 
des anderen Staates ohne vorgängige Entlaffung aus dem bisherigen Staats- 
verbande bei fich aufzunehmen!. ine gleiche Vereinbarung wurde auf An— 
regung Bayerns im Jahre 1852 mit Preußen erzielt, wo e8 nach einem 
Geſetz vom 31. Dezember 1842 bei der Naturalifation von Ausländern der 
Beibringung einer Auswanderungsbewilligung der bisherigen Heimatbehörde 
nicht bedurfte. 

Hier wäre auch der Ort, um des auf Snitiative Könige Mar I. 
im Jahre 1856 an den Bundestag gebrachten Antrages zu gedenken, welcher 
die einheitliche Regelung de& Auswanderungswefens für das gefamte Bundes- 
gebiet verfolgte. Da jedoch diefer Antrag mehr in die Auswanderungspolitik 
einjchlägt, jo halte ich e& für zweckmäßig, denjelben in dem die Austwanderungs- 
politif behandelnden Abjchnitte feinem ganzen Inhalte nach zu erörtern und 
mag bier diefer Hinweis um fo mehr genügen, als fraglicher Antrag wie 
überhaupt jo auch insbefondere Hinfichtlich der Auswanderungsgefeßgebung zu 
einem pofitiven Ergebniffe nicht führte. 

Die dargeftellten Grundzüge, wie fie fich im Laufe der Zeit allmählich 
entwidelt haben, beftanden bi8 zum Jahre 1868 formell zu Recht. In 
diefem Jahre brachte zunächlt das Gejek über die Wehrverjafjung 


— 
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vom 30. Januar 1868! Hinfichtlich des Einfluffes der Wehrpflicht auf die 
Auswanderung weſentlich mildere Beitimmungen, welche um jo mehr ins 
Gewicht fallen, ala gerade die noch in jungen Jahren jtehenden Manns— 
perfonen jtet3 eine große Anzahl der Auswanderer überhaupt ftellten. Nach 
dem bezeichneten Geſetz jollte die bewaffnete Macht Bayerns fortan aus 
dem ftehenden Heere, welches wieder in die aktive Armee und in die Reſerve 
fich teilte, und wozu auch die Erfaßmannfchaiten I. und II. Klaſſe gehörten, 
und aus der Landwehr bejtehen ; die Dienftzeit dauerte in der aktiven Armee 
und in der Referve je 3, in der Landwehr 5 Jahre, die Wehrpflicht ſelbſt 
aber begann mit dem 1. Januar desjenigen Jahres, in welchem der Pflichtige 
das 21. Lebensjahr vollendete, 

Die Erjaßmannftellung war für unzuläffig erklärt. Hinfichtlich der ı 
Auswanderung bejtimmte Art. 73, daß diefelbe feinem MWehrpflichtigen von 
dem Zeitpunkt des Beginns feiner Wehrpflicht an zu geftatten fei, bevor 
er entweder in die aktive Armee einjehließlich der Erfagmannfchaft eingereiht 
oder feine Befreiung von dev Wehrpflicht endgültig feftgeftellt jei. Angehörige 
der aktiven Armee einfchließlich der Erfaßmannfchaften und der zu mili— 
tärifchen Arbeiten in Bereitichaft gehaltenen unwürdigen Wehrpflichtigen 
durften nur mit militärdienftlicher Bewilligung auswandern, wogegen Reſer— 
vilten und Landwehrmänner an der Auswanderung nicht gehindert waren. 
Hiermit war die Auswanderung bis zum Tage des Beginn der Wehrpflicht, 
fowie vom Zeitpunkt der erfüllten Wehrpflicht in der aktiven Armee principiell 
vollftändig freigegeben und die älteren Beitimmungen, wonad Auswanderer 
einen Erfaßmann oder Kaution wegen Erfüllung der Militärpflicht zu ftellen 
oder irgend eine Reluitionsfumme zu leiften Hatten, bejeitigt. Um aber 
Auswanderungen, welche lediglich zum Schein und in der Abficht, der 
Mehrpflicht fich zu entziehen, vollzogen werden möchten, entgegenzutreten, 
hatte Art. 10 des MWehrverfaffungsgejeges die Beitimmung getroffen, daß, 
wer nach vollendetem 16. Zebensjahr aus Bayern ausgewandert war, ohne 
in der aktiven Armee gedient zu haben, im Falle der Rückwanderung, joweit 
nicht durch Staatöverträge anderes beſtimmt fei, unter den fonftigen gejeß- 
lichen Borausfegungen wehrpflichtig werde und bei der nächiten Heeres— 
ergänzung, fofern er am 1. Januar des betreffenden Jahres das 31. Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet Hatte, der Einreihung in die aktive Armee unter— 
liegen ſolle. Auch war Ausgewanderten der ftändige Aufenthalt in Bayern 
als fremden bis zum vollendeten 32. Lebensjahr — vorbehaltlich be— 
jonderer Staatöverträge — unterfagt und Rückwanderer, welche bereits in 
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der aktiven Armee gedient hatten, mußten in die geſetzlich bejtimmte Dienſt— 
pflicht ihrer Altersklaſſe wieder eintreten. 

Die Behandlung der vor erreichtem Alter der Wehrpflicht Ausgewanderten 
war übrigens verjchieden, je nachdem diefelben mit oder ohne obrigkeitliche 
Bewilligung weggezogen waren. Zwar trat bei beiden Kategorien von 
Auswanderern der Verlust des bayerifchen Indigenates erjt mit der Naturali- 
fation im fremden Staate ein, allein die mit Erlaubnis Ausgewanderten 
wurden von dem Moment ihres Wegzuges als von der Wehrpflicht gegen- 
über dem bayerifchen Staat entbunden betrachtet und nur im Fall ihrer 
Rückkehr nad) Bayern vor Erwerb des fremden Indigenates gleich einem 
Rückwanderer nah Art. 10 eit. behandelt, während die ohne obrigfeitliche 
Bewilligung Ausgewanderten bis zum Zeitpunkt ihrer definitiven Aufnahme 
in den fremden Staatöverband Hinfichtlih der Wehrpflicht allen Ver— 
pflichtungen der Inländer unterworfen waren und daher gegebenen Falles 
wegen Ungehorjam und Widerjpenjtigkeit nach Art. 76 und 77 des Wehr— 
verfaſſungsgeſetzes bejtraft und bei ihrer Rückkehr, fofern fie nicht bereits 
eine fremde Naturalifation erlangt hatten, gemäß Art. 77 Abſ. 3 daſelbſt 
nachträglich auf die volle geſetzliche Dienstzeit in die Armee eingereiht 
wurden. Mit dem MWehrverfaffungsgejeg war auch der Iekte Reſt der bisher 
zuläffigen VBermögensbeichlagnahme gefallen, indem diejelbe fortan auch 
gegen folche Auswanderer nicht mehr auläffig war, welche als Ungehorjame, 
Widerſpenſtige oder Deſerteurs anzujehen waren, ja Art. 90 enthielt jogar 
die Anordnung, daß dad (auf Grund der früheren Gejetgebung) mit Be- 
ichlag belegte Bermögen eines Widerfpenjtigen oder Dejerteurd nach Dedung 
der Strafen, Koſten und Schadenserſatzanſprüche — vorbehaltlich einer nur 
tranfitorifchen Beſtimmung in Art. 88 daſelbſt — an die Berechtigten, alſo 
zunächſt an die MWiderfpenftigen und Deſerteurs ſelbſt herauszugeben jei. 

Indeſſen war mit den durch das Wehrverfaſſungsgeſetz geichaffenen Er- 
leichterungen der Auswanderung die Reihe derjelben keineswegs abgeſchloſſen. 
Wir haben gefehen, daß den bayerifchen Unterthanen ein Recht auf Aus: 
wanderung nur nach den Übrigen deutichen Bundesjtaaten durch die Ver: 
fafjungsurkunde zugeftanden wurde, während im übrigen das Verbot ber 
Auswanderung auch nach dem Jahre 1818 formell in Geltung blieb, 
wenngleich dasfelbe in der Praris nur ausnahmsweiſe mehr gehandhabt 
wurde. Durch den Fortbeitand dieſes Verbot? hatte die Regierung die 
Befugnis behalten, die Auswanderung nach nichtdeutichen Staaten nad 
den jeweiligen Berhältniffen zu regeln, wovon fie, teilweije beftimmt durd) 
die Verhältniffe in den fremden Staaten, auch vielfach Gebrauch gemacht 
bat. Dieje zahlreichen Vollzugsvorſchriften konnten jelbftverftändlich durch 
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einfache Regierungsanordnung auch jederzeit abgeändert werden. Gerade 
jene Vorſchriften, welche die Erteilung der Austwanderungsbewilligung von 
der Erfüllung gewiſſer Anforderungen, die feitens fremder Staaten an die 
Einwanderer gejtellt waren, abhängig machten, enthielten eine gewifje Be— 
vormundung des Auswandererd, welchen zunächit jelbjt die Sorge dafür 
zu überlaflen ift, wie er in einem fremden Staat aufgenommen werde und 
forttomme, und waren daher mit der liberaler gewordenen Anjchauung der 
bayerifchen Regierung über die Auswanderung nicht wohl mehr vereinbar. 
68 war denn auch ſchon Mitte der fechziger Jahre eine Sichtung und 
Revifton des bisher ebenjo zerjtreuten als mannigfaltigen Materials ala 
Bedürfnis empfunden, aber zunächjt durch die Ereignifje des Jahres 1866 in 
den Hintergrund gedrängt und ſodann mit Nüdficht auf die in Augficht ge— 
nommene Anderung der Wehrgejehgebung verfchoben worden. Kaum war das 
MWehrveriaffungsgejeß vom Jahre 1868 in Kraft getreten, fo erging auch be— 
reit3 unterm 2. Februar defjelben Jahres eine Min.-Entſchließung, 
welche die mit Rüdficht auf den damaligen Stand der Gejebgebung und 
politifchen Verhältniſſe revidierten bisherigen Beftimmungen kurz und: über- 
fihtlich in wenigen Paragraphen zuſammenfaßte. Zum erjten mal finden 
wir bier allgemein und bedingungslos auggeiprochen, daß die 
Erlaubnis zum Auswandern nicht verſagt werden dürfe, wenn der Aus— 
wandernde zuvor den gejeßlichen WVerbindlichkeiten gegen fein Vaterland 
genügt hat!. Die Erlaubnis durjte daher nicht erteilt werden Perjonen, 
welchen die Forderungen des Geſetzes über die Wehrverfafjung entgegen- 
ftanden, welche mit Gntrichtung öffentlicher Abgaben im Rückſtande, in 
einer Unterfuchung bejangen oder zur Strafe verurteilt waren, jo lange die 
Unterjuchung nicht beendet bezw. die Strafe nicht erftanden oder im Gnaden— 
weg erlaffen worden war. Daß der Auswanderer auch feine privatrechtlichen 
Berbindlichkeiten zu erfüllen hatte, wurde zwar auch Hier verlangt und 
hatte die Diftriftspolizeibehörde zur Sicherung der Gläubiger die Aus 
wanderungsgefuche öffentlich bekannt zu machen, allein dieſes Erfordernis 
hatte, wie mir zweifellos erjcheint, nicht mehr den Sinn, daß die Nicht- 
erfüllung der privatrechtlichen WVerbindlichkeiten die Verfagung der Aus— 
wanderungsbemwilligung zur Folge haben follte, ala vielmehr nur den Zweck, 
etwaige Gläubiger in die Lage zu verjegen, ihre Anfprüche gegen Aus— 
wanderungsluftige rechtzeitig zuftändigen Orts geltend machen zu können. Wie 
Ichon bisher, mußte der Auswanderer auch digpofitionsfähig, und andernjalle 
die Zuftimmung feines Gewalthabers gegeben jein. Gine Kautionaleiftung 


! Über die Bedeutung diefer Beftimmung ſ. S. 11 Anm. 1. 


92 G. Krieg, Auswanderungsweien in Bayern. 


fonnte nicht nur, wie bereit3 bemerkt, wegen eventueller Erfüllung der 
Militärpflicht, fondern auch zur Sicherung der Heimatgemeinde für den 
Fall, daß ein Auswanderer vor erlangter Naturalifation im Auslande nach 
Bayern zurüdfehren follte, nicht mehr auferlegt werden. Dagegen blieb 
aufrecht erhalten die DVerfchiedenheit des für die Beicheidung der Aus— 
mwanderungögefuche zu beobachtenden Verfahrens, je nachdem die Auswande— 
rung in folche Länder beabfichtigt war, in welchen die Aufnahme in den 
Unterthanenverband fofort erfolgen fonnte, oder in welchen die Naturalifation 
von Ausländern erſt nad längerem Aufenthalt im Lande zuläffig war. 
Die Beitinnmungen über den Verluft des Indigenates beitanden mit der Ver- 
faſſungsurkunde vorerſt unverändert fort. Die ohne obrigkeitliche Erlaubnis 
Ausgewanderten, welche bereits militärpflichtig oder in die Armee eingereiht 
waren, wurden von den gefeßlichen Folgen der Widerfpenftigkeit und der 
Defertion betroffen. 

Ein welentlicher Teil der Bedeutung diefer Entjchließung ift in dem 
zu finden, was in derjelben nicht aufgenommen und daher vermöge aus— 
drüdlicher Beitimmung in $ 14 außer Wirkfamfeit gejeßt wurde. Diejeg 
waren aber gerade jene Beitimmungen, gemäß welchen die Erteilung der 
Auswanderungsbewilligung bisher an Forderungen geknüpft war, welche 
von freinden Staaten an die Perfonen gejtellt wurden, die in biejelben 
einwandern wollten, oder welche der Fürſorge der bayerischen Staatsregierung 
dafür entjprungen waren, daß der Auswanderer das Ziel feiner Reife erreiche 
und nach Ankunft am neuen Beftimmungsort dag zur erjten Friſtung der 
Subfiftenz Erforderliche befige. Der Nichtbefig eines gewifjen Vermögens oder 
von bejtimmten Reifemitteln follte daher fortan feinen Grund zur Verſagung 
der Auswanderunggerlaubniß mehr bilden. 

Der ferneren Entjtehung folcher VBerhältniffe, welche die früher erwähnten 
Rellamationen der Regierung der Vereinigten Staaten von Nord— 
amerifa herbeigeführt hatten (j. oben III Anm. 2 ©. 15), war bereits 
durch das MWehrverfaffungsgejeh zum Zeil der Boden entzogen. Eine Duelle 
zu Differenzen blieb aber immer noch darin beitehen, daß der ohne obrig- 
feitliche Bewilligung und ohne Erfüllung der Wehrpflicht Ausgewanderte 
der Strafe der Widerſpenſtigkeit unterlag und die Vollftredung der gegen 
ihn rechtskräftig erkannten Strafe im Falle der Rückkehr nach Bayern jelbit 
dann zu gewärtigen hatte, wenn er inzwijchen eine fremde Staatsangehörig- 
feit erworben Hatte. Um auch diefe Quelle zu internationalen Berwidelungen 
zu verfchließen, wurde nach dem Vorgang des Norddeutichen Bundes und 
der BVereinigten Staaten von Nordamerifa auch zwijchen lebteren und 
Bayern eine Verftändigung gefucht, was zu dem Vertrag und Zuſatz— 
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protofoll vom 26. April 1868! führte. Hiernach find die Ans 
gehörigen des einen Staates, welche naturalifierte Angehörige des anderen 
Staates geworden find und in letzterem 5 Jahre lang ununterbrochen fich 
aufgehalten haben, ala Angehörige des lekteren Staates zu behandeln. Wer 
jedoch die Naturalifation in dem einen Staate erworben hatte, nachdem er 
in gejeßlicher Weije aus dem bisherigen Unterthanenverband entlaffen worden 
war, ift fofort nach erfolgter Naturalifation ala Angehöriger des erfteren 
Staates anzujehen, ohne daß e3 eines füntjährigen Aufenthaltes in dem 
neuen Baterland bedurfte. Die bloße Erklärung der Abficht, Staate- 
angehöriger des einen oder anderen Teile werden zu wollen, ſoll in Bezug 
auf feinen ber beiden vertragichließenden Zeile die Wirkung der Naturali= 
fation haben. Wenn ein in dem einen Staate naturalifierter Angehöriger 
des anderen Staates in feinem früheren Heimatäftaate fich niederläßt, ohne 
die Abficht, nach feinem neuen Heimatland zurückzukehren, jo foll er als 
auf die Naturalifation verzichtleiftend angefehen werden, wobei der Verzicht 
auf die Nüdkehr ala vorhanden angenommen werden darf, wenn der Aufent» 
halt in dem urfprünglichen Heimatlande länger als zwei Jahre dauert. 
Ferner ſoll ein naturalifierter Angehöriger des einen Teil bei etwaiger 
Rücktehr in das Gebiet des anderen Teil wegen einer nach den Geſetzen 
des lebteren mit Strafe bedrohten Handlung, welche er vor feiner Aus» 
wanderung verübt hat, zur Unterfuchung und Strafe gezogen werden können, 
jofern nicht nach den bezüglichen Geſetzen des ursprünglichen Vaterlands 
Berjährung oder fonjtige Straflofigkeit eingetreten ift. Hierzu wurde in 
dem Protokoll ausdrüdlich anerfannt, daß eine mach Vorjtehendem ala 
dem anderen Staate angehörig zu betrachtende Perfon bei ihrer etwaigen 
Rückkehr in ihr früheres Vaterland auch nicht wegen des etwa durch die 
Auswanderung felbjt begangenen Reates einer Strafe unterworfen werden 
fönne und ſelbſt nicht fpäter, wenn fie bie neuerworbene Staatsangehörig- 
feit wieder verloren haben ſollte. Durch letztere Beitimmung wurde gerade 
der Fall getroffen, wenn ein Bayer ohne obrigkeitliche Bewilligung und 
ohne Erfüllung der Wehrpflicht von Bayern fortgezogen und fodann nad) 
jeinem Wegzuge wegen Widerjpenftigfeit rechtskräftig zur Strafe verurteilt 
worden war?. 


1 R.S. 2153. 

2 Die gegenteilige Anſchauung iſt in den Bl. XIX 108 vertreten — 
ficher mit Unrecht. Denn wenn auch zuzugeben iſt, daß die Reate des Ungehor— 
ſams und der Widerſpenſtigkeit im Sinne der Art. 76 und 77 bes Wehrverf. Gef. 
von 1868 nicht durch die Auswanderung jelbft, jondern vielmehr durch die Unterlaffung 
jener Handlungen, welche zum Thatbeftande dieſer Reate nad) den —. geſehz⸗ 
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Sole infolge ungefeßlicher Auswanderung verwirkte Strafen jollen 
gegen denjenigen Auswanderer, welcher nach vorjtehendem als Angehöriger 
der Vereinigten Staaten anzufehen war, bei der Rückkehr nach Bayern nicht 
volljtredtt werden, es jei denn, daß die jtrafbare That jchon vor der Aus— 
wanderung vollendet war. Da nun der Erlaß einer rechtskräftig zuer— 
kannten Strafe nur im Gnadenwege zuläfig ift, jo wurden mit Entichließung 
des königl. Staatsminifteriums der Juſtiz vom 22. Mai 1869! die ftaats- 
anwaltichaftlichen Beamten de8 Königreiches angewiefen, in allen Fällen, in 
welchen rechtäfräftige Verurteilungen unter den bezeichneten Vorausſetzungen 
vorliegen, die Begnadigung mit Auffchub des Strafvollzuges anzuregen. 

Nachdem infolge der Kriegsereignifie des Jahres 1866 die deutjche Bundes= 
akte vom Jahre 1815 mit dem Deutjchen Bunde Hinfällig geworden war, 
famen die königl. preußijche und die fönigl. bayerijche Regierung 
burch beiderjeitige Minifterial-Erflärungen vom 10. Dezember 
1868 und 20. Februar 1869° dahin überein, daß auch ferner die 
Naturalifation eineg Angehörigen des einen Staates in dem andern Staate 
erit nach Beibringung des Nachweifes über die Entlaffung aus dem bis— 
berigen Unterthanenverband erfolgen und die Entlaffung des Angehörigen 
des einen Staates, welcher in den andern auszuwandern beabfichtige, erſt 


lichen Beitimmungen erforderlich find, begangen werden, jo kann doch nicht vertannt 
werben, da dieje Neate mit der Auswanderung in einem jehr mittelbaren Zufammen: 
hang infoferne ftehen, als die Auswanderung die direfte Urſache der Unterlaffung 
fraglicdher Handlung bildet. Wäre mit dem „durch die Auswanderung jelbft began- 
genen Reate” nicht gerade der Ungehorfam und die Widerfpenftigfeit im Sinne ber 
bezeichneten Artikel zu verftehen, dann wäre die vertragsmäßige Beſtimmung bezüg- 
li der Straflofigfeit ded3 durch die Auswanderung ſelbſt begangenen Reates über: 
haupt gänzlich inhaltlos, denn die Auswanderung ala folche war im Jahre 18368 
bereits längft nicht mehr ftrafbar. Wenn man daher den vertragichließenden Regie 
rungen nicht die Auffitellung einer gänzlich überflüffigen Beftimmung imputieren will, 
jo wird man ſchon auf Grund bes Vertrages jelbft zu der Anſchauung gedrängt, daß 
unter dem durch die Auswanderung begangenen Reate der Ungehorfam und die Wider: 
jpenftigkeit zu begreifen find, da fie in der Regel die, wenn auch mittelbare, Folge 
der Auswanderung find und andere Reate ala Folge der Auswanderung nicht wohl 
denfbar ericheinen. Vollends die Entftehungsgejchichte des Vertrages muß den lebten 
Zweifel gegen die Richtigkeit unferer Anfchauung löfen, denn wie bereit3 bemerft, 
war es gerade die feitens der Regierung der Bereinigten Staaten beanftandete Be: 
handlung der Widerjpenftigen durch die bayerische Regierung, welche zu dem Abjchluß 
de3 Vertrages zwischen beiden genannten Regierungen den Anſtoß gegeben hat. 63 
liegt daher lediglich eine ungenaue Fafſung der betreffenden Bertragsbeftimmungen 
vor, ohne daß in der Sache felbft ein berechtigter Zweifel beftehen könnte. 
1Juſt. Din. Bl. ©. 133. 
2 R. Bl. 1869 S. 331. 
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dann bewilligt werden jolle, wenn der Betreffende nachgewiejen hat, daß er 
in den anderen Staat al® Unterthan werde aufgenommen twerden. 

Das Gejeh des Norddeutjhen Bundes vom 1. Juni 1870 
über die Erwerbung und den Berluft der Bundes» und Staatsangehörigfeit 
enthielt in $ 8 Abi. 3 die Beftimmung, daß im Falle der Reziprozität von 
Angehörigen des Königreiche® Bayern vor der Naturalifation in einem 
Staate des genannten Bundes der Nachweis gefordert werden folle, daß fie 
die Militärpflicht gegen ihr bisheriges Vaterland erfüllt haben oder davon 
befreit worden find, während nach $ 16 Norddeutſchen, welche nach Bayern 
auswandern wollten, gleichfall8 unter der Vorausſetzung der Reziprozität 
die Entlaffung zu verweigern war, fo lange fie nicht nachgewiejen hatten, 
daß Bayern fie aufzunehmen bereit ſei. Um die hier vorausgeſetzte Gegen- 
feitigfeit des Berfahrens herbeizuführen, wurde im Juli 1870 durch die 
Gejandtichaft des Norddeutichen Bundes bei der fönigl. bayerifchen Staat» 
regierung die Abichließung eines Übereinkommens wie des eben erwähnten 
mit Preußen zwiichen dem Norbdeutfchen Bunde und Bayern angeregt. Die 
desfallfigen Verhandlungen wurden aber zunächit durch den Eintritt des 
deutfch-franzöfiichen Kriege hingehalten und jodann durch die mit Wirk: 
famteit vom 13. Mai 1871 erfolgte Einführung des bezeichneten nord» 
deutichen Gejehes in Bayern, welche die Aufhebung der Beitimmungen in 
$ 8 Abf. 3 und in $ 16 dieſes Gefeßes zur Folge hatte, gegenftandalos. 
Übrigens war in Bayern auch in der Zeit von der Auflöfung des alten 
Deutichen Bundes bis zur Gründung des Deutjchen Reiches Hinfichtlich der 
Auswanderung nad jämtlichen Territorien, welche das ehemalige Bundes— 
gebiet gebildet hatten, ftet an dem durch die Bundesakte und fpätere Über: 
einfommen gefchaffenen Rechtszuftand feftgehalten worden, was, joweit das 
Auswanderungsrecht der bayerifchen Unterthanen nach einem jolchen Terri— 
torium in Yrage ftand, auch ſchon um deswillen nicht anders möglich war, 
weil in diefer Beziehung für Bayern nicht nur die Bundesakte, fondern auch 
die Verfaflungsurfunde vom Jahre 1818 maßgebend war, in welch’ Ießterer 
den bayerifchen Unterthanen ein bedingtes Recht zur Auswanderung nad) 
den Staaten des vormaligen Deutjchen Bundes mit verfaffungsmäßigem Schub 
gewährleijtet war, welches durch Aufhebung der Bundesakte nicht berührt 
wurde. 

In dem erwähnten Gejeg vom 1. Juni 1870, durch welches bie 
Beitimmungen der bayerischen Verfaffungsurkunde über Indigenat und Aus- 
wanderung jomwie die jämtlichen auf Grund diefer Beftimmungen ergangenen 
Berordnungen, insbeſondere auch die Normativentichließung vom 2. Februar 
1868 aufgehoben wurde, ift das Recht auf Auswanderung gleichviel nad 

3* 
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welchen Staaten und Ländern im Princip anerkannt. Doch ijt Hierbei ein 
Unterfchied Hinfichtlich der VBorausfegungen, unter welchen die Auswanderung 
geftattet ijt, je nachdem die Auswanderung nach einem anderen beutfchen 
Bundesjtaat oder ind Ausland beabfichtigt ift. Während nämlich derjenige, 
welcher nach einem anderen deutfchen Bundesſtaat auswandern will, um die 
an Stelle der Auswanderungsbewilligung getretene Entlaffung aus der bis— 
herigen Staatdangehörigkeit zu erlangen, Tediglich den Erwerb der Staats— 
angehörigfeit in dem anderen Bundesjtaate nachzumweifen braucht, darf in 
Ermangelung dieſes Nachweifes die Entlaffung nicht erteilt werden: 

1. Wehrpflichtigen im Alter vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 
25. Lebenjahr, bevor fie ein Zeugnis der Erſatzkommiſſion darliber beige- 
bracht haben, daß fie die Entlaffung nicht bloß in der Abficht nachjuchen, 
um fich dev Militärdienftpflicht zu entziehen !; 

2. Militärperfonen, welche zum jtehenden Heere oder zur Flotte ge= 
hören, dann Offizieren und Sanitätsoffizieren des Beurlaubtenjtandes und 
Beamten, bevor fie aus dem Dienfte entlaffen find ?; 

3. den nicht als Dffiziere angeftellten Referviften und Wehrmännern 
I. Aufgebot, jowie den Erfaßrejerviften, nachdem fie zum aftiven Dienft 
einberufen find. In der Zeit, in welcher fie zum Dienjt nicht einberufen 
find, kann diefen Kategorien zwar die Erlaubnis zur Auswanderung nicht 
verfagt werden, doch darf die Aushändigung der Entlafjungsurfunde erſt auf 
Grund einer Beicheinigung des Bezirkskommandos darüber erfolgen, daß der 
Auswanderung eine Einberufung zum aktiven Dienjte nicht entgegenſteht?; 

4. den vorläufig in die Heimat beurlaubten Rekruten und Freiwilligen, 
den bis zur Entfcheidung über ihr ferneres Militärverhältnis zur Dispo— 
fition der Erſatzbehörden Entlaffenen ſowie den vor erfüllter aktiver Dienſt— 
pflicht zur Dispofition der Truppen- (Marine) Zeile beurlaubten Mann 
——— ſoferne nicht die Genehmigung ſeitens der Militärbehörden erteilt iſt“. 


18 1 Abi. 2 Ziff. 1 des Bei. 

2 Ziff. 2a. a. D.; cf. auch $ 60 Ziff. 1 des R. Mil. Gel. vom 2. Mai 1874. 

28 15 Abi. 2 gif. 3 des St. A. G. $ 15 Abi. 3 des Gel. betr. die Verpflich: 
tung zum Kriegsdienſt vom 9. November 1867, $ 11 und $ 20 des R. G. betr. die 
Anderung der Wehrpflicht vom 11. Februar 1888. 

+860 Ziff. 1, 8 56 Ziff. 2—4 des R. Mil. Gef. An 8 60 Ziff. 1 eit. find 
als der „Genehmigung“ der Militärbehörde bedürftig anch die Offiziere und im 
Offiziersrange ftehenden Arzte der Reſerve und der Landwehr I. Aufgebotes inbegriffen. 
Sieht man lediglich auf den Wortlaut, jo jcheint diefe Beftimmung des R. Mil. Gei., 
ſoweit diejelbe auf die ebengenannte Kategorie von Militärperjonen fich bezieht, in 
Widerfpruch mit $ 15 Abi. 2 Ziff. 2 des St. A. G. zu ftehen; denn dafür, die Dienit: 
entlaffung und die Genehmigung der Militärbehörde zur Auswanderung zu verlangen, 
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MWehrpflichtige, welche entgegen dieſen Beitimmungen auswandern, 
unterliegen den auf Verlegung der Wehrpflicht, bezw. auf Fahnenflucht 
und auf Auswanderung ohne Erlaubnis beftehenden gejeglichen Straien!, 
Die Angehörigen der Landwehr II. Aufgebot? bedürfen außer dem Falle 
einer bejonderen Anordnung für die Zeit eines Krieges oder einer Kriegs— 
gefahr zwar feiner Erlaubnis zur Auswanderung, find jedoch verpflichtet, 
bei Strafvermeidung von einer bevorftehenden Auswanderung der zuftändigen 
Militärbehörde Anzeige zu machen, worauf den Offizieren und Sanitäts- 
offizieren die Verabſchiedung ſeitens der Militärbehörde erteilt wird?. 

Aus anderen als den erwähnten Gründen darf in Friedenszeiten Auswan« 
derern die Entlafjung nicht verweigert werden, während für die Zeit eines 
Krieges oder einer Kriegägefahr dem Bundespräfidium dev Erlaß bejonderer 
Anordnungen vorbehalten bleibt?. 

Als eine im Gefe Über die Erwerbung und den Berluft der Bundes» 
und Staatsangehörigkeit zwar nicht ausdrüdlich aufgeftellte, aber ala jelbit- 
verftändlich zu bezeichnende Vorausſetzung für die Erteilung der Entlaffung 
muß auch die Dispofitionsfähigkeit des Auswanderungsluftigen und in deren 
Ermangelung die Zuftimmung des Gewalthabers defjelben gefordert werden. 


fehlt jede innere Berechtigung, indem das Requifit der Genehmigung neben jenem der 
Dienftentlaffung praktiſch gänzlich bedeutungslos erfcheint. Es könnte ſich daher 
fragen, ob etwa bie ältere Beſtimmung bes St. A. G. durch die neuere bes R. Mil. Gef. 
aufgehoben jei. Allein biefe Frage muß jchon um deswillen verneint werden, weil 
auch bei den Offizieren der Yandwehr II. Aufgebotes die Dienftentlaffung eine Voraus: 
feßung der Auswanderung bildet und weil, was Hinfichtlich diefer Kategorie geforbert 
wird, zum minbdeften auch bei den Offizieren der Nejerve und der Landwehr I. Auf: 
gebotes verlangt werden muß. Zudem würde die Annahme, als fei die Beftimmung 
des St. A. G. durch das R. Mil. Gef. aufgehoben, die Tyolge haben, daß jemand die 
Gigenichaft eines deutſchen Offizier auch nach Verluſt der Reichsangehörigkeit bei- 
behalten fünnte, was unzuläffig ift. Hiernach ift anzunehmen, daß $ 60 Ziff. 1 des 
R. Mil. Gef. Hinfichtlich der aus dem Militärverhältniffe abzuleitenden Borbedingungen 
für die Auswanderung von Offizieren 2. des Beurlaubtenftandes das nämliche Er: 
forderni3 wie der $ 15 des St. A. ©. aufftellen wollte und lediglich die hierfür ge: 
wählte Faſſung feine genaue ift. 

ı 8140 Ziff. 1 u. 2 und $ 360 Ziff. 3 des R. Str. G. B., $ 60 Ziff. 2 u. 3 
des R. Mil. Gel. und SS 69 ff. des R. Mil. Str.G. 2. vom Jahre 1872. 

2 R.Geſ. betr. Anderungen der Wehrpflicht vom 11. Februar 1888 Art. II 
8 4 Ziff. 3 mit $ 111 Biff. 7. Abf. 2 der bayer. Wehrordnung von 1889, $ 360 
Ziff. 3 des R. Str. G.B. Den Offizieren 2c. ber Landwehr II. Aufgebotes muß der 
Abichied ſeitens der Militärbehörde erteilt werden, während bezüglich der übrigen 
Offiziere 2c. des Beurlaubtenftandes es dem Ermeſſen der Militärbehörde überlafien 
ift, bie Verabichiedung zu gewähren oder zu verfagen. 

:8 17 des St. A. G. 
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Dies iſt auch, nachdem bereit die zum Bollzug des bezeichneten Geſetzes 
erlaffene bayerische Min.-Entichl. vom 9. Mai 1871 Ziff. 7b eine in dieſem 
Sinne auszulegende Bemerkung enthalten Hatte, in einer Min.-Entichl. vom 
8. April 1873 in Anſehung der unter Bormundichait ftehenden Perjonen 
ausdrüclich ausgeiprochen. Wenn aber die erjtere Entjchließung ferner für 
den Fall, daß der Auswanderungsluftige in einer ftrafrechtlichen Unter— 
ſuchung oder im NRüdftande mit öffentlichen Leiftungen fich befindet, ver— 
ordnet, daß „das Entſprechende vorzufehren jei“, jo iſt felbitverjtändlich, 
daß diefe Vorkehrungen nicht in einer Verweigerung der Entlaffung beftehen 
fönnen, da eine folche Verweigerung im Widerfpruche mit den reichsgeſetz- 
lichen Beitimmungen ftehen und daher unzuläffig fein würde. 

Neben den aufgeführten veichägejeglichen Beſchränkungen der Aus— 
wanderungsfreiheit wird übrigens aus der älteren bayerischen Gefeßgebung 
noch die bereits früher erwähnte Beftimmung der Dienftespragma= 
tif von 1805 ala zu Recht beitehend angejehen, wonach der Genuß einer 
ftaatlichen Penfion im Ausland von befonderer landesherrlicher Bewilligung 
abhängig ift. Kann diefe Beitimmung auch gegenüber dem Reichsgeſetz vom 
1. Juni 1870 ala eine rechtliche Beſchränkung der Auswanderungsfreiheit 
nicht erachtet werden, jo ift diefelbe doch geeignet, einem wenn auch engen 
Perjonenkreife die Auswanderung thatfächlich zu erfchweren. Im Jahre 1871 
erfuhren dieſe Beftimmungen jedoch eine weitere Modifitation zu gunften 
der im Deutfchen Reiche ſich aufhaltenden Penfions- und Unterſtützungs— 
Empfänger, indem folchen Perfonen die Penfion aus der Staatskaſſe in- 
folange abzugäfrei zu verabfolgen ift, ala fie nicht aus dem bayerischen 
Staatöverband förmlich ausfcheiden. Im übrigen bewendete es aber bei 
den früheren Vorjchriften mit der Maßgabe, daß im Jahre 1880 der abzugs⸗ 
freie Höchftbetrag auf 360 Mi. erhöht wurde?. 

Die Entlaffungsurkunde bewirkt mit dem Zeitpunkte der Aushändigung 
den Berluft der Staatsangehörigkeit, die Entlaffung wird aber unwirkſam, 
wenn der Entlafjfene nicht binnen 6 Monaten von dem Tage der Auge 
händigung der Entlaffungsurkfunde feinen Wohnfig außerhalb des Bundes— 
gebietes verlegt oder die Staatsangehörigkeit in einem anderen Bundesftaat 
erwirbt ®, 


— — — 


Amtsbl. des königl. St. M. des Innern S. 400. 

2 Fin. M.E. vom 26. Juli 1871 und vom 27. Oktober 1880, Fin. M. BL 
©. 142 bezw. 451, cf. auch Seydel bayer. Staatärecht III 438/39, welcher die Fort: 
geltung des $ 22 der Dienftespragmatif wenigftens für zweifelhaft hält. 

°8 18 des St. A. G. 
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Die bisher erörterten Beftimmungen über die Entlaffung aus der 
Staatsangehörigkeit find an Stelle jener bayerifchen Vorjchriften getreten, 
welche fi) auf die legale Auswanderung, d. h. auf die Auswanderung mit 
obrigfeitlicher Bewilligung bezogen. Die Unterfchiede zwiſchen der älteren 
bayerifchen und der Neichögefeßgebung jpringen in die Augen, jo daß es 
überflüffig erfcheint, diefelben bejonders aufzuführen. Die rechtlichen Folgen, 
welche jich an die „Heimliche“ Auswanderung oder den bloßen thatjächlichen 
Wegzug ohne vorhergehende Erwirkung der Entlaffung aus dem biöherigen 
Staatöverbande knüpfen, beftehen lediglich in dem Berlufte der Staats» 
_ angehörigfeit, welche auf Grund eines längeren — in der Regel 10jährigen — 
ununterbrochenen Aufenthalts im Auslande unter gewiſſen Borausjegungen 
von ſelbſt eintritt oder durch Beichluß der Gentralbehörde des Heimats— 
ftaated gegenüber jenen Deutfchen außgejprochen werden kann, welche ber 
im alle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr ergangenen allgemeinen Auf- 
forderung zur Rückkehr oder der Aufforderung zum Austritt aus dem fremden 
Staatödienft, in welchen fie fi ohne Erlaubnis ihrer Regierung geftellt 
haben, nicht entiprechen !. 

Strafbar ift die heimliche Auswanderung an fi) auch nach der 
neueren Gejeggebung nicht; nur wenn mit derjelben eine Verlegung ber 
Mehr: oder Militärdienftpflicht zufammentrifft, unterliegt fie der Beitrafung 
aus den letzteren Gefichtöpunften nach den bereit3 erwähnten gejeglichen 
Beitimmungen. 

In dem bayerischen Geſetze vom 8. Auguſt 1878, die Errichtung 
eines DBerwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in Berwaltungsrechts- 
jachen beir.? — Art. 8 Ziff. 1 — ift die Entlaffung aus dem Gtaats- 
verband als Verwaltungsrechtäjache erklärt, deren letztinſtanzielle Beſcheidung 
dem Verwaltungsgerichtshof zukommt. 


II. Nachſteuer und Freizügigleit. 
Von allem Vermögen, welches außer Landes ging, mußte in den 
deutſchen Staaten eine Abgabe — Nachſteuer, Freigeld, Abſchoß, 
Abzug — entrichtet werden. Dieſe Abgabe bildete „eine Entſchädigung 


ı 88 20, 21 und 22 a. a. D., $ 1 des bereits früher erwähnten bayeriſch-ame⸗ 
rifaniichen Staatövertrages von 1868. 
2 Gef. und B.O.DB. ©. 369 ff. 
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für das aus dem Lande zu verbringende Vermögen, welches bisher ala 
integrierender Beitandteil des Öffentlichen Staatövermögens, ala eine bereite 
Duelle der Staatsfräfte angejehen und behandelt worden ift.“ Zuerſt 
waren es die Städte in Deutjchland, welche jchon frühzeitig (im 13. Jahr— 
hundert) Abzug und Nachjteuer forderten und Hierdurch einen Teil der zur 
Aufrechthaltung ihrer inneren Berfaffung erforderlichen Mittel beichafften !. 

In Bayern wurden über die Nachjteuerverhältniffe Mandate in den 
Sahren 1600, 1618, 1620, 1644, 1654 und 1730 erlaffen, deren Inhalt 
in Verordnungen vom 14. Juni 1740 und vom 21. Juli 1786 wiederholt 
und ſodann in einer weiteren Verordnung vom 28. Juni 1794? in 
mehreren Punkten näher präzifiert if. Hiernach mußten von allem Ver— 
mögen, welches anläßlich der Auswanderung aus dem Lande gebracht wurde, 
in der Negel 10%o des Wertes als Freigeld, Nachiteuer — census emi- 
grationis — bezahlt werden. Der gleiche Betrag wurde unter dem 
Namen Abzug — census detractionis, gabella hereditaria — von dem— 
jenigen Vermögen erhoben, welche® durch Erbgang, Heirat oder „in 
anderen dergleichen Wegen” aus dem Lande gezogen wurde. ine Ab— 
weihung von dem Gabe zu 10°%o fand ftatt, wenn durch gegenjeitige 
Verträge ein anderes bedungen war oder wenn von auswärtigen Staaten 
ein mehreres gegen Bayern gefordert wurde. — Bon dem nach Öfterreich 
ausgeführten Vermögen wurde überdies eine Emigrationstare bon 
30/9 erhoben, da in Öſterreich von den außer Landes ziehenden Familien 
der gleiche Betrag unter diefem Zitel erhoben wurde. Die 10'oige 
Nachiteuer, ſowie diefe Emigrationstare wurde in dem bereits wiederholt 
erwähnten Mandate vom 6. Juli 1804 beibehalten. Die Nachiteuer durfte 
nur don dem wirklich exrportierten Vermögen erhoben werden, wobei ala 
Zeitpunkt der Erportation hinfichtlich des beweglichen Vermögens die Zeit 
der Auswanderung oder, jofern die Perfon, welcher das Vermögen gehörte, 
ichon im Auslande fich befand, die Zeit des Anfalles, bei dem unbeweglichen 
Vermögen aber die Zeit des Verkaufes anzufehen war?. Die fogenannte 
inländifche Nachjteuer, welche bei dem Verziehen innerhalb des Landes in 
ziemlich ausgedehnten Maße üblich war, wurde gegen Ende des vorigen 
und im Anfang dieſes Jahrhunderts als dem allgemeinen Staalswohl 


1 Bodmann, pragmatiiche Geichichte, Grund und inneres Territorialverhältnis 
bes Abzugs- und Nachfteuerrechtes in Deutjchland überhaupt und im Erzftifte Mainz 
insbejondere, Mainz 1791. 

2 Döll. IT 91—102. 

: M.E. vom 14. Auguft 1811 ©. 103 a. a. ©. 
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entgegenlaufend gänzlich aufgehoben!. Die Berechtigung zum Bezug der 
Nachfteuer ftand in der Regel dem Landeshern als Regal zu?. 

Mit der Nachiteuer in unmittelbarjter Beziehung ftand die „Frei— 
zügigkeit“, vermöge welcher das aus dem Lande verbrachte Vermögen 
von der Nachjteuer frei war, fofern mit den fremden Staaten, in welche 
das Vermögen überging, desfallfige bejondere Berträge abgejchloffen waren 
oder fofern doch die Fremden Staaten auch von dem aus ihrem Gebiete 
nach Bayern Üübergegangenen Vermögen eine ſolche Abgabe nicht forderten, — 
vertragsmäßige oder reciprozierliche reizügigfeit. Beide Arten der Frei— 
zügigfeit beftanden jchon früh; jo ijt bereits in dem erwähnten Mandat 
von 1740 bemerkt, wie bezüglich der auf Grund von Verträgen oder von 
Reciprocität jchon bisher geübten Freizügigkeit gegen verjchiedene an— 
grenzende Länder eine Anderung nicht beabfichtigt jei und im Jahre 1769 
wurde die Freizügigkeit gegen Zirol wieder aufgehoben, weil eine jolche 
auch feiten® des letzteren Landes gegen Bayern nicht mehr beobachtet wurde®. 
Diefer Fall, jowie ähnliche Anftände, welche gegen Böhmen fich ergeben 
hatten, veranlaßten den Kurfürften, im Jahre 1794 fich die Frage vor« 
zulegen, ob nicht die bisher beitandene Freizügigkeit durchgehends aufzuheben 
und das Freigeld gegen alle auswärtigen Staaten einzuführen fei, was zu 
der Anordnung führte, dab die Grundjäße der Freizügigkeit fernerhin nur 
mehr gegen jene Staaten allein anzuwenden feien, mit welchen bezügliche 
förmliche Verträge beitanden. Hieran wurde aber nicht lange jejtgehalten, 
denn fchon in dem Mandate vom 6. Yuli 1804 wurde auch die Frei— 
zügigfeit auf Grund der bloß thatjächlich geübten Gegenfeitigfeit wieder 
zugelaſſen. 

Was zunächſt das Verhältnis zu den anderen deutſchen Staaten 
anbelangt, ſo war mit Kurſachſen bereits im Jahre 1794 eine Ver— 
einbarung wegen gegenſeitiger Aufhebung des landesherrlichen Freigeldes 
getroffen worden. Dem folgten Verträge mit Sachſen-Koburg (1802), 
Kurbaden und ſterreich (1804), Preußen (1805), Schwarz— 
burg-Sondershaufen (1806), Großherzogtum Heſſen (1808), 
Naſſau und Sahjen-Meiningen (1809), Reuß j. 2%. (1811), 
Sadhjen-Altenburg (1812), Sahjen- Weimar (1816) und Kur— 


ı Siehe indbeiondere die Mandate vom 26. Februar 1780, 24. Auguft 1799, 
14. Dezember 1801 und 28. September 1806 ©. 83, 85, 86 und 90 a. a. D. 

® Näheres hierüber, dann über die Verechtigung ber Städte und Märkte, fowie 
der übrigen fog. Stände fiehe bei Kreittmayr Anm. ZI. V Kap. 25 88 11 ff., dann 
insbefondere noch die bereits allegierten Mandate vom 28. Zuni 1794 und 6. Juli 1804- 

° Kreittmayr, St.R. ©. 452. 
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hefſen (1817)!. Der Inhalt diefer Verträge war ein verfchiedener. 
Während nämlich in dem Vertrage mit Sachſen-Koburg, fowie in ſämtlichen 
nach dem Jahre 1804 abgejchloffenen Verträgen und zwar in den letzteren 
ausdrüdlich auch die Erhebung der Nachiteuer feitens der etwa bezugs— 
berechtigten Stände, ala aufgehoben erflärt wurde, hatten die übrigen Ver— 
träge lediglich die Abjchaffung der Landeöherrlichen Nachiteuer zum Gegen 
ftand, jo daß bei der Auswanderung nach diefen Staaten die Nachiteuer 
durch die allenfalls bezugsberechtigten Stände nach wie vor erhoben werden 
durfte. Diefer Unterfchied blieb aber nicht lange beftehen, indem das 
Nachiteuerbezugsrecht der Städte und Märkte jchon durch das Mandat vom 
6. Juli 1804 und jenes der Standes- und der Gerichtäheren durch die 
Verfaſſungsurkunde von 1818 auf VBermögens-Erportationen nach nicht frei= 
zügigen Gebieten bejchränft wurde, bis das Necht der Standes» und der 
Gerichtsherrn im Jahre 1848 gänzlich abgejchafft wurde ?, 

Inzwiſchen Hatten die verbündeten Fürften in Art. 18 lit. C der 
deutſchen Bundesafte fich verpflichtet, ihren Unterthanen auch „die 
Freiheit von aller Nachfteuer zuzufichern, infofern das Vermögen in einen 
anderen deutſchen Bundesjtaat übergehe und mit diefem nicht befondere 
Verhältniſſe durch Frreizügigleitsverträge beftehen.“ Zur Ausführung diejer 
durch Bundesbefchluß vom 23. Juni 1817 näher erläuterten Beftimmung 
wurde Hierauf durch Fönigl. Berordnung vom 29. Juli 1817? 
angeordnet, daß der Bezug von Abfahrtgeld und Nachjteuer auch gegenüber 
jenen wenigen deutſchen Bundesftaaten aufzuhören habe, mit welchen nicht 
ihon auf Grund von ausdrüdlichen Verträgen oder von ftillfchtweigender 
gegenfeitiger Objervanz Freizügigkeit bejtand, fo daß fortan das ganze 
Gebiet des Deutjchen Bundes von dem Grundſatz der Freizügigkeit beherricht 
wurde. Nur der Bezug von gutsherrlichem und ſtädtiſchem Abfahrtgeld für 
Erportationen nach Baden wurde gemäß dem mit diefem Staate beftandenen 
Freizügigkeitsvertrag ausdrüdlich vorbehalten. Andererſeits wurde gleichzeitig 
die befondere Emigrationdtare gegenüber den döfterreichifchen Erbländern aufs 
gehoben, während diefelbe gegenüber Auswanderern nach Ungarn noch bis 


ı Diefe jämtlichen amtlich im Regierungdblatt publizierten Verträge find in 
Doll. III 130 ff. abgedrudt. Siehe auch Rottmann ©. 94/5. 

2 Verfafjungsurf. Beil. IV 8 51 und Beil. VI $ 115, Art. 6 des Gel. über 
die Aufhebung der ftandes: und gutäherrlichen Gerichtsbarkeit vom 4. Juni 1848, 
Geſ. Bl. ©. 97 cf. auch Königl. Verord. vom 29. Juli 1817 Ziff. 6 (R. Bl. 
S. 747). 

EIR.R. S. 747. 
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zum Jahre 1851! zu Recht beitand, wiewohl der Freizügigkeitsvertrag mit 
Öfterreich, welcher im Jahre 1807 erneuert und auf die inzwifchen beider 
jeitö eriworbenen Gebietöteile ausgedehnt worden war, auf die jämtlidhen 
öfterreichifchen Staaten, alfo auch auf Ungarn fich erſtreckte?. 

Anlangend die niht zum deutſchen Bund gehörenden 
Staaten, jo war Bayern außer mit den nicht zum Bunde gehörenden 
Öfterreichifchen Ländern noch mit den nachgenannten Staaten durch Verträge 
in das Berhältnis der Freizügigkeit getreten: 

Frankreich (1781)?, Schweiz (1804)*, Niederlande (1817), 
Neapel (1819), Parma, Piacenza und Guajftalla (1822)°, 
Sardinien (1831)®, Dänemark (1832)°, Griehenland (1835) '°, 
Großbritannien (1836), päpftliche Staaten (1838) '?, Schwe- 


ı M.E. vom 30. April 1851 (Döll. XXII 96). 

2 M.E. vom 22. Februar 1835 (Döll. III 187). 

3 Mandat vom 30. Oktober 1781 mit den Entichließungen vom 6. Februar 1804 
und 5. September 1814 (Döll. III 143/44). Das in Frankreich gültige jus albinagii 
— Fremdlingsrecht —, nach welchen der ganze inländijche Nachlaß eines in Frank— 
reich verftorbenen Fremden mit Ausichluß aller Teitaments: und VBertragserben fowie 
der auswärtigen Inteftaterben, dem Fiskus anheimfiel, und welches alfo gleichfalls 
die Auswanderer traf, war bereits im Jahre 1767 aufgehoben und hierbei bezüglich 
der Freizügigfeit die Beachtung des Reziprofums vereinbart worden, nach welchem 
das Abzugsquantum 5%o betrug, Mandate vom 4. November und 23. Dezember 1767 
S. 139-143 a. a. ©. 

1R. Bl. ©. 980. 

5 Gel. Bl. 1818 ©. 14. 

s Geh. S. 277. 

TRD. ©. 729. 

ER.BL ©. 27. 

RD. 1833 ©. 158. 

10 9,8. ©. 633. 

MR. S. 685. Bezüglich der Verträge mit Großbritannien und den päpft: 
lichen Staaten wurde die Anichauung vertreten (Bl. VI 406), daß diejelben nur bie 
Abſchaffung de census detractionis zum Gegenftande hätten. ch vermag mich 
diefer Auffaffung nicht anzuichliegen, denn, wenn auch der Wortlaut der Verträge 
diefe Auslegung zuläßt, jo zwingt berfelbe doch feinesmwegs zu berfelben. Zudem ge: 
ftattet die Entftehungsgefchichte des Vertrages mit Großbritannien feinen Zweifel 
darüber, daß mit demfelben auch der census emigrationis aufgehoben werben wollte, 
indem bie fönigl. bayerifche Staatöregierung, welche den einjchränfenden Wortlaut des 
von Großbritannien vorgejchlagenen Vertragsentwurfes beanftandet und deſſen weitere, 
auch den census emigrationis ausbrüdlich erwähnende Fafjung angeregt hatte, dieſes 
Bedenken fallen ließ, nachdem die weiteren Verhandlungen ergeben hatten, dah in 
England auch der census emigrationis nicht erhoben werde, und fohin Einver: 
ftändnia der beiden Regierungen dahin beitand, dat zwiichen beiden Staaten voll: 
ftändige Freizügigkeit hergeftellt werden jollte. 

RD. ©. 400. ©. aud Anm. 11. 
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den und Norwegen, dann Bereinigte Staaten von Nord— 
amerifa (1845)! und Belgien (1851)?. Die Freizügigkeit mit dem 
leßteren Lande reicht jedoch bis auf das Jahr 1817 zurüd, da Belgien 
damals zu dem Königreich der Vereinigten Niederlande gehörte. Nach der 
Unabhängigfeitserflärung diefes Landes im Jahre 1830 wurde gegen das— 
jelbe zunächſt der Grundjaß der Reciprozität angewendet? und gemäß 
demjelben im Jahre 1840* die Freizügigkeit angeordnet, welche jodann 
im Jahre 1851 vertragsmäßig fanktioniert wurde. Ebenſo war mit den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika jchon vor der Zeit des Vertrags: 
abichluffes und zwar jeit dem Jahre 1830 thatjächlich Tyreizügigfeit gelibt 
worden?®. Im Jahre 1862 wurde die Freizügigkeit mit Großbritannien, 
welche nach Vertrag von 1836 nur die vereinigten Königreiche von Groß- 
britannien und Irland umfaßt Hatte, auf die britanniſchen Kolo- 
nien und Beſitzungen ausgedehnt? und im Jahre 1868 der Vertrag 
mit Sardinien auf das Gebiet de8 Königreiches Italien erftredt. 

Auf Grund bloß thatjächlich geübter Neciprozität befteht Freizügigkeit 
mit Auftralien (jeit 1856)?, Wallacei (jeit 1857)° und Serbien 
(jeit 1858) °. 

Zeilweije Freizügigkeit war im Jahre 182410 gegen Rußland ein- 
geführt worden, indem das bis dahin zum Vorteil des Ärars ausgeübte 
Abzugsrecht für diejenigen Fälle wechjelfeitig abgejchafft wurde, in welchen 
Grbichaften oder anderes Vermögen von dem einen Land an Unterihanen 
bed anderen audgeantwortet werden jollte, wogegen bei Auswanderungen 
die bisherigen Abzüge ausdrüdlich vorbehalten wurden. Im Jahre 1828! 
wurde dieje Freizügigkeit auf Polen ausgedehnt. Cine weitere, allerdings 
nur einer beftimmten Kategorie von Auswanderern zu gute kommende Ver: 
ſtändigung mit Rußland wurde im Jahre 18661? erzielt. In Rußland 
mußten nämlich naturalifierte Ruffen, welche aus dem Lande wieder aus— 





UND. ©. 537 und bezw. 851. 

2 R. Bl. 1852 ©. 25. 

3M.E. vom 10. Februar 1833 (Döl. III 158). 
M. E. vom 21. Juli 1840 (Döl. XXL 74). 
’ M.E. vom 14. Juni 1830 und 31. Dezember 1831 (Döll. III 129). 
eM.DB. S. 2453. 

' M.E. vom 2. April 1856. 

8 M.E. vom 27. Oltober 1857. 

’ M.E. vom 10. April 1858. 

R. Bl. 1825 ©, 7. 

RB ©. 657. 

12 R. Bl. ©. 65. 


— 
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wandern wollten, neben der Nachjteuer noch einen dreijährigen Steuerbetrag 
entrichten. Nachdem diefe Verpflichtung in einem Ukas von 1864 für den 
Tall aufgehoben worden war, daß die Staaten, in welche folche Auswanderer 
fich begeben, ihrerfeits ein Gleiches beobachten, wurde jeitens Bayern bie 
Reciprozität im Jahre 1866 zugefichert, jo daß fortan nicht nur gegenüber 
jenen Perfonen, welche dordem aus Bayern ausgewandert und nach erfolgter 
Naturalifation in Rußland nach Bayern zurücgefehrt waren, fondern auch 
gegenüber den ehemaligen ruffifchen Staatsangehörigen, welche in Bayern 
die Naturalifation erlangt hatten und darnach wieder in Rußland ſich 
niebderlaffen wollten, keinerlei Nachjteuer mehr gefordert werden durfte. 

In der bereit3 erwähnten Normativentfchließung vom 2. Februar 1868 
ift die Erhebung der Nachfteuer bei Auswanderungen und Vermögens» 
erportationen gegenüber den nichtfreizügigen Staaten mit dem Bemerfen 
vorgejchrieben, daß, „nach den dermaligen Berhältnifien Abzüge bei Aus— 
wanderungen in die europäifchen Staaten nur in Rußland und Polen noch 
beftehen,” woraus bei der in Bayern ſtets geübten Gegenfeitigkeit fich von 
jelbjt ergab, daß in Bayern don Auswanderern nach europäifchen Ländern 
Nachiteuer fortan nur mehr erhoben werden durfte, fofern eines der beiden 
genannten Länder das Ziel des Wanderer war. Hiernach verblieben als 
für die bayerifche Auswanderung noch einigermaßen in Betracht kommende 
bedeutendere Länder, mit welchen feine, bezw. nur eine teilweije Freizügig— 
feit beiteht, nur noch Südamerika, indbefondere Brafilien!, dann 
Rußland und Polen. 

Die Beitimmungen über die Erhebung einer Nachjteuer blieben auch 
nach Einführung des Gefetes des vormaligen Norddeutfchen Bundes über 
die Erwerbung und den Verluft der Bundes und Staatzangehörigfeit vom 
1. Juni 1870 in Bayern formell in Kraft?. Doch war die Nachiteuer: 





ı Gegenüber Brafilien wurden die älteren Beitimmungen über die Nachfteuer: 
erhebung noch in einer M.E. vom 11. September 1846 (Döll. XXII 77) als forts 
gelegt anwendbar erklärt. 

® Diefe Frage ift fontroverd. Krais (Handbuch der inneren Verwaltung im 
dieörheinischen Bayern IL. Auflage I 131) nimmt den FFortbeitand der Beftimmungen 
über die Nachfteuer und Frreizügigfeit an; Pözl (bayer. Verfaſſungsrecht Supplem. 
zur IV, Auflage ©. 25) und Seydel (bayer. Staatsredht IV 257) nehmen den gegen: 
teiligen Standpunft ein, erfterer ohne nähere Begründung, während lehterer in der 
bei ihm gewohnten findigen und fcharflinnigen Weife nachzumweifen verfucht, „daß die 
Nachfteuer, welche dem bisherigen Staatsangehörigen auferlegt wird, geradezu als 
eine auf die Auswanderung gelegte Bedingung ericheint.* Diefe Annahme fann ich 
aber nicht für richtig halten; denn die Verpflichtung zur Entrichtung der Nachfteuer 
ift, wenn fie aud) thatjächlich die Auswanderung erfchwert, doch nicht eine auf die 
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erhebung mit Rüdficht auf die mit den meiften Ländern und namentlich 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika, wohin von jeher der Hauptſtrom 
der Auswanderer fich lenkte, bejtehende Freizügigkeit bereit3 lange praftifch 
ziemlich bedeutungslos geworden und in dem Budgetentwinf für bie 


Auswanderung, jondern wie in den einjchlägigen Beftimmungen ftet3 und nachdrücklich 
betont ift, eine auf die Bermögenserportation gelegte Bedingung. Die Ber: 
mögenserportation ift aber, wiewohl fie in der Kegel durch die Auswanderung ver: 
anlaßt wird, nicht nur begrifflich etwas von der Auswanderung ganz verichiedenes, 
fondern fie muß mit der Auswanderung nicht einmal zeitlich zufammenfallen, indem 
ber Auswanderer, joferne er überhaupt ein Vermögen befibt, dasjelbe für immer oder 
doch vorerft im Lande zurücklaſſen fann, in welchem Falle eine Nachfteuer troß der 
Auswanderung gar nicht oder doch infolange nicht erhoben werben darf, bi3 das 
Vermögen wirklich ausgeführt wird. In der That wurde denn auch die Erfüllung 
der Nachfteuerverbindlichteit nie als eine Vorbedingung für die Erteilung der Aus: 
wanderungsbewilligung betrachtet, vielmehr die Nachiteuerfrage troß ihrer innigen 
Beziehung zur Auswanderung ftets für fich behandelt, wie aud in Art. 18 ber 
Bundesakte die Befugnis des Auswanderns im einen anderen deutichen Bundesftaat 
und die Freiheit von aller Nachſteuer als zwei formell von einander unabhängige 
Rechte den Unterthanen der Bundesſtaaten zugefichert wurden. Diejer Argumentation 
jcheint zwar entgegenzuftehen, einmal, daß als Zeitpunkt der VBermögenserportation 
bei dem beweglichen Vermögen die Zeit der Auswanderung zu gelten hatte, und 
zweitens, daß ohne Erfüllung der gefeglichen Berbindlichkeiten gegen das bisherige 
Vaterland, zu welchen auch die Entrichtung der öffentlichen Abgaben gehörte, die 
Auswanderungsbewilligung zu verfagen war. Allein beide Einwände find nicht ftich: 
haltig. Was den erfteren anlangt, fo ift derſelbe ſchon deswegen nicht berechtigt, 
weil die Beftimmung, wonad als Zeitpunkt der Vermögenserportation bei dem 
beweglichen Vermögen die Zeit der Auswanderung anzufehen ift, lediglich für den 
Fall Geltung beanſpruchen fann, dab das bewegliche Vermögen von dem Auswanderer 
fofort mitgenommen wird, aljo die VBermögenserportation mit der Auswanderung 
thatjächlich zufammenfällt, jo daß durch die fragliche Beftimmung an dem Rechts: 
grundjaße, wonad die Verpflichtung zur Nachfteuerentrichtung ausjchliehlich in dem 
Zeitpunkt der Bermögenserportation entjteht, eine Abänderung nicht getroffen wurde, 
was im Wege einer Min. Entichl. auch gar nicht zuläffig geweien wäre. Der zweite 
Einwand aber ift damit zu entkräften, dab eine Abgabe, welche gemäß ausdrüd: 
licher geſetzlicher Beſtimmung nicht ala Vorbedingung der Auswanderung und der 
Auswanderungsbewilligung, jondern ala Borausfekung eines von der Auswanderung 
ganz verichiedenen Vorganges — nämlich der Bermögensausführung — erflärt worden 
ift, auch nicht zu jenen Öffentlichen Abgaben gerechnet werden fann, bon deren vor: 
gängiger Entrichtung die Auswanderungabemwilligung abhängig ift. Darin ift Seydel 
beizuftimmen, daß „die Notwendigkeit der Auswanderungsbewilligung in Bayern 
unmittelbar mit Rüdjichten auf die Militärpflicht und auf die Steuerpflicht zuſammen— 
hängt.“ Diejer Zujammenhang ift in der That ein gleichartiger uud unmittelbarer, 
injoweit als die Sicherung der Erfüllung beider Pflichten ein Motiv dafür war, 
die Auswanderung bon einer obrigfeitlichen Erlaubnis abhängig zu machen, em 
wefentlich verichiedener dagegen infoferne, ala die Erfüllung der Militärpflicht als 
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IX. Finanzperiode (1868/69)! Feine effektive Einnahme aus diefem Titel 
mehr vorgetragen, wiewohl in demfelben dieſer Einnahmetitel ſelbſt noch 
vorgejehen war. Von der X. Finanzperiode (1870/71)? an fam ber 
Einnahmetitel aus „Nachitenern“ mit der Budgetpofition „übrige Staats— 
regalien“ überhaupt in Wegfall. 

Wie jelbftverftändlich und überdies in verjchiedenen Freizügigkeits- 
verträgen außdrüdlich bemerkt ift, erjtredt fich die Wirkung der fyreizügig« 
feit nicht auf jene Abgaben, welche bei Erbfolgen, Befigveränderungen und 
ähnlichen Anläffen auch dann entrichtet werden müfjen, wenn das Vermögen 
im Lande bleibt. 


111. Erpedientenhäufer und Auswanderungsagenturen. 


Bis zum Jahre 1837 war es den Auswanderern nach überfeeifchen 
Ländern anheim gegeben, in welcher Weife fie fich eine Überjahrtögelegenheit 
beichaffen wollten. Viele wandten ſich deshalb von ihrer Heimat aus 
unmittelbar an einen Schiffserpedienten oder Mäfler, andere nahmen die 
Bermittelung der Konfulate in Anjpruch und wieder andere fuchten erft 
nach erfolgter Ankunft am Einſchiffungsplatz einen Überfahrtsvertrag ab» 
zufchließen. Nicht felten fam es vor, daß manche von den letteren, wenn 
fie länger auf den Abgang des Schiffes warten mußten, den unbebeutenden 
Reit ihres Vermögens noch vor dem Zeitpunkt der Einfchiffung verbrauchten 


Porbedingung der Auswanderungbewilligung, die Nadjiteuerentrichtung aber 
ala Vorausjegung für die Bermögenserportation ftatuiert wurde. Gerade hierin 
liegt aber das für unfere Frage enticheidende Moment. Nach vorftehenden Aus: 
führungen gelangt man zu dem Schluffe, dab das Gejeh vom 1. Juni 1870, indem 
es nur die Vorausſetzungen für die Entlaffung der Unterthanen aus dem biäherigen 
Staatöverband regelt, die landesgeſetzlichen Beftimmungen über die Bermögenserpor: 
tation und die damit zufammenhängende Nachiteuererhebung unberührt läßt. Die 
Richtigkeit diefed Sabes hat erſt neuerdings durch den Abichluß eines Freizügigkeits— 
vertrages zwifchen dem Deutichen Reich und Dänemark, bei deſſen Abſchluß die Ber: 
tragsteile darin einverftanden waren, da „mit demielben alle biäherigen, dieſe 
Angelegenheit betreffenden Abkommen deutſcher Bundesftaaten mit Dänemark ohne 
weiteres al3 aufgehoben zu betrachten ſeien,“ Beitätigung gefunden. (Vertrag vom 
5. Februar 1891 R. G. Bl. ©. 346, fiehe auch den Entwurf diefes Vertrages und Die 
Denkſchrift hierzu, Bundesratsdrudjachen 1890 Nr. 134.) 

! Nerhandlungen der Abgeordnetenfammer 1866/67, Beil. Bd. II €. 216. 

2 Verhandlungen der Abgeordnetentammer 1370, Beil. Bd. I 294. 
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und berarmt in ihre frühere Heimat zurüdfehrten!. Diejes führte im 
Jahre 1837 zu der Anordnung, daß feinem Auswanderer nach einem über— 
jeeifchen Lande? die Auswanderungsbewilligung und der Reifepaß aus— 
gehändigt werden jollte, bevor derjelbe fich nicht Über die gehörige Ver— 
ſicherung einer Überjahrtsgelegenheit ausgewieſen hatte?. Damit die Aus» 
wanberer nicht in die Hände unbefugter Mäkler fielen und ihre Überfchiffung 
nur jolchen Perfonen anvertraut würde, von welchen eine getreue und 
gefährdefreie Behandlung der Beteiligten ficher zu erwarten war, durften 
die Polizeibehörden nur folche Nachweife über die geficherte Überfahrts— 
gelegenheit berüdfichtigen, welche mit dem Viſa des einfchlägigen Konfulates 
verjehen waren®. Die Anordnung wegen Ausweifes einer geficherten Über- 
fahrt hatte das Ericheinen zahlreicher Emiffäre auswärtiger Schiff3erpedienten 
und Mäkler in Bayern zur Folge, welche teilg unmittelbar mit den Aus— 
wanderern Verträge abjchloffen, teils Hierfür Agenten aufftellten. Um der 
Ausbeutung durch betrügerifche Emiffäre, welchen die Auswanderer vielfach 
anheimfielen, entgegenzutreten, erachtete es die bayerifche Regierung ala ihre 
Pflicht, jenen, welche zur Auswanderung entichloffen waren, ſelbſt die 
erforderliche Fürforge zuzumenden. Zu dieſem Zwede wurde mit Min.⸗ 
Entſchl. vom 8. April 1840° das Juftitut der Auswanderungs— 
agenten eingeführt. Hierzu hatte der Schiffgeigner geeignete Perjönlich- 
feiten vorzufchlagen, die der Bejtätigung der fönigl. Regierungen K. d. $. 
bedurften, welche auch die Gefchäftsführung der genehmigten Agenten ing= 
befondere in der Richtung zu überwachen Hatten, daß diejelben fich feinerlei 
Verlodungen zur Auswanderung jchuldig machten. Zu Agenturgefchäften 
jollten mit Ausfchluß von Nichtlaufleuten und Verbot der Verbreitung 
von Auswanderungsagenturen auf dem flachen Lande nur anerkannt ſolide 
Handlungshäufer in den größeren Städten Bayerns zugelaffen werden. Im 
Jahre 1845 © wurde, wie diejes bereit? der Intention der Einführung bes 
Inftituts der Auswanderungsagenten entſprach, ausdrüdlich ausgefprochen, 
daß nur folche Überfahrtsaktorde ala gültig und daher für Aushändigung 


ı DH. XXL 16. 

2 Die hier einjchlägigen Entichliegungen betreffen zwar die Auswanderung nad) 
Nordamerifa, es ift aber zweifellos, da deren Anwendung bei Auswanderungen nad) 
fämtlichen überieeifchen Ländern zu erfolgen hatte. 

s M.G. vom 28. März 1837 (Döl. KXU 17) und M.E. vom 27. Juni 1839 
©. 19/20 daſelbſt. 

+ M.G. vom 13. und 24. Januar 1840 ©. 20, 21 a. a. D. 

:s&.2a.0.D. 

* M.E. vom 8. September 1845 S. 3 a. a. O. 
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der Auswanderungsbetwilligung genügend anzufehen feien, welche entweder 
von den Auswanderern mit den allenjalls hierzu ermächtigten Schiffeignern 
unmittelbar oder durch Vermittelung legitimierter inländifcher Agenten 
abgejchlofjen worden waren. 

Nachdem bereits im Jahre 1847" geftattet worden war, auch anderen 
in größeren Städten anfäffigen joliden und geichäftstüchtigen Perſonen ala 
den Inhabern von Handlungshäufern die Bewilligung zur Übernahme von 
Auswanderungsagenturen zu erteilen, erfuhren die Borfchriften der Min.- 
Entichl. vom 8. April 1840 eine weitere Mobdifilation im Jahre 1849 2, 
indem von da an der Grundſatz beobachtet wurde, daß die an den Eins 
ihiffungsplägen etablierten Paflagiererpedienten, welche bayerische Aus— 
wanderer nach überjeeifchen Ländern befördern wollten, um die Konzeffion 
hierzu nachjuchen mußten, welche von dem königl. Staatsminifterium des 
Innern nur unter der Bedingung erteilt wurde, daß die Erpedienten einen 
in Bayern anfäffigen Kaufmann ala Hauptagenten aufftellten, der die Ober: 
(eitung der Gejchäfte für den Umfang des Königreich® zu führen Hatte, 
Agenturen mit Genehmigung der einjchlägigen Kreisregierungen errichten 
durite, der Staatöregierung und den Auswanderern gegenüber die Haftung 
für die Handlungen feiner Agenten und des von ihm vertretenen Exrpedienten- 
hauſes zu übernehmen und zur Sicherftellung etwaiger "Entichädigungs- 
anfprüche eine angemefjene Kaution, in der Regel von 5000 fl., aufrecht 
zu machen hatte. 


Für die Gefchäftsführung der Erpedientenhäufer und der Auswande- 
rungsagenten wurde eine Reihe von Beftimmungen getroffen, deren Beachtung 
bei Meidung der Konzeſſionsentziehung dorgejchrieben war. Den Erpedienten 
war verboten, bayerifche Unterthanen zur Beförderung anzunehmen, welche 
nicht mit einem gültigen Pafje oder mit einem, don einem in Bayern auf- 
geitellten obrigfeitlich bejtätigten Agenten abgefchloffenen Überfahrtövertrag 
verjehen waren ?, 

Den Auswanderungsagenten war unterjagt, mit Billeten zur Weitere 
beförderung von den überfeeifchen Häfen nach dem Beftimmungsort ins ne 
land zu handeln*, mit bayerischen Unterthanen, welche ihre Befugnis Hierzu 
nicht durch ein Zeugnis ihrer Heimatsbehörde darzuthun vermochten?, oder 


ı M.E. vom 11. Juli 1847 ©. 37 a. a. ©. 
2 Siehe 3. B. M. €. vom 19. Februar 1849 ©. 38 a. a. O. 
3 M.E. vom 6. Auli 1853, 10. Juli 1854 und 2. Mai 1855. 
M. E. vom 31. März 1855. 
5 Dieje Vorſchrift wurde nach Vorgang der königl. Regierung K. d. J. von 
Mittelfranten auch von anderen Sreisregierungen erlaſſen. cf. die Ausichreibungen 
Schriften LIT. — Auswanderung. 4 
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mit Angehörigen anderer deutjchen Staaten, welche nicht im Befife von 
Auswanderungskonſenſen oder von Reiſepäſſen ihrer Heimatsbehörden fich 
befanden, Überfahrtsverträge abzufchließen! und ihre Befugnis zur Verfolgung 
von Geldipefulationen zu benügen?. Den Hauptagenten insbejondere war, 
foferne fie nicht eine bejondere desfallfige Genehmigung erlangt hatten, ver- 
boten, mit Umgehung der von ihnen in den Regierungsbezirken aufgejtellten 
Agenten jelbft Gejchäfte mit Auswanderern zu machen ®. 

Die Beitimmung, wonach Überfahrtöverträge von den Polizeibehörden 
nur dann als genügende Nachweije für die geficherte Überfahrt angefehen 
werden durften, wenn diejelben mit dem Viſa des einjchlägigen Konfulates 
verjehen waren, wurde im Jahre 1857 außer Wirkſamkeit geſetzt, dafür 
aber, um den Konfuln an den Einjchiffungsplägen auch ferner die Kontrolle 
über die Beförderung bayerifcher Unterthanen nach überjeeijchen Ländern 
und in&bejondere das Eingreifen gegen unerlaubte Auswanderungen zu er- 
möglichen, den für Bayern konzeſſionierten Expedientenhäujern zur Pflicht 
gemacht, nur folche bayerische Unterthanen zu befördern, welche mit einem 
ordnungsmäßigen, von dem am Einſchiffungsplatz aufgeftellten bayerifchen 
Konſul vifierten Paffe verjehen waren. Zu diefem Zwede hatten die Expe— 
dientenhäufer die Päffe der von ihmen zur Beförderung übernommenen 
bayerijchen Unterthanen dem betreffenden bayerischen Konfulate zur Prüfung 
und Vifierung vorzulegen*. Bald fam man zu der Überzeugung, daß die 
Einziehung der Kongejfion, welche für jedwede Zuwiderhandlung angedroht 
war, denn doch eine zu Harte Strafe jei für geringe Unvegelmäßigfeiten, 
welche füglich auch in den beftverwalteten Gejchäften vorfommen. Es wurde 
daher vom Jahre 1858 an bei Verleihung von Konzeſſionen zur Aus— 
wanderungsbeförderung für den Fall minder belangreicher Unregelmäßigfeiten 


ber Kreisregierungen von Mittelfranken, Oberbayern und Unterfranften vom 2. bezw. 
11. und 23. April 1852 (Sreisamtsblätter diefer Regierungen ©. 593 bezw. 298 
und 350). 

1M. E. dom 4. April 1855. Diefer Anordnung war eine Berftändigung 
Bayernd mit mehreren deutichen Bundesftaaten darüber vorhergegangen, dab auch 
leßtere den in ihren Gebieten fonzeffionierten Agenten unterfagten, mit bayerifchen 
Unterthanen, welche über die Bıfugnis zum Auswandern oder zum Reifen nicht durch 
behördliche Auswanderungsbewilligung oder Neifepaß ſich ausweiſen konnten, Über: 
fahrtöverträge abzufchlichen. 

2 M.E. vom 9. Juni 1854. 

’ M.E. vom 10. Juni 1853. 

+ M.G. vom 30. Auguſt 1857. 
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die Berhängung von Ordnungsitrafen von 10 bis 100 fl. ala Konventionale 
ftrafe angedrobt, und hatten die bereit3 zugelaffenen Erpedientenhäufer, um 
gegebenen Falls auch gegen fie auf dieſem Wege einjchreiten-zu können, fich 
zu erklären, ob fie fich dem eventuell unterwerfen, was auch von denfelben 
unweigerlich geſchah. 

Im Regierungsbezirfe der Pfalz beftanden neben den fongeffionierten 
Agenten auch patentijfierte. Nach Art. 632 des code de commerce 
fonnten nämlich daſelbſt Private mit der Spedition von Auswanderern fich 
bejafjen, joferne fie nur das vorgejchriebene Gewerbapatent fich gelöjt hatten. 
Die von den Auswanderern mit folchen Agenten abgejchloffenen Überjahrts- 
verträge mußten jelbftverjtändlich auch von den bayerifchen Polizeibehörden 
refpeftiert werden. Die Erfahrungen mit diefen Agenten, deren Geſchäfts— 
gebahrung jeder behördlichen Überwachung fich entzog, jo lange fie fich nur 
feine ftrafbare Handlung zu Schulden kommen ließen, waren aber nicht 
durchwegs günstige, weshalb die Regierung fortgejegt ihr Augenmerk darauf 
richtete, wie diefem iÜlbelitande abzubelfen ſei. Da eine radikale Abhilfe 
nur im Wege der Gefegebung möglich erjchien, fo war bereits in dem dem 
Landtage im Jahre 1851 vorgelegten Entwurfe eines Polizeiftrafgefeßbuches 
eine bezügliche Beftimmung vorgejehen. Bis diejer Entwurf zum Geſetz er- 
hoben werben jollte, glaubte die Regierung durch geeignete Belehrung der 
Auswanderungslujtigen über die ſeitens der fonzeffionierten Agenten gebotene 
größere Garantie den Wirkungskreis der bloß patentifierten Agenten ein- 
ſchränken und letztere vielleicht beftimmen zu können, freiwillig die Kon— 
zeſſionierung nachzufuchen, deren Erteilung übrigens nicht lediglich auf Grund 
Befies eines Patentes, jondern ausjchließlich nach freier adminiftrativer Er- 
wägung erfolgte. In diefem Sinne erging Entſchließung an die Regierung 
der Pfalz unterm 3. Dezember 1851. j 

Aber erft im Jahre 1861 fam ein Polizeiftraigefegbuch für Bayern 
zu ſtande. 

Nach Art. 51 desfelben waren mit Geld bis zu 100 fl. zu beftrafen 
Perſonen, welche ohne die nach Verordnung erforderliche polizeiliche Be— 
willigung Auswanderungägefchäfte betrieben oder eine Auswanderungsagentur 
errichteten oder nach entzogener Bewilligung die Gefchäfte einer folchen fort- 
feßten, oder welche unbefugt als Zwifchenhändler (Unteragenten) jolche Gefchäfte 
abjichloffen oder vermittelten. Die Zuläffigfeit der Schließung unberechtigter 
Agenturen war im Strafurteil auszufprechen. Berechtigte Agenten, welche den 
für ihre Gefchäftsführung erlafienen Verordnungen oder oberpolizeilichen Vor— 
ſchriften zumiderhandelten, jollte eine Gelditrafe biß zu 50 fl. treffen. Auf 
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Grund diejer Gejegesbeftimmung wurde zunächft unterm 7. Juni 1862! 
eine fönigl. Verordnung über die Berörderung von Auswanderern nad 
überjeeifchen Ländern erlaffen, deren Grundfäße folgende find: 

1) Die Beförderung von Augswanderern nach überjeeifchen Ländern fett 
polizeiliche Bewilligung voraus. 

2) Auswanderungsagenturen dürfen nur für folche Erpedientenhäufer 
(Schiffgreeder, Schiffsbefrachter, Schiffsmäkler) und Gejellfchaiten errichtet 
werden, welche jeitens des königl. Staatsminiiteriums des Innern die Bes 
willigung zur Beförderung von Auswanderern nach überfeeifchen Ländern 
bezw. zur Aufftellung von Agenten in Bayern behufs VBermittelung dieſes 
Gejchäftsbetriebs erlangt Hatten. 

3) Diefe ſtets widerrufliche Bewilligung ift an die Bedingung zu 
fnüpfen, daß für die Oberleitung des Gejchäftes ein im Königreiche anfäfliger 
folider Kaufmann mit Genehmigung der einjchlägigen königl. Regierung K. 
d. %. ala Hauptagent aufgeftellt wird, welcher für die Erfüllung der von 
ihm oder feinen Agenten abgefchloffenen Überfahrtsverträge zu haften und 
zur Sicherftellung etwaiger Entichädigungsanfprüche eine Kaution von 5000 fl. 
aufrecht zu machen hat. 

4) Die Aufftelung der Auswanderungsagenten Hat auf Anfuchen des 
Hauptagenten durch die einjchlägige Kreißregierung K. d. 3. zu erfolgen, 
welche nur unbejcholtene und hierzu beiähigte Gefchäftsleute bejtätigen darf 
und jede erfolgte Aufftellung durch die Kreisamtsblätter zu veröffent- 
lichen hat. 

5) Nur fo aufgeitellte Haupt» und Unteragenten find zur Abſchließung 
von Verträgen für die Überfahrt nach überſeeiſchen Ländern befugt. 

Wir fehen, daß diefe Grundzüge in der Hauptfache mit den bißherigen 
Vorſchriften übereinjtimmten, welche fich als vollitändig zwedmäßig bewährt 
hatten. Der Hauptvorzug diejer neuen Regelung beitand in der Bejeitigung 
der patentifierten Agenten in der Pfalz, da das Polizeiftrafgefeßbuch und die 
erwähnte fönigl. Verordnung für den ganzen Umfang des Königreiches gilt 
und daher die Vermittelung der Beförderung von Auswanderern auf Grund 
eines Gewerbäpatentes allein fortan nicht mehr zuläffig iſt. Die Staate- 
regierung hatte fich auch die frage vorgelegt, ob man nicht der Gejeßgebung 
anderer Länder, wonach lediglich die im Inlande domizilierten Agenten, 
nicht aber die an den Einfchiffungsplägen etablierten Erpedienten der Kon— 
zeſſionierung beduriten, folgen jolle, kam aber zur Verneinung diefer Frage, 
da die Erpedienten die eigentlichen Unternehmer und die im Inlande aufs 
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geitellten Hauptagenten lediglich deren Mandatare feien, die in Bayern bis- 
ber beftandene Einrichtung ſomit der Natur des Rechtsverhältniffes zwifchen 
dem Hauptagenten und dem Erpedienten entjpreche und überdies die bayerijche 
Einrihtung die Regierung in die Lage verjeße, durch die Konjulate unmittel« 
bar auf die Erpedienten einzuwirken. 

In gleicher Weife glaubte die Regierung das Bedürfnis, auch bezüglich 
der Bejörderung bayerifcher Auswanderer nach europäifchen Rändern allge 
meine Normen aufzuftellen, verneinen zu jollen. 

Für die Regelung der Gefhäftsführung der AUswanderungs— 
agenten wurde der Weg der Erlafjung oberpolizeilicher Vorſchriften vor- 
gezogen, welce unterm 12. Yuni 1862! erfolgte. Hiernach ift den obrig— 
feitlich beftätigten Agenten die Abſchließung von Überfahrtsverträgen nur 
für Rechnung jener Erpedientenhäufer oder Gefellfchaften geftattet, für welche 
fie als Agenten aufgeftellt find, und dürfen folche Agenten Überjahrtsverträge 
nur mit denjenigen Perfonen abjchließgen, welche durch Borzeignng der 
Auswanderungsbewilligungsurkfunde oder einer gültigen Reifelegitimation über 
die Zuläffigkeit ihres Reifevorhabens fich ausweiſen. Die Überfahrtäver- 
träge find unter ausdrüdlicher Anführung aller wejentlichen Verabredungen 
in deutjcher Sprache deutlich abzufaffen, von dem Agenten und dem Aus- 
mwanderer zu unterfchreiben und dem lebteren im Original auszubhändigen. 
Ferner müfjen die Auswanderungsagenten über jene Perfonen, mit welchen 
fie Überfahrtöverträge abgefchloffen Haben, ein Verzeichnis führen, welches 
den Namen, bisherigen Wohnort de Auswanderer, die Route und den 
Beitimmungsort der Reife, die Zeit der Einihiffung, den Namen des Erpe- 
dientenhaufes, des Schiffes und des Kapitäns, das feftgefegte Überfahrtägeld, 
den Betrag des gezahlten Aufgeldes, die nähere Bezeichnung der Legitima— 
tionspapiere und den Namen der außjtellenden Behörde zu enthalten Hat, 
und der Polizeibehörde auf Verlangen jederzeit zur Einficht vorzulegen ift. 
Unterfagt ift den Agenten, zur Auswanderung anzumerben oder antverben zu 
laffen, dann bei Vertragsverabredungen oder Abjchlüffen Mäkler und Zwiſchen— 
händler zuzulaffen oder überhaupt fich derlei Perfonen zum Zuführen von 
Auswanderern zu’ bedienen. Diefe Vorſchriften gelten für alle Agenten, 
alfo auch Für die Hauptagenten. 

Durch diejelben find alle biöherigen Beitimmungen über denjelben 
Gegenftand, insbeſondere auch die Vorfchrift, wonach die Aushändigung der 
Auswanderungsbewilligung oder des Reifepafies von der Vorlage des mit 
einem inländischen Agenten abgejchloffenen Vertrages über eine im voraus 
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geficher te Überfahrtögelegenheit abhängig war, dann die Verpflichtung der 
fonzeffionierten Grpedientenhäufer, nur folche bayerische Untertanen nach 
überfeeifchen Ländern zu befördern, welche den lÜberjahrtsvertrag mit einem 
inländifchen obrigfeitlich beftätigten Agenten abgeichloffen hatten, oder 
welche mit einem von dem einfchlägigen bayerischen Konful vifierten Paffe 
verjehen waren, aufgehoben. Bezüglich der Austellung und Bifierung von 
Päſſen find auch bei der Auswanderung nach überfeeifchen Ländern fortan 
die allgemeinen jeweilig gültigen paßpolizeilichen Vorſchriften anzuwenden, 
Die Hauptagenten, jowie die von denſelben aufgeftellten Auswanderungs= 
agenten dürfen fernerhin mit den Angehörigen aller Regierungsbezirke, jowie 
auch mit Ausländern, welche über die Zuläffigkeit ihrer Neife mit amt— 
lichen Dokumenten verfehen find, Überfahrtöverträge abjchließen (cf. Min. 
Entſchl. vom 12. Juni 1862). In dieſer zur Sicherung eines gleichförmigen 
Vollzugs der königl. Verordnung vom 7. und der oberpolizeilichen Vor— 
ichriften vom 12. Juni 1862 ergangenen Entſchließung ift Hinfichtlich der 
Kaution die Anordnung getroffen, daß diefelbe, wenn fie zur Befriedigung 
bon Entſchädigungsanſprüchen eine Minderung erfahren Hatte, binnen vier 
Wochen bei Vermeidung der Einziehung der zur Beförderung von Aus» 
wanderern erteilten Bewilligung auf den vollen Betrag zu ergänzen iit. 
Ferner muß, wenn die Freigebung einer ſolchen Kaution wegen Aufhörens 
des Gejchäftsbetriebs des Hauptagenten beantragt wird, diefer Antrag von 
der einjchlägigen Polizeibehörde in jämtlichen Kreisamtsblättern mit der 
Aufforderung veröffentlicht werben, etwaige gegen die Rüdgabe der Kaution 
gerichtete Anſprüche innerhalb ſechs Monaten mit einer Nachweifung darüber 
anzumelden, daß wegen diejer Anfprüche Klage bei dem zuftändigen Gerichte 
erhoben ift. Sind innerhalb diefer Friſt Anjprüche nicht angemeldet, jo ift 
die Kaution an den Empfangsberechtigten auszuhändigen, andernjalla aber 
ift diejelbe bis zur rechtskräftigen Entfcheidung foweit zurüdzubehalten, ala 
dies zur Dedung des erhobenen Anfpruches erforderlich if. Gegen Agenten 
verhängte Strafen und Koften find ftet3 vor der Rüdgabe der Kaution zu 
berichtigen. 

In der öfter erwähnten Normativentjchließung vom 2. Februar 1868 
ift auf die königl. Verordnung vom 7. Juni 1862 lediglich Bezug genommen, 

Die Einführung des Strafgefeßbuches für den vormaligen norbdeutichen 
Bund in Bayern machte eine durchgreifende Revifion des Polizeiſtrafgeſetz— 
buche von 1861 nötig, deren Ergebnis das Polizeiſtrafgeſetzbuch vom 
26. Dezember 1871 ift. In unferem Gegenftand trat jedoch eine Anderung 
nicht ein, denn abgejehen von der nunmehr nach TIhalern (bis zu 50 bezw. 
20 Thlr.) angedrohten Strafe, ift Art. 51 wörtlich in das neue Polizei 
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jtrafgejeßbuch ala Art. 133 aufgenommen. Die Verordnung vom 7. Juni 1862 
und die oberpolizeilichen Vorſchriften vom 12. desjelben Monats gelten 
gemäß Art. 159 des neuen Polizeiſtrafgeſetzbuches fortan ala zu Art. 133 
deſſelben erlaflen und find mit einigen Mobdififationen und Erläuterungen 
noch heute geltendes Recht. Zunächjt wurden nämlich jeit dem Jahre 1873 
in Bayern auch ala Unteragenten nur Reichsangehörige zugelaffen, wiewohl 
die Verordnung don 1862 bezüglich diefer Art von Agenten eine Be— 
ichränfung mit Rüdficht auf deren Staatsangehörigkeit nicht gemacht Hatte. 
Sodann wurde die Höhe der don den Hauptagenten aufrecht zu machenden 
Kaution auf Grund föniglicher Entjchließung duch Min.-Belanntmahung 
vom 24. Dezember 1876! auf 10000 ME. feitgejegt. Endlich entiprach 
das Requifit der „Anfäffigkeit im Königreiche”, welches einerſeits Indigenat 
‚mit Anjäffignahung in einer beftimmten Gemeinde — Anſäſſigkeit im 
juriftifchen Wortfinn — andererjeit? Sehhaftigkeit im Inlande mit feftem 
Wohn: und Gewerbäfit, von welchem aus die Agentur betrieben wird — 
Anfäffigkeit im natürlichen Wortfinn — vorausſetzte, bereits feit der baye— 
riſchen Heimatgefeggebung von 1868 und der Einführung der Reichs— 
verfaffung mit dem Geſetze über die Erwerbung und den Verluſt der 
Bundes- und Staatsangehörigkeit dem Stande der Geſetzgebung nicht mehr, 
indem nicht nur der ftaatsrechtliche Begriff der Anfäfligkeit befeitigt und 
durch den Beſitz einer jelbftändigen Heimat erſetzt, ſondern auch gegenüber 
nicht bayerischen Reichgangehörigen Art. 3 Abſ. 1 der Reichsverfafſung zu 
berüdfichtigen war. Als daher über die Auslegung diefer Borausfegung 
Zweifel entftanden, wurde zur Herbeiführung eines gleichmäßigen Verfahrens 
durch Min.-Entjchl. vom 26. März 1887 ausgeſprochen, daß an dem Er— 
fordernig eines feften Wohnſitzes und eines jtändigen Gejchäftslofales in 
Bayern zwar auch fernerhin ausnahmlos feſtzuhalten fei, im übrigen 
aber von bayerischen Staatsangehörigen, welche ala Hauptagenten aufgeftellt 
werden wollen, anjtatt der Anfäjfigmachung der Erwerb einer jelbftändigen 
Heimat zu fordern, bei anderen Reichsangehörigen aber von dem Erfordernis 
der Eriwerbung einer Heimat in Bayern abzufehen jei. Reichgausländer 
bleiben von dem Agenturbetrieb in Auswanderungsgeſchäften nach wie vor 
ausgeſchloſſen. 


IV. Verleitung zur Auswanderung. 


Gleichzeitig mit den älteren Auswanderungsverboten wurden ftrenge 
Beltimmungen gegen die fogenannten Emiffäre und Werber getroffen; war 
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eö ja gerade ihre Thätigfeit, welche zu jenen Berboten den unmittelbaren 
Anftoß gegeben hatte. So verordneten die bereits früher erwähnten Mandate 
vom 28. Februar 1764 und vom 3. Januar 1766, „daß die außländifchen 
Emiffarii, welche den Bauerdmann und Unterthban durch falſche Vor— 
ipiegelungen irre zu machen fuchten und zur Emigration aus dem furfürft- 
lichen in fremde Lande zu bereden fich bemühten, falls fie genugjam über- 
führt feien, längftens innerhalb 24 Stunden vom Scharfrichter aufgefnüpft 
werden ſollten. Ausländiſche Falſchwerber, fie mochten gleich Offiziere oder 
andere fein, waren den Emiſſariis gleich zu Halten. Wer einen jolchen 
Böfewicht aufmährig machte, follte 50 fl. Recompens erhalten und ver- 
ſchwiegen bleiben, wogegen andere, welche durch Unterfchleift, Unterhandlung 
oder fonft ſchuldhaften Anteil an dem Verbrechen nahmen, malefiziich und 
geftalter Dinge an Leib und Leben beftraft werden follten.“ Das Strai= . 
gejegbuch don’ 1813 milderte diefe Strafbeftimmungen bedeutend, indem 
nach Zeil I Art. 306 derjenige, welcher Staatsunterthanen durch Betrug 
oder Hinterliftige VBorfpiegelungen zum Auswandern verführt bat, als Ver— 
räter vierten Grades mit 2= bis Sjährigem Freiheitsverluft bejtraft werden 
jollte. Die bayerifche Strafgejeßgebung von 1861, durch welche das Straf- 
gejeßbuch von 1813 Zeil I aufgehoben wurde, enthält eine destallfige Be- 
ftimmung nicht mehr und konnte daher die Berleitung zur Auswanderung 
fortan nurmehr beftraft werden, wenn durch diefelbe der Thatbeitand irgend 
eines anderen Reates, 3. B. des Betruges erfchöpft war. Erſt das in 
Bayern mit dem 1. Januar 1872 ind Leben getretene Strafgejeßbuch für 
das Deutiche Reich vom Jahre 1871 ftellte die Verleitung zur Auswanderung 
wiederum ala jelbftändiges Reat auf, indem nach S 144 a. a. D. derjenige 
mit Gejängni® von 1 Monat bis zu 2 Jahren zu beftrafen ift, welcher 
fih zum Gefchäfte macht, Deutfche unter Vorjpiegelung falſcher Thatfachen 
oder wifjentlich mit unbegründeten Angaben oder durch andere auf Täuſchung 
berechnete Mittel zur Auswanderung zu verleiten. 


B. Ausmwanderungspolitik. 


Kurfürft Mar L (1597—1651) führte in allen Zweigen der Staats» 
verwaltung zeitgemäße Reformen durch und entjaltete in&bejondere auch 
auf dem Gebiete der Volkswirtſchaft eine umfaffende Thätigkeit zur Hebung 
von Aderbau, Gewerbe und Handel. Sein Nachfolger Ferdinand 
Maria (1651—1679) jehte das Werk feines Vaters fort und war Hierbei 
in®bejondere darauf bedacht, Bayern einen Anteil an dem Welthandel zu 
verichaffen. An feinem Hofe lebte ala Leibmedifus der im Jahre 1635 
zu Speyer geborene Johann Koahim Becher, „ein bon Spefulationggeift 
gleichjam befeffener, immer projektenſchwangerer, äußerft thätiger und ge= 
wandter Mann“, welcher die Seele aller Unternehmungen bildete. Diefer 
hatte den Plan, in Amerika eine bayerifhe Kolonie zu gründen, 
angeregt. Zu diefem Zwede wurden mit den Direktoren der nieberländijch- 
oceidentalifchen Handelskompagnie Verhandlungen eingeleitet, welchen vor— 
geftellt wurde, daß fie zur Förderung ihrer Kolonifierungen in Amerika 
nicht8 beſſeres thun könnten, als die Allianz eines mächtigen Fürjten zu 
fuchen. Hierzu fei Bayern? Kurfürſt bereit und könnten von diefer Seite 
5:—6000 Berfonen für Kolonifterungszwede erwartet werden. Die Diref- 
toren der genannten Kompagnie gingen auf die Sache ein und boten vor— 
läufig die wilde Küfte von Guiana (Guayana) dem Kurfürften zur Koloni— 
fierung an, doch blieben die desfallfigen weiteren Verhandlungen ohne 
Erfolg (1664). Deswegen wurde jedoch der Plan der Gründung einer 
Kolonie nicht aufgegeben, vielmehr ſchon im folgenden Jahre gemeinjchaftlich 
mit dem Kurfürften von Mainz ein weiterer Verſuch bei dem franzöſichen 
Hofe gemacht und Hierbei Amerika und Auftralien ins Auge gefaßt. Der 
König von Frankreich veriprach dem Projekte mit aller feiner Macht an die 
Hand zu gehen und ließ für dasfelbe gleichjalls das im Beſitze der weft- 
indifchen Kompagnie befindliche Guiana vorjchlagen, deflen vorteilhafte Küſten-, 
Hafen=, Fluß⸗, Boden» und Elimatifche Verhältniffe und günftige Lage bei 
den Franzöfiichen Kolonien, von welchen aus im Notialle leicht Hilfe geleiftet 
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werden könnte, gerühmt wurden. An den von der Kompagnie geftellten Bes 
dingungen jcheiterten aber auch diefe neuerlichen Verhandlungen um jo eher, 
ala Becher, für deſſen Pläne München und Bayern zu enge wurden, in= 
zwifchen ich in dem Dienjt des Hofes zu Wien geftellt hatte. Die Zeit- 
genofjen mögen dieſes Projekt ohnehin mehr als den Ausfluß einer aben- 
teuerlichen Phantafie denn als ein den DVerhältniffen der beiden Binnen« 
länder angemefjenes und realifierbareg Unternehmen angejehen haben. Wie 
weit die Abficht von Bayern-Mainz damals ging, dafür giebt der Umstand 
Zeugnis, daß die genannten Staaten gegenüber der Yorberung der Kompagnie, 
daß die Ein= und Ausschiffungen für die Kolonie in den franzöfiichen Häfen 
und die Verfrachtungen auf Schiffen der Kompagnie erfolgen jollten, fich 
vorbehielten, mit eigenen Schiffen zu jahren, dann die Koloniften und bie 
von der Kolonie herauszubringenden Waren in denjenigen Häfen einzufchiffen 
bezw. einzuführen, wo es ihnen gut dünle!. 

Damit war die auf Förderung der Auswanderung gerichtete jtaatliche 
Thätigfeit in Bayern auf lange Zeit vorerft abgejchloffen. Gerade 100 Jahre 
jpäter begegnen wir dem Auswanderungsverbot, mit deſſen Hilfe 
die Unterthanen, nicht minder aber das Vermögen im Lande zurüdbehalten 
werden jollten. 

Solange diejes Verbot zu Recht bejtand und — wenn auch mit Zus 
lafjung von Ausnahmen — gehandhabt wurde, fonnte von einer Auswans 
derungspolitif jelbjtverjtändlich keine Rede fein, denn zu gunjten der heim— 
lichen Auswanderer einzutreten, hatte die Regierung feinen Anlaß. Ahnlich 
lagen die Verhältniffe auch noch, ala im Jahre 1818 den bayerifchen Unter: 
thanen ein bedingtes Recht zur Auswanderung nach den anderen deutſchen 
Bundesjtaaten eingeräumt wurde, da die Zahl der Auswanderer nach diejen 
Ländern jtet3 eine verhältnismäßig geringe war und es fich bei denjelben 
in der Regel um die Begründung einer im voraus geficherten Eriftenz in 
dem betreffenden Staate handelte, jo daß auch die VBorkehrung irgend welcher 
jtaatlicher Maßnahmen zu gunften folcher Auswanderer überflüffig erſchien. 

Anders gejtaltete fi) die Sachlage bereit? anfangs des 3. Jahrzehnts 
unferes Jahrhunderts, indem don da an der Grundjaß zum Durchbruche 
fam, den Abzug von Elementen, welche einmal außfcheiden wollen, nicht 
zu Hindern, und daher auch den Perjonen, welche nach anderen ala den zum 
Deutichen Bunde gehörenden Ländern auswandern wollten, die Erlaubnis 
hierzu bei Erfüllung der gefeglichen Vorbedingungen im allgemeinen nicht 
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mehr verfagt wurde. Der in dieſer Hinficht im Jahre 1852 noch einmal 
eingetretene Rüdjchlag gegenüber Brajilien war nur vorübergehend und 
auch injoferne nicht von befonderer Bedeutung, als die Zahl der Auswan— 
derer nach diefem Lande nur eine mäßige war. Mit der thatjächlichen Anz 
erfennung der Nuswanderungsfreiheit, gleichviel mach welchem Lande der 
Auswanderer fich begeben mochte, war der naugurierung einer pofitiven 
Auswanderungspolitit das Feld geöffnet. Indes trat die Regierung auch 
jet aus ihrer paffiven Haltung vorerft nicht Heraus. Zu eigener Jnitiative 
hatte fie auch feinen Grund, jolange fie der Anficht war, daß das Land 
jeine Bewohner jelbit ernähren könne, und daß es nicht gut fei, die zur 
Auswanderung Entjchloffenen Hinfichtlich der Wahl ihres künftigen Vater— 
landes irgendwie zu beeinfluffen und dadurch eine gewiſſe Verantwortlichkeit 
für deren fünftiges Schidfal zu übernehmen. Zur Auswanderung aufzu» 
muntern lehnte die Regierung fonfequent ab, vielmehr glaubte fie, als das 
Auswanderungsverbot — wenn auch formell noch zu Recht beftehend — 
thatfächlich nicht mehr angewendet wurde, im Intereſſe der Auswanderer 
jelbft wenigftens ihre warnende Stimme vernehmen laſſen zu jollen. So 
wurde im Jahre 1839" den Diftriftspolizeibehörden zur Pflicht gemacht, 
jeden, der nach einem überfeeifchen Lande auswandern wollte, bei der An— 
bringung feines desfallfigen Gefuches, über das Gewagte und die möglichen 
ungünftigen Folgen eines ſolchen Schritteg geeignet aufzuklären und demjelben, 
im Fall er nichtsdejtoweniger bei feinem Entjchluffe verharre, über die rät» 
lichfte Art und Weiſe der Ausführung, insbefondere aber über die bei Ab— 
ſchließung der Überfahrtöverträge zu beobachtenden Vorſichtsmaßregeln um— 
ftändliche Belehrung zugehen zu laſſen, welche Borfchrift erſt durch bie 
Normativentichließung vom 2. Februar 1868 formell aufgehoben wurde. 
Der eben gefennzeichnete Standpunkt, welcher die bayerifche Regierung 
von einem Vorgehen in eigener Initiative abhielt, war auch für deren 
Stellungnahme gegenüber zahlreichen Anregungen maßgebend, welche von 
einzelnen PBrivatperfonen, von Gejellichaften und Behörden (Konfulaten) aus— 
gingen und die ftaatliche Organifation der Auswanderung jowie die Leitung 
der Auswanderer nach bejtimmten Ländern zum Zwede hatten. Zu den 
Ländern, deren Befiedelung mit bayerifchen Einwanderern in dieſer Weife 
angeftrebt wurde, gehören: Vorgebirge der guten Hoffnung und 
Demarara (Britiih-Guayana) (1838), Guatemala (1843), Teras, 
welches damals noch eine jelbitändige Nepublif bildete, (1844), Süd— 
auftralien (1850), Surinam (niederländiih Guayana) (1852), die 
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Sierra Morena (1854), Cuba und Mexiko, dann die zur argen= 
tinifchen Konjöderation gehörige Provinz Santa FE (1855) und Klein— 
ajien (1873). Gegenüber diejen fämtlichen Unternehmungen, von welchen 
einzelne augenscheinlich Lediglich eine Geldipefulation verfolgten, verhielt fich 
die Staatöregierung ablehnend, vor der Auswanderung nach Demarara ließ 
diejelbe mit Rüdficht auf die dortigen höchſt ungünftigen flimatifchen Ver— 
bältniffe warnen. 

Wie der Aufmunterung zur Auswanderung überhaupt, jo enthielt fich 
die bayerifche Staatöregierung auch der Yörderung der Auswanderung 
mittellojer Perſonen, indem fie von der Anficht ausging, daß auch 
legteren genügende Erwerbögelegenheit im Lande geboten ſei. Insbeſondere 
wurden, abgejehen von einem al&bald zu beiprechenden außergewöhnlichen 
Falle, ſeitens des Staates feine Geldmittel für diefen Zweck verwendet. 
Es wurden daher in den Jahren 1835 und 1836! verjchiedene Gefuche 
von Bewohnern des Rhein und Untermainkreifeg um Gewährung ftaatlicher 
Unterftügung zur Ermöglichung ihrer Auswanderung nach Griechenland ab— 
gewiefen. Ein jpeciell auf die Begünftigung der Auswanderung von aus— 
wanderungsluftigen Lohnarbeitern und von Erwerbölofen im großen abzie— 
lender Antrag war im Jahre 1840 an die bayerifche Regierung gebracht 
worden. Als Länder, wohin die Auswanderung folcher Berfonen zu lenken 
jei, wurden die Südſeeinſeln, insbejonders Neuholland und Neufeeland be= 
zeichnet, wo die Himatifchen und Bodenverhältniffe, die öffentliche Verwal— 
tung und die Lohnverhältniffe für Deutjche, deren Einwanderung, zudem 
von Gefelljchaften durch Gewährung freier Überfahrt und Sorge für ihre 
erite Beichäftigung unterjtügt wurde, äußerjt günftige fein jollten, während 
die atlantifche Küfte von Nordamerika bereit mit Arbeitskräften gejättigt 
jei. Die Regierung dürfe daher Lediglich für die Beförderung zum Ein» 
ihiffungsplage forgen, um auf diefe Weife nicht bloß einem Zeile ihrer 
Unterthanen die Möglichkeit eines beſſeren Daſeins zu verjchaffen, ſondern 
auch die KHeimatgemeinden zugleich von einer Laft zu befreien. Wenn nun 
gleich die Regierung ein Bedürfnis, die Auswanderung folcher Perjonen zu 
fördern, nicht anerfannte, jo verhielt fie fich doch nicht grundjäglich ab» 
lehnend, ſondern erachtete e8 für zwedmäßig, die Auswanderung durch Be: 
lehrung nach den bezeichneten Ländern zu lenken, wenn in der That dort= 
jelbft günftigere Verhältniffe für die Auswanderer beitänden als in Nord— 
amerifa, wohin bereit# damals die große Mehrzahl fich wandte. Die zur 
Gewinnung verläffiger Auffchlüffe eingeleiteten Erhebungen ergaben zwar 
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immerhin gewiffe Vorteile für die Auswanderer nach fraglichen Inſeln, 
wurden aber von der Regierung doch nicht ala genügend befunden, um Aus» 
wanderungslujtige durch amtliche Empfehlung auf diefe Länder, deren Hima- 
tische VBerhältniffe nur ungenügend bekannt waren, hinzuweiſen, und dadurch 
von den jchon befannteren und von vielen Deutjchen bewohnten nordame— 
rifanischen Staaten abzulenken. 

Der bereit? angedeutete Fall ftaatlicher Subvention mittellofer Aus— 
wanderer war diefer: Infolge der politifchen und fommerziellen Revolution 
in Frankreich war im Jahre 1848 längere Zeit hindurch eine Verminderung 
des Frachtenverkehrs zwiſchen Havre und den Vereinigten Staaten von Nord» 
amerika eingetreten und der Paflagepreis (ohne Verpflegung) für Auswane 
derer don Havre nach New-York und New» Orleans auf 120 Fred. per 
Kopf gejtiegen. Zahlreiche deutjche Arbeiter in Havre wurden infolgedeflen 
brodlos und konnten ihr Vorhaben, nach Amerika überzufiedeln, nicht aus— 
führen. Die bayerifche Regierung ließ daher nicht nur die Austwanderungs= 
luftigen warnen, bis auf weiteres den Weg über Havre zu wählen, jondern 
auch, da unter den Notleidenden ca. 1000 Bayern waren, eine Sammlung 
zu deren gunften veranftalten, wiewohl die meijten derfelben heimlich aus 
Bayern fich entjernt Hatten. Mit dem Ergebnis diefer Sammlung und 
einem Zuſchuſſe aus der Regierung zur Verfügung geftandenen Mitteln 
wurden dem bayerischen Konfulate 16 500 fl. zur Verfügung gejtellt, wozu 
noch ein Betrag der Munizipalitäten der Gemeinden von Havre, Ingouville 
und Graville mit 14000 Fred. kam. Mit Hilfe diefer Gelder wurden 
839 Perfonen nach Amerika befördert, 38 teild zur Nüdkehr nach Bayern, 
teild zum ferneren Fortlommen in Havre unterftüht, während ein Reft zur 
Bildung eines Unterftühungsfonds bei dem bayerischen Konfulate in Havre 
verwendet wurde. 

Das Ergebnis von Erkundigungen, welche die bayerifche Regierung im 
Jahre 1855 bei einigen anderen deutjchen Regierungen darüber eingezogen 
hatte, ob und wie feitend derfelben etwa armen Auswanderern durch Unter- 
ftägung an die Hand gegangen werde, und welche Erfahrungen bei allen- 
tallfigen derartigen Verfuchen gemacht wurden, war fein folches, welches zu 
einem Vorgehen in diefer Richtung hätte ermutigen können. 

Anmwieweit feiten® anderer kommunaler Verbände eine Förde— 
rung der Auswanderung mittellofer Perjonen ftattgefunden hat, darüber 
enthalten die minifteriellen Akten feinen näheren Auffhluß. In einer Min. 
Entſchl. vom 25. März 1841 wurde die Unterftüßung Heimatlofer behufs 
Grleichterung ihrer Auswanderung aus Kreisfonde als unftatthaft erklärt. 
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Seit Erlafjung des Gefeßes vom 28. Mai 1852, die Landräte betreffend *, 
unterliegt zwar die Zuläffigfeit der Bewilligung von Mitteln aus Kreis- 
fonds für diefen Zwed vorbehaltlich der königl. Genehmigung feinem Zweifel 
mehr, allein daß von diejer Befugnis Gebrauch gemacht worden ift, möchte 
faum anzunehmen fein. Dagegen fam e3 öfter vor, daß Gemeinden armen 
Gemeindeangehörigen unter die Arme griffen, um deren Auswanderung zu 
ermöglichen. Die Staatöregierung nahm hierauf weder in förderndem noch 
in bemmendem Sinne Einfluß. Als aber gegen die Mitte der fünfziger 
Sabre vielfach deutjche Auswanderer, welche auf Kojten ihrer Heimatgemein= 
den nach Nordamerika befördert wurden, aller Mittel entblößt, ſchon bei 
ihrer Landung der Öffentlichen oder Privatwohlthätigkeit anheimfielen, und 
die Regierung der DBereinigten Staaten infolgedeffen ein Gejeß vorbereitete, 
wonach die Landung mittellofer und insbeſondere alter, gebrechlicher oder 
fonft arbeitsunfähiger Perfonen, dann von Bettler und Berbrechern ver- 
hindert und deren jofortige Zurüdlieferung in ihre urjprüngliche Heimat be- 
werfjtelligt werden jollte, wurden in Bayern die Dijtriftspolizeibehörden an— 
gewiejen?, die Gemeinden hiervon in vorkommenden Fällen zu veritändigen 
und darauf aufmerffjam zu machen, wie e8, abgejehen von den Forderungen 
der Humanität in ihrem eigenen Intereſſe gelegen fei, die von ihnen unter: 
ftügten Auswanderer in den Stand zu jehen, daß diejelben während des 
eriten Aufenthaltes in Amerika die Koften für ihre Subfiftenz und nötigen= 
fall auch für die Reife ins innere des Landes zu bejtreiten vermögen. 
Ferner ließ die Regierung den in Bayern zugelaffenen Expedientenhäufern 
eröffnen ?, wie fie bei ihnen und ihren Agenten die Kenntnis der in Amerika 
jeweil® geltenden Paſſagiergeſetze vorausjege und daher erwarte, daß fie 
jolde Auswanderer, deren Landung dortjelbft verboten fei, bei Meidung der 
Haftung für allen den Beteiligten entjtehenden Schaden, nicht zur Beför- 
derung dahin übernehmen. 

Stets war es ein leitender Gedanke der bayerischen Regierung, daß 
die Auswanderer nach folchen Ländern fich wenden, im welchen fie die 
deutfche Nationalität bewahren und mit Deutjchland in Verbindung bleiben 
fönnten. Die Regierung ſah es daher lange Zeit nicht ungern, daß der 
große Strom der Auswanderung nad) einem Lande — den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa — fidh ergoß, wo bereits in verſchiedenen 
Gegenden eine fompakte deutjche Bevölkerung fich angefammelt hatte. Gleich- 
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wohl enthielt fie fich, der Auswanderung nach den Vereinigten Staaten be= 
fonderen Vorſchub zu leiften, eine Haltung, für welche außer dem bereits 
dargelegten allgemeinen Grundjaß der bayerifchen Regierung jpäter auch der 
Umftand beftimmend gewejen fein mag, daß allmählich doch die Überzeugung 
fi aufdrängen mußte, daß das deutjche Element auch in den Vereinigten 
Staaten dem alles abjorbierenden und affimilierenden Amerikanismus auf 
die Dauer nicht zu widerjtehen vermöge. Zudem ſah die Regierung noch 
in der Mitte unferes Jahrhunderts die Verpflanzung des deutjchen Elementes 
über den atlantifchen Ocean und überhaupt in andere MWeltteile als eine 
gewagte, im dunklen Schooße der Zukunft Tiegende Sache an. 

Dagegen erachtete die bayerische Regierung die Auswanderung des 
deutjchen Elementes nah dem Oſten Europas und zwar nach den durch 
die Donau mit Bayern in unmittelbarer Berbindung ftehenden unteren 
Donauländern aus politifchen und volföwirticgaftlichen Nücdfichten, ſowie 
auch im Intereſſe der Auswanderer jelbft, ala jehr wünjchenswert. Zunächft 
war e8 Bulgarien, deſſen Naturreihtum, Mangel an Bevölkerung und 
geographiiche Lage diefes Land der Regierung äußerit ſympathiſch machten. 
Eine bayerifche Anſiedlung dortjelbft nach Art jener der Siebenbürger Sachen 
erfchien ihr jehr verlodend. Um jo bedauerlicher fand fie e8, ein desiallfiges 
Projekt ſelbſt als unausführbar anerkennen zu müſſen. Der Mangel an 
bedeutenden Staatäländereien, welche den Koloniften hätten überlaffen werden 
fönnen, die türkische Gefeßgebung, nach welcher der Nichttürfe kein Grund» 
eigentum eriverben fonnte, und politifche Rüdfichten (auf das Slaven- und 
Magyarentum) wogen nach Anficht der Regierung alle erwähnten Vorzüge 
dieſes Landes auf (1849). Nach Bulgarien war e8 Ungarn, welches 
das Augenmerk der bayerischen Regierung auf fich lenkte und diefelbe im 
Jahre 1851, ala in Oberfranken die Luft zur Auswanderung nach diefem 
Lande fich bemerflich machte, zur Einleitung von Erhebungen über die ein 
ichlägigen Verhältniffe veranlaßte. Dieje Erhebungen ergaben, daß zwar 
die Grundjäße für die Kolonifierung auf Staatögütern die faiferl. Sanktion 
bereit3 erlangt hatten, die Kolonifation ſelbſt aber damals noch nicht in 
Angriff genommen werden fonnte, weil die Hierzu am meiſten geeigneten 
Staatögüter bis Ende des Jahres 1855 verpachtet waren, die Kolonifation 
von Privatgütern aber erjt dann im Erwägung gezogen worden könne, wenn 
hauptjächlich die Frage über die Teilbarkeit der Grundftüde entjchieden 
fein werde. Wenn daher die Öfterreichifche Regierung damals auch vorzugs⸗ 
weife die deutſche Kolonifierung in Ungarn zu fördern beabfichtigte, jo konnte 
fie mangels einer ficheren Grundlage für die Kolonifation vorerſt doch, nur 
vor der Einwanderung dahin warnen. Im Jahre 1853 wurde zwar ein 
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weiterer Schritt vorwärts? gemacht, indem durch die Einführung des öfter» 
reichifchen bürgerlichen Gefegbuches in Ungarn die Teilbarkeit der Grund» 
ſtücke dafelbft ermöglicht und die Erwerbung von Grund und Boden gefichert, 
überdies eine zeitgemäße Organifation der Juſtiz-, Adminiſtrations- und 
Finanzbehörden bejchloffen wurde, allein jegt war e8 wieder die Ungewiß- 
heit, wie der Vollzug diefer Gefege und Organifationen fich geitalten werde, 
welche die Einwanderung dahin noch nicht rätlich erjcheinen ließ. 

Ein gänzlicher Umſchwung ſchien fich im Jahre 1855 vorzubereiten. 
König Marx II, welcher der Auswanderungsfrage feine fortgefegte Auf- 
merkſamkeit zumwandte, wollte diefelbe nach einer zweifachen Richtung der 
Löſung entgegengeführt wifjen: einmal Hinfichtlich der Länder, nach welchen 
die Auswanderung mit Erfolg zu lenken fei, und ala welche ihm Ungarn, 
Bulgarien, Brafilien, Goftarica und Guardafui bezeichnet worden waren, 
dann in dem Sinne, daß der Bund die Sache in die Hand nehme, da nur 
bei einer einheitlichen Regelung für ganz Deutjchland etwas Eriprießliches 
zu erwarten fei. Hierbei wurde aber ausdrüdlich die königl. Willensmei- 
nung dahin ausgefprochen, daß jo wenig wie bisher eine Aufmunterung oder 
Aufforderung zur Auswanderung jtattfinden folle, indem man auch damals 
ein Mißverhältnig zwifchen der Größe der Bevölkerung und den im Lande 
ihon vorhandenen oder noch zu erfchließenden Quellen für den Unterhalt 
derfelben nicht anerkannte, 

Nachdem Bayern über die Aufnahme, welche ein desfallfiger Antrag 
bei den Regierungen der übrigen Bundesftaaten finden würde, fich verge— 
wiffert und bei den meiften Entgegenfommen gefunden Hatte, wurde der 
bayerifche Bundestagagejandte unterm 15. Februar 1856 ermächtigt, fol 
genden Antrag beim Bundestag einzubringen: 

„Die Auswanderung Angehöriger der deutjchen Bundesftaaten Habe, 
wie fie fi) in den lebten Zeiten geftaltete, manche Übelftände im Gefolge 
.. . Eine Organifation der Auswanderung dürjte demnach im allgemeinen 
wie im Intereſſe der Auswanderer felbjt gelegen fein. Es komme dabei 
darauf an, diefelbe nach Gegenden zu leiten, wo die Auswanderer nicht 
der Spekulation und dem Zufall preisgegeben jeien, fondern Ausſicht auf 
eine fichere Eriftenz gewinnen, wo fie jerner die Möglichkeit Hätten, ihr 
Deutjchtum zu bewahren und mit dem Vaterland in politischer und kommer— 
zieller Beziehung zu bleiben, welche für beide Teile von Vorteil jein müfle. 
In diefer Hinficht wären wohl die Donauländer vor allem ins Auge zu 
faffen und zwar nicht bloß Ungarn, jondern auch nach erfolgter Wieder- 
heritellung des Friedens und Sicherung der Nechte der Chriften in der euro: 
päifchen Türkei, auch die Donaufürftentümer und die angrenzenden türkischen 
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Provinzen. Bei der in zweiter Linie in Betracht zu ziehenden Auswan— 
derung nach überjeeifchen Ländern aber möchten außer den nordamerikanijchen 
auch noch andere für die Anftedelung von Europäern geeignete Staaten 
3. B. Rio Grande und Gebiete in Mittelamerifa ind Auge zu faſſen fein. 
Ehe indes in dieſer Beziehung beftimmte Anträge geftellt werden fönnten, 
wäre vor allem die Kenntnis der 3. 3. in den einzelnen Bunbesjtaaten 
geltenden Gejete und Verordnungen über die Auswanderung erforderlich.” 
. .. Ein Ausschuß follte niedergefegt werden mit dem Auftrage, eine Zu— 
fammenftellung diefer Geſetze ꝛc. zu fertigen, auf welche fich Vorſchläge über 
die gemeinjchaftlichen Maßregeln gründen ließen. Dabei follten vor allem 
folgende Punkte berüdfichtigt werben: 

„a) Die VBorbedingungen, von welchen die Erlaubnis zur Auswanderung 
abhängig zu machen fei, 

b) eine Einrichtung dafür, daß den unerlaubten und heimlichen Aus— 
wanderungen aus einem Staate durch die Regierungen aller übrigen Bundes« 
jtaaten gemeinfchaftlich und in gleicher Weiſe entgegengetreten würde, 

ce) die Maßregeln zur Fürforge für die Auswanderer an den Ein- 
Ichiffungsorten, 

d) die Hinleitung der Auswanderung nach geeigneten Ländern, in 
welchen die Auswanderer eine fichere Eriftenz jänden, und ihre Nationalität 
jowie der Zufammenhang mit Deutjchland nicht verloren gehe, und 

e) die Aufftellung von diplomatifchen oder konſulariſchen Agenten in 
jenen Ländern, bei welchen die Auswanderer Rat, Schu und Bertretung 
finden.” 

Wie jehr die Intention des Königs, welcher übrigens auch das poli« 
tiſche Motiv, die Bundesgewalt durch Erweiterung ihrer Zuftändigkeiten zu 
ftärfen, zu Grunde lag!, den Wünſchen des Landes gerecht wurde, werden 
wir fogleich jehen. Inzwiſchen hatte nämlich auch der Abgeordnete Fürſt 
von Öttingen-Wallerftein eine Reihe von, durch die Zeitverhältniffe 
in den Vordergrund gerückten focialen Fragen, wie namentlich das Anfäflig- 
machungs- und Verehelichungs-, Gewerbs- und Auswanderungswejen aufs 
gegriffen. 

An feiner Eigenjchaft ala Ausfchußberichterjtatter der Kammer der Ab» 
geordneten entwidelte er feine Anfichten hierüber in einem ausführlichen 
Vortrage?, und begutachtete in feinem fpeciellen Antrag vom 23. November 

2 ©. auch von Sybel „die Begründung des Deutichen Reiches durch Wilhelm I.* 
II 242, 
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1854, die Organifation der Auswanderung der Armen betreffend, folgende 
zum Zeil mit der Jnitiative des Königs fich dedenden, zum Zeil aber über 
diejelbe weit hinausgehenden Vorjchläge der Krone zu unterbreiten: 

„I) auf eine rafche werfthätige Vereinigung aller deutichen Regierungen 
zum Behufe großartiger fonzentrifcher Organijation der Auswanderung und 
wohlwollender Fürforge für die Auswanderer bis in ihre neue Heimat hin— 
zuwirken; 

2) ſchon jetzt das Auswandern ſolcher Angehörigen des bayeriſchen 
Staates, welchen die bayeriſchen Geſetze das Recht zur Anſäſſigmachung und 
Verehelichung entziehen, oder welche in der Heimat nicht hinreichendes Aus— 
fommen finden, in jeder Weife zu begünftigen ; 

3) bezüglich der eben erwähnten Kategorien von Perjonen eine legis— 
lative Revifion der Beitimmungen über Auswanderung und über Militär- 
fautionen anzubahnen ; 

4) ebenjo im gefeglichen Wege die Beitimmung zu initiieren, daß Die 
Auswanderung in Länder, deren Staatsbürgerrecht erjt nach mehrjährigen 
Aufenthalt erworben wird, denen aber das Zurüdjchieben von Ausländern 
fremd ift, nicht ferner durch die vorgängige Aufnahme in den Fremdländifchen 
Unterthanenverband bedingt bleibt, mit dem Verlaſſen des bayerifchen Bodens 
aber das bayerifche Indigenat und Heimatrecht für die alfo Ausgewanderten 
erliicht ; 

5) gelegentlich des nächſten Budgets diejenigen Summen vorzufehen, 
welche nötig fein dürften, damit der Staat in subsidium der Armenfonds, der 
ficher gerne und reichlich fließenden gemeindlichen Beiträge und ber Zufchüfie 
für den Zweck jpeciell zu bildender Wohlthätigkeitsvereine die fichernde, 
äzwederjchöpfende Durchführung diefer Maßregeln verwirklichen fönne; 

6) endlich, falls die Einwanderung nach Ungarn und den Donauländern 
einft fichere Gewähr für das Sichfortbringenkönnen und Nichtbedrohtfein von 
bejtändigen SInvafionen und Aufjtandsgefahren darbieten follte, das Aus— 
wandern in der dortigen dem deutſchen Intereſſe nächititehenden Richtung 
durch erhöhte Vorteile zu ermuntern.“ 

Gntiprechend dem Ausjchußantrage vom 10. Mai 1856? faßte die 
Kammer der Abgeordneten in ihrer Sitzung vom 20, desſ. Mts.? den Be: 
ſchluß, „dem Könige für feine Initiative in dem erwähnten Sinn den Dant 
auszusprechen und Sich bei dieſem großherzigen Beginnen der freudigen Mit- 


. a. ©. ©. 480. 
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wirkung des Landtages verfichert zu halten, zugleich auch an die Allerhöchfte 
Stelle die Bitte zu richten, inzwifchen mit Rüdficht auf die mafjenhafte 
Zunahme notleidender Perfonen, insbeſondere auf das traurige Los ganzer 
durch den Umſchwung in dem Betriebe einzelner Gewerbe bejchäftigungslos 
gewordener gewerblicher Bevölferungsflafien die bayerifchen Normen über 
Auswanderung einer durchgreifenden Revifion zu unterwerfen, und je nach 
dem Grgebniffe die geeigneten Vorlagen an den Landtag anzuordnen.“ 

In der I. Kammer hatte zwar der Referent fich gleichfalls für diefen 
Antrag ausgejprochen, doch gelangte dafelbit im Jahre 1856 der Gegenftand 
nicht mehr zur Verhandlung und wurde daher ein Gejamtbejchluß der beiden 
Kammern nicht erzielt. Gleichwohl glaubte die bayerifche Staatöregierung 
im Hinblid auf die Wichtigkeit des Gegenftandes die von der II. Kammer 
geäußerten Wünſche nicht unberüdfichtigt laſſen zu dürfen und trug daher 
denſelben joweit Rechnung, als diefeg innerhalb der beitehenden Gefeßgebung 
zuläffig und zwedmäßig erfchien. Demgemäß wurde zunächft eine erweiterte 
Zulaffung von Erpedientenhäufern in Ausficht genommen und die Anord— 
nung, wonach Überfahrtverträge von den Polizeibehörden nur dann berück— 
fichtigt werden durften, wenn diefelben mit dem Bifa des einfchlägigen Kon— 
fulates verjehen waren, außer Wirkſamkeit geſetzt!. 

In der Bundesverfammlung vom 21. Februar 1856 war dem bayeri- 
fchen Antrag entjprechend, ein aus den Gefandten von öſterreich, Preußen, 
Bayern, Württemberg und den freien Städten beſtehender Ausſchuß gebildet 
worden, welcher über die in den einzelnen Bundesſtaaten hinſichtlich der 
Auswanderung beftehenden VBorjchriften, jowie über die behufs einheitlicher 
Regelung des Auswanderungswejend zu ergreifenden Maßnahmen einen aus— 
führlichen Vortrag erftattete, der am 25. Juni 1858 zur Verteilung ge- 
langte. Die Vorjchläge des Ausfchuffes betrafen vorzugsweiſe die Verhin— 
derung der unerlaubten Auswanderung durch gleichheitliche Anweifung an 
die Polizeibehörden und an die zur Beförderung don Auswanderern nach 
überfjeeifchen Ländern befugten Gejchäftsleute, dann Maßnahmen zur Wah- 
rung der Intereſſen der Auswanderer insbejondere zur Sicherung genauer 
Erfüllung der Überfahrtsverträge und gewiffer Erreichung des Neifezieles, 
ohne indefjen hierbei wejentlich neue Gefichtspumfte zu bieten. 

Über die auf die Förderung von Eimwvanderungen gerichteten Abfichten 
der ottomanifchen Pforte und die Anrätlichleit der Einwanderung Deutjcher 
nach Gebieten des türfifchen Reiches, ferner über die Lage der deutſchen Be: 


ı M.E. vom 30. Auguft 1857. Weiteres hierüber ſ. oben unter „Erpedien: 
tenhäufer” ac. 
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völferung in den weitlichen Staaten der nordbamerifanifchen Union und über 
das allenfallfige Bedürfnis der Unterftügung von Beitrebungen derfelben 
für Kirche und Schule, über die. Bedingungen der Einwanderung in die 
brafilianifche Provinz Rio grande do Sul, in die Staaten der argentinischen 
Republik, über die Lage der in der Chile'ſchen Provinz Valdivia bereits 
anfäffigen Deutjchen jollten zunächſt amtliche Erfundigungen eingezogen 
werden, um auf Grund derjelben die Zwedmäßigfeit etwaiger Leitung der 
deutjchen Auswanderer nach diefen Ländern bemefjen zu fönnen. 

Die bayerifche Regierung Hatte fich die Schwierigkeiten nicht verhehlt, 
welche ihrem Antrag aus dem Umſtande erwachjen werden, daß nach der 
Bundesverfaffung die Beichlußfaffung über gemeinnüßige Unternehmungen 
Einſtimmigkeit erforderte, welche um fo jchwerer zu erreichen war, als eine 
Einrichtung, wenn einmal eingeführt, auch zu ihrer Aufhebung oder Abän— 
derung wiederum einjtimmige Beichlußfaffung vorausſetzte. Gleichwohl glaubte 
fie vor ihrem Schritte im Intereſſe der Sache nicht zurüdichreden zu jollen, 
indem fie einerjeit® der Anfchauung war, daß die auß der erwähnten Be: 
ftimmung der Bundesverfaffung abzuleitenden Bedenken durch die Einführung 
der gemeinfamen Maßnahmen auf eine im voraus beftimmte Zeit oder 
durch Vorbehalt des Kündigungsrechtes für die einzelnen Bundesftaaten ge- 
hoben werden könnten, andererjeits fich der Hoffnung hingab, daß wenigſtens 
eine freie Verftändigung der einzelnen Regierungen zu jtande fommen werde, 
Die Intereffen und Anfchauungen der Regierungen gingen jedoch joweit aus— 
einander, daß jchon nach der in der Bundestagafitung vom 23. Dezember 
1858 erfolgten erjten Abjtimmung über die Ausjchußanträge, welche die 
Zurüdverweifung der Sache an den Ausſchuß zur Folge hatte, man fich 
feinem Zweifel mehr darüber hingeben konnte, daß es zu einer einjtimmigen 
Beſchlußfaſſung nicht kommen werde. In der That bildete der Ausfchuß 
da® Grab, in welchem die Angelegenheit ruhen blieb; wichtigere politische 
Greigniffe, insbefondere der Eintritt des italienischen Krieges, nahmen die 
Aufmerkfamkeit der Staaten in Anfpruch und auch Bayern Hatte mit Rüd- 
ficht auf die unzweifelhafte Ausfichtslofigkeit feinen Grund, die Sache weiter 
zu betreiben, und fo blieb denn der Ausjchußantrag das einzige pofitive 
Ergebnis der bayerifchen Anregung. 

Die Beichäftigung des Bundestages mit der Auswanderungsfrage hielt 
die bayerifche Regierung nicht ab, die Entwidelung der Dinge in Ungarn 
fortgejet im Auge zu behalten. Durch faiferliche Verordnung vom 23. De: 
zember 1858 waren die Bedingungen und Begünitigungen feftgeftellt worden, 
unter welchen neu entftehende landwirtichaftliche Anfiedlungen in den Kron— 
Ländern Ungarn, Kroatien, Slavonien, der jerbifchen Wojewodichait mit dem 
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Teſchener Banate und Siebenbürgen bewirkt werden konnten. Die Begün— 
ftigungen waren für die einheimifchen und ausländifchen Anftedler jehr be— 
deutend und beitanden, wenn die Koloniften eine ganze Gemeinde von min— 
deitens 50 Familien bildeten und die Gemeindemarkfung wenigjtens 1000 Joch 
groß war, u. a, in der Behreiung von der Grundſteuer auf jech® Jahre, 
‘von der Hauszind- und Hausklafjenjteuer, dann von der Perfonal- und Er— 
werbsſteuer I. Klaſſe, von der öffentlichen Arbeitsleiftung bei Straßen= und 
MWaflerbauten außerhalb der Gemeindemarfung je für 15 Jahre und endlich 
von der Entrichtung der Stempel und Gebühren für die erfte Grunderwer- 
bung jowie für die Verträge, durch welche mehrere Anftedler einen gemein- 
Ichaftlich erfauften Gegenstand unter fich verteilten. Anfiedelungen, welche 
feine neue Gemeinde bildeten, konnten nur in dem Falle Begünftigungen 
beanfpruchen, wenn fie bejtiitete, ind freie und ungeteilte Eigentum über: 
gegangene Wirtfchaften waren und mindeftens über acht Joch umfaßten. 
Anfiedelungen der letzteren Art wurden die erwähnten Begünftigungen mit 
der Beichränfung zugeftanden, daß die Befreiung von der Grundfteuer nur 
für drei und die übrigen Berreiungen nur für jech® Jahre gewährt wurden. 
Die aus dem Auslande eingewanderten Koloniften, welche eine zu Begün— 
ftigungen berechtigende Anftedlung eigentümlich erwarben, genofjen für fich 
und ihre im Auslande geborenen Söhne Berreiung von der Militärpflicht; 
ihre Habjichaften, Mafchinen, Geräte, Nutz- und Arbeitsvieh durften zollfrei 
eingeführt werben. 

Trotz diefer günftigen Bedingungen und der von ihr für wünſchens— 
wert gehaltenen Wendung der Auswanderung nach dem Oſten Europas fah 
die bayerifche Regierung doch davon ab, ihrerjeitß die zur Auswanderung 
Entichlofjenen — eine Aufmunterung zur Auswanderung nach diefen Ländern 
hatte fie offenbar von vornherein nicht beabfichtigt — durch Belehrung nad 
den genannten Kronländern Öfterreich® zu leiten, wobei einerjeit die Über— 
zeugung, daß Bayern allein eine deutjche Kolonie mit vorausfichtlich dau— 
erndem Beitand in Ungarn ac. doch nicht zu begründen vermöge, anderer- 
feit8 aber der Umstand von Einfluß geweſen fein mag, daß die öfterreichijche 
Regierung teilweife vielleicht durch nationale Rüdfichten bejtimmt, bei 
Bayern feinerlei weiteren Schritte unternahm, um die bayerische Auswan- 
derung nach fraglichen Ländern zu lenken. 

Dom Jahre 1859 an ‚begegnen wir feinerlei Regierungshandlungen 
mehr, welche in den Rahmen der hohen Auswanderungspolitit fich Fügen 
ließen. Für desfallfige Unternefmungen wäre auch die Zeit, in welcher auf 
dem Gebiete der äußeren Politik die wichtigften Ereignifje in ziemlich raſcher 
Aufeinanderfolge fich drängten, gar nicht angethan geweſen. Die Thätig- 
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feit der bayerifchen Regierung bejchränkte fich fortan darauf, der Verleitung 
zur Auswanderung entgegenzuwirfen und — wozu zahlreiche konkrete Fälle 
Anlaß boten — die äußeren Behörden anzuweifen, derartigen Werbungen 
firenge entgegenzutreten. 

Noch erübrigt Hier, derjenigen ftaatlichen Einrichtungen zu gedenken, 
welche — zum Zeil augfchließlid — dem Antereffe und Schuhe der Aus— 
wanbderer zu dienen bejtimmt find. Hierher gehört vor allem das bereits 
behandelte JInftitut der Erpedientenhäufer und der Auswander- 
ungsagenten. Die als Borbedingung für den Geſchäftsbetrieb erforder- 
liche ftaatliche Konzeffionierung der erfteren und die obrigfeitliche Betätigung. 
der lebteren ift nicht minder im Intereſſe der Auswanderer wie in jenem 
des Staates angeordnet; ift doch neben der eventuellen Inanſpruchnahme 
der don den Hauptagenten gejtellten Kautionen, die Entziehung der Kon— 
zeſſion und die Zurüdnahme der Beitätigung das wirkſamſte Mittel, um 
dieſe Gejchäftsleute nötigenfalls zur Erfüllung der von ihnen gegenüber den 
Auswanderern eingegangenen Verpflichtungen anzuhalten. Die Konzeffionen 
werden nur an zuderläffige Häufer und in der Regel allgemein zur Beför— 
derung von Auswanderern nach überjeeiichen Ländern erteilt; in den Fällen, 
in welchen die Konzeffion nur zur Beförderung nach beftimmten Ländern ge= 
währt ijt, hatte dieß feine Urfache darin, daß die Bewilligung lediglich für 
die betreffenden Länder nachgejucht worden ift. Zur Zeit find in Bayern 18 
Erpedientenhäufer thätig, don welchen neun in Bremen, vier in Hamburg 
und fünf in Antwerpen ihren Sit haben. früher waren auch Häufer in 
Amfterdam, Rotterdam, Havre, Liverpool, London und Stettin zugelaffen, 
deren Konzeifion jedoch — größtenteils wegen Unterlaffung der Beftellung 
eine Hauptagenten in Bayern — eingezogen bezw. erlojchen ift. Ein Zeil 
der noch in Bayern thätigen Häufer ift zur Beförderung von Auswanderern 
nach überfeeifchen Ländern, ein Zeil Lediglich zur Beförderung nach beftimmten 
Ländern (Amerika, Auftralien und Brafilien) befugt. 

Ferner gehören hierher die von Bayern in mehreren europätjchen Hafen- 
pläßen und in überfeeifchen Ländern beftellten Konjuln?!, welchen e8 obliegt, 
den Auswanderern bis zum Erwerb des fremden Staatöbürgerrechtes Bei- 
ftand und Schuß unentgeltlich zu gewähren. Den heimlich Ausgewanderten 
wurde jedoch diefer Beiftand in der Regel verfagt. Bayerifche Konfulate 
bejtanden vordem u. a. in Hamburg (1817), Lübeck (1831), Amfterdam, 
Rotterdam und Havre (1832), London (1833), Bremen (1835), Antwerpen 


ı Die feit 1826 beftandenen bayerifchen „Dandelsagenturen“ in Merito, Bucnos: 
Aires, Rio de Janeiro, Bahia und La Gırayra haben wohl zweifellos den bayerischen 
Auswanderern gleichfalls Schuß angedeihen Lafjen. 
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(1844), Harburg (1851), Liverpool (1854), ferner in Smyrna (1831), 
Alerandrien (1832), New-York (1834), Philadelphia (1836), Pernambuco 
und Gampos de Goitacazes (1837), Rio Grande de San Pedro (1839), 
Porto Allegro (1841), Louisville (1846), Baltimore (1847), Cincinnati 
(1849), Havanna (1851), St. Louis (1854), New- Orleans (1855), Mil⸗ 
waufee (1857), San Francisfo (1864), Boſton (1865), Sydney (1867), 
Batavia unb Chicago (1868). Durch die Reichaverfafjung (Art. 4 Ziff. 7 
und Art. 56) ift die Anordnung gemeinjamer konfularifcher Vertretung im 
Auglande der Gejeggebung des Reiches unterworfen. Infolgedefſen beſtehen 
jegt nur mehr in einzelnen deutjchen Bundesftaaten bayerische Konſulate, 
von welchen bier jene in Bremen, Hamburg und Lübeck zu erwähnen find. 
In den außerdeutichen und insbejondere in den überfeeifchen Ländern ge— 
nießen die bayerifchen Auswanderer den Schuß der dortſelbſt beitehenden 
deutjchen Konfulate. 

Ein ftaatliches Ausfunftsbureau für Auswanderer, wie jolche 
feit neuerer Zeit in England, in der Schweiz und in Belgien eingeführt 
find’, Hat in Bayern nie beitanden. 

Die Gefahren, welchen die Auswanderer infolge ihrer Unkenntnis und 
Zeichtgläubigkeit, jowie auch infolge dev Habfucht mancher Gejchäftzleute, 
auf welche fie angewiefen, an den Seehafenpläßen auögejeßt waren, ferner 
der Umstand, daß die Konfuln fchon durch die Erfüllung anderer Berujs- 
pflichten in einer thätigen Yürforge für die Auswanderer vielfach gehindert 
waren, gab der königl. württembergifchen Regierung im Jahre 1855 Anlaß, 
der Aufftellung eigener Auswanderungsbeamten in den Seehäfen, 
namentlich in Liverpool und etwa auch in Antwerpen näherzutreten. Diefe 
Beamten follten unter die Aufficht und Kontrolle der Konfularagenten ge: 
ftellt werden. Die genannte Regierung hatte auch bereits mit einer be= 
fannten Perjönlichkeit in Liverpool eine Verabredung getroffen, wonach defjen 
Aufftellung unter folgenden Beitimmungen in Ausficht genommen war: Die 
württembergifchen Auswanderungsagenten jollten dem Beamten eine Lifte 
der von ihnen zur Einjchiffung in Liverpool engagierten Perfonen unter der 
Angabe ihres Logis in Liverpool, des Schiffes und des Tages, mit bezw. 
an welchem fie befördert werden jollten, jpäteften® nach deren Eintreffen 
in Liverpool zuftellen, worauf der Agent die Zogierhäufer zu befuchen, für 
zwedmäßiges Unterfommen und entfprechende Verpflegung der Anlommenden 
zu forgen, bei Todesfällen in den Befit des Nachlafjes bedufs Aushändigung 
an die Angehörigen fich zu fegen und endlich von der fontraftmäßigen Ver— 
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ſchiffung fich zu Überzeugen hatte. Wegen wahrgenommener Mängel follte 
der Auswanderungsbeamte die Einjchreitung des Konſuls bewirken und über 
alle ven Liverpool aus verfchifften Württemberger eine Lifte führen. Für 
feine Mühewaltung jollte derjelbe ohne Inanſpruchnahme der Staatskaſſe 
eine nach der Kopizahl der Auswanderer mit Ausnahme der Säuglinge 
berechnete Entſchädigung erhalten. Hierbei erachtete e8 aber die württent- 
bergijche Regierung für wünfchenswert, daß die Beitellung je eines Aus— 
wanderungsbeamten an den einzelnen Hafenpläßen gemeinfchaftlich mit Bayern, 
Baden, Hefjen, Naſſau und Preußen (wegen Hohenzollern) erfolge, und 
jeßte fich daher hiertvegen mit den Regierungen diefer Staaten in Benehmen. 
Die bayerifche Regierung Hielt zwar gleichfalls die Aufftellung von ge= 
meinjchaftlichen Auswanderungsbeamten durch die Regierungen der fübd- 
deutfchen Staaten für zwedmäßig und umſomehr für angezeigt, als fie die 
damals in Zeitungen und Brochiiren vielfach verlangte Errichtung eines 
deutichen Gentralauswanderungsbureaug am Site des Bundes— 
tages und ausgeſtattet mit der Befugnis, Beamte an den Einjchiffungs- 
pläen fowie an den überjeeifchen Landungsplägen zu beftellen, ala aus— 
fichtslos anfah, war jedoch der Anfchauung, daß, wenn etwas Erſprießliches 
erwartet werden folle, die Auswanderungsbeamten nicht unter die Konfulate, 
fondern vielmehr jelbjtändig zu ftellen feien, und verhielt fich insbeſondere 
gegenüber der Aufitellung eines folchen Beamten in Liverpool ablehnend, 
da damals die Errichtung von Auswanderungsagenturen für Erpedienten- 
häufer an diefem Plate wegen der dort Hinfichtlich der Beförderung von 
Auswanderern aufgetretenen Übelftände noch nicht geftattet wurde. Im 
letzteren Sinne wurde auch der fönigl. württembergiichen Regierung Mit» 
teilung gemacht, dabei jedoch bemerkt, wie die bayerische Regierung im 
übrigen keineswegs abgeneigt fei, einer unter den jüddeutichen Staaten etwa 
zu ftande kommenden Bereinbarung über gemeinjame Aufftellung von Aus— 
wanderungsbeamten an den verfchiedenen Einjchiffungsplägen — vorbehaltlich 
der Abgabe einer beftimmten Erklärung bis nach erlangter Kenntnis der 
näheren Modalitäten — beizutreten. Inzwiſchen fcheint aber die württem- 
bergijche Regierung allein einen Auswanderungsbeamten in Liverpool auf« 
geftellt und mit Nüdficht darauf, ſowie auch vielleicht auf die alsbald 
erfolgte Einbringung des bayerischen Antrages auf gleichheitliche Regelung 
des Auswanderungswejens für ganz Deutjchland beim Bundestag, die Sache 
nicht weiter verfolgt zu haben. 

Noch im nämlichen Jahre war in einem den Regierungen der deutjchen 
Bundesftaaten unterbreiteten Promemoria des Herausgebers eines „unent= 
geltlichen MWegweifers für die deutjchen Ginmwanderer in die Vereinigten 
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Staaten” Friedrih Gerhard zu New-York, die Aufftellung eines 
Einwanderungsfommijjärg in diefer Stadt durch die deutjchen Re— 
gierungen angeregt worden, welcher die Aufgabe erhalten follte, den deutſchen 
Einwanderern nach erfolgter Landung in aller Beziehung und wmentgeltlich 
mit Auskunft, Rat und Hilfe zur Seite zu ftehen. Hierauf ließ fich jedoch 
die bayeriſche Regierung nicht ein, indem fie zwar den Nuten einer folchen 
Einrichtung für die Auswanderer nicht verfannte, die Gründung und Erhal- 
tung derjelben auf Staatskoſten aber infolange nicht für gerechtfertigt er— 
achtete, ala nicht durch eine fyiternatifche Leitung der Auswanderung das 
Sintereffe der Staatöregierung in Mitleidenfchaft gezogen werde. Solange 
letzteres nicht der Fall, glaubte fie die Fürforge für die Auswanderer nach 
erfolgter Landung dem Staate überlaffen zu müſſen, welchem die Arbeits- 
kraft und das Kapital der Eingewanderten zu gute komme. 

Wie bereits erwähnt, war mit einem Zeile der im Jahre 1848 auf- 
gebrachten Summe zur Unterftügung mittellofer Bayern in Havre bei dem 
Konfulate dortjelbft ein Unterſtützungsfonds begründet worden. Zu 
deflen Verſtärkung wurde das Konfulat zu Havre im Jahre 1858! ermäch- 
tigt, für Beglaubigungen jeder Art jowie für die Vifierung der Reifepäfle 
eine, gegenüber der biäherigen, erhöhte Gebühr zu erheben und dad Mehr 
dem Fonds zuzumenden. Infolge des Wegfalls des Erfordernifjes der kon— 
Jularifchen Bifierung der Reifepäffe der Auswanderer im Jahre 1862 flofjen 
jedoch die Einnahmen zu diefem Fonds nur mehr ſehr ſpärlich; ein Verfuch 
der bayeriſchen Regierung, einen Erjat zu jchaffen, wofür die Gewährung 
eines Zufchuffes aus Kreismitteln der Pfalz angeregt wurde, welche zu den 
über Havre gehenden bayerischen Auswanderern vermöge ihrer geographiichen 
Lage zu diefem Hafenplatze das weitaus größte Kontingent ftellte, war von 
feinem Erfolg begleitet. 

Mittelbar bethätigte die bayerifche Regierung ihre Objorge für ihre 
auswandernden Untertanen dadurch, daß diefelbe einigen in anderen deut- 
jhen Staaten gegründeten Vereinen nnd Einrichtungen, welche mit Aus— 
Ihluß eigennüßiger Beftrebungen ſowie unter Enthaltung jeglicher Auf- 
munterung zur Auswanderung lediglich aus Humanität fich die Wahrneh- 
mung der Intereſſen der Auswanderer insbefondere durch geeignete Beleh- 
rung zur Aufgabe gemacht Hatten, die Ausdehnung ihrer Wirkfamfeit auf 
Bayern geftattete und teilweie zugleich die äußeren Behörden anwies, die 
zur Auswanderung Entjchloffenen bei der Inſtruktion der Auswanderungs-— 
gefuche auf dieſe Vereine und Einrichtungen aufmerkfam zu machen. Hierher 


ı M.E. vom 20. Januar 1858. 
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gehören der „adelige Bereinzum Schuße deutſcher Auswan— 
derernah Texas“ in Mainz (1845), welcher jedoch ſchon nach einigen 
Jahren in die „Deutjche Kolonifationsgejellichaft” fich ummwandelte und feine 
Aufgabe nicht zu erfüllen vermochte, ferner die Rachweiſungsbureaus 
für Auswanderer in Bremen und Hamburg (1857) dann in 
Rotterdam (1863), endlich die in Berlin und in Frankfurt 
a. M. gegründeten Bereinezum Schutze deutſcher Auswan— 
derer (1868). — Der „deutſchen Gefellihaft der Stadt New— 
York“, welche die Aufgabe fich geſtellt hat, deutiche Einwanderer zu unter- 
itäßen, notleidenden Deutjchen und ihren Nachkommen Hilfe zu leiften und 
insbejondere auch Rechtsjchuß zu gewähren, haben die bayerifchen Juſtiz— 
behörden auf Anfuchen thunlichſt Auskunft zu erteilen oder zuverläffigen 
Rechtsbeiftand nachzuweiſen !. 

Durch Art. 4 Ziff. 1 der Reichöverfaffung wurden u. a. auch bie 
Beitimmungen über die Kolonifation und die Auswanderung nach außer— 
deutjchen Ländern der Beauffichtigung jeitens des Reiches und der Gejeh- 
gebung derfelben unterworfen. Damit ift ingbefondere auch Hinfichtlich der 
Auswanderungspolitit das Schwergewicht von den einzelnen Bundesjtaaten 
auf das Reich übergegangen. 


ı Entichl. des königl. Staatsmin. der Juſtiz vom 17. Oftober 1883, Juſt. 
Min. Bl. ©. 351. 


C. Auswanderungsfatiftik. 


Die amtlichen Erhebungen über die Auswanderungen auß Bayern reichen 
bis auf das Jahr 1809° zurüd. Doch fand eine centrale Bearbeitung des 
angefammelten Materials längere Zeit Hindurch nicht ftatt. Die vorhan- 
denen amtlichen Aufzeichnungen beginnen mit dem Jahre 1835/86°. Nach 
Kolb? war bis 1830 die Zahl der Auswanderer jener der Einwanderer 
etwa gleich (in der Pfalz jogar geringer), während von 1830 bis 1835 die 
Zahl der Auswanderer durchſchnittlich 2107 betrug und jene der Ein- 
wanderer bereit? um mehr ala das fiebenfache überftieg. 

Über die abfoluten und relativen Zahlen der Auswan— 
derer aus dem Königreich unter Ausfcheidung der mit Erlaubnis und 
der heimlich Ausgewanderten in den einzelnen Jahren von 1836 bis 1890 
jowie über den Betrag des nach Abzug der Nachftener biß zum Jahre 1871 * 
ausgeführten Vermögens gibt die ala Beilage I beigefügte Überficht Aufe 
ihluß. Hiernach find in dem ganzen Zeitraum 608737 Perfonen ausge— 
wandert. Dieje Zahl ift aber zweifellos noch zu niedrig, da eine große 
Anzahl von Auswanderern der amtlichen Aufzeichnung fich entzieht. In 
welchem Umfang ungefähr höher zu greifen ift, um der Wirklichkeit näher 
zu kommen, dafür bieten einen Anhaltspunkt die Veröffentlichungen des 
faiferlichen ftatiftifchen Amtes, wonach die Zahl der auß Bayern über die 





I cf. Verord. vom 27. September 1809, R. Bl. ©. 1721. 

2 Die Berwaltungsjahre Liefen vom 1. Ottober bis 30. September des folgenden 
Jahres. Seit 1871 fällt das Verwaltungsjahr mit dem Kalenderjahr zujammen. 
Im nachfolgenden Terte wird ber Kürze halber auch für bie Zeit vor dem Jahre 
1871 ftet3 nur dasjenige Jahr angegeben werden, beifen größerer Teil zum betreffen: 
den Verwaltungsjahr gehört, 3. B. für das Verwaltungsjahr 1835/36 lediglich 1836. 
Diefes Verfahren ift auch bei dem ald Beilage IV beigefügten Diagramm beobachtet. 

° Siehe deſſen „Handbuch der vergleichenden Statiftif ac.“ 5. Auflage, Leipzig 
(1868) ©. 133. 

* Seit 1872 wird das von ben Auswanderern exportierte Vermögen nicht mehr 
ermittelt. 
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deutſchen und bolländifchen Häfen ſowie über Amfterdam nach überjeeifchen 
Ländern beförderten Perfonen in der Zeit von 1871 mit 1890 186 069 
betrug, während in Bayern für den gleichen Zeitraum nur 112043 Aus— 
wanderer nach überjeeifchen Ländern überhaupt ermittelt wurden. Der ge— 
jamten Auswanderung in der Zeit von 1836/90 fteht nur eine Einwan— 
derung von 356 723 Perfonen gegenüber. 

Die bis zum Jahre 1871 einfchließlich gezählten 292 893 Auswan— 
derer nahmen ein Vermögen von 79867561 fl = 136573529 Mi. oder 
273 fl = 467 Mt. per Kopf mit, während die biß zum gleichen Jahre 
eingewanderten 37 685 Perſonen ein jolches von 45 159 429 fl 77222624 Mt. 
oder 1119 fi = 1913 ME. per Kopf einbrachten. Der Berluft an Menjchen 
und an Kapital wird demnach durch die Einwanderung nur etwa zur Hälfte 
ausgeglichen. Dabei ift jedoch zu beachten, daß die Einwanderungen erft 
feit dem Jahre 1872 einen nennenswerten Umfang angenommen haben und 
von der angegebenen Gejamtzahl der Einwanderer 319038 auf die Zeit 
von 1872 mit 1890 treffen, welche die Zahl der Auswanderer in 
demjelben Zeitraum fogar um 3194 überfteigt. Diejer Überjchuß der Ein- 
wanderung gegenüber der Auswanderung ift lediglich auf die Mehreinwan- 
derung in den Jahren 1889 und 1890 zurüdzuführen, und daher noch 
feinegwegd auf ein konſtantes Berhältnis zu fchließen. Als ficher kann 
gelten, daß die Einwanderung vorzugsweife den Städten zu gute fommt. 

Die Schwankungen der abfoluten und relativen Zahlen und zugleich 
dag Berhältnis der Auswandererzahlen zur Bevölferungsdichtigkeit find aus 
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Abſolute und relative Zahlen find hiernach ſteten Veränderungen unter« 
worjen. Beide Ziffern fleigen in der zweiten Periode um mehr ala das 
Doppelte, um in der dritten auf nahezu ein Dritteil zurüdzugehen und — 
nach einer verhältnigmäßig geringen Zunahme in der vierten Periode — 
in der fünften und jechiten, wenn man bei letterer berüdfichtigt, daß diejelbe 
nur fünf Jahre umfaßt, abermals über das Doppelte gegenüber der jedes» 
mal vorausgehenden Periode zu jteigen. 


Geht man den Urſachen diefer Differenzen nach, jo werden dieſelben 
nur zum geringen Teil in der zunehmenden Bevölkerungsverdichtung zu 
juchen jein, denn einzelne Perioden mit bichterer Bevölkerung weiſen nie 
drigere Zahlen der Auswanderer auf, als frühere Perioden mit weniger 
dichter Bevölkerung. Es müffen daher noch andere Urfachen vorliegen. 


Eine folche dürfte zunächit in der Erjchwerung der Lebenshaltung zu 
finden jein, wofür der Preis des vorzüglichiten allgemeinen Nahrungs« 
mittelde — des Roggen? — einen Maßſtab bieten wird. Der Anlage 1 
find daher fomweit möglich die Roggenpreife beigefügt!. Wenn nun auch 
jelbftverftändlich feine Rede davon fein kann, daß jede Preiserhöhung ſchon 
eine Zunahme der Auswanderung verurfacht, jo wird doch nicht in Abrede 
zu ftellen fein, daß abnorme Teuerung der Hauptlebensmittel in der That 
einen folchen Einfluß zu üben vermöge, und daß unter Umſtänden jchon 
eine geringe Preigfteigerung den Anftoß zur vermehrten Auswanderung geben 
fann, nämlich dann, wenn die Preife fchon unmittelbar vorher einen folchen 
Stand erreicht Hatten, daß bereit3 hiermit die Außerjte Leiſtungsfähigkeit 
des Einzelnen erſchöpft war. So begegnen wir in der zweiten Periode, in den 
Sahren 1846 und 1847, 1852—1855 einer teilweife durch die Kar— 
toffelfranfheit verurfachten ungewöhnlichen Höhe des NRoggenpreijes und zu— 
gleich — ausgenommen das Jahr 1855 — einer fonft ungewöhnlichen 
Anzahl von Auswanderern. Wenn das Jahr 1855 eine im Verhältnis 
zum Roggenpreis jehr geringe Auswanderung aufzeigt, jo dürfte Dies neben 
dem immerhin merklichen Preisrüdgang gegenüber dem Borjahr und der 
hierauf gebauten Hoffnung auf baldige Wiederkehr beiferer Zeiten vorzugs— 
weiſe auf die in den Bereinigten Staaten von Amerifa immermehr fich zu- 
jpigenden inneren Parteitämpfe, in welchen der Bürgerkrieg bereit feine 
Schatten vorauswarf, zurädzuführen fein. Es ift daher nicht nötig, die 


* Die Preisangaben verftehen fich zwar nur für die fieben rechtärheiniichen Re: 
gierung&bezirke, dürften aber auch für den Regierungsbezirk der Pfalz wenigitens als 
annähernd zutreffend zu erachten fein. Für die Jahre 1855 bis 1868 fehlen amt: 
liche Notizen. 
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Urſache der Zunahme, insbejondere der heimlichen Auswanderung in der 
zweiten Periode, in einer am Anfang der fünfziger Jahre ftattgehabten Re— 
aktion zu juchen, wie diefed Kolb a. a. O.! gethan; denn abgejehen davon, 
daß die vermehrte Heimliche Auswanderung um diefe Zeit nur eine un- 
bedeutende war, und daher das Anfchwellen der Auswanderung überhaupt 
nicht zu erklären vermag, war von einer politifchen Reaktion, wenn man 
darunter nicht die allmähliche Beruhigung der aufgeregten Gemüter ver- 
ftehen will, in Bayern nicht viel zu verfpüren und die Anzahl der troß 
des Erreichten Mißvergnügten oder der politifch Kompromittierten, welche 
hierwegen außer Landes gingen, jedenfall® nur eine verhältnismäßig geringe. 

Die Fortdauer der inneren Zwiftigfeiten in den Staaten der Union, 
fowie der hierdurch Herbeigeführte Bürgerkrieg (1861—1865), die Nach» 
wirfungen dieſes Krieges ſowie die neue bayerifche Gewerbe: und Ver— 
ehelichungsgefeßgebung von 1868, welche auch für das rechtörheinifche Ge— 
biet den Grundſatz der Gewerbefreiheit und weſentliche Erleichterungen der 
Eheſchließung mit ſich brachte, hielten die Auswanderungsluft in der dritten 
und, wenigſtens bis einfchließlih 1871, auch noch in der vierten Periode 
nieder. Mit dem Jahre 1872 nimmt die Auswanderung wieder erheblich 
zu, zeigt zwar ſchon im folgenden Jahre einen bis zum Jahre 1879 anhal- 
tenden Rüdgang, ohne jedoch wieder auf den niedrigen Stand, welcher von 
1858 mit 1871 die Regel bildete, zu finten. 

Eine neue Periode des Wachstums beginnt mit dem Jahre 1880, 
welches eine Zunahme auf mehr ala das Doppelte gegenüber dem Borjahr 
aufweilt. Unter diefe Zahl geht die Auswanderung fortan nicht mehr 
zurüd, jchreitet vielmehr in mehreren Schwankungen, wenigjtens hinfichtlich 
der Gejamtzahl, ihrem Kulminationspunkt entgegen, welchen fie im Jahre 
1890 mit 26919 oder 4,8 Auswanderern auf 1000 Einwohner erreicht, 
eine Höhe, auf welcher die Auswanderung noch in feinem der 55 Jahre 
geftanden war. In den 19 Jahren von 1872 bis 1890 find rund 23 000 
Perjonen mehr ausgewandert als in den voraudgegangenen 36 Jahren. 
Indeſſen Haben die Ziffern von 1872 mit 1879 noch nichts Auffallendes, 
wenn man erwägt, daß der Wegfall der Gründe, welche in der zweiten 
und in dem größeren Teile der dritten Periode die Auswanderung unge- 
wöhnlich Herabdrüdten, naturgemäß wieder ein Anwachſen zur Folge haben 
mußte, 

Immerhin find fpeciell die Zahlen von 1872 und 1873 gegenüber 
jenen der unmittelbar vorausgegangenen und nachiolgenden Jahre Hoch zu 


! Siehe auch DO. Gannftatt in der „deutichen Kolonialzeitung“ I. Jahrg 1854 
©. 497. 
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nennen. Das Jahr 1872 brachte infolge der Überſchwemmung des deutjchen 
Marktes mit Geld die Gründung zahlreicher größerer Unternehmungen mit 
fich, welche reichen DVerdienft gewährten. Allerdings nicht lange, denn der 
große Krach, welcher 1873 von Wien ausgehend auch Deutjchland nicht 
verjchonte, inaugurierte einen deſto empfindlicheren wirtjchaftlichen Rüdgang. 
Doc auch letzterer jteht mit der Hohen Ziffer des Jahres 1873 augenjchein- 
lich in feinem urfächlichen Zufammenhang, denn abgefehen davon, daß von 
der Krifis vorzugsweife die an der Auswanderung nur verhältnismäßig 
wenig beteiligten Handels- und induftriellen. Kreiſe betroffen wurden, ſehen 
wir im Jahre 1873 bereit wieder eine Abnahme der Auswanderung, 
welche in den folgenden Jahren noch größer wird, wiewohl die Wirkungen 
jener Kriſe noch lange fortdauerten. Da die Jahre 1872 und 1873 auch 
für die Landwirtſchaft Feine beſonders ungünstigen waren, jo ift die Annahme 
nicht unbedingt von der Hand zu meifen, daß Hier wenigſtens teilmweife 
politifche Verhältniffe — die in manchen Kreifen beftandene Unzufriedenheit 
mit der Neugeftaltung der Dinge in Deutjchland, Mangel des Bertrauens 
auf die Beitändigfeit der neuen Verhältniſſe und Befürchtung eines baldigen 
Krieges — Einfluß geübt haben. Der Entfchluß, durch die Auswanderung 
fi der Militärpflicht zu entziehen, mag unter folchen Umftänden von zahl- 
reichen jungen Männern bejonders leicht gefaßt worden jein. 

Die im allgemeinen wahrzunehmende fteigende Tendenz wird teilweife 
zunächſt auf gewifje allgemeine Umftände zurüdzuführen fein, von welchen 
einige gewiffermaßen „Zeichen ber Zeit“ genannt werden können. Erhöhte 
Ansprüche Hinfichtlich der Lebenshaltung, welche vielfach feinem wirklichen 
Bebürfniffe entjprechen und mit dem Einkommen nicht in Einklang ftehen, 
die Unmöglichkeit, ſolche Anfprüche zu befriedigen, fowie die dadurch erzeugte 
und nicht jelten auch agitatorisch genährte Unzufriedenheit, das berechtigte 
Streben nach Selbftändigkeit und Wohlhabenheit, aber auch die Sucht, ſchnell 
reich zu werden, Minderung der Scheu vor der nur mehr kurzen, verhältniß- 
mäßig bequemen und billig auszuführenden Seefahrt, die Leichtigkeit der 
eventuellen Rücktehr in das alte Vaterland, zahlreiche Landsleute jenfeits 
des Oceans, welche Verwandte und Freunde nachzuziehen fuchen und häufig 
die erforderlichen Reiſemittel herüber fenden, Abnahme der Anhänglichkeit 
an die Heimat und Verbreitung kosmopolitiſchen Sinnes auch in den unteren 
Bevölferungsfchichten, andererfeit3 aber auch das Bewußtjein eines eventuell 
zu erwartenden nachbrüdlicheren Schußes durch das Reich — das alles find 
zweifellos Faktoren, welche für die Vermehrung der Auswanderung jchwer 
in die Wagichale fallen. 
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tracht laſſen zu dürfen, als die „rechtlichen“ Auswanderer zur Gejamtzahl 
der Auswanderer im fraglichen Zeitraum nicht einmal den zehnten Teil 
gejtellt haben. Hiernach ergiebt fich folgendes: 

Bon 1836 big 1871 find ausgewandert: 40 975 Perfonen nach anderen 
deutichen WBundesftaaten, 243593 nach Amerifa, 1701 nach Frankreich, 
316 nach Rußland, 156 nach Griechenland, 1260 nach Algier und 4882 
nach anderen Staaten. 

Don 1872 mit 1878, dann von 1887 mit 1890 find ausgewandert: 
nach anderen deutjchen Bundesftaaten 93 347, nach Belgien 28, nach Däne- 
mark 3, nad Frankreich 969, nach Großbritannien mit Kolonien 188, 
nach Italien 2459, nach den Niederlanden und Quremburg 164, nad 
Oſterreich-Ungarn 12223, nach Portugal 2, nach Rumänien 8, nad) Ruß: 
fand 438, nach) Schweden und Norwegen 33, nach der Schweiz 572, nach 
Bosnien, Griechenland und Spanien je 1, nach den übrigen europäifchen Staaten 
3003, nach der Türkei (einfchließlich der aftatiichen) 6, nach den Vereinigten 
Staaten von Nordbamerifa 42248, nach anderen amerikanischen Staaten 
748, nach Amerika ohne nähere Bezeichnung 359, nad) Afrika 105, nad 
Afien 35, nach Auftralien 85, nach Brafilien 27, nad China und Indien 
je 1 und nach DOftindien 12 Perfonen. Daß unter den Auswanderern nach 
Afrika jene, übrigens verhältnismäßig wenigen, Perfonen nicht mitgezählt 
find, welche nach den deutſchen Schußgebieten in diefem Weltteile ſich be- 
geben haben, darf als gewiß angenommen werden, da diefelben ala Aus— 
wanderer nicht anzufehen find. Cine erfreuliche Erfcheinung — jedenfalls 
die Folge der jeit 1871 beftehenden Freizügigkeit — iſt &, daß die Zahl 
der Auswanderer nach anderen deutjchen Bundesftaaten feit dem Jahre 1872 
mehr al das Doppelte jo groß ift als jene der Auswanderer nach den 
Vereinigten Staaten, während bis einfchließlich 1871 die Zahl der Aus— 
wanderer nach anderen deutſchen Bundesjtaaten nur ca. den jechiten Teil 
der Auswanderer nach Amerika ausgemacht Hatte. 

Die Beteiligung der einzelnen Regierungsbezirke an der 
Auswanderung ift eine jehr verſchiedene. In der Zeit von 1836 mit 
1890 find ausgewandert: 

aus Oberbayern 17530 Perfonen 

„ Niederbayern 23179 
„ der Pfalz 252678 
„ ber Oberpfalz 30883 
„ Dberiranten 76634 
„ Mittelfranfen 63610 
„ Mnterfranfen 88186 
„ Schwaben 56037 
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Die Pfalz hat jonach nicht viel weniger ala die Hälfte der jämtlichen 
Auswanderer abgegeben, während fie zur gejamten Bevölkerung des König» 
reiches einen weitaus geringeren Bruchteil (3. B. nach ber Volkszählung 
von 1885 nur etwas über 'r) ftellt. Die abfoluten Zahlen der Aus— 
wanderer aus den einzelnen Regierungsbezirken für die einzelnen Jahre 1836 
mit 1890 gibt Anlage II. Die Ergänzung hierzu bildet die Anlage III, 
in welcher für die einzelnen Regierungsbezirke und Jahre die Zahl der Aus: 
. wanderer zur Bevölkerung in Beziehung gebracht ift, und welche die Grund: 
lage für die folgenden Betrachtungen bildet. 

Berfolgt man zunächſt die zeitliche Entwidelung der Auswanderung 
aus den einzelnen Regierungsbegirken, jo fieht man, daß jeder Regierungs- 
bezirt die Bewegungen, wie wir fie für das Königreich bereit? beachtet 
haben, in der Hauptfache mitmacht: zunächit in ſechs Regierungsbezirken 
eine Steigerung im Jahre 1847, dann allgemeine und bedeutendere Zunahme 
von 1852 an meift mit einem Hochitand im Jahre 1854, nach einer ge— 
ringeren Steigerung des Jahres 1857 weitere Zunahme 1872, welche auch 
noch 1873 fortwirkt, endlich durchgehends ganz erhebliches Wachstum mit 
1880. Bon bier ab zeigt fich eine charakteriftifche Anderung im Verhalten 
der einzelnen Regierungsbezirte. Während nämlich die Pfalz ihre ſtarke 
Steigerung noch weiter biß zum Jahre 1890 fortfeßt, gehen die übrigen 
Regierungsbezirte wieder etwas zurüd, wobei aber die fränkischen Kreiſe und 
Schwaben einen erheblich höheren Stand behalten ala das altbayerifche Ge- 
biet (Oberbayern, Niederbayern und Oberpfalz). 

Die Thatjache, daß die Auswanderung aus den einzelnen Regierungs- 
bezirfen fich der für das Königreich beobachteten Bewegung in der Haupt- 
ſache anfchließt, beweift, daß die Urjachen diefer Schwankungen allgemeiner 
Natur fein müſſen, wobei e8 jedoch jehr wohl möglich ift, daß dieje allge- 
meinen Urſachen in den einzelnen Regierungsbezirken mit verjchiedener 
Antenfivität fich geltend machen, je nach der an fich fchon vorhandenen 
größeren oder geringeren Neigung zur Auswanderung. 

Nah 5sjährigem Durchfchnitt (1836—1890) find auf je 1000 Ein- 
wohner ausgewandert: 

in der Pialz 7,1 
„ Unterfranfen 2,7 
„ Oberfranten 2,6 
„ Mittelfranten 1,9 
„ Schwaben 1,7 
„der Oberpfalz 1,1 
„ Niederbayern 0,7 
6* 
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in Oberbayern 0,35 
im Königreich 2,2 
im Gebiet recht3 des Rheins 1,5 
Sekt man, um einen konkreten Ausdrud zu gewinnen, die durchjchnitt- 
liche relative Auswanderungshäufigfeit Oberbayerns — 1, fo beträgt fie: 


für Niederbayern 2 

„ Oberpfalz 3 
Schwaben 5 

„ Mittelfranten 5—6 

„ Dberfranfen und Unterfranten 7—8 

„ Bialz 20! 


Das Verhältnis der einzelnen Kreife untereinander ijt im allgemeinen 
ein konſtantes. 

Die Haupturfache diefer großen Verſchiedenheit ift zweifellos in dem 
ganz verfchiedenartigen Charakter der einzelnen Volksſtämme gelegen. Der 
Franke iſt lebhaft, geiftig gewedt, ſtrebſam, unternehmend und für Neues 
rungen fehr empfänglid. Ihm nahe fteht der Schwabe, und dann erft 
fommt der mehr fchwerfällige, am Alten hängende und zu großen Ent- 
ichlüffen wenig geneigte Altbayer. Die Eigenfchaften des fränkischen Stammes, 
welchem auch der größere Teil der Bewohner der Pfalz angehört, ſtehen in 
herborragendem Maße dem Pfälzer zur Seite und fo jehen wir, wie bie 
pfälzifche Bevölkerung von jeher durch eine befondere Wanderluſt fich aus— 
zeichnete, wiewohl die Pfalz im Gegenſatz zum diesfeitigen Bayern jchon 
jeit Ende des vorigen Jahrhunderts einer auf freiheitlichen Grundfäßen be= 
ruhenden Gefeßgebung, insbejondere Hinfichtlich der gewerblichen Niederlaffung 
und der DVerehelichung fich erfreut. Pfälzer follen auch die eriten deutfchen 
Anfiedler in Nordamerika gewefen fein. 

Nicht minder fpiegelt fich in der Zahl der Auswanderer der in den 
einzelnen Regierungsbezirken herrichende Grad des Wohlſtandes ab. Neben 
einer relativ großen Anzahl jehr wohlhabender, wohnen in der Pfalz ver: 
hältnigmäßig viele arme und minderbemittelte Zeute. In letzterer Hinficht 
dürfte ihr die Oberpfalz ziemlich nahe ftehen, während die übrigen Re: 
gierungsbezirke wie folgt anzureihen fein werden: Oberfranken, Unterfranfen, 
Mittelfranfen, Schwaben, Niederbayern und Oberbayern!. Im allgemeinen 





ı Die Ergebniffe der öffentlichen Armenpflege können für die Beurteilung der 
Wohlhabenheit der einzelnen Regierungsbezirfe aus naheliegenden Gründen feine 
einigermaßen verläffigen Anhaltspunkte geben. Eher dürften jolche Anhaltzpuntte 
aus ber Größe der landwirtichaftlichen Befitungen in den einzelnen Streifen zu ge 
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fehen wir, wie der Abnahme des allgemeinen Wohlftandes eine Zunahme 
der Auswanderung in den einzelnen Regierungsbezirken gegenüberfteht; nur 
die Oberpfalz macht hiervon eine Ausnahme, wofür die Urjache wohl vor— 
zugsweiſe in dem Charakter des dem altbayerischen zugurechnenden Volks— 
ſtammes zu fuchen fein wird. Bei der Klaffifitation der Regierungsbezirke 
nach ihrer Wohlhabenheit wurde, wie diejes dem Zwed entfpricht, vorzugs- 
weiſe das Land — mit Abjehung von den größeren Städten — ins Auge 
gefaßt. 

Ein geringerer Wohlftand muß aber umfomehr fördernd auf die Aus— 
wanderung einwirken, je dichter die Bevölkerung beifammen wohnt. über 
die Bevölferungsdichtigkeit der einzelnen Negierungsbezirke ſowie des König- 
reiches in den verjchiedenen Jahren von 1837 bis 1890 giebt folgende 
Überficht Auffchluß: 








Auf 1 Kilometer treffen Bewohner im Jahre 











Regierungsbezirle — —— — — — 
1837 1852 | 1864 | 1875 | 1885 | 1890 
Oberbayern 40,0 29 | a8 | 595 60,2 66,0 
Niederbayern | 479 51,1 543 | 578 614 | 613 
Malz 950 | 1028 | 1051 | 180 | 1175 | 1229 
Oberpfalz \ 466 48.6 50,8 | 52,1 55,7 55,7 
Dberfranfen 684 71,1 1752 : 793 82,4 81,9 
Mittelfranten I 67,0 70,5 143 ı 80,3 88,7 92,5 
Unterfranfen 64,9 66,7 692 71,1 73,7 | 73,6 
Schwaben | 36,3 60,0 61,6 63,4 66,2 68,1 
5 ı 596 | 629 66,2 70,1 713,7 
| | 


Königreich | 56,5 


Die Pialz nimmt jomit auch hier weitaus die erſte Stelle ein. In 
abfteigender Reihenfolge jchließen fich ihr an Mittelfranten, Oberfranten, 
Unterfranten, Schwaben, Oberbayern, Niederbayern und die Oberpfalz. Dabei 
darf nicht überjehen werden, daß die Bevölferungsdichtigkeit in Mittelfranken 
und Oberbayern mehr als in den übrigen Regierungsbezirfen durch ſtark 


winnen fein. Nach den Erhebungen über die landwirtichaftlicde HYodenbenußung in 
Bayern im Jahre 1883 war, abgejehen von den Städten, die durchichnittliche Größe 
eines landwirtichaftlichen Befigtums nach Heftaren in der Pfalz 1,3, in Unterfranten 
2,6, in Ober: und Mittelfranfen je 3,6, in Schwaben 4,7, in der Oberpfalz 4,9, in 
Niederbayern 5,3 und in Oberbayern 6,1. Allerdings kann die Fläche allein nicht 
ausſchlaggebend jein für Ertragsfähigkeit und Wert, da auch die Bonitätsverhältnifie jehr 
von Einfluß find. Mit Nüdficht auf lehtere dürfte der Oberpfalz eine weit ungün— 
ftigere Stelle gebühren als diefelbe lediglich bei Zugrundelegung der Fläche einnimmt. 
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Die Bevölferungsdichtigkeit der Pfalz Fällt umfomehr ing Gewicht, wenn 
man in Betracht zieht, daß nahezu *ıo der Fläche diejes Kreiſes waldiges 
Bergland ift, jo daß die Bevölferungsdichtigfeit in den übrigen ®ıo der 
Gejamtfläche (d. i. vorzugsweije in der Rheinebene jowie in den Thälern) 
in der That noch höher fich geftaltet, ala für die Pfalz im ganzen bes 
rechnet it. 

Neben der Dichtigkeit ift auch die Zufammenfegung der Bevölkerung 
nach dem Alter auf die Zahl der Auswanderer nicht ohne Einfluß. Da 
nämlich erfahrungsgemäß nur Perjonen in verhältnismäßig jungen Jahren, 
ein nicht unbeträchtlicher Teil männlicher Perfonen, insbeſondere vor Eintritt 
in das Alter der Wehr: oder Militärpflicht, auszuwandern pflegt, fo ift 
es naturgemäß, daß aus jenen Gegenden, deren Bevölkerung eine geringere 
Anzahl jugendlicher Perfonen aufweift, die Auswanderung überhaupt weniger 
zahlreich ijt, ala in Gegenden mit einer mehr mit jugendlichen Perſonen 
durchjeßten Bevölkerung. In diefer Beziehung tft der große Unterjchied 
in der SKinderfterblichkeit der einzelnen Regierungsbezirke zu Eonftatieren. 
Auch Hier ift es die Pfalz, welche ſchon feit langen Jahren die günftigften 
Ziffern aufweift. Der Pfalz reihen ſich mit Zahlen allmählich zunehmender 
Kinderjterblichkeit an: Oberfranken, Unterfranten, Mittelfranken, Oberpfalz, 
Niederbayern, Schwaben und Oberbayern. In der Pfalz, fowie in den 
drei fränkiſchen Kreifen werden daher im allgemeinen mehr Geborene in das 
auswanderungsfähige Alter eintreten, ala diefes in den übrigen Regierungs- 
bezirfen mit ihrer wejentlih Höheren Kinderjterblichkeit der Fall fein kann. 
So bildete denn auch 3. B. nach der Volkszählung von 1885 in der Pfalz 
die Bevölferung von unter 20 Jahren 48,6 Prozent der Gefamtzahl, wäh- 
rend diefer Prozentjag in den Regierungsbezirfen mit hoher Kinderſterblich— 
feit Oberbayern, Schwaben, Niederbayern und Oberpfalz nur 39,5 bezw. 
41,6, 43,1 und 44,9 betrug, wobei noch zu berüdfichtigen ift, daß fich 
diefer Prozentſatz der Pfalz jedenfalls durch die Auswanderung noch ent= 
iprechend vermindert hat, ohne diefe aljo noch Höher erjcheinen müßte. 

Sieht man von fleinen Abweichungen ab, fo fünnen — außer der 
Pralz mit ihrer abnorm hohen Ziffer — die übrigen Negierungsbezirfe in 
zwei Gruppen geteilt werden, von welchen die eine die drei fränkischen Re— 
gierungsbezirfe und Schwaben mit einer mittleren, die andere die drei alt= 
bayerifchen Regierungsbezirte Oberpfalz, Niederbayern und Oberbayern, mit 
einer niedrigen Auswanderungsziffer umfaßt. 

Nach vorjtehendem ergiebt fi) die Wahrnehmung, daß auch bei den 
Urfahen der Berfchiedenheit der Auswanderung aus den Regierungs— 
bezirken im großen und ganzen dieſelbe Gruppenbildung beiteht, wie bei 
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der Zujammenjtellung der einzelnen Regierungsbezirke nach dem Grade der 
Auswanderungsfrequenz. 

Eine eingehende Landesſtatiſtik könnte fich der Aufgabe nicht entziehen, 
die lotale Berjchiedenheil der Auswanderung noch mehr ins Detail zu ver— 
folgen, wobei zweiſellos noch eine Reihe anderer akuter und dauernder Ur- 
fachen oft rein lofaler Natur für die Bewegung der Auswanderung würde 
zu Tage gefördert werden. Hier dürfte aber eine Ausfcheidung nach Re— 
gierung&bezirfen genügen. 

Bei der Ausnahmeſtellung der Pfalz im Berhältnis zu den übrigen 
Regierungsbezirfen dürfte es nicht unintereffant jein, die charakteriftischen 
geographiichen Unterjchiede zeichnerifch zur leichteren VBeranfchaulichung zu 
bringen. Diefem Zwed dient das als Anlage IV beigefügte Diagramm, 
welches die bayerifche Auswanderung im Berhältnis zur Bevölkerung für 
das Königreich, dann für das Gebiet rechts des Rheins und für die Re— 
gierungsbezirke Pfalz und Oberbayern, dieje beiden Extreme der Auswan— 
derungshäufigfeit, in den Jahren 1836 mit 1890 erjehen läßt. Bei dem 
großen Einfluß der Pfalz auf die bayeriiche Auswanderung überhaupt ift 
es nur natürlich, daß die Linien für das Königreich, wenn auch im weiten 
Abitand im allgemeinen parallel mit denen der Pfalz verlaufen. Auch das 
Gebiet rechts des Rheins zeigt im allgemeinen diejelben Richtungen, was 
die Annahme beftätigt, daß allgemeine Urfachen für diefe Bewegungen 
maßgebend fein. In dem Abjtande zwifchen der Linie für das Königreich 
und jener für das rechtörheinifche Bayern ift der Einfluß der pfälzifchen 
Auswanderung auf die bayerifche überhaupt zu erfennen. 

Bon der Pfalz mit ihrem ſprungweiſen Auf: und Niederjteigen fticht 
am meijten Oberbayern mit feiner ziemlich horizontal verlaufenden Linie 
ab, auß welcher nur in den Sahren 1847, 1854 und Anfangs der 80er 
Jahre Erhöhungen Hervortreten, welche zwar an fich unbedeutend find, aber 
doch erfennen laffen, daß auch diefer Regierungsbezirt von dem allgemeinen, 
zum Teil außergewöhnlichen Wachstum der Zahl der Auswanderer in dieſen 
Jahren nicht unberührt geblieben: ift. 

Zieht man einen Vergleich zwiſchen den einzelnen Regierungsbezirfen, 
jenachdem die Auswanderer mit oder ohne Bewilligung (Entlaffung) weg- 
gezogen find, jo nimmt auch Hier wiederum die Pfalz eine Ausnahmeftellung 
ein, indem von den jämtlichen Auswanderern aus diefem Kreife nur 61 934 
mit und 190 744 ohne Erlaubnis ausgewandert find. Weit über die Hälfte 
der fämtlichen heimlichen Auswanderer gehören der Pfalz an. Gin ähn— 
liches Verhältnis der mit und ohne Erlaubnis Ausgewanderten bejteht in 
feinem anderen Regierungsbezirke, indem in Dberbayern, Niederbayern, 
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Mittelfranken und Schwaben zwar die Zahl der Auswanderer der lehteren 
Art gleichialls größer ift, ala jene der erjteren Art, aber nirgends die heim— 
lihen Auswanderer einen jo großen Progentja der jämtlichen Auswanderer 
wie in der Pfalz auch nur annähernd erreichen. In der Oberpfalz, Ober- 
und Unterfranken ift die Zahl der heimlichen Auswanderer ſogar erheblich 
geringer als jene der anderen. Die Möglichkeit, Leicht die Landesgrenze und 
das nahegelegene Ausland zu erreichen, mag für dieſes bejondere Verhält- 
nis in der Pfalz wohl die Haupturjache fein. Dabei ift zu beachten, daß 
die heimlichen Auswanderungen in den rechtörheinifchen Kreifen erſt jeit dem 
Jahre 1872 einen erheblicheren Umfang angenommen Haben, wofür die 
Urſache in bereit? gejchilderten allgemeinen Berhältniffen zu finden ift. 

Die Pialz bietet gegenüber den rechtsrheiniſchen Regierungsbezirken auch 
noch in anderer Beziehung eine auffallende Erjcheinung dar. Nach der Volks— 
zählung von 1885 wurden nämlich von 100 in der Pfalz geborenen und 
im Sönigreich Bayern wohnenden Perfonen 98 als in der Pfalz jelbit (86 
jogar im eigenenen Geburtäbezirke) wohnhaft ermittelt, während diejer Pro- 
zentfab für Oberbayern und Unterfranken je 94, für Mittelfranken und 
Schwaben je 91, für Oberfranken 90, für Oberpfalz 86 und für Nieder 
bayern jogar nur 74 war. Hiernach müßte man annehmen, daß der Pfälzer 
am zähejten von allen bayerifchen Volksſtämmen an feiner Heimat halte. 
Da dies aber, wie gezeigt, nicht der Fall, jo beweifen vorjtehende Ziffern 
nur, daß der Piälzer nicht leicht in andere Teile Bayerns fich begiebt, ſon— 
dern, wenn er einmal den Wanderjtab ergreift, gleich weiter und zwar 
meiftens über da8 Meer geht, wo er mit jeinem Unternehmungsgeiſte ein 
befferes Los fich zu bereiten hofft ala in dem übrigen Bayern, während 
die Einwohner der anderen Regierungsbezirfe zunächjt im Lande ſelbſt eine 
Erijtenz fich zu begründen fuchen, welche ihnen die engere Heimat überhaupt 
nicht oder nur in weniger günftiger Weiſe zu bieten vermag. Es wäre 
daher unzuläffig, als Gradmeſſer für die Anhänglichkeit an die engere Heimat 
oder für die Seßhaftigkeit Lediglich die Zahl der Auswanderer zu nehmen, 
denn es ijt fraglich, ob ſelbſt bei Ginrechnung der Auswanderer für die 
Pialz ein jo Hoher Prozentjat von außerhalb diejes Regierungsbezirkes wohn: 
haften Pfälzern fich ergeben würde, wie derjelbe bei Niederbayern wahrzu— 
nehmen: ift. 


IH. 


IV. 


Anlagen. 


Öffentliche und heimliche Auswanderung aus Bayern in den einzelnen 
Jahren von 1835/36 bis 1890 nebft Angabe des erportierten Ver— 
mögens und der Roggenpreife. 

Auswanderung überhaupt aus Bayern in den einzelnen Jahren von 
1835:36 bis 1890, nach Regierungsbezirken. 

Auswanderung aus Bayern im Verhältnis zur Bevölkerung in den ein= 
zelnen Jahren von 1835/36 bis 1890, nach Regierungsbezirken. 
Diagramm: Die bayerische Auswanderung im Verhältnis zur Bevöl— 
ferung, im Königreich, im Gebiete recht? des Rheines, jowie in den 
Regierungsbezirten Pfalz und Oberbayern in den einzelnen Jahren 
von 1835/36 bis 1890. 
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Dffentliche und heimliche Auswanderung 
aus Bayern 


in den einzelnen Jahren von 1835/36 biß 1890 
nebjt Angabe des erportierten Vermögens und der Roggenpreife. 












ahl der ausgewanderten Perfonenlo ‚Auf 1000 E —ã — 
ermögen 


ner een a * Abzug der 
Ausge⸗ Scheffel achſteuer 
. kr. fl. _ 






Jahre Mit 
Erlaubnis 









1835/36 | 53 1,850,070 




















1836/37 5526 1396 6922 1,6 7 31) 1,748,499 
1837/38 2897 704 3601 0,8 10 |18  1,273,817 
1838139 | 5852 | 1188 | 700 | 1,6 11/30) 1,962,506 
1839/40 6444 1146 7590 1,7 10 135, 2,073,850 
1840/41 3714 745 4459 1,0 8 49 1,498,612 
1841/42 3270 835 | 4155 0,9 9 14) 1,440,347 
1842/43 3436 826 4262 1,0 14 10 1,569,412 
1843144 | 4879 95 | 5854 13) 14 01 1,731,750 
1844/45 7050 3103 | 10153 2,3 15 |15| 2,502,058 
1845/46 8504 4605 | 13109 2,9 | 19 |53| 3,423,182 
1846/47 9823 5572 | 15395 34 21 136 3,988,521 
1847/48 5800 3835 | 96835 2,1 10 12. 2,761,820 
1848/49 | 4147 4258 | 8405 | 19 7 34 2,092,575 
1849/50 | 3916 4530 | 846 | 1,9 7 57 1,988,391 
1850/51 6060 5689 | 11749 | 2,6 1220| 2,476,496 
185152 | 15144 4821 19965 | 4,4 17 58 4,196,532 
1852/53 | 15019 5321 | 2040 | 4,5 17 39 4,555,740 
1853754 | 19314 | 5641 295 | 5,5 23 38 5,705,389 
185455 | 674: 15 9639 | 2,1 21 ı13| 2,600,378 
1855/56 5192 | 1976 7168 | 1,6 2,186,454 
1856/57 696 2670 9596 2,1 2,404,678 
1857758 | 4330 | 1202 5532 | 12 2,032,010 
1858/59 5358 11838 4591 , 10 1,694,763 


| 
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Zahl der ausgewanderten Berfonen! Sr 1000 | —&ã Exportiertes 
| — Einwoh⸗ Roggen» Vermögen 
Jahre Mit u ER ner treffen" preiſe nach Abzug der 
Erlaubnis Fe zufammen u per Scheffel Nachſteuer 
Erntlafſungh attiſch) — 95 A le 
— | 
1859/60 | 4876 1712 6588 | 14 Ä 1,901,638 
1860/61 || 3836 1190 5026 | 11 | 2,114,022 
186162 | MB | 485 2933 | 06 | 1,322,736 
1862/63 | 2259 537 27% | 0,6 1,496,259 
1863/64 | 2885 1399 4234 |) 09 | 1,724,229 
1864/65 3351 188 | 514 | 11 | 2,133,364 
1865/66 | 3722 2636 63588 18 1,778,694 
1866/67 | 4368 2566 6834 14 1,966,132 
186768 | 4073 1816 5889 | 12 | 1,507,758 
1868/69 | 4438 58 5966 | 12 12 |56| 1,722,692 
186970 | 3724 | 1241 4965 | 10 | 18 [49] 1,290,854 
1870, IV. | | 
—* 55 | 152 | 607 | | 138,956 
1871 | 3878 | 1960 58388 12 \ 15 |42| 1,012,377 
| t | per Gentner 
1872 | 3730 8 | 28) 5 5 |22 
1873 | 23777 8093 10870 |, 22 | 6 | 
1874 | 1205 6508 73 | 15 6 132 
N | | Mt Pf. 
1875 | 88 7062 79005 1,6 8 148 
1876 | 67319072 9745 | 19 8 178 
1877 | 668 7088 7756 5 | 9 [35 
1878| 590 6742 7332 | 14 | 8 |0 
1879 821 7545 8366 | 1,6 7 19 
1880 || 1552 | 16575 | 18197 | 834 o |—| 
1881 | 22 | 10097 0 A | 10 1a 
1882 | 2537 211834 2 | 45 | 8 |96 
isss 2425 | 21173 | 23598 | 44 | 7 59 
18844 | 2073 18039 20112 37 1 8 14 
1885 | 1588 16539 18127 34 | 7 1:80 
isss 16001 19244 205 | 38 | 7 1m) 
18897 | 1889} 20876 | 2765 | 42 7 09 
isss 1777 | 2122 | 200 | 42 | 7 168 
1889 || 1908 | 22849 | 24757 | 4,5 7 96 
1890 | 1842 | 25077 26919 4,8 8 169) 
1835,36 | 1835/36— 1571 
bis | | 
1890 | 240403 | 368334 | 608737 2,3 79,867,561 
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Anlage II. 
Auswanderung überhaupt 
aus Bayern 
in den einzelnen Jahren von 183536 bis 1890 
nah Regierungsbezirken. 
| Ausgewanberte Perjonen 
Jahre - ——— — — — 









Ober: | Ober: Unter: Schwa⸗ 
Pfalz | pfalz | franfen franfen | franfen | ben 


| Ober: | Nieder: 
bayern | bayern 


























| 
1835/36 | 90 | 140 | 3640 ı 104 | 34 | 589 | 1890 | 957 
1836/37 | 65 | 140 | 3571 ıı | 766 | 508 | 1432 | 974 
1837738 | 108 | 141 | 1304 | 160 | 370 | 260 | 979 | 279 
1838/39 | 127 | 194 | 02 | 185 | 1331 | 588 | 2156 | 49- 
1839/40 | 100 145 | 2801 | 208 | s21 | 515 | 2641 | 359 
184041 | 98 | 166 ı 1508 | 2 | 767 | 346 | 1065 | 282 
184142 | 117 | 212 | 154 | 287 | a4 | 356 | 882 | 343 
1842743 | 147 | 164 | 1642 | 341 | 566 | 354 | 7a | 34 
1843144 | 134 | 171 | 1415 | 794 | 1015 | 756 | 1198 | 376 
184445 | 158 | 202 | 3211 | 13%4 | 1916 | 972 | 204 | 326 
184546 | 194 | 444 | 5611 | 1277 | 1512 | 1196 | M2ı | 44 
1846/47 | 45 | 492 | 658 | 994 | 1817 | 1994 | 3974 | 641 
1847148 | a5 | 347 8728 541 | 18313 | 947 | 2028 | 477 
184849 | 150 | 286 | 3506 | 423 | 1195 | 834 | 1512 ! 558 
1849/50 | 152 180 | 4508 | 293 | 838 | 708 | 1361 | 406 
1850/51 | 155 | 272 | 6460 | 371 | 1659 | 1182 | 1144 | 556 
1851/52 | 424 | 834 | 7988 | 1308 | 3633 | 2274 | 2610 | 894 
185953 | 41T | 786 | 8314 | 1002 | 3374 | 1871 | 3542 | 1034 





1853,54 | 1089 | 1301 | 8861 | 1372 | 3242 | 2682 | 4252 | 2156 
1854/55 385 331 1118 | 

1855/56 212 198 | 2999 454 996 | 
1856/57 278 315 | 3496 600 | 154 | 701 | 2119 543 


— 
—— 
ID 
[80] 
— 
— 
X 











— — 
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Ausgewanderte Perfonen 















Jahre — ———— — — 
Dber: | Nieder: Pfal Ober- | Ober: | Mittel: | Unter: Schwa⸗ 
bayern bayern 3 | pfalz | franfen | franken franfen | ben 
nn —— * ü—— — — — — — — — 





















































| | 

1857/58 | 1883 178 | 1912 388 779 523 | 1920 | 349 
1858/59 | 171 156 | 1535 323 747 461 974 324 
1859/60 147 185 | 315 429 | 1181 484 | 1461 | 386 
1860/61 145 209 | 1578 468 707 437 | 1 371 
1861/62 86 177 717 | 328 415 | 302 615 293 
1862/63 82 121 828 261 388 230 | 559 327 
1863/64 74 95 | 1999 216 533 263 734 320 
1864/65 | 73 | 104 | 2808 244 | 580 282 | 731 337 
1865/66 58 743838577 266 768 322 9 | 344 
1866/67 108 98 | 2961 339 | 1205 596 | 1176 | 451 
1867/68 116 199 | 2232 364 | 987 462 | 1188 346 
1868169 | 86 285 | 22 | 21 | 924 | 408 | 1088 | 362 
1869/70 | 72 157 | 1912 441 774 350 | 9% 339 
1870, IV. | 

Quartal | 10 15 | 276 29 68 51 89 69 
1871 | 43 152 | 2814 210 855 289 | 1286 189 
1872 212 592 | 4220 720 | 2301 | 1084 | 3370 649 
1873 349 587 | 3010 568 | 1751 | 1586 | 1846 | 1228 
1874, 252 | 469 | 1680 276 | 1130 | 1581 795 | 1530 
185 | 271 | 1185 | 1551 | 1002 | 997 | 1623 | 501 | 85 
is70 414 | 1019 | 1156 | 817 | 1099 | 1697 | 371 | 3782 
1877 357 623 | 1224 443 962 | 1568 443 | 2136 
1878 | 391 376 | 18376 280 | 1075 | 1419 549 | 1866 
1879 | 314 391 | 1858 539 | 1125 | 142 | 604 | 2098 
1880| 476 748 | 6836 467 | 1947| 1887 | 2445 | 3321 
1881 | 500 780 | 933 | 720 | 2479 | 2199 | 3389 | 2549 
1882 | 946 | 897 | 9466 ı 986 | 2801 | 2676 | 3625 | 2324 
1883 | 1001 | 999 | 9184 | 1181 | 2811 | 2720 | 3083 | 2619 
1884 991 808 | 9198 | 871 : 2229 | 2208 | 2064 | 1743 
1885 624 603 | 8742 | 614 | 1748 | 2269 | 1753 | 1774 
1886 639 520 |, 11225 733 ı 1832 | 2404 | 1438 | 2054 
1887 730 | 738 \ 11495 951 2317 | 28308 | 1897 | 2329 
1888 739 | 925 | 11821 93 . 2191 | 2430 | 1869 | 2071 
1889 702 | 620 | 14153 362, 2299 | 2393 | 1666 | 2062 
1890 880 633 15810 783 318 | 2579 | 1589 | 2327 
1835/36 | 

1890 | 17580 23179 | 252678 | 30883 | 76634 | 63610 | 88186 | 56037 
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I. Auswanderungen und Auswanderungspolitik im 
18. Iahrhundert '. 


Das Beftreben, gegen die Auswanderung aufzuflommen oder fie doch 
den Intereſſen des Staates dienftbar zu machen, tritt in den badifchen 
Landen im 18. Jahrhundert wiederholt hervor. Im ganzen hat man immer 
eine Kluge Zuräcdhaltung gezeigt, und mehr auf indirekten ala direftem Wege 
einer unliebjam empfundenen Auswanderung von Bevölferungsteilen entgegen: 
zuwirken geſucht. So gab ſchon im Jahre 1737 die durch die pfälzer Aus— 
mwanderung nach Pennfylvanien bervorgerufene gleiche Bewegung in Baden- 
Durlach Beranlaffung, in Erwägung zu ziehen, ob man nicht die Auswan— 
derung verbieten jolle. Allein da die Regierung fürdhtete, dadurch die Sache 
„ſuſpekt“ zu machen, bejchließt fie, lieber eine Ermahnung in allen Ge— 
meinden von den Sanzeln herunter ergehen zu laſſen, daß die Leute nicht 
nach Pennſylvanien auswandern mögen. Sie liefen Gefahr, bevor fie dahin 
fommen, ihr Bermögen zu verzehren und träfen dann ein faltes, rauhes und 
unfruchtbares Land, worinnen fie ihre Nahrung kümmerlich finden. Der: 
jenige aber, der von Mitteln entblößt it, wird ala Arbeiter durch viele Jahre 
an andere verhandelt, bis er empfangenen Vorſchuß wieder abverdient hat. 
Außerdem liefen fie mangels genügender Geiftlichfeit Gefahr, ihre Religion 
zu verlieren. 

Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ift es die ftarfe Auswan— 
derung nach Siebenbürgen, welche der Regierung VBeranlaffung giebt, Maß— 
regeln gegenüber diefer Bewegung zu erwägen. Namentlich aus dem Ober- 
ande, der Gegend von Badenweiler, erfolgte ein ftarfer Wegzug, der im 
Sabre 1749 das Oberamt dafelbit zur Einholung von Verhaltungsmaß— 


ı Die folgende Darftellung der Auswanderung und Auswanderungspolitif im 
Großherzogtum Baden ſtützt fich auf die im Großherzoglich badiſchen Minifterium 
be3 Innern und im Generallandesarhiv zu Karlsruhe vorhandenen, auf den Gegen: 
ftand bezüglichen Alten. Für die Erlaubnis zur Benügung der noch im Minifterium 
aufbewahrten Akten bin ich diefem zu großem Dant verpflichtet. 

7% 
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regeln veranlaßt. Im Geheimen Rat wird bejchloffen, fein Verbot zu er« 
laſſen, „da die Erfahrung lehre, daß ein folches Verbot die Leute in ihrem 
gefaßten Vorhaben nur eifriger mache.“ Selbſt Erbunterthänige läßt man 
ziehen, wenn ihr Vermögen nicht über 200 fl beträgt, oder wenn fie lieder- 
liche Hausväter find. Da aber fortwährend Briefe aus Siebenbürgen ein- 
treffen, welche das Glüd der Ausgewanderten jchildern, hält man e& doch 
für angemefjen, „wenn zur Verminderung der Emigrationsbegier dergleichen 
aus Siebenbürgen einlaufende Briefe zurüdgehalten werden.“ Schließlich 
jcheint die Auswanderung, namentlich gejchürt durch Agenten im Elſaß, 
doch einen zu bedeutenden Umfang angenommen zu haben, denn im Herbſt 
beflelben Jahres wird vom Geheimen Rat verordnet: „Es werden durch die 
bisher bewilligten zahlreichen Auswanderungen die fchlechten Haushalter 
meift jortgezogen fein und es iſt nunmehr dieſem unbefonnenen Emigrieren 
ein Ziel zu fegen und GSelbiges in denen gefammten fürftlichen Oberlanden 
durch eine weiter erlaffene Verordnung bis auf folche Leute, welche dem 
Lande eine Beichwerde find und nichts mit fich Hinwegbringen, gänzlich zu 
verbieten, auch in Sonderheit auf die Anführer, welche die Unterthanen zum 
Wegzug debauchieren, eine empfindliche Strafe zu ftatuieren.“ In den 
nächiten Decennien wird die Auswanderung auch von Reichäwegen unter- 
jagt und es werden die betreffenden faiferlichen Erlaffe in den babdifchen 
Landen mit Eifer befolgt. Aber erreicht Hat man damit nichts. Die Aus» 
wanderung, namentlich nach Ungarn, nimmt ihren Fortgang und führt 1770 
zu neuerlichen Überlegungen. Da die Unterthanen zur Zeit mit feiner über- 
mäßig großen Beſchwerde belaftet feien, die Regierung es fich vielmehr an— 
gelegen fein Lafje, jolche wie viel immer thunlich zu mindern und erträglich 
zu machen, die Unterthanen auch geraume Jahre ihre Viktualien zu einem 
hohen Preiſe Haben anbringen können, fo könne man nicht anders annehmen, 
als daß fie durch heimliche Werber verleitet find. Wenn gar „wohlhäbige 
Leute, die zu Tauſenden Vermögen haben“ fortgehen, und, „troß der ihnen 
wegen ihres Irrwahnes erteilten Verwarnung fich durch den Emigrationd- 
geift verleiten laffen“, jo müſſe man mit aller Strenge darauf jehen, daß 
folchen Leuten keine Hoffnung auf feinerzeitige Wiederaufnahme in die Lande 
gegeben werde. Aber dennoch fcheint ſich die markgräfliche Regierung in 
ihrer Meinung, daß die Leute alle Urfache Hätten, im Lande zu bleiben, 
nicht ſehr ficher gefühlt zu haben. Man findet, daß „minderbermögliche 
Zeute bei dem bekannten Abgang der Fabriken und Manufakturen in denen 
diesfeitigen fürftlichen Landen dem Nahrungsſtande anderer im Lande ver— 
bleibenden Mitbürger wenig bejörderlich und noch viel weniger notivendig 
erachtet werden mögen“ und erläßt daher ein Reſkript, in welchem es 
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zwar Heißt: „wie nach denen allgemeinen Polizei- und Finanzgrund— 
regeln die Bevölkerung die eigentliche Urquelle ift, woraus die Glüd- 
jeligfeit des Staates und der Einwohner in einem untrennbaren 
Zufammenhang einen bejtändigen Zuwachs bekommen ſoll“, das aber 
doch wieder die Auswanderung derer, die weniger als 200 fl Vermögen 
haben, freigiebt. 

Die Auswanderung nach Ungarn dauert fort, auch als anfangs Mai 
1787 die Aufnahme don Kolonijten unter Begünftigungen auf die faijer- 
lichen Kameralgüter eingejtellt wird. Es bleibt nur noch die Auswan- 
derung auf Güter ungarifcher Grundherrn möglich. Aber auch über bieje 
hinaus nach Siebenbürgen und Serbien geht der Zug der badifchen Aus— 
mwanderer. Auf Verlangen des Hofrates giebt die Rentlammer im April 
1790 ein Gutachten ab über die Urjachen des teten Anhaltens der Aus» 
wanderung und die dagegen zu ergreifenden Maßregeln. In demfelben heißt 
es: Die Kenntnis und genaue Unterfuchung der Urfachen, welche die häufigen 
Auswanderungen veranlaffen, dürften die Sache in einem jehr wichtigen und 
für da8 allgemeine Wohl des Landes nachteiligen Punkte darftellen. Dan 
wird den Beweis erhalten, daß fich in faſt allen Landesteilen die Nahrungs= 
lofigfeit der Einwohner in dem Verhältnis einer zu großen und zunehmenden 
Bevölkerung vermehre, ohne daß Gewerbszweige Gelegenheit zur Arbeit ver- 
ichafften. Die Gründe der Auswanderung: Güterteilung, Heiner Befik, 
feine Erwerbäögelegenheit, weifen daher auf folgende Mafßregeln: Die fehon 
oft in Erwägung gezogene Einfchränfung der zu großen Teilung der Land» 
güter jei durchzuführen, zugleich aber müfje man gegen die allzu einjeitige 
Beichäftigung mit dem Landbau auftreten, man müfle daher die Einführung 
anderer Erwerbszweige ermöglichen, ſelbſt die Eleinften Anfänge eines Ge— 
werbes ermutigen, namentlich jolcher, welche nicht vom Luxus oder vorüber: 
gehenden Moden oder vom Auslande abhängen, fondern die einen bleibenden 
Verdienſt Schaffen; man dürfe die Koſten für ein wohlüberdachtes Unternehmen 
nicht jcheuen und müſſe durch Erteilung von Freiheiten, jowohl für ganze 
dem Gewerbe» und Handelöbetrieb günftige Ortichaiten, als für einzelne 
thätige Unternehmungen folcher begünftigen. Da die jebige Auswanderung 
meift nur ganz verdorbene und fittlich verkommene Menſchen betrifft, jo fei 
fie nicht nachteilig. Höchſtens ſoll man ihnen einige Erfchwerungen in den 
Meg legen, die Leute ermahnen, daß ihnen die Aufnahme in Ungarn und 
Serbien noch nicht ficher fei; daß fie Hier im Lande nicht mehr als Unter- 
thanen aufgenommen würden, falls fie zurücdffehrten; daß es Auswanderern 
nicht erlaubt fein dürfe, ihre Güter auf Kredit zu verfaufen. Zu irgend 
welchen Schritten der Regierung gegen die Auswanderung hat dieſes Gut— 
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achten wie begreiflich feine Beranlaffung gegeben. Man begnügte fich nad 
wie vor, ohne allgemeine Austvanderungsfreiheit auszufprechen, oder über: 
haupt allgemeine Grundjäße aufzuftellen, den einzelnen Gefuchen um Ent» 
lafjung au dem Staatöverband gegen Bezahlung von Manumiffionstaren, 
Abzugsgebühren, Schukabfündigungsgeldern u. |. w. zu willfahren. 

Die Auswanderung nach Ungarn hat jedenfall® noch bis zum Ende 
des Jahrhunderts angehalten. Noch im Januar 1800 wird dem Hofrat 
ein Schreiben eines dahin Ausgewanderten an feinen Bruder vorgelegt, in 
welchen er feine große Zufriedenheit bekundet, bedauert, nicht ſchon vor 
zehn Jahren gelommen zu jein und feinen Bruder ermahnt, fich nicht ab- 
raten zu laffen. Erſt in den nächjten Jahren jcheinen Preußen und nament- 
lich aber Rußland durch offizielle Unterflüung der Einwanderung und Ge- 
währung nicht unbedeutender Vorteile die Menge der Auswanderungsluftigen 
an fich gezogen zu haben. 

Über die Zahl der in der Zeit von 1797—1805 aus der Markgraf: 
ichaft Baden Ausgewanderten laſſen fich bejtimmtere Angaben machen, da in 
diefer Zeit die jeiten® der Oberämter und Amter erftatteten Berichte wegen 
des Auswanderungsweſens mit tabellariſchen Nachweiſungen verbunden ſind. 
Es betrug die Geſamtzahl 


der ausgewanderten im Jahre 
1797 1798 1799 1800 1801 1802 1803 1804 
Familen 19 37 24 18 80 ? 72 1356 
Ledigen 184 205 110 122 159 ® 119 101 


Nicht wenige diefer „Auswanderungen“ aber gehen nur in andere Zeile 
des Deutfchen Reiches, viele in die benachbarten Länder, nad Frankreich 
oder in die Schweiz. Die Zahl derer, die in entjerntere Gebiete, nach 
Ungarn, Polen oder Rußland gehen, bleibt immer noch eine Kleine, auch im 
Verhältnis zu der geringen, 180—200000 Geelen betragenden Bevöl- 
ferung. 


II. Das Auswanderungsgefet von 1803. — Die Aus 
wanderungen nach Rußland im 19. Iahrhundert. 


Der Rechtäzuftand in Bezug anf die Auswanderung zu Beginn des 
Jahrhunderts wird durch die Verordnung vom 16. Dezember 1803 gefenn- 
zeichnet, welche die verfchiedenen in den alten Landen! beftandenen Ver— 
ordnungen über den Wegzug, die Auswanderung und den Austritt der 
Unterthanen zufammenfaßte.. Unter Wegzug verſtand man die Über: 
fiedlung aus dem Lande und das Aufgeben des UntertHanenvechtes, nachdem 
man fich vorher die Sicherheit der Niederlaffung in einem anderen Lande 
verichafft hat. Bei der Auswanderung fehlte eine jolche vorhergehende 
Sicherung, fie war dann gegeben, wenn man das Untertdanenverhältnis 
aufgab und aus dem Lande zog in der Hoffnung, anderswo fich nieder- 
laffen zu können. Sowohl zum Wegzug, wie zur Auswanderung gehörte 
die behördliche Erlaubnis. Der Wegzug wurde feinem verfagt, der leibes— 
hei und eigner Gewalt, d. 5. nicht mehr in der Gewalt von Eltern oder 
Pflegern war, oder deren Zuftimmung Hatte. Doch mußte der Wegziehende 
vorher alle jeine Schulden bezahlen. Es erfolgte daher eine Mitteilung an 
alle benachbarten Amter und die bekannten Gläubiger des Abziehenden. 
Eine öffentliche Borladung der Gläubiger wurde nicht vorgenommen. Bei 
der Auswanderung fonnte die Erlaubnis nicht mit jocher Sicherheit erwartet 
werden, wie beim Wegzug. Doch fonnte fie nur verweigert werden 

I) aus ftaatspolizeilichen Gründen: wenn die Auswanderung in 
einer Gegend jo zunahm, daß die Güterpreife zu finfen drohten ; 

II) aus privatrechtlichen Gründen: 1) wenn der Ehemann ohne Zu— 
flimmung feiner Frau, 2) wenn Minderjährige ohne Erlaubnis der Eltern 
oder Pfleger auswandern wollten, 3) den Kindern einer ausmwandernden 


1 Dur den Reichsdeputationshauptrezef; von 1803 war die Markgrafichaft 
Baben in ein Kurfürftentum unter nicht unbeträchtlicher Vergrößerung des Gebietes 
verwandelt worden. 1806 bei Bildung des Rheinbundes wurde es Großherzogtum. 


104 €. v. Philippovich, Auswanderungswejen in Baben. 


Witwe, deren Pfleger oder deren nächjten Verwandten väterlicherjeit3 wider- 
iprechen, 4) wenn die Schulden nicht bezahlt find; hier fand eine Gläubiger- 
fondofation ſtatt. 

Vor Erteilung der Erlaubnis war den Auswanderungsluftigen eine 
dringende Borftellung des Miplichen ihres Vorhabens zu machen und der 
Hinweis darauf zu geben, daß fie aller Heimatsrechte verluftig gingen und 
nicht mehr aufgenommen würden, falls fie verarmt zurückkommen follten. 
DaB Vermögen der Minderjährigen wurde im Lande behalten. Ahnen 
wurden auch ihre Unterthanenrechte noch vier Jahre nach erreichter Boll- 
jährigfeit gewahrt. Im Friegsdienftpflichtigen Alter Stehende wurden nicht 
ohne weiteres zurüdgehalten. Konnten fie eine Stellvertretung jchaffen oder 
die nötige Einftandfumme hinterlegen, jo erhielten auch fie die Auswan— 
derungserlaubnig. Die Erteilung der NAußwanderungserlaubnis ftand den 
Kreisdireftoren, alfo den mittleren Verwaltungsbehörden zu, jo lange die 
Auswanderung aus einem Orte nicht den zwangzigiten Zeil aller dafelbjt 
lebenden Familien betrug. 

Als Austritt wurde der Weggang von Unterthanen unter Verlegung 
der genannten Vorjchriften bezeichnet. Seine Beftrafung richtete fich je nach 
der Art diefer Verlegung. So wurde die unerlaubte oder heimliche Aus— 
wanderung in der Regel mit VBermögensverluft und Verluft der Unterthanen- 
rechte beftraft. Dieje Strafe wurde jpäter durch das Gejeg vom 5. Oftober 
1820 auf 3% Abzug vom Vermögen gemildert. 

Werbung für fremde Kriegsdienfte oder Kolonien war folchen geftattet, 
die ein Landesherrliches Patent aufweifen konnten. Jedem nicht ermächtigten 
Merber wurde der Aufenthalt im Lande unterfagt und heimliche Werbung 
unterlag jtrenger Beitrafung. 

Diejer Rechtszuftand blieb ungeändert bis in die Mitte des Jahrhun— 
‚dert? beftehen. Art. 18 der deutjchen Bundesalte vom 8. Yuni 1815, 
der die Freiheit der Auswanderung in einen anderen deutfchen Bundesſtaat 
geftattete, der erweislich den Auswanderer zum Unterthanen annehmen will, 
hat für Baden feinen neuen Rechtözuftand gejchaffen und berührt außerdem 
nur die Wanderungen innerhalb Deutjchlands, die Hier nicht in Betracht 
fommen. Dffenbar hing dabei alles von der Handhabung des der Regierung 
vorbehaltenen Rechtes ab, aus ftaatspolizeilichen Gründen die Erlaubnis zur 
Auswanderung zu erteilen oder zu berweigern. Wie dag weitere ergeben 
wird, hat der Staat nur ausnahmsweiſe feine Macht zu dem Verfuche einer 
! Eindbämmung der Auswanderung benüßt. | 

Die erften größeren Auswanderungen in dieſem Jahrhundert gehen nach 
Südrußland. Anzeichen ftarker ruffifcher Werbungen dahin fallen bereits 
in das Jahr 1804. Das Amt Nedargemünd berichtet über Werbungen 
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nach Südrußland durch einen in Ulm fienden Kommiſſär und fendet ein 
Gremplar der don ihm erteilten Privilegienbriefe ein. Danach wurde den 
Einmwanderern gewährt bezw. von ihmen gefordert: 1) Glaubenäfreiheit ; 
2) zehn Jahre Abgabenfreiheit nach allen Seiten; 3) nach zehn Fahren 
gleiche fteuerliche Behandlung mit den Ruſſen; 4) niemand darf wider feinen 
Willen zum Kriegs» oder Givildienft herangezogen werden; 5) die bon der 
Krone gewährten Vorfchüffe werden während zehn Jahren nach den Jahren 
der Gteuerfreiheit zurüdgezahlt; 6) zollfreie Einfuhr ihrer Güter bei der 
Einfuhr, jowie für jede Familie Waren im Werte von 300 Rubel; 7) jeder- 
mann kann beliebig wieder zurüdreifen, doch muß er außer den Schulden 
an die Krone, die Abgaben für drei Jahre auf einmal im voraus entrichten ; 
8) die Koloniften dürfen Fabriken errichten, Handel treiben, fich in Zünfte 
einjchreiben laflen, ihre Produkte im ganzen Land verkaufen. Es werden 
30—60 Morgen Land gewährt, außerdem ala Vorſchuß Reife- nnd Ein— 
richtungsgelder. Der fürftliche Hofrat hielt diefe Verfprechungen für Markt: 
jchreiereien eines unreblichen Werber, zumal in demjelben Jahre die Um— 
triebe eines folchen aufgededt worden waren, fie haben aber doch den That- 
ſachen entiprochen, wie weitere offizielle Befanntmachungen ergeben. Jeden— 
falls nahm die Auswanderung nach Rußland, troßdem jener Werber aus 
Um auf Anfuchen Badens verwiefen worden war, von Yahr zu Jahr zu. 
Die Briefe der Ausgewanderten wirkten wieder verlodend, mwährend die 
Leute im Lande durch den Krieg und Hohe Steuern in immer fchlimmere 
Lagen kamen. 

Die Lage der deutjchen Koloniften in Südrußland wird jo günftig ge= 
ichildert, daß jelbft alte Leute noch dahin auswandern wollen und in den 
Jahren 1808 und 1809 immer neue Berichte der Oberämter iiber einlau— 
ende Auswanderungsgefuche eingehen. Ginen Antrag des Oberamtes Baden 
aus dem Jahre 1808, ein von Odeſſa eingelaufenes Schreiben zu unter- 
drüden, weiſt die Regierung zurüd, doch erwehrt fie ſich wenigſtens der un— 
mittelbaren Anftellung von Kommiffären in ihren Landen, wie folche von 
dem ruffifchen Konſul in Frankfurt, Bethmann, verfucht worden war. Es 
wurde dem ala Kommiffär angeftellten Handelsmann Thiry in Bruchfal ber 
deutet, daß er fich nicht weiter damit befafjen dürfe und dem ruffifchen Kon— 
julat mitgeteilt, daß e8 die an badifche Unterthanen ausgejtellten Einwan— 
derungspäffe direft an die betreffenden Oberämter zur Überweiiung an die 
Auswanderer jenden möge. 

Eine Durchſicht der im Jahre 1809 eingereichten Geſuche um Aus— 
wanderung ergab, daß in der Zeit vom Januar bis September diejes Jahres 
210 Familien und 81 ledige Perfonen, im ganzen alſo ficherlich gegen 
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1000 Köpfe, nach Rußland auswanderten. In einzelnen Zeilen machten 
diefe Auswanderungen einen verhältnismäßig ſtarken Prozentſatz der Bevöl— 
ferung aus. So berichtete im April 1810 das Direktorium des Pfinz- 
und Enzkreijes, daß aus dem Städtchen Eppingen mit einer Einmwohnerjchaft 
von 2320 Seelen im vergangenen Jahre 66, in diefem Jahre aber jchon 
in den eriten Monaten 82 Perſonen nach Rußland gezogen feien. 

Die Gegenden, in welche diefe Leute gebracht wurden, werden in einem 
von der ruffifchen Regierung dem Minifterium des Außeren zugeftellten ges 
drudten Defrete ala die Gouvernements von Cherſon, Taurien und Jekateri— 
noslaw vom Dnjepr bis zum jchwarzen Meer bezeichnet. 

Man jtrebte vornehmlich danach, gute Aderleute, erfahrene Weinbauern, 
Obſt⸗ und Viebzüchter, auf dem Lande notwendige Handwerker zu erhalten. 
63 folle daher jeder Einwanderungsluftige den Nachweis erbringen, daß er 
diefen Kategorien zugehöre. Ferner mußte er feinen Verpflichtungen in der 
Heimat nachgekommen jein, die obrigfeitliche Erlaubnis zur Auswanderung 
befiben und ein Vermögen von wenigjtens 300 fl haben, eine Bejtimmung, 
von der aber meist Umgang genommen wurde. Die den Einwanderern ges 
währten Privilegien jtimmen mit den oben hervorgehobenen Berjprechungen 
des Ulmer Werberd überein. Welcher Wandel in den fech® Jahren in den 
Anfchauungen der Regierung vor fich gegangen war, fann man daraus er= 
jehen, daß obige Bekanntmachung nunmehr durch die badijche Regierung 
jelbjt in den Zeitungen veröffentlicht wurde. Wiederholt wurden auch be- 
Ichräntende Verfügungen der Kreisregierungen aufgehoben. So wollte im 
Sabre 1811 das Direktorium des Pfinz- und Enzkreiſes 31 Bürgern aus 
Grözingen die Auswanderungserlaubnis nicht erteilen, weil fie jchon im 
Herbit des dorausgegangenen Jahres weggewollt, fich aber anders bejonnen 
hatten. „Das Staats- und Ortsbürgerrecht ſei aber nicht als eine Sache 
anzujehen, die man nach Luft und Laune Heute aufgeben, morgen wieder 
erhalten und übermorgen wieder aufgeben könne.“ Das Minifterium billigt 
zwar dieſen Gedanken, giebt aber doch die Auswanderunggerlaubnis. Des— 
gleichen in einem anderen Fall, ala das Nedarkreisdireftorium die Erlaub- 
nis zur Auswanderung nach Rußland verweigert hatte, „da von Seite des 
franzöfifchen Gouvernements dergleichen Auswanderungen nicht günftig an— 
gefehen werden und darüber bereits von der faiferlich franzöſiſchen Gejandt- 
ichaft GEinjchreitungen bei dem hohen Minifterium gejchehen find.” Aber 
joweit muß die Regierung allerdings den Einfluß gelten laſſen, daß die von 
ihr erteilten Neifepäffe von der franzöfiichen Gejandtichaft in Karlsruhe 
vidiert wurden. 
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Dad Bedürfnis der ruffiichen Regierung nach Einwanderern war in 
den nächjten Jahren jedenfall® zur Genüge befriedigt. Waren doch auch aus 
anderen Zeilen Deutjchlande, namentlich aus Württemberg zahlreiche Ein- 
wanderer gefommen. Es wurden daher die Bedingungen der Einwanderung 
1817 etwas verſchärft. Einwanderungsluftige mußten nun ſelbſt das Reife- 
geld bejtreiten und ebenſo die Koſten der Einrichtung, indem feinerlei Vor— 
ſchuß mehr gewährt wurde. 

Der allgemeine Notitand, die Rückkehr zahlreicher Auswanderer von 
dem Berfuche, nach Amerika zu kommen, haben die Nußwanderung in bdiejer 
Zeit, wie e8 fcheint, wieder mehr nach dem Dften gelenkt. Es war jchon 
1816 ein ftärferer Zug der Auswanderung nach Polen bemerkt worden und 
die großherzogliche Regierung Hatte eine förmliche Vermittlerrolle zwischen 
den Auswanderungsluftigen und dem ruffiichen Gefandten übernommen. Wie 
erwähnt, waren die Einwanderungsbedingungen in Südrußland nicht mehr 
jo günftig, es wurde genau geprüft, ob der Einwanderungswerber den Wünfchen 
der ruffifchen Regierung entſprach. Ebenjo war e& mit der Einwanderung 
in Polen beitellt. Es gab feine Reife und Unterjtühungsgelder, feine An- 
fiedlungsfreiheit; der Einwanderer mußte dorthin, wohin ihn die Regierung 
wies. Allein immerhin wurden denen, welche 600 fl Bermögen Hatten, 1’/a 
bis 3 Hufen, denen, die 100 fl Hatten, 3—4 Morgen fruchtbaren und ur« 
baren Landes, ſowie jechsjährige Steuerfreiheit und Freiheit vom Heeres— 
dienft für fih und ihre Kinder gewährt. Wer Land urbar machen wollte 
und wenigſtens 1500 fl Vermögen hatte, erhielt vier magdeburgifche Hufen 
und 12jährige Steuerfreiheit. Die Einwanderer mußten in guter Jahres- 
zeit fommen und wurden erjt nach vorheriger Anmeldung bei der Regierung 
in Warjchau angenommen. In Erwägung diefer Umftände mußten alle 
Gefuche um Auswanderungserlaubnis nach Polen bis November jeden Jahres 
durch die Amter eingereicht werden. Die Gefuche gingen dann durch Ver— 
mittlung des Miniſteriums des Auswärtigen an die ruffiiche Gejandtichait, 
welche mit der Regierung in Warfchau in Verbindung trat. Darauf fonnte 
im Frühjahr des nächjten Jahres die Einwanderung veranlaßt werden. 

Im März 1824 jucht eine größere Anzahl von Ledigen und von Fa— 
milien aus Rheinbifchofsheim um die Erlaubnis zur Auswanderung nach 
Südrußland an. Sie begründen ihre Bitte „mit der traurigen Überzeugung, 
daß fie bei dem umerhört niedrigen Preife aller Produkte der Landwirtfchaft 
und beſonders des Tyeldbaues und bei dem beifpiellofen Geldmangel faſt 
aller Klaſſen der Unterthanen, vorzüglich aber der Landleute die drüdenden 
öffentlichen Laften nicht mehr tragen könnten und fich auch bei unausge— 
ießtem Fleiß und größtmöglicher Sparjamkeit und Einjchräntung nur höchſt 
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notbürftig ernähren, ja nicht mehr vor dem fchädlichiten Mangel der unent» 
bebrlichiten Lebensmittel, vor dem Bettelftande und Hungertod zu ſchützen 
vermöchten.” Ob ein Notjtand in folcher Ausdehnung gegeben war, darf 
bezweifelt werden, da die Leute nach den noch beitehenden ruffiichen Vor— 
jchriften, außer dem Nachweife eines Vermögen von 3—400 fl, die ganzen 
Reiſe- Einrichtungs- und eriten Erhaltungskoſten aus Gigenem bejtreiten 
mußten. 

Dom Jahre 1833 ab fcheinen fich die Berhältniffe in Polen für Ein— 
mwanderungen ungünftiger geftaltet zu Haben. Es wiederholen fich die 
Klagen über zurüdfehrende Auswanderer, welche in Polen nicht zufrieden- 
geftellt wurden und nun verarmt als Bettler, wieder in die Heimat fommen. 
Die badifche Regierung weift jolche Leute, wenn möglich, zurüd und erfucht 
die ruffifche Gefandtichaft, darauf einzumirfen, daß ihnen jeiten® der ruffifchen 
Regierung keine Päſſe mehr in ihre frühere badifche Heimat erteilt würden, 
da fie dafelbft Feine bürgerlichen Rechte mehr beſäßen. Allein nicht in allen 
Füllen kann Baden mit diefem Wunfche durchdringen, da die ruffiiche Re— 
gierung in den Ginwanderungsbedingungen ftet3 erklärt hatte, daß fie es 
den Einwandernden freiftelle, wenn es ihnen nicht gefalle, wieder in ihre 
Heimat zurüdzufehren. Diejer Umstand, ſowie die Klagen der Zurüdfehrenden 
über die Entläufchungen, die ihnen in Rußland bereitet worden feien, rufen 
wiederholt den Gedanken hervor, die Auswanderung nach Südrußland und 
Polen zu verbieten. Die Regierung des Mittelrheinkreifes verkündete 1834 
ein folches Verbot auf eigene Yauft, doch wurde es vom Minifterium wider: 
rufen. Die Auswanderungsfreiheit blieb bejtehen und die Regierung forgte 
für die Belanntmachung der Einwanderungsbedingungen, bis endlich 1844 
eine Mitteilung der ruffiſchen Gejandtichait erfolgt, daß in Polen feine 
Ländereien mehr vergeben werden und Einwanderungen nur noch auf Grund 
von mit Privaten abgefchloffenen Verträgen vorgenommen werden können. 


II. Die erftien Auswanderungen nad Amerika im 
19. Iahrhundert. 


Im Frühjahr 1816 treten, zunächft im Oberland, in Sädingen, Wehr 
und anderen in der Nähe der Schweiz gelegenen Orten, zum erften Mal 
bäufigere Gefuche um Erlaubnis zur Auswanderung nach Amerika auf, 
Das Direktorium des Dreifamfreifes behandelt diefe Erjcheinung ala etwas 
Neues und meint, daß fich folche Gejuche doch nicht, wie die um Aus— 
wanderung in benachbarte Länder behandeln ließen, jondern wie früher jene 
nach der rim, aus einem befonderen Gefichtspunft behandelt zu werden 
verdienten. Bis jetzt jtammten die eingefommenen Gefuche übrigens meift 
von armen Leuten und man erbitte fich bejondere Verhaltungsmaßregeln, 
nicht wegen einer etwaigen Gefahr der Vermögensminderung durch dieſe 
Auswanderung, fondern wegen der Befürchtung, daß die Auswandernden 
bald als volltommene Bettler wieder zurüdkehren möchten. Das Minifterium 
entjchließt fich nicht zu einer Generalmaßregel, fjondern giebt am 6. Juni 
dem Direktorium den Auftrag, fich in jedem einzelnen alle an es zu wenden. 
Bald jollte das Minifterium Gelegenheit haben, fich häufiger mit folchen 
Fällen zu befaffen. 

Dad Jahr 1816 war ein Notjahr geweſen. Die Ernte war nicht 
nur in Baden, fondern im ganzen Süden Deutfchlands, in der Schweiz 
und im Elfaß mißraten. Dies dürfte wohl die Veranlaffjung zu der ſtär— 
feren Auswanderung gegeben haben, die zunächft die oberen, weniger frucht- 
baren Landesteile ergriff. War biöher die Auswanderung nad) Südrußland 
und Polen mwejentlih aus den Niederungen des Pfinz-, Enz: und Nedar« 
freifes vor fich gegangen, jo machten nun die Schwarzwaldgebiete des Dreifam- 
und Donaufreijeg den Anfang mit einer neuen Richtung der Auswanderung, 
beeinflußt durch die aus Württemberg und der Schweiz herüberdringenden 
Nachrichten. Namentlich Baſel jcheint einen großen Einfluß ausgeübt zu 
haben durch einen Schiffermeijter Frei, der daſelbſt eine Schiffäverbindung 
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na Holland eingerichtet Hatte und die Beförderung nach Amerika ver» 
mittelte. Gine ausgedehnte Werbung don Auswanderern fand nicht ftatt, 
e8 wird feitend des Direktoriums des Dreiſamkreiſes ausdrüdlich hervor— 
gehoben, daß davon nichts befannt fei. Die völlige Neuheit dieſes Unter— 
nehmens, der Umftand, daß man von dem genannten Frei, feinen An— 
iprüchen und Berbindlichkeiten gar nicht? wußte, rief zunächſt einige Beforg- 
nis über das vermutliche Schidfal der Auswanderer, die fi ihm ander: 
trauten, hervor und veranlaßte das Minijterium, einen Beamten zur Unter= 
juchung der Sachlage nach Bafel zu entjenden. Dieſer berichtete im Dezember 
und es wird darauf dem Großherzog in einem Vortrage folgendes aus— 
einandergefebt : 

In den benachbarten jchweizerifchen und wmwürttembergifchen Staaten 
werde die Auswanderung nach Amerika ohne Anftand geitattet, weil in den= 
‚jelben die Bevölkerung für den Ertrag der Lande zu jtark und der Unter- 
halt der vermögenslofen Gemeinden bei der jegigen Teuerung allzu drückend 
fei; wohlhabende Familien oder folche, welche ihren Unterhalt ſelbſt finden 
fönnten, würden von einem ſolchen Auswanderungsſchwindel jelten befallen. 
Da das diegfeitige Land fich in gleicher Lage befinde, jo fei es rätlich, nad) 
gleichen Grundjägen zu verfahren, was jedoch nicht ausfchließe, in einzelnen 
Fällen die Yuswanderungserlaubnis, welche immer vom Minifterium erteilt 
werden müſſe, zu verfagen. Bei den jeßigen teueren Zeiten beſorge manche 
Bamilie Arbeiten, welche fonft durch Taglöhner verrichtet würden, jelbit, 
es ſei daher m Zaglöhner mit feiner Familie brodlos. Ebenfo würden 
ee ee unnötig gemacht, 
was auch wieder eine Quelle der Hilflofigkeit ſei. Freilich fämen manche 
der Auswanderer ala Bettler wieder zurüd, aber fie hätten jchon vorher 
nichts gehabt. Nicht zu verkennen fei auch, daß manche in Holland in die 
Hände von Seelenverkäufern jallen und nach Oftindien ftatt nach Amerifa 
transportiert würden oder ala Knechte dienen müßten. Allein eine folche 
Lage ſei meifteng nicht jchlimmer, als diejenige, welche ein folcher in feinem 
Geburtölande verlaffen Habe, wo er oft aus Mangel an Arbeit nicht 
einmal den allernötigjten Unterhalt finde, fondern fi) durch Betteln und 
Stehlen erhalten müſſe. Zudem feien unter ſolchen Auswanderern ſehr viel 
liederliche Leute, welche die Obrigkeit zu guten Bürgern umzufchaffen fich 
vergeblich bemüht babe und welche eine wahre Laſt des Landes feien, deren 
man durch die Auswanderung entledigt werde. 

Diefer Vortrag zeigt weder ein großes Intereſſe an der Fürforge für 
die Auswanderer, noch eine Klare Kenntnis der Verhältniſſe, welchen die 
unbemittelten Auswanderer entgegengingen. Man berubigte fich damit, daß 
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e8 ihnen zu Haufe fchlecht genug ginge, jodaß eine Steigerung ihres Elendes 
nicht denkbar ſchien. Daß daraus dem Staate, deffen Bürger fie waren, 
Pflichten erwachien, defjen jcheint man fich nicht bewußt geworden zu fein. 
Man kam daher auch zu leinem pofitiven Entjchluffe. Die Minifterial- 
fonferenz vom 24. Dezember, in welcher jener Vortrag verhandelt wurde, 
entſchied, daß es beim bisherigen Verfahren zu bleiben Habe. Die Aug» 
wanderung jei weder zu verbieten, noch zu befördern, jedoch fei von den 
einzelnen Fällen Anzeige zu machen. Man hätte Veranlaffung gehabt, ernft- 
lichere Maßregeln zu erwägen. Denn fchon verbreiteten die Zeitungen Nach- 
richten von Augenzeugen über die Lage der nach Holland kommenden unbes 
mittelten Auswanderer, die troſtlos Tauteten. 

Da fein regelmäßiger Schiffsdienft eingerichtet war, mußten die Leute 
oft 10—12 Wochen in Amjterdam liegen bleiben, und jelbft bemitteltere 
verzehrten unterdeffen, was fie noch bejaßen. Wurden fie dann überhaupt 
noch zur Beförderung aufgenommen, jo waren fie Sklaven im ſtrengſten 
Sinne des Wortes. „Mit fchlechter Nahrung Liegen fie elend im Schiffe 
ferfer und jehen den Leichen ähnlich“, jchreibt in der Düffeldorfer Zeitung 
vom 11. Dezember 1816 ein Geiftlicher, der ſolche Schiffe bejucht Hatte. 
„Beim Landen in Philadelphia oder Baltimore wird Mann für Dann aus 
dem Schiff gelaffen und von den herbeieilenden Gutsbefißern und Kaufleuten 
gefragt, zu welchem Gefchäft er geeignet fei. Kann der Amerikaner ihn 
brauchen, jo zahlt er die Frachtgelder und der europäifche Sklave muß 
diejelben binnen 8—10 Jahren bei dem kärglichſten Unterhalt abverdienen ; 
nach diefer Zeit ijt er wieder fo reich, wie er bei feiner Abreife aus Europa 
war.“ Die Regierung begnügte fich, diefe Darftellung verbreiten zu laſſen, 
ohne aber auf den Vorfchlag des Dreifamkreisdireftoriums einzugehen, offizielle 
Nachforichungen über die Art der Auswandererbeförderung und die Trand- 
portverträge anzuftellen, um von amtswegen die Leute mit den thatjächlichen 
Berbältniffen bekannt zu machen. 

An den Wintermonaten wird die Not im Lande immer größer. Schon 
im Herbit hatte man 12000 fl zur Unterftügung notleidender Gemeinden 
ausgegeben, im Dezember hatte man unentgeltlich Brot auf dem Schwarz« 
walde verteilen müffen und im Januar 1817 wurden umfafjende Diaßregeln 
getroffen, um bei den teueren ruchtpreifen der Bevölkerung die nötigen 
Nahrungsmittel zugänglich zu machen. Die landeöherrlichen Fruchtvorräte 
wurden um billigen Preis abgegeben und große Zolleinnahmen dort verteilt, 
to feine Tandesherrlichen Fruchtvorräte fich befanden und wohin fie ohne 
bedeutende Transportkoſten nicht gebracht werden konnten, wobei die Unter- 
thanen in den jtandesherrlichen Gebieten vorzugsweiſe berüdfichtigt werden 
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jollten . Aber dem abfjolutem Mangel an Brodfrüchten war nicht abzu- 
helfen. Es wird als eine Segnung gepriefen, ala ein fonftanzer Bierbrauer 
auf den Gedanken Fam, die nach der Bierbereitung übrig bleibenden Malz« 
refte, die man bisher zur Branntweinbereitung und zu Biehfutter verwendet 
hatte, mit Mehl gemifcht zu Brod zu verbaden. 


Die Auswanderungägefuche mehren fich daher in allen Teilen des Landes. 
Dabei ift der Einfluß der einmal eingefchlagenen Richtung und gejchaffenen 
Verbindungen unverkennbar. Während aus den jübdlichen Gebieten alles 
nach Amerika ftrebt, richten fich die meiften Gefuche aus den mittleren und 
nördlichen Gegenden auf Südrußland und den Banat, Vergebens macht 
die Regierung im Februar 1817 neuerdings darauf aufmerkffam, daß niemand, 
der nicht das Reiſegeld nach Amerika Habe, die Fahrt unternehmen folle; 
vergebeng mahnt fie zum Abwarten „da man fich bemühen werde, den 
Auswandernden in Amjterdam eine Gelegenheit auszumachen, wo fie fich 
bei ihrer Ankunft Rat erholen und wegen ihrer Überfahrt nach Amerika 
das weitere vernehmen und abfchließen können“ ; vergebens beauftragt fie 
die Kreisdirektorien, die Verordnung von 1803, joweit fie in Betracht fommt, 
wieder zu veröffentlichen, jedesmal den Auswandernden den $ 16, der den 
umviederbringlichen Berluft des Heimatsrechtes ausſprach, zu eröffnen und 
ein Protofoll mit ihnen aufzunehmen. Bon verjchiedenen Stellen kamen 
daraufhin Berichte, daß alles umſonſt ſei und die Regierung die Auswan— 
derung kurzer Hand verbieten ſolle. Das Amt Lörrach berichtet im April: 
Es werden Nachrichten über neue Steuern verbreitet. So geht das Gerücht, 
daß vom 23. April ab, auf jeden Baum eine Acci® von 15 fr. gelegt 
werde. Die Belehrung über die Folgen der Auswanderung Hilft nichts. 
Die Ortsvorgefegten find froh, daß fie die armen Leute verlieren, und daß 
fie um einen Spottpreis Güter faufen fünnen. Es jet gewiß, daß, je mehr 
man die Sache erfchwere, deſto mehr danach geftrebt werde und manche den 
Rat des Beamten nur als ein Merkmal des bejonderen Intereſſes betrachten, 
das die Regierung dabei hat, wenn die Leute hier bleiben. Und das Amt 
Hornberg berichtet im Mai, daß durch das viele Auswandern es an Feld—⸗ 
arbeitern fehle, befonders auf dem hohen Schwarzwald, wo die gejchloffenen 
Hofgüter fremder Arbeitskräfte bedürfen. Allein die Leute feien nicht auf 
zubalten. Dean müffe diefe Menjchen wie Geiftesfranfe betrachten. Sie 
geben feiner wohlgemeinten Vorſtellung ihrer Beamten Gehör, verjpotten 
und verlachen dieje vielmehr und find geneigt, jedes alberne Geſchwätz über 


ı Hier war die Notlage der ungünftigen Bodenbefigverhältniffe wegen befonders 
groß. Dal. unten den 5. Abichnitt. 
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den Zuſtand des neuen fernen Landes und des fie dort erwartenden Glüdes 
aufzunehmen. Keiner befinnt fich aus Überzeugung des wirklichen Zuftandes, 
fondern weil er wähnt, er fomme unter einen ganz warmen Himmelsjtrich, 
wo Häufer uud fultivierte Güter feiner warten, jo daß er nicht viel zu 
bauen, jondern nur zu ernten habe, indem die Natur allein wirke und feines 
Zuthung menjchlicher Kraft bedürfe, und weil er glaubt, die Produkte der 
heißeren Zone und Gold und Silber zu finden!. Über 20000 Perfonen 





Wie mangelhaft die Kenntnis von den Verhältniffen in Amerifa zu dieſer 
Zeit bei den Auswanderungsluftigen war, beweift ein Brief eines Einwohners von 
Langendenzlingen an einen Außwanderungsagenten in Amfterdam aus dem Monat 
März 1817. Der Brief lautet in den hier wejentlichen Stellen: 

„Wenn das aljo wahr ift das fie von dem Oberhaupte des Landftriches wo die 
teutichen Menichen in Amerika verſetzt werden follen aufgeftellter Comiſſär find, fo 
werden fie ohne Zweifel von Ihrem Geverner oder Landesfürjten wie man denielben 
nent, auch ein vollmadht befigen, denjenigen Menſchen die ſich unter den Schub des— 
felben geben wolen und verfihern und zwar mit einer jolchen Schrift und Sicher- 
ftellung, dab es eine jede Obrigkeit ichon in dieſem Land für volle Wahrheit und 
ficheritellung anertennen muß, daß es fichere Wahrheit jey, wie fie in ihrem Schreiben 
uns zugefichert haben. 

Denn fie fönnen e3 fich wohl im Geifte vorftellen, dab rechtichaffene Familien 
ohne ein ficheres Beriprechen von dem daßigen Landesherren ihrer Habfchaft in Landes: 
herren Schuß nicht verlaffen werden, Ehe fie wieder von einem andern Landesherren 
auf und angenommen find. 

Für was wir Eigentlich verfichert fein wollen ift dies 

1) Sb und wie man unter den Schub des Yandesherren angenommen wird, ob 
man die Leibeigenjchaft unterligt, oder ob der Yandesherr ſich mit einer Jär— 
lichen beftimmten Steuer der Untergebenen begnügen und wie derielbe feine 
Soltaten au ſich zie 

2) Was für und wie viel Grumdftüde eine Famlie erhalten, und was ein YJuchert 
Morgen oder wie mans dort nent Ankauf fofte und ob Diejelben ein Eigen: 
thum der Familie jey auch was fur beichwärniffe darauf haften, 

3) Wen Gegenten ohne Wohnungen oder Häufer ſeyn ob und wie diefelben zur 
bauen jeyen. 

4) Ob nur Mangel in diejen Lande an Ardersleuten oder ob Profeffioniften 
daielbft auch angenehm jeyen. 

5) Ob KHünftler oder Gelehrte ala Feldmeſſer Baumeifter und dergleichen von 
dem Yandesfürften auf eine Järliche Beſoldung oder Wahrgeld auf und an: 
genommen werden und wie viel das Wahrgeld jei wenn einer durch jeyn 
Priffungsichein jelbft ausweißt. 

6) Wie es fich mit folchen Familien verhalten, welche zwar Ehrliche u Braffe 
Leute jeind auch hinlänglich Mittel oder Vermögen befißt, das ſie die 
große Reife ganz aus ihren Mittel beftreiten köne, währen fie doch vielleicht 
nicht im Stande fi) in Amerika lange zu ernähren bi3 fie von ihnen erhal: 
tenen Gütern eine Ernde ziehen könnten. 

Schriften LI. — Auswanderung. 8 
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hatten nach Angabe des Minifteriums bis Mitte Mai Gejuche um Aus- 
wanderung überreicht. Das war der fünfzigite Teil der Bevölkerung! Am 
ftärfjten war der Dreiſamkreis betroffen. Hier waren bi8 Mitte April 
13842 Außwanderungsgejuche zingegangen, dann famen der Donaufreiß mit 
etwa 1500, der Kinzig-, ſowie der Pfinz- und Enzkreis mit je 1000 Aus— 
wanderern. Der Seekreis und die nördlichen Kreiſe traten dagegen ſtark 
zurüd. Diefe gewaltige Bewegung war nicht mehr aus Erwerböfchwierig- 
feiten im Lande allein zu erklären. Es mußte eine jtarfe Verlockung Hinzu: 
getreten fein, um folche Maffen mit einem Male ihrer Heimat zu ent- 
fremden. In der That wurde auch an mehreren Orten das Wirken von 
Auswanderungsagenten und Schiffsvermittlern nachgewiejen. 

Die Regierung hatte dem Anwachſen dev Auswanderung ruhig zugefehen, 
bis Mitte Mai ein Bericht zweier Kommiffäre bei ihr eintraf, die man 
nach Amjterdam geſchickt Hatte, um dafelbjt Brotfrüchte einzufaufen. Diefe 
hatten in den Straßen von Amjterdam haufenweiſe ihre Landsleute getroffen, 
zum Teil ohne Geld und in der größten DVerlegenheit bezüglich deſſen, was 
zu thun ſei. Die Leute fanden fich in Berfprechungen und Erwartungen 
getäufcht. Nach ihrer eigenen Ausfage waren fie durch Mißverſtändniſſe, 
ausgeſtreute falfche Briefe und grundlofe Berjprechungen, die fi nur auf 
Hörenjagen gründeten und dereiwegen fie niemanden namhaft machen £onnten, 
zur Auswanderung verleitet worden. Es ſei bei ihnen die Nachricht ver: 
breitet worden, daß diejenigen, die nach Amerifa auswandern wollen, von 
Amjterdam aus freie Überfahrt und Verköftigung, nämlich auf den Stop 
täglich Ye Piund Fleifh, Gemüfe, Ye Schoppen Branntwein, 1 Maß 
Mein und ebenjoviel Waſſer, erhielten. Ebenfo ſei im ganzen Lande die 
Meinung verbreitet, daß ihnen nicht nur die Reifekoften von Haus big nad 
Amjterdam erjegt würden, jondern daß auch jeder am Bord ded Schiffes 
100 fl Bargeld und bei der Ankunft in Amerika ſechs Jauchert Aderfeld, 
zwei Stüd Zugvieh, zwei Stüd Kühe, Schweine und was fie notwendig 








Mie lange die Leute an fich erfauften Grundftüden oder Erbauten oder ge: 
fauften Wohnungen bezahlen könn. 

Ob Inftrumente von aller Art, wie fie von Feldarbeitern, Handwerksleuten 
und fonftigen Künftlern gebraucht werden fünnen in Amerifa leichter oder eben jo 
wolfeil zu befommen jeyen al3 hier zu land, oder ob mann diejelben geringer von 
hier aus mitnehmen. 

Dieje Obitende Fragſetze verlangt die ganze Neifegejellichaft pünktlich beant: 
wortet zu wiſſen und aljo dieſes veriprechen in voller Wahrheit an und fommen 
wird jo wird die Neifefompanie nicht Klein fondern bedräglich auffallen und der 
allerhöfte wird nicht wenig Freude an den Leuten finden, wenn wie es jcheint dem: 
jelben an Kultur des Landes gelegen ift.“ 
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hätten, erhielte. Dies, jowie der weitere Umftand, daß zu Haufe großer 
Mangel an Lebensmitteln und fein Verdienſt jet, habe fie veranlaßt, ihre 
Heimat zu verlaffen. Nun jet aber nicht nur nichts von dem, was man ihnen 
verjprochen, eingetreten, e& jei nicht einmal der Schiffsfapitän Stein, an 
den man fie gewiejen Hätte, aufzufinden. Diejer Stein Habe von ſchwei— 
zerifchen Auswanderern 20000 fl erichwindelt und ſei nun verichtwunden. 

Ähnlich, wie diefen, war e8 vielen anderen ergangen. Zu taufenden 
lagen fie hülflos herum, Hatten ihr badifches Heimatsrecht aufgegeben und 
fonnten doch, troß wochenlangen Wartens, die erſehnte Verſchiffung nach 
Amerifa nicht erreichen. Endlich kehrten fie doch wieder um, von der 
holländischen Polizei gedrängt und fuchten in ihrem bisherigen Baterlande 
von neuem Einlaß. Hier Hatte die Regierung aus dem Berichte der Frucht: 
fommiffäre endlich) den Grund zu energiichem Ginfchreiten genommen. Der 
Bericht wurde veröffentlicht, in taufenden von Eremplaren verbreitet und 
am 23. Mai die Auswanderung verboten. Ein Erlaß vom 2. Juni an 
alle Kreisdireftionen begründet das bisherige: Verhalten der Regierung: 
Man habe fich bis jetzt zurüdgehalten, weil man aus früheren Zeiten die 
Erfahrung gelernt, daß bloße Theorien den großen Haufen nicht überzeugen. 
Dazu fomme, daß viele Gegenden deö Landes übervölfert feien und wenigſtens 
eine große Anzahl der Auswanderer nicht mehr zurüdkehren werde; daß 
fi) unter diefen nicht mehr Zurüdfehrenden viele befinden werden, welche 
nad) den eingefommenen Berichten dem Lande gefährlich oder läſtig geweſen 
wären. Darum, und weil die Leute bei dem Mangel an Verdienſt zu 
Haufe doch auch zu Grunde gegangen wären und weil es deſpotiſch geweſen 
wäre, Menjchen, die im Lande ihre Nahrung nicht finden fönnen, davon 
zurüdzuhalten, in einem anderen Lande ihr befjeres Fortlommen zu fuchen, 
habe man die Auswanderung folange geftattet, bis man faktifche Beweife 
von den traurigen Folgen diefer Auswanderung erhalten habe. 


63 war freilich ein etwas hartes Erperiment für diejenigen, an welchen 
dieje Staatsfunft erprobt wurde, ja für das ganze Land, daß man die zurüd- 
fommenden Bettelhaufen wieder in die bürgerliche Ordnung eingliedern mußte. 
Wollte man die Auswanderung verbieten, jo hätte man es thun müſſen, folange 
dadurch noch etwas Hätte verhütet werden können. Jetzt hatte man in den 
zurüdkehrenden Zaufenden abjchredende Beifpiele genug, jo daß das Ber: 
bot faum nötig war!. Für die Zurückkehrenden wurden auf ihrem Wege 





1 Die Akten enthalten mehrfache Berichte über Auswanderergruppen, Die 
noch dor dem Verbote durch zurückkehrende Haufen von Landleuten ebenfalls bewogen 


wurden, ihre Heimat wieder aufzufuchen. 
8* 
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die Pläte feſtgeſetzt, an welchen fie fi) aufgalten und die Zeit, welche fie 
dort zubringen durften. Sie mußten ihren Heimatort wieder auffuchen, 
doch wurde ihnen, wenn nicht der größte Zeil der Gemeinde e8 ausdrücklich 
forderte, nicht das frühere Bürgerrecht, fondern die Stellung ala Schub: 
genofje eingeräumt. Mittellofe Individuen waren nach der Anweiſung bes 
Minijteriums aus Armen- und Ortsfonds notdürftig zu berpflegen, dagegen 
Männer, Frauen und dienfttaugliche Kinder zu einer nach der Lage bes 
Drtes dem Orte vorteilhaften Arbeit anzuhalten und wenn etwa in einer 
benachbarten Fabrik für das eine oder andere Individuum Arbeit auf: 
gefunden werden fönnte, fo fei folches ohne weiteres dahin zu verweiſen. 
Auf diefe Weife gelang es dem Staate mit einem geringen Aufwand — 
nach einer 1818 gelegten Rechnung beliefen fich die Koften des Staates für 
Verpflegung und Unterftüßung der rüdfehrenden Auswanderer nur auf 
2992 fl — feinen Pflichten gegen die Heimfehrenden nachzukommen. Ein 
Vorſchlag des Minifteriums des Auswärtigen, den Leuten doch die Aus— 
wanderung nach Amerifa zu zahlen, wurde daher au vom Minifterium 
des Innern, als mit der Staatskaſſe underträglich, abgelehnt. 

Wie jehr das Miniſterium des Innern bei feiner Politik diefer über: 
rafchenden Auswanderungsbemwegung gegenüber von fühlen Erwägungen des 
augenblidlichen Staatsintereffes beherrfcht war, geht auch aus dem VBortrage 
hervor, der dem Großherzog im Juni gehalten wurde. Es fei voraus— 
zufehen geweien, daß ein großer Teil der Auswanderer wieder zurückkehreu 
werde, aber man Habe auf Erteilung der Erlaubnis antragen müffen, da 
alle Ermahnungen fruchtlos geweſen feien und ein Verbot nur heimliche 
Entjernung zur Folge gehabt habe. Man habe zugleich Hierdurch den Vorteil 
erhalten, eine Menge Tiederlicher Menjchen, an welchen alle Berbefferungs- 
mittel vergeblich angewendet worden feien, und welche bloß vom Bettel oder 
gar von Walddieberei oder ſonſtigem Diebjtahl fich genährt hätten, aus 
dem Lande zu bringen. Denn es jeien doch weniger zurüdgefommen, als 
fortgegangen find. Die meiften Auswanderer hätten angegeben, daß die 
Zahl der Güter gegen die Zahl der Einwohner allzu gering fei, und daß 
fie weder ala Gewerbäleute noch als Taglöhner Arbeit finden fönnen, der 
Staat hätte fie fchließlich doch ernähren müffen. Nun entitehe aber die 
Frage, ob nicht 3.8. in der Gegend von Bruchjal, auf der Raftätter Heide 
oder fonft wo fich Gelegenheit finde, den Zurückgekehrten, welche durch das 
Schickſal gezähmt, fich alles gefallen Laffen würden, und welche größtenteils 
das Zeugnis ehrlicher und fleikiger Leute hätten, welche bloß die Not fort- 
getrieben Hatte, eine Niederlaffung zu verjchaffen. Diefer Gedanke einer 
inneren Kolonifation, deſſen £uriofe und mit kurz vorher auägefprochenen 
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Behauptungen in merfwürdigem Widerfpruch jtehende Begründung bier aller- 
ding nicht ausreichend war, war dem Minifterium durch einen Nechtsprafe 
tifanten Kammerer borgetragen worden. Diejer glaubte die Koften durch 
eine bejondere Umlage auf alle Gemeinden des Landes hereinbringen zu 
fönnen, ein Vorſchlag, der angefichts der nicht umbeträchtlichen Belajtung 
der Gemeinden durch die Heimkehrenden nicht übel war. Allein das Finanz— 
minijterium lehnte den Plan ab, vor allem mit Rüdficht auf die ungünftigen 
Erfahrungen, die man mit den Kolonien auf den Gütern der Standesherrn 
gemacht Habe!. So blieben denn die Leute als Armenhäugfer in ihren 
Heimatgemeinden. 

Die Zahl derer, welche ihr Ziel erreichten oder im Ausland ver- 
darben, war aber doch nicht unbeträchtlih. Mit abjoluter Gewißheit läßt 
fie ſich allerdings nicht feftitellen. Aber zwei Anhaltspunkte zu ihrer Bes 
urteilung find vorhanden. Ginmal betrug die Zahl derer, welche in bie 
Heimat zurüdkehrten, doch nur einige Taufende gegen die 16 — 20000, denen 
die Auswanderunggerlaubnig erteilt worden ift. Sodann weiſt die Zählung 
der Einwohner des Landes im Jahre 1817 gegen 1816 nur eine Vermeh— 
rung don 4401 Geelen oder 0,44%/o nach, während fie normaler Weife 
10—12000 Köpfe oder 1—1,26%o betrug. Jedenfalls war eine große 
Zahl nach Nordamerifa gelangt und jo die Brüde gefchlagen zu zahlreichen 
perjönlichen Beziehungen, die von nun an einen nicht unbeträchtlichen Ein- 
fluß auf die Auswanderung gewannen ?, 


1 Siehe unten ©. 132 ff. 

2 Als ein Beifpiel möge hier einiges aus einem Briefe eines im Winter 1317 
Ausgewanderten angeführt werden. Chrifoftomus Weis aus dem Amt Emmendingen 
war mit Frau und fünf Kindern auf die Reife nach Baltimore gegangen und die 
ganzen Transportfoften im Betrage von 284 Thalern jchuldig geblieben. Ein Kind 
ftarb auf der Reife. Für feine zwei Knaben wurden ihm von einem Kaufmann und 
einem Mebger 112 Thaler gegeben, wofür fie bis zum 21. Jahr bei-den Häufern im 
Dienſt zu bleiben hatten. Er jelbjt mit Frau und zwei Kindern wurde don einer 
Witwe, die das Mebgerhandwerk betrieb, ausgelöft, aber bald jchlecht behandelt, als 
feine Fran ein Kind befam. Zu feinem Glück erbarınte fich die deutiche Geſellſchaft 
feiner und löfte ihn aus. Er betrieb dann das Bädergewerbe und war bald in der 
Lage, feine Anaben zu fich zu nehmen. „Aber das Glück betrüft nicht ein jeden, denn 
e3 find 200 Haushaltungen auf unferem Schiff geweſen und hat das Glüd fein be: 
troffen als mid), fie müſſen alle dienen vor ihre Fracht 2—3 Jahre.“ Und dennod) 
rät er jeinem Bruder: „Libfter Bruder was glaubft du willft du fommen ja ich rathe 
Dir du follft fommen wir haben jchon 100 mal gewunfchen wenn nur unjer Bruder 
und Schweftern bei uns wären und ich rathe allen die Willens find zu kommen fie 
follen nur fommen fie machen ihr leben befjer ala in Zeutichland.” Das Land jet 
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„ein Freyland, e3 fteht unter feinen Bodenda ed wird alle 4 Jahre ein Kardinal 
erwählt über das ganze Yand, da ift das Yand Kandonweis getheilt und eine jede 
Kandon hat ein Prefident da darf man fein Zins zahlen und nichts geben.“ „men 
du in diefem Land mwärft und dort arbeiten als wie in Teutjchland jo thäteft deinen 
Kindern gute Zeiten machen.“ Dazu fommen dann Schilderungen von dem reich: 
lichen Xeben, der bejieren Stellung der Frauen, die nicht auf dem Feld zu arbeiten 
brauchten u. ſ. w. Wie anlodend mußten jolche Briefe wirken! Um wie viel mäch— 
tiger iſt doc) der Einfluß von Glücksverheißungen, die ſich auf Thatjachen ftüßen, 
als die Vorftellung eines möglichen Unglücks! 


IV. Auswanderungen nah Brafilien und erſte Verſuche 
einer Fürforge für Auswanderer, Mangel einer grund- 
ſätzlichen Auswanderungspolitik, 1819—1845. 


An den nächjten Jahren treten befonders zwei Thatjachen auf dem 
Gebiete des Auswanderungsweſens in Deutichland hervor. Eine ftarke Nei- 
gung zur Auswanderung nad Südamerika, insbefondere Brafilien und ein 
immer bäufigeres und einflußreicheres Auftreten von Auswanderungsagenten. 
Nach beiden Richtungen zeigen fich Anfänge im Jahre 1819. Joſef Binkert 
und Joſef Dörflinger erhalten Reifepäffe nach Brafilien um auf ihre Koften da— 
ſelbſt für fich und andere die Erlaubnis und Mittel zur Gründung einer Kolonie 
zu erwirfen. Daß dieje erſte Auswanderung aus Baden nach Brafilien in der 
Nähe der Schweiz ihren Urfprung nahm, deutet darauf Hin, daß von 
dort, wo um dieje Zeit, Mitte 1819 die große freiburger Auswanderung 
nach Brafilien in Scene gejeßt wurde, die Anregung herübergefommen war. 
Man hatte in einzelnen Kreifen der badijchen Verwaltung jogar nicht geringe 
Luft, das Dörflinger’sche Unternehmen zu unterftügen. Als die Regierung 
des Seekreifes auf Dörflinger als einen wahrjcheinlichen Agenten der brafi- 
Lianifchen Regierung aufmerffam machte, gegen den man einfchreiten folle, 
verteidigt das Dreifamdirektorium fein Unternegmen und meint, daß, wenn die 
badifche Kolonie ebenfo vorteilhaite Bedingungen, wie die jchweizerifche von 
der brafilianifchen Regierung auswirken könnte, ein folcher Abfluß dem mit 
Nahrungsjorgen kämpfenden Schwarzwalde eher vorteilhaft ala nachteilig 
fein würde. Im Minifterium war man aber für überfeeifche Unterneh— 
mungen zur Zeit nicht eingenommen. Dem Dörilinger und feinem Anhang 
wurde zwar die Auswanderung gejtattet, allein auf die erbetene Unter: 
ftügung ging man nicht ein. Gbenfowenig gelang es mit einem anderen 
von Stuttgart aus ins Leben gerufenen und von einflußreicher Seite unter- 
ftüßten Kolonifationsplan, die badifche Regierung für eine grundjäßliche Be: 
handlung der Auswanderungsfrage zu gewinnen. Im Auguft 1819 errich- 
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teten Karl Egon Fürft zu Fürftenberg, Graf von Nedern und andere in 
Stuttgart eine „amerikanische Koloniſationsgeſellſchaft“. Die Gejellichaft 
hatte in Kentucky und Birginien Ländereien gekauft, die zum Preife von 10 fl 
für den acre an Ginwanderer abgegeben werden follten. Sie wollte für 
fichere, billige und bequeme Überfahrt forgen, ebenfo für die nötige Anfchaffung 
von Adergeräten, Vieh und Sämereien, für den Unterhalt bis zur nächiten 
Ernte, und eventuell auch Vorſchüſſe gewähren. Obwohl des Miniſterium 
des Innern den Plan empfohlen hatte, wurde er doch vom Staatsminifterium 
ohne Begründung abgewiefen. 

Im nächften Jahre fucht ein brittijcher Hauptmann May um die Er- 
laubnis an, für eine Kolonie des Grafen von Selfirt am roten Fluß, 230 
Stunden von Port Nelfon an der Hudſonsbai, Leute anmwerben zu dürfen. 
Dies wird nicht gejtattet. Dagegen richtet die Regierung an ihn die Fyrage, 
ob er nicht Zuchthäugler für diefe Kolonie mit oder ohne Bezahlung der 
Transportfoften übernehmen würde. Man gedachte folche, die fich freiwillig 
melden würden, ihm mitzugeben. Der Agent erklärte fich aber nur bereit, 
dann Sträflinge mitzunehmen, wenn ihm die Werbung geftattet würde, 
und auch dann nur im Berhältnis von 5 GSträflingen zu 25—30 freien 
Auswanderern. Die Verhandlungen wurden darauf durch eine Verfügung 
des Großherzogs abgebrochen und dem May wurden alle Werbungen unterfagt. 

Don 1821—1828 giebt nur die Auswanderung nach Brafilien der 
Regierung Veranlafjung zu ordnenden Maßregeln. Bald ift es ein ruffifcher 
Staatsrat Langsdorf, bald ein Major Schäfer, dann wieder ein Dr. Cretzſchmar 
in Frankfurt oder ein Herr Schmiß, der um die Erlaubnis zur Werbung 
anfucht, aber in allen fällen find die Bemühungen umfonft. Die Regierung 
duldet Eeine öffentliche Werbung. Allerdings kann fie nicht verhindern, 
daß die Auswanderung dennoch vor fich geht. Gejchieht dies, fo thut fie 
auch nichts, um fie zu hemmen, außer, daß fie die üblichen Ermahnungen 
ergehen läßt, fich feinen Zäufchungen Hinzugeben. Vollkommene Bajfivität 
it ihr grumdjäßlicher Standpunkt, von dem fie aber im Jahre 1824 durch 
den unglüdlichen Ausgang der fchweizerifchen Kolonifation und die Erinne- 
rung an das Jahr 1817 ganz plößlich abgedrängt wird. Am 24. Juni 
dieſes Jahres erfcheint auf einmal das Verbot, die Auswanderungserlaubnis 
nach Brafilien noch fernerhin zu erteilen. 

Wie das DVerbot im Jahre 1817, jo kam auch diejes wieder Hinten- 
nach und war ohne durchgreifende Wirkung. Schon im Jahre 1826 wird 
die Auswanderung wieder geftattet und zwar dann, wenn die Auswanderer 
ein bejtimmtes Vermögen nachweifen können. Dies iſt eine neue und nicht 
unintereffante Wendung in der Auswanderungspolitif, die der Regierung 
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durch Frankreich und Holland aufgedrängt worden iſt. Geit Havre ala Aus: 
wanderungähajen in Aufſchwung gefommen war, wurde Frankreich ebenſo 
wie früher Holland, alljährlih von Auswandererzügen aus Süddeutſchland 
durchquert. Die beiden Staaten bejchwerten fich über die zahlreichen Aus— 
wanderer, die auf den Straßen herumlagen und von Almofen lebten, und drobten, 
fie zurückzuweiſen, wenn fie nicht im ftande wären einen bejtimmten Vermögens» 
nachweis zu erbringen !. Die Größe desſelben ſchwankt. 1826 betrug fie 200 fi 
für das Familienhaupt bezw. den Ledigen und je 100 fl für jedes Kind, 1831 
wurde fie auf 400 fl für den Familienvater, 200 fi für feine rau und je 
100 fl für jedes über 15 Jahre alte Kind erhöht. Dadurch wurde ein Zenfus 
für die Auswanderung gejchaffen und wir finden auf einmal die Klage aufs 
tauchen, daß dem Lande nicht nur Arbeitskräfte fondern auch größere Ber: 
mögen ala früher verloren gehen. Cine wichtige Folge diefer durch den 
Drud dritter Staaten eingeführten Neuerung war es, daß man don num 
an dem Transport der Auswanderer zum Seehafen und den Bedingungen 
ihres Verweilens daſelbſt größere Aufmerkſamkeit ſchenkte. Eine fürmliche 
Organiſation der Auswandererbeförderung war bisher, außer im Falle der 
Auswanderung nah Südrußland (ſ. oben S. 105), noch nicht zu bemerken 
gewejen. Die Werber, die bier umd da aufgetreten waren, hatten nur all- 
gemeine Privilegienbriefe verliehen, von der Beförderung zum Seehafen und 
einem Schiffsakkord ift nicht die Rede. Schiffseinrichtungen auf dem Rhein, 
wie fie 1817 von Bajel und auch don Kehl aus eingerichtet worden waren, 
blieben vereinzelte Unternehmungen. Die Regel war, daß die Leute zu Fuß 
oder zu Wagen zu ihrem Einichiffungshajen wanderten aufs Geratewohl, 
ein Schiff zu treffen. Da fam e8 dann freilich oft vor, daß fie Wochen 
und Wochen im Hafen lagerten, ohne daß ein Schiff abgegangen wäre, was 
dann in der Regel den Verbrauch des Reifegeldes, Not und Elend mit fich 
brachte. Die Borgänge in Amfterdam 1817 und in Havre, wo wiederholt, 
namentlih aber 1831 ähnliche Zuftände eintraten, bieten einen Beweis 
dafür. Im Herbſte des Jahres 1832 wurde die badijche Regierung von 
Württemberg aus und kurz darauf durch eine Mitteilung des preußifchen 
Konfuls in Havre zum erjtenmal auf das Beſtehen einer förmlichen Orga: 
nifation des Auswanderertransportes in freiburg im Breisgau aufmerkfam ge— 
macht. Ein gewiffer Benedikt von Hermann jchloß für das Straßburger Haus 
Solms: mit Auswanderern nad) Nordamerika Beriräge, durch welche diejen 


! Eine ähnliche Forderung hatte Preußen nach der Kataftrophe von 1817 in 
Stuttgart und Karlsruhe geftellt, ohne dab aber erfichtlich wäre, dab daraufhin 
irgend welche Mahregeln ergriffen worden find. 
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gegen vorherige Erlegung des Reifegeldes die Beförderung über Havre garan« 
tiert wurde. Dieie Berträge find allerdings noch fehr unvolltommen, da 
die Rechte der Auswanderer nicht genügend Elargeitellt waren und vor allem, 
weil ihnen nicht eine unmittelbare Beförderung nach dem Eintreffen im 
Hafen fichergeitellt war. Doch boten fie eine Handhabe zu befferer Regelung 
des Verhältniffee. Eine Verhandlung mit Hermann ergab im Frühjahr 
1833 einen fürmlichen Vertrag zwifchen ihm und der Regierung, der als 
der erjte Verfuch einer Regelung des Agenturweſens angejehen werden darf, 
wenn man fich auch der Tragweite dieſes Vorgehens zur Zeit noch keines: 
wegs bewußt war. Hermann löfte die Verbindung mit dem Haufe Solms 
und führte einen direkten Auswanderertransport nach Havre ein. In den 
mit den Austvanderern abzujchließenden Verträgen verpflichtete er fich a) für 
den Transport und die Verpflegung von Straßburg nach Havre, b) für 
den Transport und die Verpflegung über dad Meer, e) für den Unterhalt 
der Auswanderer während ihres Aufenthaltes in Havre zu jorgen und d) die 
Haftung in der Art zu übernehmen, daß, wenn wegen Nichterfüllung einer 
feiner Verbindlichkeiten ein folcher Auswanderer wieder zurüdfommt, ihm 
nicht nur die Vertragsſumme wieder zurüdgezahlt, jondern auch ihm, wie 
feiner Heimatgemeinde jeder daraus erwachſende Schaden erjeßt werde. Zur 
Sicheritellung der Erfüllung feiner Berbindlichkeiten Hinterlegte Hermann 
eine Kaution von 20000 fl, wogegen das Minifterium durch die Anzeige 
blätter des Oberrheinfreifes verkünden ließ, daß ein mit ihm abgejchloffener 
Vertrag des angegebenen Inhaltes von den Behörden ala hinlänglicher 
Reifegeldausweis anzufehen und daraufhin dem Auswanderer der Reifepaß 
auszuhändigen jet. 

Gleichzeitig mit diefer eriten, allerdings bis jetzt nur perjönlichen und 
nicht grumdjäßlichen Regelung des Agenturweſens wurde ein weiterer Schritt 
zum Schuge der Auswanderer unternommen. Am 25. Januar 1833 be- 
antragte das Minifterium des Innern bei dem des Äußeren, es möge durch 
Einjchreiten beim deutfchen Bundestag oder doch bei mehreren bdeutjchen 
Regierungen eine Vereinbarung herbeiführen, auf gemeinfchaftliche Koften einen 
Agenten in Nordamerika anzujtellen, durch defjen Bermittelung dafür geforgt 
würde, daß die Ddiesjeitigen Auswanderer in Amerika nicht in die Hände 
von Wucherern jallen und es nicht dem Zufall ausgejeßt jei, ob und wo 
fie Unterfommen finden. Der Agent wäre durch die Regierung von ber 
Zahl und den Namen der jeweiligen Auswanderer im voraus in Kenntnis 
zu jeßen, ihm wäre das den Ginwanderern zur dortigen Zanbreife und An— 
fiedelung erforderliche Vermögen einzuhändigen, ex hätte für die Reife, für 
den Ankauf der Ländereien und fonftige Bebürfniffe der Auswanderer zu 
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forgen u. ſ. w. Es ei fein Zweifel, daß Auswanderungen aus dem über- 
völferten Deutjchland nüßlich feien, doch könne eine Regierung fie nicht be= 
günftigen, wenn fie nicht für ein gutes Unterflommen Borjorge getroffen 
habe. Im März antwortet dag Minifterium auf diefen Vorſchlag und meint, 
er würde große Schwierigkeiten beim Bunde hervorrufen, doch rechtiertige 
die Wichtigkeit der Sache ein jelbjtändiges Vorgehen. Es biete fich eine 
Gelegenheit, einen Konful in New-York zu gewinnen und es ſei wünſchens— 
wert, daß ein gleiches in Havre und Bremen gejchehe. Hier zeigt fich zum 
erftenmal bei der badijchen Regierung das Beftreben, die Auswanderung ala 
allgemeine deutjche Angelegenheit behandelt zu jehen. So gerechtfertigt 
diefer Wunfch war, jo berechtigt waren auch, wie jpäter wiederholte Erfah— 
rungen bewiejen, die Bedenken des Minifteriums des Auswärtigen und es 
war das einzig mögliche, daß Baden mit feinen eigenen befcheidenen Mitteln 
foviel als thunlich zu erreichen trachtete. Mit der Förderung der An 
ftellung von Konſuln ala Stüße der Auswanderer fam die Regierung auch 
einem Wunſche des Landtages entgegen, der zur felben Zeit aus eigener 
Snitiative dafür eingetreten war. Die Anftellung der Konjuln erfolgte und 
das Minifterium des Innern formulierte auf Wunfch des Mtinifterium des 
Außeren die auf die Auswanderung bezüglichen Teile der Inſtruktion. Dem 
Konjul in New-York wurde aufgetragen, er möge 1) über die für die Aus— 
wanderer ausfichtsreichen Gegenden in Amerifa berichten und dort Verbin— 
dungen anfnüpfen, damit für fie gejorgt werden könne, 2) betreffs der Zeit 
und der Art der Reife Vorſchläge machen, 3) für Arbeit in New: ort bis 
zur Abreife der Auswanderer ins Innere forgen, 4) die Auswanderer dor 
Betrügern ſchützen, 5) Nachricht von allen Mißbräuchen erftatten. 

Die nächſten zehn Jahre geben feine grundjäßlichen Änderungen in den 
das Auswanderungsmwejen betreffenden Einrichtungen. Wohl aber wird die 
Auswanderung eine regelmäßigere Erjcheinung, in deren Behandlung fich 
die Regierung don den Verhältniſſen des einzelnen Falles leiten läßt. Es 
fehlt dabei nicht an Widerfprüchen in ihrem Thun. 1837 Hatte man die 
Errihtung einer Agentur für den Transport von Auswanderern genehmigt 
unter der Bedingung, daß der Unternehmer, wie im alle Hermann, Gas 
rantie leifte, 1841 wird einem um eine gleiche Geftattung anfuchenden 
Kaufmann erwidert, daß er zum Abſchluß von Transportverträgen feiner 
ſtaatlichen Erlaubnis bedürfe. 1833 Hatte man die Auswanderung für 
wünſchenswert erflärt wegen der beitehenden Übervölferung und fich um ihre 
einheitliche deutjche Regelung bemüht, 1842 erwiderte man dem Minijterium 
des Außeren, welches auf die anmwachiende Bewegung für eine nationale 
Drdnung der Auswanderung verweilt, an der der König don Württemberg 
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lebhafteſten Anteil zu nehmen fcheine: man könne jet nicht der Meinung 
fein, daß die Auswanderung an ſich wünfchenswert fei, da die Bevölkerung 
Badens ſich mäßig vermehrte. Man möge es bei der bloßen Beauffichtigung 
und dem Schuß vor Übervorteilung bewenden laffen. Weniger berargen 
fann man der Regierung ihr verjchiedenes Verhalten den zahlreichen Kolo— 
nifationsprojetten gegenüber, die jchon in den dreißiger Jahren, insbejondere 
aber anfangs dev vierziger Jahre auftauchten. Man unterfchied jorgfältig 
zwifchen bloßem Transport von Auswanderern, den man nach den noch zu 
Recht beſtehenden gejelichen Vorſchriften von 1803 nicht verbieten konnte, 
und der öffentlichen Werbung für beitimmte SKoloniiationszwede, unter 
welcher man nicht bloß die perfönliche Beeinfluffung zur Auswanderung, 
fondern auch ſchon die öffentliche Anpreifung der Vorteile eines Landes ver- 
ftand. Dieje fonnte man geftatten oder verbieten. In der Regel zog man 
es vor, das lehtere zu thun. Nur zwei Unternehmungen, die beide Texas 
zum Ziele hatten, das eine im Jahre 1832, das zweite das des bekannten 
Adelövereines 1845 ließ man zu. Daß man die franzöfiich-belgifchen Be— 
mühungen zur Kolonifation von Tehuantepec, Mexiko, St. Thomas nicht 
unterjtüßte, war durch ein gerechtiertigtes Mißtrauen bedingt. Dagegen tft 
es bedauerlich, daß man auf alle Bemühungen des badifchen Konfuls in 
Rio de Janeiro nicht einging, der zuleßt 1836 für die Koloniſationsbe— 
ftrebungen der brafilianifchen Regierung eingetreten war. Brafilien war 
damals bereit? das Land, in Bezug auf welches Unkenntnis der deutjchen 
Regierungen und deren Machtlofigkeit überſeeiſchen Berhältnifien gegenüber 
der deutfchen Auswanderung und ihrer Ausbreitung unberechenbaren Schaden 
bereiteten. Auch ala 1846 Sturz in einer befonderen Denkfchrift von neuem 
für eine jyitematifche Kolonifation der ſüdlichen Provinzen Brafiliens eintrat, 
hatte man nur eine interminifterielle Meinung darüber, „daß man dazu 
in feiner Weife durch Unterſtützung aufmuntern dürfe“. 

Eine Epifode von fyınptomatifcher Bedeutung fpielte fi im Jahre 1845 
ab. Der preußifche Gefchäftsträger wendet fich im Auftrag des Miniſteriums 
der geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten an die Regierung mit der 
Mitteilung, daß fich immer häufiger deutjche Auswanderer aus Amerika an 
die preußifche Regierung wendeten mit der Bitte um Unterjtüßung zum Bau 
von Kirchen und Schulen. Preußen habe nun fein unmittelbares Intereſſe 
daran, da jeine Auswanderung unbedeutend ſei. „Aber preußiicherfeitö werde 
man die Sache um ihrer Beziehungen zu ganz Deutjchland willen nicht 
aus den Augen verlieren dürfen und es drängt fich immer mehr die Er- 
wägung der Frage auf, ob und was etwa von feiten der Regierungen ge= 
ſchehen fönne, um durch eine Hilfe, die man durch Kirche und Schule den 
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Deutichen brächte oder durch Vorkehrungen, die den Zwed hätten, die Aus— 
wanderung in die jchon von Deutjchen bevölferten Gegenden Amerikas zu 
lenken und auf diefe Weife die Bildung dortiger jelbjtändiger Gemeinden 
von Deutjchen zu erleichtern, zur Aufrechterhaltung und Kräftigung des 
deutfchen Elemente in Nordamerika wirkſam zu fein. Es würde daher 
für die preußifche Regierung von Intereſſe fein, zu erfahren, ob von jeite 
der großberzoglichen Regierung ein Bedürfnis anerkannt werde, fich der Aus— 
wanderer auch in ihren transatlantifchen Wiederlaffungen noch anzunehmen 
und insbefondere ihnen durch Unterftühung ihrer Beitrebungen für Errich— 
tung don Kirchen und Schulen zu Hilfe zu kommen,“ Das Minifterium 
des Innern verfuhr mit diefem, eine Trage von weittragender Bedeutung 
anregenden Aktenſtück ſehr engherzig!. Statt die angeregte Trage ſtaats— 
männifch zu würdigen, überjandte e8 das Schreiben dem evangeliichen und 
fatholifchen Oberkirchenrat, ala ob es fih nur um kirchliche Bebürfniffe 
handelte. Der evangelifche Kirchenrat erklärte dann, er Habe fein Geld und 
nicht einmal jo viel Theologen, als fie ſelbſt brauchten. Der fatholifche 
DOberfirchenrat enthielt fich einer eigenen Bemerkung und ſandte nur den 
Bericht feines Referenten ein, ein langatmiges Schriftftüd, da3 von der nur 
dem Hellenismus vergleichbaren, univerfalhiftorifchen Bedeutung des Deutfch- 
tums ausgehend, die Beförderung der beitehenden privaten Vereinigungen 
durch die Regierung befürmortete und beinerkte, daß die Sache ich ohne 
eine ſyſtematiſche Organifation der gefamten Auswanderung jeitens des 
Bundestages nicht erledigen laſſe. Hier Hatte wenigitend das angeregte all: 
gemeine nationale Intereffe einen Widerklang gefunden. Das Minifterium 
erledigte hierauf die Angelegenheit kurz: man könne aus Mangel an Mitteln, 
obwohl man die Sache würdige, nicht darauf eingehen und fei der Anficht, 
daß fie fich zur Kognition der Bundesverfammlung eigne. Hätte die Re- 
gierung die Angelegenheit dem Landtage vorgelegt, jo wären ihr zweifellos 
Mittel bewilligt worden. Bereit? 1842 hatte die zweite Kammer eine 
Petition des Pfarrers Rinf von Grenzach um Leitung des Auswanderungss 
weſens und Maßregeln zur Herbeiführung eines deutſchen Anſiedlungsſyſtems 
unter dem Schutze der deutfchen Regierungen der Regierung einjtimmig 





ı 8 darf allerdings nicht überfehen werden, dat Preußen jelbft der Auswan— 
derung nicht günftig gefinnt war. Eine Cirfularverfügung des Minifters des Innern 
vom 5. Dezember 1845 ſchärfte den Oberpräfidenten aller Provinzen ein, Vereinen 
zur Vorbereitung gemeinfamer Auswanderung energifch entgegenzutreten und zwei 
Jahre jpäter wurde die in Köln beabfichtigte Anlegung eines Ausfunftsbureaus ber: 
weigert. Es herrichte alfo auch in Preußen feine feite gejchloffene Meinung in Bezug 
auf die Auswanderung. 
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empfeblend überwiejen und beigefügt, daß bei der Leitung aller Auswanderung 
auf die Erhaltung der deutjchen Nationalität Rüdficht genommen werben 
möge. Und daß die Anfchauungen der Volksvertretung fich nicht geändert 
hatten, dafür boten Verhandlungen der zweiten Kammer im Juli des Jahres 
1846 den Beweis, die fich in gleichem Sinne außfprachen und eine Anfrage 
an die Regierung zur Folge Hatten, was von ihrer Seite zur Förderung 
der Angelegenheit gefchehen, und ob fie mit anderen Regierungen in Ber: 
bindung getreten ei. 

Als von Seite der Regierung noch immer feine entgegenkommenden 
Schritte erfolgten, kündigte der Abgeordnete Buß Ende Dezember 1847 eine 
Motion an, durch welche der Großherzog aufgefordert werden follte, Ein— 
leitung zu einer im nationalen Intereffe liegenden Organifation der deutichen 
Auswanderung treffen zu laſſen, insbefondere in dem Sinne, daß diejenigen 
Gemeinden, die ihren Armen eine beffere Zukunft bereiten wollen, eine Unter- 
ftügung aus Staatsmitteln erhalten. 


V. Die Periode poftiv fördernder Auswanderungs: 
politik, 1846—1854. 


1. Die Gründe des Umſchwunges!. 


Die von der zweiten Kammer gegebenen Anregungen trafen bei der 
Regierung, die fich anfangs des Jahres 1848 eingehender damit bejchäftigte, 
bereit3 eine völlig veränderte Stimmung vor, Eine von Nebenius verjaßte 
Dentichriitt vom 16. Juni 1847 über das Auswanderungsweſen wurde 
vom Minifterium ded Innern vollinhaltlicd angenommen und einem Be— 
richte an das Staatäminifterium Hinzugefügt. Die Verhältniffe ließen die 
Leitung und die Förderung der Auswanderung eher noch dringender er— 
jcheinen, als dies die Denkſchrift augeinanderjegte. Der Gedankengang diefer 
Denkichrift ift der folgende: Nach der Rückkehr jo vieler Eräftiger Arme zu 
den Gejchäiten des Landbaues im Beginn der Friedensperiode und infolge 
des gewaltigen Anftoßes, den die Teuerungsjahre 1816 und 1817 zur Urbar— 
machung, Teilung von Gemeindegründen und Sulturverbefjerungen gaben, 
vermehrten fich die jährlichen Produkte des Aderbaues in einem jo rajchen 
Verhältnis, daß ihre Preife vom Jahre 1818 an in einer Weiſe fanten, 
welche auf der einen Seite für die Landeigentümer, vorzüglich aber die 
größeren Güterbefiger jehr drüdend war, auf der anderen Geite aber die 
Lage der arbeitenden Klaſſen verbeflerte und ihr Anwachſen begünftigte. 
Wenn gleihwohl auch in den zwanziger Jahren Auswanderungen in 
mäßigem Umfange ftattfanden, jo war dies nicht der Schwierigkeit, durch 
Arbeit den Unterhalt der Familie zu fichern, fondern dem Mißbehagen zu— 
zujchreiben, da8 die Entwertung des Gigentums oder das Steigen des Geld— 
wertes infolge der damals auf dem Geldmarkt eingetreienen Konjunfturen 


ı Ald Ergänzung zu dieſem und dem folgenden Abichnitt 2, vergleiche man 
meinen Aufſatz über die ftaatlich unterftüßte Auswanderung im Großherzogtum 
Baben im Archiv für fociale Gefeßgebung 1892 J. Heft. 
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unter einem zahlreichen Zeile des Mittelitandes verbreitete, deren Güter 
von der Kriegsperiode her mit Schulden jtarf belaftet waren. Die feit 1818 
eingetretene rajche Bolfsvermehrung mußte aber in Ländern alter Kultur, 
nachdem die legten Reſte des unbebauten Eulturfähigen Bodens fait erjchöpft 
waren, bald zu einem Punkte führen, wo die gleichmäßig fortichreitende Volks— 
vermehrung zuleßt in den für die arbeitenden Klaſſen wachjenden Schwierig: 
feiten de8 Erwerbes der Subfiftenzmittel ihre Grenze findet. Ohne Zweifel 
babe der intenfive Fortſchritt des Ackerbaues und der Aufſchwung der vater- 
ländiſchen Induftrie in ihrer MWechjelwirkung noch in der zweiten Hälfte 
der gegenwärtigen Friedensperiode feine Grenze Hinausgerüdt, allein es fei 
fein Zweifel, daß Deutfchland fich ihr bereits nahe befindet, und der Anteil, 
der von der Jahresproduktion auf den einzelnen falle, immer fleiner 
und jedes außerordentliche Ereignis, das die Jahresausbeute jchmälert, von 
der großen Maffe des Volkes fchmerzlich empfunden werde. Darum werde 
die Auswanderung nach Ländern junger Kultur, die den Armen ficheren 
Erwerb, den wenig Bemittelten die Feitigung ihrer wirtjchaftlichen Stellung 
für fich und ihre Kinder bieten, inımer mehr zunehmen und fich namentlich 
dort direkt als eine Wohlthat erweifen, wo eine größere Zahl von Perjonen 
und fyamilien, die beim Mangel an Nahrungsmitteln den Gemeinden oder 
der Staatskaſſe zur Laſt fallen, in die Bewegung einbezogen würden. Zwar 
blieben der Regierung Aufgaben genug in der inneren Politik, um die Lage 
der Bevölkerung günjtiger zu gejtalten: Förderung intenfiveren Aderbaues, 
Entjumpfungen, Bewäfferungsanftalten, Holzpflanzungen, Kulturgefeße und 
Grichwerung der Teilung des Grundbefies, Verhinderung jeder Minderung 
der Allmenden, wenn möglich fogar Vermehrung derjelben, Erhöhung der 
Schußzölle zur Hebung heimifchen Gewerbefleißes, Tyabrifgefeßgebung zur 
Verhinderung der Kinderarbeit, Hilfskaſſen von SKorporationen und Ge— 
meinden u. ſ. w., allein das alles werde nicht helfen, die Thatſache der 
Auswanderung werde beitehen bleiben, und damit erwachje der Negierung 
die Pflicht, „die natürlichen Bande, die in der menfchlichen Gejellichait 
gleiche Abjtammung, Sprache, Dentweife, Hijtorifche Erinnerung und Sitte 
bilden, zwifchen den Scheidenden und den Zurüdbleibenden zu erhalten und 
dem urfprünglichen Heimatlande der Auswanderer mittelbar Gewinn und 
Borteile höherer Art zu fichern”. Dies könne gejchehen durch Leitung und 
Organifation der Auswanderung. Diefe müſſe vor allem darauf bedacht 
jein, dag Auswanderungsziel zu beitimmen, um die Auswanderer in Gebiete 
zu bringen, wo fie „ihre Sprache und das Gefühl deuticher nationaler Ein— 
heit bewahren und das Bewußtſein ihres Zufammenhanges mit dem Volks— 
ſtamm ihrer Väter in fich wach und lebendig erhalten fönnen”. ferner 
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„muß man fi) in die Lage verjegen jtatt bloß abzuraten, jedem, der nun 
einmal zur Auswanderung entjchloffen ift, auch nüßlichen Rat erteilen zu 
fünnen, und man wird fich der Befragung diejer Art auch in der Regel 
zu erfreuen haben, wenn man bie erforderlichen Anordnungen trifft, um in 
jteter Kenntnis der wechjelnden, für Auswanderungsluftige beachtenswerten 
Konjunfturen zu bleiben und für ihre Intereffen auch noch nach ihrer An— 
funft in den Häfen der Anfiedelungsländer jo viel thunlich au ſorgen“. Die 
Regierung müſſe daher für einen guten überfeeifchen Nachrichtendienft forgen, 
die Zahl ihrer Konfuln vermehren, aber auch reifende Agenten anjtellen, 
die über alle Anfiedelungsgebiete Berichte gäben. Es wären daher auch 
in und ausländijche Vereine, die in diefer Richtung thätig find, zu beför- 
dern, eventuell jogar mit Geld zu unterftüßen. Iſt man einmal jo weit 
gefommen, dann wäre e8 auch möglich von Staatswegen zu kolonifieren, 
indem man Ländereien in überfeeifchen Gebieten anfauft, wohin man ärmere 
Leute auswandern laſſen könne, welche jegt zu Hauſe blieben. 

Die in diefer Denkichrift ausgedrückten Gedanken entjprachen dem, was 
man wohl ala die einjtimmige Öffentliche Meinung jener Tage bezeichnen 
darf. Die Überzeugung ift allgemein verbreitet, daß Deutjchland an einer 
Übervölferung leide, die durch eine ftarfe Auswanderung auf das der Er- 
nährungsmöglichfeit entjprechende Maß zurüdgedrängt werden fünne, wobei 
man dem Auffchtvunge des nationalen Gefühles entjprechend nicht anders 
dachte, als daR dieſe ausgewanderten Deutjchen außerhalb ihrer Heimat 
noch Deutjche verbleiben und durch ihre Entfaltung den Traum eines durch 
ein ftarfes Volkstum geftügten Deutichen Reiches verwirklichen helfen jollten. 
In unzähligen Flugſchriften und Reden wird dieſe Meinung propagiert und 
die im Laufe des Jahres 1848 eingefegte Kommiffion der zweiten badifchen 
Kammer zur Prüfung dev Nebeniusfchen Denkfchriit und der darauf fußenden 
Vorjchläge der Regierung zählt nicht weniger al® 16 Vereine und Kolo— 
nifationsgejellfchaften auf, welche alle die deutjche Auswanderung organifieren 
und leiten wollten, um fie im Intereſſe der Erhaltung des Deutjchtums 
im Auslande und in dem des Mutterlandes nutzbar zu machen. Was die Ber- 
hältniffe in Baden anbelangt, jo hebt der Bericht der erwähnten Kommiſſion 
ala Gründe der zunehmenden Auswanderung im bejonderen hervor: das 
Anwachfen der Bevölkerung durch den langen Frieden, die Begünftigung 
der häuslichen Niederlafjungen im Lande insbefondere in den grumdherrlichen 
Ortſchaften, die Freiteilbarkeit der Güter, die Gewerbefreiheit, mangelnde 
Schußzölle, ungenügenden Schulunterricht, Zehnten- und Bodenzingablöfung. 
Überall zeige fich ein ftarkes Anwachſen der Gemeindelaften, der Armen- 


unterftüungen, der Verſchuldungen. 
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An der That war die Lage der Bolfawirtichaft, namentlich aber die 
der ländlichen Gemeinden in einzelnen Zeilen des Landes eine außerordent- 
Lich gedrüdte. In den Höher gelegenen Gebieten des Odenwaldes, des 
Schwarzwaldes, insbeſondere feines füdlichen Zeiles, der Landſchaft Baar, 
war die Möglichkeit der Emährung einer größeren Bevölkerung durch inten- 
fiveren Betrieb der Landwirtfchait nicht gegeben. Die natürlichen Berhält- 
niffe zogen hier der Teilung des Bodens und feiner Bebauung Grenzen, 
die man bereitö erreicht Hatte. Kartoffeln, wenig Samenkorn, Safer, etwas 
Klee, aber hauptſächlich Mattenheu waren die einzigen Produkte, die man 
gewinnen konnte. Selbit bei Großbauern war die übliche Nahrung nur 
Brot aus Hafer und Kornmehl — das letztere mußte meift zugefauft werden 
— Milh und Kartoffeln. Seit langem mußte ein dem Geburtenüberichuß 
entiprechender Zeil der Bevölkerung die Heimat verlafien, oder in nahe— 
gelegenen Gewerbebetrieben unterzulommen juchen. Aber die lehteren ver— 
mochten nicht viel Erwerb zu bieten. Die einft berühmten Bergwerfe um 
den Feldberg herum waren verfchwunden, die Hier blühende Spinnerei und 
Meberei wurde durch die Fabrifanlagen in Bafel und im Wiefenthal durch 
ſchweizer Kaufleute verdrängt. Die Bürftenbinderei, welche 1789 noch 
5000 Menſchen beichäftigt hatte, war mit den Revolutionskriegen faſt unter- 
gegangen ; die Uhrmacherei war durch Sperrung der ruffiichen Grenze, franz 
zöſiſche und öftereichifche Zölle, jchweizerifche und englifch-amerikanifche Kon— 
furrenz bedrängt; die Strohflechteret war erft feit furzem eingeführt. Und 
wie gering war der Verdienſt! Wer täglich 20 Hlafter fiebenhalmigen Stroh: 
bandes fertigte, verdiente etwa 4—6 Kreuzer, bei der feinſten Arbeit höchſtens 
20 Kreuzer!. Nicht viel beffer jtand es in der Holzfchnikerei und fo waren 
e8 die gewöhnlichen Waldarbeiten und Beichäftigungen in Pech- und Glas» 
hütten, welche hauptfächlich Berdienit geben mußten. Die 335 Fabriken 
im Lande befchäftigten nur 17105 Arbeiter und konnten daher bei weiten 
nicht genügende Erwerbägelegenheit bieten. Dazu traten die ungenügenden 
Vekehrsgelegenheiten, jchlechte Wege und Straßen, die mangelhafte Ver: 
flehtung der einzelnen Zeile des deutſchen Wirtjchaftsgebietes und die 
mangelhafte gewerbliche Bildung im Lande. So konnte es allerdings kommen, 
daß man überall den Drud der Bevölkerung gegenüber den unentwidelten 
oder zurüdgedrängten Erwerbamitteln verfpürte, daß ſelbſt wohlthätige Maß— 
regeln, wie die Zehntablöfung Läftig empfunden wurden, weil fie zu Bars 
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geldausgaben nötigten und daß Notjahre, wie die von 1846 und 1847 
einen nicht Heinen Zeil der Bevölkerung in abjolutes Elend brachten. 

Die Regierung hatte in der der Kammer vorgelegten Denkichrift nicht 
die Abficht einer direkten materiellen Förderung der Auswanderung aus— 
gejprochen und auch die zu ihrer Prüfung eingejegte Kommiffion erftattete 
nur die folgenden Borjchläge: 1) Errichtung eines Bureaus zur Belehrung 
des Volkes über die Vorteile und Nachteile der Auswanderung, das unent- 
geltlich jede mögliche Auskunft zu erteilen hat, Verbreitung von Auswan— 
derungszeitungen und Schriften, welche das Auswanderungsweſen nach allen 
Seiten beleuchten. 2) Gründung von Sreditfaffen, um e8 dem Auswanderer 
zu ermöglichen, fein Vermögen oder feine Forderungsrechte ohne Werluft zu 
realifieren. 3) Errichtung von Bureaus auf den Hauptreifeftraßen ſowohl 
im In= und Ausland als auch in den Seehäfen, welche die Sorge zu übernehmen 
hätten, dem Auswanderer fichere, gute und wohlfeile Reifegelegenheit zu ver— 
ichaffen und ihm mit Rat und That bis ans Ziel feiner Reife beizuftehen. 
4) Genaue an Ort und Stelle vorzunehmende Prüfung der für Nieder- 
laffungen tauglichen Gegenden. 5) Aufftellung von Konfuln, welche dem 
Auswanderer den Schuß des Deutjchen Reiches gewährten. — In der am 
13. Dezember über diefen Bericht ftattgehabten Verhandlung fommt die 
Überzeugung zum Ausdruck, daß es Aufgabe der Gentralregierung fei, in 
der erwähnten Weife in das Auswanderungsweſen einzugreifen, daß aber 
feitend Badens wenigjtens in einzelnen Richtungen und namentlich dadurch 
geholfen werden fönne, daß man einzelne Auswanderungen erleichtere. 

Es wurden daher auf einen aus dem Haufe eingebrachten Antrag Hin 
noch) in das zur Beratung jtehende Budget 50000 fl für Zwecke der Aus— 
wanderungsunterftügung zur Verfügung geftellt. 


2. Die vom Staate und den Gemeinden unteritügte Auswanderung. 


Wie die Regierung mit den ihr von den Ständen bewilligten Mitteln 
zur Unterftügung der Auswanderung vorzugehen beabfichtigte, geht aus einer 
Denkſchrift hervor, welche dag Minifterium des Innern im Januar 1849 
dem Staatäminifterium vorlegte. Es Heißt darin in ſtarkem Gegenfaß zu 
der jech® Jahre früher geäußerten Meinung: „Daß die Bewohner einer An- 
zahl Gemeinden des Landes infolge eingetretener Übervölferung außer ftande 
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find, fich und ihre Familien ehrlich zu ernähren, müſſen wir ala eine be» 
klagenswerte, aber unwiderlegbare Wahrheit annehmen. Daß aber eine 
wirtfame Beihilfe nur durch eine mafjenhafte Auswanderung jener Bewohner 
erzielt werden fann, ift nicht minder richtig.“ Es fei Pflicht des Staates 
„jenen Gemeinden, welche den Gemeindeaufwand einjchließlic” der Armen 
unterſtützung nicht mehr jelbjt bejtreiten können, die Auswanderung in Ges 
genden möglich zu machen, wo die Arbeit einen reichlichen Lohn findet“. 
Die Zahl diefer Gemeinden war nicht gering. Noch im Jahre 1849 wurde 
die Auswanderung einer folchen, der Gemeinde Rieneck im Unterrheinfreis 
vorgenommen, in welcher von 503 Einwohnern 410 aus Staatsmitteln er- 
halten werden mußten und die Gemeindeglieder jelbjt zum Gemeindeaufwand 
alljährlich nur 25 fl beitragen fonnten, während der Reft ebenfall® vom 
Staate getragen wurde. Es waren in&befondere ſolche Gemeinden bezw. 
Gemeinſchaften, denn einen eigentlichen Gemeindeverband bildeten fie nicht, 
die aus Niederlaffungen auf dem Grund und Boden von Grundherren ber: 
vorgegangen waren. Es war ein häufiges Borlommmis gewejen, daß Grund« 
herren in der Abficht, die Zahl ihrer Untertdanen zu vermehren oder ftetige 
Arbeitäkräfte in den Waldungen oder für Glashltten und Fabriken zu ge 
winnen, Niederlaffungen von beliebig fich anbietenden Perfonen unter gün— 
ftigen Bedingungen, in der Regel gegen Zahlung eines geringen Schußgeldes 
geitatteten. Diefe Anfiedler waren der Verwaltung und Gerichtöbarkeit ber 
Grundherren unterworfen, bezogen aus den ihnen angewiejenen Beichäftigungen 
ihren Unterhalt, Hatten aber jaft nie ein anderes Eigentum ala das an den 
wertlofen Häuschen, die fie fich auf dem grumdherrlichen Boden mit Er— 
laubnis Hatten erbauen dürfen. Wohl kam es vor, daß man ihnen ein 
Stüdchen Grund in Pacht überließ, aber es fehlte ftets an einem feiten An— 
fiedlungaplan, der die den Anfieblern gebotenen Erwerbögelegenheiten und 
die Größe der Niederlaffungen in ein Verhältnis gefeßt hätte. Der natür- 
liche Zuwachs der Bevölkerung trug zudem von felber dazu bei, allmählich 
ein Mißverhältnis zwifchen den auf den grumdherrlichen Gütern gebotenen 
Arbeitögelegenheiten und der Zahl der Bewohner in den Taglöhnerdörfern 
entftehen zu laffen. Zum vollen Ausdrud kam dasjelbe, als durch Auf- 
hebung der Feudalrechte das Unterthanenverhältnis auch diefer Aufiedler 
zu ihren Grundherren gelöft wurde. Damit war auch die Schußitellung, 
in welcher fie fich zu dem Befiter des Grundes und Bodens befanden, auf 
dem fie angefiedelt waren, gefallen und die leßteren, die faum mehr irgend 
welche wirtjchaftlichen Vorteile von ihren früheren Unterthanen hatten, da 
fie freie Arbeiter in genügender Menge erhalten konnten, hörten auf, die 
Fürſorge für verarmte Anfiedler ala Pflicht zu betrachten. Allerdings hatte 
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die Gemeindeordnung vom 31. Dezember 1831 auch die Rechtäverhältniffe 
diefer abgejonderten, feinen eigentlichen Gemeindeverband bildenden Gemar- 
kungen, der jog. Kolonien geordnet und in den $S 153—156 den Eigen— 
tümer des Bodens der Kolonie zur Tragung faſt aller Berwaltungslaften 
insbejondere der Wegebauten und der Unterhaltung der Einwohner in Fällen 
der Arbeitsunfähigkeit und Dürftigkeit verhalten. Allein diefe Bejtimmung 
war in jenen Fällen, in denen die Bevölferung der Kolonie ſtark ange— 
wachjen war, namentlich jeit der Grundherr nicht mehr in der Lage war, 
Anfiedlungen zu verweigern, von offenbarer Härte gegen den Befiker, in 
anderen fällen traf fie wieder den badijchen Staat jelbit, der vielfach Rechts— 
nachfolger ſolcher Grundherren geworden war und immer endlich ftellte fie 
die Bewohner der Kolonie außerhalb des gemeinen Rechtes, inden fie von 
den MWohlthaten der Gemeindejelbjtverwaltung nur wenig fpüren fonnten 
und fich von der Freigebigkeit eines einzelnen Grundbefigers abhängig jahen, 
der alle Urfache Hatte, den Untergang und die Auflöfung diejer Nieder: 
laffungen zu wünjchen. Selbſt dan, wenn die Erhebung zu einer ſelbſtän— 
digen Gemeinde erfolgt war, war häufig nichts geholfen, wenn dabei der 
defectus originis diefer Gemeinwejen nicht behoben wurde, der darin beftand, 
daß man bei ihrer Gründung auf eine genügende Ausftattung mit Grund 
und Boden feine Rüdficht genommen Hatte oder die natürlichen Berhält- 
niffe, Bodenbeichaffenheit und Klima, das Anwachjen einer Gemeinde auf 
dem gegebenen urjprünglich Tür die Emährung einzelner Familien aus— 
reichenden Gebiete nicht geftatteten. Wie fich die Verhältniffe in jolchen 
Kolonien im Laufe der Zeit gejtalteten, davon möge ein Beilpiel Zeug— 
nis geben !. 

Im Jahre 1782 fiedelte die Herrichaft Fürftenberg, wahricheinlich durch 
das Beiipiel Württembergs verlodft, auf dem Hohen Kniebis 13 Familien 
an, denen fie im Laufe der Zeit 450 Jaudhert (= 12000 D Fuß) unkul— 
tivierten Landes und ein wenig Wald zu geringem Preife käuflich überließ. 
Den Anfiedlern wurde mehrjährige Steuerfreiheit und unentgeltliche Holz: 
abgabe gewährt. Allein das Fortfommen der Bewohner erwies fich Außerit 
ichiwierig, weder Landwirtichait noch Viehzucht wollten gedeihen und die 
Holzarbeiten gewährten nicht genügende Ermwerbögelegenheit. So hatte jchon 
die fürjtenbergifche Regierung nicht unerhebliche Unterftügungen zur Erhal— 
tung der Kolonijten leijten müfjen. 1806 wurde der fürjtenbergiiche Teil 
deö Kniebis an Baden abgetreten. Nun hörten die Holzgaben und ähnliche 
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Unterftügungen auf, die Steuerfreiheit wurde durch Heranziehung zu den 
badijchen direkten und indirekten Steuern erſetzt und doch zeigte fich nirgends 
eine Vermehrung der GErwerbögelegenheit. 1823 bitten die Kniebiſer um 
Einführung irgend welcher Gewerbe inbefondere der Weberei, damit fie ihres 
mühfamen Schmierhandel® — fie betrieben Zeer- und Wagenfchmierbrennerei 
— und de3 erbärmlichen Bettels, ihrer einzigen Erwerbszweige, ledig werden 
fönnten. Die Bevölferung ift auf 196 Köpfe angewachſen, von denen faum 
die Hälfte fich wirtjchaftlich zu ernähren vermag. 

Die Regierung erkennt die Notlage an und will die Leute ausfaufen 
und in den in der Nähe gelegenen Gemeinden anfiedeln, allein davon wollen 
die letzteren nichts wiſſen. Sie feien durch den Bettel der Kniebifer genug 
geplagt, vor dem fie nur im Winter Ruhe Hätten, wenn jene volljtändig 
eingejchneit jeien. An diefem Widerftand jcheiterte das Projekt. Bon nun 
an werden alle paar Jahre von neuem Verſuche gemacht, den Zuftand der 
Gemeinde zu heben, in der e8 an jeder geordneten Verwaltung fehlte, da 
die Bewohner ſelbſt auf die Wahl von Gemeinderäten verzichteten, um den 
Gang derjelben zum Bezirksamt und die dadurch auflaufenden Koften zu 
iparen. Aber mit den wenig energijch betriebenen Berfuchen, Strohflechtereien 
und Weberei einzuführen, ift nichts geholfen. Ebenjowenig mit dem Verſuch, 
die Heiraten zu erjchweren und dadurch das Wachstum der Bevölkerung 
zu hemmen. Die Folge ift nur, daß der Staatsbeitrag zu den Koften der 
Erhaltung unehelicher Kinder der 1836/37 134 fl ausgemacht Hatte, im 
jahre 1847 mehr ala 1000 fl betrug. Im Durchichnitt der Jahre 1836 
bis 1839 betrug die jährliche Ausgabe der Amtskaffe für die Gemeinde 
233 fl, im Durchjchnitt der Jahre 1846 bis 1848 aber 2900 fl. Wie 
eö dabei in der Gemeinde ausjah, darüber giebt uns der PVifitationsbericht 
des Bezirksamtes Wolfach vom 10. Dezember 1847 einigen Aufſchluß. Es 
heißt darin: „Die Pfandbücher find nicht ordnungsgemäß geführt (obwohl 
die ganze Gemeinde überjchuldet war!), das Polizeibuch wird geführt, aber 
mangelhait, Viehfaufprotofoll wird nicht geführt und ebenjowenig ein Bettel- 
buch, weil fajt alle Einwohner Bettler find, aber nicht im Ort, fondern aus— 
wärt® betteln. Die Schule befindet fich in einem Zimmer des Wirtshaufes, 
it nieder und fchlecht. Neben dem Schulzimmer dient eine dunkle Kammer, 
ein wahres Loch, dem Lehrer zur Wohnung. Der Mietzins für diejes Lokal 
ſoll feit länger als 12 Jahren nicht bezahlt worden jein und alle Bei- 
treibungsverſuche des Eigentümers find umſonſt. Es find im ganzen 63 
Schüler, darunter ein Drittel unehelihd. Die Kinder find elend bekleidet, 
zum Zeil faum die Blößen mit Lumpen bededt. Die Induftrielehrerin ſoll 
ordentlich fein, allein e8 jehlt am nötigjten Material. Strohflechterei wird 
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nicht betrieben, da niemand es verjteht. Die Wohnhäufer find meijt nicht 
mehr als elende Hütten, in welchen eine Menge Leute zufammengedbrängt 
leben, des nötigjten ermangelnd. Seinerlei Induſtrie wird betrieben. Der 
Boden ift jelfig und jchlecht, die Lage faſt 3000 Fuß über dem Meer, von 
der Art, daR feine Frucht gedeiht, ja die Kartoffeln und das Korn meift 
nicht reifen; der Graswuchs iſt meiſt ebenjo jchlecht, weil es jelbft an 
Waſſer fehlt. Die Einwohner nähren fich daher jehr kümmerlich durch Arbeit 
in den Waldungen, wozu fie aber felten Gelegenheit haben, weil man fie 
als ftarke Frevler und jchlechte Arbeiter nicht gerne im Walde beichäftigt, 
und vielfältig durch Bettel, womit die ganze Gegend geplagt iſt.“ 

Der Steueranfchlag des gefamten Liegenjchaftlichen Vermögens der 
Kniebijer, deren Zahl allmählich auf über 300 angewachjen war, betrug 
6230 fl. Darauf hafteten 10635 fl Pfand- und 1799 fl andere Schulden. 
Es gab nur fünf Perfonen, deren Vermögen nicht über den Steueranfchlag 
überfchuldet war. Auch nach dieſem Berichte zügerte die Regierung noch, 
energiſch einzugreifen, bis fie nach Einleitung der ftaatlich unterftügten Aus— 
wanderung und nachdem wiederholte jtrenge Winter und Mißernten große 
Koften verurfacht hatten, nach und nach mehr als ein Drittel der Bevöl— 
ferung zur Auswanderung bringt. 

Wie auf dem Kniebis, jo jtand ed aber auch in vielen anderen Kolo— 
nien: in Friedrichsdorf, Ferdinandsdorf, Nordrach, Ziezenhaufen, Tollnais— 
hof, Hohenwettergbach, Rienek u. j. w., und aus zahlreichen jelbjtändigen 
Gemeinden famen Berichte über eine Notlage der Bewohner, der nur durch 
Auswanderung geholfen werden könnte. Als das Minifterium des Innern 
durch einen Erlaß vom 23. Januar 1850 die Sreißregierungen zur Be: 
fanntgabe der Gemeinden aufforderte, welchen durch Auswanderung eines 
Teiles der Bewohner geholfen werden jollte, werden bei einer Gejamtzahl 
von 1779 Gemeinden und Kolonien 351 namhaft gemacht, aus welchen 
18046 Perfonen d. i. 1,300 der ganzen Bevölferung mit Staatsunter- 
ftügung auswandern follten. Die Auswanderung von 4411 Perfonen wird 
al3 dringend wünſchenswert bezeichnet. Das Minifterium fonnte dieſen 
MWünfchen nicht gerecht werden. Es Hat in den Jahren 1849—1851 die 
Auswanderung von 1788 Perſonen, Hauptfächlic) aus den Kolonien mit 
einem Aufwand von rund 170000 fl durchgeführt, mußte aber dann feine 
Unterftügungen infolge des energifchen Widerjpruches des Finanzminiſters 
Regenauer einjchränfen, der in der Unterftügung der Armen und Liederlichen 
zur Auswanderung eine Prämiierung der fittlichen Verfommenheit erblidte, 
das Unterftügungsprincip vollkommen aufgehoben wiſſen und an feiner Stelle 
eine Politik der Strenge jehen wollte, verbunden mit pofitiven Maknahmen 
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zur Hebung der Landeskultur, des Gewerbebetriebes, des Verkehrsweſens und 
der Sparſamkeit. Statt der vom Miniſter des Innern geforderten 6—800000 fi 
wurden in der That in das Budget für 1852/53 nur 50000 fl eingefegt 
und an Stelle der beabfichtigten Mafjenauswanderungen traten Unter— 
jtüßungen in einzelnen Yällen. 

Neben der Verwaltung des Innern Haben auch noch andere Verwal⸗ 
tungszweige, wie die Forftverwaltung, Auswanderungen auf Staatskoſten 
veranlaßt und in bedeutendem Umfange wurde das vom Staate proflamierte 
Princip, die Armenunterftügung zu fapitalifieren und zur Auswanderung 
der bisher Unterjtüßten zu verwenden, von den Gemeinden angenommen. 
Über die Größe der dadurch veranlaßten Auswanderung zahlenmäßige An— 
gaben zu machen, iſt nicht möglich. Aus der Betrachtung vieler Einzel- 
tälle geht aber hervor, daß die Zahl der jo Ausgewanderten beträchtlich 
war. Nach den offiziellen Nachweifungen find in den Jahren 1850—1855 
ausgewandert und an Unterjtügungen jeitens des Staates, der Gemeinden 
und Privater verausgabt worden: 


Jahr Zahl der Auswanderer Unterſtützungen in fl 
1850 2338 54090 
1851 7913 264614 
1852 14366 456706 
1853 12932 224613 
1854 21561 516688 
1855 3334 85072 
Summa 62444 1601783 


Berechnet man die durchjchnittlichen Kojten der Ausrüftung und Beförde- 
rung nach Amerifa und einmalige Unterftüßung dafelbft nach ben bei der 
ftaatlich unterjtüßten Auswanderung gemachten Erfahrungen mit 90 fl, fo 
würde der Betrag der Unterjtügungsgelder die Auswanderung von 17 797 Per— 
fonen ermöglicht haben, was 28,50 der in den angegebenen ſechs Jahren 
Ausgewanderten ausmacht. In einzelnen Jahren, wie 1852, jteigt das 
Verhältnis auf über 33 ®:o. 

Die Rüdwirkungen diefer jtarfen Auswanderung machen fich jowohl in 
der Bevölferungsbewegung, wie in der wirtjchaftlichen Lage der von der 
Auswanderung betroffenen Gemeinden geltend. Bis zum Jahre 1846 er- 
giebt die alle drei Jahre vorgenommene Volkszählung eine regelmäßige 
Zunnahme der Bevölkerung um jährlich 0,8—0,9°o. 1846 hat fie mit 
1367486 Köpfen ihren Höhepunkt erreicht. Bon nun an aber nimmt fie, 
zunächit langſam, um 0,11 %/o jährlich, bald aber jtärker, um 19/0 jährlich ab, 
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bis fie 1855 mit 1314837 Perfonen den tiefjten Punft erreicht hat. In 
den drei Jahren von 1852—1857 Hat die Bevölkerung um 42371 Per: 
fonen d. i. um SUa'/o abgenommen. 

Daß diefe Auswanderungen auf die wirtjchaftliche Lage der davon be— 
troffenen Gemeinden günftig zurüdgewirtt haben, geht unzweifelhaft aus den 
Berichten der einzelnen Amter hervor, jowie aus dem allgemeinen Rüdgang 
der nötigen Armenunterftügung aus öffentlichen Mitteln, der Abnahme des 
Bettels, der beträchtlichen Abnahme der Zwangßverfteigerungen und Ganten, 
jowie aus der erheblichen Abnahme der Verbrechen und Vergehen gegen 
das Eigentum !. In dem Maße, als fich dieſe Verhältniſſe befjern, tritt 
die vom Minifterium des Innern früher verfolgte Politik einer Mafjenaus- 
wanderung naturgemäß zurüd. Für die beiden Budgetjahre 1854/55 werden 
nur mehr 25000 fl zum Zwede der Unterftügung von Auswanderungen ge= 
fordert und nur noch einzelne Perfonen, die dem Staate und der Gemeinde 
bejonders zur Laft fielen oder zu jallen drohten, zur Auswanderung gebracht. 
Zu einer größeren Unterftüßung der Auswanderung griff man au dann 
nicht, ala im Jahre 1854 ein neuerlicher Notjtand ähnliche Zuftände, wie 
von 1847—1851 hHervorzurufen drohte. Man war bereit? übergegangen 
zu einer intenfiveren Politik der inneren Berwaltung und hatte Maßnahmen 
zur Hebung der Landwirtichaft, des Gewerbeweſens und des Verkehrs in 
Angriff genommen, deren günftige Wirkungen fich auch nach und nach be- 
merklich machten. Hierin erblidte man von nun an die Hauptaufgabe der 
ftaatlichen Verwaltung und überließ e8 den Gemeinden in Fällen befonderer 
Armut, die allzuftart auf den Gemeindemitieln zu laften drohten, durch 
Unterftügung zur Auswanderung Abhilfe zu fchaffen. 

In welchen Zeitraume die Auswanderung von einzelnen Perjonen auf 
Koften der Gemeinden beginnt, vermag ich nicht mit Beſtimmtheit anzugeben. 
Ein Bericht der Regierung des Oberrheinkreiſes don Februar 1850, ber 
die Gemeinden aufzählt, welche durch ftaatlich unterftügte Auswanderung zu 
entlaften wären, evvähnt den Ort Schweighaufen und fügt Hinzu, daß da» 
jelbft fchon einmal, vor 15 Jahren, eine allgemeine Auswanderung auf 
Gemeindefojten ftattgefunden Habe. Darnach würden diefe Auswanderungen 
bis zum Jahre 1835 zurücdgehen. Aber erjt zu Ende der vierziger und zu 
Beginn der fünfziger Jahre, als durch die Landjtändifchen Verhandlungen 
und die jtaatliche Politit das bewußte Eingreifen in die Auswanderung 
jedermann geläufig wurde, kamen die Gemeinden dazu, oft mit beträcht: 
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lichen, 20— 30000 fl betragenden, Kojten, die fie nur durch Schuldaufnahme 
decken fonnten, fich des Teiles ihrer Mitbürger zu entledigen, der ihnen 
durch die Notwendigkeit der Armenpflege oder in jonjtiger Beziehung zur 
Laſt wurde. In gejchloffenen Gejellfchaiten, oft zu mehreren Hunderten 
traten die Auswanderer aus einzelnen oder mehreren Gemeinden gemeinſam 
die Reife an. Dubende von Dörfern find auf diefe Weiſe nach Amerika 
gebracht worden. Daß es bei dem oft niedrigen Bildungsgrad und geringem 
Weitblick der Gemeindevorftände nicht an Thorheiten fehlte, die in ſolchem 
Tralle zu Gefahren und wirklichen Schädigungen der Auswanderer führten, 
fann nicht Wunder nehmen. Namentlich waren die Gemeindeauswanderer 
häufig nicht mit jolchen Unterftügungen verjehen, daß fie während der erjten 
Zeit des Aufenthaltes im neuen Lande fich ſelbſt hätten ernähren fünnen. 
MWiederholt kommen Klagen darüber, daß ſolche Gemeindeauswanderer un» 
mittelbar vom Schiff ins Armenhaus gebracht werden müſſen. Wenn auch 
Fälle, wie jener in Baltimore, jelten gewejen jein mögen, wo eine frau, ob» 
wohl nicht Frank, durchaus in das Armenhaus gebracht werden wollte, weil 
ihr Gemeidevorfteher ihr erklärt hatte, fie jolle nur auswandern, in Balti- 
more fei ein größeres Armenhaus, dort werde fie zeitlebens ernährt werden, 
jo war doch Anlaß genug für den Staat vorhanden, einzujchreiten. Aller: 
dings Hatte man nur dad Mittel einer eventuellen Verweigerung der Aus— 
wanderungserlaubnis und einer Bedrohung der Agenten, falls den Gemeinde= 
ausmwanderern nicht wenigſtens auch die vom Staate in jolchen Fällen aus— 
geworfenen Unterftügungsgelder im Einwanderungshafen — 20 fl für das 
Tamilienhaupt und je 10 fl für jedes Familienglied — angewieſen wurden. 
Diefe Mittel waren jedenfalls nicht ftarf genug, um Umgebungen zu ver— 
hindern, denn auch nachdem die Verwaltungsbehörden ftrenge Vorfchriften 
in diefer Hinfiht erlaſſen Hatten, famen lbertretungen vor. Auch nach 
anderer Richtung mußte dem Staat eine genaue Überwachung des Auswan—⸗ 
derungseifers der Gemeinden notwendig erſcheinen. So erſchien in der Karls— 
ruher Zeitung vom 8. Dezember 1853 eine Ankündigung, nach welcher die 
Verbringung von 184 Perſonen aus der Gemeinde Ettenheim nach Amerika 
im Submiſſionswege vergeben werden ſollte. Das Miniſterium erklärte in 
dem ein ſolches Berfahren unterſagenden Erlaß mit Recht, daß die Ankün— 
digung um jo anftößiger erfcheinen müſſe, als die Reife mit Kindern in der 
ungünftigften Jahreszeit erfolgen folltee In anderen Erlaffen muß wieder 
den Gemeinden aufgetragen werden, bei Bejörderung über bolländijche oder 
englijche Häfen wegen der Unzulänglichfeit des nach dortigen Gejegen vor= 
geichriebenen Seeproviantes in die Verträge mit den Agenten die Bedingung 
eines genau fpecialifierten Zujagproviantes aufzunehmen, da ſonſt die Aus— 
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wanderer bei der langen Fahrt und ungenügenden Ernährung den größten 
Gefahren ausgejegt wären. Alle diefe Maßregeln der Regierung beweifen, 
daß die Gemeindeauswanderung nach manchen Richtungen ohne die nötige 
Fürſorge betrieben wurde und es ift daher erflärlich, daß von Seite der 
Vereinigten Staaten über ſolche Einwanderungen wiederholt Klage geführt 
wurde, während die jtaatlich unterftüßten Auswanderungen dazu feine Ver— 
anlaffung geboten hatten. Es geht vielmehr aus den Berichten der mit 
der Empfangnahme folcher Auswandererzüge betrauten Konfuln, wie aus den 
Briefen der Ausgewanderten ſelbſt hervor, daß fie fich großer Zufriedenheit 
erfreuten und zum Zeil ſchon nach furzer Zeit zu einer verhältnismäßig 
behaglichen Eriftenz gelangten, die ihnen in der Heimat niemals geblüht hätte. 


3. Der badiihe Auswanderungsperein. 


Eine wejentliche Unterftügung fand die vom Staate betriebene Orga— 
nifation von Auswanderungen durch den anfangs des Jahres 1849 in Karls— 
ruhe unter Billigung und teilweifer Mitwirkung der Regierung gegründeten 
Auswanderungsverein. Er war nach dem Mufter der in Württemberg und 
Heſſen bejtehenden als Zweigverein des nationalen Vereines für deutſche 
Auswanderung in Darmjtadt gebildet worden. Der jtatutengemäße Zwed 
diejeg am 12. März Eonftituierten Vereine war: 1) Durch ein Gentral- 
bureau für die badifche Auswanderung in Karlsruhe und durch in anderen 
Städten des Landes errichtete Zweigbureaus über alle auf die Auswanderung 
bezüglichen Anfragen Auskunft und Belehrung zu erteilen. 2) Auf Ver— 
langen von Auswanderern den Umſatz von Güterkauffchillingen in bares 
Geld jo vorteilhaft ala möglich zu bewerkftelligen. 3) Die Auswanderer 
auf Wunjch je nach dem Reifeziele in geordnete Gefellichaften zu vereinigen. 
4) Möglichjt billige und folide Akkorde für Land» und Seereiſen abzu— 
schließen und ihnen die erforderlichen Ausweife hierüber, jowie beite Belch- 
rungen über ihr Verhalten auf der Reife und bei der Niederlaffung ſelbſt 
in die Hand zu geben. 5) An den geeigneten Orten Agenten zu beitellen, 
welche den Auswanderern mit Rat und That an die Hand gehen. 6) Sollten 
fich größere Kolonifationägefellichaften bilden, welche jchon vor ihrem Weg» 
zug von hier fich zu einer Gemeinde organifieren, einen größeren Landitrich 
gewinnen und zu diefem Ende auß ihrer Mitte Bevollmächtigte ausfchiden 
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wollen, jo wird der Verein nach allen Kräften mitwirken, um nicht nur die 
erite Anlage, jondern auch das fernere Gedeihen folcher Unternehmungen 
in thunlichjter Weile, beſonders durch fortgefeßte Unterhaltnng der Verbin» 
dung zwiſchen dem Verein und der Niederlajfung zu befördern. — Die Mittel 
fiir diefeg weitausblidende Vorhaben wollte der Verein teil durch die Mit— 
gliederbeiträge (2 fl für die Perſon), teild durch private Sammlungen, Ver— 
träge mit Gemeinden, welche ihre Armen zu überfiedeln wünjchten, ſowie 
durch Staatshilfe aufbringen. Ein Staatöminiftertalerlaß Hatte bereit3 vor 
der förmlichen Konftitwierung dem Verein die Erlaubnis zur Vermittelung 
des Tranaportes von Auswanderern unter Beobachtung der hierfür bejtehenden 
Vorſchriften, jedoch unter Entbindung von der Erfüllung der Beitimmungen 
des 8 5 der Verordnung vom 23. April 1847 (Kautionsſtellung) erteilt. 
Die Regierung verjprach ferner eine Unterftügung von 10 000 fl unter ber 
Bedingung, daß Heffen und Württemberg, wie man ihr vorgehalten Hatte, 
ein Gleiches thäten, behielt fich aber auf jeden Fall vor, zu den Vorſtands— 
figungen einen Regierungsfommiffär zu entjenden und Akten und Bücher 
prüfen zu laffen. 

Der Derein wurde zunächſt Hauptjächlich als ein Unterftüßungsverein 
fiür arme Auswanderer angejehen, denn fchon wenige Tage nach feiner Grün- 
dung erreichte die Zahl der völlig Vermögenälofen, welche feine Vermitt— 
| lung anfuchten, die 3000. In diefer Weile fonnte er nicht eingreifen. 
Seine eigentlihe und Hauptaufgabe beitand in der Aufklärung und Bes 
ı forgung des Trangportes, nicht in der materiellen Hiljeleiftung. Es wurde 

daher alsbald die Errichtung des Gentralbureaus vorgenommen, deſſen Lei— 
tung man dem Kaufmann Stüber in Karlsruhe übertrug Mit ihm ſchloß 
der Berein einen Vertrag, durch welchen Stüber der eigentliche Träger der 
ganzen Vereinsthätigfeit wurde. Er fchloß allein mit den Schiffäreedern und 
den Auswanderern die Verträge ab. Er Hatte zu diefem Zwed in Mann— 
heim und in Köln Agenten aufzujtellen, welche die Reifenden in Empfang 
zu nehmen, für ihre billige und gute Unterkunft ſowohl, als für die Fahr— 
farten auf Dampfichiffen und Eifenbahnen zu jorgen und die Effekten der 
Auswanderer zu übernehmen und unterzubringen hatten. Desgleichen hatte 
er in Hamburg, Bremen und Antwerpen angejehene, folide und in jeder 
Beziehung achtungswerte Handlungshäufer ala Agenturen zum Zwede der 
MWeiterbeförderung zu bejtellen und mit ihnen Verträge nach den Bedingungen 
des Vereins abzufchließen. In Baden wurden zur Erleichterung der Ver— 
bindung mit den Vereine an größeren Plätzen nad Vorſchlag Stübers 
Zweigagenturen errichtet. Als Entjchädigung bezog er die Provifion, welche 
die Schifföreeder zu bezahlen pflegten, dagegen mußte er die Agenten in 
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Köln und Mannheim bezahlen, das Porto für die Korreſpondenz tragen und 
die Entjchädigungen übernehmen, welche etwa wegen Nichterfüllung des 
Schiffsakkordes zu leiften waren. Stüber unterwarf fich der Überwachung 
durch den Verein und Hatte daher auch die auf die Nuswanderungsverträge 
und =beförderung bezüglichen Bücher u. ſ. w. prüfen zu laffen. 

Durch diefen Verein war der Regierung ein geeigneter Vermittler ber 
Beförderungsgelegenheit für die von ihr zur Auswanderung gebrachten 
Perfonen gegeben. Bon ihm wurden die Schiffägelegendheiten ermittelt, auf 
die notwendigen Ausrüftungsgegenftände für die Auswanderer aufmerkſam 
gemacht, er übernahm die Auswanderertrangporte, jorgte für ihr Geleite zum 
Einihiffungshafen und für die Einſchiffung felbft und beforgte endlich die 
Überweifung der Unterftügungsgelder, welche im Ausichiffungsorte durch die 
badifchen Konſuln oder deutjchen Gefellichaften an die Auswanderer zur 
Auszahlung fommen follten. Nach allen diefen Richtungen hat der Verein 
ſtets zur Zufriedenheit der Beteiligten gewirkt. Es fcheint, daß er jehr 
wejentlich gerade mit dieſer Auswanderung verfnüpit und feine Thätigkeit 
nur folange eine umfangreichere geweſen war, als die ftaatlich unterjtüßte 
Auswanderung in größeren Maße vor fich ging. Im Jahre 1851 Hatte 
er 944 Perſonen befördert. Davon waren ihm 522 vom Minifterium des 
Innern, 140 von der großherzoglichen Forftdireftion, 77 von der Gemeinde 
Schillbronn, 20 von der Gemeinde Waldshut übertwiefen worden. Die 
übrigen verteilten fi) auf das ganze Land. Im Jahre 1852 waren nur 
217, 1853 nurmehr 184 Perſonen befördert worden. In dieſem letzteren 
Jahre betrug die Gefamtzahl der Auswanderer aus Baden 12932, jo daß 
nur 1%/2 9/0 die Vermittlung des Auswanderungsvereins wählten. Angeblich) 
wurde der Verein jo wenig in Anſpruch genommen, weil er nur über 
Bremen befördern durfte und weil er feine Unterftügungen gewährte. In 
leßterer Hinficht Hatten jedenfalls die Privatagenturen feinen Vorzug vor 
ihm, und Bremen war durch feine guten Einrichtungen im Hafen und auf 
den Schiffen und durch feine guten Schiffgverbindungen den anderen Auswan- 
derungshäfen gegenüber jchon damals im Vorteil. Hatte e8 doch jchon feit 
1847 überhaupt und feit 1. Auguft 1853 zweimal im Monate eine Dampf- 
jchiffverbindung mit New-York. Es müflen aljo hier doch andere Momente 
mitgejpielt haben, um den Auswanderungsverein gegenüber den übrigen acht 
Agenturen To jehr zurücktreten zu laffen. Er bat auch in der nächſten Zeit 
feine Rolle geſpielt. Wie e8 jcheint, war er nur durch den Kaufmann 
Stüber gehalten. Mit dem Tode defjelben 1876 erlifcht er auch förmlich, 
nachdem er jchon Lange in der Öffentlichkeit zurückgedrängt war. 
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Dennoch jcheint der Auswanderungsverein nach manchen Richtungen 
durch Verbreitung wertvoller Nachrichten, durch feine fortlaufende Verbindung 
mit den Eintwanderungsländern und durch manche Anregung nüßlich gewirkt 
zu haben. In letzterer Beziehung ift ingbefondere ein Bericht bemerfens- 
wert, den Stüber im September 1852 über eine Reife vorlegte, die er nach 
Rotterdam, Liverpool und Havre gemacht Hatte, um dajelbft die Auswan— 
derungsverhältniffe kennen zu lernen. Das Ergebnis feiner Beobachtungen 
war, daß alle drei Häfen gegen die deutjchen in manchen Beziehungen zurüd- 
ftänden, der geringeren Preife und fchnelleren Fahrten wegen aber namentlich 
Liverpool einen ftarken Prozentfa der badischen Auswanderung an fich ziehe, 
fo daß bei den großen Mißlichkeiten, die fich für die Badener dafelbft aus 
der Unfenntni® der Sprache und der Verhältniffe ergäben, die Anftellung 
eines badiſchen Konſuls dringlich ſei. Dieje erfolgte dann auch und ſchon 
in den nächften Jahren erwies fich die Thätigkeit des Konſuls erſprießlich. 
MWanderten doch 1854 gegen 6000 Badener über Liverpool aus, Ein Ber: 
fuch des badijchen Konſuls im Jahre 1855, noch einen weiteren, bejonderen 
Auswanderungsagenten zugewiefen zu erhalten, mißlang, obwohl dag Mi- 
nifterium des Außeren das Anfuchen unterftügte, „da die Mängel (in Liver- 
pool) notorisch find und es fich nicht verfennen laſſe, daR die deutjchen 
Konfuln in Liverpool beim Mangel jeder Fürforge und Unterjtügung ſeitens 
der dortigen Regierungsbehörden zur Ausübung der in Rede jtehenden Kon— 
trolle mehr als in anderen Seehäfen einer Beihilfe benötigt jein könnten“. 
Das Minifterium des Innern ſprach fich gegen diefen intereffanten Verſuch 
einer fürmlichen GErpofitur der heimischen Verwaltung, der damals von 
Württemberg verwirklicht wurde und im neuejter Zeit von der Schweiz 
wieder aufgenommen worden iſt, aus, da die Auswanderung gerade um dieje 
Zeit zurüdtrat — fie umfaßte 3334 Perfonen im Jahre 1855 gegen 21561 
im vorhergehenden Jahr — und man der Meinung war, das durch einen 
Kommiffionär im Einjchiffungshafen zu Erreichende auch durch Zwangsbe- 
ftimmungen den Agenten gegenüber erreichen zu können, 


4. Die Entwidelung de8 Auswanderungsrectes. 


Eine Anregung zur Entwidelung des Auswanderungsrechtes wurde in 
diefer Periode durch den Konful der Vereinigten Staaten in Bafel im 
Jahre 1846 gegeben, indem diefer, wie die8 auch fchon vorher durch 
die badifchen Konſuln in New-York und Havre gejchehen war, darauf auf- 
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merkſam machte, die Regierung möge doch nicht den vorherigen Abſchluß 
eines Sciffahrtövertrages fordern, da die Leute dabei fchlechte Schiffe be— 
fämen und meift zu hohe Preife zahlen müßten. Man Hatte biöher wegen 
der Forderungen der Einfchiffungdländer daran feitgehalten, wie man denn 
auch überall auf den Nachweis Hinreichenden Reifegeldes zu jehen genötigt 
war. Die Forderungen, deren Erfüllung im Reiſepaß ausgewieſen werden 
mußte, wenn der Auswanderer über die Grenze fommen wollte, waren bei 
den einzelnen Staaten: 1) Niederlande. Vorheriger Abjchluß eines Trans 
port: und Verköjtigungsvertrages als unerläßliche Bedingung. 2) Frankreich). 
400 Fred. für jede erwachjene, 200 Fred. für Perjonen unter 18 Jahren. 
3) Bremen. 244 fl für erwachjene, 100 fl für jugendliche Berjonen. 4) Bel- 
gien. Gntweder 200 fl für Perfonen über 15 Jahre, 150 für Jüngere, 
oder Bertrag mit belgischen Häufern, worin die Verköftigung bon der preu= 
Bifchen Grenze bis Amerika gefichert ift, oder Vertrag mit antwerpner 
Schiffäreedern und Nachweis des Reifegeldeg bis Antwerpen unter ber Voraus— 
fegung, daß im Vertrag BVerköftigung von dort bis Amerika vorgejehen it. 
— In diefen Beflimmungen, durch welche fich die Staaten dor dem Zuzug 
gänzlich verarmter Auswanderer jchügen wollten, lag zweifellos auch ein 
gewiſſer Schuß dieſer lehteren jelbit. Aber er war nicht ausreichend, um 
Betrug und Täufchung zu verhüten. Eine Anregung der preußifchen Re= 
gierung, die im Juni 1846 auf Grund der Mitteilungen des preußiichen 
Konſuls in Rotterdam bei den jübdeutichen Regierungen erfolgte, und eine 
furz darauf von Württemberg mit Preußen, Baden, Heflen und Bayern ge— 
pflogene Verhandlung blieben daher nicht ohne Wirkung, Württemberg 
erließ am 11. Januar, Heflen am 16. März, Baden am 23. April 1847 
eine die Auswanderungsunternehmungen betreffende Verordnung. 

Der wejentliche Inhalt diefer dad Agenturmwejen regelnden Verordnung 
ift der Folgende: Niemand darf ohne obrigkeitliche Erlaubnis die Vermitte— 
lung des Transportes nach Amerika und anderen überfeeifchen Ländern ge— 
werbsmäßig betreiben. Perſonen, welche dies thun wollen, haben, wenn fie 
Inländer find, bei der Kreißregierung, wenn fie Ausländer find, beim 
Staatsminifterium um die Genehmigung anzufuchen. Sie wird nur jolchen 
erteilt werden, die fich eines guten Rufes erfreuen, ihrem Vermögen und 
ihren Senntniffen nach fich dazu eignen und eine in jedem bejonderen alle 
eigens zu bemeffende Kaution jtellen. Die Konzeſſion ift ſtets widerruflich 
und an die Ausführung der nachjtehenden Beftimmungen gebunden. Die 
Unternehmer und ihre Unteragenten haben Bücher zu führen, aus welchen 
alle von ihnen mit Verträgen verfehenen Auswanderer mit genauen Namen 
und die auf ihre Reife Bezug habenden Thatſachen (Tag der Abreife, Reiſeziel 
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u. |. mw.) genau angegeben find. Die Verträge find in deutſcher Sprache 
auszufertigen, die Unterjchriit des Agenten ift vom Bezirksamt zu beglau- 
bigen und dem Auswanderer ein deutlich gejchriebenes und unterzeichnetes 
Eremplar einzuhändigen. Kein Überfahrtövertrag darf abgeichloffen werden, 
in welchem nicht enthalten find: die Angabe der Schiffägelegenheit und eines 
feftbeftimmten Tages, an welchem die Einfchiffung im Seehafen erfolgt; 
die vorbehaltlofe, auch durch Eintritt höherer Gewalt nicht aufzuhebende 
Verpflichtung des Unternehmers zur unentgeltlichen Verpflegung und Ver— 
köſtigung oder zu entjprechender Geldentichädigung für jeden Tag, um welchen 
die Abfahrt ohne Schuld des Auswanderers verzögert wird; die Verpflich- 
tung, den Auswanderer an den Beitimmungsort auch in dem Fall zu bringen, 
wenn das betreffende Schiff auf der Reife durch irgend einen Unfall an der 
Fortſetzung gehindert würde; Berficherung der Fahrniſſe während der See— 
reife oder ausdrüdlichen Verzicht des Auswanderers darauf; Zuficherung hin— 
reichender Berköftigung während der Reife oder die Erklärung, daß der Aus— 
wanderer für feine Verköſtigung ſelbſt forge; die Verpflichtung des Unter— 
nehmers, den badijchen Gerichtsftand anzuerkennen oder fich dem Schieds— 
ipruch eines badifchen Konſuls im Ausland zu unterwerfen, wenn der Aus— 
wanderer diefen wählen jollte. Für Verlegung der gejetlichen Vorſchriften 
waren Strafen bis zu 30 fl im einzelnen alle vorgefehen, in jchwereren 
Fällen Entziehung der Konzeflion. Hinfichtlich des Verbotes der Verleitung 
und Werbung zum Auswandern blieb es bei den bejtehenden Verordnungen, 
aljo im wejentlichen bei der Beitimmung von 1803. 

Es war an der Zeit gewefen, endlich durch eine Ordnung der Rechts: 
verhältniffe der Auswanderungsunternehmer auf dieſe einen beitimmenden 
Einfluß zu gewinnen, wie einige furz nach Grlaß der Verordnung bekannt 
gewordene Fälle bewiefen. Im März 1847 nämlich meldeten fich bei dem 
badischen Konful in Antwerpen zwei Gruppen von Yuswanderern. Der 
einen war Abfahrt von Rotterdam aus zugefichert worden unter Verköftigung 
nach ſpäteſtens dreitägigem Aufenthalt im Hafen. Sie erhielten aber dann 
Fahrjcheine von Antwerpen aus und mußten durch 10 Tage fich ſelbſt ver- 
föftigen, ohne daß jemand für fie forgte. Die zweite Gruppe betraf Ge- 
meindeauswanderer. In Wimmersbach und Epfenbach waren durch öffent- 
fihen Aufruf die zum Auswandern geneigten Einwohner von den Ortö« 
behörden aufgefordert worden, ihre Erklärung zu diefem Ende auf den Ge— 
meindehäufern zu machen, um auf Koften der Gemeinde befördert zu werden. 
E3 waren ihrer 47 aus Wimmersbach und 60 aus Epfenbadh. Sie wurden 
bis Mannheim begleitet, erhielten dort Zehrgeld und follten von Antwerpen 
aus nach New-Orleans eingejchifft werden. In Antwerpen kamen fie am 
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21. März an, der Schiffsreeder, an den fie gewiejen wurden, wollte aber 
von nichts wiffen. Durch Eingreifen des badifchen Konſuls gelang e& dann, 
die Sache aufzuklären. Der Reeder Hatte am 20. März ein Schiff abgehen 
laffen, jelbjt aber erit am 22. März die Nachricht empfangen, daß die 
Agentur ihm Leute zufchide. Beide Fälle gelangten durch Vermittlung 
des badifchen Konſuls zu einer für die Auswanderer befriedigenden Löjung, 
indem ihnen auf Koſten der Agentur Erfah bezw. Beförderung über New— 
Nork nach New-Drleand zu teil wurde. 

Die Verordnung von 1847 wurde ſchon am 11. Februar 1852 durch 
eine neue und umfafjendere Regelung erjeßt. Gefuche um Zulaffung zur 
Vermittlung des Transportes von Auswanderern find nunmehr ausfchlieh- 
lih an das Minijterium des Innern zu richten und von eingehenden Nach- 
weifen über die perjönlichen und ökonomiſchen Verhältniſſe, ſowie über die 
Gejchäftsverbindungen, zu begleiten. In der Regel wird die Erlaubnis nur 
Unternehmern erteilt, welche am Orte des Gefchäftsbetriebes dag Ortöbürger- 
recht befigen, alfo Inländer find. Die Kaution wird für die Unternehmer 
auf 8000 fl, für jeden Unteragenten auf 500 fl feſtgeſetzt. Die zu benüßen- 
den Bertragsformularien find vorher vom Minifterium zu genehmigen. Die 
Form der Auzfertigung und der Inhalt der Verträge werden noch forgfältiger 
geregelt. Es darf nichts radiert fein, jede Anderung muß von beiden Teilen 
unterzeichnet fein; in den Vertrag find noch bejonders aufzunehmen: die 
Verpflichtung zur Beförderung zum Seehafen auf ausdrüdlich angegebenem 
Wege, bei Reijegejellichaften von 40 und mehr Perfonen ift ein Neifebegleiter 
mitzugeben; die Verpflichtung, daß die Auswanderer die erjorderlichen Plätze, 
Bettitellen, Raum in der Küche zum Kochen, gutes und genügendes Trink— 
waſſer, Holz, Licht, nötigenfalls Medikamente erhalten müfjen; die Zufiche- 
rung freien Transporte des Gepädes; die Erklärung, daß die am über- 
feeifchen Landungsplatze etwa zu entrichtenden Eingangagebühren im Über: 
fahrtöpreis enthalten find. Im übrigen hatten die Verträge die in der 
Verordnung von 1847 angeführten bejonderen Beſtimmungen zu enthalten. 
Nunmehr Juchte man fich auch der die Auswanderung begünftigenden Einflüfje 
des Agententums zu erwehren. Es war ihnen ausdrüdlich unterfagt, zur Aus— 
wanderung anzuwerben bezw. zum Abſchluß desfallfiger Verträge zu verleiten ; 
fie dürfen zu dem Ende namentlich weder felbjt im Lande Herumreifen noch 
andere Perſonen umherſenden; ebenjo iſt e& ihnen unterjagt, zum Abſchluß von 
Verträgen oder zum Ausſpüren von Auswanderungsluſtigen fi) Makler zu 
bedienen. In den legterwähnten Punkten werden fie der Aufficht der Polizei- 
behörden und der Gensdarmerie unterjtellt, während die allgemeine Über- 
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wachung von den Bezirksämtern ausgeht. Das Strafaugmaß war num 
höher gegriffen und ging biß zu 300 fl für den einzelnen Tall. 

Die fich anbahnende Neugeftaltung des öffentlichen Rechtes konnte nicht 
ohne Einfluß auf die Rechtsverhältniffe bezüglich der Auswanderung bleiben. 
Am 12. Januar 1849 waren die deutjchen Grundrechte im badifchen Res 
gierungsblatt veröffentlicht und anerkannt worden. Nun beftimmte aber 
Art. IS 6, daß die Auswanderungsfreiheit von Staatöwegen nicht beſchränkt 
werden jolle. Nach den im Bericht des Verfaffungsausichufies ausgeiprochenen 
Motiven jollte namentlich auch die Erfüllung der Militärpflicht vor der Aus— 
wanderung nicht verlangt werden fünnen. Da durch Art. IIS 7 der deut- 
chen Grundrechte und Art. 9 des badifchen Geſetzes vom 12. Februar 
1849 die Stellvertretung Konfkriptionspflichtiger abgejchafft war, jo Eonnte 
die Auswanderungsbewilligung für Militärpflichtige auch nicht einmal mehr 
von der Hinterlegung einer Einſtandsſumme abhängig gemacht werden. Das 
Minijtertum des Innern, das über die Frage der Neuregelung der Rechts: 
verhältniffe am 16. Februar einen Vortrag zum Staatsminifterium erftattet, 
„findet einen ſolchen Grundjat auch überall nicht für bedenklih. Die Zeiten, 
wo man die Vermehrung der Bevölkerung von Staatöwegen fo weit nur 
immer möglich befördern zu müflen glaubte, find für Deutfchland wohl für 
jet vorüber; im Gegenteil ſucht man nunfallfeitig die Auswanderung zu 
begünjtigen und wird davon auch dann feine Ausnahme machen wollen, 
wenn es fich um die Auswanderung der jüngeren Leute handelt, die ihrer 
Militärpflicht nicht genügt haben“. 

Selbit aus dem ftehenden Heer werde ein Austritt in Friedenszeiten 
nicht zu verfagen fein. Das Minifterium des Innern drängte daher auf 
Erlaß eines Gejehes in diefem Sinne. Dagegen ift das Minifterium der 
Yuftiz dafür noch zuzumarten, „bis einer der größeren deutjchen Staaten 
gleichfalld das Auswanderungsweſen geordnet hat, da es vorzüglich in diefer 
Sade von Bedeutung ift, nach gleichen Grundfäßen zu Werke zu gehen“, 
und erörterte vorläufig nur die Grundfäße, nach welchen ein Geſetz etwa 
augzuarbeiten wäre. Zweifellos fei, daß der Staat die Auswanderung nicht 
mehr wie bisher nach feinem Ermeſſen geitatten oder verbieten dürfe. Da— 
gegen feien gewiſſe jtaat3polizeiliche Maßnahmen und auch Beichränkungen 
der Auswanderungsfreiheit im Intereſſe beftimmter Privatrechte zuläſſig, und 
es werden daher in diefer Richtung Vorfchläge gemacht, die bei einer even- 
tuellen gefeglichen Regelung berüdfichtigt werden follten. Sie bezogen ſich 
auf einen Schu der Minderjährigen und frauen, ſowie der Gläubiger, 
Die Auswanderung jolle erſt nach Sicherftellung der Rechte diefer Perjonen 
erlaubt werden; geht fie doch vor fich, fo folle die Folge davon der Ver— 
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luft des Heimats- und Ortöbürgerrechtes und eine Geldbuße von 3%o des 
Vermögens fein. 

Zu einer einheitlichen Regelung der Auswanderungsverhältnifie fam es 
nicht, doch wurden durch die Verordnung vom 16. April 1849 und 
10. April 1850 in Bezug auf die Auswanderung Militärpflichtiger Er- 
leichterungen getroffen, die wohl mit Rüdficht auf die Aufftandsbewegung 
des Jahres 1849 über das durch die Grundrechte geforderte Maß hinaus— 
gingen, da diefe ja durch Aufftellung dev Wehrpflicht der Auswanderungs- 
freiheit Schranken gezogen Hatten. Durch die eritere Verordnung wurde 
beitimmt, daß die Konfkriptionspflichtigen bis zum Zeitpuntt, wo fie 
in die jährlich aufzuftellenden Liften der Pflichtigen eingetragen find, ferner 
Referviften und Konjkriptionspflichtige mit ihren Eltern unbejchräntt aus— 
wandern dürfen. Doch mußte, wer dor dem 30. Jahre zurüdfehrte, nach» 
träglich dienen. Die zweite Verordnung dehnte die Freiheit auszuwandern 
auf alle aus, die noch nicht vom Militär übernommen waren. Ein Geſetz— 
entwurf des Jahres 1850, der dieje Freiheit auch auf aktive Soldaten — 
mit Rüdficht darauf, daß fie fich nicht mehr durch Stellvertretung freimachen 
tonnten — ausdehnte, kam nicht mehr zur Verhandlung. Aber dafür wurde die 
Erlaubnis zur Auswanderung aktiver Soldaten jeitens des Kriegsminiſteriums 
wohl nur in Ausnahmefällen verweigert. Die Wirkungen diefer freien Auf» 
fafjung zeigten fich bald. Schon im November 1850 machte die Regie 
rung des Oberrheinkreifeg auf die jtarfe Auswanderung Konjfriptionspflich- 
tiger aufmerffjam. Die gleiche Wahrnehmung machte die Regierung des 
Unterrheinkreifeg und trug in einem Bericht vom 28. Juli 1852 auf Be- 
ichränfung der Auswanderung an. Im Jahre 1853 ftellten einzelne Be— 
zirke nicht mehr die erforderliche Zahl an Rekruten. Im ganzen ergab die 
Zahl der Konjkription 1581 Pflichtige weniger ala 1816, troßdem fich die 
Bevölkerung doch bedeutend vermehrt Hatte Dennoh und obwohl 
ihon am 5, Mai 1851 die deutfchen Grundrechte außer Kraft gejeht waren 
und durch das Geje dom 13. Februar 1851 die Stellvertretung wieder 
Eingang gefunden hatte, fchritt man zu feiner Beichränktung der Auswan— 
derungsfreiheit. 


10* 


VI. Das Auswanderungswelen feit der Mitte der 
fünfziger Jahre. 


a) Das Auswanderungsweien bis zur Gründung des Deutichen 
Reiches. 


Das Auswanderungsweſen weiſt ſeit der Mitte der fünfziger Jahre 
keine neuen Züge mehr auf, die für ſeine Beurteilung von Bedeutung wären. 
Die Auswanderung hat in den Jahren 1848—1854 ihre größte Ausdeh— 
nung erlangt, nimmt in der nächiten Zeit um vieles ab und wird erjt wieder 
in der neueren Zeit einigermaßen bedeutend. Die Unterftügung, welche fie 
vom Staat und den Gemeinden erfahren Hatte, verſchwindet nicht vollkommen, 
geht aber gleichfalls bedeutend zurüd. Bon Staatöwegen wurden im Budget 
für 1856/57 20000 fl, in der nächjten Budgetperiode 5000 fl für jedes 
Sahr gefordert, um einzelnen Perfonen oder Yamilien, deren Auswanderung 
wünfchenwert erfcheinen mußte, die nötigen Mittel dazu bieten zu können. 
Dies dauert bis zum Jahre 1866. Seitens der Gemeinden wird dieſe 
Unterftügung noch durch längere Zeit, bis in die achtziger Jahre herein vor— 
genommen. Aber e3 iſt nicht das, was man im nationalen Eifer der vier: 
ziger Jahre angejtrebt Hatte, eine Organifation der Auswanderung. Die 
Bemühungen einzelner Regierungen, wie eben der badifchen, bei der Zentral- 
gewalt in diefer Hinficht etwas zu erreichen, waren ebenfo gejcheitert, wie 
die zahlreichen privaten Unternehmungen und allmählich ganz in den Hinter- 
grund getreten. Nicht einmal ein beftimmtes Ziel ftellte man den mit 
Staats- oder Gemeindemitteln ausgewanderten Berfonen vor Augen. Man 
ließ fie nach ihrem Wunſche gehen, wohin es ihnen beliebte. irgend eine 
Bedeutung für die Bewegung der Bevölkerung oder die allgemeine wirt« 
ichaftliche Entwidlung beſaß dieje unterjtügte Auswanderung nicht mehr, 
wenn fie auch zweifellos den einzelnen Gemeinden genüßt bat, die dadurch 
in die Lage verfeßt wurden, die Verhältnismäßigkeit ihrer Bevölkerung zu 
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der gegebenen Größe ihres Grundbeſitzes und ihrer Erwerbögelegenheiten auf: 
recht zu erhalten. Ginen Beweis für das Geſagte bietet auch das voll: 
ſtändige Zurüdtreten des Auswanderungsvereins, in dem fich ja neben den 
Regierungsmaßregeln das Streben nach einer Organijation der Auswande— 
rung verkörpert hatte. Diefer Verfuch eines nationalen Auffchtvunges, der 
in jo grellem Widerfpruch zu der politifchen Organifation und Macht des 
Deutichen Bundes ftand, war wie viele Andere verfrüht geweſen, und nur 
wie eine Erinnerung daran klingt es, wenn die neuerlichen Verordnungen 
und Erläffe noch als „die Leitung des Auswanderungsweſens betreffend” be- 
bezeichnet werden, während fie nur Polizeiverfügungen untergeordneter Art 
enthalten. 

Was die Größe der Auswanderung in diefer Zeit anbelangt, jo war 
fie jeit dem Jahre 1854 in ftetem Abnehmen begriffen und erreichte 1861/62, 
wohl unter Mitwirkung der Lage in Amerika ihren tieften Punkt mit einer 
nachweisbaren Zahl von nur rund 1000 Auswanderern im Jahr. Im 
Zaufe der jechjiger Jahre fteigt die Zahl wieder, um im Sahre 1867 mit 
der Ziffer von nachgewiefenernaßen 3386 jedenfall® aber in Wirklichkeit 
bedeutend mehr, vermutlich 8—10000 Perſonen, eine ſchon lange nicht 
mehr erreichte Höhe zu erzielen. Das Anwachſen der Auswanderung 
in diefem Jahre ift, wie aus den Berichten der Amter hervorgeht, darauf 
zurückzuführen, daß die zu erwartende Einführung der allgemeinen Wehr— 
pfliht nach dem preußifchen Mufter jehr viel junge Leute vom 17.—20. 
Jahr zur Auswanderung veranlaßte. 

Die Entwidlung des Austwanderungsrechtes zeigt nach wie vor eine 
große Duldjamteit und praktiiche Anerkennung des Rechtes der Auswande- 
rungsfreiheit. ine vorübergehende, vom 18. März 1855 bis 13. Juni 
1856 dauernde Einjchränfung war die Folge der durch die Bundesverſamm— 
lung im Februar 1855 verfügten Kriegsbereitichaft; das waren aber durch 
die Berhältniffe geforderte außerordentliche Maßnahmen, die mit dem Auf: 
hören der Kriegäbereitung wieder jchwanden. Die das Austwanderungsrecht 
Militärpflichtiger regelnde Verordnung vom 8. November 1856 ſchloß fich 
wieder im wefentlichen an den früheren Zuftand an. Diejenigen Konfkrip— 
tionspflichtigen, welche vor dem 1. Januar des der Konjkription voraus— 
gehenden Jahres um Auswanderungserlaubnis nachjuchten, jowie diejenigen, 
welche der ordentlichen Konfkription genügt hatten, aber noch im Alter der 
außerordentlichen Konjtription jtehen, find bei der Erteilung der Auswan— 
derungserlaubnis durch ihre Pflichten nicht beſchränkt, den Fall eines Krieges 
ausgenommen. Auch nach jenem Zeitpuntte wird die Auswanderungsfreiheit 
nicht beſchränkt bis zur Übernahme durch die Militärbehörde für jolche 
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Pflichtige, welche a) mit ihren Eltern oder dem Überlebenden Elternteil oder 
nach dem Zode beider Eltern mit ihren Großeltern oder jämtlichen Ge- 
ichwijtern auswandern oder denfjelben nachziehen wollen oder b) für Ein- 
jtellung eines Mannes Sicherheit leijten. AL Einjtandefumme wurden 
600 fl gefordert. In Ausnahmefällen durfte aber auch ohne eine folche 
dag Miniſterium des Innern die Erlaubnis zur Auswanderung erteilen. 
Wer ohne Stellung einer Einjtandajumme ausgewandert und vor dem 
30. Jahre zurücgefehrt war, hatte nachträglich feiner Militärpflicht genüge 
zu leiften. Nach gejchehener Übernahme der Rekruten durch die Militär: 
behörde konnte die Außswanderungserlaubnis nur noch nach der vom Kriegs— 
minijterium in Gemäßheit des Gefeßes vom 28. Augujt 1835 bewilligten 
Entlaffung erteilt werden. 

Auch die bei früherer Gelegenheit de lege ferenda vom Yuftizminifterium 
betonten privatrechtlichen Beichränkungen fonnten einen maßgebenden hem— 
menden Einfluß nicht ausüben. So betont ein Exrlaß des Miniſteriums des 
Innern vom 21. Mai 1859, daß Feine Veranlaffung vorliege, den Nach» 
weis der Beiriedigung der Gläubiger beim Wegzug zu fordern, da nad 
Art. 18 lit. b der Bundesafte jede andere Beichränfung des freien Weg: 
zuges als die durch die Militärpflicht begründete verboten it. Übrigens 
würden auch die Verfehrsverhältniffe die Aufrechterhaltung jener Forderung 
unmöglich machen. An diefem Standpunft hielt die Regierung auch in der 
Folge feit, während bei den untergeordneten Organen häufig eine ftrengere 
Auslegung der Vorjchriften der Gefehe vom 16. Dezember 1803 und vom 
5. Dftober 1820 erfolgte, welche dag Minijterium wiederholt veranlaßten, 
jo am 16. Mai 1863 und am 19. Juli 1867, Erläuterungen ergehen zu 
laſſen. Die erjtere Verordnung betont, daß die Vorjchriften über das Ein- 
jchreiten gegen jog. heimliche Auswanderer von einzelnen Bezirfgämtern bis 
in die neuere Zeit in einer weder den Verhältniffen des jetzigen Verkehres 
noch dem Zwecke jener Borjchriften entjprechenden Weife angewandt würden. 
63 jei das Berfahren wegen heimlicher Auswanderung nur gegen jolche 
Staatsangehörige einzuleiten, welche in der Abficht, fich einer beftimmten 
ftaatsbürgerlichen Pflicht 3. B. der Konfkriptionspflicht zu entziehen, das 
Vaterland verlafien. Bet anderen Staatdangehörigen jei das Einfchreiten 
von Beteiligten (Gläubigern, Verwandten, VBormündern) abzuwarten, doch 
müſſe es in einem jolchen Falle mindeſtens dringend wahrjcheinlich fein, 
daß ſich der Abweſende mit der Abficht die gejegliche Austwanderungspflicht 
zu umgeben, im Auslande niedergelafjen habe. Die zweite Verordnung er» 
flärte, daß e3 nicht die Aufgabe der Bezirtsämter fei, Verhandlungen mit 
Auswanderungsluftigen und deren Gläubigen zu führen, um Dedung der 
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Forderungen der Xeßteren zu erlangen. Ihr Verfahren fei vielmehr darauf 
zu beichränfen, dag Auswanderungsvorhaben in den öffentlichen Blättern 
befannt zu geben und eine Frijt von 14 Tagen zu beitimmen, innerhalb 
welcher fich die Gläubiger mit ihren Schuldnern abzufinden oder die gericht- 
lihe Hülfe anzurufen haben, da darnach der Reiſepaß ausgefolgt werde. 
In Bezug auf das Agentenweien wurde durch die Vollzugsverordnung 
vom 12. Juli 1864 zum Geſetz über die Organifation der inneren Ber: 
waltung die Erlaubnis zur Beftätigung von Auswanderungsagenten den 
unteren Organen, den Bezirfdämtern, erteilt; an den die Agentenverhält- 
niffe jelbit betreffenden Rechtsbejtimmungen wurde nach Erlaß des Polizei— 
Itrafgefegbuches durch die Verordnung vom 7. November 1865 einiges ge- 
ändert. Die Kaution der Unternegmer wurde auf 10000 fl erhöht; die 
Verpflichtung zur Berköftigung der Auswanderer wurde ausgedehnt, indem 
fie auch für zwei Tage Aufenthalt nach der Ankunft im Einwanderungs— 
hafen Geltung behielt. Die Strafbejtimmungen wurden nicht mehr wieder 
holt, an ihre Stelle traten die $$ 133 und 134 des Polizeijtrafgejeßbuches 
vom 31. Oktober 1863, welche ganz allgemein Gelditrafen bis zu 100 fl 
bezw. im MWiederholungsfalle Gefängnis bis zu vier Wochen fejtjegten fir 
den, der fonzeffionspflichtige Gewerbe ohne jtaatliche Genehmigung oder nad) 
erfolgter Aufhebung der Genehmigung ausübt oder den Verordnungen zu— 
widerhandelt, die bezüglich des Betriebes eines folchen Gewerbes erlaſſen find. 


b) Das Auswanderungsiweien jeit der Gründung des Deutichen 
Reiches. 


Die Gründung des Reiches und die damit verbundene Übernahme der 
Geſetze des Norddeutjchen Bundes über Erwerb und Berlujt der Staats» 
angehörigfeit, über dag Paßweſen und über die Wehrpflicht bedingten ein- 
zelne Änderungen im Verfahren bei der Erteilung der Erlaubnis zur Aus« 
wanderung. Die einzige Schranke war nunmehr in der Wehrpflicht gelegen 
und dieje führte gegenüber der in Baden auf Grund der Berordnung vom 
8. November 1856 bejtehenden Übung allerdings zu einer großen Beichrän- 
fung. War die Beichränfung früher erit von dem der Konfkription voraus— 
gehenden Jahre an wirkfam, jo tritt fie nun ſchon dom 17. Jahre ein, 
indem noch nicht ausgehobene Wehrpflichtige vom 17.—25. Lebensjahr des 
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Zeugnifjes der Erſatzbehörde, daß fie nicht, um der Dienftpflicht zu entgehen, 
auswandern, auch dann bedürfen, wenn fie mit den Eltern wegziehen; indem 
die Möglichkeit durch Zahlung einer Einftandsfumme der Wehrpflicht zu 
entgehen wegfiel und auch für die Grlaubnigerteilung zur Auswanderung 
an gewiſſe Kategorien des Beurlaubtenftandes Erſchwerungen bejtehen, die 
man in Baden nicht kannte. Dagegen fielen nunmehr auch die lebten 
Reſte der Verordnungen von 1803, indem bei Erteilung der Auswande— 
rungserlaubnis feinerlei Rüdjichten mehr auf die privatrechtlichen Verpflich— 
tungen der Auswanderer zu nehmen waren. Weder das Reichsgeſetz über 
Erwerb und Berluft der Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 noch das 
über das Paßweſen vom 12, Oktober 1867 fannten andere Bejchränfungen 
des Auswanderungsrechtes und der abminijtrativen Anerkennung deflelben 
als die oben erwähnten. Die badiichen Verordnungen vom 17. Februar 
1870 und 12. September 1871 trugen dem Rechnung, indem fie den öffent- 
lichen Gläubigeraufruf, jowie die Beftimmung der Verordnung vom 7. No= 
vember 1865 befeitigten, wonach Überfahrtsverträge feitens der Auswande— 
rungsunternehmer erft dann an die Auswandernden zu verabjolgen waren, 
wenn diefe die amtliche Erlaubnis zur Auswanderung nachweifen Eonnten. 

In Bezug auf das Agentenwejen verblieb es auch nad 1871 noch 
bei den jonderftaatlichen Beltimmungen, obwohl die Auswanderungsanges 
legenheiten durch die Verfaffung dem Reiche unterjtellt waren, da man bis— 
her zu einer reichögejeglichen Ordnung der Sache nicht gefommen ift. Die 
in diefer Hinficht in Baden getroffenen Ordnungen find teilweije Anderungen 
bezw. Erweiterungen der Verordnung von 1865. Am 6. Juli 1873 wird 
auf eine Anregung des NReichöfanzleramtes Hin allen Ausländern die Kon— 
zeffion zur Vermittelung der Auswanderung entzogen und den Bezirksämtern 
unterfagt, künftig Ausländern Konzejfion zu erteilen. In einem Erlaß des 
Miniſteriums des Innern vom 9. April 1881 werden neuerlich gewiſſe 
Punkte hervorgehoben, welche ausdrüdlich in die Überfahrtsverträge aufzu« 
nehmen find: daß ein Gremplar des DBertrages bis zur Erreichung des 
Reifezieles im Bei des Auswanderer bleibt; daß nur jolche Perfonen be= 
fördert werden, welche nach den beftehenden Einwanderungsgeſetzen in den 
betreffenden Staaten landen dürfen; daß die Agenturen fich verpflichten die 
aus der Berordnung dom 7. November 1865 fließenden Verfügungen zu 
erfüllen; daß auf Verlangen des Auswandererd für die Dauer der Reife 
jeine Effekten zum angegebenen Werte gegen 1e'o Provifion verfichert 
werden. 

Es find zur Zeit 15 Auswanderungsunternehmer mit 758 Unteragenten 
in Baden fonzejfioniert, welchen die Beiörderung in Verbindung mit 29 
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ausdrücklich bezeichneten Schiffahrtögejellichaiten bezw. Schifferpedienten und 
Reederhäufern geftattet iſt. Trotz diefer großen Zahl fcheint ihre Bedeutung 
zurückzutreten. 

Über den Umfang der Vermittelungsthätigkeit der Auswanderungs— 
agenten in Baden enthält das jtatiftiiche Jahrbuch für das Großherzogtum 
feit 1882 jährliche Nachweifungen, aus welchen hervorgeht, daß nur etwa 
zwei Drittel jämtlicher badifcher Auswanderer fich diefer Vermittelung be- 
dienen. Die Zahl der von badifchen Agenten bejörderten Auswanderer 
betrug von 1882 — 1889 39479, die Zahl der wirklich Ausgewanderten aber 
wenigitend 56000. Die Agenten jpielen eben Heute im wmefentlichen nur 
noch die Rolle von Tahricheinverfäufern der Dampfichiffahrtsgefellichaften 
und diefe Vermittlung wird durch die Erleichterung des Verkehres und die 
direkten Verbindungen mit Tebteren entbehrlich. 

Ein pofitives Eingreifen der Megierung zur Leitung der Auswanderung 
fand, wie jchon früher hervorgehoben wurde, nicht mehr ftatt. Sie begnügte 
fich, bei paflender Gelegenheit auf das eine oder andere Moment zu ver— 
weijen, 3. B. die Benügung der von der deutfchen Gejellichaft in New-York 
getroffenen Einrichtungen zu empfehlen, von der Benützung von Segeljchiffen 
abzuraten u. dergl. ingreifender find gewiſſe Sperrmaßregeln, mie die des 
Verbote der Vermittlung der Auswanderung nach beitimmten Gebieten. 
Ein folches Verbot war fchon am 5. Dezember 1867 in Bezug auf Peru 
erlaffen worden, weil die dort beabfichtigten Kolonifationsverhältniffe „bei 
den dermaligen Verhältniffen Perus fein Vertrauen erweden können“. Am 
29. Juli 1875 wird „in Erwägung der Nachteile und Gefahren, welchen die 
deutjchen Auswanderer in der füdamerifanifchen Republik Venezuela aus— 
gejeßt find”, die Beförderung don Auswanderern oder DBermittelung der 
Auswanderung unterjagt. 

Am 26. April 1876 giebt ein Umfichgreifen der Werbung von Aus— 
wanderern für Brafilien der Regierung Veranlaffung einzufchreiten. Sie ver- 
weift auf den ungenügenden Schuß, den die Einwandernden ſeitens der 
brafilianifchen Regierung erhielten, insbeſondere auf das brafilianische Geſetz 
vom 11. September 1837, welches ausländifche Dienftboten der Herrſchaft 
vollfommen preisgiebt und wiederholt daher ein Verbot, das bereits im 
Jahre 1867 ergangen war, die Auswanderung nad) Brafilien zu befördern. 

Im April 1880 wird die überhand nehmende Auswanderung zum 
Gegenftand einer Berichterftattung feitens der Bezirfsämter gemacht. Die 
von diejfen für die Auswanderung geltend gemachten Gründe find die üb: 
lien: in dem einen Zeile ijt der wenig ergiebige Boden nicht imftande, 
die anwachjenden Bevölferungsteile zu ernähren, in einem anderen, nament» 
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lih in den MWeingegenden, verarmen die Leute oder drohen fie zu verarmen 
nach einigen jchlechten Ernten; in einem dritten fpielen die Briefe und Schil- 
derungen der Verwandten und Freunde eine große Rolle, und endlich fommt 
hinzu die Thätigkeit der Auswanderungsagenten und auch die Unterjtäßung 
jeiten® der Gemeinden. In dieſer letzteren Hinſicht kann wohl nicht von 
einer VBerurjachung, jondern nur don dem Mittel der Auswanderung die 
Rede fein. Eine Verwendung der Gemeindemittel in dieſer Richtung ift 
nach dem Gemeindegefeg durchaus zuläſſig. Allein wiederholt machen die 
Berichte der Bezirksämter auf Unzuträglichkeiten in der Art diefer Verwen— 
dung aufmerffam, jo daß dag Minijterium fich genötigt fieht, in einem Er- 
laß vom 28, April 1881 den Gemeinden eine Richtichnur für folche Unter- 
ftüßungen zu geben: „Es muß vor allem darauf geachtet werden, ob nach 
den Umitänden des einzelnen Falles auch wirklich mit genügender Sicherheit 
angenommen werden fann, daß der Auswanderungsluftige feiner Perfönlich- 
feit nach im Auslande jein Fortlommen überhaupt finden kann, ob er folches 
vorausfichtlich beifer und ficherer finden wird, ala dies in feiner Heimat der 
Fall wäre. Es geht nämlich durchaus nicht an, daß Gemeindezufchüfle an 
auswanderungäluftige Gemeindeangehörige gewährt oder folche durch dieſe 
Zuſchüſſe geradezu zur Auswanderung veranlaßt werden, lediglich in der 
Abficht, die Gemeinde von der ihr gejeglich obliegenden Pflicht zur Armen— 
unterjtüßung zu befreien, während die Auswanderer durch eine ſolche Maß— 
regel einer völlig unficheren und vorausfichtlich verhängnisvollen Zukunft 
entgegengeführt werden.“ 


YII. Statifik. Allgemeine Beurteilung der 
Auswanderung. 


Der anfangs des Jahres 1848 gefaßte Entjehluß des Staatsminifteriumsg, 
die Frage einer Leitung der Auswanderung in Erwägung zu ziehen, hatte 
unter anderem einen Erlaß vom 9. Februar an das Minifterium des 
Innern zur Folge, in welchem diejem aufgetragen wurde, Nachweifungen über 
die von 1840 bis 1847 jtattgehabten Auswanderungen erheben zu laffen 
und dafür zu forgen, daB die betreffenden Regierungsbehörden künftig in 
fteter überfichtlicher Kenntnis der auf die Auswanderungen bezüglichen That— 
fachen bleiben. Die Ämter hatten daher über die Auswanderungen fort 
laufende Regifter zu führen, und diefe jollten enthalten: 1) Name, Alter, 
Heimatort des Auswanderer und der mitgezogenen Familie, 2) Stand 
oder Beruf des Familienhauptes oder der Ledigen Auswanderer, 3) den uns 
gefähren Betrag des ausgeführten Vermögens, 4) Angabe etwaiger Unter: 
ftügungen, 5) Auswanderungsziel, 6) Notizen über jpätere Schidfale der 
Auswanderer. Gine für dag ganze Großherzogtum aufzuftellende Haupt— 
überficht jollte umfaffen I. die Zahl 1. der außgewanderten Yamilienhäupter, 
2. der mit ihnen ausgewanderten Angehörigen, 3. der ledigen jelbjtändigen 
Auswanderer; II. die Verteilung der Auswanderer auf 1. die aderbautrei= 
bende Klaſſe, 2. die Handwerker, 3. andere Berufe. Innerhalb jeder ein- 
zelnen Berufsfategorien jollte angegeben werden III. das Auswanderungs— 
ziel und zwar 1. Nordbamerifanifche Treiftaaten außer Texas, 2. Texas, 
3. Algier, 5. andere überfeeifche Gebiete, 5. Oſteuropa; IV. das ausgeführte 
Vermögen, V. der Betrag der Unterftügungen. 

Die erſte diefer Überfichten, die fih auf die Jahre 1840—1847 
eritredte, wurde am 1. Auguſt 1849 dem Staatsminifterium vorgelegt. Ihre 
Quelle, wie die aller fpäteren gleichartigen Zufammenftellungen, find die 
von den Regierungsbehörden, welche die Erlaubnis zur Auswanderung zu 
erteilen hatlen, gefammelten Angaben. Ihre Bedeutung hängt daher offen- 


156 E. v. Philippovich, Auswanderungsweſen in Baden. 


bar von dem Make ab, in welchen diefe Leßteren die Thatſachen erjchöpfend 
wiedergaben. Dies Berhältnis jcheint ſchon für die eriten Zeiten der Er— 
bebungen fein ſehr vollfommenes gewejen zu fein, wie eine Vergleichung der 
Geburtenüberfchüffe mit dem Wachdtum der Bevölkerung und der nachge= 
gewiefenen Auswanderung ergiebt. Nach der amtlichen Auswanderungss 
ftatiftif waren die Hauptthatfachen in dem maRgebenden Zeitraum größerer 
Auswanderung die folgenden: 


(Siehe Tabelle auf der nächſten Seite). 


Für die folgenden zehn Jahre 1856—1865 find die amtlich feſtge— 
jtellten Auswanderungsziffern in der zeitlichen Folge: 1969 3477 1970 
1241 2608 1330 938 913 1407 2735, Sie ftehen zweifellos nicht mehr 
im Einklang mit der thatfächlichen Auswanderung, die in der zweiten Hälfte 
der fünfziger Jahre fich in fteigendem Maße von der vorherigen Einholung 
der Auswanderungserlaubnis zu emanzipieren begann und als „heimliche“ 
Auswanderung ohne nennenswerte Beichwernis vor fich gehen konnte. Eine 
Beurteilung der gefamten Größe der badifchen Auswanderung wird daher 
zweifellos an das oben erwähnte Verhältnis des Geburtenüberfchuffes zum 
Wachstum der Bevölkerung anknüpfen müffen. Berechnet man das Wachs— 
tum der Bevölkerung, wie e8 nach dem Überjchuffe dev Geburten über die 
Todesfälle fein müßte, und vergleicht man die erhaltene Größe mit dem 
durch) Zählung der Gefamtbevölferung fejtgeitellten Wachstum, jo erhält 
man in dem etwaigen Überfchuß der eriteren Größe über die letztere den 
Betrag, um welchen die Auswanderung die Einwanderung überſtieg. Eine 
jolche Rechnung ergiebt daher nicht die reine Auswanderung, jondern nur 
die Mehrauswanderung ; erjtere wird größer fein. Die fo berechnete Mehr- 
auswanderung betrug: 

















in ben Jahren | Perjonen 
1841—-1343 3716 
1844— 1346 12941 
1847— 1849 | 3599 
1850— 1852 40420 
1853— 1355 56718 
1856— 1858 12257 
1859 — 1861 | 6495 
Summa 1940-1861 | 169539 
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Die amtliche Statiftif vermag für den gleichen Zeitraum nur rund 
98000 Audwanderer fejtzuftellen. 

Eine in gleicher Weife durchgeführte Verfolgung der Bevölkerungsbe— 
wegung von 1862—1864 ergiebt das auffallende Refultat, daß die Bevöl- 
ferung um 15580 Perfonen über der durch den Geburtenüberfchuß bedingten 
Zahl fteht, aljo eine Mehreinwanderung in der angegebenen Größe zu ver— 
zeichnen gehabt hätte. Ihatjächlich find aber in den drei Jahren nur 973 Per- 
fonen ein= und — nachweisbar — wenigſtens 2900 Perſonen ausgewandert, jo 
daß die Zählung 18000 Perſonen feitgeftellt Hat, deren Eriftenz gewiſſer-. 
maßen erſt jet entdeckt twurde, in früherer Zeit durch Fehler der Zählungs- 
methode verhüllt blieb’, Aber jelbjt wenn man diefen Fehler in Rechnung 
ftellt und annimmt, die Bevölkerung fei während der oben betrachteten 
Periode um 18000 Köpfe größer gewejen, als der Berechnung zu Grunde 
lagen, jo würde die amtliche Gtatiftif do noch mit 60000 Perſonen 
zurüdbleiben, 

Noch größer ift der Unterjchied Tür die Zeit feit 1864. Es waren 
mehr ausgewandert 


im Durchſchnitt jährlich 


Perfonen nach neben: nach der amt: 


| 
in den Jahren! { 
| ftehender Be: ' lichen bab. 





un. Sehe 
l | 

1865-1867 | 36739 12945 3050 

1868—1871 | 26959 6738 2377 

1872—1875 | 26918 6729 3378 

1876—1880 | 26265 5253 1788 

1881—1885 | 473716 | 9343 | 4946 
Summa | 164597 | 7838 3148 


Die amtliche Statiftit bleibt demnach um mehr als die Hälfte Hinter 
der thatjächlichen Größe der Auswanderung aus Baden zurüd, was wohl 
wejentlich darauf beruht, daß ein nicht unbedeutender Teil der badifchen Aus— 
wanderung, nach den bis 1885 veichenden Nachweifungen ein Drittel big zur 
Hälfte der Gefamtauswanderung, über Havre geht, hier aber nur fehr un— 


’ Dgl. Beiträge zur Statiftit der inneren Verwaltung des Großherzogtum 
Baden. 20. Het. Die Volkszählung vom Dezember 1864 I. Teil ©. X. 
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regelmäßig zur Nachweifung kommt. Der Gewinn, den Baden beim Be— 
völferungsaustaufch innerhalb des Reiches durch Mehreinwanderung erzielt 
hat (fiehe unten), der noch zu der Zahl 164597 hinzukommen müßte, um 
die gefammte Auswanderung von Badnern aus dem Reiche zu ergeben, ift 
für einen längeren Zeitraum nicht feitzuftellen. Die Auswanderung jeit 
1885 läßt fich in der obigen Weife noch nicht zur Darftellung bringen, da 
die Nachweifungen über die Bevölferungsbewegung im Jahre 1890 noch 
nicht vorliegen. Die Reichsſtatiſtik giebt an 


im Jahre | Auswanderer aus Baden 





1886 | 2833 


1887 33% 
1888 3360 
1589 3616 
1890 3946 


Summa | 20745 


Rechnen wir dazu das über Havre gehende Drittel, jo befämen wir 
eine Gefamtauswanderung von 30000 oder durchfchnittlich jährlich von 
6000 PBerjonen. 

In welchem Maße die badische Auswanderung durch öffentliche, fei es 
ftaatliche oder jeit 1866 ausſchließlich feitend der Gemeinden gewährte 
Unterftüßung Förderung erfahren hat, geht aus der nachjtehenden Überficht 
hervor, deren Angaben den ftatiftifchen Mitteilungen über das Großherzog- 
tum Baden entnommen find. Es betrugen 


die an Auswanderer gewähr: 


in den Jahren ten ie 


| in Mart 
1840—1849 299376 
1850-1859 2865958 
1860 — 1865 180670 
1866 — 1869 122371 
1870—1879 86430 
1880— 1889 135361 


18401889 | 3687176 
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Mit dem Betrage obiger Unterftügungen dürften etwa 23000 Perfonen 
befördert worden fein. 

Nach derfelben Quelle betrug das von überfeeifchen Auswanderern mit- 
genommene Vermögen im Durchſchnitte pro Kopf!: 


in den Jahren Mark 
1840—1849 467,0 
1850— 1859 310,5 
1860 —1869 522,5 
1870 —1879 903,6 
1880 — 1889 454,8 


Es iſt mithin der Durchfchnitt des Vermögensbeſitzes der Auswanderer 
im letzten Jahrzent, defjen einzelne Jahre fich durchaus dem Durchichnitte 
nähern, bedeutend gefunfen. Die Auswanderer gehören nicht mehr, wie 
im Jahrzehnt 1870—79 dem Stande der Fleinen Befiter, jondern einer 
wirtſchaftlich ſchwächeren Schiht der Bevölkerung an. Wie aus einer bon 
1878—1882 durchgeführten Erhebung über den Beruf der zum Zweck der 
Auswanderung Entlaffenen hervorgeht, waren im Durchſchnitt Landwirte 
28,90, Taglöhner 10,3 9/0, Handwerker und Fabrifarbeiter 33,7 %o, Handel- 
und Verkehrtreibende 8,3 %o, jonjtige Berufe 3,2%o, unbeſtimmt 15,600. 
Diefe, jorwie die Ermittelungen über das durchichnittlich mitgenommene 
Dermögen gründen fich allerdings nur auf die einen verhältnismäßig Heinen 
Teil der wirklichen Auswanderung umfaffenden zur amtlichen Kenntnis ge= 
langten Auswanderungen, welche mit einer förmlichen Entlaffung aus dem 
Staatöverbande verknüpft waren. Allein e8 it fein Grund vorhanden an— 
zunehmen, daß die Verhältniffe bei dem nicht zur amtlichen Kenntnis ges 
langten Auswanderergruppen anders ala Hier lägen, da ja die Gründe, welche 
den Einzelnen bejtimmen, um die Entlaffung anzufuchen oder ohne diefe 
auszuwandern, mit feiner wirtfchaftlichen Stellung nicht zufammenhängen. 
Die amtlichen Erhebungen exitreden fich in den zugänglichen Fällen auch 
auf die Gründe des Wegzuges. ine etwa 3000 Auswanderungsfälle und 
einen Zeitraum bon acht Jahren umfaffende Beobachtung ergab dabei, daß 
bei etwa 47 %o aller Fälle die Urfache der Auswanderung in der Hoffnung 
auf befjereg Fortlommen lag, und nicht weniger als 38 %o als Fortzug zu 
Verwandten mit oder ohne deren Unterjtügung auftreten. 


ı Die abjolute Größe des mitgenommenen Vermögens der Auswanderer zu ver: 
folgen halte id aus an anderer Stelle (Art. Auswanderung im Handwörterbuch der 
Staatswiſſenſchaften) angeführten Gründen für wertlos. Die Reduktion auf den Kopf 
ermöglicht aber einen Vergleich der Wohlhabenheit der Ausgewanderten in den ein: 
zelnen Zeitperioden. 
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Die Stärke, mit welcher die einzelnen Zeile Badens von der Aus- 
wanderung betroffen werden, läßt fich mit voller Deutlichkeit feſtſtellen, wenn 
man die Bewegung der Bevölkerung in den einzelnen Gemeinden und Amts— 
bezirken für einen längeren Zeitraum verfolgt. Das Ergebnis einer jolchen 
Berechnung für die größere Verwaltungseinteilung des Landes in Kreife ift 
in der folgenden Tabelle zufammengefaßt. Als Ausgangspunkt diente die 
Volkszählung vom Jahre 1858. Die fich hiernach ergebende Größe der 
Bevölkerung der einzelnen Gemeinden des Großherzogtums wurde mit der 
durch die Volkszählung von 1885 feftgeitellten verglichen. Die Zählung von 
1858 Hatte zum erftenmal nach den entvölfernden Auswanderungen zu 
Ende der vierziger und Beginn der fünfziger Jahre wieder einen Zuwachs 
gezeigt, aber mit der Zahl von 1335952 Perfonen doch erjt eine Größe 
der Bevölkerung ergeben, die Baden fchon nach der Zählung von 1843 — 
diefe ergab 1334865 Perfonen — gehabt Hatte. Die durch die Zählung 
von 1858 feftgeftellte Größe der Bevölkerung jet alfo erft wieder an den 
früheren normalen Fortichritt der Bevölkerung an und es jchien gerechtfertigt, 
fie und nicht eine Zählung aus der Zeit der Depreffion der Bevölterungs- 
bewegung zum Ausgangspunkt zu nehmen. Der Bergleich wurde unter 
Zugrundelegung der heutigen Berwaltungßeinteilung und der in den jebt 
beitehenden Gemeinden, Amtsbezirken und Kreifen durch die Zählung von 
1885 ermittelten Bevölferungsgröße vorgenommen, da von der Zählung des 
Jahres 1890 noch feine endgültig Feitgeftellten Ziffern vorliegen. 


(Siehe Tabelle nächite Seite.) 


Diefe Überficht ergiebt, daß nicht weniger ala 42,3 %/o aller Gemeinden 
des Großherzogtums mit einer Einwohnerzahl von urfprünglich 29,2 %o 
der ganzen Bevölkerung in den letzten vierzig, bezw. wenn wir erwägen, daß 
die Bevölferungsgröße von 1858 jene von 1843 nicht merklich übertrifft, 
in den lebten fünfzig Jahren nicht nur fein Wachstum, fondern fogar einen 
etwa 9/0 betragenden Rüdgang ihrer Bevölkerung aufzumweijen haben. Daß 
eine Ausgleichung diefes Rückganges und eine Auffaugung des Geburten- 
überfchuffes der in ihrem Wachstum unterbundenen Gemeinden durch jene, 
welche ein jolches Wachstum aufzuweiſen Haben, nicht erfolgt ift, geht klar 
daraus hervor, daß das Wachstum der leßteren jelbft nicht einmal dem 
eigenen Geburtenüberfhuß entipricht. Die Vermehrung beträgt in ihnen 
von 1858 bis 1885, alfo im Verlauf von 27 Jahren, 31,68 %0,d. i. im Durch- 
ichnitt eineg Jahres 1,170. Der Geburtenüberihuß betrug zwar im 
ganzen Großherzogtum im Durchichnitt der Jahre 1860—1869 nur 1,010, 

Schriften LII. — Uuswanberung. 11 
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| Zahl der Ber) ve 
deren Bevöls | deren Bendls ! nt co oder) meinden, in | deren Ein: | deren Ein: Abnahıne 






























entwärtige 
ae | eher REN EEG Mina (intämieke, wine | wohnst | a 
genommen hat | 
Konftanz 120612 132464 11852 114 | 52051 48059 3992 
Villingen 9 61578 70323 5 | 18021 16783 | 1238 
Waldshut 168 80176 | 78249 m | 8 60098 53417 | 6681 
Freiburg 211 183913 | 209944 26031 132) 100695 92739 7956 
Lörrach 129 83507 | 98815 9808 11 | 37697 34375 3322 
Offenburg 141 138868 | 157125 | 18257 39 35181 | 33517 2664 
Baden 99 111236 | 134500 | 23564 12 10130 | 9550 | 580 
Karlsruhe 149 | 206644 286984 80340 20 18124 15956 2168 
Mannheim 40 82012 136283 54271 8 5809 5634 175 
Heidelberg 108 120032 146914 26882 24 | 16493 14305 2188 
Mosbach 22 | 14374 154854 7480 | | 33704 3141 


Großherzogtum 1608 1335952 1601255 | 265303 681 391144 357039 
| 
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1870—1879 1,08°/o, 1880—1887 1,000, allein gerade in denjenigen 
Kreifen, Amtsbezirken und Gemeinden, welche einen Rüdgang der Bevöl- 
ferung aufweilen, fleht das Überfchußverhältnis der Geburten nicht unbe 
trädhtlih unter diefem Durchichnitt. ES betrug 3. B. 1887 in den 15 
Amtöbezirken mit verminderter oder nahezu ftationärer Bevölkerung 0,789 %/o, 
in den reftlichen 37 aber 1,290. Wie eine nähere Prüfung zeigt, beruht 
dieſes Verhältnis auf einer etwas geringeren Geburtenhäufigfeit dort, einer 
ftärferen Geburtenzahl Hier, während das Verhältnis der Todesfälle im 
großen und ganzen das gleiche it. Die Gebiete geringerer Geburtenhäufig- 
feit, geringeren Geburtenüberjchuffes und ſtarker Auswanderung fallen in 
Baden zufammen. Nur dad Berhältnis der Bepölferungsdichte läßt feinen 
Parallelismug zur Auswanderung zu. Zu den Amtsbezirken mit ftationärer 
bezw. fich vermindernder Bevölkerung gehören jolche, in denen nur 39, und 
folche, in denen 120 Einwohner auf den Quadratkilometer fommen. 

Es mag noch zum Überfluffe hervorgehoben werden, daß die nachge- 
wiejene Verminderung der Bevölkerung einzelner Gebietäteile nicht eine zu— 
fällige Erſcheinung ift, fondern daß fich durch alle die Zählungen, die zwiſchen 
1858 und 1885 liegen, dieje jelben Gebiete ald die der ſchwächſten Ent— 
wiclung erweiſen, wie fie fich denn auch der äußerlichen Beobachtung ala 
die der fonjtanten Auswanderung entgegenftellen. Einen neuerlichen Beweis 
für die Ungunft der Lage, in der fich die Bevölkerung daſelbſt befindet, 
liefern die Ergebnifje der Zählung von 1890. Nach den vorläufigen Er— 
gebniffen! haben von den 11 Kreifen des Landes 2, von den 52 Amts— 
bezirken 23 an Einwohnerzahl abgenommen. Die abnehmenden Kreife find 
Waldshut und Mosbach, der erjtere das unergiebigjte Stüd des füdlichen 
Schwarzwaldes, die Landjchait Baar, der andere den badifchen Odenwald 
umfaffend. Die abnehmenden Amtäbezirke Liegen teil in diejen, teils im 
den anftoßenden Kreifen, teild in den MWeingegenden der Kreiſe Freiburg 
und Lörrach, insbefondere im Hauptgebiete der badifchen Weingewinnung, 
im Bereiche des in der Rheinebene aufragenden Kaiferftuhlee. Das find 
jeit den vierziger Jahren die Gebiete andauernder und umfangreicher Aus— 
wanderung: der Odenwald, die Hochfläche und die fjüdlichen Abhänge des 
Schwarzwaldes einjchließlich des Hegaus und des Hügellandes am See, und 
das Weingebiet der oberen Rheinebene. Hier findet ſeit langem eine über 
den Geburtenüberichuß hinausgehende Auswanderung jtatt. Es ijt wahr- 
Iheinlich, daß der Vorſtoß diejer Bevölkerungsteile fich zunächit in die übrigen, 
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günstigeren wirtjchaftlichen Bedingungen unterworfenen Teile des Großherzog— 
tums ergießt. Allein diefe erwieſen fich nicht ftark genug, den eigenen Ge— 
burtenüberijchuß und den durch Wanderung herbeigeführten Zuwachs auf- 
zunehmen. Es wird vielmehr außer der dem natürlichen Überfchuffe der 
ſchwachen Bevölferungsgebiete entfprechenden Zahl noch ein Teil des eigenen 
Überjchuffes zur Wanderung gedrängt. Man könnte wohl die Frage auf- 
werfen, ob nicht diefe Elemente, die in Baden ſelbſt nicht ihren Erwerb 
finden, in andere Teile des Reiches wandern. Es mag fein. Allein eine 
Bergleihung der Bevölkerungsziffern nach der Geburtsangehörigfeit in den 
einzelnen deutſchen Staaten ergiebt unter Zugrundelegung der Zählung von 
1885 für Baden folgendes. Die in Baden anfäffige Geburtsbevölferung 
betrug 1486525 Perfonen, die Zahl der im Reiche geborenen Badener 
1574238, jo daß alfo 87713 Badener im Reiche außerhalb der Grenzen 
Badens leben. Allein die ortsanmwejende im Reiche gebürtige Bevölkerung 
Badens betrug 1584301, mithin um 97 776 mehr als die badijche Ge— 
burtäbevölferung im Lande. Dieſe lehtere Zahl enthält die Zuwanderung, 
die danach die im Reiche befindlichen Badener um 10063 Perfonen über- 
trifft. Baden gewinnt daher durch den Bevölkerungsaustauſch im Reiche, 
und um bdiefen Gewinn an Zugewanderten wächſt noch die Zahl jener, 
die zur Auswanderung gedrängt werden. 

Daß jene Gebiete ſchwächſter Bevölkerung eine Vermehrung der Bes 
völferung nicht vertragen und deren Abzug notwendig machen, ift durch die 
Thatſachen eines halben Jahrhunderts erwiefen. Neuere Erhebungen über 
die Lage der Landwirtichaft Haben beſtätigt!, was aus den zahlreichen Einzel: 
berichten der früheren Zeit fchon hervorging, daß in den betreffenden Ge— 
bieten das Verhältnis der Bevölkerung zu dem durch die landwirtjchaftlichen 
Betriebe und beitehenden Nebenbejchäftigungen gegebenen Nahrungsfpielraum 
ein ungünftiges jei. Die Gemarfungsflächen der einzelnen Gemeinden find 
nicht groß genug, um der anmwachienden Bevölkerung genügende Arbeits— 
gelegenheit und Nahrung zu bieten. In den Rebgegenden kommen die bes 
ſonderen Berhältniffe des Weinbaues hinzu, deſſen unficherer Ertrag erhöhte 
Anforderungen an die Kapitalfraft der Beſitzer ftellt. In einzelnen Fällen, 
wie auf den Höhen des Odenwaldes und im jüdlichen Schwarzwald wirkt 
ferner die Ungunft des Klimas und der Bodenbeichaffenheit, welche an und 
für fich einen größeren Beſitz für die Erhaltung der einzelnen Familien for 
dern, verftärkend gegen die Ernährung einer größeren Bevölkerung. So 
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haben denn auch jene Erhebungen neuerdings feftgeitellt, was fchon durch 
die traurigen Erfahrungen um die Wende des fünften Jahrzehnts bewieſen 
worden war, daß ohne gewerbliche und Hausinduftriele Nebenbeichäftigungen 
auch die gegenwärtige Einwohnerzahl eines großen Teiles jener Gebiete nicht 
erhalten werden Tann. Die Möglichkeit der Entfaltung einer gewerblichen 
Thätigkeit ift aber dafelbft eine beichränfte. Die große Entfernung von den 
Kohlengebieten, unzureichende oder unfichere Wafjerkräfte, teilmweife Abgelegen- 
beit von den großen Berfehrsftädten und vor allem von den bedeutenderen 
Konfumtiondgebieten erfchweren neben anderem das Eindringen größerer In— 
duftrieen in die abgelegenen Thäler des Schwarzwaldes. Damit ift aber der 
Abfluß eines Teiles der Bevölkerung zur Notwendigkeit geworden. 

Die Frage, ob er in anderen, induftriell entwickelten Teilen des Landes oder 
des Neiches Beichäftigung finden könnte, ift durch die Thatjachen verneint. Die 
gegebene industrielle Entwidlung in Baden vermag nicht einmal den Über: 
ſchuß des eigenen Gebietes volllommen aufzufaugen. Daß demnach die 
Ausficht, in überjeeifchen Gebieten, wohin ſchon durch die vorausgegangenen 
Auswanderungen zahlreiche Familienbeziehungen weifen, lohnenden Erwerb 
und womöglich Befig von Grund und Boden zu finden, von bedeutender 
Wirkung jein muß, ift erflärlih. So lange diefe Ausficht offen jteht, wind 
die Auswanderung mit durch Nebenumftände bedingter größerer oder gerin— 
gerer Erheblichkeit andauern. Sobald fie verfperrt fein wird, wird der Be— 
völferungsdrud fih im Innern in veritärktem Maße äußern und jchwierige 
Fragen in betreff der Berforgung der Bevölkerung in den Vordergrund 
drängen. 


111. 


Die Entwicklung des Auswanderungswelens und 
Auswanderungstedjtes 


im Großherzogtum Seflen. 


Non 


Minifterintiefretär Fey. 


Digitized by Google 


— — — — 





I. Das ältere Auswanderungsredt. 


In den altheſſiſchen Landesteilen waren fchon vor Beginn des jeßigen 
Jahrhunderts, namentlich in den Jahren 1643, 1658, 1692, 1770, 1772 
und 1787 Verordnungen ergangen, welche alles Auswandern in der Regel 
ftrenge verboten und Ausnahmen von der Genehmigung des Landesherrn ab— 
hängig machten. 

Die Verordnung vom 10. Februar 1787 insbeſondere hatte auf die 
Übertretung des Auswanderungsverbots die Strafe der Vermögenskonfiskation 
geſetzt. Gmiffarien, welche die Untertanen zur Auswanderung verleiten, 
jollen unter Umftänden mit „Lebensjtrafe” belegt werden. Im Jahre 1804 
wurde diefe Verordnung in jämtlichen, im Sabre 1803 neu erworbenen 
Zandesteilen eingeführt und überhaupt „den Beamten, adelihen Ge— 
rihten und Ortövorftehern nahdrüdlich anbefohlen, auf 
alle die Unterthbanen zu Auswanderungen verleitende 
Embaucheurs ein ſcharfes Auge zu haben, jolche, fie mögen 
feyn weß Standes fie wollen, fobald fie dergleichen Unfug 
treiben, feitzubalten und nad der Hauptſtadt der Provinz 
zur weitern gejeglichen Beftrafung zu liefern” (Minijterials 
reffript an die Regierungen zu Darmitadt und Gießen vom 26. April 1804.) 
— Diefe Verordnung nebit dem vorerwähnten Reſkript wurde unter dem 
7. November 1809 den Amtern wiederholt zur Nachachtung eingeichärft!. 

Für die Provinz Rheinheſſen war der Artikel 17 des Barijer 
Yriedendvertragd vom 30. Mai 1814 von Bedeutung, wonach den Be- 
wohnern aller derjenigen Länder, welche ihren Herrn zu ändern beitimmt 
waren, bis zum Jahre 1820 die Befugnis erteilt wurde, fich mit ihrem 
Gigentum in jedes nach Belieben zu wählende Land zu begeben. 

Gine weitere Anderung des beftehenden Rechtszuſtandes brachte Artikel 
183 der deutichen Bundesalte vom 8. Juni 1815 mit fich, welcher den 
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Unterthanen die Befugnis des freien MWegzuges aus einem Bundesjtaat in 
den anderen, der ermweiglich fie annehmen will, jowie des Eintritts in Civil— 
und Militärdienjte eines anderen Bundesstaates unter der Vorausſetzung zu— 
ficherte, daß feine Verbindlichkeiten zu Militärdienften gegen das bisherige 
Baterland im Wege ftehen. Hiernach blieb es immer noch der Geſetzgebung 
des Einzeljtaats überlafjen, Beftimmungen über die Freiheit der Auswanderung 
in das nicht deutfche Ausland zu treffen und bei dem Wegzuge auch in 
einen anderen deutjchen Staat Beichränfungen mit Rüdficht auf Yamilien- 
verhältniffe und Gläubiger zu treffen. 

Für die Meiterentwidlung des hefſiſchen Auswanderungsrechtes war 
aber der Artikel 24 der heſſiſchen Verfaſſungßurkunde vom 17. Dezember 
1820 von grundlegender Bedeutung. Gr beitimmte: „Jedem Helfen 
ſtehet das Recht der Auswanderung nach den Beftimmungen 
des Geſetzes zu.“ 

Die Veirſchiedenartigkeit der geltenden Vorſchriften über die Auswanderung 
in den einzelnen Beftandteilen des Großherzogtums hatte bereit vor Erlaß 
der Berfaffungsurfunde den Wunjch nach Gleichförmigfeit auf diefent Gebiete 
für das ganze Land gezeitigt. Unter dem 24. Juli 1820 erging eine Ge: 
jeßesvorlage an die Stände, welche nach Vornahme einiger Abänderungen 
am 80. Mai 1821 ald Geſetz über die Auswanderungen publiziert wurde. 
Der Geſetzentwurf ging von der Anfiht aus, „daß dem geliebten 
Vaterlande, an welches Gewohnheit und Dankbarkeit bin- 
den, man nicht gern, nicht ohne Not, nicht ohne dringende 
Gründe entjagen werde Geſchehe es dennoch, dann dürfe 
man den freien Staatsbürger nicht halten“ Dementjprechend 
wurde der Grundfaß der Berechtigung jedes Inländers zur Auswanderung 
jeftgehalten und nur aus bejtimmten Nüdfichten die NAuswanderungsfreiheit 
beichränft, nämlich : 

1. Mit Rüdfihtaufgamilienbeziehungen. Eine Trennung 
der Familie fol nach der Abficht des Geſetzes thunlichſt vermieden werden, 
und es foll hierüber nicht der Vater, ſondern nur die Staatöregierung be: 
ftimmen fönnen. Der Auswanderer muß entweder jelbitändig über 
jeine perfönlichen Verhältniſſe zu verfügen in der Lage fein, oder die dazu 
erforderliche Ginwilligung beibringen. Unter väterlicher Gewalt oder Vor— 
mundſchaft ftehende Perjonen dürfen nicht ohne Genehmigung des Vaters 
oder Bormundes, Ehefrauen nicht ohne Zuftimmung der Ehemänner aus— 
wandern. Der Auswandernde darf jeine unter väterlicher Gewalt ftehenden 
Kinder nur mit befonderer Erlaubnis der Staatsregierung zurücdlaffen. 

2. Mit Rüdfiht auf öffentlichen Dienft. Militärperfonen 
und Zivilbeamte müfjen vor der Auswanderung Dienjtentlaffung erhalten. 
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Der Auswandernde darf nicht den Zweck verfolgen, fich oder feinen Sohn 
der Kriegsdienſtpflicht zu entziehen. In diefer Hinficht bemerken die Motive: 
„Der Staat fann es zwar feineswegß billigen und rechtlich 
erflären, wenn der Jüngling, welcher im Alter der Kriegs— 
dienstpflicht fteht, die Freiheit der Auswanderung benußen 
will, um fich dieſerehrenvollen Piliht au entziehen. Allein 
er will denjenigen, welcher wirfli Gründe zur Auswande— 
rung bat, nit zwingen, das Glüd, auf welches er im Aus— 
lande hofft, darum aufzugeben, oder nur aufzuſchieben, weil 
er in dem Alter fteht, inweldhem der Ruf zur Verteidigung 
des Vaterlandesan ihn gelangen kann.“ 

3. Mit Rüdfiht auf perſönliches Berhalten. Es darf 
feine peinliche oder polizeiliche Unterfuchung die Anmwejenheit des Aus— 
wandernden erfordern. 

4. Mit Rüdjiht auf Gläubiger. Es wurde im Geſetz für die 
Sihherjtellung der Gläubiger gegen Benachteiligungen infolge von 
Auswanderung der Schuldner eingehend Sorge getragen und die dabei be- 
rüdfichtigten Gefichtepunfte gaben dem ganzen Verfahren bei Aus— 
wanderungen gleichzeitig da® Gepräge. Wer auswandern will, hat 
jeinen Vorſatz der Prodinzialregierung anzuzeigen. Dieje veranlaßt gericht- 
liche Aufforderung feiner allenfallfigen Gläubiger zur Anmeldung ihrer 
Forderungen innerhalb drei Monaten. Meldet jich während dieſer Frift 
fein Gläubiger, oder find die Gläubiger befriedigt oder fichergeftellt, liegt 
auch feiner der unter 1—3 bezeichneten Gründe vor, oder find die Gründe 
bejeitigt, jo erteilt die Provinzialregierung die Erlaubnis. Über die Wir- 
fung der Auswanderung enthält das Gefeß nur eine Borfchrift, nach 
der die Kinder des Nuswandernden, welche mit ihm wegziehen, „ebenfalls 
Fremde werden”. Hiernach begründete die Auswanderung überhaupt das 
Ausscheiden aus dem Unterthanenverband und den Verluſt der Staats— 
angehörigfeit. — 

Bevor wir zu der an diejes Geſetz anfnüpfenden Rechtsentwidelung 
übergehen, jei hier noch einer zu Anfang diejes Jahrhunderts bejtehenden wei— 
teren Beichräntung erwähnt, welche in der Nadhfteuer lag, d. i. in der Erhebung 
von 10°%o des in das Ausland mit dem Auswandernden gehenden Vermögens, 
Die Nachiteuer wurde nach Erlaß der Bundesafte nur noch bei Auswanderun— 
gen in nicht deutjche Staaten, mit denen feine Freizügigkeit bejtand, erhoben ; 
fie floß teild in die Staatsfafje, teils in die Kaſſen der Standesherren. 
In Heſſen gelangte erſt zufolge des Finanzgeſetzes für 1836,38 die Nachjteuer 
vom 1. Juli 1836 an nicht mehr zur Erhebung. Bor Entrichtung der Nach- 
jteuer durfte die Auswanderungserlaubnis nicht erteilt werden. — 
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Bei der praftiichen Handhabung des Geſetzes vom 30. Mai 1821 ergab 
fih im Laufe der folgenden Jahrzehnte die Notwendigkeit mannigiacher Er— 
läuterungen und Abänderungen. Namentlich war dies bei der 
unter 4 oben erwähnten Beſchränkung der Fall, die fich in ihrer Tragweite 
alg die einjchneidendite des ganzen Geſetzes erwies. 

Zunächſt gab die Bejonderheit des rheinischen Rechtes Anlaß, für die 
Provinz Rheinheffen in einer unter dem 9. April 1823 erlafjenen 
Berordnung Näheres über die Behandlung der Auswanderungsgefuche 
durch die verfchiedenen Berwaltungs: und Gerichtsbehörden zu beftimmen. 
Schon aus diefer Verordnung iſt die Abficht, das Verfahren zu befchleunigen, 
erfichtlih. Nur liquide Forderungen follen berüdfichtigt werden ; binfichtlich 
der Veröffentlichung der Aufforderung werden erleichternde Beftimmungen ge- 
troffen. Durch eine weitere, für das ganze Großherzogtum unter dem näm— 
lichen Tage erlafjene Verordnung wurde die Gläubigeraufforderung bei aus— 
wandernden Minderjährigen, die ledig find und fein eigenes Gejchäft betreiben, 
für nicht erforderlich erklärt. Zwecks Kofteneriparung wurde ferner durch 
Belunntmahung vom 11. Dezember 1829 der Erlaß der Auf: 
forderungen den Yandräten (in Rheinheffen den Friedengrichtern) übertragen. 
Auch eine Verordnung vom 8 Mai 1832 brachte, da fich gezeigt 
hatte, daß der beabfichtigte Zwed fich auf einfachere Weife erreichen Laffe, 
verſchiedene Erleichterungen für das Verfahren in der Provinz Rheinheflen. 
Eine weitere Abkürzung des DVerfahrens und eine Ermäßigung der Koften 
führte die Verordnung vom 21. Januar 1842 ein. 

Die dreimonatliche Frift, die immer noch beibehalten war, gab in der 
Folgezeit zu häufigen Umgebungen der gejeßlichen Vorſchrift Anlaß. Erſt 
durch Geje vom 26. Juli 1848 wurde die Frift auf vier Wochen herabgejegt. 
Mit diefer Modifikation blieb die Vorjchrift bis zur Einführung des Reiche: 
gefeßes über die Erwerbung und den Berluft der Bundes» und Staats- 
angehörigfeit vom 1. Juni 1870 (in Starfenburg und Rheinheffen in Kraft 
getreten am 1. Januar 1871) in Helfen in Gültigkeit. Nach $ 17 dieſes 
Gejeßes darf in Friedenszeiten die nachgefuchte Entlaffung aus anderen ala den 
in SS 15 und 16 bezeichneten Gründen nicht verweigert werben. Hier— 
durch wurden die VBorfchriften, nach denen die Auswanderungserlaubnig mit 
Rücficht auf beftehende Privat» und andere Verpflichtungen verweigert oder 
verzögert werden darf, bejeitigt, ohne daß jedoch die Anwendung fonjtiger 
progeßrechtlicher Sicherungsmaßregeln ausgeſchloſſen ift. 

Aber auch zu den anderen Beitimmungen des Gefeßes vom 30. Mai 
1821 wurden eine Reihe für die Rechtsentwidlung intereffanter Ergängungs- 
vorſchriften erlaffen. 
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Was die Auswanderung von „Minderjährigen“ anlangt, jo be- 
jtimmte ein Ausſchreiben des Minifteriums vom 26.Mai 1847: 

a. Unter väterlicher Gewalt jtehende Kinder eines auswandernden Vaters 
und unter mütterlicher Vormundſchaft ftehende Kinder müſſen dem Vater 
bezw. der auswandernden Mutter nach Artikel 2 des Geſetzes vom 30. Mai 
1821 folgen. Aus dieſem Grunde und weil der Natur der Sache nach die 
in ferne Lande Auswandernden feine liegenden Güter im Lande behalten 
fönnen, müſſen liegende Güter, welche folche Kinder eigentüntlich befiten, 
notwendig veräußert werden. Die Gerichte follen deshalb hierzu die Ein- 
willigung ohne weitere Kognition erteilen, und es liegt denjelben hierbei nur 
ob, die nötigen Vorfichtamaßregeln zu treffen, daß der Erlös aus den Gütern 
der Kinder zuerjt bei dem wirklichen Austritt auß dem Lande dem Bater 
bezw. der Mutter zugeftellt, oder nötigenfalls zur Tilgung der Schulden ber 
Minderjährigen verwendet werde. Es jollen hiernach Kindern auf Anjtehen 
des auswandernden Elternteil, auch wenn fie bereit? eigenes Vermögen be= 
fißen, ohne weiteres Dimifforialen ausgefertigt werden. 

b. Elternlofe, unter Bormundichait ftehende Minderjährige, die aus— 
wandern wollen, bedürfen der obervormundichaftlichen Genehmigung zur Aus- 
wanderung, jowie zur Veräußerung ihres Vermögens und zur Auflöfung der 
Bormundfchaft. Bevor dies nicht erfolgt ift, darf denjelben die Auswanderungs= 
erlaubnig nicht erteilt werben. 

Die Auswanderung eines Ehemannes ohne feine Ehe: 
frau wurde durch Minifterialerlaß vom 16. September 1864 für unzu— 
läffig erklärt, weil mit der Auswanderung des Ehemannes und Vaters auch 
die Frau und die unter dväterlicher Gewalt ftehenden Kinder aufhören In— 
länder zu fein und die letzteren nur mit befonderer Erlaubnis der Staats— 
regierung zurüdgelaffen werden dürfen. Lebtere Beftimmung, ſowie diejenige 
des Geſetzes, welche vorjchreibt, daß der Auswandernde feine unter väter- 
licher Gewalt ftehenden Kinder nur mit befonderer Genehmigung zurüdlaffen 
darf, wird jet noch als geltendes Recht angefehen; dagegen find die Vor— 
ichriften des Ausfchreibens vom 26. März 1847 als aufgehoben zu be= 
trachten. 

Hinfihtlih der Auswanderung von Militärpflichtigen 
und Soldaten machte die Gefehgebung verjchiedene Wandlungen durch. 

Das hejfifche Refrutierungsgeje vom 20. Juli 1830 hatte 
die Entlafjung von Soldaten, wenn diejelben durch Weiterdienen in beträcht- 
liche Nachteile geraten oder anfehnliche Vorteile entbehren würden, für zu= 
läffig erklärt, ein Grundfat, der dazu führte, daß das Geje vom 21. Juni 
1833 Soldaten auch vor Ablauf der Dienftzeit ohne Stellung eines Gtell- 
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vertreterg, wenn deren Eltern auswandern, die Mitauswanderung, oder, wenn 
dieje bereit? ausgewandert find, den Nachzug geftattete. Nur Soldaten, die 
als Einfteher dienten, mußten einen Stellvertreter einftellen. Die Erlaubnis 
erteilte das Kriegaminifterium. Bei Nichtvollzug der Auswanderung konnte 
der Soldat zum Militärdienjt wieder herangezogen werden. 

Durch Gejet vom 28. Januar 1353 wurde ferner angeordnet, 
‚daß diejenigen über 19 Jahre alten, im erften Kriegsdienftpflichtjahr ftehen- 
den Perfonen, die ohne Eltern auswandern wollen, fi) zuvor eine gejeßliche 
| Bertretung einftellen, oder für deren Einftellung Sicherheit Leiften müffen. 

J Bei Rückkehr jollen dieſelben bis zum 32. Lebensjahre der Wiedereinziehung 
unterworfen jein. 

Indeſſen hatten fich, troß einer bereits 1852 an die Kreisämter er- 
gangenen Aufforderung zur genauen Überwachung der in ihrer Heimat be- 
findlichen Soldaten behufs Verhütung von Auswanderungen und behufs 
rechtzeitiger Entdedung von Dejertionsvorhaben, die heimlichen Auswande— 
rungen militärpflichtiger Perfonen und Soldaten in bejonderem Grade ver— 
mehrt. Deshalb verbot die Verordnung vom 23. Mai 1853 den 
Agenten, mit Perfonen männlichen Geichlechts im Alter von 19—33 Jahren 
Verträge abzufchließen, wenn dieſe nicht entweder einen, ihre Jdentität aus— 
weifenden Reifepaß, oder eine das Signalement enthaltende freisamtliche Be- 
jcheinigung, wonach der Auswanderung militärifche Gründe nicht im Wege 
ftehen, erbringen. Im Zweitelfalle haben die Agenten, um fich über das 
Alter des Auswandernden zu vergewiffern, eine Alter&befcheinigung (ausge— 
jtellt von dem das Geburtäregifter führenden Geiftlichen oder Beamten) zu 
verlangen, welcher von der Lofalpolizeibehörde das Signalement des Reijenden 
beizufügen ift. 

Die Beurteilung der Trage, ob ein Militärpflichtiger oder Soldat zur 
Umgehung feiner Dienftpflicht auszumandern beabfichtige, unterlag der Zu— 
ftändigfeit der Provinzialregierungen, fpäter der Kreisräte (Ausſchreiben 
vom 7. April 1847). 

Wenn auch die zur Jetztzeit gültigen reichsgeſetzlichen Vorſchriften, deren 
Anführung über den Rahmen diefer Darftellung hinausgehen würde, den 
Rechtszuftand in diefer Materie wiederum neu geftaltet haben, jo foll doch 
nicht unerwähnt bleiben, daß, unbeichadet diejer Vorfchriften, die vorbe— 
merften, von den Agenten zu beachtenden Beitimmungen gegenwärtig noch 
als zu Recht bejtehend gelten. 


II. Die Entwicklung des Auswandererſchutzes. 


1. Im allgemeinen, 


Die Vorichriiten des 1821er Gefehes Hatten ſich nur mit dem Ver— 
hältnis des Auswanderers zum Heimatſtaat und mit der Auflöſung diejes 
Verhältniſſes befaßt. Ob und welche Aufnahme der Austwandernde im 
neuen Niederlaffungsftaate finde, war außer Betracht gelaffen. Bald jedoch 
ergab fich die Zweckmäßigkeit befonderer Vorfchriften für den Fall der Ab— 
weiſung ſeitens des Staates, in dem die Niederlaffung beabfichtigt war. 
So ordnete eine Minifterialbefanntmahung vom 18. Dezember 
1824 an, daß bei allen Auswanderungen in europätjche Staaten der Aus— 
wanderer Nachweifung darüber zu erbringen habe, daß feine Aufnahme in 
dem fremden Lande außer Zweifel ftehe, damit der Staat nicht in die Lage 
fomme, Individuen, welche durch Auswanderung aus dem Unterthanender- 
bande gejchieden waren, wenn fie am Drte ihrer beabfichtigten Niederlaffung 
feine Aufnahme finden und verarmt zurüdfehren, fich gegen feinen Willen 
ala Bettler und Vagabunden wieder aufdrängen zu laſſen. Zur Auswan— 
derung nach Amerifa war, wie in einem Augfchreiben vom 11. September 
1834 hervorgehoben ift, eine Aufnahmebefcheinigung nicht erforderlich. 

Die vorerwähnte Beltimmung hatte ihren Grund in der NRüdficht auf 
das eigene Intereſſe des Heimatlandes. Um das Schidfal des Ausgewan— 
derten kümmerte fi der Staat im übrigen wenig, obwohl jene Vorgänge, 
die der Miniſterialbekanntmachung zu Grunde lagen, immerhin den Blid für 
die Lage des Auswanderers im Auslande zu verichärfen geeignet waren und 
erkennen laffen mußten, daß die thatfächlichen Beziehungen, welche den Aug» 
gewanderten mit dem Mutterlande verbinden, ihre Rüdwirkfung in wirt- 
Ichaftlicher Hinficht zu Außern vermögen. Aus jenen, mehr egoiftifcher Für— 
forge entjpringenden Anfängen hat fich aber bald eine Reihe von Maßnahmen 
humaniftifcher, auf den Auswandererihuß hinzielender Art, entwidelt. 
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Hierher gehören die zur Abjtellung von Mifbräuchen bei der Auswan- 
derung von weiblichen Perjonen und Kindern getroffenen Anordnungen, 
welche in diefe Zeit zurüdreichen, mit Rüdficht auf die Bejonderheit der 
Fälle aber weiter unten getrennt behandelt werden jollen. 

Bon allgemeiner Bedeutung ift folgendes zuermwähnen: 

Zunächſt findet man, daß für die Auswanderer nübliche Ratjchläge und 
das befjere Fortlommen derſelben bezwedende Verordnungen ausmwärtiger 
Staaten teil® in der Heifiichen Zeitung, teild auf dem Wege befonderen, an 
die Lokalbehörden gerichteten Ausſchreibens zur Beröffentlichung und Ver— 
breitung gebracht werden. So eine von dem fönigl. württembergijchen 
Generalkonſul zu Baltimore der Regierung übermittelte Drudichriit mit Aus— 
ichreiben im Jahre 1835, ferner Verordnungen der Stadt Bremen von 1832 
und 1840 durch Abdrud in der Heifiichen Zeitung. 

Der Umftand, daß die” amerikanischen Behörden zu New-York ftrengere 
Mapregeln gegen mittellofe Ginwanderer ergriffen und in&bejondere min- 
deſtens den Beſitz der erforderlichen Mittel zum Pacht von Eigentum in der 
Union, oder zur Reife in das innere verlangten, gab 1842 weiteren An 
(aß zur Belehrung der Auswanderer durch die Lokalbehörden. Im Jahre 
1846 war die Auswanderung aus Deutichland bereits jo umfangreich, daß 
in den Hafenjtädten die Weiterbeförderung der Auswanderer auf Schwierig- 
feiten ftieß, und viele Auswanderer in arge Bedrängnis gerieten. Deshalb 
beftimmte ein Ausfchreiben vom 17. Juni 1846, daß in den Über- 
fahrtöverträgen ein feiter Abfahrtstag bezeichnet werden und der Reeder bei 
Nichteinhaltung diefes Tages zur Zahlung eines täglichen Koftgeldes (42 fr. 
für Grwachjene, 28 fr. für Kinder) fich verpflichten müſſe. Infolge 
Ihlimmer Nachrichten über das Ergehen von Auswanderern, deren Reife 
zu dorgerüdter Jahreszeit jtattgeiunden hatte, wurde durch Ausfchreiben 
vom 24. Februar 1847 darauf verwiefen, daß die ungünitigite Zeit zur 
Überfiedelung nach Amerika der Spätiommer oder Herbit fei, weil die Aus— 
wanderer dann die Reife nach dem Innern nicht mehr bewerfitelligen könnten 
und in den Geejtäbten ihre Mittel verzehren müßten. Die Wahrnehmung, 
daß Auswanderer häufig wegen Mangel an Geldmitteln in Amerika in 
das größte Elend gerieten, veranlaßte auf Grund einer Mitteilung des 
heffiichen Konfuls zu New Nork ein Ausſchreiben vom 10. März 1847, 
nach welchem die Auswanderer fich einrichten follen, daß ein jeder bei An— 
funft in Amerika mindeftens 20 fl zur Verfügung habe. In diefem Aus— 
ichreiben ift auch die Auswanderung auf Koften der Gemeinde erwähnt und 
für ſolchen Fall die gleiche Verfügung getroffen. Das Beitreiten der Aus— 
wanderungskoſten durch die Gemeinden war hiernach gejtattet und e8 fam bei 
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derartigen Gejuchen die ſonſt zur Erhebung gelangende Stempelgebühr in 
Wegfall. 

Aus einer Publikation über leßteren Punkt geht hervor, daß die Ent- 
laffungsurfunden für Perjonen überhaupt, deren Vermögen nicht mehr be- 
trage, als zur Beitreitung der Koften für fie und ihre Angehörigen erforder: 
Lich fei, jtempelfrei außgeftellt werden jollen, unter der Vorausſetzung, daß 
diefe Kojten bei der Auswanderung nach Amerika für eine erwachſene Perſon 
über 15 Jahre fich auf 150 fl und für jüngere Perfonen auf 75 fl belaufen. 

Unter dem 6. April 1847 wurde durch Ausfchreiben weiter darauf 
verwiefen, daß die belgische Regierung für die Folge die Durchreife nur 
jolher Auswanderer dulde, die 

a. entiveder an baren Neifemitteln 200 Fres. für jeden Erwachjenen und 
150 Free. für jede Perfon bis zu 15 Jahren vorzuzeigen imftande 
ſeien, 

b. oder ſich im Beſitze von Verträgen mit Schiffsreedern, bezw. deren 
deutſchen Agenten, befinden, wonach die letzteren ſowohl die Über— 
ſchiffung, als auch die Verköſtigung und Verpflegung der Auswan— 
derer während der Reiſe durch Belgien übernommen haben, 

e. oder ſich im Beſitze ſolcher Papiere, aus denen hervorgeht, daß ihre 
Überfahrt gefichert ift, jowie der nötigen Mittel zur Beſtreitung ihrer 
Bedürfniffe während der Reife auf belgiſchem Gebiete, befinden, 

Die Berwaltungsbehörden wurden beauftragt, diefe Anordnungen ber 
belgifchen Regierung zu veröffentlichen und alle Auswanderer, die ihren Weg 
durch Belgien zu nehmen beabfichtigen würden, noch fpeciell hierauf zu 
verweiſen. 

Durch Ausſchreiben vom 1. Mai 1847 wurde kund gethan, daß 
der Kongreß der Vereinigten Staaten von Amerika am 22. Februar d. J. 
ein Geſetz erlaſſen habe, wodurch die Aufnahmefähigkeit eines jeden Fahr— 
zeuges, welches Paſſagiere dahin befördere, bedeutend vermindert worden ſei. 
Infolge der Weigerung der Kapitäne zur Aufnahme einer größeren als der 
zuläffigen Zahl von Paflagieren, fehlten plöglich in allen Seehäfen die für 
Auswanderer nach Nordamerika in Ausficht genommenen Transportmittel, 
Eine Reihe von Sciffsreedern erkläre fich außer ftande die eingegangenen 
Verpflichtungen zu erfüllen. Nach eingegangenen Nachrichten befänden fich 
bereit3 in verjchiedenen Seehäjfen bedeutende Maffen von Auswanderern, 
welche vorerst nicht weiter befördert werden fünnten, diejenigen, die nicht 
bereitö Verträge abgejchloffen hätten, ſeien genötigt in ihre Heimat zurück— 
zufehren, da fie keinesfalls auf Beförderung rechnen fünnten. Die Kreiß- 
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der Dinge in Kenntnis zu jegen, — fie zu warnen, ihre Liegenfchaften und 
Mobilien unvorfichtig zu veräußern und, auch wenn fie im Beſitz der Mittel 
zur Beftreitung der nunmehr ſehr erhöhten Überfahrtäfoften fich befinden 
follten, fich doch nicht aufs Geratewohl, ohne zuvor feſte Überfahrtäverträge 
abgejchloffen und fich verläffigt zu Haben, daß ihre Abreife alöbald erfolgen 
könne, nach den Seepläßen zu begeben, 

Durch jpäteres Ausjchreiben wurden die Schiffsreeder, welche in der 
Lage waren, Auswanderer ohne Verzögerung zum Teil auch nach anderen 
Häfen ala News York und Baltimore zu befördern, benannt. 

Ein Ausſchreiben vom 9. September 1847 warnte, nachdem 
zur Kenntnis der Regierung gelangt war, daß Auswanderer aus dem Groß» 
berzogtum in europäischen Häfen durch zudringliche Makler (ſog. Runners) 
zum Abſchluß von Berträgen über ihre Weiterreife vom Landungsplate 
in Nordamerifa aus nach dem Innern veranlaßt wurden, die Auswanderer 
vor diejen Perfonen, da folche Verträge in Nordamerika jehr oft gar nicht 
anerkannt oder nur gegen unverhältnigmäßig hohe Nachzahlungen erfüllt 
würden, und empfahl, ſich wegen MWeiterreife in Amerika an die dortigen 
Konfuln zu wenden. 

Mit Ausfchreiben vom 24 September 1847 wurde auf ein 
im Staate New-York erlaffenes Geſetz verwiefen, wonach die Einwanderung 
von geiſteskranken, blödfinnigen, taubjtummen, blinden oder ſonſt gebrech— 
lichen Perſonen, die nicht Glieder einer einwandernden Familie find und die 
nach den vorliegenden Umftänden wmwahrfcheinlich eine bejtändige Öffentliche 
Laft würden, dort verweigert werde. Ferner wurde angeordnet, daß Aus» 
wandernde auf diefe Beltimmung fowie auf die ſeitens der Schiffsfapitäne 
jtattfindende Weigerung zur Aufnahme folcher Perfonen fpeciell aufmerkſam 
gemacht werden jollen. 

Die Mitteilungen, welche über das Schidjal der Auswanderer auß dem 
Auslande hHerüberfamen, das Steigen der jährlichen Auswandererzahl, 
namentlich aber die laut werdenden Klagen wegen Übervorteilung von Aus- 
wanberern, wegen verzögerten Aufenthalts derjelben an den Seepläßen, lenkten 
die Aufmerkfamkfeit der Regierung immer mehr auf Ergreifung bejtimmter 
Mittel zur Befeitigung und zur Verhütung von Mißbräuchen. 

Die meiſten Überfahrtsfontratte wurden in Mainz gefchloffen ; dort 
ichiffte der größte Teil der Auswanderer fih zur Fahrt nach den Seehäfen 
ein, und es erjchien daher vorzugsweiſe zweckmäßig, dort ein zur Überwachung 
der Auswanderung neben den ftaatlichen Behörden berufenes, befonderes Organ 
zu Schaffen und für eine ſpecielle Kontrolle gegenüber den zur Bermittelung 
des Transporte don Auswanderern aus dem Großherzogtum konzeſſionierten 
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Agenten zu jorgen. Zu Ende des Jahres 1847 wurde daher in der Perſon 
des großherzoglichen Hafenkommiffärd in Mainz ein Auffihtsbeamter 
beftellt, bei welchem die Auswanderer aus dem Großherzogtum die von den— 
jelben mit den Agenten abgejchloffenen Kontrafte und deren Übereinftim- 
nıung mit den beftehenden VBorjchriften prüfen und, falls bei deren Inhalt 
nichts zu erinnern war, vifieren laffen konnten und an welchen fich die An— 
gehörigen des Großherzogtums überhaupt, wenn fie eines Rates in Aus— 
wanderungsangelegenheiten beduriten, wenden konnten. Die Thätigkeit und 
die Eriahrungen diefes Aufjichtsbeamten blieben nicht ohne Einfluß auf die 
Meiterbildung der Vorfchriften im Auswanderungsweien, und manche Heil- 
jame Anordnung war für die Folge feiner Anregung zu verdanken. Ins— 
bejondere bezieht fich dies auf die Regelung des Agenturweſens, tworauf weiter 
unten zurüdzufommen fein wird. 

Aber auch in der Belehrung der Auswanderer über die Abwendung 
drohender Gefahren und Nachteile gab e8 in der Folgezeit feinen Stillftand, 
wie denn auch jür Verbreitung der wichtigeren, über die Durchreife der Auswan- 
derer in Nachbarländern getroffenenen Vorjchriften ſtets Sorge getragen wurde. 

So hat man im Jahre 1849 auf neue, in Belgien in Kraft tretende 
Beitimmungen aufmerkjam gemacht nach denen: 

a. die an der belgifchen Grenze vorzuzeigenden Reifemittel für Erwachſene 
und für jugendliche Perjonen im Alter von 12—16 Jahren auf 250 
bezw. 200 Fred. erhöht und für Perfonen von 2—12 Jahren auf 
100 Fres. feſtgeſetzt wurden, 

b. don dem Nachweife der Reifemittel in Fällen abgejehen wird, in denen 
ein belgischer Einwohner für den Auswanderer den Unterhalt während 
jeines Aufenthaltes in Belgien zu übernehmen erklärt. Die Berpflich- 
tungsurkunde ift vom Gouverneur der Provinz zu vifieren, welcher 
eine Kaution jür die gehörige Erfüllung verlangen kann. Der Über- 
nehmer darf zwar die Verpflichtung auf eine andere Perjon übertragen ; 
er iſt aber verbunden, alle Auslagen, welche der Regierung durch 
Unterhalt, Einſchiffung oder Zurücdweifung des Auswandererd, wenn 
diefe nicht wegen einer perfönlichen Handlung desjelben erfolgt, zu 
erſetzen. 

Im Jahre 1852 ift jerner, nachdem bekannt geworden war, daß 
der nach englifchen Gefegen den Auswanderern für die Dauer der Seereife 
zu verabreichende Proviant für die Ernährung nicht Hinreiche, ſowie daß «8 
deutjchen Auswanderern zum Übel gereiche, wenn fie, wie dies häufig vor— 
fomme, mit Jrländern in übergroßer Zahl auf die Seeſchiffe verbracht würden, 
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Akkorde für Auswanderer, die auf Koften von Gemeinden über englifche Häfen 
reifen, follen daher die Verpflichtung enthalten, daß den Auswanderern noch 
ein weitere® Quantum Nahrungsmittel geliefert werde. 

Eine Reihe von beachtendwerten Ratjhlägen wegen Mitnahme von Geld, 
Landankauf, Verficherung der Güter am Ort der Abreife durch den Konful, 
Warnung vor Kontrattabichluß über die Weiterreife dor Ankunft im Bes 
itimmungshafen, Fürjorge für die Gefundheit und eine Ermahnung zu gutem 
Berhalten im Auslande enthält ein Ausſchreiben vom 30. Juni 1855, 
welches gleichzeitig die Mitteilung diefer, auf den Wahrnehmungen deutſcher 
Gejellichaften in Amerika beruhenden Ratichläge an Auswanderer den Be 
hörden empfiehlt. Insbeſondere jollen, wie weiter angeordnet ift, die Bürger: 
meifter e8 fich angelegen fein laffen, ihre auswandernden Ortsangehörigen 
in der beregten Hinficht zur Vorficht zu mahnen. 

Bis in die neuefte Zeit ergingen ſodann noch wiederholt Erlaſſe, in 
denen teil vor der Einwanderung in manche Gebiete (4. B. St. Domingo, 
Brafilien, Texas) wegen des den Auswanderern drohenden traurigen Schid« 
jal8 gewarnt wird, teils nüßliche Aufklärungen und Belehrungen für die 
Einwanderung in anderen Gebieten erteilt werden. In lebterer Beziehung 
wurde darauf Hingewiefen, daß nad) Kanada, oder anderen englijchen Kolo- 
nien außwandernde Deutjche in den englifchen Befigungen nach einer gewiſſen 
Zeit wohl die Rechte aller eingeborenen englifchen Bürger erwerben, aber 
auf den Schuß der englischen Regierung im Auslande und beſonders in 
Ländern, wo das Paßſyſtem bejteht, entweder gar feinen oder doch nur höchſt 
ausnahmaweife Anjpruch machen können. Bei Auswanderungen nach Kanada 
ift, nach einer anderen DBeröffentlichung, die Ausjchiffung im Hafen von 
Quebeck mittellofen Einwanderern nicht mehr geftattet. Den Auswanderern 
wird ferner in einem weiteren Grlaffe empfohlen, die Einwechslung von 
amerikaniſchem Papiergeld zu vermeiden, da fie durch faljches oder dem Kurs 
unterliegendes Papiergeld in Schaden kommen; es wird angeraten, gute 
Wechſel zu kaufen. Die nach Chile auswandernden Deutfchen müſſen auf 
den Wert des chilenischen Geldes zur Vermeidung don Überborteilungen ein 
bejonderes Augenmerk haben. Die vorbezeichneten Erlafje fallen in die Zeit 
von 1868— 1874. Mag auch manches an diefen Beitimmungen durch neuere 
Verkehrsverhältniſſe geändert und nicht mehr zutreffend erfcheinen, immerhin 
bleibt noch vieles beachtenswert. Jedenfalls ift aus der Mannigjaltigfeit 
der in Betracht fommenden Gefichtäpunfte einesteild die Schwierigkeit zu ent— 
nehmen, Maßregeln des Auswandererfchuges in umfaffender Weiſe zu treffen, 
andernteil® aber auch das Bebürfnig einer einheitlichen Geftaltung diejer 
Materie als ein unabweisbares zu erkennen. 


Die Entwidlung des Austwandererichußes. 181 


2. Beitrebungen zur Herbeiführung einheitlicher Beftimmungen. 


In den dorerwähnten Maßnahmen Liegen nicht unbedeutende Schritte 
zum Schuße der Auswanderer. Aber die Erkenntnis, daß die Arbeit eines 
einzelnen Staates auf diefem Gebiete nur von geringer Wirkung fein konnte, 
und daß nur dann, wenn alle, oder doch ein beträchtlicher Teil der deutjchen 
Regierungen fich zu gemeinfamen Vorgehen in einer oder der anderen Rich- 
tung entjchließen würden, ein durchichlagender Erfolg zu erzielen fein werbe, 
wußte jchon frühzeitig ſich Bahn zu brechen. So wurde 1846 einem von 
der württembergifchen Regierung ausgegangenen Borjchlage wegen Berein- 
barung der deutfchen Regierungen zu gemeinfamen Maßregeln im Auswan— 
derungsweſen Heifiicherfeit3 zugeftimmt. Die Notwendigkeit gemeinfamer 
Schritte findet fich auch in Berichten de8 zu Mainz beftellten Auffichts- 
beamten im Jahre 1849 und 1850 bejonders betont. Im Jahre 1850 
erbat fich die beffiiche Regierung den von Preußen ala Vorſtand der deut- 
ſchen Union ausgearbeiteten Entwurf eines Geſetzes „zum Schuße und zur 
Fürforge für deutfche Auswanderung und Solonifation” und ftand auch in 
der Folge den Beftrebungen auf Einführung allgemein gültiger Vorfchriften 
Iympathifch gegenüber. Die damaligen politifchen VBerhältniffe waren indeß 
dem Zuftandefommen folcher Vorfchriften nicht förderlich, und fo unterblieb 
die gemeinjchaftliche Regelung auf diefem Gebiete, wern auch hier und da 
gleichlautende oder ähnliche Beftimmungen in benachbarten Staaten ge= 
troffen wurden. 

Ebenſowenig erjolgreich waren die Verhandlungen wegen Beteiligung 
an der Beitellung von gemeinfamen Gmigrationgagenten zu Liverpool und 
Antwerpen behufs Überwachung und Wahrung der Rechte der deutfchen Aus: 
wanderer in Unterftügung der Konſulate. Die Anregung hierzu ging von 
den Konfuln in genannten Städten aus, und auch die Heifiiche Regierung 
ſah fich veranlaßt, mit verfchiedenen Nachbarftaaten über dieſe Angelegen- 
heit ind Benehmen zu treten. Als Aufgabe eines jolchen Auswanderungs- 
beamten wurde verzeichnet: 

1. Bejuch der Logierhäufer und Fürforge für das zwedmäßige Unter: 
fommen und die richtige Verpflegung der in krankem Zuftande anfommenden 
Auswanderer, Befikergreifung von der Verlaſſenſchaft bei Zodesfällen und 
Ablieferung derjelben an die Angehörigen des Verſt orbenen, 

2. Überwachung der Erfüllung aller kontraktlichen Beftimmungen bei 
der Berfchiffung, insbefondere Überwachung der richtigen Lieferung des kon— 
traftlichen Zufagproviants und Durchficht der außerhalb Deutſchlands ge= 
ichloffenen Kontrafte, 
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3. Führung einer Liſte über alle abgereiften Auswanderer zu Zweden 
der Statiftik. 

Etwaige Klagen über fontraftwidrige Behandlung der Auswanderer, 
ſowie ſonſt beobachtete Mängel jollte der Beamte dem Konful vortragen. 
Die Kontrole über die Auswanderungsverträge follte dadurch ermöglicht 
werden, daß die einheimifchen Agenten dem Beamten jeweils Liften der zu 
befördernden Auswanderer unter Angabe der Logierhäufer derjelben, ſowie 
der Schiffe und der Abfahrtstage zugufenden Hätten. Als Vergütung follte 
dem Beamten eine Entjchädigung von 36 fr. für jeden Erwachjenen und 
18 £r. für jedes Kind gezahlt, und diefe Beträge follten auf dem Wege einer 
von den Agenten zu erlegenden Steuer aufgebracht werden. Die oberſte 
Kontrole der Beamten, jowie die Verantwortung für die Thätigkeit derjelben, 
jollte Hiernach dem Konſul obliegen. 

Zur gemeinfamen Ausführung der Vorjchläge kam es jedoch nicht. 
Nach längeren Verhandlungen wurde einesteila mit Rüdficht auf den Koſten— 
punkt, andernteild im Hinblid auf verjchiedene auß der Stellung des Be- 
amten fich ergebende ſtaats- und völferrechtliche Schwierigkeiten von Durch— 
führung der Sache Abſtand genommen. Nur die württembergifche Regierung 
entfchloß fih, einen folchen Beamten in Liverpool zu beitellen, und führte, 
jomweit bekannt, den Entichluß für ſich allein durch. 

Endlich ift noch zu bemerken, daß zufolge eines von Bayern in der 
Bundestagsfigung vom 21. Februar 1856 gejtellten Antrages, welcher eine 
Drganifation der Auswanderung in Deutichland bezwedte, die deutjchen Re— 
gierungen und injonderheit auch die heifiiche Regierung, erfucht wurden, die 
in den einzelnen Bundesjtaaten geltenden Geſetze und Verordnungen der 
Bundesverjammlung mitzuteilen, welche dies Material zunächjt einem Aus— 
ichuffe mit dem Auftrage zu überweifen bejchlofien Hatte, eine Zuſammen— 
jtellung des Inhaltes unter gutachtlicher Außerung über die etwa zu ergreis 
jenden gemeinfchaftlichen Maßregeln vorzulegen. Die heffiiche Regierung 
entiprach diefem GErfuchen im Mai 1856. Über die Arbeiten und die Re 
jultate derfelben hat in Heilen nichts Weiteres verlautet. 





3. Die Auswanderung von weiblichen Perſonen und von Kindern, 


Eine bejondere Seite des Auswandererjchuges ergab fich durch das in 
einzelnen Gegenden Deutſchlands und auch in einigen Bezirken des Groß» 
herzogtums auftretende jog. Landgängerweſen, welches ſpezielle Vorſchriften 
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für jene Bezirke erforderlich gemacht hat. Es Handelt fich Hierbei um Fälle, 
in denen Einwohner in Begleitung von Mädchen und Kindern in das Aus— 
land fich entfernten, fich dafelbft mit Fliegenwedelhandel, Muficieren 
u. dgl. im Umherziehen befaßten, gewöhnlich aber diefe Bejchäftigungen nur 
als Borwand zur Erreichung verwerflicher Zwecke, Proftitution, Bettelei u. |. w., 
benußten. Wenn auch bei Entfernungen jolcher Art aus dem Inlande häufig 
feine förmliche Auswanderung, jondern nur eine vorübergehende Reife ing 
Ausland in Frage ftand, fo verdienen doch die dabei vorfommenden Ver— 
hältnifje, aus dem Gefichtspunfte einer betrügerifchen Berleitung zum Ver— 
lafjen der Heimat und wegen. der fich Hier dringend ergebenden Notwendig» 
feit beſonderer Schugmaßregeln gegen die Verleitung zur Auswanderung und 
bejonderer Fürſorge für die Verleiteten, hervorragende Beachtung. 

Bereit im Jahre 1829 mußte für die in Betracht kommenden Bezirke 
die Mitnahme weiblicher Perfonen beim Fliegenwedelhandel im Auslande 
(ausgenommen die Ehefrauen der Händler), namentlich aber die Mitnahme 
der Töchter und fchulpflichtigen Kinder überhaupt, bei Geld- bezw. Gefäng- 
niöftrafe unterfagt werden, „da diefer Handel, in der Art wie er zur Zeit 
betrieben werde, in feinem Wege auf die Moralität günjtig einwirke“. 
Welchen Umfang diefe Beichäftigung zu damaliger Zeit genommen Hatte, 
dürfte daraus Hervorgehen, daß im Jahre 1830 aus einem einzigen Land» 
orte 80 Perfonen fich zu jolchen Zwede nach England begaben, ohne daß 
ihnen indeß die Mitführung von Mädchen und Kindern gejtattet wurde. 
1832 jah man fich veranlaßt, die Maßregeln wiederholt einzufchärfen. Es 
wurde die Beobachtung gemacht, daß die Verbote umgangen und daß Kinder, 
angeblich ohne Einwilligung und Vorwiſſen der Eltern, von Fliegenwedel— 
bändlern auf Reifen nach England und Frankreich mitgenommen wurden. 

Diefe Mipftände finden fich fcharf beleuchtet in dem Protofoll über die 
Kirchenvifitation in einer Gemeinde aus dem Jahre 1834, in welchem „das 
Übel des Reiſens nach England, namentlich für Frauen und Kinder, als 
grundverderblich und für die Sittlichkeit im Höchiten Grade gefährlich” be— 
zeichnet wird. „Man höre nur zu vielfach, wie diefe in der fremde ihr 
Geld verdienen, und nach der Rückkehr gebe der Streit über die mit den 
mitgenommenen Mädchen abgeichloffenen Kontrakte eine Hauptquelle oft em— 
pörender Prozeſſe. Es finden fich oft Fälle, wo Eltern ihre unmündigen 
Kinder um Lohn Fremden mitgegeben hätten und dieſe ohne die Kinder 
zurüdgefehrt feien. Aus jener Gemeinde feien, wie weiter auägeführt iſt, 
ichulpflichtige Kinder heimlich auf die Reife zum Fliegenwedelhandel und 
Muficieren mitgenommen worden 1830: 13, 1831: 18, 1832: 31, 1833; 
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33, 1834: 43 Kinder. Viele feien mit anftedenden Krankheiten zurücd- 
gefehrt.“ 

In dem Jahre 1835 wurde ftrenges Vorgehen gegen diefe Mißbräuche 
don neuem angeordnet und insbefondere beftimmt, daß das Reifen ins Aus—⸗ 
land zum Handelsbetrieb im Umberziehen nur jelbftändig etablierten Männern 
erlaubt werden ſolle. Trotzdem konnte dem eingewurzelten Übel kein Ab- 
bruch gethan worden. Im Jahre 1841 wurden daher, da — wie & in 
dem betreffenden Exlaffe Heißt — die bisherigen Bemühungen diefem Unfuge 
zu Steuern den gemwünfchten Erfolg nicht gehabt Haben, neue Straf— 
beftimmungen getroffen, und zwar wurde für einzelne Bezirke in denen 
jener Mißftand vorwaltete, beftimmt, daß einer Polizeiftrafe von 15— 30 ft, 
im Unvermögensfalle einer entjprechenden Gefängnisftrafe unterliegen ſollen: 

1. diejenigen, welche Frauensperſonen (außer ihren Ehefrauen) oder 
Kinder, fie mögen Mitglieder ihrer Familien fein oder nicht, zum Fliegen— 
wedelhandel auf die Reife mitnehmen ; 

2. diejenigen, welche Kinder oder Frauensperfonen im Inland oder Aus- 
land zur Mitreife für andere zum angegebenen Zwede anmwerben; 

3. Eltern, Pflegeeltern und VBormünder, die ihre Kinder oder Mündel 
einem anderen zu Reifen für den bezeichneten Zweck mitgeben; 

4, unverheiratete Frauenzimmer und junge noch nicht felbftändig eta= 
blierte Burfche, welche den Fliegenwedelhandel oder ähnliche, gewöhnlich nur 
ala Dedmantel für unerlaubte Zwede dienende Gewerbe auf eigene Rechnung 
im Auslande betreiben, oder dazu fich anderen vermieten. 

Ferner wurde auf die wegen Vergehen und Verbrechen 3. B. Kuppelei, 
Menichenraub, Entführung, Landjtreicherei ꝛc. angedrohten Strafen verwieſen. 
Wenn Kinder oder unter väterlicher Gewalt jtehende Frauensperſonen fich 
heimlich entfernen, um fich Fliegenwedelhändlern anzufchließen, jo haben die 
Eltern, Pflegeeltern oder Vormünder unverzüglich und ſpäteſtens innerhalb 
12 Stunden der Polizeibehörde ihres Wohnortes Anzeige zu machen. Die— 
jenigen, welche auf Anmwerbungen zu Reifen der erwähnten Art betreten 
werden, find von der Ortspolizeibehörde zu arretieren und zur Unterfuchung 
und Bejtrafung abzuliefern. Die Ortöpolizeibehörden werden außerdem zur 
befonderen Wachſamkeit auf Einhaltung der Beitimmungen und fofortiges 
Einfchreiten gegen Zuwiderhandelnde verwiefen, auch jollen diefelben die Be— 
ftimmungen in den Ortjchaften veröffentlichen. 

Um den mit diefen Maßregeln beabfichtigten Erfolg noch mehr zu fichern, 
wurden weiter für die Erteilung von Reiſepäſſen befondere Vor— 
ſchriften erlaſſen: 
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1. Reiſepäſſe zum Zwecke des Fliegenwedelhandels ꝛc. fünnen nicht er= 
teilt werden an: 

a. Kinder, 

b. Frauen, mit Ausnahme von folchen, die mit ihren Ehemännern reifen, 

e. ledige, noch nicht jelbftändige Burfche, 

d. Andividuen, welche wegen Zumiderhandeln® gegen die Bejtimmungen 
über den Frliegenwedelhandel beftraft worden find, oder den Berdacht 
auf fich geladen haben, daß fie diefen Handel nur ala Vorwand zum 
Betriebe anderer unerlaubter und unmoraliicher Gewerbe benußen ; 

2. In den Paßberichten find die Verhältniffe genau zu erörtern. Die 
Landgerichte haben über die in den lebten 10 Jahren vorgefommenen Kon— 
tradentionen Liſten aufzustellen und an die Berwaltungsbehörden abzuliefern. 
Auch wird darauf verwiefen, daß namentlich die Gefuche einzelner Mannes- 
perjonen, die etwa einen anderen Gewerbebetrieb ala Fliegenwedelhandel im 
Auslande betreiben, aber Kinder und Frauensperſonen mitführen wollen, 
einer genauen Prüfung unterzogen werden. 

Einen Beweis für den Umfang, in welchem die VBorjchriften umgangen 
wurden, liefert übrigens die Thatfache, daß 1841 in 10 Gemeinden eines 
einzigen Verwaltungsbezirkes, der von dem Übel bejonders angeſteckt erjchien, 
852 Unterfuchungen wegen Berfehlungen gegen die Verbote und Berordnungen 
eingeleitet wurden, von denen mur etwa 42 mit Freiſprechungen enbdigten, 
und daß 1844 in jenem Bezirke ungefähr 130 Perfonen als Landgänger 
vermißt wurden. 

Im Jahre 1845 wurde die weitere Anordnung getroffen, daß in den 
berüchtigten Bezirken Päffe zur Reife nach Frankreich, Belgien und Holland 
nur erteilt werden follen, wenn das Individuum ein Handwerk oder eine 
Kunft erlernb habe, welche die Wahrfcheinlichkeit gebe, daß es fich in der 
Fremde ernähren fünne. Auch wurden die deutjchen Nachbarjtaaten und das 
franzöfiiche Gouvernement erjucht, unlegitimierte Unterthanen an der Grenze 
zurüdzuweifen und in die Heimat verbringen zu laffen. Dejfenungeachtet 
erwieſen fich die getroffenen Anordnungen nicht ala ausreichend, insbeſondere 
erwiejen fich die Strafen als zu niedrig, da in vorgefommenen Fällen die 
Unternehmer und Anwerber mit den nötigen, anfcheinend von auswärts erhal- 
tenen Geldmitteln verjehen waren, um die Strafe alsbald bar hinterlegen zu 
fönnen. Dean jchritt deshalb im Jahre 1852 zur Verdoppelung der Strafen. 

In jener Zeit erließen auch Preußen, Bayern und Baden weit- 
gehende Anordnungen zur Ginfchränfung des Unmwejend. In Preußen 
wurde den ausländifchen Haufterern, wie den Fliegenwedelhändlern und 
Muſikanten die Mitnahme unverheirateter Frauenzimmer überhaupt verboten, 
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die Mitnahme von Kindern aber nur dann gejtattet, wenn fich diefelben in 
Begleitung ihrer Eltern befinden und aus der Schule entlaffen find. Die- 
jenigen Berfonen, welche von der in ihrem Pafje ausdrüdlich vorgejchriebenen 
Richtung abweichen, oder in Begleitung unlegitimierter Perfonen betroffen 
werden, jollen angehalten und in ihre Heimat zurädtransportiert werben. 
An Bayern verbot man, in&befondere in der Pfalz, das Reifen jchulpflich- 
tiger Kinder mit Kleinhändlern, Schauträgern und ähnlichen Jndividuen. 
Auswärtigen Berfonen, die hiergegen verftoßen, joll der Eintritt in das 
Zand verwehrt werden. Baden erließ ähnliche Beitimmungen. Auch in 
Heſſen wurde, abgejehen von der Beröffentlichung der genannten auslän— 
diſchen Vorichriften, das nämliche Verbot wie in der Pfalz erlaffen. Reiſe— 
legitimationen derartiger Individuen duriten nicht auf Kinder ausgedehnt 
werden. 

Im Jahre 1856 wurden die 1841 und 1852 erlafjenen Bejtimmungen 
einer Revifion unterzogen, weil man erfannte, daß andere Borwände ala 
Dedmantel für das unmoraliſche Gewerbe benußt wurden. Deshalb wurde 
in jenen Bezirken angeordnet, daß auch Perjonen, welche auf andere Weiſe 
als durch Fliegenwedelhandel, Mufizieren u. ſ. w. fich im Auslande Ver— 
dienft zu verichaffen beabfichtigen, das Mitnehmen von Kindern jeweils 
nur mit freigamtlicher Erlaubnis geftattet jei und diefe Erlaubnis nur er— 
teilt werden fünne, wenn die Perjönlichkeit der Nachjuchenden, ihre Bil- 
dung und ihre Vermögensverhältniffe den Verdacht einer Verwendung der 
mitzunehmenden Kinder zu unerlaubten Zweden ausſchließe. Ermwachjenen 
Frauenzimmern ift es ganz unterfagt, den Frliegenwedelhandel, Wachsblumen= 
handel oder Ähnliche Gewerbe auf eigene Rechnung im Auslande zu be» 
treiben, oder fich dazu an andere zu vermiethen. Durch Augjchreiben von 
1857 wurde ferner das Anwerben von Kindern oder Frauensperſonen, das 
bereits, ſofern es für andere geſchah, ftrafbar war, für den Fall mit Strafen 
bedroht, wenn e& der Anmerber für fich jelbft vornahm. Aber alle diefe 
Maßregeln jteuerten nicht dem tief eingewurzelten Unmefen, deffen Haupt» 
triebjeder die Gewinnfucht bildete. Doch drang immer mehr hierüber in 
die Öffentlichkeit und rief in der Preffe manche Stimme der Entrüftung 
und der Warnung Hervor. Die Ausführung von Mädchen und Kindern, 
die in den bierziger Jahren mehr nach europäischen Ländern erfolgte, fcheint 
ih in den fünfziger Jahren Hauptjächlich Amerika zugewendet zu haben. 
Wenigſtens laffen hierauf die amerikanischen Zeitungen fchließen. So wird 
in der „Frankfurter Poftzeitung“ vom 14. Dezember 1859 einige® aus 
amerifanifchen Blättern, insbejondere aus der „Illinois Staatäzeitung“ 
angeführt, aus dem Hervorgeht, daß ſeitens der Deutfchen in San Fran 
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zisko gegen die Seelenverfäuferei, der viele ihrer Landsleute zum Opfer 
fielen, gemeinfame Schritte unternommen werden jollen. 

Ein eflatanter Fall wird unter Nennung der Anmwerber geichildert, 
und es werden auch einige heffifche Orte, die vorzugsweiſe von Agenten 
folder Sorte heimgeſucht und audgebeutet wurden, genannt. Ferner 
wird die traurige Thatfache verzeichnet, daß namentlich in Kalifornien 
viele deutjche Mädchen, darunter aus hHeifiichen Gegenden, al® „Tanz— 
mamſells“ eingeführt würden, 

Die Behörden verfolgten die Angelegenheit. Es wurde Eonitatiert, 
daß fich aus einem Bezirke, wo da8 Übel beſonders Boden gefaßt hatte, 
in den Jahren 1863 und 1864, wahrſcheinlich im Dienfte von Land» 
gängern, 39 Mädchen im Alter von 14 — 20 Jahren ohne ihre Eltern 
und ohne behördliche Erlaubnis ins Ausland entfernt hatten. Bon dent 
Gerichte dieſes Bezirkes wurden in den genannten Jahren 78 Unter» 
juchungen wegen Zuwiderhandlungen gegen die zur Bekämpfung des Land» 
gängerwejens erlaffenen Strafbeitimmungen eingeleitet, von denen nur acht 
refultatlos verliefen. Dieſe Wahrnehmungen gaben Beranlaffung, im 
Jahre 1865 die angedrohten Strafen nochmal anjehnlich zu erhöhen und 
die Ortspolizeibehörden zu bejonderer Aufmerkſamkeit, jowie auch zur 
Feitnahme aller Antwerber anzumeifen. Außerdem wurden die Beftim- 
mungen in den einzelnen Orten, wo es nötig erfchien, wiederholt veröffent- 
licht. Von diefer Zeit an ift ein merflicher Rüdgang der Bewegung zu 
verzeichnen, doch famen immer noch heimliche Auswanderungen minder- 
jähriger Mädchen ohne ihre Eltern vor. Deshalb erging im Jahre 1867 an 
die Polizeibehörden der ala Einjchiffungspläße von Auswanderern bekannten 
größeren Rheinftädte das Erjuchen, auf Frauensperſonen, welche auf der Reife 
nach Seehäfen begriffen jeien, ein wachjames Auge zu haben. Auch wurden 
die Zofalpolizeibehörden der betreffenden Orte, von denen aus heimliche 
Entfernungen einzelner Einwohner erfolgten, zu größter Aufmerkſamkeit auf 
Entdedung folcher Fälle und Feitnahme von Kontravenienten angewiefen, 
Die Agenten follen ebenfall® vor dem Abſchluſſe von Verträgen in jolchen 
Fällen gewarnt werden. 

Nunmehr wurden Zuwiderhandlungen gegen die Verbote immer jeltener, 
wozu nicht wenig die allmähliche Aufklärung der Landbevölferung durch 
die Preffe über die vielfach traurigen Erlebnifje von Ausgewanderten bei= 
getragen haben mag. 

Abgefehen von einem im Jahre 1877 vorgefommenen Falle, in 
welchem eine, früher in der Provinz Oberheffen angeſeſſene Perjönlichkeit 
bei vorübergehender Rückkehr mehrere Mädchen zur Auswanderung nad) 
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Amerifa unter betrügeriſchen Borfpiegelungen zu verleiten verjuchte, aber 
nah Entdedung und Verhaftung gerichtlich bejtraft wurde, find neuere 
Borkommniffe diefer Art nicht bekannt geworden. Bei diefem Anlaß 
wurde ermittelt, daß Mädchen, welche früher durch ähnliche Borfpiegelungen 
verleitet nach Amerifa ausgewandert waren, in Zanzhäufer geraten waren, 
aus denen einigen nur mit vieler Mühe ein Entkommen gelang. 


III. Die Rechtsverhältniſſe der Auswanderungsagenten. 


Die vielfachen Mißftände im Auswanderungswefen mußten natur: 
gemäß Anlaß geben, gerade der Ordnung ſolcher Auswanderungs- 
angelegenheiten, welche im Bereiche des einzelnen Staate® lagen, eine be= 
jondere Aufmerkfamkeit zugumenden. Die Regelung und die Beauffichti- 
gung des Gejchäftäbetriebes derjenigen Perfonen, welche fich mit dem Ab- 
ichluffe von Verträgen zur Beförderung von Auswanderern befaßten, wurde 
hierbei verhältnismäßig jpät in Angriff genommen; aber es knüpfte fich 
an diejen Gegenjtand bald eine lebhafte und umfangreiche Rechtsentwidlung 
an, wobei die Abficht, durch präventiv=polizeiliche Maßregeln Fürjorge für 
die Auswanderer zu bethätigen, vormwaltete, jedoch auch gewerbepolizeiliche 
Gefichtspunfte fich geltend machten. Die Ausdehnung, welche die Aus» 
wanderung um das Jahr 1845 genommen hatte, und die Bedeutung, welche 
das Agenturweſen erſt mit dem Steigen der Auswanderung erhielt, über« 
dies der Umſtand, daß viele Agenten Ausländer waren, mag um jene 
Zeit, mehr wie zuvor, die Wichtigkeit diefes Gebietes in den Vordergrund 
gedrängt haben. 

I. In einer Berordnung vom 24. April 1846 wurde zuerft vor= 
gejchrieben, daß jeder Agent, bevor er feinen Gewerbebetrieb beginnt (bevor 
ihm ein Gewerbspatent erteilt wird) die Erlaubnis der Adminiſtratur— 
behörde zum Gejchäftsbetrieb einzuholen Habe. Diefe Erlaubnis (Kon 
zeffton) wurde anfangs don der Provinzialregierung erteilt; noch im Jahre 
1846 aber wurde vorgejchrieben, daß die Provinzialregierung vor der Aus— 
jertigung der Erlaubnis die Entjchließung des Minifteriums über die Er- 
teilung der Erlaubnis einzuholen habe. Daß man demnächſt auch die 
Gejchäftsthätigkeit des Agenten, namentlich den Abſchluß der Überfahrts- 
verträge in den Bereich der ftaatlichen Beauffichtigung zog, war ein nahes 
liegender Schritt, und jo findet fich, daß bereits im Jahre 1846 Ver— 
anlafjung ſeitens des Minifteriumg genommen wurde, fämtliche Vertragd- 
formularien zu Überfahrtsverträgen von den Agenten vorlegen zu laſſen, um 
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die Bedingungen kennen zu lernen, unter denen die Beiörderung der Aus— 
wanderer ftattjand. 

II. Am Intereſſe der Auswanderer ſowohl, ald deren etwaiger Gläu— 
biger hielt die Regierung bald die Durchführung einiger weiteren Beſtim— 
mungen mit Ausichreiben vom 10. September 1846 für notwendig. 

1. Sämtliche Agenten, welche fi mit dem Transport von Aus— 
wanderern aus dem Großherzogtum befaffen, werden angewiefen, bei Ver— 
meidung des Verluftes der Konzeffion, fich alles Anwerbeng zu Auswande— 
rungen zu enthalten und namentlich weder jelbjt im Lande umberzureijen 
noch zu dem Ende andere Perfonen abzufenden. 

2. Den Agenten wird aufgegeben, genaue Regiſter über die Perjonen, 
mit welchen fie Kontrakte abjchließen, zu führen, und folche auf Verlangen 
den Provinzialregierungen und Kreisämtern zur Einficht vorzulegen, beides 
ebenfalls bei Meidung des DVerluftes der Konzeſſion. Die Regifter müflen 
die Tauf- und Familiennamen der Auswanderer, feitherigen Wohnort der- 
jelben, den Tag des abgefchlofjenen Kontraktes, jowie den Tag der Abfahrt 
von dem Seeplatze, wo die Einjchiffung ftattfindet und den Beſtimmungsort 
der Reife enthalten, 

III. Es dauerte nicht lange, jo ergab fich infolge der gefteigerten 
Auswanderung und lautgewordener Klagen wegen Übervorteilung von Aus— 
wanbderern die Zweckmäßigkeit, diefe Vorfchriften über die Auswanderungs— 
agenten zufammtenzuftellen und mit einigen neuen Beitimmungen in einer 
Verordnung vom 16. Mai 1847 zu veröffentlichen. Die Verordnung be- 
tont die Widerruflichkeit der den Agenten zum Gejchäftsbetriebe erteilten 
Erlaubnis, ordnet die Beauffichtigung de Agenturweſens durch die Kreis— 
und Landräte an und jchreibt namentlich, abgejehen von den Beitimmungen 
des Ausſchreibens vom 10. September 1846, welche in die Verordnung ein= 
gefügt find, noch vor: 

1. Schriftliche Abfaſſung der Überfahrtverträge in deutfcher Sprache mit 
folgendem Inhalt: 

a. Angabe der Schiffgelegenheit, des Überfahrtgeldes unter Verſprechen 
der im Außsjchreiben vom 17. Juni 1846 (fiehe oben unter Il, 1.) 
teftgefegten Vergütung Tür den Fall der Verzögerung der Abiahrt ; 

b. Zuficherunggerflärung, daß die Beförderung an den Beitimmungsort, 
auch wenn das Schiff die Reife unterwegs wegen Unfall® nicht forte 
jegen Tann, um den bedungenen Überfahrtäpreis ftattfindet ; 

ce. Berficherung der Effekten des Neifenden durch den Transportanten 
gegen See- und Feuersgefahr; 

d. Zuficherung Hinveichender Verköſtigung auf der Reife; 
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e. Zuficherung des Gerichtsſtandes vor den heffiichen Gerichten und Ver— 
zicht auf Einreden aus fpäteren, den Beitimmungen der Verordnung 
zuwiderlaufenden ; 

2. Aufbewahrung von Vertragsduplilaten durch die Agenten, 

3. Leiftung von Kaution für die gehörige Bertragserfüllung. 

Die Vorſchriften der Verordnung werden auf alle bereits konzeſſionierten 
Agenten für anwendbar erflärt. Zumwiderhandlungen find mit Konzeſſions— 
entziehung bedroht. 

Auf genaue Beachtung der Vorſchriften wurde gehalten und insbejondere 
in einem Ausſchreiben von Beginn des Jahres 1848 der Anficht entgegen- 
getreten, daß Agenten die vor Gmanierung der Verordnung vom 16. März 
1847 benugten Formularien zu Verträgen, wiewohl fie den neuen Anfor- 
derungen nicht überall entjprechen, weiter benußen dürften. Für die Fälle 
einer Abweichung von den Beftimmungen über die Verträge wird Konzeffions- 
entziehung in Ausficht geftellt. 

IV. Man hatte gehofft, durch diefe Verordnung der ſtets regen Gewinn- 
jucht den Weg zur Berüdung der Unerfahrenheit und Sorglofigkeit verlegt 
zu haben. In der That häuften fich die Klagen über mangelnden Schuß, 
weniger unmittelbar von Seiten beteiligter Auswanderer als von Lokal— 
beamten und Agenten jelbjt, welche um ihres bleibenden Vorteil und ihrer 
Ehre willen Solidität im Gejchäftsbetriebe überhaupt hergejtellt wiffen wollten. 
So fam es, nachdem fich ergeben Hatte, daß die Vorfchriiten der 1847er 
Verordnung immer noch nicht ausreichend waren, um Auswanderern in Be: 
ziehung auf Agenten den nötigen Schuß zu gewähren, zum Grlaß einer 
neuen, weitergehenden 


Berordnung vom 25. Januar 1851, 


Die Vorſchriſten diefer Verordnung find größtenteils gegenwärtig noch 
in Gültigkeit; einige Erläuterungen und Ergänzungen werden im Laufe der 
Darjtellung bemerkt werden. 

In der Verordnung wurde dor allem an der Beauffihtigung 
des Agenturweſens durch die Regierungsbehörden feftgehalten 
und ausdrüdlich ausgefprochen, daß, wo es für zweckmäßig erfannt werde, 
ein bejonderer aufjehender Beamter ernannt werden folle, dem die am 
Site desfelben wohnenden Agenten alle von ihnen ausgefertigten Verträge 
zur Prüfung der Gejegmäßigkeit ihres Inhaltes rechtzeitig vorzulegen haben. 
Findet der auffehende Beamte bei Prüfung von Berträgen Unregelmäßig- 
feiten, jo hat er fein Viſa jo lange zu verweigern, bis dieſe volljtändig be- 
feitigt find. Seinen Aufforderungen bat der betr. Agent unmeigerlich und 
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unverzüglich zu genügen. Dem Agenten fteht das Recht der Beichwerbe 
an die vorgejeßte obere VBerwaltungsbehörde zu. Die Regifter der Agenten 
find der einfchlägigen oberen Verwaltungsbehörde und den beſonders be— 
jtellten Auffichtsbeamten auf Verlangen zur Einficht vorzulegen. 

Auch an der Konzejfionspflichtigkeit jämtlicher Agenten wird nichts 
geändert; deren Berhältniffe werden aber mit Unterfcheidungen zwifchen 
Haupt- und Unteragenten, wie folgt, näher geregelt: 


Dauptagenten. 


1. Das Geſuch um Konzeffionierung ala Hauptagent muß genau an— 
geben, über welche Seehäfen zu befördern beabfichtigt wird, ſowie nad): 
weifen, daß der Schifföreeder oder Befrachter, welcher die Vollmacht erteilt, 
einen guten Ruf genießt und ausreichende Mittel befift, um die Ber- 
tragäverpflichtungen zu erfüllen. Das Gefuch ift mit glaubhaften Zeug: 
niffen über die perfönlichen und Vermögensverhältniſſe des Nachjuchenden bei 
der Regierungsbehörde des Bezirks einzureichen. 


2. Die vorzulegende Bollmacht des Schiffsreeders, bezw. Befrachters, 
muß enthalten: 

a. die Befugnis des Hauptagenten, jelbft oder durch Unteragenten Über: 
fahrtsverträge im Namen des Auftraggebers abzufchließen, 

b. das Verſprechen des Auftraggebers die durch die abgefchlofjenen Ver: 
träge übernommenen DVerbindlichkeiten zu erfüllen, 

c. die Anerkennung der Gültigfeitsdauer der Vollmacht und der Gültig» 
feit aller dur Haupt- und. Unteragenten abgejchloffenen Berträge 
bis zum Widerruf der Vollmacht bei der Konzeifionsbehörde, bei der 
fie hinterlegt iſt. 

3. Die Hinterlegung der Vollmacht, die im Original und in zwei— 
tacher, amtlich beglaubigter Abſchrift mit dem Gefuche einzureichen iſt, 
findet bei dem für den Wohnort des Hauptagenten zuftändigen Kreisamte 
ftatt, welches eine Bejcheinigung über die gejchehene Hinterlegung aus— 
jtellt. Nur bei diejer Behörde kann der Widerruf der Vollmacht wirkjam 
erflärt werden. Sobald er erfolgt ift, ift auch darüber Beicheinigung aus— 
zuitellen. 

4. Die Erteilung der Konzeſſion erfolgt durch die Regierungsbehörde 
(Kreisamt) nach eingeholter Entjchließung des Mintfteriumg und nach ftatt- 
gehabter KHautionzftellung. 

5. Die Konzeſſion ift in ihrer Dauer dur die Bollmacht 
beſtimmt; fie erlifcht daher mit dem Tode des Auftraggebers u. |. w. Sie 
{ft jederzeit widerruflich und foll von der Regierungsbehörde zurück— 
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genommen werden, wenn der Agent dem in ihn gejegten Vertrauen nicht 
durch ſolide Gejchäftsführung entjpricht. 

6. Die von dem Hauptagenten zu jtellende Kaution beträgt 
6000 fl. Sie haftet für die Erfüllung aller, dem Hauptagenten auf: 
erlegten allgemeinen und jpeciellen Verpflichtungen, namentlich zur Sicher: 
jtellung der Auswanderer, welche Überfahrtsverträge abgeichloffen haben, 
gegen Schaden und Nachteil, insbefondere auch für Strafen und Koften. 
Die Kaution ift in barem Gelde oder in heſſiſchen Staatsjchuldverjchrei- 
bungen zu Hinterlegen. Wird fie in Angriff genommen, fo ift fie binnen 
4 Wochen, bei Verluft der Konzeffion, auf die vorgejchriebene Höhe zu er- 
gänzen. Die Rüdgabe der Kaution kann von dem Hauptagenten 
beantragt werden, wenn er zugleich erflärt, den Gewerbebetrieb aufgeben 
zu wollen, oder wenn ihm die erteilte Konzeffion entzogen worden iſt. Es 
findet dann auf Koften des Antragjtellers ein Aufgebotverfahren mit ſechs— 
monatlicher Frift zur Anmeldung des Anſpruchs (unter dem Nachweiſe, 
daß wegen des Anspruchs gerichtliche Klage erhoben ift) ftatt. Die Kau- 
tion wird im Falle einer Klage bis zur Höhe des Anſpruchs u. j. w. 
eingehalten, andernfall® zurücgegeben. 

7. Yeder Hauptagent darf nur für die Schiffereeder oder Befrachter, 
für die er Konzeffion befitt und nur über die in der Konzeffion bezeichneten 
Seehäfen Auswanderer befördern. 

8. Die Hauptagenten haben die Formularien zu Überfahrtsverträgen, 
die den noch zu erörternden Anforderungen entiprechen müffen, bei der ein— 
Ichlägigen oberen Verwaltungsbehörde zur Prüfung und Genehmigung ein- 
zureichen, ſowie die Duplicate aller abgejchloffenen Berträge zwei Jahre 
lang aufzubewahren. 

Unteragenten. 


1. Die Befugnis, Unteragenten zu bevollmächtigen, 
jteht nur einem nach Maßgabe der vorftehenden Beitimmungen für das 
Großherzogtum konzeffionierten Hauptagenten zu. 

2. Das Geſuch ift dem Kreisamte einzureichen. 

Dem Geſuche ift eine Vollmacht (im Original und in einer 
Abſchrift) beizulegen, in welcher der Hauptagent die Verpflichtung anzu= 
erfennen hat, daß er für fämtliche, da& Auswanderungsweſen berührende, 
fir ihn vollzogene Handlungen des Unteragenten Haftbarfeit übernimmt. 

3. Hinfichtlic” Erteilung der Konzeifion und Hinterlegung der Voll— 
macht gilt das oben bei den Hauptagenten ausgeführte in gleicher Weile. 

Säriften LIT. — Auswanderung. 13 
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4. Ebenfo gelten über die Dauer der Vollmacht, die Stellung und 
die Nüdgabe der Kaution die nämlichen Vorfchriften, wie für die Haupt: 
agenten, doch beträgt die Höhe der Kaution nur 500 fl. 

5. Seder Unteragent darf nur für den Hauptagenten, für den er fon- 
zeffioniert ift, Verträge jchließen, er Haftet jolidarifch mit dem Hauptagenten 
für vollftändige Erfüllung derjelben. 

6. Als Unteragenten find auch die Geſchäftsführer, bezw. Gehilfen zu 
betrachten, durch welche fich die Hauptagenten an ihrem MWohnorte im Ab- 
ihluß und in der Unterzeichnung von Überfahrtsverträgen vertreten lafſen. 

Terner gelten folgende 


Gemeinfame Vorſchriften für Haupt- und Unter- 

agenten: 

1. Die Regifterführung wird, wie bereit3 1846 und 1847 ge 
ihehen, den Agenten zur Pflicht gemacht, und es ſoll jet weiter noch aus 
dem Regifter erfichtlich fein: 

a. der Ort, don welchen ab der Agent die Berörderung übernommen 
hat und der Tag der vertragsmäßigen Abfahrt von da, 

b. der Seeplatz, wo jenjeit? des Oceans die Ausſchiffung erfolgen fol, 

e. im Regifter de8 Hauptagenten auch der Name und Wohnort des 
Unteragenten, mit dem der Vertrag gejchloffen wurde. 

Die Regifter jollen nach Jahresabſchnitten geführt werden. 

2. Der Inhalt der Verträge wurde eingehend feitgejeht. Es 
wurden die früheren Beltimmungen, insbefondere diejenigen der Verordnung 
vom 16. Mai 1847 unter 1. b—e oben, wiederholt und durch zahlreiche 
neue Borjchriften ergänzt. 

Hiernach ift in den Berträgen (außer dem oben unter 1. b—e be 
merften) anzugeben: 

a. ein fefter Abfahrtötag von dem Orte, von wo ab der Agent die Be- 
förderung übernimmt, und don den Geepläßen, an denen die Ein- 
ihiffung ftattfindet. 

b. der Schiffäreeder oder Befrachter und das Geeichiff, ſowie der 
Kapitän, 

c. das feſtgeſetzte Überiahrtägeld, 

d. wer von beiden fontrahierenden Teilen die Lieferung des erforderlichen 
Seeproviantes übernimmt, 

e. ob die Auswanderer durch einen Kondukteur bis zum Seehafen be- 
gleitet werden, in welchem die Abfahrt unmittelbar nach dem anderen 
Weltteil jtattfindet, oder an welche Zwijchenerpediteure fie fich auf 
der Reife dahin zu wenden haben. 
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Ferner wurde beftimmt, daß die Agenten ausdrüdlich folgende Ver: 
pflichtungen zu übernehmen haben: 
f. daß die Auswanderer die erforderlichen Pläße, Bettftellen, Raum in 
der Küche zum Kochen, gutes und genügendes Trinktwafler, Holz 
und Licht, ſowie nötigenfalls Apotheke auf dem Schiffe erhalten, 


g. daß dieſelben freien Transport der Reifeeffekten genießen, oder daß 
bei Beſchränkung des Freigepäds das Übergewicht nur nach feſtem, 
beitimmt auszudrückendem Anſatze berechnet werde, 

h. daß das bei der Ankunft in Amerika zu entrichtende ſog. Kopf: oder 
Spitalgeld in dem feſtgeſetzten Überfahrtspreis begriffen ift und die 
Auswanderer von deffen Entrichtung befreit find, 

i. daß eine Entjchädigung für jeden Tag, um welchen die fejtgejeßte Ab- 
fahrt ohne Schuld der Auswanderer fich verzögert, entrichtet wird, 
wobei für den Aufenthalt vor Erreichung des Seehafens die früher 
ihon (17. Juni 1846, fiehe oben II, 1) angeordneten Beträge 
beibehalten werben, für den Aufenthalt im Seehafen aber 49 Er. 
als Entjehädigung pro Tag an Perfonen über 10 Jahre und 28 Er. 
an ſolche unter 10 Jahren zu leiſten find. Die Zuficherung darf 
von feinerlei Vorbehalt abhängig fein und es ift die Vergütung zu 
zahlen, mag die Verzögerung durch die Schuld des Agenten, des 
Reeders bezw. Befrachters, oder durch Zufall — höhere Gewalt 
nicht ausgenommen — herbeigeführt worden jein. 


Sofern vor dem Vertragsabſchluß eine Vereinbarung zwifchen ben 
Kontrahenten dahin ftattfindet, daß der Agent bei verzögerter Abfahrt die 
Beherbergung und Berköftigung der Auswanderer in natura übernimmt, 
jo ift dies, ftatt jener Beitimmung bezüglich der Geldentichädigung in den 
Verträgen zu wahren. 

3. Hinfichtlich des Verhaltens der Agenten dem Publikum gegen- 
über wurde, abgejehen von dem, von neuem eingejchärften Verbot der Ans 
werbung zur Auswanderung, noch unterjagt: 

a. in Ankündigungen, mögen diefe in öffentlichen Blättern oder in 

Form don Profpekten, Anfchlägen, Aushängefchildern oder in anderer 

Art erjcheinen, über Seehäfen und Schiffsreeder Angaben zu machen, 

welche von der erlangten Konzeſſion abweichen, | 

b. bei Bertragsverabredungen oder Abjchlüffen Mäkler oder Individuen, 
welche fich für folche ausgeben, zuzulaffen, oder fich überhaupt zum 

Zuführen von Auswanderern dergleichen Perfonen in irgend einer 


Meile zu bedienen. 
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Die Verordnung enthält eine Reihe von Strafbejtimmungen: 

1. Agenten, welche bei ihrem Gejchäftäbetriebe den Beitimmungen der 
Verordnung zuwiderhandeln, werden, infofern die Handlung nicht unter 
das Strafgejebuch fällt, mit einer Polizeiftrafe von 10 big 50 fl, welche 
bei Wiederholungen bis zum doppelten Betrag fteigen kann, beftraft. 

2. Berfonen, welche fi mit der Annahme und Beförderung von Aus: 
wanderern in irgend einer Weife befafen, ohne dazu konzeſſioniert zu fein, 
find neben der verwirkten Gewerbiteuer-Kontrabentiongftrafe, mit einer 
Polizeiftrafe von 3 bis 7 Fl für jede einzelne Zuwiderhandlung zu bes 
ftrafen. 

3. Perfonen, welche fi) den in der Auswanderung begriffenen Reifen= 
den ala Mäkler oder Zwijchenhändler oder als Führer anbieten und in 
diefer Eigenjchaft oder unter anderem ähnlichen Vorwande ihre Dienite 
dergeftalt widmen, daß fie den Agenten, Geldwechslern, Wirten oder 
fonftigen Gewerbtreibenden Auswanderer zuführen oder zuweiſen, find für 
jeden einzelnen Fall mit einer Polizeiftrafe von 3 bis 7 Fl zu beftrafen. 

Lebtere Beftimmung war namentlich gegen ein in der Stadt Mainz 
damals verbreitetes Unwejen, das von den Behörden und den Auffichts- 
beamten mehrfach gerügt wurde, gerichtet. Die erwähnten Strafbeſtim— 
mungen gingen jpäter in das heſſiſche Polizeiftraigejeg vom 30. Oktober 
1855 und vom 10. Oktober 1871 über, in welchem fich außerdem bie 
ausdrüdliche Vorſchrift findet, daß Agenten, welche Unterthanen zur Aus» 
wanderung verleiten, mit Gelditrafe von 10 bis 50 fl, vorausgeſetzt, daß 
nicht der Thatbeftand des in S 144 des deutjchen Strafgeſetzbuchs bezeich- 
neten Vergehens vorliegt, beftraft werben. 

Diefe Beitimmungen weijen infofern eine Lücke auf, als fie die Ver— 
breitung don Profpekten u. ſ. w. außerdeutfcher, im Großherzogtum nicht 
fonzeffionierter Reedereien und von Agenturen, innerhalb des Großherzog: 
tums nicht bejonders unter Strafe ftellen, ein Mangel, der namentlich 
dann, wenn es fich darum Handelt, etivaigen vom Auslande aus ind Merk 
gejegten Berleitungen zur Auswanderung entgegenzutreten, fich fühlbar 
zeigen kann. 

Wie jehr man die Abficht Hatte, durch die Verordnung von 1851 
mit vorhandenen Mißſtänden gründlich aufzuräumen, geht noch daraus hervor, 
daß den bereit fonzeffionierten Agenten zur nachträglichen Beibringung 
der dorgefchriebenen VBollmachten und Nachtweife, fowie zur Ergänzung bezw. 
Zeiftung der Kautionen eine Friſt von 2 Monaten feftgejegt und weiter 
bejtimmt wurde, daß die Konzeffion derjenigen Agenten, die nach Ablauf 
diefer Frift den erwähnten Bedingungen nicht volljtändig entiprochen haben, 
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von da an erlojchen jeien. Für diejenigen, welche den neuen Grforder- 
niffen binnen der bemerkten Frift Genüge leiſten, ſoll eine neue Konzeffion 
ausgefertigt werden. 

Die Ortspolizeibehörden und die Gendarmerie werden in der Ber- 
ordnung zur befonderen Wachſamkeit darüber aufgefordert, daß die Agenten 
nicht zu Auswanderungen anwerben oder verleiten, daß niemand, um 
Auswanderer anzuwerben, im Lande, unter welchem Vorwande e8 auch jei, 
umberreife, daß die an den Wohnort von Agenten fommenden Auswanderer 
durch Mäkler oder jolche Perfonen, die fich für Mäkler oder Zwiſchen— 
händler ausgeben , weder beläftigt noch einem Agenten zugeführt oder zu= 
gewiejen werden, daß die Auswanderer auch durch Gewerbtreibende oder 
andere Perjonen nicht überborteilt werden. 

Die oberen Verwaltungsbehörden haben, two es notwendig erjcheint, 
zu veranlaffen, daß Mißſtänden in diefen Beziehungen durch Lokalverord— 
nungen entgegen getreten werde. 


Spätere, die Verordnung vom 25. Januar 1851 
ergänzende Vorſchriften. 


Die Ergänzungen bezogen fich zunächit auf den Inhalt der Ver— 
träge. 

Bereit3 oben unter II. 1. ijt einer Berordnung vom 23. Mai 
1853 Erwähnung gethan worden, welche zur Verhütung heimlicher Aus— 
wanderungen don Militärpflichtigen und Soldaten vorfchrieb, daß der 
Agent fich einen Reiſepaß oder einen freißamtlichen GErlaubnisjchein vor 
Abschluß von Verträgen mit männlichen Perfonen im Alter von 19 bi8 
33 Jahren vorlegen laffen müfje und daß er anderenfalla eine von Lokal— 
behörden außgeftellte Alteräbefcheinigung zu verlangen habe. 

Diefe Verordnung erweiterte die Verordnung don 1851 infofern, 
als fie vorichrieb, daß 

a. das Alter jedes männlichen Reiſenden, welches der Agent durch 
den Neifepaß oder durch das Signalement auf dem freißamtlichen 
Grlaubnigfchein oder duch dag Alterszeugnis erfährt, durch den 
Agenten genau in jedem der beiden Vertragsexemplare anzugeben fei, 

b. daß auf dem durch den Agenten aufzubewahrenden Vertragsduplikate, 
im Falle der Legitimation durch Reijepaß, Nummer und Datum des 

Paſſes beizufügen jet, 

e. daß, im Falle der Legitimation durch Erlaubnigsfchein oder Alters- 
beicheinigung, in dem Regiſter des Agenten Vermerke hierliber zu 


198 Fey, Auswanderungsweien in Hefſſen. 


machen und diefe Papiere den BVertragsduplifaten beizuheften, auch 
wie dieſe zwei Jahre lang aufzubewahren feien. 

Zuwiderhandlungen gegen diefe VBorjchriften feitens der Agenten follen 
mit Gelditrafe von 10—100 fl geahndet werden. Eventuell kann, wenn 
die Reife eine Militärdienftpflichtigen vermittelt wurde, Konzeffions- 
entziehung eintreten, 

Ein Ausjchreiben vom 3. November 1854 traf, veranlaft 
durch vorgefommene Fälle, für Heffen in Übereinftimmung mit anderen 
deutjchen Staaten die Vorfchrift, daß in den Verträgen von den Agenten 
noch folgende Berpflihtung aufgenommen werden muß: 

„Sollte bei einem Unfall auf dem Meere das Schiff zur Umkehr oder 
zum Ginlaufen in einen anderen Hafen gezwungen werden — höhere Ge— 
walt nicht ausgenommen —, jo hat der fontrahierende Agent beziv. der 
Schiffsreeder die Verpflichtung, den Auswanderer, ohne daß er eine neue 
Zahlung zu leiften hat, während der Zwifchenzeit und bis zum MWieder- 
antritt zu beherbergen und zu verköftigen, deren Effekten, wenn nötig, aus— 
zuladen,, aufzubewahren und wieder einzuladen und den durch alles dieſes 
entftandenen Aufwand jelbft zu tragen.“ 

Können fich Agenten, bezw. Schiffsreeder mit den Auswanderern über 
die Beherbergung und Verköſtigung der letzteren während diejer Zeit nicht 
einigen, jo iſt jtatt der Naturalbeherbergung und Verköſtigung die in der 
Verordnung feſtgeſetzte Entſchädigung zu leiften. 

Nachdem ein amerifanifches Gejeg im Jahre 1855 die Schiffskapitäne 
für die Lieferung beftimmter Quantitäten gut gekochter Lebensmittel unter 
Androhung ftrenger Strafen verantwortlich gemacht hatte und da außerdem 
Auswanderer häufig an den Einjchiffungshäfen anlangten, ohne im Befit 
der zur Beichaffung von Lebensmitteln für die Seereife erforderlichen Mittel 
zu fein, jo wurde durch eine die betreffenden Beftimmungen der 1851er Ver: 
ordnung modifizierende Bekanntmachung verfügt, daß in den von 1. Ja— 
nuar 1856 an abzufchließenden Berträgen über Beförderung von Aus— 
wanderern nach den nordamerikaniſchen FFreiftaaten die Selbſtverköſti— 
gung während der Geereife den Auswanderern nicht weiter überlafjen 
werden darf, vielmehr in allen Fällen die Agenten für die Lieferung und 
Zubereitung der Lebensmittel während der Geereife und während ziveier Tage 
nah Ankunft des Schiffes im Ausſchiffungshafen zu forgen und die Verpflich- 
tung hierzu in den Kontrakten ausdrüdlich zu übernehmen haben. Ein Aus— 
jchreiben von 1857 verbot alle, den Verträgen beigejegten Klauſeln, welche eine 
Einjchränkung der Lieferung des Seeproviants enthielten, erklärte es aber für 
jtatthaft, daß die Lebengmittel, die Auswanderer bei fich führen, von den 
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Agenten vor der Abreije nad dem Seehafen an Zahlungsftatt ange— 
nonmen wurden, jedoch auf Gefahr des Agenten und ohne daß ein Nach- 
forderungsrecht,, falls die Lebensmittel bei Ankunft im Seehafen als un- 
brauchbar oder ungenügend befunden wurden, zuläffig ſei. Es ſoll darauf 
gejehen werden, daß in der Quittung nicht allein die Überfahrtägelder, 
ſondern auch der Preis für den Seeprobiant und, wenn die Agenten Lebens— 
mittel an Zahlungzjtatt angenommen Hätten, auch Hierüber Bejcheinigung 
erteilt werde. Im Jahre 1860 wurde diefe Beitimmung in Erinnerung 
gebracht. 

Die Notwendigkeit dieſer Maßnahmen dürfte wohl namentlich aus 
dem Umſtande ſich ergeben haben, daß die größte Zahl der heſſiſchen Aus— 
wanderer damals ihren Weg über Havre, Antwerpen, Rotterdam und 
Liverpool nahm, an welchen Plätzen die Regelung gerade dieſer wichtigen 
Angelegenheit für die orts- und ſprachunkundigen Auswanderer ſehr ſchwierig 
geweſen wäre. Nicht unerwähnt ſei noch, daß, ſchon vor Erlaß des er- 
wähnten amerikaniſchen Geſetzes, Hamburg und Bremen mittelſt beſonderer 
Verordnungen die Beſchaffung des Seeproviants durch die Paſſagiere ſelbſt 
verboten, ſowie die Quantitäten der von den Schiffen mitzuführenden Haupt« 
nabrungsmittel für die Perfon genau bejtimmt Hatten. Diefe Quan— 
titäten überftiegen durchgängig die in dem amerifanijchen Geſetze vor— 
geichriebenen. 

Werner wurde die Vorfchrift, daß ſtets ein fejter Abfahrtstag beſtimmt 
werden und das Seeſchiff nebjt Kapitän genau bezeichnet jein müſſe, dahin 
eingefchränft, daß dieſe Angaben nicht ſchon bei Abjchluß des Vertrags, 
ſondern erft kurz vor der Bifierung gemacht zu werden brauchen, weil es 
nicht felten vorfam, daß Auswanderungsluftige bei dem Vertragsabſchluſſe 
zur alsbaldigen Abreife noch nicht genügend vorbereitet waren, die Ab— 
jahrt3zeit daher mit dem Agenten erjt jpäter jeftgefeht werden konnte. 

Obwohl die im Großherzogtum mit Agenten abgefchloffenen Über— 
fahrtsverträge der Auswanderer einfeitig oder durch Abſchluß eines neuen 
Vertrags während der Reife nicht umgetaufcht und durch andere Schiffe» 
verträge in fremder Sprache, deren Inhalt den meiften Auswanderern faum 
verftändlich war, nicht erjeßt werden follten, jchlich fich doch ein derartiger 
Mißbrauch ein. Ya es fam der Fall vor, daß Auswanderern von den 
Schiffsreedern bei der Einſchiffung ihre Verträge abgenommen wurden, jo 
daß fie, als das Schiff, auf welchem fie befördert wurden, wegen eines 
Unfalls in einem englifchen Hafen landen mußte, fich ganz außer ftande 
bejanden, den Schiffäreedern gegenüber irgend welchen rechtlichen Schub 
in Anspruch zu nehmen. 
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Zur Verhütung jolcher Nachteile wurde den Agenten aufgegeben, dafür 
zu forgen, daß den Auswanderern die im Großherzogtum abgejchloffenen 
Verträge unter allen Umftänden auf der ganzen Reiſe belaffen werben. 
Ansbefondere wurde in einem Augjchreiben vom 28. Dezember 1854 noch 
bemerkt, daß inländifche Hauptagenten, welche unterlaffen ihre Needer- 
häuſer von diefer Vorſchrift in Kenntnis zu feßen, angemeffene Bejtrafung 
oder Entziehung der Konzeifion zu gewärtigen haben. Ausländijchen Reeder- 
häufern, welche Hiergegen verjtoßen, ſollen Agenten nicht mehr konzeſſio— 
niert werden. Gleichzeitig wurden die Agenten angewiejen, in die Kontraft- 
formularien eine dahin gehende Beitimmung aufzunehmen. Die Kreisämter 
follen bei Viſierung der Verträge darauf achten, daß jenen Beitimmungen 
nicht entgegengehandelt wird und eine entjprechende Bedingung im Überjahrts- 
vertrage ſich vorfindet. Dagegen joll erlaubt fein, eine vollftändige und 
richtige Überfegung des Ülberfahrtsvertrags dem Auswanderer im Hajenplake 
zu behändigen. 

Mit der Entwidelung des Dampfſchiffsverkehrs erwieſen fich 
die Vorfchriften der Verordnung über den Inhalt der Überfahrtöverträge zum 
Zeil nicht mehr anwendbar. Es entjtanden überhaupt Zweifel darüber, ob 
die Über die Beförderung don Auswanderern erlaffenen Verordnungen und 
Ausjchreiben, bei denen in erjter Linie an den Transport mit Segeljchiffen 
gedacht worden war, auf die Beförderung mitteljt Dampffchiffen Anwendung 
erleiden könnten. Durch ein Minifterialaugfchreiben vom 19. März; 1859 
wurde deshalb darauf hingewieſen, daß jene Beitimmungen, welche feinen 
Unterfchied Hinfichtlich der Art der Reife über See machen, ala fortwährend 
au für dieje neue Beförderungsart gültig zu erachten feien. Man ver- 
fannte zwar nicht, daß mit den Dampfichiffen durchgängig nur Perfonen 
reifen, welche im Befige der nötigen Intelligenz und der erforderlichen Mittel 
jeien, um fich vor Nachteilen Hinreichend zu ſchützen, da die Fahrten mit 
Dampfichiffen erheblich teuerer waren. Indeſſen ließ die Erkenntnis, daß 
mit Verbilligung der Fahrten auch Perfonen, die eines Schubes vor Über: 
borteilungen dringender bedürftig feien, diefe Beförderungsgelegenheit wählen 
würden, den Wunsch rege werden, eine Kontrolle über die Reifebedingungen 
eintreten zu laſſen, ohne die Möglichkeit der Benußung der Dampfichiffe 
durch Kautelen, welche mit den Anforderungen des Verkehrs im Widerſpruch 
geitanden Haben würden, einzufchränfen. Im Herbſte 1858 betrugen die 
Überiahrtskojten von Bremen nad New-York auf dem Zwifchended der 
Dampfichiffe, für erwachfene Perfonen: 110 fl, für Kinder unter 10 Jahren: 
90 fl, über Havre dagegen (einschließlich der Fahrt aus Heflen bis dahin) 
140 reſp. 70 fl. Bei Beiörderungen mitteljt Segeljchiffen betrug das Paſſage— 
geld (einschließlich der Hinreife aus Heffen bis zum Einfchiffungshafen): 
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1) via Bremen 64 fl, bezw. 54 fl 
2) „ Hamburg 08.5. 2 
3) „ Paris und Havre 6 „u „46, 
4) „ Motterdam und Havre 61 „ „ 43, 
5) „ Antwerpen oder London 600 „ „ 40, 
6) „ Liverpool 69, ou... 49, 


Wenn man auch weiter in Erwägung ziehen mußte, daß ein großer 
Teil der die Dampffchiffe benußenden Reijenden gar feine Auswanderer waren, 
jo erfchien e8 doch andererſeits zwedmäßig für die Beförderung mit diejen 
Verkehrsmitteln neue Borjchriften, welche dem Umftand Rechnung trugen, 
daß dabei feine förmlichen Überfahrtsverträge abgefchloffen, fondern An— 
nahmeſcheine auögeftellt wurden, zu erlaffen. Da in den Annahme— 
jcheinen die Überfahrtsbedingungen angegeben waren, jo wurde durch Aus- 
Ihreiben vom 19. März 1859 geftattet, daß bei Belörderung mit 
Dampfichiffen ſtatt eines jörmlichen Überjahrtsvertrages ein Annahmejchein 
von hierzu Eonzeifionierten Agenten ausgefertigt wird. 

Diejenigen inländifchen Auswanderungsagenten, welche fi) auch mit 
der Beiörderung von Reifenden auf Dampffchiffen befaffen und dabei An 
nahmejcheine ausgeben wollen, haben Hierzu befondere Konzeifion bei dem 
Kreisamte unter Mitteilung von drei Eremplaren der Annahmejcheine 
nachzufuchen. 

Bei den Annahmejcheinen kann von den oben unter 2 (Anhalt der Ver: 
träge) e angeführten Grforderniffen überhaupt, ferner don den unter f—i, 
a. a. D. enthaltenen Beitimmungen, fowie den oben unter Verordnung vom 
16. Mai 1847 1) b—e bezeichneten Borjchriften, dann Abjtand genommen 
werden, wenn die den Scheinen beigefügten Überfahrtöbedingungen derartige 
find, daß dadurch die Neifenden genügend gefichert erjcheinen, was dor der 
KRonzeffionserteilung jedesmal zu prüfen iſt. 

Bon Agenten nordamerikanifcher Compagnien und anderen Gejchäfts- 
leuten wurden die Auswanderer Häufig veranlaßt, fich ſchon vor der Ankunft 
in einem überjeeifchen Hafen mit Billets zur Weiterbeförderung 
auf Eifenbahnen, Dampfichiffen u. f. w. von dem überfeeiichen Landungs— 
plaße aus nach dem weiteren Beitimmungsorte im Innern zu verjehen und 
e8 wurde dies in&bejondere darum als vorteilhaft darzujtellen gejucht, weil 
dann die Effekten der Reijenden vom Seejchiffe aus unentgeltlich bis zur 
Eiſenbahn x. transportiert würden. Nach den eingezogenen Nachrichten 
war diefer Billethandel mit den mannigjaltigiten Unzuträglichkeiten für die 
Auswanderer verbunden, indem die der überjeeiichen Verhältniſſe Unkundigen 
häufig verlodt wurden, fich mit Billets Für unvorteilhafte oder ganz unrichtige 
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Routen zu verfehen und bei dieſem Handel nicht felten abfichtliche Täu— 
chungen vorfamen, während jelbit im günftigiten Falle bei der Einlöfung 
ſolcher Billets vor Antritt der Seereife in der Regel eine Koftenerfparnis 
nicht ftattjand. 

Durch Erlaß vom 23. Februar 1855 verbot daher die heifiiche 
Regierung einen derartigen Billetverfauf und hielt es auch in der Folge, 
trog mehrfach an fie Herangetretener Gejuche, nicht für zwedmäßig, dieſen 
Grlaß aufzuheben. 

Auch die Beförderung auf unviſierte Freibillets, welche Inländern 
vom Auslande aus für beftimmte Linien durch Dritte zugefendet bezw. ge- 
nommen werden, iſt den Agenten unterfagt: Auf dieje Freibillets finden 
laut Erlaß vom 28. Oktober 1887 die Vorfchriften der Verordnung von 
1851 — bezw. die jpäteren Ergänzungen bderjelben — Anwendung, ins— 
bejondere müflen die Vorjchriften über Prüfung und Viſierung beachtet 
werden. 

Zur Verhütung Heimlicher Auswanderungen wurde unter dem 18, Ok— 
tober 1855 bejonderd angeordnet, daß die Behörden bei Prüfung der 
Überfahrtsperträge jedesmal auch die Legitimationen der auswan- 
dernden Perfonen, mögen es Inländer oder Ausländer fein, einer Durchficht 
unterwerfen follen. Auch find die Bifierungen der Auswanderungsverträge 
immer nur von dem Kreisamt, in deſſen Bezirk der Agent, welcher den Ver— 
trag abgefchloffen, feinen Wohnfit hat, vorzunehmen. In den Regiftern 
ioflen Notizen über die Legitimationspapiere gemacht werden. 

Ein Ausfchreiben vom 11. Dezember 1856 erweiterte diefe Vorfchriften 
dahin, daß die Auswanderungsagenten felbft verpflichtet werden, Überfahrtg- 
verträge nur mit folchen Perfonen abzufchließen, welche zur Auswanderung 
oder zur Reife über See durch die einfchlägigen Heimatöbehörden volllommen 
legitimiert find. Die Nummer und das Datum des Pafles hat der Agent 
jtet3 auf dem Vertragsduplifate beizufügen. Außer der Durchficht der Le— 
gitimationspapiere bei den Viſierungen, foll jedesmal in den Paß bemerkt 
werden, daß der Inhaber einen Überfahrtsvertrag abgejchloffen habe und 
dabei auch das Neijeziel, der Name des Agenten und der Zeitpunkt des 
BVertragsichluffes angegeben werden. Die VBorfchriften der Verordnung vom 
23. Mai 1853 blieben daneben in Kraft. Durch diefe Vorfchriften jchien 
nach Möglichkeit Fürforge dafür getroffen, daß durch Vermittelung inlän= 
discher Agenten heimliche Augwanderungen nicht ftattfinden. Es kamen jedoch 
bald Fälle vor, in denen Inländer, die ala Auswanderungsagenten nicht 
konzeſſioniert waren, geichäftsmäßig Auswanderer einzelnen Reederhäufern 
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direft nach den Einſchiffungsplätzen zuführten, damit die Überjahrtsverträge 
dort, ohne Prüfung der Legitimation, abgefchloffen werden konnten. 

Auch wurden zur Auswanderung nicht Tegitimierte Perfonen von im 
Auslande Lonzeffionierten Agenten ben Reederhäufern zugewiefen. Es wurde 
deshalb den Hauptagenten im Großherzogtum aufgegeben, binnen vorbe= 
jtimmter Frift amtlich beglaubigte Beicheinigungen ihrer Reederhäufer bei- 
jubringen, wonach dieſe fich verpflichten, ohne Vermittelung der im Groß— 
herzogtum domizilierten Agenten feine Verträge mit Auswanderern aus Heffen 
abzujchließen und feinen Angehörigen des Großherzogtums zu befördern, wenn 
er nicht mit einer Reifelegitimation der Heimatbehörde verjehen ſei. ferner 
wurde in gleicherweife verlangt, daß die Reederhäufer ihre außerhalb Heſſens 
wohnenden Agenten ihrerſeits verpflichten, feine unlegitimierten Perſonen aus 
Heflen zur Beförderung nach dem Seehafen zu übernehmen. Im Nicht- 
befolgungsfalle jollen die Kautionen der Hauptagenten eingezogen werden. 
Bei Neukonzeffionierungen find die gleichen Beicheinigungen zu fordern. 

Durch dag Bundes» bezw. Reichögefeß über das Paßweſen vom 12. Ok— 
tober 1867, wonach Reichdangehörige zum Ausgange aus dem Reichsgebiete 
feines Reifepapieres mehr bedürfen, wurden die Vorjchriften, welche Agenten 
und Neederhäufer zur Prüfung der Legitimation vor Vertragsabſchluß ver- 
pflichteten, aufgehoben. Ein Augfchreiben vom 11. Yanuar 1876 Hat auf 
die Befeitigung derartiger Vorſchriften nochmals verwiejen. 

Im Jahre 1882 gelangte zur Kenntnis der Regierung, daß verjchiedene, 
im Großherzogtum nicht Eonzeffionierte, in deutſchen Seehäfen wohnende 
Sciffserpedienten Proſpekte an in Hefjen wohnende Perfonen verjendeten, in 
denen fie um Zumeifung von Pafjagieren zur Beförderung nach Nordamerika 
nachſuchten und dafür eine Vergütung von 7—10 ME. verjprachen. Die 
Derwaltungsbehörden wurden aus diefem Anlaß darauf aufmerkſam gemacht, 
daß die Profpefte die Aufforderung zur Begehung einer nach der inländischen 
Gejeßgebung jtrafbaren Handlung enthalten. Gegen alle Perſonen, die fich 
mit Annahme oder Beförderung don Auswanderern in irgend einer Weiſe 
befafjen, ohne daß fie hierzu Eonzeffioniert find, fol gemäß der Verordnung 
von 1851 Strafantrag bei Gericht geftellt werden. Auch werden die Bes 
hörden angewiefen, Auswanderungsluftige bei jeder fich darbietenden Gelegen= 
heit darüber zu belehren, daß fie durch nicht konzeſſionierte Agenten bei der 
Auswanderung leicht in große Nachteile gebracht werden können. 

Im allgemeinen wird daran feitgehalten, daß die Konzeffionen nur 
perjönlich erteilt werden und eine Konzefftonierung von Firmen nicht ftattfindet. 

Was die Beauffihtigung des Agenturwefens durd die 
Kreisämter anlangt, jo jchärfte jchon ein Erlak vom 20. Februar 1853 
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die Überwachung infonderheit der Unteragenten, ein und empfahl öftere Vor— 
nahme von Bifitationen der Regifter, Gejchäftsbücher und Gejchäftskorre- 
Ipondenzen derfelben. Ein Ausichreiben vom nämlichen Jahre erlaubte den 
Agenten dag Reifen nach auswärtigen Orten zu Gefchäftszweden, wenn fie 
von Austwanderungsluftigen bejonders bejtellt werden. Sie müſſen fich dann 
aber durch Vorzeigung des Einladungsjchreiben® bei der Bürgermeifterei 
legitimieren. Auswanderungsagenten und Werbeemifjäre, welche fich nicht im 
Befige der Reichsangehörigkeit befinden, find, eventuell nach erfolgter Be— 
ftrafung, aus dem Lande zu weijen, wie ein jpäterer Erlaß (25. Juli 1873) 
beitimmt. 
Zahl der Agenten. 


Bemerkenswert dürften noch einige Notizen über die Zahl der Agenten 
und der von denjelben vertretenen Linien jein. Was fih in älteren Auf: 
zeichnungen hierüber dvorfindet, iſt jehr wenig, es läßt fich hieraus erfahren, 
dat im Jahre 1849 in Mainz 10 Auswanderungsagenturen, darunter zwei 
deren Inhaber Ausländer waren, beitanden. Gegenwärtig bejtehen in 
Mainz nur noch zwei Hauptagenturen, welche für im Ganzen 5 Schiffs— 
befrachter bezw. Schiffelinien über deutjche und ausländifche Häfen befördern. 

Außer den in Mainz Eonzeffionierten Hauptagenten, hat ein weiterer 
Hauptagent feinen Sit in Bingen und einer domiziliert in Offenbach, der 
erftere ift für zwei Linien, der leßtere nur für eine thätig. Sämtliche 
Hauptagenten des Großherzogtums Haben zur Zeit an 96 Unteragenten. 

Hinfichtlich der Zulaffung eines und degjelben Hauptagenten zum Ge— 
ichäftsbetriebe für mehrere Weedereien und Schiffäbefrachter bezw. eines 
Unteragenten für mehrere Hauptagenten hat die Praris geichwankt. Jeden— 
falla wurden derartige Vereinigungen mehrerer Nuftragsverhältniffe nicht 
ohne mechjelfeitige Zuftimmung der Auftraggeber zugelafien. Im allge 
meinen wird ſowohl der Charakter des VBollmachtsverhältnifieg als das 
Intereſſe fonkurrierender Reeder die Bereinigung verjchiedener Gejchäjts- 
beziehungen in einer Hand der Regel nach als ausgeſchloſſen ericheinen 
laſſen. Abweichungen dürften nur unter bejonderen Berhältniffen gerecht- 
fertigt fein. 


IV. Organifation der Auswanderung und Rolonifation, 


Unter den erften Hinweifen auf Urfachen und Tragweite der Aus— 
wanderungen zu Anfang diefes Jahrhunderts ift die Rede, welche von dem 
damaligen Landtaggabgeordneten Freiherrn von Gagern, Gutäbefiger zu 
Monheim, in der heifiichen zweiten Kammer der Stände gelegentlich der 
Beratung des Gejegentwurjs über die Auswanderungen gehalten wurde!, 
von bejonderem Intereſſe. Freiherr von Gagern ging don der An— 
ficht aus, daß die Urfache der Auswanderung in einer Übervölkerung ein- 
zelner Gegenden liege. Er erwähnt, daß in der Unterpfalz (Rheinheſſen) 
das Auswandern nicht eine Sucht, fondern eine Sitte jei, weil die Quadrat» 
meile über 8000 Seelen nähren folle, die fich täglich mehrten. Ferner 
betonte Freiherr v. Gagern die Wichtigkeit von Kolonifationen. Er führte 
u. a. auß, Deutjchland ſei der einzige große Staat in Europa der feine 
Kolonieen befige und dahin Bevölkerung abgebe. Hiftorifch wahr fei, daß 
die Größe der alten Völker und die Weisheit ihrer Führer nach der Güte 
ihres Kolonialſyſtems abgemefjen worden und dieſe hätten den vierten und 
fünften MWeltteil noch nicht gefannt. Englands Größe und Andenken werde 
unübertroffen in den Annalen der Zeit ftehen wegen feiner Kunft und feines 
Nachdruds zu kolonifieren. Insbeſondere verwies Freiherr dv. Gagern auf 
Sübdamerifa, wo die unfultivierten Flächen unermeßlich ſeien und befprach 
die Begünftigung don Ginwanderungen durch die Brafilianifche Regierung, 
bemerkte auch, daß Schweizer, jchon früher den Überfluß der Menſchen an— 
erfennend, diefen Weg in Gemeinjchaft eingefchlagen hätten, von ihrer Re= 
gierung geleitet und protegiert. Im Verlaufe feiner Rede erwähnte er noch, 
daß die Zahl der Deutjchen, namentlich der Pfälzer, die jeit Jahren nach 
(Preußiſch⸗) Polen und Rußland bis an das ſchwarze Meer gezogen feien, 
anfehnlich gewejen jei. Am Schluffe feiner Ausführungen Hob Redner noch einige 
Hauptgedanken aus dem Buche des brittifchen Profeſſors Malthus über 
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„Die Grundſätze der Bevölkerung“ hervor, welches er als eines der verftän- 
digften litterarifchen Produkte der Zeit bezeichnete. Darin heiße es, daß auf 
gewiffen Grade der Givilifation der Menfch ftärkeren Trieb habe, fich fort: 
zupflanzen, als Natur und Fleiß vermöchten an Unterhalt gehörig zu 
ichaffen, daß daraus Verarmung und Lafter entjtehe, daR Kolonifation 
und Auswanderung dafür nur Palliative feien, die eben auch ihre Grenzen 
hätten. 

Annliche Gedanken kamen in der Folgezeit mannigjach in Deutfchland, 
infonderheit auch in Heſſen zur Ericheinung. Hervorragende Kenner der 
volfswirtjchaftlichen und politifchen Verhältniffe traten der Anficht entgegen, 
daß Abneigung gegen das eigene Vaterland und feine Einrichtungen zur 
Auswanderung Deranlaffung gebe. Man fuchte die Gründe der Auswande— 
rung vielmehr in den wirtjchaftlichen Verhältniffen. Einesteild war man 
der Anficht, dak im Vergleich zu den Ölonomifchen und induftriellen Ver— 
hältniffen in manchen Gegenden eine Übervölferung vorhanden, andernteils, 
daß das liegende Grundeigentum zu jehr zerjtüdelt und verteilt ſei. Hier— 
bei hatte man namentlich Rheinheſſen, die Rheinpfalz, Württemberg ꝛc. im 
Auge Man jprach die Meinung aus, die Bevölkerung wachfe in weniger 
fultivierten und civilifierten Ländern langjamer, während fie fi in £ul- 
tivierten Staaten in rajcherer Progreifion erweife als die Erwerbsquellen. 
Beide müßten, damit da8 Gleichgewicht erhalten bleibe, gleichen Schritt mit» 
einander halten. Es fordere daher die Klugheit, daß, wo die Gattung zu 
dicht angefiedelt fei, fie verpflanzt werde. Auch die Auffafjung, daß es für 
die Erhaltung der Ruhe des Staates unter Umjtänden jehr notwendig jet, 
unruhigen Glementen das Auffuchen anderer Länder nicht zu erjchtveren, 
findet fich vertreten. 

So gelangte man in jener Zeit allgemein in maßgebenden Sreifen 
zur Anficht, daß Auswandern eine ganz natürliche Erjcheinung wäre, über 
die man fich nicht wundern dürfe, die für die Verwaltung des Landes 
feineswegs unehrenhaft jei und die nur dann gefährlich werden könne, wenn 
dem durch die Natur der Dinge herbeigeführten Drange gewaltfam wider: 
Itrebt würde. Die Auswanderung müfje daher reguliert werden. Es müfje 
zu Kolonifationen geichritten werden, wie jchon im Altertum in den 
griechifchen Staaten. Wenn die Gmigrationen reguliert würden, fo 
würden fie gleichzeitig auf ihr matürlicheg Maß zurüdgeführt. Über die 
Richtungen, in denen dies zu gejchehen hätte, gingen die Anfichten aus- 
einander. Man jchlug vor, die Regierung folle von fremden Ländern 
Ginficht nehmen laſſen und Verträge mit überfeeifchen Staaten wegen 
Kolonifation einzelner Diftrikte jchließen. Als berücfichtigenswerte Punkte 
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wurden dabei bezeichnet: die Seefahrt, ihre Sicherheit, Wohlfeilheit (freie 
Fahrt für ärmere Koloniften) und Salubrität; die Aufnahme an Ort und 
Stelle, Begünftigungen bei Anftedblungen; Teithalten an gegebenen Zufagen ; 
Vergleichung von Klima und Gewerbe, freie Wahl des günftigeren; fort— 
gejegter Schuß durch befreundete Konfuln, Zufammenwohnen der Koloniften ; 
die Religiongausübung, die Fürſorge für ärztliche Behandlung, der Rück— 
fall des Vermögens bei gejeglicher Vererbung nad) Europa, Schuß gegen 
unfreimillige Einftellung beim Militär u. dergl. Dieje Ideen wirkten big 
zu Ende der erften Hälfte des Jahrhunderts weiter. Wir finden fie teils 
von einzelnen Perfönlichkeiten vertreten, teild von Vereinen aufgegriffen, von 
Landesvertretungen und Landesregierungen begünftigt. 

Es fehlte indes auch nicht an entgegengejeßten Stimmen. 

So erihien im Dftober 1834 zu Baltimore eine, demnächſt auch in 
Deutichland viel verbreitete Broſchüre: 

„Wohlgemeinter Rat der deutfchen Geſellſchaft von 
Maryland an Deutjche, die irgend ein Intereſſe an der 
Auswanderung nad den Vereinigten Staaten don Nord- 
amerifa fühlen.“ 

Sie war durch die ſeit 1817 unter den Namen „Deutiche Geſell— 
ſchaft von Maryland in Baltimore bejtehende Vereinigung 
von geborenen Deutjhen und Abkömmlingen deutjcher 
Eltern“ Herausgegeben, welche den ftatutenmäßigen Zwed verfolgte: 
„Ausgewanderte aus Deutfchland und aus der Schweiz, die Nat und Bei- 
ftand bedurften und deffen würdig waren, mit folchem zu verſehen.“ 

In der Brofehüre, die auch in Heilen viel gelefen wurde, iſt u. a. 
bemerkt: 

„Es iſt nur zu wahr, daß in Deutſchland meiſtens eine verkehrte An— 
ſicht von den amerikaniſchen Verhältniſſen unter denjenigen obwaltet, welche 
den Gedanken des Auswanderers aufgefaßt haben. Gewöhnlich ſind ſolche 
zu enthuſiaſtiſch dafür eingenommen, als daß fie erſt die ruhige Überlegung 
walten Laffen jollten, daß fie erft an der rechten Quelle die Erfundigungen 
einziehen jollten und dann entjcheiden, ob fie für diefeg Land paſſen oder 
nicht. In Deutjchland giebt es eine Wulft von Büchern über Amerika, 
teil3 gejchrieben um Geld damit zu verdienen und in biefer Mbficht mit 
Bildern ausgeſchmückt, die der Wirklichkeit nicht entiprechen, an denen aber 
der Enthufiaft feinen Gefallen Hat und die er durch feine eigene Phantafie 
und durch gegenfeitige Mittheilung mit anderen, welche in feine Ideen ein- 
gehen, nur in einem noch übertriebeneren Lichte auszumalen jucht. Verderblich 
find unferer Anficht nach jene Zufammenkfünfte in Deutjchland, wo eine 
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Menge Perſonen ſich verbindlich machen, fich gemeinjchaftlih in Amerika 
anzufiedeln, jene Clubs, wo über Amerika gelefen, gefprochen und gejchrieben 
wird und jene Bücher von denen oben die Rede war... ... 

In diefem Lande, welches jo jehr im Wachſen ift, finden jegt und wahr: 
icheinlich noch geraume Zeit Aderbauer und Handwerker am leichteſten ihr 
Brot... . Der Kaufleute giebt’3 im Überfluß ; Künstler finden nicht ges 
hörige Anerkennung ihrer Verdienſte .... 

Nichts ift thörichter Für Menſchen, die feine praftifche Kenntnis der 
Vereinigten Staaten haben, als in Deutfchland eine große Geſellſchaft zu 
bilden und mit fertigen Plänen zur Erbauung einer Stadt, zur Gründung 
einer Kolonie fi nach Amerika einzujchiffen. Wir Haben noch nicht Ge— 
legenheit gehabt, ein günftiges Refultat von folchen Plänen zu ſehen. Ge— 
wöhnlich find jchon vor der Ankunft Hier unter den Mitgliedern einer 
jolchen Geſellſchaft manche Mißhelligkeiten und Zwiftigfeiten eingetreten, und 
nicht felten, daß Streit entjteht über Dinge, die bloß in ihrer Phantafie 
(eben, aber nie in Wirklichkeit übergehen werden. Man bat in der Heimat 
oder unterwegd Kontrakte mit einander gejchloffen, die nicht ausführbar find 
und fich von ſelbſt bald auflöfen, — man ijt fchon darüber einverftanden, 
wer bier Arzt, Prediger und Schullehrer der Gemeinde werden ſoll und 
über deren Salair im Reinen; aber man wird finden, daß diefe Gemeinde 
nie in Eriftenz tritt, weil da® neue Land neue Begriffe erzeugt, und daß 
bald niemand da ift, der die verfprochenen Gehalte zahlen kann oder will. 
Man hat genau auf der Karte den Pla bezeichnet, wo die Kolonie fich 
niederlaffen will, findet aber dort den Boden fchlecht, die Luft ungefund, 
den Verkehr jchwierig, kurz man jtößt auf Hundert vorher nicht berechnete 
Übel, einer verläßt die Gefellfchaft nach dem anderen und bald ift fie ganz 
aufgehoben. 

Nur kräftige, fleißige Leute, die fich in üble Lagen zu fügen, fich zu 
raten und zu Helfen wifjen und fich feiner Arbeit ſchämen, paffen für dieſes 
Land ..... e 

Über das unter der Regierung der Vereinigten Staaten beftehende 
Naturalifierungsgeieß ift noch bemerkt, daß der zum Bürger aufzunehmende 
mindeftens fünf Jahre in den Vereinigten Staaten gewohnt haben und 
mindejtens ein Jahr in dem betreffenden Gebiete anfäffig geweſen jein müſſe. 

Die Broſchüre bezeichnet außerdem, Bremen als den für den größeren 
Teil der Deutfchen geeigneten Hafen. Auch ift erwähnt, daß die meiften 
Reifen von Amjterdam, Rotterdam oder Bremen nad) Amerika in 50 Tagen 
zurückgelegt werden. 
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„Uns dünkt“ — bemerkt die Brofchüre weiter — „daß deutſche Emi- 
granten fich zur Regel machen jollten, fich in feinem Bezirke niederzulafen, 
wo das Klima dem vorteilhaften Anbau von Roggen und Weizen nicht an- 
gemeſſen ift.“ Das Werfchen jchließt mit folgender Betrachtung: 

„Es ift dem Menjchen nur zu eigen, daß er die Vorteile der Gegen- 
wart verfennt und fernes eingebildetes Glück überfchäßt! Der, welcher im 
Vaterlande für fi) und feine Familie ein mäßige Auskommen genieft, 
und fich die Achtung feiner Nachbarn erworben hat, ſetzt viel aufs Spiel, 
wenn er die Bande der Gewohnheiten zerreißt und fich von Freunden und 
Vaterland trennt, um in einem fernen Weltteile fein Glüd zu fuchen. Ihm 
willen wir nicht beifer zu raten, ala: Bleibe im Lande und nähre dich 
redlich!“ — 

Unter den Verſuchen in damaliger Zeit, im Ausland deutſche Kolonien 
zu gründen, iſt die Auswanderung einer Geſellſchaft aus Gießen von 
ca. 500 Köpfen im Jahre 1833 und 1834 hervorzuheben, welche fich mit 
der Abficht trug, in Arkanjas ein neues Deutjchland erftehen zu laffen. 
Infolge widriger Berhältniffe, namentlich außbrechender Krankheiten (Cholera) 
mußte jedoch der Gedanke an eine gemeinfame Anſiedlung aufgegeben werben ; 
die gemeinfchaftliche Kaffe wurde in St. Louis geteilt und die übrig ge= 
bliebenen Teilnehmer der Gefelljchaft zerftreuten fich. 

Die Regelung der Auswanderungen, in&befondere der Gedanke von 
Kolonifationen, jand in der Folgezeit an Freiheren von Gagern zu Hornau 
einen eifrigen Vertreter. 

Im Jahre 1840 ftellte er in der eriten Hammer der Stände des Groß— 
herzogtums den Antrag!, e8 möge eine Kommiffion von Mitgliedern des 
Minifteriums des Auswärtigen und des Innern zur Überwachung der Aus- 
wanderung gebildet werden, wobei er betonte, daß die Auswanderung den 
Mangel der deutichen Kolonien erſetze und für Deutſchland Kolonifation be= 
deute. Staatsminifter du Thil legte ausführlich den Standpunkt der Re— 
gierung, welche die Auswanderung beichügt und insbefondere die Konfulate 
vermehrt Habe, dar. Gr bemerkte auch, daß die Regierung verfucht habe, 
Staatöverträge mit amerifanifchen Staaten einzugehen, um das Los der 
Einwanderer zu beffern, daß dies aber mißlungen ſei?. Der Beichluß der 
Kammern ging dahin, es follte die Regierung erfucht werden, auf dem jeither 
von ihr eingejchlagenen Wege bei Überwachung der Auswanderung zu ver- 
bleiben, von der Bildung der Kommiffion aber abzufehen. 


! Beilage Nr. 153 II. Bd. der Verhandlungen des Yandtages 1841 u. 1842. 
2 Beilage Nr. 165 a. vorftehend a. D. 
Schriften 1.11. — Auswanderung. 14 
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Weiter (1842) beantragte Freiherr von Gagern, die Regierung zu 
erfuchen: 1. eine ftatiftifche Überficht über die Bewegung der Auswanderung 
in Heſſen aufzuftellen, 2. Gefellichaften, wie fie in England vielfältig vor- 
handen ſeien, die fi) mit der Auswanderung befaßten, zu fördern, 3. zu 
ermeffen, ob nicht eine Belehrung über Auswanderung jeitens der Regierung 
erteilt werden jolle!. Auch auf diefen Antrag erteilte Staatsminifter du Thil 
ſehr eingehende Antwort, in der er auf die Übervölferung („die Bevölkerung 
des Großherzogtums, die 1816: 630000 Seelen betrug, überjteigt nunmehr 
811000 und Habe fich in neun Jahren um 74570 Köpfe vermehrt“), ſowie 
die „maßlofe Zeritüdelung des Grund und Bodens, wie fie im Großherzog. 
tum überhand nehme”, ala Gründe der Auswanderung verwies, ſich aber 
gegen eine amtliche Belehrung mit Rüdficht auf die Verantwortung, welche 
die Regierung übernehme, ausſprach. Was den zweiten Teil des Antrags 
anlangt, jo bezweifelte der Minifter die Übertragbarkeit der engliſchen Ein- 
richtungen auf deutjche Verhältniffe, war vielmehr der Anficht, daß die Aus- 
wanderung in Deutichland einer unmittelbaren Einwirkung der Regierung 
noch lange nicht entbehren könne Zu Punkt 1 ſprach fich der Minifter für 
Ablehnung des Erfuchens aus, da diefer Punkt unter die Zuftändigfeit der 
Staatöverwaltung falle, welche der Regierung ohne Teilnahme der Stände 
zuftehe, legte aber eine Überficht für 1841 vor. Die Kammern traten der 
Anficht des Minifters im mejentlichen bei. 

Am 25. März 1844 kam unter dem Präfidium des Fürſten Leiningen 
ein Verein mit dem Siße in Mainz und Mannheim zum 
Schußederdeutjhen Einwohner in Teras zuftande (jog. Mainzer 
Adelsverein). Protektor des Vereins war der Herzog von Naffau. Dem: 
jelben gehörten ferner an die Herzöge von Meiningen und von Koburg-Gotha, 
Prinz Friedrich von Preußen, der Landgraf von Heſſen-Homburg und eine 
größere Anzahl Mitglieder fürftlicher und gräflicher Häufer. Als Hauptzwede 
des Vereins wurden bezeichnet: 

1. Verbeſſerung des Zuftandes der arbeitenden Klaſſe, Hierdurch Ver— 
minderung des Pauperismusg, 

2. Eröffnung neuer Abſatzwege für die Produkte der National-Induftrie, 

3. Entwidelung des Seehandels. 

Die Wirkſamkeit des Vereins follte darin beftehen: 

1. In Deutjchlands Antereffe den Zug deuticher Auswanderer zu regeln 
und zu ordnen, die Auswanderer nach einem Punkt Hinzuleiten und zwar 
nach Texas, 


! Beilage Nr. 163 IL. Bd. der Verhandlungen des Landtages 1841 u. 1842. 
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2. Aderbaus-nduftrier-Handel3-Niederlaffungen zu gründen, ſich ohne 
oder gegen Vergütung Ländereien dort zu verichaffen, dieſe zu verkaufen, 
urbar zu machen und anzubauen und die Produkte von Texas auszubeuten, 

3. kommerzielle Beziehungen zwiſchen diefem Lande und Deutjchland 
anzufnüpfen, 

4. denjenigen Deutjchen, welche fich auf deffen Kolonial-Riederlaffungen 
befinden oder dort einwandern, Schuß zu verleihen. 

Der Berein giebt ferner den mittellofen Einwanderern Ländereien; er 
verichafft ihnen die Mittel zur Eriftenz und Arbeit, verhilft ihnen zu Schul- 
und Religionsunterricht, verfpricht auch, die Niederlaffungen mit allem Unter- 
halt und mit den für Aderbau und Jnduftrie nötigen Vorräten zu verfehen, 
fowie Sparfaffen und Berforgungsanftalten zu gründen. Der Berein ift 
berechtigt, Anweifungen auf den Inhaber in Deutjchland Für einen ?/s des 
Mertes der Waren und Gerätjchaften, welche ihm gehören und in den Maga— 
jinen oder Meiereien vorrätig find, gleichfommenden Betrag zu emittieren, 
welche in den Vereinsniederlaſſungen an Zahlungaftatt für Lieferungen an— 
genommen werden. Der Vereingfonds ift 200000 Gulden. Er wird durch 
Altien von 5000 Gulden repräfentiert. Hervorgehoben ift, daß der Verein 
einen nationalen Zwed habe und jede Deutjchlands Intereſſen znwiderlaufende 
Dperation unterlafle. 

Unter dem 1. Auguſt 1843 fchloß der Verein mit zwei Perjonen 
(Fifcher und Müller), welche fich der Republit Texas gegenüber vertragd- 
mäßig verpflichtet hatten, eine Kolonie von 600 Familien (oder Männer 
von 17 Jahren an) einzuführen oder einführen zu laffen und dafür einen 
beitimmten Landſtrich (620 Ader Land für jede Familie, 320 Ader für 
jeden einzelnen Dann) erhalten jollten, ein Übereintommen ab, durch 
welches er in deren Rechte als Teilhaber eintrat. In diefem Bertrag war 
weiter bejtimmt: 

a. Jeder der Anfiedler erhält ein volllommenes und unbedingtes Recht 
auf das Land, wenn er ein Häuschen auf demfelben errichtet und 
wenigftens 15 Ader angebaut hat; 

b. die Kolonifatoren haben das Recht, eine zujähliche Zahl von 6000 
Familien oder einzelnen Männern einzuführen, wenn fie innerhalb 
eines Jahres vom Kontraftichluffe ab entjprechende Anzeige erjtatten. 

Als Entfchädigung waren für jedes Hundert Yamilien oder einzelner 
Männer 10 Sektionen (eine Sektion — 640 Ader) Land zugefichert. 
Damit Hatte der Verein den Anſpruch auf ein zufammenbängendes noch un— 
bebautes Gebiet von 450 Quadratmeilen erworben. Im Mai 1844 be— 


gaben fich zwei Mitglieder des Vereins (Prinz Solms und B. d’Orvanne) 
14* 
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nach Texas, um dort Vorbereitungen zur Aufnahme der Auswanderer zu 
treffen und die Verwaltung der Anfiedlungen vorläufig einzurichten. Der 
Berein erklärte ferner, daß er 3o feiner Einnahme dazu verwenden werde, 
um bürftigen Auswanderern die Überfahrt und Anfiedlung zu erleichtern. 
Bei den erjten Ginwanderern wurde ein Kapital von 600 Gulden für Fa— 
milien, von 300 Gulden bei einzelnen Männern verlangt. Für die Kolonials 
niederlaffungen des Vereins erließ man ein Generalftatut, welches für 
jede derjelben eine Direktion, beitehend aus einem Direktor und einem Rate 
von Fünf Perfonen (Seelforger, Arzt, Givilingenieur, Rechnungsführer, 
Handelsagent des Vereins) vorfah. Außerdem enthielt dasjelbe Beſtimmun— 
gen über Fonds Inventarium, Anordnung der Arbeiten, Einweifung der Ein— 
wanderer, Beziehungen der Anfiedler zur Direktion, politifcher Zuftand der 
Anfiedlungen (Gültigkeit der Gejehe von Texas, Entnahme von Beamten ıc. 
aus den Anfiedlern durch die Regierung von Texas, Bildung einer Miliz 
aus allen Männern vom 17.—50. Lebensjahre) , Handelsvorkehrungen, 
induftrielle Anftalten (jede Kolonie ſoll mindeſtens eine Fruchtmühle, eine 
Schneidemühle, eine Mühle um Baumwolle zu reinigen, befigen), Verteilung 
von Ländereien. Ein „Organiſches Statut der Kolonijation” 
regelte die Bedingungen für die Annahme der Koloniften, Berbindlichkeiten des 
Vereind (Einrichtung von Magazinen, Lieferung des Viehes, Beichaffung 
von Räumen zum Gottesdienjt, Einrichtung einer Primärfchule für Die 
Kinder der Kolonisten), Rechte und Pflichten der Koloniften. Eine 
„Inftruftion für den delegierten Direktor” gab dieſem die 
nötige Anleitung Hinfichtlich der Einwanderung (Auswahl der Einwanderer, 
der Transportmittel), der kommerziellen Berhältniffe, der Rechnungstührung, 
Berwaltung u. ſ. w.!. 


Der Berein hatte in der Folge mit großen Schwierigkeiten und Wider: 
wärtigfeiten zu kämpfen. Stimmen, welche das Kolonijationswerk ala ge= 
(ungen bezeichnen, begegnen anderen, welche die größten Klagen vorbringen. 
Insbeſondere traten bedeutende finanzielle Anforderungen an denfelben heran, 
welche ihn nötigten, im Jahre 1847 ein Anlehen von 1 Million Gulden 
aufzunehmen. 

Dem Berichte des Vereins ijt folgendes zu entnehmen: 

Nach den näheren Vereinbarungen zu dem oben bereits erwähnten Ver— 
trag follten außer den bis zum 1. September 1846 einzuführenden 600 
Familien in der Zeit vom 1. September 1844 bi3 dahin 1845: 2000 





ı Dem Vereine wurde unter dem 19. Mai 1845 die Erlaubnis zur Anftellung 
von DVereinsagenten im Großherzogtum Heffen erteilt. 
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Familien und von da an bis 1. September 1847 weitere 4000 Familien 
angefiedelt werden. Zu diefem Zwecke mußte der Verein nach einem von 
der Generalverfammlung genehmigten Plane zuerjt die zwedmäßigen Punkte 
für die Anfiedlungen auffuchen und beflimmen, die Kommunikation dahin 
Ichaffen, den Transport der Einwanderer bis an Ort und Stelle übernehmen, 
fodann die erfte Anlage der Anfiedlung überwachen und leiten und fie mit 
den Mitteln zur Eriftenz der Leute verfehen. Die Mittel, welche hierdurch 
nötig wurden, follten durch den Verkauf der dem Verein zufallenden Ländereien 
wieder erjeßt werden. 

Der erite Zug Auswanderer ging im Jahre 1844 im September nach 
Terad ab, wo er am 24. Dezember anlangte. Die Anlandung erfolgte in 
Karlshafen (Indian-Point). — 

Die Einwanderung nahm in den folgenden Jahren an Umfang be= 
deutend zu. Im Jahre 1846 wurden zwijchen August und Dezember in 
30 Schiffen über Bremen und Antwerpen 2400 Familien in Teras ein= 
gerührt. Während bei dem erjten Transporte die Koften pro Kopf bis zum 
Einlangen an Ort und Stelle auf 80 fl angenommen wurden, jah man 
fih genötigt, den Satz für die Einwanderung in 1846 infofern zu erhöhen, 
als für jede Familie 600 fl eingezahlt werden mußten. Damals waren 
bereit3 die Städte Neu- Braunfels und Friedrichsburg (nach dem Prinzen 
Friedrich von Preußen) angefiedelt. Die erjten Schiffe langten im Jahre 
1846 glüdlic) an, die Ankömmlinge begaben fi) in das Innere des Landes. 
Da brach 1846 der Krieg zwifchen den Vereinigten Staaten und Mexiko 
aus, die meijten Küftenfahrzeuge wurden zum Zruppentransport in Beichlag 
genommen, alles Zugvieh für die Truppen aufgefauft. Die Schiffe aus 
Europa langten raſch hinter einander an; die Leute häuften fich in Indian— 
Point an; es beitand feine Möglichkeit, fie fortzubringen. 130 Zelte und 
viele Bretterhäufer, die der Verein errichtet Hatte, reichten nicht aus, drei 
Schiffe jcheiterten an der Hüfte und alle Vorräte des Vereins, ſowie der 
größte Zeil der Habfeligkeiten der Einwanderer gingen zu Grunde Die 
Drdnung verichwand, Unmäßigkeit im Eſſen und Branntweintrinten erzeugte 
Krankheiten, Sterblichkeit und Demoralifation riß ein. Dazu fam eine 
ganz außergewöhnliche Regenzeit; die Wege wurden grundlos, die Flüffe 
traten über, und, jede Verbindung mit dem Innern war unmöglid. Der 
General» Kommiffär (von Meufebah) mußte die disponiblen Mittel 
des Vereins zur Unterhaltung der Leute verwenden. Der Herzog von Naſſau 
jtellte damala 200000 fl dem Berein vorſchußweiſe zur Verfügung. So 
hatte der Verein mit den größten Kalamitäten zu kämpfen. Nach und nach 
gelang es, die Einwanderer im Innern anzufiedeln. Im Fahre 1850 waren 
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die blühendften Anfiedlungspunfte, welche der Berein gegründet hatte, die 
Stadt Friedrihaburg 45 Meilen, Neu-Braunfela 30 Meilen 
von der Hüfte, erftere mit 1800, Teßtere mit 3000 Einwohnern, ſowie 
Indian = Point (Karlahajen) an der Matagarda »Bai. Die Gerichtsfprache 
war mit Bewilligung der Regierung die deutſche und das teraniiche Geſetz— 
buch war in das Deutjche überjeßt worden. In dem damaligen Berichte 
des Vereins heißt es u. a.: „Texas gehört jeßt vorzugsweiſe zu den Teilen 
der Union, wo ein großartiges deutjches Kolonifationsunternehmen beitanden 
hat und wenigftens infofern geglüct ift, als ganze Diftrifte dadurch kultiviert, 
blühende Städte in der Wildnis gegründet und Zaufende von Deutjchen 
in geſchloſſenen Gemeinschaften einer unabhängigen und glüdlichen 
Lage zugeführt worden find. .. Das Vereinsgebiet zwifchen dem 31. und 
32.0 nördlicher Breite umfchließt viele ausgedehnte Thäler des fruchtbarften 
Landes und der reichjten Weiden, namentlich entlang der das Hochland 
durchitrömenden Flüffe” u. j. w. Mehrere um jene Zeit erfchienene Schriften 
jchilderten dagegen die Zuftände in Texas zum Zeil in düftern Farben, jo 
W. Steinert, Terad im Jahre 1849! und H. Oftermayer, Terad im Jahre 
1848—1849. 

In einem Berichte des eriten Ausichuffes der I. Kammer der Stände 
des Großherzogtums vom 1. Mai 1849, Beil, Nr. 199, findet fich über 
den Zerasverein folgende Bemerkung: 


„Daß der Verein zur Kolonifation von Texas, deſſen Grundbeftim- 
mungen zu jo guten Hoffnungen berechtigten, den patriotiichen Abfichten 
feiner Gründer nicht entiprochen hat, ift ſehr zu beklagen; übrigens iſt der 
mittlere Strich) der Vereinigten Staaten Teras doch zu Auswanderungs- 
äweden vorzuziehen, und die Abficht, einen jelbjtändigen Staat mit deutjchen 
Elementen zu bevölfern, ijt durch die Aufnahme von Teras in die Union 
ohnedies vereitelt.” 

Die Auswanderung war bereits, wie aus den voritehenden Ausführungen 
hervorgehen dürite, im Jahre 1846 zu einer jehr beachtenswerten Erſcheinung 
im Nationalleben geworden. Das Bedürfnis der deutſchen Auswanderung 


! Aus diefem Buche dürfte folgende Notiz für Heilen intereifieren: 

„Im Jahre 1847 verfuchte der Verein mit vielen Opfern im eigentlichen Ber: 
einälande eine Kolonie zu errichten. 40 Darmftädter, meift junge Leute, gingen unter 
der Direktion eined Herrn Spieß dahin ab. So lange der Verein Lebensmittel jchidte, 
fo lange ging es; ſpäter löfte fich aber die Gejellichaft auf und zerftreute fich nach den 
verichiedenften Gegenden. Ginen Bierbrauer traf ich in Galvefton. Andere leben in 
Hriedrichsburg und Braunfeld. Herr Spieß hat mit mehreren die Farm der Grafen 
Korinth aus Tirol bei Neubraunfela gepachtet“. 
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war anerkannt; es wurde von vielen Seiten als ein vorwaltendes und uns 
vermeidliches bezeichnet. Für die Regelung der Auswanderung war im 
großen vom Bundestage nichts gejchehen. In Heffen war das Bebürfnig 
der Regelung befonders früh erfannt und mit vielem Intereſſe und großem 
Nahdrud die Agitation hierfür ind Leben gerufen worden. Freiherr 
von Gagern, welcher jchon vor vielen Jahren die Mängel der Auswanderung 
auf dem Rheine und in den Seehäfen von London, Liverpool, Antwerpen, 
Havre kennen gelernt hatte, regte damals den Gedanken an, durch die Macht 
der Preſſe nicht allein zur Abftellung diefer Gebrechen, jondern auch zur 
beftimmteren Regelung der deutjchen Anftedlung im nationalen Sinne, 
zugleich zum Vorteil der deutjchen Schiffiahrt und des Handels, beitragen 
zu helfen. Zufolge diefer Anregung erfhien vom Jahre 1847 an in Darme 
ftadt ein „Gentralblatt der deutihen Auswanderung und 
Kolonifierung” unter dem Titel „Der deutſche Auswanderer“, 
herauögegeben von %. Haas, Dr. Künzel in Darmjtadt und Dr. H. Malten 
in Frankfurt a. M. (lebterer damals Herausgeber der „Neueiten Welt: 
funde”), Drud und Berlag von E. W. Leske in Darmſtadt. Das Blatt 
erichten wöchentlich einen Bogen ftark bis zu Ende des Jahres 1850. Mit 
Gründung des Nationalvereins für deutjche Auswanderung und Anfiedlung 
zu Frankfurt a. M. wurde das Blatt „Offizielles Organ des Vereins, unter: 
ftüßt durch die Berichte der deutjchen Konfuln und die forrejpondierenden 
Mitglieder des Nationalvereins". Zu Beginn des Jahres 1850 vereinigte man 
die Zeitfchrift mit der Vierteljahrſchrift „Germania-Arhiv zur Kenntnis 
des deutichen Clement? in allen Ländern der Erde“, geleitet von Dr. 
med. Strider in Frankfurt a. M. Sie trug nunmehr neben ihrem Zitel 
den Zuſatz „Zeitjchrift zur Kenntnis des deutjchen Elements in allen Ländern 
der Erde, herausgegeben vom Nationalverein für deutfche Auswanderung und 
Anfiedlung zu Frankfurt a. M.“ 

Mit dem Ende des Jahres 1850 ſtellte das Blatt unter folgender 
Motivierung fein Erfcheinen ein: „Der Nationalverein für deutjche Aus— 
wanderung und Anftedlung wurde zu einer Zeit begründet, wo bei einer 
deutjchen Reichagewalt ein Minifterium des Handels und darin eine Ab— 
teilung für Auswanderungsangelegenheiten bejtand. Deshalb wurde der Sitz 
des Nationalvereins an den Sitz dieſer Zentralgewalt, nach Frankfurt, ob» 
gleich damals ein Frankfurter Zweigverein fich noch nicht gebildet Hatte, 
verlegt, und in der That erhielt der Nationalverein zur Veröffentlichung in 
jeinem Organ wichtige Aktenſtücke von dem genannten Minifterium. Jetzt 
it alles anders geworden... . . 
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Dazu Hat die troftlofe Lage des Vaterlandes die Trage der Aus 
wanderung in den Hintergrund treten laſſen, bei den Vereinen jelbjt, denen 
auch dag jelbftändig zu Unternehmende durch die Ungunft der Zeiten miß— 
lang, die Thätigfeit vermindert und die enge Verbindung gelodert. Bei 
diefer Lage des Nationalvereins Hört defien Organ vorläufig zu erfcheinen 
auf, um bei beſſerer Geftaltung der allgemeinen deutjchen Berhältniffe, 
hoffentlich bald wieder hervorzutreten u. ſ. w. u. j. mw.” 


Mehrere deutjche Regierungen, wie die Heffiiche unter dem Miniſterium 
Du Thil, die württembergifche, jpäter die preußifche, erwieſen dem Blatte 
Borihub!. Bald jchon nach dem Entſtehen des Blattes jahen die Heraus— 
geber fich veranlaßt eine Mitteilung des Freiheren von Gagern vom 2. Auguft 
1846 weiter zu verfolgen. Dieje lautete: „Nicht nur ein ſolch umfaſſendes Blatt 
verlange ich, ſondern auch Vereine, und diefe könnten Hand in Hand gehen. 
Vielleicht bahııt das eine dem andern den Weg.“ Es begannen nunmehr 
Beitrebungen einer Anzahl von Männern zu Darmitadt in der bezeichneten 
Richtung. Ein von Darmjtadt aus ergangener Aufruf zur Bildung eines all: 
gemeinen Vereins ergab feinen günftigen pekuniären Erfolg; e8 waren etwa 
1500 fl jährliche Beiträge in ganz Deutjchland gezeichnet, eine Summe, 
mit der man die damals größer angelegten Zwede nicht ausführen zu 
fönnen glaubte. Nunmehr begaben fich einige Herren von Darmftadt nad 
Karlsruhe, Stuttgart und München, um dort bei den für die Auswanderung 
thätigen Männern, jowie bei den Miniftern der Länder die Bildung von 
Zweigvereinen anzuregen. Mitte Dezember 1847 wurde ein fliegendes 
Blatt? erlaffen worin die Aufgaben des „Nationalvereins für 
deutjhe Auswanderung und Anfiedelung“ näher be- 


I Die obigen Mitteilungen find teilmweife einer Brofchüre „Bericht über die Ent: 
ftehung und Wirkfamfeit des Nationalvereind“ (Dezember 1849, R. v. Auw zu Darm: 
jtadt und E. Hreb3:Schmitt Frankfurt aM.) entnommen. 

2 Der wejentliche Inhalt desjelben war: 

Der Nationalverein ift in dem verichiedenen deutjchen Ländern vertreten: 

1) In Helfen ... 

2) In Baben. 

3) An Württemberg . . - 

4) In Bayern und der Pfalz. 

5) Im Eljaß. 

6) In der Schweiz. 

7) In Kurheſſen. 

8) In den ſächſiſchen Staaten. 
9) In Sachjen (Königreich). 

10) In Bremen und Hamburg. 

11) In Frankfurt aM. 

12) In Naſſau. 
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zeichnet waren. Man ging davon aus, daß die Auswanderung in Deut: 
ichland ein von dem Regierungen felbjt anerfanntes Nationalbedürfnis ge— 
worden jei; der Nationalverein habe fich die Aufgabe geftellt, dieſes Be— 

Der Nationalverein Hat feinen Sitz zu Darmftadt, wo die Hauptverwaltung 
fich befindet. 

Der Nativnalverein übernimmt jeden Transport Ginzelner, ganzer Familien, 
größerer Gejellichaften und namentlich auch der fleißigen Armen in den verichiedenen 
Gemeinden, welche auf Koſten lebterer nad) Amerifa zur Erlangung einer durch eigene 
Anftrengung zu erringenden unabhängigen Lage übergefiedelt werden follen. 

Der Nationalverein ſucht darin national zu fein, daß er den auf ben Handel 
und die Schiffahrt (namentlich auf die junge transatlantifche zwifchen New: York und 
Bremen) jo mächtig einwirfenden Transport der Auswanderer und den großen mate: 
riellen Gewinn fremden Häfen zu entziehen und deutjchen Häfen zuzuwenden fucht, 
und dies nebenbei zum größten Vorteil der Auswanderer jelbft und zwar auf fol- 
gende Weije: 

63 waltet fein Zweifel ob, daß gegenwärtig die Auswanderung für Seeftädte, 
und Seeftaaten eine Lebensfrage geworden ift. Die amerifantichen Schiffe, welche 
Waren bringen, erhalten in allen europäischen Seehäfen, namentlich in den deutſchen, 
belgifchen (Antwerpen), holländischen (Rotterdam) und franzöfiichen (Havre), jelbit den 
englijchen (Xiverpool) meift nur Auswanderer ald Rückfracht. Können fie keine ſolche 
Rückfracht befommen, jo fahren fie meift ichlecht, d. h. fie machen ſchlechte Geichäfte. 
Die amerikanischen Schiffe (aud) die Dampfer wie die Havre-Dampffregatten und der 
Bremer: New: Yorker Walhington) gehen daher am Liebften in jolche Häfen, wo fie 
auf Auswanderer ala Rüdfracht ficher rechnen können. Dahin wendet fich aljo aud) 
ficher der Waren: und Handeläzug in das Innere und aus dem Innern des euro: 
päifchen Kontinents. Das ift Die Urſache, warım Belgien, wie Frankreich den Aus: 
wanderern Y/s (genauer 30%o) der Fahrtaxe und das Gepäck auf ihren Eiſenbahnen 
(nad) Antwerpen und Havre) frei geben. Site haben ihren guten Grund dafür. Sie 
wollen ihren ganzen Handel dadurch heben ... 

Glücklicherweiſe iſt es dem Nationalverein durch die Dampfidiffahrt anf dem 
Rhein und die Höln-Hannover-Minden-Bremer: und Weſer-Eiſenbahn, die vom 1. De: 
zember d. J. ganz dem Verkehr freigegeben ift, möglich, die nationale Auswanderung 
den deutſchen Häfen Hamburg und Bremen und damit ihnen eime fiegreiche 
Durhführung der transatlantiihen Dampficiffahrt und eine Vermehrung ihrer 
Handeläfraft und Thätigfeit zugumenden. 

Demnach ift für den Nationalverein Gernsheim (oder Mainz, weiter unten etwa 
Bingen) der binnenländiiche, Bremen und Hamburg die Sechäfen, von wo aus er 
die deutichen Auswanderer ihrer neuen Heimat zuführt . . . 

Der Nationalverein nimmt nad den gemachten Erfahrungen drei Klaſſen von 
Auswanderern an: 

DO iheeeee 
2) Die Bemittelten mit 10,000 bis 1500 fl. Vermögen . . . 
3) Die armen Proletarier, die gar feine Mittel haben . . 

Die erfte Klaſſe kann ſich unter allen Umftänden am leichteften ſelbſt helfen. 

Meiſtens befizen die Angehörigen diefer Klaſſe die Hinlängliche Intelligenz, um feinen 
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dürfnis zu befriedigen. Der Verein will die deutjche Auswanderung und 
Anfiedlung vorzugsweije nach den amerikanischen Freiſtaaten übernehmen 
und ausführen, insbejondere will er dabei bejtrebt jein, den Transport der 
Auswanderer über deutſche Häfen zu leiten. 


Schaden beim Transport und der erften Anfiedelung zu leiden, und doch würden fie 
jich gerne einer vernünftigen Führung anvertrauen. 

Die zweite Klaſſe, Bürger, Handwerker, Bauern, der Kern unteres Voltes folgt 
oft dem Rufe und der Einladung von Verwandten; fie gehen meiftens mit den Dampf: 
fregatten über Havre; fie willen im voraus, wo fie ſich niederlaffen wollen; fie haben 
durch ihre Mittel die Möglichkeit in Händen, jich erſt umzufchen. 

Die dritte Klaſſe ift diejenige, welche fich am allermeiften nad Auswanderung 
ſehnt. Diefer Klaſſe fteht allerdings die Hoffnung offen, daß, wenn fie gleich bei 
ihrer Anfunft an den rechten Plab geftellt wird, nicht aus Mangel an Mitteln und 
Fürſorge in den Seeftädten zur Laſt der Einwohner, zu ihrem eigenen Jammer fiten 
bleibt, fie durch ihren Schweiß in furzer Zeit fich ein leidliches, ja oft ein unab— 
hängiges Dafein nah und nach verichaffen kann. 

Den zwei erften Klaſſen wird der Nationalverein eine fichere und wohlfeile 
Überfahrt fowohl auf den Dampfichiffen als Segelichiffen verichaffen, dann alle Vor: 
teile, welche durch die „deutichen Gefellichaften“ im Amerika der dritten Stlaffe auf 
ihrer Wanderung nach ihrem Beftimmungsort zugewandt werden follen, dann aud) 
die Möglichkeit, fich in den vorzugsweiſe von Deutichen bewohnten Staaten nament: 
ih in Miffouri, New-York, Wistonfin, Jowa und jelbft in Kalifornien anzufiedeln, 
wo wir bereits mit Yandbefigern Verbindungen angefnüpft haben. 

Armenkolonien find für die dritte Klaſſe vorgeichlagen worden; fie find der ame: 
tifanischen Berhältniffe und auch der ungeheueren Koſten wegen, die fie verurſachen 
würden, praftifch durchaus unausführbar. Wenn alfo nicht auf eine andere Weije 
die Verjorgung der Proletarier in Amerıfa möglich gemacht werben fönnte, jo wäre 
gerade dieſer hilfsbedürftigen Klaſſe unferer deutichen Mitbrüder, die zugleich allen 
anderen Ständen mit der Zeit und namentlich ihren Gemeinden, welche fie auf die 
Dauer nicht mehr beichäftigen und ernähren lönnen, am gefährlichiten werden, die 
Hoffnung auf eine beſſere Zukunft gänzlich abgejchnitten. Glücklicherweife ift der 
Nationalverein durch die Mithilfe befreumdeter Deutjch- Amerikaner, die für ihr erfteg 
Vaterland noch ebenjo warm fühlen, wie für ihr aboptiertes, und durch die Beihilfe 
der „deutichen Geſellſchaften“‘ in den Stand geſetzt, mit allen Gemeinden, welche ihre 
Ortsarmen auf Gemeindefoften gut verforgt jehen wollen, Verträge deshalb abzufchlieken. 

Arbeit, freilich im Anfang oft doppelt jchwere Arbeit wie in Deutichland, 
iſt dad Zaubermittel, durch das man in Amerika zum Wohlitand und zur Unab: 
hängigfeit gelangen fan . 

Der Nativnalverein hat zwei große Reifelinien errichtet, die eine von New-York 
an die Seen nad Wisconfin und Jowa, dann wieder in das Innere nach Ohio und 
Illinois hinab, die zweite von New:Orleans den Miffifippi und Miffouri hinauf, 
ebenfalls dann nach allen Punkten des Innern der Vereinigten Staaten. Diefe zwei 
Linien werden gebildet durch „deutiche Gefellichaften“, welche in allen Städten der 
Union auf den bezeichneten Wegen bereits beftehen oder von unieren Beamten... » 
ind Leben gerufen worden find. Durch diefe Gefellichaften, an welche jeder Kopf eine 
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Der Nationalverein ſetzte fi) zufanımen aus jelbjtändigen Landes— 
vereinen, welche ihren Ei in der Hauptitadt jedes Landes und Agenturen 
an den Hauptpläßen der Auswanderung haben und ihrer Landesregierung 
gegenüber den Zandesverein vertreten follen. Die Zentralleitung, welche aus 





jehr unbedeutende Abgabe zu zahlen hat, wird der Auswanderer von Hand zu Hand 
(etappenweije) bis an den Ort gebracht, wo Arbeit feiner wartet und es ihm ſamt 
jeiner Familie möglich wird, fogleich feine eigene Zukunft in Angriff zu nehmen... 

Der Nationalverein hat fernerhin folgende Einrichtungen während der Reije in 
Dentichland und Amerika getroffen, durch welche jedem Betrug und jedem Unglüd 
vorgebeugt und der befte Ausweis den Einzelnen, den Gemeinden wie den Regierungen 
in die Hand gelegt werben fann, daß der Verein feinen Pflichten und Verſprechungen 
vollfommen genügt hat. 

Leder Auswandernde erhält: 

1) Ein Reifebuch, worin ihm von Ort zu Ort jedesmal in deuticher Sprache 
Die neuen nötigen Nachweifungen auf der Reife gefchrieben werden. Der 
Auswandernde muB jedesmal in dem Wanderbuch beicheinigen, wie ihm die 
Veriprechungen erfülli worden find. Jede Klage bringt er jogleih am 
nächften Orte bei der deutichen Gejellichaft zu Protofoll in das Wanderbucd, 
worauf hin die Sache unterfucht und der Grund der Klage entfernt werden 
wird. 

2) Eine genaue Karte der Vereinigten Staaten mit den Kantonen, mit welcher 
fich jeder genau zurecht zu finden weiß, worauf alle Eijenbahnen u. ſ. w. 
angegeben find. 

3) Einen gedrängten gedruckten Wegweifer durch alle Staaten der Union mit 
den Keijerouten, der Geichichte der Union u. ſ. w. 

4) Eine Reduftionstabelle der deutichen und amerifanifchen Gelbiorten. 

Außerdem hat der Nationalverein auf allen Nachtitationen in Deutichland, wie 
namentlich auch in Bremen und am Bremerhafen eigene zuverläffige Beamte, welche 
das Ganze überwachen. Auf den Schiffen wählt ftet3 vor der Abfahrt (deutiche 
Kapitäne und Matrofen find ohnehin auf den Schiffen) die Gefellichaft mehrere red: 
liche Männer und Frauen zu Vorftänden, deren einfichtsvollem Rate fich alle frei: 
willig unterwerfen und welche vorzugsweije mit den Hapitänen zu verhandeln haben. 

Die oben bezeichneten NReifebücher werden, find die Wanderer an ihrem Ziel 
angelangt, an die legte deutiche Geſellſchaft abgeliefert, und von diefer dem Direktorium 
eingejandt, welches fie als die beiten Belege der gewiſſenhaften Erfüllung der über: 
nommenen Pflichten, den betreffenden Einzelnen, Gemeinden und Regierungen ein: 
händigt. 

Der Nationalverein hat noch folgende bejondere Einrichtungen getroffen, welche 
nad) Verlangen von Einzelnen bejonders benubt werden können, die aber ihren eigenen 
gelonderten Beitand haben. 2 

1) Ein Bureau für das Miffionsweien, für deutiche Prediger, Lehrer und Arzte 
in den Vereinigten Staaten. 

2) Eine amerifanifche Buch: und Landfartenhandlung in Darmftadt und deutiche 
Bücherniederlagen an ben hauptjächlichften Punkten Amerifas. 
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Abgeordneten aller Zandesvereine beitand, Hatte zunächit ihren Sit in Darm- 
ftadt. Die Bewegungen des politifchen Lebens um das Jahr 1848 ließen 
die Ziweigvereine nur nach und nach entitehen. Der heſſiſche Landesverein 
wurde am 8. Auguft 1848 unter der Bedingung beftätigt, daß derjelbe fich 
den Borjchriften der Verordnung vom 16. März 1848, namentlich was die 
Stellung einer Kaution anlange, unterwerfe, da die Geſchäfte deafelben ſich 
auch auf den Transport der Auswanderer erjtredten. Am 29. Auguft 1848 
fand nach ergangenem Aufruf feitens des heſſiſchen und württembergifchen 
Zweigvereind ein Kongreß aller Bereine für deutjche Auswanderung und An— 
fiedblung ftatt, und am 12. Dezember d. 3. bildete fich zu Frankfurt a. M. 
zunächit aus je zwei Bevollmächtigten des heffiichen und des württembergi- 
chen Zweigvereind der Nationalverein. Dem Vereine traten danach der 
badijche, naffauifche und Hanauer Zweigverein bei. Die Beratungen des 
Vereins bieten in der Folge manches Intereſſante. So kamen Auswanderungs- 
vorichläge nach Ungarn und Deutjch  Pofen zur Beſprechung; insbeſondere 
erbot fich der Verein in einer dem Eönigl. preuß. Minifterrefidenten zu Frank— 
furt a. M. unterbreiteten Denkichrift, die „innere“ Kolonifation in Deutjch- 
Poſen und in Oft: und MWejtpreußen in die Hand zu nehmen. Auch die 
Verhältniffe der deutjchen Auswanderer in der Moldau und Walachei unterzog 
man mehrfachen Grörterungen. Die Regierungen von Heflen, Baden 
und Württemberg wurden wegen gemeinjfamer Sendung von Sachverftändigen 
nach Amerika angegangen. Mit den deutjchen Gejellichaiten von New= ort, 
New: Orleans, Baltimore, Philadelphia wurden ebenfo wie mit dem „Berliner 
Verein zur Zentralifation der deutichen Auswanderung und Anfiedlung“ Ver— 
bindungen angefnüpft. 

Unter den von dem Berein beiprochenen Kolonijationsprojeften ift auch 
ein von dem Konful Fleiichmann verfaßtes, jpäter vom Württemberger Verein 
berausgegebenes Projekt zu erwähnen. Bei der Erörterung desſelben Hatte 
fih Fleischmann auf den Standpunkt gejtellt, daß man bei den feitherigen 


3) Einige Antiedelungspläße in den am meiften von Deutichen bereits bewohnten 
Staaten in Miffouri, New-York, Wisconfin, Jowa und Stalifornien, two 
wir bereits in Unterhandlung getreten jind. 

4) Ein Kommiffionsgeihäft in allen amerikanischen Artikeln ın Deutichland 
und deutichen Artikeln in Amerika. 

5) Ein naturhiftorisches Kabinet für Zoologie, Botanik und Mineralogie. 

6) Eine Answanderungsbant. 

7) Eine Wechjelverbindung mit allen bedeutenden Plätzen Amerikas. 

8) Fine Gejellichaft für den Ankauf amerifaniicher Erfindungen und deren Ber: 
fauf auf dem Kontinent von Europa und jo deuticher in Amerita. 

9) Ein allgemeines Gefchäftsburenu, namentlich für Erbichaftsangelegenheiten ıc. 
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derartigen Projekten das Humaniftifche von dem Spekulativen nicht getrennt 
habe, und daß man ferner neben dem Aderbau auch der Induſtrie gehörig 
Rechnung tragen müſſe. Nur durch Vereinigung diefer beiden Produktions— 
faktoren fönnten die Kolonien gedeihen, weil der Aderbauer dann jeine Be— 
dürfniffe an Waren jchneller und billiger befriedigen, feine Produkte aber 
höher verwerten könne. 

Die Nationalverfammlung in Frankfurt a. M. erkannte die Thätigkeit 
der Vereine gelegentlich der Beratung des Reichgauswanderungsgejehes an, 
indem fie darin organifch verbunden mit der Zentralftelle aufgenomınen 
wurden. 

Bemerkenswert für die Bedeutung der Vereinsthätigkeit find aber auch 
Auswüchſe, welche in der Richtung hervortraten, daß eine Anzahl Agenten 
fih um die damalige Zeit als Auswanderungävereine bezeichneten. 

Der beffiiche Verein gab ferner im Jahre 1849 den „Plan einer 
geregelten Auswanderung und Anfiedlung in den Ber: 
einigten Staaten Nordamerifaß! mit befonderer Berüd: 
fihtigung unbemittelter Auswanderer“ heraus, der fich als eine 
„Denkſchrift, gerichtet an alle Beiörderer einer geregelten deutjchen Aus— 
wanderung und Anfiedlung an Gemeinden, Gemeinde- oder Stadtvorftände, 
an die Volksvereine, an die Landitände und die Landesregierungen, an bie 
Nationalverfammlung, das deutjche Reicheminifterium und die Zentralgewalt 
zu Frankfurt a. M.“, bezeichnete. Auch der württembergifche Verein gab 
einen ähnlichen Plan Heraus. Später verfaßte der nordamerikanifche Konful \ 
Fleiſchmann in Stuttgart einen neuen Plan?. In demfelben ift dargelegt, 
daß der nordweitliche und weftliche Teil von Nordamerika, insbefondere der 
Staat Michigan, welcher zum größten Teil vortreffliches Weizenland, das 
zu billigem Preife erworben werden könne, darbiete, Für Anfiedlungen be- 
ſonders geeignet jei. Die Gefamtkojten des Erwerbs und der Anftedlung 
einer Fläche von 150000 acres waren auf 1375000 fl veranichlagt. 
Großes Gewicht legte der Plan auf die Errichtung von Depots (Anlage 
von Blodhäufern für je 50—60 Familien, nebit Magazinen, Stallungen, 
Spital), welche „uneigennüßige, zu Nut und Frommen aller Auswanderer 
aus den beir. Staaten errichtete Anftalten” fein und durch Unterftüßungen 
aus dem Mutterland erhalten werden jollten. — 

Nicht allein auf dem Gebiete der freien Vereinsthätigkeit, jondern auch 
in den parlamentarifhen Körpern wendete man um jene Zeit der 


! Tarmitadt 1849, Drud und Berlag von E. W, Leske. 
? Herausgegeben vom württemberger Zweigverein, Stuttgart 1850 bei Franz 
Köhler. 
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Auswanderungsfrage jeine bejondere Aufmerfjamkeit zu. Die Nationalver: 
jammlung zu Frankfurt a. M., ebenſo die Ständefammern von Bayern, 
Mürttemberg, Sadjen und Hefjen zogen diefen Gegenftand in den Bereich 
ihrer Grörterungen. 

Was fpeziell Heſſen anlangt, jo fand wiederholt ein näheres Eingehen 
der Regierung auf die bei der Auswanderung in Betracht zu ziehenden Ge— 
fichtspunfte zufolge von Anträgen ftatt, welche Freiherr von Gagern in der 
beffijchen erften Kammer der Stände im Jahre 1847 gejtellt hatte und die 
fich teil$ auf Erhebungen über den Umfang der Auswanderung, teil auf 
das Vorkommen von Maffenauswanderungen aus einzelnen Gemeinden auf 
Koften derjelben, teil auf Hülfeleiftung an bedürftige Auswanderer bezogen. 
Die heſſiſche Regierung war damals die erfte, welche die Notwendigkeit einer 
Regelung der deutjchen Auswanderung anerfannte. Der dirigierende Staatö- 
minifter Freiherr du Thil richtete aus Anlaß vorerwähnter Anträge 
einen längeren Vortrag an die Stände des Großherzogtums. Derjelbe ging 
wie früher davon aus, daß die Urjache der Auswanderung in der Über- 
völferung liege und daß die Auswanderung in allgemeinen etwas Not— 
mwendiges ſei. Es müffe die Fürforge für Auswanderer, welche unterwegs 
hülflos werden, eine befjere jein, auch jolle der Staat die Auswanderung 
Unbemittelter in die Hand nehmen, doch dürfe zum Auswandern niemand 
gezwungen werden. Der Staat wolle nicht? unbenutzt laffen, um Stipu— 
lationen zu Gunften der Auswanderer zu treffen, der Ankauf von großen 
Ländereien, um fie im Kleinen wieder zu veräußern, erfcheine jedoch ala für 
den Staat ein gewagtes Unternehmen. In dem Vortrage ift u. a. auch an: 
geführt, daß der Zug der Auswanderung in damaliger Zeit nad) Nordamerika 
ging. Erwähnt ift ferner, daß im Jahre 1845 verjchiedene Familien nach 
Rußland auswanderten, auch daß Algerien das Biel einzelner Auswanderer 
bildete. Auswanderungen nach Ungarn feien auf Schwierigkeiten geſtoßen. 
In Dftpreußen jei mitten unter polnischer Bevölkerung eine heſſiſche Kolonie 
(größtenteild aud Bewohnern des Kreiſes Dieburg, teilmeife auch des Kreiſes 
Bensheim und Groß-Gerau) errichtet worden, die der Umgegend das Bei— 
jpiel eines rationellen Betriebes der Landwirtichaft bieten ſolle und welche, 


wie es fcheine, den Zwed, den die preußifche Regierung ſich vorfegte als fie, 


nicht ohne Opfer der oftpreußifchen Landfchait, diefe Kolonie berief, erreicht 
babe. Die Koloniften ſeien mit ihrer Lage zufrieden. Indeſſen biete fich 
zur Zeit dort fein Unterlommen für größere Maflen von Auswanderern. — 

Bald darauf famen beide heſſiſche Kammern in die Lage, fich eingehend 
mit der Kolonifationsfrage zu befaffen. Der Heifiiche Zweigverein des Na: 
tionalvereins richtete unter dem 15. Januar 1849 ein Geſuch an die Stände, 


» „. 
Drganifation der Auswanderung und Stolonijation. 228 


worin er zunächit ausführte, daß die Auswanderungsfrage eine Lebensfrage 
für das geordnete Fortbeftehen der gejellfchaftlichen Zuftände je. Die 
Theuerung und der Notjtand der Jahre 1846—1847 und die Erlebniffe 
der letzten 9 Monate des Jahres 1848 hätten hierfür den unwiderleg— 
lichten Beweis geliefert. Der Verein glaube daher mit einem Förmlichen 
Anfiedlungsplan Hervortreten zu fölfen. Dabei follten die Grundfäße leiten: 
1) Jeder Privatvorteil der Unternehmer ſei ausgeſchloſſen; 2) die Aus— 
wanderer müßten zur gegenfeitigen Unterjtügung und zur Erhaltung des 
Deutſchtums zufammengehalten werden; 3) die von dem Staat, der Ge- 
meinde ıc. an Unbemittelte gezahlte Unterftügung müſſe in 10 Jahren 
zurüdvergütet werden. Es follte im nordweftlichen oder weltlichen Zeile 
Nordamerifas eine Grundfläche von 36 864 Heffiichen Morgen erworben und 
fämtlihe Vorkehrung zur Unterftügung und Solonifierung der Ankömm-— 
linge getroffen werden. Der Berein Hoffe auf diefe Fläche 3800 Fa— 
milien (19000 Berjonen) für den Kapitalbetrag von 183500 fl (ohne 
Transport) anzufiedeln. Um dem Projekt eine feſte Grundlage zu geben, 
beabfichtige der Verein eine Kommiffion von Sachverftändigen an Ort und 
Stelle zur Prüfung aller Verhältniffe zu entjenden, und bat um vorjchuß- 
weife Überlaffung von 25000 fl aus Staatsmitteln zu diefem Zwecke. 
Die Ausjchußberichte beider Kammern (Beilage I. Kammer Nr. 199 zum 
121. Protofoll vom 1. Mai 1849; und Beilage II. Kammer Nr. 810 
zum 149. Protofoll vom 30. März 1849) lauten dem Gefuche günftig; es 
wurde in&befondere erwähnt, daß die Überzeugung von der Notwendig: 
feit der Mitwirkung einer Staatsregierung bei der Regelung der Aus— 
wanderung fich immer mehr Bahn breche, daß Württemberg und Baden 
bereit3 50000 fl zur Unterftüßung der Auswanderung aus Staatämitteln 
verwilligt hätten, daß auch in Kurheſſen ein ähnliches Anfinnen an die 
Stände gerichtit jei. Die Kammern bejchloffen, die Staatöregierung zu er— 
fuchen, fich mit den benachbarten Staaten wegen Entjendung einer gemein- 
Ichaftlichen Anftedlungsfommiffion ins Benehmen zu feten, ihr vorläufig die 
Summe von 5000 fl zur Bewerfftelligung dieſer Unterfuchung zur Ber: 
fügung zu ftellen. Das Ergebnis der Verhandlungen ſoll den Ständen mit- 
geteilt werden. 

Der Zweigverein Hatte bereits vor diefem Beſchluſſe fein Gefuch in 
Rüdfiht auf ein gemeinjchaftliches Vorgehen mit Württemberg und Baden 
auf 10000 fl reduziert. Die Entfendung der Kommiſſion unterblieb, nach: 
dem Konful Fleischmann mit dem oben erwähnten Plan hervorgetreten war; 
es kam infolge deffen auch zu feiner Verwendung der bewilligten 5000 fl. 
Die mit anerfennenswertem Eifer betriebene Sache verlor, namentlich 
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infolge der ungünftigen politifchen Lage der darauf folgenden Jahre, aus 
Gründen, wie fie bereit oben bei der Mitteilung über das Eingehen der 
Dereingzeitjchrift erwähnt wurden, mehr und mehr an Boden, und die mit 
jo viel Begeifterung ergriffene Idee, durch welche viele ein neues Deutjchland 
im fremden MWeltteil erſtehen jehen wollten, erloſch nach und nach in der 
Zeriplitterung jener Zeit. 


Die Gemeindeaußwanderung!. 


Mit den Kolonifationsbewegungen jteht im Zufammenhang die Aus— 
wanderung großer Gruppen von Auswanderern aus einzelnen Gemeinden, 
bezw. auf Koften der Gemeinden. Auch letztere beruhte auf dem Gedanken, 
daß die Übervölferung Urfache der Armut fei, und daß man der Armut 
und Aırbeitslofigkeit durch Auswanderung abhelfen jolle, ein Gedante, den 
Staatsminifter du Thil in feinem Bortrage an die Kammern im Jahr 
1847 zum Ausdrud gebracht hatte, indem er betonte, daß es vätlich 
jei, denjenigen, welche die Mittel zur Auswanderung nicht befiten, aber 
auswandern möchten, jolche aus öffentlichen Fonds zu verabfolgen. Nach 
dem Urteile damaliger Zeit lag in der Mafjenausmwanderung, wie fie von 
einzelnen Gemeinden ins Scene gejeßt wurde, eine Art Selbfthilfe, indem 
von den Gemeinden eine planmäßige Auswanderung und Anfiedlung ver— 
jucht wurde, welche Sache des Staats geweſen wäre. 

Am meijten befannt wurde in jener Zeit das Unternehmen einer in 
der Provinz Starfenburg gelegenen Gemeinde, ihre Ortsarmen, 615 an der 
Zahl, die fich allerdings freiwillig zur Auswanderung gemeldet Hatten, mit 
einem Kojtenaufwand von 50000 fl in Amerika anzufiedeln. Das Unter- 
nehmen mißlang in der Ausführung vollftändig; obwohl die Leute mit 
Lebensmitteln, Geld und Kleidungsſtücken wohl ausgerüftet waren, ftellten 
fich doch ihrem Fortkommen nach Anlandung in Amerika vielfache Hinder- 
nifje in den Weg; eine große Anzahl fiel dort ebenfalld der öffentlichen 
Unterftüßung alsbald anheim, und es gab diejer Vorfall Anlaß zu Gegen 
maßregeln feitens der amerikanischen Behörden. Aus den Jahren 1847 
und 1848 werden außerdem noch zwei Fälle mitgeteilt, in denen faſt die 
ganze Gemeinde mit je 250 und 243 Köpfen aus Oberheflen nach Amerika 
ausmwanderte. Mehrfach finden fich in jener Zeit auch Sammlungen zu 
Gunjten armer Auswanderer veranftaltet. Die Regierung griff infofern in 
diefe Angelegenheit ein, als fie zunächſt Vorjchriften über gehörige Ver— 
prodiantierung der Auswanderer und Auzftattung derjelben mit Reiſemit— 


ı Siehe ©. 176 unten und ©. 218 Anmerkung. 
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teln erließ, jpäterhin (1854) die Ortsvorftände zu einer genauen Prüfung 
der in Betracht kommenden Berhältniffe, insbefondere in der Richtung, 
ob die Zuficherungen der Gemeinde auch ausführbar feien, beauftragte und 
außerdem unter Hinweis auf die Gefahren, welche mittellofen Einwanderern 
drohen, vor der Einwanderung jolcher Perjonen in Amerifa warnte. 


Schriften LII. — Auswanderung. 15 


V. Auswanderungsftatiftik. 


Statiftifche Aufzeichnungen, aus denen fich beitimmte Angaben über 
Umfang und Bedeutung der Auswanderung aus dem Großherzogtum ent— 
nehmen lafjen würden, find bis zum Jahre 1870 nur vereinzelt vorhanden. 
Zu Beginn des Jahrhunderts famen Auswanderungen in größeren Gruppen, 
namentlich aus der Provinz Oberhefien vor, ebenjo wie auch im vierten 
Jahrzehnt wiederholt derartige Auswanderungen erwähnt werden (vgl. oben). 
Ein erheblicher Teil der Auswanderung wendete fich in den erften Jahr: 
zehnten europäiſchen Ländern zu. Allmählich trat jedoch die Auswanderung 
nach Amerika und bier wieder diejenige nach den Vereinigten Staaten, immer 
mehr in den Vordergrund, und jet find die Vereinigten Staaten das Biel 
der meiften Auswanderer — abgejehen von einem verſchwindenden Bruch- 
teile — aus Heſſen. Die von der Regierung in den „jahren 1841—1846 
— Überſichten ergeben — 














| 
| Zahl der Auswandere aus der, —— Davon gingen: 
Jahr 3° aus dem Nach | 
Starten: | Ober: | Rhein: Großberzog: ame Ku 2 
burg wi beifen | heſſen 








Fi er — 
1841 419 40 16288 ' 1507 | 1259 m - 
| | 
| 








1842 305 VE 333 1287 \ 
N 
1843 | 176 211 37 785 72381 | 101) 16 
184 3446 191 116 | 653 | | 
1845 | u u — 1460 
| | — — 
1846, 3273 2027 720 | 6020 5755 2651 
| | | 





Die Bevölkerung des Großherzogtums betrug 1840: 811508, 1848: 
834711, 1846: 852679 Geelen. 


Dieſe 265 Perfonen werben überhaupt als nad „anderen“ Ländern ausge: 
wandert bezeichnet, es ift anzunehmen, daß diefelben ebenfall® nach Rußland und 
Algier fich wendeten. 
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Ein großer Zeil der Auswanderer ging zu damaliger Zeit über aus— 
ländiſche Seehäfen. Aus einer im Jahre 1855 erfolgten Mitteilung des 
hefſiſchen Konſuls in Liverpool geht hervor, daß im Jahre 1854 über 
diefen Hafen 25 700 Deutſche (einfchließlich Öfterreicher) , darunter 3000 
Heflen !', 6000 Babdenjer, 6000 MWürttemberger, 1500 Naffauer, 1600 
Bayern ihren Weg genommen haben. 

Sin einer 1864 erjchienenen Zufammenitellung über die Bevölferungs- 
aufnagmen in Hefjen? findet fich eine Berechnung (nach Volkszählung, Ge— 
burten und Sterbefällen) des Überfchuffes der Wegzüge über die Zuzüge für 
die Zeit von 1821— 1861. Der Gejamtüberjchuß beträgt biernach 145 053 
Seelen (Starfenburg 48 928, Oberhefjen 60 639, Rheinhefjen 35 486 Seelen). 
Ein Bergleich der für die Periode 1841—1846 veranftalteten Erhebungen 
(fiehe oben) mit den Berechnungen für diefe Zeit ergiebt, daß die lehteren 
für die Zahl der aus Deutichland (d. i. ins Ausland) überhaupt 
ausgewanderten Heffen feine bejtimmten Anhaltspunkte liefern können. 

Genauere Aufzeichnungen über die Auswanderungen auß den einzelnen 
Gemeinden des Großherzogtum werden feit dem Mlinifterialerlaffe vom 
10. Januar 1876 auf Grund der von den Bürgermeijtereien zu führenden 
Regifter über die Zur und Wegzüge bethätigt. In letzteren ift insbefondere 
der künftige Wohnort des Wegziehenden, ſowie das ausgeführte Ver— 
mögen zu verzeichnen. Auch jollen nicht nur die vorgejchriebenen polizei- 
lichen Abmeldungsfälle, fondern alle diejenigen Wegzüge, welche überhaupt 
zur Kenntnis der Ortsbehörde gelangen, eingetragen werden, da es von 
Intereſſe fei, die Wegzüge in ihrem ganzen Umfange kennen zu lernen und 
in ihren volfswirtichaftlichen Beziehungen zu betrachten. 

Die erftmalige Aufftellung einer jörmlichen Auswanderungsftatiftif für 
Heffen fand im Jahre 1881 auf Veranlaffung des Minifteriums durch die 
„großberzogliche Gentralftelle für die Landesſtatiſtik“ unter Einbeziehung der 
Sabre 1871 bezw. 1876 bis 1880 ſtatt. Die Bearbeitungen erfolgten 
teil3 an der Hand der Nachweifungen, welche vom faiferlichen jtatiftifchen 
Amt unter Zugrundlegung der in den Einfchiffungshäfen vorgenommenen 
Aufzeichnungen veröffentlicht wurden, teil® auf Grund befonderer, durch die 
Kreisämter veranftalteter Ermittelungen über die Zahl der mit Reifepäffen 
und Entlafjungsurfunden ausgewanderten Perfonen. Bon da ab wird durch 
die genannte Gentraljtelle alljährlich eine Statiftif der Auswanderung be= 


ı 63 find hier wohl die aus bem vormaligen Kurheſſen Ausgewanderten mit: 
gerechnet. 

® Vol. Beiträge zur Statiftif des Großherzogtums Heſſen, herausgegeben von 
ber Gentralftelle für die Yandesftatiftit, Darmſtadt 1864. 
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arbeitet, zu welchem Zmwed die Kreisämter nach Ablauf jeden Jahres die 
Zahl der mit Entlaffungsurfunden und Reifepäffen ausgewanderten Berjonen 
an dieſe Stelle einjenden. Die Arbeiten werden in den „Mitteilungen der 
Gentralftelle” veröffentlicht. Auf die in außerdeutichen Häfen eingejchifften 
Perjonen, mit Ausnahme von Antwerpen, ſeit 1887 auch von Rotterdam 
und Amfterdam, erjtreden fich die Nachweifungen jedoch nicht. Es ift dies 
ipeciell Hinfichtlich der engliichen Häfen fehr zu bedauern, da von dort aus 
fi) immerhin ein Teil der Auswanderer nach transatlantiichen Ländern 
einschifft. Wenn auch infolge hiervon die aus den Nachweifungen fich er: 
gebende Gejamtzahl der Auswanderer Hinter der Wirklichkeit zurücbleibt, 
jo ift doch damit ein Vergleich der für die einzelnen Jahre gegebenen Zahlen 
unter fih und ein näherer Schluß über Zur und Abnahme jowie Trag- 
weite der Auswanderung ermöglicht, da der Hauptſtrom der überjeeifchen 
Auswanderung aus dem Reiche, ebenfo wie aus dem Großherzogtum itber 
Bremen und Hamburg geht. Die Beförderung der Auswanderer erfolgt faft 
ausschließlich auf Dampfichiffen. 

Aus den im Jahre 1881 veröffentlichten Mitteilungen der Gentralitelle 
ift hervorzuheben: Die Auswanderung aus Deutichland fand von 1871 
bis 1880 vorzugsweiſe nach überfeeifchen Ländern ftatt und namentlich nach den 
Vereinigten Staaten von Amerika. In den bezeichneten Jahren find von den 
Auswanderern aus dem Reich nach diefen Staaten 93,45 Prozent und nad) 
anderen außereuropäifchen Ländern 6,55 Prozent ausgewandert. Die Ver: 
einigten Staaten von Amerifa find vorzugsweile auch das Ziel der Aus- 
wanderer aus den Großherzogtum und zwar noch in höherem Maße, wie 
bei den Auswanderern aus dem Reich. Es teilen ſich nämlich die Aus— 
wanderer aus dem Großherzogtum nach den genannten Staaten und nad) 
andern außereuropäifchen Staaten nach den Prozentfäßen 98,96 und 1,04. 

Die deutfchen Staaten find dadurch neben den britifchen Inſeln und 
der ſtandinaviſchen Halbinjel, diefe jedoch erſt in meuerer Zeit für Die 
Vereinigten Staaten von Amerika eine reichlich und gegen unverhältnis= 
mäßig geringe Opfer fließende Quelle ihrer Zunahme an Bevölkerung, tüch- 
tiger Arbeitskraft und Kapital geworden. Im wohlverftandenen eigenen 
Intereſſe haben die Vereinigten Staaten durch Liberale und entgegenkom— 
mende Behandlung der Auswanderer deren Zuzug zu fördern gefucht, der nur 
furze Zeit, um die Mitte der fünfziger Jahre durch die entgegenftehenden 
Beltrebungen der Knownothing-Partei ermäßigt worden it. Der Gewinn, 
welchen die Vereinigten Staaten aus der Einwanderung ziehen, ift bei ihren 
weiten, dünn bevölferten Länderftreden und ihrem großen Bedarf an Ar— 
beitsfraft und Kapital zur Entfeffelung der natürlichen Hülfsquellen ein 
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jehr großer und weitaus größerer, ala der Verluſt, welchen das Deutjche 
Reich bei feiner dichteren Bevölferung und vorgefchrittenen Entwidelung 
durch die Auswanderung erleidet. Immerhin ijt diefer Verluſt nicht gering 
anzujchlagen. Auch bei der Annahme, das Deutjche Neich leide an Über: 
völferung, welche Annahme aber nicht allfeitig als richtig zugegeben wird, 
ift zu beachten, daß der Abgang vorzugsweiſe nicht die am dichteiten, 
jondern die am dünnften bevölferten Gegenden trifft. Welcher Berluft an 
Arbeitäfraft und Kapital mit Auswanderung verbunden ift, läßt fich unge: 
fähr ermeflen, wenn man erwägt, daß die Auswanderer vorzugsweiſe kräf— 
tige Männer im produftiven Alter find, und daß nach ungefährer Schäßung 
dad don den Auswanderern mitgenommene Vermögen zu etwa 300 bis 
450 Mark auf den Kopf anzufchlagen it. Hiernach berechnet fich das von 
den 16125 Auswanderern innerhalb der Jahre 1871 bis 1880 aus dem 
Großherzogtum mitgenommene Vermögen auf 5 bis 7 Millionen Mark. 

An den erwähnten Mitteilungen war ferner, um die Stärke der Aus— 
wanderung mit der Dichtigkeit der Bevölkerung in Vergleichung zu bringen, 
eine Überficht enthalten, aus welcher bei jedem deutjchen Staat die Anzahl 
der Einwohner auf 1 qkm hervorging. Es ergab fi Hieraus, daß 
feineswegs in denjenigen Staaten bezw. Provinzen, in welchen die Bevöl- 
ferung am dichtejten ift, die jtärkjte Auswanderung ftattfindet. Mehrfach 
fam in Staaten und Proyinzen mit bejonders dichter Bevölkerung eine be- 
ſonders geringe und mit beſonders dünner Bevölkerung eine befonders starke 
Auswanderung vor. In Heſſen kamen nad der Ülberficht auf 1 qkm 
115,1 Ginwohner, welchen die Durchichnittszahl von 18,2 Auswanderern 
(von 1871—1880) auf 1000 Einwohner gegenüberftand. Für den dicht- 
bevölfertiten Staat Sachſen ergaben fi 184,1 Ginwohner auf 1 qkm 
und 6,3 Auswanderer auf 1000 Einwohner; für das am wenigjten dicht 
bevölferte Medlenburg- Schwerin ergab fich ein Prozentjaß von 41,6 
Einwohnern auf den qkm und von 44,9 Auswanderern auf 1000 Ein- 
wohner, während die Durchjchnittszahlen im Deutjchen Reich mit 79,1 Ein» 
wohner auf 1 qkm und 13,9 Auswanderern auf 1000 Einwohner in 
Betracht kamen. 

Die nachjtehenden Tabellen enthalten die Vergleichung der Aug: 
wanderung aus dem Reich (Tabelle I), die Verteilung der Auswanderer 
aus dem Großherzogtum nach Gejchleht, Einichiffungshafen und Beſtim— 
mungsländern für die Jahre 1871—1890 (Tabelle II), die Zujammen- 
jtellung der mit Reijepäffen und Entlaffungsurfunden während der Jahre 
1889 und 1890 Ausgewanderten (Tabelle III), fowie die Angaben über 
die Bevölkerungszahl von 1871—1890 (Tabelle IV). 
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Aus den Mitteilungen der Gentralftelle ift dazu noch anzuführen, daß 
die erheblich verminderte Auswanderung in den Jahren 1874 bis 1877 
ohne Zweifel eine Wirkung der damals in den Vereinigten Staaten herr: 
chenden ungünftigen wirtjchaftlichen Verhältniffe war, welche jogar eine be- 
trächtliche Rüdwanderung nah Deutichland — im Jahre 1875 nach amt- 
lichen Ermittelungen in Bremen und Hamburg 22081 Perfonen — ver: 
anlaßt Haben. 

Ferner ift zu erwähnen, daß nach den gemachten Erfahrungen die Anzahl 
der Auswanderungen in den eriten und zweiten Hälften der Jahre nicht 
erheblich don einander abweicht. 

Gegen das Jahr 1881, das Jahr der ſtärkſten Auswanderung, fand 
im Jahre 1890 im Reich eine Abnahme von beiläufig 56, im Großher— 
zogtum von 49 Prozent jtatt. 

Es find von 1871—1890 ftet3 mehr Perſonen männlichen Gejchlechts 
ausgewandert. Der Unterjchied zwiichen der Zahl der männlichen und weib- 
lichen Auswanderer auf 100 Auswanderer überhaupt war am geringjten 
1873 (51 männliche und 49 weibliche), am größten 1880 (65 männliche 
und 35 weibliche). 


Zab. I. Bergleih zwiichen der Auswanderung aus dem 
deutfhen Rei und aus Hefjen von 1871— 1890. 





Auswanderer über Bremen, Auswanderer über Bremen, 
Hamburg, andere dentiche Hamburg, andere beiiiche 
Häfen linsbeſondere Stettin) Häfen (insbeiondere Stettin) 
. | und Antwerpen! aus dem j und Antwerpen? aus dem 
Jahr | — Jahr — — 
Deutſchen Großherzog— Deutſchen Großherzog: 
Reich tum Helfen Heid tum SHeflen 
in abſoluten Zahlen in abloluten Zahlen 
u : _ * 78 1} » > e 4 1 
1871 15912 3281 1881 210547 | 4173 
1872 125650 3673 1882 193869 | 3430 
1873 103638 2021 1883 166119 3589 
1874 45112 998 1884 143586 3175 
1875 30773 531 1885 103642 2508 
1876 1 28363 nd 1886 16687 1725 
1877 21964 >00 | 1887 99712 2334 
1373 24217 665 1888 08515 2220 
1879 | 33327 889 1889 90259 ll 
| ) 
1880 106190 3032 1390 91925 2122 





1871— 1890 1870012 44407 


° 1887, 1888, 1889 und 1890 auch über Rotterdam und Aınfterdam. 
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Tab. Il. Auswanderer mit Reifepäfjen und Entlafjungs- 
urfunden in 1889 und 1890. 











Bezirke lung 15%) fommen Aus: 
wanderer 
1589 | 1290 1389 1390 
| | 
Provinz Starfenburg 329 | 239 0,78 0,69 
| 
Provinz Oberheflen 355 | 375 1,33 141 
| 
Provinz Rheinhefien 23 | 221 0,92 0,72 
| 
Großherzogtum | 967 | 885 0,97 | 0,89 


Auf je 100 überſeeiſche Auswanderer aus dem Großherzogtum Heſſen 
über Bremen, Hamburg, Antwerpen, Rotterdam und Amfterdam entfallen 
im Jahre 1890 je 42 mit Entlaffungsurkunden bezw. Reiſepäſſen verjehene 
Auswanderer. 


Zab. IV. Bevölkerungszahl im Großherzogtum Heſſen 
von 1871—1890, 


1871: 852 394. 
1875: 884 218. 
1880: 936 340. 
1885: 956 611. 
1590: 992 833. 


IV. 
Auswanderung und Auswanderungspolitik 
im Königreich Württemberg. 
Yon 


Prof. Dr. F. C. Huber. 


I. Gang und Umfang der Auswanderungsbewegung '. 


Wohl fein anderer Bundesjtaat ift von der neugeitlichen Maſſenaus— 
wanderung jo nahe berührt worden, wie Württemberg: es iſt dag Land, 
aus welchem im Laufe dieſes Jahrhunderts der heutigen Bewohnerzahl 
über See weggezogen ift, in welchen die Auswanderung als fociale Mafjen: 
ericheinung jchon im vorigen Jahrhundert, wenngleich vorerft nur epifoden- 
haft, auftritt, und in welchem fchon zu Anfang der vierziger Jahre verjucht 
worden ift, die Wanderluftigen in organifierten Gruppen zufammenzuhalten. 

Was den Gang und Umfang der überſeeiſchen? Maſſen-Aus— 
wanderung betrifft, jo begann bdiefelbe im Laufe dieſes Kahrhunderts im 
Jahre 1816, und zwar gleich in einer damals unerhörten Ausdehnung. Noch 
1815 waren, da damals die Auswanderung durch die Friegerifchen Wirren 
zurüdgehalten wurde, nur 12 Perfonen nad) Rußland, 3 nach Nordamerika 
gezogen. Mit dem Jahre 1816 dagegen wanderten — laut den Minifte- 





ı Bei dem gegebenen Rahmen des gegenwärtigen Sammelwertes bejchränfe ich 
mich auf die Hauptzüge; die nähere Begründung meiner Darftellung des Ganges 
und Umfanges, fowie der Urfachen, vieles geichichtliche und ftatiftifche Detail, z. B. 
die Auswanderungspolitit des vorigen Jahrhunderts, die Gliederung der Auswans 
derung nad Alter, Beruf und Geichlecht, die Rüdwirkung auf dag Heimatland teile 
ich anderweitig mit. 

2 Die Maflen- Auswanderung diefes Jahrhunderts begann jchon 1802, in welchen 
Jahre — laut der anonym und ohne Angabe des Drudortes 1804 erfchienenen Ten: 
denzichrift „Die Auswanderung der Schwaben“ — „die Auswanderungsfucht die 
Schwaben wieder befiel“. Aber das Ziel der Niederlaffung für die Mafje war ba: 
mals weniger Nordamerika, wohin mehr einzelne Handwerker, Fleiſcher, Bäder u. f. w. 
fi begaben, als Ungarn und die Provinz Pojen (1802/1803), Podolien und die Krim 
(18031805): die Mailen: Auswanderung hielt ſich alſo damals noch an die fontinen: 
talen Grenzen. 
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rialakten — „legal“ 3108, davon 1071 nad Rußland, 443 nad Nord— 
amerifa, 480 nad) Öfterreich-Ungarn aus. Im Jahre 1817 wurden es 
bis Juli — foweit nur reicht die amtliche Aufnahme — 17216 Auswan- 
derer; davon zogen Über die Hälfte nach Rußland, rund 6000 nach Nord— 
amerifa, 1518 nach Ofterreich-Ungarn. Den Höhepunkt erreichte die Aus— 
wanderung im März 1817, in welchem Monat 2171 Perfonen nah Ruf: 
land, 1070 nach Nordamerila auswanderten. 

Bon 1818 an hielt ſich diefe Bewegung drei Jahrzehnte Yang in mäßi— 
gen Grenzen; 1831 gewann fie zwar einen größeren Umfang, nahm jedoch 
von Mitte der dreißiger Jahre an wieder ab, bi8 mit dem Jahre 1846 
eine neue Epoche anbrach. In politifcher und materieller Beziehung Hatte 
fih allmählich die Lage verfchlimmert, Auf die Kleinbetriebe im Hand» 
werk wie in der Landwirtſchaft wirkte der intenfivere Betrieb und der inter: 
nationale Markt zurüd; ihre Eriftenz wurde immer riskierter, forgenvoll 
und jorgenerregend. Namentlich wurde durch die weitgehende Teilung des 
Grundbefites ein dem Ertrag nicht entiprechendes Hinaufgehen der Liegen- 
jchaftspreife, und eine mit den vielen Teilungen zunehmende Verſchuldung be- 
günftigt. Schon Mitte der vierziger Jahre hatte die fortjchreitende Verbreitung 
der Kartoffelfrantheit und dann das ZTeuerungsjahr 1846,47 vielen bäuer- 
lichen Kleinwirtfchaften den Boden unter den Füßen weggezogen. Später 
erzeugten die Bewegungsjahre eine Kreditjtodung und infolge davon eine 
Entwertung der Grundftüde. Dazu famen 1850/53 vier unzureichende Ern— 
ten, mehrere Weinfehljahre, in den MWeberbiftriften auf den Gäu und der 
Alb die Übermächtige Konkurrenz der Majchinenfabrikate: eine wirtjchaftliche 
Kataftrophe zunächſt Tür die Landwirtichaft, zugleich damit aber auch für 
das Eleinftädtiiche Handwerk, fam unaufhaltſam zum Ausbruch. Sie trat, 
außer in der Vernichtung unverhältnismäßig vieler wirtichaftlicher Eriftenzen, 
— 1850/53 fam durchichnittlich ein Gantfall auf je 76 Familien — und 
in der Abnahme der Ehejchließungen: in dem Hinaufichnellen der Auswan— 
derung auf den höchſten Stand des Jahrhunderts zutage. Fielen ja mit jenem 
trüben Gang des Erwerbalebens die Goldfunde in Californien und Auftra= 
lien zuſammen, welche die kräftigjte Reklame für den Weiten bildeten. 

Für die ganze Periode 1815/61 nun glaube ich auf Grund meiner 
Zufammenftellungen ? dem thatfächlichen Stande mit Folgenden Ziffern nahe— 
zulommen. Es wanderten aus: 

1815/18: 20000; 1818/22: 6000, 1822.25: 5000; 1825,28: 5500; 
1828/31: 10500; 1831/34: 20000; 1831/37: 5000; 1837/40: 13 000; 

! Die biöherigen Schäßungen find unrichtig und unzureichend; die oben mit: 

geteilten beruhen, wie ich anderweitig noch nachzuweiſen habe, auf der Berechnung 
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1840/43: 12000; 1843/46: 6000; 1846/49: 25000; 1849/52: 67000; 
1852/55: 70000; 1855/58: 16000; 1858/61: 15000. 

Don da an blieb die Auswanderung wieder nahezu 20 Jahre lang 
ftationär. 

Gegen Ende der fünfziger Jahre blühte die Großinduftrie auf, welche die 
dem Aderbau und dem Kleingewerbe entbehrlichen Kräfte bejchäftigte; der 
Bahnbau und die Vervollftändigung des Eiſenbahnnetzes brachte Verdienft 
und eine Steigerung des Immobilienwertes und Realkredits. Damit, fowie 
infolge einer Reihe befferer Ernten und der vorteilhaften Wirkung der Ab— 
löfungsgefege trat eine Zeit neuen wirtjchaftlichen Gedeihens ein, welche auch 
in dem Rüdgang der Auswanderungsziffer ihren adäquaten Ausdrud fand 
(1. W. Ibb. 1874, ©. 24; „Das Königreih Württemberg”, 1863, ©. 316). 

Mitte der jechziger Jahre war der amerikanische Sezeſſionskrieg, zum Zeil 
auch die Einführung der Gewerbefreiheit, Ende der jechziger Jahre eine Reihe 
guter Ernten, die Ausdehnung des deutfchen und württembergijchen Bahn 
netzes, die Erweiterung des Marktes, Bejeitigung früherer Heiratsbefchrän- 
fungen geeignet, auch die unruhigen oder unzufriedenen Köpfe in der Heimat 
feftzuhalten. Mit dem Jahre 1879 beginnt eine neue Epoche, welche durch 
den damaligen Aufſchwung Nordamerikas, nicht durch einheimifche Verhält- 
nifjfe, nicht, wie damals (und erſt wieder am 18. März 1892 in der 
„Hrankfurter Zeitung”) ausgefprochen wurde, etwa durch die Annahme des 
Schutzzollſyſtems bedingt wurde (jonjt hätte mit der weiteren Zollerhöhung 
von 1885 auch die Auswanderung fich wieder fteigern müffen, während mit 
diefem Jahre wieder eine Rückſtauung eintrat). 

Nach meiner fombinierten Methode ergiebt fich für die thatjächliche Aus» 
wanderung über See in den legten Jahrzehnten folgender Gang: 

1861/64: 14000; 186467: 21000; 1867/70: 22000; 1870/73 
(1870: 5000): 16000; 1873/76: 8000; 1876/79: 4000; 1879/82: 
24000; 1882/85: 28000; 1885/88:15000; 1888/91: 18000. 

In den fünf Jahrzehnten 1815/61 erreichte alfo die Auswanderung die (ab= 
gerundete) Ziffer von 300 000, in den drei Jahrzehnten 1861/91 rund 150 000 
Perjonen. Die ortsanweſende Bevölkerung betrug 1815: 1,38 Mill., 1849: 


des überſchuſſes der Geburten über die Sterbefälle und deſſen Vergleihung mit dem 
— durch die jeweiligen Volkszählungen erhobenen — Bevölkerungszuwachs, auf den 
Verzeichniffen der Oberämter und der Auswanderungsagenten, jowie auf der Ein- 
wanderungsitatiftit des New-Norker Einwanderungsbureaus. 
ı Nach der Statistischen Aufnahme des Reichätommiflärd wanderten aus: 
1870/73: 15262; 1873/76: 7946; 1876/79: 3227; 1879/82: 22156; 1882/85: 
27516; 188588: 14839; 1888/91: 18061; 1891: 6182 (1890: 5987; 1889: 5629). 
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1744595, 1855: 1669 720, 1867: 1778396; Staatsangehörige waren 
es 1815: 1397477, 1851: 1814752; 1855: 1782472; 1870: 
1940709; 1885: 1995185; 1891 2041000. Nach der Zählung von 
1885 erreicht die Dichtheit der Bevölkerung pro qkm: 102,3 (Zunahme 
feit 1871: 9,1; Deutjches Reich 86,7 pro qkm und 10,7 Zunahme 
jeit 1871). Die Zunahme der Bevölkerung betrug in der Volkszählung? 
periode vom 1. Dezember 1880/1885: 1,22%o (oder 24067 Seelen), in 
der vom 1. Dezember 188590: 2,07 %o (oder 41337 Seelen). 


IH. Urſprung (gefdichtlihe Entſtehung) und Ziele 
der Maffen- Auswanderung. 


Die Mafjenauswanderung gehört für Württemberg zwar nicht zu den 
neuzeitlichen Erfcheinungen ; ihre Wurzel reicht aber doch nicht jo weit zurüd, 
als man gemeiniglich annimmt. Wie alle Welt, jo glaubte auch ich früher 
immer, die württembergifche Auswanderung habe mit der der Pfälzer gleich- 
zeitig begonnen und die gleiche Ausdehnung erreicht!. Aber zu meiner Über: 
rafhung jand ich in den Geheimeratsakten des Ludwigsburger Archivs, daß 
3: B. 1784/98, alfo zur Zeit der Reifen Cellas und Nicolais alljährlich 
nur einige wenige Leute aus dem Herzogtum ausgewandert find. 

Sin jener Zeit nämlich, umd zwar jeit 1756, hatten die Auswanderungs— 
(uftigen zuerft dem Herzog Anzeige von ihrem Vorhaben zu erftatten, und 
jeit 1773 fi ummittelbar beim Herzog zu melden. Bon ſolchen „Sup 
pliken“ nun enthalten die Geheimratsaktten äußerft wenige, nur 1771 und 
1781, je im Frühjahr, melden fich mehr Auswanderer, namentlich 1771, 
in dem Hungerjahr: 18 Familien nach Neuengland (ihnen wurde die 
Auswanderunggerlaubnis nicht erteilt) und 17 für „ſolche preußiſche Lande, 
jo zum Reich gehören, nach Schlefien, in das Glevifche oder Magdebur- 
giſche“. 

Vorher muß, wenigſtens nach den Geheimeratsberichten — und jede 
einzelne Auswanderung wurde damals als eine ſehr wichtige Staatsan— 
gelegenheit behandelt — in der Zeit 1754/68 auch nicht eine Familie, 
wenigjtens „legal“ ausgewandert fein. Mit dem Frühjahr 1781 beginnt 
landauf, Iandab eine große Agitation für „Süd- und Meftpreußen“ ; 
aus verjchiedenen Oberämtern reifen Delegierte nach Berlin, um fich von 





ı Mandje Auswanderungsichriftiteller, 3. ®. Hundeshagen (1849, ©. T) u. a. 
fagen direft, die Auswanderung habe fich zuerft in Württernberg gezeigt, und fich von 
da über Baden, Rheinbayern, Heſſen, Münfterland verbreitet. 
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dem Stande der — anjcheinend nur durch Flugblätter gegebenen — Verſpre— 
Hungen zu überzeugen; etwa 100 Familien aus Dornhan, fowie aus dem 
Oberamt Bradenheim, aus Rofenjeld:-Neuenbürg ziehen im Auguft 1781 
nah Weftpreußen fort. Von da an fommen nur einzelne wenige Gefuche, 
hauptjählich aus dem Schwarzwald, und zur Auswanderung nach Weit: 
preußen ein; als Beranlaffung werden meiltens Schilderungen Zurüd- 
gefehrter angegeben. Zu Anfang der neunziger Jahre wurde dem Herzog eine 
„Auswanderungstabelle” — wahrjcheinlich nur über die einzelnen eingelau= 
fenen Geſuche — vorgelegt; er behielt aber ſolche zurüd; ein Konzept liegt 
nicht bei den Alten. 

Man muß fich angefichts defjen fragen: wie fam es, daß in jener Zeit 
die württembergifche Auswanderung als etwas Abnormes dargeftellt und von 
den Zeitgenofjen jelbft angejehen worden ift? In jener Zeit fiel doch an— 
dererjeitd an Württemberg gerade die Zunahme der Bevölkerung auf; Frank 
bemerkt 3. B. in feiner „Kleinen Geographie von Württemberg“: „es jeye 
ohne Beifpiel, und doch ganz wahr, daß die Bevölkerung vom Jahre 1766/92 
um 150000 Geelen zugenommen hat!“ 

Ich nehme an: Wie für die Rekrutierung im vorigen Jahrhundert die 
Hunderte von Zwergitaaten, namentlich auch die Reichsſtädte und die geift- 
lichen Staaten des füdlichen und wejtlichen Deutſchlands das Hauptjächlichite 
Merbegebiet abgaben, jo waren fie die auch für die Zwede der „Peu— 
plierung”. Diefe überhaupt aus Süddeutſchland Angezogenen 
wurden in Ungarn und Beflarabien (im Unterjchied von den norddeutjchen 
Koloniften), aber auch in Oft: und MWeftpreußen mit dem Sammelnamen 
„Schwaben” — was fie jelbft dem Stamme nach oft nur zum kleineren 
Zeile waren — belegt, diefe Schwaben aber dann in der folge, nament« 
lich in den Berichten, die erſt aus diefem Jahrhundert ſtammen, ala Würt« 
temberger angejehen. — . 

Gejchichtlich jet die Heutige Maffenauswanderung zu Anfang des 
vorigen Jahrhundert?, in anfangs allerdings kleinen Zügen ein, und zwar 
gleichzeitig nach Welten (Nordamerika) und Dften (Ungarn). 

Das heute überwiegende Ziel für 99 bezw. 98 %o der Auswanderer ijt 
Nordamerifa. Im vorigen Jahrhundert war es noch fait nur für religiöfe 
Schwärmer ein Anziehungspunft ; aber deren Niederlafjungen erhielten immer 
weiteren Nachſchub, und jo fommt e8, dab die Frage nad) dem Urfprunge 
der heutigen Auswanderung als einer focialen Maffenerjcheinung zuſammen— 
fällt mit der anderen: Wann betrat der erite Württemberger nordame— 
ritanischen Boden? Gemäß diejer Goincidenz finden wir ald das erite Motiv 
der württembergiichen Auswanderung, wie wir unten noch näher ausführen 
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werden, das gleiche religiöjfe Motiv, welches überhaupt die deutſche Aus— 
wanderung, wenigitens die gemeinfchaftlichen Unternehmungen diefer Art im 
fiebzehnten und achtzehnten Jahrhundert hervorgerufen hat. Bei den Pfäl- 
zern war es äußere Gewalt, thatfächliche Vergewaltigung des Glaubens jei- 
tens der fatholifchen Neuburger Linie, bei den Württembergern mehr eine 
innere Schwärmerei, mehr der angeborene und anerzogene, ſtreng gläubige 
und grübelnde Sinn, welcher zum Pietismus oder zur Separation don der 
Landeskirche und zum Anſchluß an die Puritaner in Penjylvanien (beziv. an 
die Mennoniten) trieb. 

Ein anderes Hauptziel für die Auswanderer war im vorigen Jahr: 
hundert „Bommern“ (1722), Süd- und Weftpreußen (1772); auch bier 
wurden die jüddeutichen Koloniften mit dem Sammelnamen „Württem= 
berger” oder „Schwaben“ bezeichnet, ftammten aber auch hier nur zum ge= 
ringen Zeile auß dem damaligen Herzogtum oder auch nur aus dem heu— 
tigen Königreih. Nach Pommern waren nach den geheimerätlichen Akten 
bis 1750 im ganzen nur 1517 Württemberger gezogen. Um das Jahr 1800 
zählte man im ganzen im Bromberger und Marienwerber Regierungsbezirk 
668, und im Pojener: 140 württembergijche Familien. Im Jahre 1802/4 
folgte ein größerer Nachichub nad). 

Daneben ift an der Entwidelung der mwürttembergifchen Auswanderung 
der Zug nach) dem Dften von allgemeinerem Intereffe. Für diefe Richtung 
kommt gejchichtlich zuerſt in Betracht: 

1. Ungarn, namentlich für den oberſchwäbiſchen (Galizien 1786 für 
den evangelifchen) Landesteil. ch werde diefe Austwanderungsbewegung 
anderwärt® verfolgen. Hier genügt «8, feftzuftellen, daß weder zu Anfang 
des vorigen Jahrhunderts, noch bei der Kolonifierung unter Maria Therefia 
und Joſeph II. die Württemberger einen jo wejentlichen Prozentſatz, wie 
man meiſtens annimmt, bildeten. Die Anfiedler gelten und pajfieren heute, 
wie von Anfang an als „Schwaben“, find und waren es auch, wenigſtens 
zum größten Teil, ftammen aber nur zum geringen Teil auß den damals 
württembergifchen Landesteilen. Die kompakten Anfiedlungen der Deutichen 
in Ungarn werden allgemein in jächfifche und ſchwäbiſche außeinandergehalten. 
Lebtere find in Oberungarn („Hienzen“ bei Preßburg, „Seidebauern” am 
Neufiedlerfee) und in Südungarn im Banat angefiedelt. Der Name „ſchwäbiſch“ 
aber weiſt nicht auf Württemberg ala das Mutterland Hin, jondern ift, wie 
in Rußland und Weitpreußen, zum Sammelbegriff geworden, hier für füd- 





Einen Überfiedelungsgrund, den Verkauf gepreßter Söldlinge zum Dienfte im 
amerifanifchen Unabhängigfeitskrieg, vereitelten Frankreich und Friedrich II. 
Schriften LII. — Auswanderung. 16 
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deutjch im Unterſchied von den nach (Sprache und Sitte) norddeutichen Kolo— 
nien. Diefe „Schwaben“ kamen Hauptfächlih aus dem oberen Rheinkreis, 
nämlich dem Breisgau, wo 1770—72 fich die große Teuerung jehr fühlbar 
gemacht, aus der Rheingegend und dem Elſaß, wo die Rheinüberſchwemmun— 
gen viel geichadet hatten, aus Baden-Durlach, aus Lothringen, ferner aus 
dem Trier’schen und Hauenftein’fchen, zum geringen Teil aus der Rottenburger 
Gegend und dem „Dberlande”. Auf das Herzogtum Württemberg ſelbſt 
entfällt nur ein kleiner Zeil, da anfänglich von Maria Therefia für Süd— 
ungarn nur fatholifche Anfiedler zugelaffen worden waren, und erit das Patent 
Joſephs II. von 1782 allen Befenntniffen den Zutritt gejtattete. Die 1849 
in Wien erjchienene Schrift „Deutjches Kolonialweſen in Ungarn“ berichtet 
ausdrüdlich, die 10000 Kolonisten des Jahres 1770 feien aus Vorder— 
öfterreich, Breisgau, Elſaß, Baden-Baden ıc., „auch einige aus Schwaben“ 
(d. 5. Nicht- Württemberg) zugewandert. 

2. Gemäß der Gemeinfamfeit des pietiftiichen Motivs (Seltenwefen) 
reiht fich an die Auswanderung nach dem Weſten jenenah Rußlandan. Die 
Ginladung Katharinas II. von 176263 wurde in dem heutigen württembergi- 
ichen Zandesteile zahlreich verbreitet, fand aber dort wenig Anklang: Uns 
garn oder MWeltpreußen lag den Auswanderungsluftigen damals näher. 
Aus andern Gegenden Deutichlands dagegen wurde durch diejes ſyſtematiſche 
Vorgehen ein Grundftod von über 100000 Koloniften herangezogen, der 
eine naturgemäße Anziehungskraft ausübte. Auch fehlte e8 den württem— 
bergifchen Auswanderungsluftigen nicht an Beziehungen zu den in Rußland 
angefiedelten. Insbeſondere die 1787 begonnene Überjiedlung der Mennoniten 
und das Gedeihen ihrer Kolonien, Raditſchew und Sfarepta, machte in 
pietiſtiſchen Kreifen Propaganda und bereitete den Boden vor für die große 
1816/17 anfcheinend jo überrafchend aufgetretene Auswanderung nad) Trans— 
faufaften. 

Don den jeit 1765 in Rußland gegründeten deutfchen Kolonien, 450 
an der Zahl, bejtehen die meijten in der Krim und Transkaukaſien 
vorhandenen aus MWürttembergern. Schon früher, 176465 waren 60 
(„Sechzigerfolonie”) bezw. 110 Koloniftenfamilien „Württemberger und 
Brandenburger”, (jagt Matthäi d. h. aus Württemberg früher, nach Preußen 
Ausgewanderte) am rechten Ufer der Newa im St. Peteräburger Gouverne— 
ment angefiedelt worden. Der erjte größere Zug aus Württemberg in bie 
Krim und nah Podolien fand in den Jahren 1803/5 ftatt; das fchon 
erwähnte, 1804 erfchienene Schriftchen „Über die Auswanderungen der Schwa= 
ben“ weiß von einem Auszug vieler taufend Schwaben dorthin zu berich« 
ton; eine dritte Ginladung aus Rußland erfolgte an die aus Württemberg 
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in Preußiich-Polen Gingewanderten im Jahr 1813, als Befjarabien unter 
das ruffiiche Szepter kam. 

Aus dem Mutterlande jelbjt waren — nach den Minijterialaften — 
noch im Kriegsjahre 1815: 12, 1816: 1071 Perfonen nach Rußland aus— 
gewandert. Zu gleicher Zeit und in Verbindung mit diefen Anfängen kam 
eine religiös-myſtiſche Bewegung, welche ſchon jahrzehntelang im Stillen die 
Auswanderung vorbereitet hatte, zum Austrag, da fich deren Anhänger mit 
dem etwas rationaliftiich angehauchten Kirchenregiment immer weniger zu 
vertragen wußten. Biele, wie Rapp und feine Gemeinde, waren tvegen 
diejeg Gegenſatzes ſchon 1803 nach Nordamerifa ausgewandert; ihnen folgte 
1816 Beumler von Rottenader mit feiner Gemeinde, der größere Teil da= 
gegen erwartete nur im Oſten — der Zug in das heilige Land lag don 
jeher in der Luft (f. Kreuzzüge) — einen Bergungsort gegen die zum Babel 
auögeartete Kirche zu finden. Nach Oſten wiejen auch die Weisfagungen 
des württembergifchen Prälaten Bengel und des Theofophen Yung-Stilling. 
Schon 1758 ging die Sage von einer nach Paläftina (über Konjtantinopel) 
beabfichtigten Auswanderung. Der Gedanke, fich dort eine neue Heimat 
zu fuchen, wurde zur That, als das Jahr 1816 mit feinem wunerhörten 
Mißwachs hereinbrach. 

Es bedurfte nur des erſten Anſtoßes ſeitens des Kaiſers Alexander, der 
berufen ſein ſollte, das Volk Gottes zu ſammeln, und den Koloniſten Land 
und religiöſe Duldung zuſicherte. Den religiöſen Schwärmern ſchloſſen ſich 
viele aus wirtſchaftlicher Not an. Die Parole war nur „nach Oſten“; von 
einem beſtimmten Reiſeziel war nicht die Rede. Die erſten Separatiſten, 
welche auszogen, waren Schwaikheimer „Stundenleute“, eine Schar von 
30 Familien, welche im Dezember 1816 in Großliebenthal bei Odeſſa fich 
niederließen. Im Frühjahr 1817 brach ein gewaltiger Zug von 1400 
Familien, hauptfächlich aus dem Schwarzwald ftammend, in 14 Abteilungen 
von Ulm auf, die Donau hinunter, nach Ismail. Nur 178 Perfonen kamen 
davon im September 1817 in Tiflis an; 1100 Auswanderer waren in 
Ismail, einige Hundert in Odeſſa vom Fieber hinmweggerafft worden. Gin 
Teil der Überlebenden (300 Familien) hatte, nachdem ſchon in Ungarn und 
in der Moldau verfchiedene zurücgeblieben waren, fich von der Verbindung 
losgefagt und in der Nähe von Odeſſa die Kolonie Hoffnungsthal gegründet, 
Sm Herbit 1818 folgten 455 Stoloniftenfamilien nad Tiflis nach; (nach 


I Hierüber konnten Die polizeilichen Erhebungen der Regierung feine feiten Anz 
haltspunkte erbringen. 
16 * 
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andern betrug die Geſamtzahl, einjchließlich des Vortrupps, nur 455 
Familien). 

Gewöhnlich jet man ohne weiteres voraus, dieſe ruffiichen Einwanderer 
von 1817 jeien inägefamt Separatiften und Bauern gewefen. Beides trifft 
laut den Minijterialatten nicht zu. Wenigſtens wird in dem amtlichen 
Schema ala Grund der Auswanderung nur für 1200 Perfonen „religiöfe 
Schwärmerei” angegeben, der Hauptteil Fällt in die zweite Tabelle: „Ver— 
mögenszerfall, Nahrungslofigkeit, Hoffnung auf beſſer Glück“. Die Württemb. 
Jahrb. v. 1817, ©. 35 geben als Gründe an: „Die Nachwirkung der langen 
Kriegäzeit, das Sinken der Güterpreife, die damals eingetretene Teuerung, 
drängende Schuldenlaft, aber auch Jrreleitung durch eigennügige Verführer 
und fjchwärmerifche Ideen“. Dies weiſt darauf Hin, daß viele nur aus 
äußeren Gründen die Reife mit den gejchloffenen Separatiftengejellfchaften 
mitmachten,, "und erklärt zugleich die vielen Disharmonien, welche jofort 
unter diefen „brüderlichen Auswanderungsharmonien” ausbrachen. 

Zaut den amtlichen Liften hatten auch von den im Jan./April 1817 
Ausgewanderten 1096 fofort dag „europätfche” Rußland (5588 das „aftatifche” ) 
als Reiſeziel aufgeftellt; vom Mai bis Juli 1817 folgten 2538 „legal“ 
Ausgewanderte nad. Dem landwirtjchaftlichen Berufe gehörte nur etwas 
mehr als die Hälfte an; eine Lilte, die allerdings den Zeitraum März 
1815/17 und auch die amerikanischen Auswanderer umfaßt, unterfcheidet die 
Berufe genauer: nach ihr waren 20% 0: Bauern, 15 0: Weingärtner, 13 %o: 
Taglöhner und Hirten und 53% Handwerker. 

Noch darf bemerkt werden, daß die Auswanderer alle ihre Kinder 
gleich mitnahmen: unter den 1817 nach Rußland gezogenen 9000 Auswan— 
derern befanden fich über 5000 Kinder. — 

Sn Beffarabien war die Koloniengründung nachhaltiger, inſofern 
fie bis 1830 anhielt. Die erften Kolonien wurden dajelbit 1814 errichtet; 
der Stamm beſtand aus zuerſt nach Preußen und nun weiter gewanderten 
MWürttembergern,, welchen dann aus ihrem ſchwäbiſchen Mutterland viele 
nachzogen; es find dies die Kolonien Kulm, Xeipzig, Tarntino, 1817 
Friedensthal. In den zwanziger Jahren ließen fich viele Württemberger 
nieder in ber anfänglich fatholiichen, von Probit J. Lind! 1822 aus baye— 
riſchen Schwaben gegründeten Kolonie Sarata; die Filialgemeinden diejes 
Kirchſpiels Gnadenthal und Lichtenthal waren auch für Yindl ausgemeffen, 
wurden aber erſt 1830 bezw. 1834 mit MWürttembergern befiedelt. 

Auch die im zweiten Jahrzehnt diejes Jahrhunderts gegründete Kolonie 
Neufag, Gouvernement Taurien, beiteht größtenteils. aus (lutheriſchen) 
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Württembergern , die von Beruf aus Handwerker waren; ebenjo die (zur 
einen Hälfte reformierte, zur anderen fatholifche) Gemeinde Kronenthal. 

Allgemein hält man die in Taurien angefiedelten Koloniften für 
Württemberger. Aus Württemberg aber jtanmt nur ein Bruchteil, wie 
aus der Gejhichte der Auswanderung und andererfeit3 der Zahl der in 
Taurien befindlichen Deutjchen erhellt, deren es 46 000 find. Ein namhafter 
Prozentjah ftammt aus Südweltdeutjchland überhaupt, aus Bayern, der Pfalz, 
dem Eljaß, Hefien, Naffau, Baden, den Rheinlanden; auch hier führen aber 
die Kolonijten den gemeinfamen Namen „Schwaben“, d. h. Südweſtdeutſche 
im Unterfchied von den Norddeutichen, den „Kafluben“. 

Aus Württemberg übrigens erhielten fie die notwendige, alimentierende 
Ergänzung; man kann Die einzelnen Sualgt, da manche dag Minifterium 
beichäftigten, aus den betreffenden Akten, die einen jehr ftattlichen Fascikel 
darftellen, von Jahr zu Jahr verfolgen ; fie dauerten bis in die achtziger 
Jahre herab fort. 

Im Jahre 1848 fam in Deutichland die Frage der Organifation einer 
gejchloffenen Auswanderung nad Rußland wieder auf die Tagesordnung; 
dabei wurde von der einen Seite emphatijch dem „Lande der Knute“ das 
„Land der Freiheit“ (die Union) entgegengehalten. Troß diefer Phrafen 
und ungeachtet der ſchmählichen Behandlung der deutjchen Koloniften, welche 
1842 aus Beflarabien in die damals noch türkiſche Provinz Bulgarien aus— 
wandern wollten, langte in jenen Jahren der eine und andere Auswanderungs- 
trupp (1848 wird 3. 2. ein folcher von zehn Familien erwähnt) in Tiflis an, 
und gab 1848.49 den Anlaß zur Gründung zweier neuen Koloniitendörfer 
(Freudenthal und Aleranderhilfe); zum Zeil ftand diefe Auswanderung mit 
jener religiöfen Bewegung Zuſammenhang, welche fchließlich 1868 zu der 
Gründung der Kolonien in Paläftina führte, 

Nochmals wurde im Jahre 1878 die Agitation für die Auswanderung 
nach Rußland von Pfarrer Chriftoph Klöter in Illenſchwang bei Dinkels— 
bühl, der mit verjchiedenen feiner Amtsbrüder in Schwaben und Unters 
franfen in Berbindung ftand, in dem von ihm herausgegebenen Organ 
„Der Brüderbote“ wieder eröffnet, in den gleichen apofalyptifchen Erwartungen, 
in welchen 1816.17 die Auswanderung nad) Rußland eingeleitet worden war. 
Gr legte in dem „Brüderboten“, u. a. auch in einer Stuttgarter Verſamm— 
lung vom Dezember 1878 dar, daß der deutlich im Propheten Heſekiel 
Kap. 38 verheißene Bergungsort dor der dem „Dezimalreich“ bevorjtehenden 
antichriftlichen Berfuchungszeit Rußland fei. Klöter bildete ein Auswanderungs— 
fomitee, das ich von der kaufafiichen Statthalterjchait das zur Gründung 
einer Kolonie erforderliche Kronland für ungefähr 150 Familien in Kachetien, 
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und zwar in der nächiten Umgebung von Suchum Sale zufichern ließ. 
indes wurde das YAuswanderungsunternehmen von einigen Heißſpornen 
überftürzt. Im Frühjahr 1879 zogen etwa 30 Familien (126 Köpfe) aus 
Stuttgart und Umgebung (Gannftatt, Feuerbach, Zuffenhaufen, Heimsheim 
u. j. w.) nad Suchum Kale. Die Auswanderer jehten jedoch jede Borficht 
bei Seite; e8 waren daſelbſt keinerlei Vorbereitungen für Aufnahme der An: 
fümmlinge getroffen, nicht eine Hütte gebaut worden; troß aller Warnungen 
beitanden fie fofort nach ihrer Ankunft im Juli des. Is. in der fieberreichiten 
Zeit hartnädig auf Beichleunigung ihrer Anfiedelung. Dazu fam noch eine 
ungeeignete Lebensweiſe, jodaß die Mehrzahl raich erkrankte und "sa vom 
Fieber Hinweggerafft wurde. Damit war die Bewegung gefcheitert;, Klöter 
fagte fi) auch formell im Augujt 1880 von ihr los. Zroßdem zieht manche 
vereinzelte Familie noch heute in dag Land der Verheißung. 

3. Der gleiche Trieb im Berein mit einer Auslegung der Hl. Schritt, 
wonach das Volk Gottes in Jerujalem geſammelt werden follte, gab im 
Heimatland die Beranlaffung dazu, daß von Chriſtoph Hoffmann, dem 
befannten Oberhaupt der Kornthaler Gemeinde, der jchon lange beftehende 
Plan einer Niederlaffung in Paläftina ausgeführt wurde. 

In pietiftifchen Kreifen war der Auswanderungsgeift in den 48er 
Jahren Iebhaft angeregt und auf das beitehende Projekt einer deutjchen 
Miffiongkolonie in Jeruſalem wieder hingelentt worden. Ein eigenes Organ, 
die ſchon 1845 begründete Zeitichriit des deutichen Paläſtinavereins 
(welche 1878 den Titel: „Die Warte des Tempels“ befam) hielt den 
Auswanderungsgedanfen wach, big er durch Hoffmann nach vielen und 
vorfihtigen Informationen endlich 1869 ausgeführt wurde. Die Kolonifa- 
tionsfaffe war fchon 1868 auf die Höhe von 250000 Fred. angewachien. 
Unter den Auswanderungsluftigen wurde von dem Ausfchuffe in Stutt— 
gart eine jorgiältige Auswahl getroffen; der erſte Trupp welcher ſich in 
Saffa und Haifa niederließ, zählte etwa 100 Köpfe. In den folgenden 
Jahren erhielten fie ftarfen Zuzug, big 1878 ein Gtillitand eintrat, 
1872 war Sarona, 1873 die Kolonie zu Serufalem angelegt worden. 
Letztere Kolonie wie die zu Jaffa bejteht zumeijt nur aus Handwerkern; Sa— 
rona und Haifa betreiben Wein- und Aderbau. Die Gejamtzahl der Kolo— 
niften beträgt heute 1340 Seelen. 

Diefe „Zemplergemeinde” verdient nicht nur das Intereſſe des Social» 
politifers, fondern auch des Kolonialpolitifers, infofern fie für die Löſung 
zweier Hauptfragen einen Worgang jchuf. Diefelben lauten: 1. Wie, 
und für welche Auswanderungsziele könnten Grundfreditbanfen eingerichtet 
werden, welche den Auswanderern über die erjten ſchweren Zeiten der Anz 
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fiedelung hinweghelſen, und fie in wirtjchaftlicher Wechjelbeziegung mit dem 
Mutterland erhalten würden? 2. In welchen Ländern fönnte man den 
unterjten Klafjen Gelegenheit zu einer derartigen genoffenjchaftlichen Anfiedes 
(ung bieten, daß fie unter dem Schuße des Deutjchen Reichs und in 
fortdauerndem Zujammenhang mit demjelben fich ausbreitende neue Ge— 
meinden gründen fönnten? Beide Punkte haben die Templer in muſter— 
gültiger Weiſe erledigt. Ihre zielbewußte Einleitung der geichloffenen 
Auswanderung, jowie die Erhaltung des wirtichaftlichen Zujammenjchlufjes 
in der Fremde wie des engen Zufammenhangs mit dem deutjchen Vater— 
lande jteht unerreicht da. 

eben diejem erjten Punkt wurde die zweite Frage, die Kreditfrage, 
immer dringender. Die weitere Entwidelung der Kolonieen nämlich ſtockte 
ein Jahrzehntlang, weil fie feinen Hypothekenkredit erlangen fonnten; 
1857 fanden fie endlich den Ausweg der Gründung einer offenen Handels— 
gejellichaft, welche das deutjche Konjulargericht in Jeruſalem in das Regifter 
für Gejellichaftsfirmen eintrug. 

Einen weiteren organifierten Zufammenhang mit dem deutfchen Vater— 
land fichert die jährliche Aushebung der Rekruten für das deutjche Heer 
in Jaffa und das Schulweſen. Mit Hilfe einer jährlichen Unterjtügung 
(von 3250 M.) aus deutjchen Reichsmitteln nämlich unterhält jede Kolonie 
eine nach dem Muſter des deutjchen Elementarunterrichts organifierte Volks— 
ſchule; außerdem befteht ein Lyceum in Jerufalem, in welchem £laffifcher 
und realiftifcher Unterricht erteilt wird. So jtellen die Templerfolonieen 
nach den Hauptbeziehungen die einzigen Kolonieen des deutjchen Reiches 
und zugleich ein Bild deutjcher Kultur inmitten einer heruntergefommenen 
Bevölkerung dar, welches dag Herz eines jeden deutichen Serufalem-Pilgers 
erfreut. 


III. Die Urfahen der Auswanderung. 


63 ift über hundert Jahre ber, daß die Überhandnahme der Auswande— 
rung in Süd- und Mitteldeutichland die Aufmerkjamkeit der Regierungen und 
Nationaldfonomen in bejonderem Maße auf fich lenkte. Bon den damals er: 
ſchienenen Schriften haben für Württemberg namentlich drei Intereffe, nämlich 
Nikolai „Reiſewerk“ (1781/83, bezw. 1795’96), Gellas „Freimütige Auf— 
ſätze“ (II. Bd. „Über Auswanderungsfucht und Auswanderungsfreiheit“, 
Ansbach 1786) und eine anonym 1796 in Tübingen erſchienene Broſchüre, 
deren Verfaſſer G. Chriſt. Heinr. Bunz ift, betitelt: „Über die Auswande— 
rungen der Württemberger“. 

Der Berliner Nikolai, der viel verfannte und viel verläfterte Statiftiker, 
hatte jeine Reife durch Deutjchland und die Schweiz u. a. auch zu Detail: 
erhebungen über die damals ala merkwürdig befundene Bereitwilligfeit der 
Mürttemberger benübt, den Merbungen zur Niederlaffung in Preußen zu 
folgen: in Brandenburg, jagt er, in MWeftpreußen, Galizien, Ungarn, Ruß— 
land, in Amerifa und am Kap treffe man ausgewanderte Württemberger 
zu Hunderten. Was ſei wohl die Urſache? 

Schon damals, und zwar lange vor Malthus, ftanden ſich in der Er- 
Härung diefer Urfache, wie auch heute noch, zwei principielle Anjchauungen haare 
ſcharf gegenüber. Die einen jehen in der Auswanderung nur das Walten eines 
Naturgejehes („Exekution der Übervölferung”) oder auch eines Naturtriebs 
(de8 germanischen Wandertriebs); die anderen machten lediglich die Regie— 
rung (MWilltür und Drangjalierung des Hofes und der Beamten) dafür 
verantwortlich. Gerade die württembergiiche Auswanderung diente als 
Folie für die feindlichen Prinzipien. Hier hatte man ja einen außer: 
gewöhnlichen Hofluxus und eine außergewöhnliche Auswanderung zeitlich 
beifammen : beide in einen Kaufalzufammenhang zu bringen, lag nahe (zu= 
mal man damals noch die Auswanderung nur als eine dorübergehende 
Ericheinung anjehen konnte). Die Auswanderung galt ala Zeichen umd 
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Folge einer weniger gejchieten und weniger patriotifchen Bureaufratie; fie wurde 
von Nikolai als Stüßpunft feiner Angriffe auf das württembergiſche Regi— 
ment benußt. In der Zeit des Polizei» und Beglüdungsftaates wurde, 
entjprechend der Grundanjchauung über die Omnipotenz der Regierung, der 
leßteren für befriedigende Zuftände alles Verdienſt, für unbefriedigende aber 
folgerichtig auch alle Schuld zugemeffen. „Aus einem wohlverwalteten 
Staate”, jchreibt 1786 Gella, „hat man noch nie Auswanderungsſcharen aus— 
ziehen jehen.“ Ganz nebenbei ordnet das Auswanderungsedikt Joſephs II. vom 
10. Auguft 1874 an, die Obrigfeiten follen den Hauptvorwand zur Aus— 
wanderung furzer Hand dadurch wegnehmen, daß „fie dem Arbeitenmwollenden 
die Nahrungswege erleichtern und allenfalla ſolche durch Einführung der 
Spinnerei von Flachs, Hanf und Wolle vervielfältigen.“ Im „Politischen 
Journal“ von 1784 meint ein Korrefpondent — ich vermute, derjelbe Gella 
— da er eine frühere Notiz, ala ob auch im Ansbach'ſchen die Auswande— 
rung plaßgreife, berichtigt: das fei bei einer fo glüdlichen Berfaffung wie 
in Ansbach-Bayreuth überhaupt nicht möglich ; „mögen andere große Herren“, 
heißt es mit einem Geitenhieb auf das angrenzende Württemberg, „große 
Summen für Spielwerte der Üppigkeit und Mode, dann für gefundheitver- 
derbende Dinge in das Ausland ſchicken, der Markgraf von Ansbach fei 
patriotifcher und dementjprechend auch feine Unterthanen.“ 

Einen derartigen Vorwurf wollten natürlich die darob ergrimmten 
Schwaben nicht von ihrer Regierung gelten laſſen. Ihr „Chauvinismus“ 
führte fie einem thatfächlich und prinzipiell richtigen Grundgedanfen zu, daß 
nämlich nicht willfürliche Regierungsmaßregeln, fondern eingewurzelte, wirt= 
fchaftliche und fociale Verhältniffe da8 Motiv zur Auswanderung abgeben. 
So hat die Lehre der Malthus’schen Schule in Württemberg das Bürger: 
recht Schon vor der bekannten Yormulierung bejeffen, und it auch heute jo 
recht eigentlich ein twürttembergifches Schoßfind. Die Übervölferung wurde 
ichon 50 Jahre vor Maltdus’ Eſſay als die Haupturfache der Auswande— 
rung erklärt. Und weiter ift es gerade die württembergiiche Auswanderung, 
welche die Unterlage Tür eine jcharffinnige Revidierung der Malthus’fchen 
Formel gegeben bat, nämlich durch Rümelin (j. „Königreih Württemberg“ 
1884, Buch III. ©. 418), auf Grund des Ergebniffes der Unterfuchungen in 
den MWiürttembergifchen Jahrbüchern von 1853, 1871, 1874 und 1876. 

Schaut man nun zumächft mit ungetrübtem Blick danach, was durch 
die nun Hundertjährige Auswanderung bewirkt oder verhütet worden iſt, fo 
wäre, jagt Rümelin jelbft in den „Wiürttb. Jahrb.“ von 1871, ©. 366, 
„in dem Bevölkerungsabfluß, namentlich bei unjeren befonderen Zwergwirt— 
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ichaftsverhältnifien ein pofitiver Nachteil nur dann zu erweijen, wenn hieraus 
ein mangelhajterer Anbau, eine minder intenfive Kultur, eine Schwächung 
des Bauernjtandes oder der Konkurrenzfähigkeit unferer Industrie erwachjen 
wäre”, ‚Davon findet fich in feinem Bezirt auch nur eine Spur. Wäre 
der Bevölferungsüberjchuß von etwa einer halben Million, einem Viertel der 
heutigen Bevölkerung im Lande verblieben, was wäre — etwa big Mitte 
diejes Jahrhunderts, vor dem Auffommen der Großinduftrie — die naturs 
notwendige Folge geweſen? Die Zwergwirtjchaften wären der Zahl nad 
noch mehr angewachfen und noch weiter zerjplittert worden. Gine noch 
weiter gehende Zerftüdelung des Bodens oder des Kleingewerbes aber wäre 
nicht einmal ausführbar geweſen, oder das Sleingewerbe hätte jedenfall nur 
eine „Verpowerung“, eine verderbliche Herabdrüdung der Xebenshaltung, aljo 
gerade die Übervölferung exit herbeiführen müffen, welche in den Württ. bb. 
von 1853, 1871, 1874 und 1876 irrigerweife als jchon vorhanden aus— 
gejeßt wird. Die Auswanderung alfo hat Zuftänden vorgebeugt, wie fie in den 
bauginduftriellen Bezirken Thüringens, Schlefieng, des Erjgebirges bis vor 
einigen Jahrzehnten beftanden haben (zum Zeil heute noch bejtehen). Wer die 
Auswanderung befehdet, muß fonjequenterweife e8 als bedauerlich erklären, 
daß fich bei uns nicht auch jolche Zuftände herausgebildet Haben, bei welchen 
die Armen jeden Winter ihre Kinder auf den Bettel ausfenden und nach 
jeder Mißernte die allgemeine MWohlthätigkeit Deutjchlands anrufen müfjen. 

Nun Hat Rümelin jcheinbar nur das ausgefprochen, was für Württem: 
berg durch eine exakte Statiftit erwiejen iſt. Wir Haben jtatt leerer Ab— 
jtraftionen und Reflerionen neben der Enquete nicht weniger als drei ſtati— 
jtiiche Erhebungen zur Hand. Die eine liegt in dem oberamtlichen 
Auswandererverzeichnis. Schon zu Anfang dieſes Jahrhunderts mußten die 
DOberämter — nach dem Mitte des vorigen Jahrhunderts in Öfterreich ein— 
geführten Vorgange — bei jedem Entlaffungsgefuch aus der Staatsange— 
hörigfeit auch den Grund der Auswanderung erheben. Hierfür hatte das 
Zabellenichema aber nur 4 Felder offen: nämlich 1. religiöfe Schwärmerei, 
2. Bermögenszerfall, Nahrungslofigkeit, Hoffnung auf beſſeres Glück, 3. Ver- 
bindung mit früheren Ausgewanderten, 4. beablichtigte Verheiratung oder 
Niederlafjung im Ausland. So bedeutjam diejes Schema ift — die Wichtig- 
feit der Ziffer 3 werden wir unten noch hervorheben — jo enthält e& doch 
feine Grklärung, da die dauernd, die organifch wirkenden Urfachen nicht er— 
fihtlic; werden. Schon aus diefem Grunde brauchen wir nicht zu bedauren, 
daß dieje jchematifche Statiftit der Motive jchon nach einigen Jahrzehnten 
wieder eingeftellt worden ijt. Näher kommen wir der Sache durch eine 
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neuere Statijtif der „Württ. Jahrbücher“ und durch die amerika— 
nischen Einwanderungsberichte. 

Das württemberger Land weiſt einen charakteriftifchen Unterfchied von 
Land und Leuten auf, wegen deffen eine generelle Beantwortung der Frage 
unzutreffend ift, und eine Unterfcheidung der wirfenden Urjachen, je nach den 
verichiedenen Bezirken ſich von ſelbſt nahe legt. 

Bon jeher teilt man das Land in das Ober- und Unterland, das Land 
ob und unter der (Geislinger) Steig. Schon Bunz hielt 1796 bei Erjor- 
ihung der Auswanderungsfrage es für notwendig, das „Weinland“ getrennt 
von dem „Bierland” zu behandeln, ein Gegenjaß , der durch den neuwürt— 
tembergischen Zuwachs nur verjtärft worden it. 

MWie in den „Württemb. Jahrb.“ von 1853, I., ©. 118 u. 162, 
eingehend nachgewieſen, und 1874, I. ©. 184 u. 26, fowie 1876, IV, 
©. 230—234 u. 236 wiederholt wird, geht in der wejtlichen Landeshälfte, 
wo der Weinbau große Ausbreitung Hat, und zufammenhängende 
große Waldkomplexe beitehen, die Teilung des landwirtjchaftlichen 
Grundbefites jehr weit. Dort ergiebt fich zugleich — bei frühzeitigeren 
Heiraten, mittelmäßiger Anzahl der Geborenen und der im erften Lebensjahr 
Gejtorbenen, ein größerer Überfhuß der Geburten über die Todesfälle, 
oder ein natürlicher Volkszuwachs und zwar von 9,29 Perſonen auf 1000 
Einwohner. Derjelbe wird zum großen Teil int Wege der Auswanderung 
abgeitoßen (184354: 38/4 pro Mille), jo daß der thatfächliche nachhaltige 
Volkszuwachs fich dem der öftlichen Landeshälfte nähert. 

In letzterer nämlich Herricht ein größerer, weniger parzellierter und 
weniger intenfiver Anbau, eine weniger dichte, aber wohlhabendere Bevölke— 
rung; dort finden wir fpäteres Heiraten und eine extreme, d. 5. entweder 
eine jehr hohe oder eine fehr niedrige Anzahl Geborener und meilteng eine 
hohe Kinderfterblichkeit vor; dort wird ein erheblich geringerer Geburten- 
überſchuß oder natürlicher Volkszuwachs und zwar von 6,35 Perfonen auf 
1000 Einwohner erzeugt, dort betrug aber auch die Auswanderung 1843/54 
nur 214 pro Mille. 

Nachweisbar geht in dDiefer Periode 1843/54 die Intenſität der 
Parzellierung und diejenige der Auswanderung in gleichem Schritt neben 
einander. Damit ift alfo die alte, allgemeine Anſchauung erwiefen, daß die 
größere Bevölferungsdichtigfeit, Geburtenfrequenz und der Kleinbeſitz in der 
weitlichen Landeshälfte mit der Auswanderung in einem wrfächlichen Zu— 
jammenhang itehen. 

Ähnlich wiederhofen nun die „Württemberger Jahrbücher“ von 1871 
S. 334—336 und 1876 ©. 230—238, daß ſowohl zeitlich dem größeren 
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Volkszuwachs einer beſtimmten Periode, ala räumlich der dichteren Bevölke— 
rung des „Unterlandes“ eine größere Intenfität der Auswanderung entjpricht 
(neben diefem Naturgefeß jedoch jollen auch die Schwankungen des Welt- 
marftes die Auswanderung beeinfluffen). Mit diefer Formel ift ganz richtig 
einer der Hauptgründe gekennzeichnet, nur wird er zu jehr verallgemeinert. 

Es ist anerkennenswert, daß man fchon vor bier Jahrzehnten die herkömm— 
liche Anſchauung über die ſchwäbiſche Vorliebe zum Auswandern! und über 
die ſchwäbiſche Übervölferung zu vertiefen und auf exakte Weije zu berichtie 
gen verfucht Hat; aber es gejchieht dies in zu einfeitiger Weile. Ich gebe 
davon aus: 1. fpezififch fchwäbifche Urfachen für die Mafjenauswanderung 
gab es zu feiner Zeit; die treibenden Gründe find vielmehr bis 1860 ge= 
meinfam mit Südwejtdeutfchland,, in&bejondere mit Baden und der Pfalz, 
in neuejter Zeit gemeinfam mit dem ganzen Kontinent; 2. die Bevölfe- 
rungsdichtigkeit giebt für feine Periode eine ausreichende Erklärung, am aller 
wenigjten für die lebten Jahrzehnte, in welchen die württembergifche Aus— 
wanderung feinerlei wejentliche Unterjchiede von derjenigen anderer deutjcher 
Bundesjtaaten aufweift. Diefe Anfchauung will ich nun in Folgendem — 
foweit es der gegebene Raum geltattet — begründen. 

In den „Württemb. Jahrbüchern“ werden die anderen, der jogen. „über— 
völferung” ebenbürtigen Gründe, in einer Weiſe als nebenjächlich behandelt 
oder ganz ignoriert, daß die von ihnen zu Grunde gelegte Statiftif ein 
Ichiefes Bild von der Auswandererbewegung vermittelt. Die Parzellierung 
und Verſchuldung jchuf nur die Dispofition dazu, daß die Auswande- 
rung früher begann und fich in einem breiteren Strom fortjegte ala ander: 
wärts; aber daneben darf man gleichwichtige Faktoren nicht überjehen. 

Die richtige Würdigung der treibenden Urfachen kann man überhaupt 
nicht erſt aus der Unterfuchung des fünften Jahrzehntes dieſes Jahrhunderts, 
jondern nur durch die geſchichtliche Erhebung der erſten Aus— 
wanderungen nad Nordamerifta an der Wende des 17. Jahr: 





ı An den bisherigen, mehr populären Darftellungen der Schwäbischen Auswan: 
derung wird die Ipezifiich ſchwäbiſche Wanderluft als Hauptgrund zu jehr in den 
Nordergrund geitellt; jagt ja auch Riehl („die Pfälzer“ 1357 ©. 100), die Aus: 
wanderungsluſt jei ein ſueviſch-alemanniſches Erbitüd: „der mitteldeutiche Franke 
wandert auch maſſenhaft — aber aus Not; das echte Auswanderungäfieber aber ift 
ſchwäbiſch-alemanniſch und pfälziſch.“ So redet man aud) vielfach von der Neigung 
der Elſäſſer zum Auswandern. Nach meiner Anficht hat die Wanderluft (für Arbeits: 
und Handeläzwede) mit der endgültigen Aufgabe der Heimat wenig gemein; es läßt 
fih dies an der Gejchichte der „Württemberger Haufierorte* beweiien. Nicht der 
Volfscharatter, fondern hauptiächlic” materielle Berhältmiiie, das Verhältnis 
des Stapitals zur Arbeitätraft, treiben in die Fremde. 
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hundert gewinnen. Da tritt ung als der für Schwaben charakteriftifche 
Hauptgrund der Pietismus infofern hervor, als er die Dispofition zur 
Lostrennung von der Heimat und damit fchließlich 3. B. auch die thatjäch- 
liche Auswanderung nach Rußland 1816/17, nad) Paläſtina 1868, vorbereitet 
hat; er iſt es, welcher, wie ich noch anderweitig ausführen werde, über- 
haupt die Anfänge der deutjchen Maffenauswanderung eingeleitet, der im 
ganzen vorigen Jahrhundert das Hauptmotiv zur Auswanderung in Würt- 
temberg abgegeben hat, und Heute noch, wie wir oben bei den Auswande— 
rungszielen angedeutet haben, fortwirkt, 

Rn Ein ebenjo wichtiger und direkt wirkender Faktor materieller Art war 

jener die gewerbliche Krife, welche jchon in den erſten Jahrzehnten dieſes 
Jahrhunderts begann, ſich zunächſt als eine „überſetzung des Handwerks“ 
kundgab und mit den vierziger Jahren im Kleingewerbe wie in der Hausin 
duſtrie, immer mehr ſich verſchärfte: es war dies die „Kinderkrankheit“ der 
damaligen Entwickelung zur Maſchineninduſtrie, hervorgerufen durch die ge— 
ſteigerte Konkurrenz der Maſchinenfabrikate, aber auch durch die Ver— 
ſumpfung der Intelligenz und Energie in jenen beiden Erwerbsarten. 

Bezeichnend iſt, daß nach den Erhebungen für die Periode 1856/71 
(Württemb. Jahrb. 1871, ©. 396) nicht etwa die Landbevölferung, fondern 
die Gewerbe, namentlich Schneider, Schuhmacher, Maurer, Bäder das Haupt 
fontingent zur Auswanderung liefern; von den damaligen Auswanderern 
gehörten nur 34 9/0 dem landiwirtichaftlichen, dagegen 56 %o dem gewerblichen 
Betriebe an. 

63 waren bejondere Umftände vorhanden, wegen deren die agrarifche 
und indujtrielle Krife in Württemberg jchärfer al3 in den anderen Bundes» 
jtaaten auftrat, in den 50er Jahren 3. B. die außergewöhnliche Beſchleu— 
nigung des Übergangs zum Induſtrieſtaate; beigetragen hat dazu auch das 
Borherrichen des Weinbaueß, für den in Württemberg nach der bisherigen 
Grfahrung und der hier zutreffenden Sonnenfledentheorie, regelmäßig in 
jeder Generation eine Reihe faurer Jahrgänge und damit eine ſchwere Kriſe 
eintritt. 

Aug diefem Grunde übte fchon bei der Krife 1816/17 ein vierter 
Faktor einen ftärferen Einfluß aus ala anderswo, das ift die Anziehungs— 
fraftdernordamerifanifchen Freijtaaten, welche wir im Folgenden 
noch näher beleuchten müffen. 

Bei jeder Auswanderung find e8 Zeiten politifcher oder religiöfer Er- 
regung, Zeiten wirtfchaftlicher Not, welche in einzelnen Bezirken, in einzelnen 
Schichten der Bevölkerung den erften Anſtoß geben; „dann aber”, jagt 
der Geograph Wagner („Gründung deuticher Kolonien“, 1881, ©. 217), 
„raucht der Strom fort und fort, zahllofe Bäche in fich vereinigend oder 
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jein Stromgebiet verfchiebend und vergrößernd und Hört nicht auf zu rinnen, 
wenn auch ſchon längſt die eriten Urfachen gehoben find; der Wandertrieb 
it im Volke erwacht und findet in einzelnen vorübergehenden Greignifien 
neue Nahrung.” Diefe Andauer des Auswanderungaftromes trifft nun nicht 
für alle Auswanderungsziele, jondern nur für Nordamerika und nur für die 
Zeit nach den Freiheitäfriegen zu. Überblidt man die Gefchichte der kon— 
tinentalen Mafjenauswanderung, jo fieht man: Erſt durch den Verſailler 
Friedensſchluß von 1783, welcher die Unabhängigkeit der jungen Republik 
verbürgte, wurde der Grund zu der £ontinentalen Maffenauswanderung 
gelegt. 

Die früheren Auswanderungen waren durch bejtimmten direkten Anftoß 
oder Zivang, gewöhnlich kraft gemeinfamen Beichluffes und in gejchloffener 
Genofjenichaft erfolgt. Nun aber bedurite es feiner fpeziellen Werbung; 
die Thatjachen ſprachen und wirkten für fich jelber. Die früheren Auswan- 
derungen waren abrupte und willkürlich hervorgerufene Einzelerjcheinungen ; 
mit der Unabhängigfeitzerflärung wurde die Auswanderung — nachdent die 
hemmende Kontinentaliperre gefallen war — eine dauernde, fpontane, ſich 
organisch fortjegende, kontinuierliche, ſociologiſche Erjcheinung des „Bevölke— 
rungsganges“. Was den Wandertrieb erhielt und ftärkt, war der jtändige Ver- 
gleich der allgemeinen (nicht fpeciell württembergifchen) ſocialen und politischen 
Berhältniffe und des auf dem alten Kontinent Herrfchenden Mangels an 
Mitteln und Hülfsquellen mit dem unermeßlichen freien Raum des neuen 
Kontinents, der dem in Sandwirtfchait wie im Gewerbe bedrängten Klein- 
betriebe ein gutes Fortfomnten garantierte. 

Infolge diejes —* verband ſich eine Art neuen Spekulations— 
geifteg mit dem uralten „Landhunger“. 

Dem deutjchen Kleinbürger — und awar auch dem Handwerker — 
jchwebt in eriter Linie ein eigner Kleiner Landbefig, das ruhige Leben des 
Farmer als deal vor. Wo er die am leichteften erwerben kann, da ift 
das Land, das ihn anzieht. Solange diejer wichtigjten KHlaffe von Aus— 
wanderern eine Erdſtelle winkt, wo fie jene Bedingungen leichterer Eriftenz 
erfüllt fieht, wird fie durch Verbeſſerungen in ihrer wirtjchaftlichen oder 
jocialen Lage nicht zurüdgehalten werden, geſchweige denn durch die bloße 
Liebe zum Vaterland (vgl. Helbings Bericht an die badifche Kammer vom 
Februar 1849). Diefe Art von Spekulationägeift erhielt, im gleichen Schritt 
mit der Kommunilationd-Bervolllommnung, immer neue Nahrung durch 
den wachjenden litterarifchen und Briefverkehr, durch die Ausbreitung einer 
zuderläffigen Litteratur über die fernen Lande, ſowie namentlich durch 
die Fortdauer der freundichaftlichen und verwandtichaftlichen Beziehungen 
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der Ausgewanderten zu den Zurüdgebliebenen. „ES wäre”, fchrieb fchon 
1849 die Rudoljtädter Auswandererzeitung Nr. 20, „der Mühe wert, zu 
unterfuchen, wie viele einzig und allein auf die Briefe Hin, die fie gelefen, 
auswandern,“ 

Dieſe Attraktionskraft trat namentlich auch bei der Auswanderung zu 
Anfang der fünfziger Jahre zu Tage. Deutfchland jeufzte unter dem Drud 
einer wirtichaftlichen und politifchen Gewitterfchwäle: der fleine Mann litt 
bittere Not, die jpäteren Kriegsläufte von 1855/70 lagen in der Luft; viele 
zogen dor der Kriegsgefahr, deren Schatten in der Borahnung fich noch 
dräuender abzeichneten, gleichlam von einem Inſtinkt geleitet, in die Union, 
welche kein äußerer Feind bedrohte. Zu Anfang der fünfziger Jahre herrſchte! 
in Deutichland eine förmliche Auswanderungsepidemie. Die geringfte Ver: 
legenheit, ja eine Bejtrafung wegen Polizeiftundenübertretung rief den Ent— ( 
ſchluß zur Auswanderung hervor. Offenbar war dies eine Reaktion, nicht, 
in dem gewöhnlichen Sinne der politischen Kannegießerei, jondern eine Res | 
aktion gegen die Überfpanntheit der 1848er Hoffnungen. Dan ſah Deutich- ' 
Yands Zukunft grau in grau und zugleich laſtete infolge mehrerer Mißernten ' 
und der politifchen Unficherheit ein jtarfer Drud auf dem Erwerbsleben, 
wie dies in den beweglichſten Worten in den Verhandlungen der Abge— 
ordnetenfammern jener Tage gejchildert wird. Da mußten die Nachrichten 
über die kalifornischen Goldfunde einen verjtärkten Anreiz ausüben !. 

Dieje fpeziellen, in jenen Jahren direft und akut wirkenden Urjachen 
hatten eine nahhaltige Wirkung; fie waren die Grundlage für die Kon— 
jtanz der Mafjenauswanderung. Schon die Thatfache des Wegziehens, 
dann die Yortdauer der Beziehungen zu den in der ferne weilenden Bes 
fannten meitete den Blick und erleichterte den Entjchluß zu wandern, den 
Abichied von der Heimat. „Der Remöthäler nimmt,” fo jagt fchon 1850 die 
Dberamtöbeichreibung von Waiblingen, „die Auswanderung leicht; ex ſpricht 
von Amerifa, etwa wie von einem benachbarten Lande, da jelten eine 
Familie fich findet, welche nicht in den Ber. Staaten einen nahen Ber- 


I In den vierziger Jahren wurbe, wie 1770— 1790, die Auswanderung vielfach für Die 
politiſche Agitation verwertet; die ftreng fonfervativ-firchliche, wie die liberale Kitteratur 
wetteiferte darin, die heimiſchen Zuftände möglichit ſchwarz darzuftellen, und ihnen bie 
Auswanderung zuzufchreiben. Für die große Mafje, die um ihre Eriftenz rang, 
und der Verfaffung wie Reaktion Nebenjache war, ift dies unrichtig, wenngleich 
manche „Gebildeten“ in der Erregung der 48er Jahre fortgezogen oder auch geflüchtet 
find. Ein Beifpiel diefer einjeitigen Darftellung ift Kolbs „Vergleichende Statiſtik“, 
€. 136, 149, 173 ff, Lehmann, „Die deutiche Auswanderung“ 1861, ©. 97 u. |. w. 
Greifbarer war die „Reaktion“ in der Beichränfung der Verehelichungsfreiheit und in 
der Konftription. Unleugbar war das Gelek vom 5. Mai 1852, welches die Ver: 
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wandten hätte,“ Gbenfo treffend heißt e& in der Oberamtöbeichreibung von 
Bradenheim (1873, ©. 57): „Wo einmal die Luft zur Auswanderung 
vorhanden ift, da erhält folche durch die Erleichterungen, welche jchon aus— 
gewanderte Verwandte und Bekannte hierzu darbieten, neue Nahrung: es 
ziehen die fchon Ausgewanderten neue Auswanderer nach fich.“ 


Die akute Auswanderungsepidemie hatte unter der gleichzeitigen Ein— 
wirkung der vorübergehenden Eleingewerblichen und hausinduſtriellen Kriſe 
von 1830—1880 einen chronischen und endemifchen Charakter, die markante 
Konltanz, gewonnen. Der geiftige Verkehr aljo war bezüglich der Aus— 
wanderung rafcher und mächtiger, als der räumliche, alß die moderne Dampf 
fommunifation. Mit Ießterer hängt der andere obengenannte Augwanderungs= 
grund, das Zufammenfchrumpfen der Welt, der Ökumene, das internationale 
Zuſammenwachſen der Völker zufammen. 


Heutzutage endlich ift e8 weniger mehr die begrenzte Bodenfläche des Heimat 
landes, ala die Intenfität des Verkehrs, d. h. einerjeitö die moderne 
Kommunifationsvervollfommmung, andererjeitö die Ngglomeration in Groß- 
ftädten, welche den Gang der Bevölkerung überhaupt und damit auch den 
der Auswanderung mitbeitimmt. Nach dem allgemeinen Gefet der Wanderung 
und deren Beeinfluffung durch die KRommunilationsvervolllommnung — Ende 
der fünfziger Jahre brauchten die Schiffe nur noch 20 Tage nach New-NYork 


ehelihung und Überfiedelung der arbeitenden Klaſſen vielfach erſchwert, ein Haupt: 
grund dafür, daß eine große Zahl junger Eräftiger Leute nad) Amerika zog. 1858 
3. B. war dies für "es der „legal“ Ausgewanderten (für 497 Perjonen von 2989) 
ber Auswanderungsgrund (ſ. Württ. Jahrb. 1858, II. ©. 39). 

Was die Konjkription anbelangt, jo wurden 3. ®. 1882/91 bei den königl. 
Landgerichten wegen Verletzung der Wehrpflicht (Str. Gef. B. ©. 140 Abi.1 Ziff. 1) 
abgeurteilt und zwar 

im Stutt— Am Peil: Hall Zübine Rott Raven: ll: Zu: 





Jahre: gart bronn gen weil burg wangen jammen 
1882: 207 111 76 41 18 116 26 4 729 
1883: 172 47 116 45 199 146 22 59 806 
1884: 236 54 188 52 266 177 29 78.1080 
1885: 245 120 232 100 163 186 29 33 — 
1586: 236 SS 125 266 151 103 38 304 — 
1887: 238 — 124 91 166 132 59 71 — 
1888: 183 152 134 105 127 150 38 80 969 
1889: 174 33 169 97 174 93 27 120 907 
1890: 187 48 97 70 174 67 35 93 771 
1891: 122 41 105 s1 150 13 32 75 679 


Die Jahre 1885 und 1886 geben feinen Durchſchnittsmaßſtab, weil im diefen 
Jahren ausnahmsweiſe viele Wehrpflichtige, welche ſchon vor dem 1. Oftbr. 1879 
vor die Stralfammern verwielen worden waren, abgeurteilt wurden. 
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und janfen infolgedeffen auch die Pafjagegelder — können wir in der Aus— 
mwanderungsfurde Deutichlands zwei Epochen augeinander halten. 

Für Württemberg macht ſich das Eingreifen diefer beiden Hebel 
mit den jechziger Jahren fühlbar; die Auswanderung vorher hat demgemäß 
andere Urfachen ala die nachfolgende ; vorher waren es finguläre, ſpeziell jüd- 
weſtdeutſche mwirtichaftliche Verhältniffe und zwar mehr in der alten, mın 
find es diejenigen in der neuen Heimat, welche heute eine verjtärkte Attraf- 
tionskraft und zwar nicht etwa bloß auf die Württemberger, jondern auf den 
ganzen Kontinent ausüben müfjen. Andererjeits ift man in den Ber. Staaten 
der AUnficht, daß die neue Zunahme der europäifchen Auswanderung weniger all- 
gemein der Übervölkerung und den jchlechten wirtjchaftlichen Verhältniffen des 
alten Kontinents als dem Einfluffe der Dampferlinien’ und der Auswande— 
rungsagenten zuzufchreiben iit. 

Diefe Reflerwirtung hätte man ſchon in frühern Jahrzehnten kon— 
ftatieren fönnen, nämlich an der KHurvenlinie über die jeweilige Intenfität 
bes Auswandererſtroms. Die mwürttembergijche Auswanderung Hatte feit 
langem die Tendenz zu fteigen, vollzog fich aber nicht in einer gleichmäßigen 
Linie, jondern jtieg jtoß- oder periodenweife. An der Höhenkurve Heben fich 
ab als Perioden niedern Standes (12—17000 in der dreijährigen Volks— 
zählungsperiode) die Jahre 1829/31, 1834/86, 1855/64, 1870/79, 1888/90. 
Die Gleichmäßigkeit wird durchbrochen durch das Hinauffchnellen in den 
Jahren 1817/22, 1831/34, 1846/55, 1864/69, 1879/85. Diefe fünf 
Epochen weifen auch fünf verichiedene direkte Urfachen auf: 1817/22 war e8 
mangelnder Verkehr daheim im Binnenland, 1879/85 der verbolllommnete 
(internationale) Verkehr zur See. 

Die gleiche Abnormität in den Perioden zeigt fich parallel bei der nord» 
amerikanischen Einwanderung. Dieſe verdoppelt fich plötzlich 1832, in 
welchem Jahre fie 60 000 Einwanderer aufweiſt, während fie vorher 1820/31 
ftetig von 8300 auf 32 000 per annum angeftiegen war. Ginen weiteren Ab— 
fchnitt der Kurve bezeichnet das Jahr 1845, wo die Einwanderung — 
was die deutjche anbelangt, zuerit infolge der Kartoffelfrankheit, jpäter der 
politiichen und wirtichaftlichen Krifis — von 78000 im Jahre 1844 auf 
114000 und dann fort in weiterer Krescenz bis 1854 auf 427000 jteigt. 
Ebenjo plöglich drüdte 1855 die Krife in den Vereinigten Staaten die Ziffer 
auf 200000 und dann jtetig bis zum Ausbruch des Sezeſſionskriegs im 
Sabre 1862 auf 91000 herunter. 


ı Heute ist die Auswanderung über See eine vergnügliche Spazierfahrt, gegen: 
über den Gefahren und Miühjfeligkeiten, welche in früherer Zeit und zwar ebenfoviele 
Monate als heute Tage die Paflagiere bedrängten. 

Schriften Lit, — Auswanderung. 17 


358 F. C. Huber, Auswanderungsmeien im Königreich Württemberg. 


Sobald der Ausgang des Krieges nicht mehr zweifelhaft war, trat 
wieder ein Steigen ein: (1865: 248000, 1866: 348 000, 1871: 346 000, 
1872: 437000, 1873: 422000); jeit 1874 trat wieder ein ſcharfer Rückgang 
(1876: 157000, 1877: 130000) ein, der 1879 umfchlug: die Einwan— 
derung ftieg 1879 auf 250000, 1880: 593000, 1881: 720000, die 
größte Ein- bezw. Auswanderungsziffer des Jahrhunderte. Die Kurvenlinie 
bewegt ſich aufwärts 1832/54 (427 000), abwärts 1855'62 (92 000), aufwärts 
1862/73 (437 000), abwärts 1874/78 (130000), aufwärts 1879/32 bezw. 
1879.90. (1890 Tandeten allein in New-York 371600, 1891 445 300 
Perjonen). Der Zuzug von 1880/90 war größer als je zudor in einem 
Jahrzehnt (Quarterly Report of the Chief of the Bureau of Statistics). 

Schon der Bergleich diefer allgemeinen Bewegung mit der Kurve 
der jpeciellen württembergifchen Auswanderungsbewegung hätte zeigen können, 
daß letztere ebenſo mächtig von Faktoren, die außerhalb des Landes Liegen, 
beeinflußt wird. 

Das Fazit aus all dem ift: die Auswanderungsurfachen wirken bier 
zum Teil nicht mehr ſofort und direkt gegen beitimmte Ginzelne, jondern 
nachhaltig und indirekt, auf die ganze Maffe; fie find nicht mehr im 
einzelnen nachweisbar, fondern tiefgründig, fompliziert, „latent“. Damit ift 
die Zergliederung der Auswanderungsurfachen der Statiftit entwachjen und 
Sade der „Piychologie des Volfägeiftes“ geworden. Subjektive Erwägungen 
und Berechnungen können nicht gemejjen noch gezählt werden. In vorigen 
Sahrhunderten grenzte 3. B. Kriegs- und Glaubensnot als Urfache nahe an 
direften Zwang; heute ift nur die inftinftive Furcht vor einer Möglichkeit 
vorhanden, nämlich der Möglichkeit, wirtichaftlich unterzugehen, den Kindern 
nur ein ungenügende® Erbe zu Hinterlaffen, jchließlich gar etwa in die 
Fabrik gehen zu müfjen. Es ift Heutzutage weniger eine drüdende Not, 
welche das Anhalten der Mafjenauswanderung erklärt, ala die „Spekulation“ 
auf eine Berbefferung der eignen Lage und der Zukunft der Finder, die 
borforgliche Flucht vor drohender Überichuldung oder vor der Fabrik. 


IV. Auswanderungspolitik. 


Der Auswanderungspolitif der wirttembergifchen Regierung war der 
eg von jeher durch das Recht des „freien Zugs“ vorgezeichnet, welches den 
Unterthanen ſchon im 15. Jahrhundert 3. B. in Privilegien für einzelne 
Städte d. d. 1415 und 1430, und fodann in der allgemeinen VBerfaffung 
des Tübinger Vertrags von 1515 gewährleijtet war. Die Regierung beſchränkte 
fih in der Hauptjache darauf, die Auswanderung und namentlich das Agen- 
turwejen zu überwachen; vereinzelte Verjuche, die Auswanderungsfreiheit zu 
beichränten, namentlih das Auswanderungsverbot von 1807 (fgl. Verord— 
nung vom 29. Mai 1807 aufgehoben durch Berfaffunggentwurf vom 15. März 
1815) wurden bald wieder aufgegeben. Die maßgebenden Gefichtspuntfte, 
welche ein im Ludwigsburger Archiv befindliches Gutachten des Geheimen 
Rats d. d. 1790 zufammenfaßte, galten im großen und ganzen auch früher 
und bis in die folgenden Jahrzehnte dieſes Jahrhunderte. Das Gutachten 
ſpricht u. a. auß: | 

„L. obgleich der in Herzoglichen Yanden vorhandene numerus animarum 
aktenmäßig jo genau nicht befannt fei, jo habe jedennoch nach anderweitiger 
Überzeugung das Herzogtum Württemberg überhaupt eine ungemein beträcht- 
liche und vielleicht — nach den Niederlanden — im Verhältnis zu feiner 
Größe die ſtärkſte Bevölferung ; 

2. wirklich könnten einige Gegenden, in welchen die Kultur, wie 3. €. 
im Unterland äußerjt weit getrieben jey, bey der Yage des Landes und 
andern den Handel und die Fabriken nicht begünjtigenden Umftänden eine 
größere Volksmenge nicht ertragen; 

3. in den meilten Orten befänden fich fehr viele Arme, deren Anz 
zahl bey den immer jteigenden Preyien der Lebensmittel eher fich vermehren 
ald vermindern werde; 

4. einem Staate fey nicht ſowohl an einer überjegten Bevölkerung, ala 
vielmehr an einer verhältnismäßigen Zahl begüterter und glüdlicher Ein— 
wohner gelegen ; 

17* 
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5. ſtehet nicht zu erwarten, daß viele gute und wohlhabende (U. d. 
R. ſ. dagegen 1816/17) Bürger ihr gejegnetes Baterland verlaffen werden, 
vielmehr hätten alle bisherigen Außwanderungen gezeigt, daß 
das Land dadurch nur von einer Anzahl wohlentbehrlicher Leute befreyt, 
nie aber in feinem innern Vermögen gejchwächt worden jey“. 

Diefe Gefichtspunfte waren, fann man jagen, auch für den folgenden 
Zeitraum — wenn wir don dem Auswanderungsverbot 1807/15 und den 
vier Minifterial-Verfügungen des Jahres 1817 abjehen, die einen mehr 
epifodenhajten Charakter haben, — die maßgebenden, wenigjtens für das that— 
jächliche Verhalten ; denn formell und grundjäßlich zu der Auswanderungs- 
frage Stellung zu nehmen, dazu wurde die Regierung erft Mitte dieſes 
Jahrhunderts wieder veranlaft. 

1820/45 bildeten fich allerorts, in Frankreich (1829 für Meriko), 
Belgien (1831), England (Wakefield 1839 für Neufeeland) in der Schweiz 
(1820 Brafilien, 1831 Highland bei St. Louis, 1844 Wiskonfin) Koloni« 
ſationsgeſellſchaften; namentlich in England und in der Schweiz wurden viel— 
fache Verſuche zur Drganifation der Mafjenausiwanderung unternommmnen, 
welche in Süddeutjchland um jo mehr Beachtung fanden, je mehr der 
Auswanderungsjtrom anwuchs. Zu Anfang der vierziger Jahre ergriff die 
füddeutfchen Kreife eine intenfive „Kolonialbewegung“, welche von Jahr zu 
Jahr flieg, 1848/50 ihren Höhepunkt erreichte und etwa 1854 einjchlief. 

Bei ihrem Beginn waren die Jdeen über eine deutſche Auswanderungs- 
politif noch jehr vag und verfchwommen. Gin Reifefchriititeller, wie Dr. 
N. 9. AYulius „Nordamerikas fittliche Zuftände” 1839 ©. 435, wußte 
hierüber nicht® weiter zu jagen, ala: „Die Auswanderung muß nach dem 
Mufter der Griechen (!) ftattfinden.“ 

Zunächſt empfand man das Anwachfen der Wanderung al® einen 
Berluft für das Baterland. Dann forderte die Urfache dieſes An 
wachjene — da man damals den untern Klaffen noch näher ala heute 
ftand — wie die Art der Beförderung der Ärmeren Auswanderer das 
Öffentlihe Mitleid und die Armenfürforge heraus. Es herrſchte das 
allgemeine Gefühl, daß etwas gejchehen müſſe. Die Politifer witterten in 
der auffeimenden Bewegung ein cenfurfreies Gebiet für die Propaganda der 
Einheitöbejtrebungen : jchließlich brach zu Ende der vierziger Jahre die allgemeine 
Überzeugung durch, dat mit Verwirklichung des Einheittraumes ala nächite 
Aufgabe die Auswanderungs- und Kolonialfrage gelöft werden müſſe. Es 
gab in jener Zeit feinen gemeinnüßig wirkenden oder patriotifch denkenden 
Mann, der ſich von diefer Bewegung ausſchließen konnte. 

In Norddeutichland waren es namentlich die Geographen Ritter und 
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MWappäus, in Süddeutjchland Finangdireftor Werner in Stuttgart, Vater 
des befannten Armentreunds Guftad Werner, und Wreiherr dv. Gagern in 
Darmjtadt, welche die Agitation für ein pofitiv fchöpferifches Vorgehen des 
Staates in der Frage der Organifation der Auswanderung aufnahmen. 

Die damaligen Berhandlungen durchzublättern, hat auch Für Heute 
noch praktischen Wert. Denn in volfswirtichaftlicher Beziehung find wir 
gegenüber den Schlußergebniffen der Organijationsbewegung von 1840/51 
auch nicht um einen Schritt weiter vorangekommen; verbefjert hat ſich 
gegen damals nur die geographifche Kenntnis und die Beförderungsweiſe, 
dank dem mächtigen Kommunikationsfortichritt. 

Insbeſondere verdienen auch die Vorjchläge Werners, eines erprobten, 
Hardenfenden Berwaltungsmannes, allgemeinere Beachtung, weil die Un- 
vollftändigfeit jeiner Organifationspläne Lediglich ein Spiegelbild von der 
damals allgemein in Deutjchland Herrfchenden Unklarheit wiedergiebt. 

Am tiefften erfaßte in jener Zeit den Kernpunkt der Sache Friedrich 
gift, der nicht umfonft bei dem einen Angelpuntt der modernen Volkswirt⸗ 
jchaft, der Dampfkommunikation, Pate gejtanden Hatte, und der nun auch 
den andern Angelpunkt, die Mobilifierung der Bevölkerung, in den Bereich 
der öffentlichen Diskuffion rückte. Verſchiedene Artikel der „Allgemeinen 
Zeitung“ aus dem Jahre 1841 ff., deren Berfaffer, wie ich vermute, Friedr. 
gift, war, führten aus (3. B. Nr. 60 und 195 über „Deutjches Emigra— 
tionsweſen“): „Ein Gentralpunft für die Auswanderung wäre nicht nur 
wegen der nötigen Informationen über die fernen Sande und über die weiteren 
Schidjale der Auswanderer eine große Wohlthat, jondern auch ein Damm 
gegen die zerjplitterte Niederlafjung der Ausgewanderten. Es Handelt fich 
um Gründung von Niederlaffungen, welche auch unter fremder Oberherr- 
ichaft eine jo bedeutende und jo blühende deutſche Bevölkerung vereinigen 
fönnen, daß fie fih nicht entnationalifiere, ihre Sprache und die 
Erinnerung ihrer Abftammung nicht verliere und der Keim junger deutjcher 
Stämme in fremden Weltteilen werden fünne. Die Auswanderung werde 
vorausſichtlich ſteigen; Für diefe künftige könne die gegenwärtige den Meg 
bahnen durch Bildung don Gemeinden, welche die Nachlommenden auf: 
nehmen würden. Für die fommtende beträchtliche Auswanderung bedürfe 
es langer vorbereitender Arbeit. Aber daß diefe Anfänge künftiger Nationen 
Fuß faſſen, dazu gehört Intelligenz, Einheit, Organijation und Kapital, und 
dazu find Gejellichaiten nötig. Nur fie können das lebtere geben, weil 
Kapital in neuen, wohlgelegenen Niederlafjungen mit einer in alten Ländern 
unbekannten Schnelligkeit und Sicherheit anwächſt, jobald fich eine hinläng- 
liche und kompakte Bevölkerung findet, um die natürlichen Vorteile der Lage 
zu entwideln.“ 
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Was endlih den Welthandel anbelange, jo ſei Deutichland mit 
feinem Zollverein zur Einficht getommen, daß der Überfluß an Kräften, 
wenn ihre Entwidelung in einem andern Teile der Erde befördert werde, 
eines der wefentlichjten Mittel bilden könne, um Deutichland neue Abſatz- 
gebiete und die ihm längft gebührende freiere und feftere Stellung im Welt- 
handel zu verichaffen. 

Daher, legte Friedrich Lit weiter in feinem Aufſatze über „Aderver- 
laffung, Zwergwirtichaft und Auswanderung“ von 1842 dar, „müfle der 
Staat darauf Hinwirken, daß die Auswanderung in gejchloffenen großen 
Zügen vor fih gehe und die Auswanderer fich zufammen gefellen, um 
fich gegenjeitig auf der Reife und bei der Anfiedelung zu unterftüßen; ein- 
zeln wird der Anfiedler auch ſchon weit fchwerer zum zwedmäßigen Ent- 
ſchluß kommen, als wenn er der Begleitung, des Rated und der Beihilfe 
vieler Perfonen feiner Bekanntſchaft verfichert ift; auf der Neife und bei 
Ankauf des Landes wird er viel weniger dem Betruge, den Folgen ber 
Unfenntnis und mißlichen Zufällen ausgejeßt fein und durch das Zuſammen— 
leben mit andern, an deren Sitte und Sprache er gewöhnt ift, wird er des 
größten Teils der fonjt notwendig mit einer jolchen Verpflanzung beglei- 
teten Übelftände überhoben fein.“ 

Diefe und andere prinzipielle Darlegungen gaben die Unterlage für 
die parlamentarijche Agitation. 


Schon 1840 hatte in der heſſen-darmſtädtiſchen Kammer der betagte 
Freiherr von Gagern die Regierung aufgefordert, die Fortziehenden zu ſchützen 
und zu unterflüßen. Die heififchen Stände traten nach wiederholten Ver— 
handlungen einer Rejolution bei, wonach die Regierung dag Auswanderungs- 
wejen überwachen und nach Maßgabe der gleichzeitig konkurrierenden Han— 
delsintereffen unterftüßen möge, manche meinten, fie jolle zugleich, wenn 
auch nicht Kolonieen, jo doch der Gründung deutfcher Handelsniederlaffungen 
vorarbeiten. 


Ein förmliches Organifationsprogramm ! legte Direktor Werner am 
6. November 1841 der württembergiichen Kammer der Abgeordneten vor 
(abgedrudt im XVII. Bd., II. Beilagenheit, I. Abteilung 1843, ©. 261 
bis 292). Seine Anträge gingen! auf Bildung einer ftaatlich anerfannten 
und unterftüßten Altiengejellfchaft, eines „Emigrationg= und Kolonijations- 
vereins“ mit dem Zwede, in Nordamerifa Grundeigentum zu erwerben, 

ı Die Notiz im „Export“ von 1891, ©. 259, wonach Werner fchon damals, 
1841, einen Auswanderungsverein gegründet habe, ift unrichtig; er hatte nur feiner 
Denkſchrift Vereinsſtatuten angehängt, einen Verein felbft aber noch nicht begründet. 
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dorthin die ganze württembergifche Auswanderung zu leiten und zu 
fonzentrieren. Zugleich enthielt das Programm 2. die Unterftügung unbe- 
mittelter Auswanderer, „bis fie fich ihren Unterhalt jelbft erwerben können“, 
und 3. die polizeiliche Überwadhung der Auswanderungsbeförderung 
vom Ginichiffungsplage an bis zur Ankunft am neuen Beitimmungsort. 
Motiviert wurde der Antrag mit philanthropifchen und patriotifchen, aber 
auch ſchon mit handelspolitiſchen Gründen. 

Dad DOrganijationsprogramm Werner war — namentlich für die 
damalige Zeit — weitjchauend, aber eben das war auch fein Fehler. Man 
war fi) damals jo wenig wie heute darüber Har, daß die Organifation 
der Mafjenauswanderung ihrem Weſen nad) zum Gelingen den Groß- 
betrieb mit mächtigen KHapitalmitteln und die Sicherheit des dauernden 
Nachſchubs erheifcht; jo glaubte auch Werner in Amerika, dem Dollar: 
land, etwas mit (europätfchen) Kreuzen ausrichten zu können. Dieſen 
Hauptpunft zu erfennen, davon war man damals weit entjernt. Aber da 
man feinen Elaren Einblid in die Sache Hatte, jo jchlug man fich auf die 
bequemere Seite: man that überhaupt nichte. Man jchübte die Verant— 
mwortung für die Unglüdställe vor, welche diejenigen treffen, die ohne 
ftaatliche Aufmunterung vielleicht im Vaterland geblieben wären oder ein 
anderes Ziel gewählt hätten. So ſchrieb 1848 ein Politiker („Über Aus« 
wanderung“, Eine Staatsfchrift, Berlin 1848, Beſſerſche Buchhandlung), jo 
wird auch Heute noch doziert (vergl. z. B. „Handels- und Gewerbezeitung“ 
vom 28. Mai 1887), und in gleichem Sinne entjchied fich damals Die 
württembergiſche Abgeordnetenfammer (Sikung vom 10. Juni 1842, 
Prototoll S. 1—77); die Motion wurde zwar ſympathiſch aufgenommen, 
das ſchließliche Ergebnis der Verhandlungen aber beichränfte fich auf den 
(negativen) Teil, auf die Auswanderungspolizei. Gemäß dem Beſchluſſe der 
Kammer erfolgte in den nächiten Jahren die Aufftellung der württembergifchen 
Konfuln in New-York, Baltimore und New-Orleand; fie erhielten die In— 
ftruftion, daß fie nicht mur das Handelsintereſſe der württembergifchen 
Staatöbürger, jondern auch das nterefje der Auswanderer wahrnehmen 
follten. 

Bezüglich diefer Art von Auswanderungspolizei gaben 1847 wieder- 
holte Petitionen die Veranlaffung zum Weiterausbau. Alles war damals 
zunächſt darüber einig, daß das Auswanderungs-Elend zum Himmel rufe; 
es jei unerhört, daß man die Heiden miffioniere und gleichzeitig die eigenen 
Brüder verlaffe. Andererfeits verlangte man auch, wie Liſt vorgeichlagen, 
ein pofitives Vorgehen de3 Staates in der Xeitung und Konzentration der 
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Auswanderung. Zugleich jolle die Regierung von der nordamerifaniichen 
Regierung im diplomatifchen Wege günjtige Anftedelungsbedingungen er— 
wirken, taugliche Yändereien ankaufen, die Reifegelegenheit verwohlfeilern 
und Efontrolieren und die in New-York Angelommenen in ihre neuen Be— 
figungen einweifen. „Ein jolcher Plan, dem Volke offen und ausführlich dar— 
gelegt, wird ficherlich, wenn er jchon einmal durch verftändige und gewifjen- 
bafte Ausführung feine Probe bejtanden bat, viele (scil. Bedürftige) zur 
Auswanderung anreizen. Der Notzwang, ihre itzige Lage zu verbeflern, die 
Ausficht, Ddiefes in dem neuen Lande zu erreichen, die Bequemlichkeit der 
Reife, die Gejellichait von Bekannten und Freunden muß eine Menge 
freiwilliger Meldungen zur Folge haben.“ 

Eine gerade in Württemberg erjcheinende zahlreiche Auswanderungs- 
litteratur verarbeitete dieſe jchöpferiichen Gedanten. In ihrem Sinne 
wurde 3. B. 1845 in der heilen » darmftädtiichen Abgeordnetenfammer 
eine Rejolution gefaßt und find die Eingaben verfchiedener Gemeinden 
aus jener Zeit (1847), 3. B. der von Urach, Murhardt, Waib- 
lingen aufzufaffen, die dahin gingen, e& möge die Regierung die 
Auswanderung leiten und die in Amerika Gelandeten gegen die da= 
maligen jchamlojen Betrügereien ſchützen. Die wäürttembergijche Ab— 
geordnetenfammer bejchränkte fich auch diesmal auf das Gebiet der Aus— 
wanderungspolizei; jchon ein Jahr zuvor, 1846, Hatte das Minijterium 
einen Auswanderungsagenten in Mannheim aufgeftellt und dur Ver— 
ordnung vom 16. Mai 1846 den Übervorteilungen bei Überjahrts- 
verträgen vorzubeugen geſucht. Die Kammer beantragte nun die Anftellung 
weiterer Konfuln und bejonderer Auswanderungsagenten an den Ein— 
und Ausichiffungshäfen, ſowie die Entjendung von GErplorationsfommif- 
fären, etwa im Verein mit andern deutjchen Bundesftaaten, in die haupt- 
ſächlichſten Auswanderungsplätze, um über diefelben zweckdienliche Auskunft 
erhalten zu können (Protofoll von 1847, ©. 564). 

Das war zugleich die Antwort auf Fr. Liſts Vorſchläge. — 

Im Jahre 1848 erlangte das bisherige Programm der Auswande- 
rungspolitif eine weitere Ausdehnung durch Einfügung der pofitiven Sub=- 
vention der Einzel-Austwanderung. 

Mitte der vierziger Jahre nämlich Hatten die Gemeinden — nach dem 
Beifpiele der engliichen Kirchjpiele und der jchweizeriichen Gemeinden! — 
angefangen, jich der Ortsarmen durch Fortichaffung über See zu entledigen. 


— — — 


ı An Aargau z. B. erhielten die Auswanderer ſeit 1841 von der Gemeinde 
und jeit 1846 von dem Kanton Unterftüßung. 
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Als typifches Beifpiel Hiefür wird Heute noch das heſſiſche Dort Groß: 
zimmern aufgeführt, das damals 50.000 fl für diefen Zweck aufwandte, 
Die gleihe Summe wurde 1851 auch von der Stadt Rottweil, ſowie 
von zufammen zehn Gemeinden de3 Oberamts Oberndorf ausgegeben. 

Dazu Fam eine Erfahrung anderer Art, welche man mit der gemein- 
nüßigen Organifation der Maffenauswanderung gemacht Hatte. Cine folche 
war nämlich 184447 verfucht worden, und zwar durch die Agitation fir 
Siebenbürgen, ſowie durch die deutjche Adelskolonie in Texas. Ein in 
Rottweil 1846 erfchienener „Führer nach Texas“ (von A. Kordül) ftellt 
©. IV dem erjteren Ziel Teras gegenüber: wie viele feien in Gieben- 
bürgen in das Glend, ſelbſt im thatfächliche Knechtſchaft gerathen und 
ſchmählich enttäufcht wieder in die alte Heimat zurüdgefehrt,; dem gegenüber 
fei Teras das Eldorado geworden, nach welchem der Auswandererſtrom feine 
Flutung genommen. Die Beförderungsvermittelung nach Texas hatte der 
refignierte Notar Stählen in Heilbronn, ein nüchterner, in Auswanderungs⸗ 
ſachen wohl erfahrener Praktiker, ald Bevollmädhtigter des Mainzer 
Vereins übernommen. &3 jchloffen ſich auch dem großen Zuge ver- 
jchiedene MWürttemberger aus der Umgegend von Heilbronn, Bradenheim 
u. f. w. an. Indeß erging es befanntlich der Terasfolonie — nament— 
lih weil fie anfänglich mit zu Eleinen Mitteln unternommen worden 
war — nicht glüdlicher al der Siebenbürger. — 

Außerdem brannte die jämmerliche Behandlung und die elende Ver: 
laffenheit der Auswanderer jedem PBhilanthropen auf der Seele. Der 
Politiker hoffte, daß drüben, wo Raum und Boden für deutjchen Fleiß 
und deutjche Freiheit vorhanden fei, ein neues Deutjchland aufblühe, das 
auch in Handelsverbindung mit dem alten Waterlande bleibe (vergl. Süs— 
find, „Die Auswanderung”, 1845, ©. 11). AU diefe Thatfachen und Hoff- 
nungen forderten zur jchöpferiichen That auf; um eine folche vorzubereiten, 
agitierte 184547 die deutſche Preſſe für Berufung eines deutjchen National» 
fongreffe® (zur Beratung der gejamten fjchwierigen Materie) und für Zu« 
ſammenſchließung aller deutichen Staaten zu einem (Duckwitz'ſchen) „Handels— 
und Schiffahrtsbunde”. 

Die Bewegung des Jahres 1843 nun drängte mit ihren dreifach trei— 
benden Kräften, den nationalen, politifchen und focialen (Verminderung der 
ftehenden Heere u. ſ. mw.) gleich wuchtig und konzentriſch auf die befriedi- 
gende Löſung der Auswanderungs- und Kolonialfrage Hin. Dieje Löfung 
galt als die erſte Auigabe, welche die „Deutjche Republik” zu löfen hätte. 
Genoſſenſchaften zum Zwecke fofortiger Auswanderung und gemeinnüßige, 
mehr der Belehrung und der Ngitation dienende Auswanderungsvereine ſchofſen 
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aus dem Boden; die Einfichtigeren von den Staatäbeamten wurden deren 
Mitglieder. Jeder diefer vielen Vereine war fo thätig und energiſch, wie 
heute nicht einmal alle Zweigvereine des Kolonialvereins zufammen- 
genommen. In Berlin z. B. beitanden im Januar 1849 nicht weniger ala 
fieben Auswanderungsgeiellichaiten, nämlich drei für Auftralien, je eine für 
Andalufien, Südbrafilien, die Laplataſtaaten und dazu noch ein Häuflein 
Heimatmüder, die ihr Auge nach dem weltlichen Teras richteten. Daneben 
fam eine Maſſe Auswanderungsagenturen auf; an Außwandererzeitungen, 
„Ratgeber für Auswanderer” u. ſ. w. befam man gleichlam über Nacht 
eine ganze Bibliothef. Süddeutichland ftand nicht zurück. Hauptſächlich 
Männer aus Württemberg und Hefjen bildeten den (Frankfurter) „Nationale 
verein für deutfche Auswanderung“ ; am 16. Oktbr. 1848 trat in Frank— 
furt der „Kongreß deutjcher Auswanderungsvereine” zuſammen — ſchon jeit 
einigen Jahren war von den Regierungen die Berufung eines ſolchen Na— 
tionalkongrefjes jachkundiger Männer verlangt worden. Die Vereine arbei- 
teten eine gemeinfchaftliche Denkſchrift über eine geregelte deutfche Auswan- 
derung und Anfiedelung in Nordamerifa — mit bejonderer Berüdfichtigung 
unbemittelter Außwanderer — unter Beratung erfahrener Männer, 
wie Fleiſchmann, Tr. Bromme, aus. Auf Grund diefer Denkſchrift ftellte 
Direktor Werner bei beiden Kammern am 11. Dezember 1848 den Antrag, 
daß der von ihm noch vorzulegende Anfiedelungsplan mit etatgmäßigen 
Mitteln ausgeſtattet werde. 

Daß das Auswandern namentlich für die fogenannten Proletarier! 
ein Bedürfnis und zwedmäßig jei, das wurde allgemein anerkannt, jchon 
aus humanitären NRüdfichten auf das befjere Fortkommen des Einzelnen. 
Aber nicht nur der Einzelne befand fich bei der damaligen Krife des Klein» 
bauern- und Handwerferitandes in einer Not: und Zwangslage, jondern 


! Gine Petition des Breslauer Auswanderungs-Hauptvereins an den preußiſchen 
Landtag von 1849 lautet: „Die Regierung möge ein Kapital ausjegen, um den zur 
Auswanderung entichloffenen und von der Notwendigteit dazu Getriebenen Vorſchüfſe 
zur Überficdelung nach Amerika (für die Reife und Einrichtung bei Übernahme des 
Grundftücdes) zu machen. Das dazu verwendete Hapital geht nie verloren; wenn ber 
Zug der in diefer Weife unterftüßten Auswanderer nach einem gemeinichaftlichen Ziele 
in Nordamerifa geleitet wird und dort mit der Ginziehung der Gelder Beauftragte 
angeftellt werden, jo fann und wird der Empfänger das Darlehn mit üblichen Zinjen 
zurücdzahlen, da e8 ihm unbedingt dort durch Arbeit möglich ift. Das ift der rich: 
tige Weg, auf dem unferen Armen durch Auswanderung geholfen werden fann, ohne 
daß die Mittel dazu verloren find. Fallen Sie diejen Beſchluß, an dem eine Lebens— 
frage für unter Vaterland hängt, und fie erwerben fich den wärmiten Dant von 
Hunderten von fortziehenden Familien, die hier verfümmern und phyfiich und mora= 
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auh die Gemeinden in ihrer Eigenſchaft als Armenverbände, 
Eine ganze Flut von Brojchüren, jo von Traugott Bromme, Kniſpel, 
Aler. Simmon u. a. verlangte die „Anfiedelung der Armen“, die „Über- 
lieferung patriotijcher Gaben für arme Auswanderer”, die „Auswanderung 
der Demokraten und Proletarier mit Staatsunterftügung“. Bejonders fcharf 
fpiegelt fich diefe Strömung in den damaligen Publikationen der benach- 
barten Schweiz wieder, wo die Auswandererfrage von 1845—1865 Iebhaft 
die Geiſter befchäftigte. „Die Armenfrage,” jagt die bernifche Direktion 
des Innern unterm 10. Juni 1851, „die Armenfrage und im engften Zu— 
fammenhang mit derfelben die Auswanderung bilden die brennenden Fragen 
der Zeit.“ 

Die Auswanderung wurde jchon damals zugleich als ein Vor— 
beugungsmittel gegen das Umfichgreifen der Armut angejehen. Die 
Armenlaft, legte Hundeshagen „Die deutjche Auswanderung“ , 1849, ©. 
26—28 dar, jei ein progreffiv anwachſendes Schuldkapital; mit der jährlichen 
Armenunterftügung werde nur dem augenblidlichen Notjtand Hilfe gereicht, 
mit der Auswanderung der überflüjfigen und meift arbeitslojfen Volks-Ele— 
mente dagegen auch den Zurüdbleibenden eine Erleichterung geboten und 
zugleich das Nationaleinflommen von einer läftigen drüdenden Steuer auf 
längere Zeit befreit. 

Was alfo zugleih mit diefer Unterftügung behoben werden follte, 
das war nicht? weniger als die fociale Frage!, welche damals zum erften- 
mal in ernfter Weife die Regierungen bejchäftigte. Praktiſch gab fich diefe 
weitichichtige Frage fund in der Überlaftung der Armenverbände und in der 


liſch im traurigiten Glende untergehen, aber auch gleihen Dank von den Zurüd: 
bleibenden, deren Eriftenz dann geficderter wird.” „Mag man,“ jchrieb damals im 
Januar 1349 „Fröbele Auswanbdererzeitung”, „die deutjche Kolonifation einftweilen 
noch hinausfchieben, geforgt aber muß werben für Diejenigen, welche, ohne Erwerb 
daheim, auszumwandern wünſchen, ohne bie dazu erfordberlihen Mittel zu 
bejigen. Das find die franfen Säfte, deren der geſunde Körper fich entledigen muß. 
Dazu bedarf eg nicht mehr als Schiffe zu Überfahrt und Ernährung während der 
Reife. Unfere jüngeren Kriegsſchiffe haben vor der Hand nichts zu thun zc.“ 

ı An einem Aufruf verlangte Tr. Bromme die Unterftüßung derjenigen Klafſſe 
der Beſitzloſen, der allein durch eine Überfiedelung geholfen werden könne: fie „drobe 
fih allmählich zu einer Macht auszubilden, die um jo gefährlicher fei, ala fie nicht 
nur die rohe, den Ausſchlag gebende Kraft repräfentiert, jondern durch ihren fort: 
währenden Zuwachs aus allen Ständen ein Gewicht an Intelligenz erhält; fie werde 
in der nächften Zukunft ſchon einen politiichen Einfluß erringen, der unfern ſocialen 
und ſtaatlichen Einrichtungen nichts weniger ala förderlich jein dürfte, wenngleich 
fich deffen gegenwärtige Auberungen mehr in Demoralifation, ala in tumul: 
tuariichen oder revolutionären Ausbrüchen zeigen.“ 
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zur Auswanderung treibenden Notlage oder der fogenannten „Übervölferung“. 
In England kamen die mehr allgemeinen, vollswirtichaftlichen Erwä— 
gungen, welche die Auswanderung als das Allheilmittel der jocialen Frage 
ericheinen ließen, früher auf; der bekannte Rowland Hill trat als einer der 
eriten für dasfelbe ein („Home Colonies, Sketch of a Plan for the 
Gradual Extinetion of Pauperism and for the Diminution of Crime“). 
In Deutjchland drängte 1847 — 54 die unmittelbar zwingende Not 
auf diefe Art zur Löfung der focialen Frage Hin, 

Zwei mächtige wirtichaftliche Aufgaben Harrten in jener Zeit der 
jtaatlichen Erledigung: nämlich eine je nach gleich großen Gefichtöpunften 
zu bandhabende Auswanderungs- und Kulturpolitif. Für die Yeßtere galt 
ed, alle perfönlichen Kräfte durch eine weitfichtige Eifenbahnanlage und eine 
forgfame Förderung der neueren Fortſchritte in der Landwirtſchaft wie 
der neu auffommenden Yabrikinduftrie zu raſcher Entfaltung zu bringen, 
dadurch die politifche Unzufriedenheit, wie zugleich das Anwachjen der 
Mafjenauswanderung zu bannen. Es fragte fi, ob dieje Aufgabe nicht 
wichtiger als die Leitung der Auswandernden, ob überhaupt zur Löſung 
der zweiten Aufgabe die Regierung mächtig genug jet. 

Don den darüber herrſchenden prinzipiellen Meinungsverjchiedenheiten 
geben die bezüglichen Berhandlungen der württembergiſchen Abgeordnetenfammer 
vom 23. Jan. 1849 ein typifches Bild. In einem fir ung heutzutage unbegreif- 
lichen Nebeneinander nämlich wurde wiederholt in der gleichen Sitzung 
über die Förderung der Gewerbe (der Fabrikinduftrie und der „Gentraljtelle 
für Gewerbe und Handel”, anderjeitö des notleidenden Kleingewerbes) und die 
Linderung der damaligen Not verhandelt, alfo über die Fragen, von denen 
die eine ſchwieriger und vielgeftaltiger ift, als die andere, Tediglich deshalb, 
weil fie in taktiſch geſchickter Weife unter dem Titel „etatsmäßig zu ver— 
willigende Unterjtüßungen“ zur Tagesordnung geftellt worden waren. (Kammer 
der Abgeordneten, Sitzung vom 23. Januar 1849, Protofoll LXV. und der 
Standesheren, Sigung von 24. Januar 1849 und 13. Dezember 1848, Pro— 
tofoll S. 117 und 147, Beil.-Band I, ©. 60). Die NAuswanderungsfrage 
ftand damals im Vordergrund des öffentlichen Intereſſes; aber in der Uns 
mafje anderer gleichwwichtiger focialer und politischer Aufgaben kam fie nicht 
einmal zu einer Abflärung in der dffentlihen Meinung, geſchweige 
denn zu einer gedeihlichen Löjung. 

Zunächſt fragte es ſich damala: 

1. kann und ſoll die Regierung in die Bewegung der Maſſen— 
auswanderung zum Beſten des Einzelnen wie des Deutſchtums leitend, 
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organifatorifch eingreifen? Oder reicht Hierzu, wie in England, die 
private Initiative aus? 

2. Soll die Regierung die Auswanderung jubventionieren? den 
Unbemittelten die Auswanderung erleichtern? In mieweit jollen die Ge— 
meinden in der plangemäßen Fortſchaffung Ortsarıner, welche aus Mangel 
an Arbeitägelegenheit fich nicht zu ernähren vermögen, der „Proletarier”, 
unterftüßt werden, damit folche über See eine auskömmlichere Eriftenz ge— 
winnen ? 

In Betreff der eriten Frage, nämlich der Ableitung der Proletarier 
d. 5. der vermögenslofen Handwerker nach einem gemeinſchaftlichen 
Anfiedelungsziel erklärte das Minifterium im Januar 1849 die Geneigt- 
heit, ſowohl mit der deutjchen Gentralgewalt als auch mit dem „National- 
verein für deutjche Auswanderung und Anfiedelung” (Frankfurt a. M.) in 
Derbindung treten zu wollen. ad. 2 wurde für Unterftüßung armer (ver= 
wahrlofler) Gemeinden 50 000 fl — Freiherr v. Hornftein hatte 500 000 fl 
beantragt — verwilligt. 

Melche Zwecke das Minifterium bei der Verbindung mit dem „National« 
verein“ im Auge hatte, läßt fich aus der Debatte nicht Elar entnehmen; war 
ja fich nicht einmal der Nationalverein felbjt über fein Zukunftsprogramm 
ar. Gin mwürttembergifcher Korrefpondent teilte im März 1851 der „Na= 
tionalgeitung“ mit: die württembergifche Regierung habe die Leitung der 
Auswanderung, da diefer nicht zu fteuern ſei, jelbit übernommen und fich 
mit renommierten Häufern in Bremen, Antwerpen, Rotterdam und Havre 
wegen der Beförderung der Auswanderer in Verbindung gejeßt. Davon je 
doch war jchon 1849 die Regierung weit entfernt; fie Hatte nur — laut 
der Minijterialatten — im April 1849 dem mürttembergijchen Zweigverein 
die Geneigtheit Fund gegeben, deffen Anfiedelungsprojeft, wenn auf Grund der 
an Ort und Stelle anzuftellenden Unterfuchungen das Gelingen mit Sicherheit 
verbürgt werden fünne, mit einem auf die erften 5 Jahre unverzinslichen 
Anlehen von 50000 fl zu unterftüßen. Das Projekt jelbft beftand darin, daß 
landwirtfchaitliche Niederlaffungen von größerem Umfange gegründet und in 
der Regel damit auch die Anlage einer Stadt auf jeder derjelben ver- 
bunden werden follte. Aber ſofort im Frühjahr 1849 wandte die Regierung 
alle Vorſorge darauf, daß der rein private Charakter? des Unternehmens 
gewahrt bleibe; fchon im Januar desjelben Jahres hatte dag Miniftertum 
als eine Vorausſetzung jeine® Zufammengehens mit dem Stuttgarter Zweig- 


ı Manche, wie Werner jelbit, fuchten zu erreichen, daß die Bunbeöftaaten, wie 
Württemberg, Baden, Heflen fi) über Anlegung einer gemeinfamen Anfiedelung ver: 
jtändigen, (fiehe auch Hundeshagen, „Die deutiche Auswanderung“ 1849 ©. 33). 
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verein erflärt, daß die Auswanderung in den Aufgabenkreis der Gemeinden 
gehöre und nicht zur „Prinzipalfache des Staates” gemacht werden könne. 

Was das Schidjal diejes Organifationsverfuches anbelangt, jo erfolgte, 
nachdem ſchon im Dezember 1848 ein gemeinfames Bureau errichtet worden 
war, im Juli 1849 der Zujammentritt der Zmweigvereine in Württemberg, 
Baden, Heflen-Darmjtadt und Heſſen-Kaſſel zum Zwecke der Entjendung 
einer gemeinschaftlichen Kommiffion nach Nordamerika. Grit im Dezember 
1849, als jchon der ernüchternde Rüdjchlag fich geltend machte, übergab 
der württembergifche Zmweigverein (Vorſtand: Oberjuftizprofurator Georgii 
in Ehlingen, jpäter Negierungsdireftor Autenrieth in Reutlingen und Emil 
‚ Mittler) der Öffentlichkeit und der Regierung ein von dem amerifanifchen 
Konful und Schriftiteller E. 8%. Fleiſchmann ausgearbeitetes Gründungs— 
projeft für eine Reihe von Anftedblungen in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerifa. Damit war aber jchon der günftige Zeitpunkt für die Grün 
dung einer Aftiengefellfchaft verpaßt. Die Beteiligung der Heffiichen und 
badijchen Zweigvereine, auf die man gerechnet Hatte, erfolgte nicht, die nötigen 
Zeichnungen konnten, zumal ji die Erwerbslage von Tag zu 
Tag verfhlimmerte, nicht mehr aufgebracht werden. 


Schon deshalb, aber auch weil der Verein an Kräften und Mitteln zu 
flein angelangt war, befand fich die Regierung im Recht, als fie am 25. Jan. 
1851 die Erklärung abgab, für den Zwed des Anfiedelungsprojettes fein 
Geld, namentlich nicht die eventuell in Ausficht gejtellten 50000 fl zur 
Verfügung zu Haben. Damit war dem mit edler Begeijterung und von den 
beiten Männern gegründeten Verein das Urteil geſprochen. Ein anderer 
Punkt des Programms nämlich, der gemäß den VBorfchlägen des erfahrenen 
Tr. Bromme auf Schuß und Leitung! der Auswanderer lautete, hatte dem 
Verein gewiffe Transportvermittelungsgeichäfte und damit ein Defizit von 
300 fl (!) aufgebürdet. Das Defizit, dag im Frühjahr 1851 feſtgeſtellt 
wurde, und die Trage feiner Deckung war noch einige Jahre in der 
Hauptjache das Ferment, das den Verein zufammenhielt; im Spätjahr 1854 
Löfte er fich auch formell auf. ? 


! Der Verein benannte fich deshalb von Anfang an ala „Verein gegen Aus: 
wanderung und zum Schutze württembergiicher Auswanderer“, der Hauptverein hatte 
den flingenderen Titel: „Nationalverein für deutfche Auswanderung und Anfiede: 
lung” (zu Frankfurt AM.) 

? Verhältnismähig beifer reuffierte eine private „Gejellichaft für nationale Aus: 
wanderung und Kolonijation“, weldhe am 7. Juli 1849 fich in Stuttgart zur Be— 


fiedelung von Baldivia und Chilosẽ fonftituierte; ich werde darüber anderwärts 
berichten. 





Auswanderungspolitit. 271 


Dieſes Defizit giebt zugleich die Antwort auf eine naheliegende Frage, 
auf die nämlich: warum lenkte der Verein feine Thätigfeit nicht auf die 
Kooperation, wenigftens bei der Beförderung der fchon formell aus der 
Staatsangehörigfeit Entlaffenen? Als gegeben Tag damals die Thatfache vor, 
daß im Frühjahr und im Herbft eines jeden Jahres je einige Taufend Württem- 
berger nach Baltimore bezw. New-York hinüberfahren. Es wäre nicht ſchwer ge= 
weſen, diefe Auswanderer zu gemeinfchaftlichen Zügen zu vereinen und ihnen 
durch die Miete und gemeinfame Befrachtung eine ganzen Schiffs 25%, 
des Pafjagiergeldesg — das damals durchichnittlih von Mannheim nad) 
New-PYork noch 90 fl betrug — zu erfparen, namentlich aber den nötigen 
und durch die Kollektivertretung auch während der Überfahrt jehr wirkfamen 
Schuß zu vermitteln! Es Hätten fih, follte man meinen, doch gemein= 
nüßige Männer genug gefunden, um dieſe Kooperation mit Hilfe der Regie- 
tung in Gang zu bringen. 

Diejer Gedanke wurde auch in der württembergifchen Abgeordneten— 
fammer am 19. Februar 1852 diskutiert. Hier jei gleich eingefchaltet, daß 
der wirttembergifche Verein in der That die Konkurrenz mit den bejtehenden 
Privatagenturen aufzunehmen verfucht hat, ohne indeß den erwarteten Zus 
ſpruch zu finden (auch der Darmftädter ſogen, „Nationalverein” war thatfächlich 
nichts anderes ala eine gewöhnliche Speditionsanftalt). Mit Recht fagte 
der jchon erwähnte Notar Stählen 1849 in einem Privatjchreiben: „Die 
befte und wohlfeilfte Expedition bleibt die faufmänniiche; Gott bewahre 
und vor einer umentgeltlichen Beforgung feitens mitleidiger Vereinsmit— 
glieder: da füme der Gulden ficherlich auf einen Louisdor.“ 

Am 19. Februar 1852 nun fand in der württembergifchen Abgeord— 
netenfammer die einzige Kolonialdebatte großen Stils jtatt. Sie war, nach— 
dem jchon 1851 verfchiedene Gemeinden, wie Wildenftein, Burgberg, Dürr: 
menz⸗Mühlacker, Bühl darum petitioniert Hatten, hervorgerufen worden durch 
den Antrag des Abgeordneten Geigle, für ca. 2000 Auswanderungsluſtige, 
deren Bedürftigkeit amtlich nachgewiefen war, eine Reifeunterftügung zu 
gewähren und hierzu eine Exigenz von 50000 fl in den Etat ein— 
auftellen. 

Auch in diefer Debatte kam die Mafje der verichiedenartigjten, dringen» 
den Ansprüche, welche damals an die Regierung geftellt wurden, dadurch zum 
Ausdrud, daß, wie im Jahre 1849, jo auch diegmal, zugleich die Fragen 
des Armenweſens bezw. die jociale frage, ferner die der Gewerbeförderung 
und daneben derAusbau des Straßenweſens auf der Tagesordnung ftanden, 
und demgemäß durcheinander diskutiert wurden. Referent war Morig Mohl, 
der das Turnierfeld für die Grörterung diefer ohnehin weit auseinander: 
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liegenden Themata noch mehr dadurch verbreiterte, daß er in einem 30 Seiten 
langen Gutachten die Urfachen der Auswanderung! unterfuchte, und bean= 
fragte, die Erigenz zur Bekämpfung diefer Urſuchen zu verwenden, z. B. 
für Fortbildungafchulen, Einführung neuer Induſtriezweige, Gründung einer 
Gewerbehalle für den inländifchen Bertricb und Gewinnung eines Hand— 
fungshaufes, welches fich der Ausfuhr der Heingewerblichen Erzeugnifje wid— 
mete (alfo einer Art Erportmufterlager, wie ich e8 1881 angeregt und ge= 
gründet Habe). 

Um es gleich hier anzufügen, wurde der gleichzeitige Antrag Reyſcher 
auf regierungsfeitige Zeitung von Auswanderungszüigen und gemeinfame Bes 
frachtung von Nuswandererfhiffen von der Abgeordnetenfammer der Regie- 
rung zur Erwägung anbeimgegeben und damit in den Akten vergraben ?. 


Die beantragte Erigenz wurde bewilligt, aber in der Geringfügigfeit 
der Summe lag die Verwendung zu einem anderen Zmwed vorweg beftimmt, 
als der Mehrzahl der Votanten im Sinne lag. Im Jahre 1848 war 
„Auswanderung der Unbemittelten als Nationaljache” die Parole; ſogar 
allen „Malkontenten“ follte freie Überfahrt vermittelt werden. In diefer un— 
flaren Forderung ſteckt der zivilifatorifche und zugleich philanthropiiche Ge— 
danfe der Verpflanzung müßiger, diesſeits unzureichend und unrentabel be= 
ſchäftigter Arbeitskraft in ein Land mit Fortichreitender Produk— 
tivität. 

Das war alfo die Aufgabe teild der Gemeinden, teild des privaten 
Kapitals, der Spekulation, der Aktiengeſellſchaft und der genofjenichaftlichen 
Anfiedlungsvereine, teild einer aktiven deutfchen Handelspolitik, eine Frage 
von eminenter focialpolitifcher Tragweite. In Württemberg lag wie in 

UM. Mohl hielt, wie ich aus feinem Nachlaß entnehme, die Auswanderungs— 
frage konſequent bis an ſein Lebensende von fich fern; allerdings fam der betagte 
Mann, als ich im Januar 1881 zugleich das Erportmufterlager und den „Handels: 
geographiichen Verein Stuttgart“ ins Leben rief, auf die Kunde meiner Gründungs: 
projekte in jugendlicher Eile zu mer, um jeine Freude darüber zu bezeugen, und über: 
gab mir jpäter, da das Frportmufterlager als Geſchäft feine Gefchente benötigte, einen 
jehr namhaften Beitrag für den „Handelägeographiichen Berein“. 

2 Remerfenswert für das damalige Bedürfnis der Auswanderung ift die Über: 
ficht über die petitionierenden Gemeinden und über die Zahl ihrer heimatmüden Anz 
gehörigen 3. B. die 16 fog. „MWaldorte des Oberamtes Neuenbürg, 400 der ärmiten 
Einwohner von Althütte, Oberamts Badnang, 30 Familien von Niedernau, Oberamts 
Rottenburg, 108 Einwohner von Beeghof, Oberamts Crailsheim, 19 Familien mit 
119 Gliedern aus Felldorf, Oberamts Horb, 216 Köpfe von Yübenhardt besfelben Ober: 
amtes, 101 Einwohner aus Oberndorf, Oberamts Welzheim, 50 auswanderungsluftige 
Weber von Schlattital, Oberamts Kirchheim x. 
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der Schweiz! und in allen deutfchen Bundesjtaaten ein dringendes Bedürfnis 
zu deren praftifcher Bearbeitung dor; im Februar 1852 3. B. berichteten 
die württembergifchen Zeitungen: „Die Not in unjerem Lande fteigt immer 
höher; der Tagelohn finft, und es find eine Menge unbejchäftigter Armer 
vorhanden, die gern um die Koſt arbeiten möchten. Viele Gemeinden 
wiffen fich nicht mehr gegen das Proletariat zu ſchützen und find bemüht, 
KRapitalien aufzutreiben, um fich ihrer Armen durch Auswanderung zu ent= 
ledigen; fo werden 3. B. 100 Perſonen aus Magitadt auf Gemeindefoften 
nach Nordamerika befördert, und andere Gemeinden, welche nicht jo viel 
aufzumwenden und auch eine große Anzahl Proletarier haben, unterjtüßen 
diefe mit den nötigen Mitteln, damit fie nach Peru gelangen, wohin ein 
Teil der Paflage von den die Leute in Dienft nehmenden Grundbefigern 
beitritten wird. Alle Warnungen gegen die Auswanderung nach Peru 
helfen nichts; die Armen jelbit find nicht abzuhalten und erwidern: es jei 
ihnen gleichgültig, ob fie Hier oder dort zu Grunde gingen, jchlechter wie 
bier könne es ihnen nirgends ergehen.“ (Fröbels Rudolftädter Aus— 
wanderungszeitung vom Webruar 1852.) Bon 1847—1855 gab es in 
Mürttemberg jolcher Hilisbedürftiger, aber arbeitsfähiger Perjonen aus dem 
Kleinbauern- und Handwerterftande wohl 50—100 000 (einfchließlich der 
Kinder über Million). Für deren produktive Verſetzung über See 
aber wäre gerade das Hundertfache der verlangten Grigenz nötig geweſen. 
Durch ihre Beichränfung erhielt der urfprüngliche Antrag eine ganz andere 
Idee, die dee nämlich der rein armenpolizeilichen Abſchiebung Unter- 
ſtützungsbedürftiger über die Grenze, und der Entlaftung ärmerer Gemeinden, 
welche jonft zu Grunde gehen müßten: eine einzige „Schmaroßerpflanzen- 
Familie”, Hieß es in der Debatte, fünne einer Gemeinde dad Mark aus» 
faugen. 

Das iſt aber feine ſchöpferiſche, ſondern eine negative Thätigfeit, die 
Abfindung einer Verpflichtung mit einer Paufchalfumme, welche nicht die 
Armut und ihre Quellen befeitigt, fondern nur dag Produkt, die vor— 
handenen Armen aus dem Wege jchafft; die Armuturfachen ließ man im 
Lande, ja verftärkte fie durch Erleichterung des Zuſammenkaufs eines Groß«- 
grundbefitzes in einer Hand. 


ı Am gleihen Jahre, im März 1852 beichloß der große Rat in Bern, daß vom 
Staate während der nächiten vier Jahre eine Summe von 100,000 Fres. jährlich 
zur Unterftüßung mittellofer Auswanderer verwendet werde; auch follen die Gemeinden 
ermächtigt jein, die Bürgernußungen zu Gunften von Auswanderern zu verwenden, 
und arme Auswanderer aus dem Kapitalvermögen der Gemeinden und durch Erhe— 
bung von Gemeindeftenern zu unterftüßen. 

Schriften LII. — Auswanderung. 18 
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Damals jchon war man’ darüber einig, daß die bloße Bezahlung ! der 
Paſſage, wie es in der Gepflogenheit der damaligen Armenverbände lag, 
nicht eine Hilfe, fondern eine graufame Ausſetzung des Unterſtützungs— 
bebürftigen, oft Arbeitsunfähigen an einem fremden und freundlofen Gejtade 
jei, wo er verfommen, vielleicht fogar in den nächjten Tagen verhungern 
müſſe, wenn ihm nicht ein gütiger Zufall in den Weg laufe. 

Eine dritte Frage ift die: warum machten die Bundesftaaten nicht 
wenigftens von der Konkurrenz einerfeit? der Rhedereien und der Aus— 
wanderungshäfen Havre, Bremen und Hamburg, jowie der zwifchenliegenden 
Gijenbahnlinien, anderjeit® der überjeeifhen Staaten (in Gewinnung 


ı Auch im „Schwäbiichen Merkur“ vom 18. April 1852 brandmarfte ein von 
Nordamerifa zurüdgefehrter Württemberger die bloße Abjchiebung ohne weitere Fort— 
hilfe als eine Schande für die Givilifation. Neben dem Paffagegeld jollten demgemäß 
die Neifekoften an dad Auswanderungsziel in Amerifa und das zur wirklichen An: 
fiedelung, zur Begründung einer bürgerlichen Griftenz in der neuen Welt erforder: 
liche Kapital vorgeichoffen werden. Man kann mit Rojcher („Stolonien“ zc. IL. Aufl. 
©. 338) hierfür 100 DE. pro Hopf oder —600 Mi. pro Familie annehmen. Jeden: 
falla wären für eine produftive Organijation der Maflenauswanderung der damaligen 
Hilfebedürftigen in der Gejamtbilanz 20-30 Mill. ME. aufzumenden, alſo in der 
Verteilung auf einen etwa zehmjährigen Betrieb, wern man die annuitätenweile Rüd: 
zahlung zu Grunde legt, ein Kapital von etwa 10 Mill. ME. aufzubringen geweſen. 


Der mit den Ginzelabjchiebungen beabfichtigte rein armenpolizeiliche Zweck 
der Entlaftung und Hebung der Gemeinden wurde, wie eine bei den Akten befin: 
liche Note des Königl. Minifteriums dom 26. April 1855 unter eingehender 
Regründung barlegt, nicht erreicht. Ähnlich jagt Spyri „Schweizeriſche Auswan— 
derung” 1865, ©. 24: „Im Kanton Aargau iſt, nachdem 1842/63 die Gemeinden 
1 Mill. Fred. und die Kantonsregierung 188000 Fres. für Auswanderungszwecke 
ausgegeben, die Zahl der Armen beinahe ganz gleich in den Jahren 1842 und 1863; 
die Unterftüßungsjumme dagegen ift von 320000 Fres. auf 717000 Fres. geftiegen.” 
Interefjant ift das Anwachſen derdortigen Auswanderungsunterftügung, von 20000 Fres. 
im Jahre 1848 anfteigend auf 41900 Fres. im Jahre 1854, von welchen Jahre an fie 
wieder allmählich auf 46000 Fre. im Jahre 1856, 15000 Fred. im Jahre 1860 jan. 

Was den Betrag des Gefamtaufiwandes anbelangt, jo wurden laut dem Württ. 
Jahrb. (1857, IL, ©. 28; 1858, IL, ©. 40) und Kolbs „DVergleichender Statiſtik“ ala 
Unterftügung für unbemittelte Auswanderer aus öffentlichen Kaflen bezahlt: 5. B. 

1355: 57849 fl; 1856: 19688 fl; 1857: 21489 A; 1858: 3650 fl; 1865: 
18 888 fl. 

In der benachbarten deutichen Schweiz und im Baden wurden größere Summen 
ausgegeben, in Baden 3. B. 

1840/49: 174000 fl; 1850/55: 1,6 Mill. fl; 1855/65: 350000 fl; 1867: 23000 fl: 
1868: 17000 f}l., meift von Gemeinden; zu der Geſamtſumme von nahezu 2 Mill. fl 
trug der Staat "ro (218000 fi) bei. 
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deutjcher Koloniften) zu Gunften ihrer Angehörigen Gebrauch? Bon Teras 
bis herunter nach Chiloé, in Nordamerika und Auftralien herrſchte unter 
allen Staaten aus guten Gründen eine wahre Steeple chase nad; Gewinnung 
diefes trefflichen Kolonijtenmateriald. Es war damals überaus leicht und 
ift Heute noch nicht ſchwer, wichtige Zugeftändnifje für genofjenjchaftliche 
Aderbaufolonieen zu verlangen. 

Aber an eine derartige Verwertung des Über-Angebotes, welche dem 
Staat feinen Heller gefoftet hätte, denkt man Heute noch nicht einmal, ge— 
jchweige denn in den Zeiten des deutſchen Bundes. Die Entjendung der 
Grplorationgcommiffion nah Surinam hätte unter Umftänden die Ein: 
leitung zu einem jolchen Vorgehen bilden können, aber diefelbe Hatte keinerlei 
praftiichen Erfolg. — 

Ein weiterer Punkt betraf die Behandlung während der Über- 
fahrt, zu der man in jener Zeit noch Monate brauchte. Bon den vielen 
Auswandererdereinen ded Jahres 1848 war einer um den andern 
eingegangen, nur der in Frankfurt führte eim ſtilles Dafein im engjten 
2ofalkreife fort. Von der gemeinnügigen Thätigfeit war nichts mehr zu 
erhoffen. Und doch jollten die vereinzelt Hilflojen Auswanderer gegen die 
infame und graufame Behandlung auf der Eifenbahn! und noch mehr im 
Zwiſchendeck gejchüßt werden! Die Gejchichte der deutfchen Auswanderer- 
beförderung ift eine Leidens- und zum großen Teil eine wahre Märtyrer- 
geichichte, daß ſchärfſte Spiegelbild für den Jammer unferer früheren politifchen 
Unmacht und Zerriffenheit. Bis in die jechziger Jahre wurde die Zwiſchen— 
decksbevölkerung von Schiffefieber dezimiert; die Überfahrt nach New-NYork 
war „eine Reife durch die Höhlen der Unfittlichfeit, des Glende und des 
Jammers“; der Auswandererzug glich etwa einem Zug Heringe, der allen 
am Wege Lauernden Beute und Tribut jchuldet. Padende Schilderungen 
von jenem Elend gab Louiſe Weil „Aus dem ſchwäbiſchen Pfarrhaus“, 1860, 
©. 29, 33—48 ff.; auch Hundeshagen, „Die deutfche Auswanderung“, 1849, 
©. 12—14. Man kann das Gehörte erjt dann glauben, wenn man er- 
fährt, daß einige Ddiefer Beitialitäten jogar Heute noch auf den Dampf- 
ichiffen vorfommen; Epnftatierte doch 3. B. im November 1891 ein ame- 
rifanifcher Reporter von feiner Überfahrt: „Die Heiter und Matrojen hätten 


63 war die Fröbel'ſche Auswandererzeitung, welche zu Anfang der fünf: 
ziger Jahre eine Ermäßigung für die Bremer Route (um "/s) anregte und durchjebte. 
Spezielle Auswandererzüge gingen fünfmal monatlich von Leipzig und zweimal monat- 
li von Köln nach Bremen ab; fie legten dieſe Strede in einem Tage zurüd. Manche 
waren, wie L. Weil vom „Auswanderer: Zug“ Bruchſal⸗Straßburg berichtet, eine Vor: 


bereitung auf die Rohheiten, welche der Auswanderer erft noch auf dem Schiffe harrten. 
IS* 
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fih arge Ungeziemlichkeiten gegen unbejchügte Mädchen erlaubt und fich ihrer 
Nichtswürdigkeit gerühmt“ !. 

Ebenſo wie die Beförderung lag die Werbung jeiten® der überſeeiſchen 
Staaten im Argen: jchlimm war es nicht nur mit der lodenden Spefulations- 
Litteratur der Landgefellichaften, jondern auch mit der Verleitung zum nord» 
amerifanifchen Seedienft (1857) und Kriegsdienſt (1862-64), zur Aud- 
wanderung nach Trinidad (1844), Brafilien (Parceriefontralt 1848), in 
die Laplataftaaten (1858). 

Im Hinblid auf derartige mannigfache gewiſſenloſe Anpreifungen der 
auf ein Kopfgeld angewiefenen Vermittler Hatte, wie erwähnt, ſchon 
1849—50 der „Berein zum Schuße württembergifcher Auswanderer nad 
Amerika” die Vermittelungsthätgfeit zu feiner Hauptaufgabe gemacht, jedoch 
mit jehr geringem Erfolg. Die württembergifche Regierung fuchte feitdem 
die Schußaufficht weiter zu bilden und ging darin 1854—55 mit zwei 
an fich jehr zwedmäßigen Anordnungen den anderen Bundesjtaaten voran. 
Im Jahre 1854 nämlich wurde ein befonderes Auswanderungs- 
bureau errichtet, das außer der SKontrolierung des Agenturweſens und 
der Bearbeitung der Auswanderer-Statiftif auch der Beratung der Aus 
wanderungsluftigen (ſ. Schindler, 1857, ©. 35) dienen follte, aber in der 
Folge Lediglich die Funktionen des betreffenden Minifterialreferenten ausfüllte 
und feine Thätgleit auf Prüfung der Echiffahrtverträge und Beauffichtigung 
der Agenten beſchränkte?. 

Weiter wurde 1855 für Kontrolierung der Einjchiffung der Auswan— 
derer in Liverpool, ihre Unterkunft und Verpflegung, — nad) dem Bei- 
jpiel der Schweiz, die 1848 einen Auswanderungsfommiflär in Havre ein— 
gejeßt Hatte — dem dortigen Konfulat ein Agent beigegeben, und zu— 
gleich beim deutjchen Bundestag die Aufjtellung gemeinfchaftlicher Auswane 
derungsagenten in mehreren Sechäfen beantragt ®. 

\ Gin Bild davon, wie es auf den Segelichiffen zugegangen ift, giebt 3. B. der 


Bericht über die italienischen Brafiliendampfer in der „Allgemeinen Zeitung“ vom 
24. November 1891. 

? Die Jnjtruftion vom Januar 1854 läßt vermuten, es ſei mit Errichtung 
dieſes Bureaus eine Vorbereitung der Organifation der Auswanderung beabfichtigt 
gewejen, — es wurde damals für eine folche eifrig in der benachbarten Schweiz agi— 
tiert — ein Projekt, das angefichts der damaligen fühlen Haltung der Regierung 
gegenüber der ganzen Auswanderungsfrage ſehr überrafchen mußte; ich war deshalb 
auf eifriger Jagd nad) den Akten dieſes Bureaus; jedoch legen von deſſen (Auskunfts-) 
Thätigkeit keine beionderen Akten Zeugnis ab, eben weil folche in der Folge lediglich 
fontrollierender und ftatiftiicher Art war. 

*Die Aufftellung eines Kommiffärs in den Einichiffungshäfen und in New: 
York wurde zu Anfang der fünfziger Jahre don verfchiedenen erfahrenen Reiſenden 
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Gleichzeitig wurde die Beförderungsvermittelung geregelt. 
Wiederholte Klagen über die Anpreiſungen der Unteragenten und Makler 
(3. B. im „Schwäbiſchen Merkur” vom 14. Februar 1852) riefen einen 
Minifterial-Erlaß (vom 29. November 1852) gegen die Winkelagenturen der 
aus Amerika Zurüdgefehrten und deren unbefugte Vermittelung hervor. 
Berjchiedene folgende Erlaſſe (von 1865, 1867 u. j. w.) bauten das — 
allen Bundesftaaten gemeinfame — Syſtem der Konzeffionierung der Aus— 
wanderunggagenturen aus. 

Den wirkſamſten Schuß erbrachte die Konkurrenz unter den ver— 
ichiedenen Auswanderungshäfen und Rhedereien !, die Veröffentlichung von 
Klagen über Ungehörigfeiten in der Preſſe, die Ausbildung des Vereins— 
weſens („Deutjche Gejellichaft”) in New-York und New- Orleans, fowie der 
Fortſchritt des Verkehrs (1851 ging man allmählich in England 
daran, auch die Auswanderer auf Dampfichiffen zu befördern; 1861 ent» 
fielen auf legtere Beförderungsart ſchon 160, 1868 63%0 der Auswanderer) 
und damit die Abkürzung der Land» und Geereife um das DBier- bis 
Siebenfache. — 

Die Debatte des Abgeordnetenhauſes vom 29. Februar 1852 bildete 
für die öffentliche Meinung wie für die mwiürttembergifche Regierung den 
Abſchluß der pofitiven Auswanderungspolitif. Eben bereitete fich ein focia= 
les Ereignis von elementarer Gewalt vor, in den nächiten Monaten (1852/55) 
jollten Hunderttaufende ihr Vaterland verlaſſen. Aber gerade jett zeigte 
die Regierung weniger Luft zum Eingreifen als je, und gerade jet machte 
die Vereinsthätigkeit förmlichen Bankerott. Vergleicht man dieſes Ergebnis 
der Auswanderung: Bewegung mit den hochfliegenden Plänen und Erwar— 


verlangt (f. Schwäb. Merkur vom 18. April 1852), und noch 1871 (von Louis Gonftant) 
empfohlen: ein eigener Reichsbeamter jolle, zumal die Einwanderer in den amerika— 
niichen Häfen unter dev Willfür der engliich redenden Zollbeamten leiden, die Diffe: 
renzen ausgleichen und Übergriffe abwehren. 

ı Bis in die jechziger Jahre war für die füddeutichen Auswanderer, — ähnlich 
wie heute noch für die Schweizer, Havre der gegebene Einſchiffungsplatz; beijpiel3- 
weife beförderten die württembergifchen Agenten, laut den amtlichen Tabellen, über 
ben letzteren Hafen 

1852: 7978; im ganzen 18423; 

1853: 11542; „ 20459; 

1854; 16980; „ „ 29000, 
In die anderen 40—60°%o teilten fich, zu nahezu gleichen Zeilen: Antwerpen und 
Rotterdam, London und Liverpool, Bremen und Hamburg. Dieſes Verhältnis ver: 
ichob ſich in den letzten Jahrzehnten, namentlich al3 zu Anfang der fiebziger Jahre 
deutiche Auswanderer in Havre injultiert wurden, mehr und mehr zu Gunften der 
beutichen Häfen; von den Auswanderern des Jahres 1891 3. B. bemübten 4349 die 
deutichen, und nur 1833 die holländiichen u. a. Ausgangshäfen. 
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tungen der vierziger Jahre, jo findet man eine große Ahnlichkeit mit dem 
damaligen Streben der deutjchen Nation nach Einheit und Freiheit, das da— 
mals auch nichts weiter Hervorbrachte ala eine Sintflut von Reden und 
Beichlüffen. Wie war es, müſſen wir fragen, möglich, daß eine Frage, 
welche heute noch mit Deutſchlands Wohlfahrt und Ehre eng zufammenhängt 
und ein Jahrzehnt lang alle Geifter beichäftigt Hatte, einfach ad acta gelegt 
wurde, und dies, obgleich 1852—55 die Auswanderung die größte, vor— 
wie nachher nie erreichte Stärke annahm? Die Unterfuchung hierüber ift Heute 
noch praktiſch; denn fie wirft auf das Weſen, jowohl der öffentlichen Mei— 
nung, als der jtaatsfocialiftiichen Organiſationsfrage überhaupt ein Licht. 

Man erklärt das raſche Erlöfchen der Kolonialbegeifterung gewöhnlich 
mit dem politifchen Rüdjchlag und der allgemeinen Ernüchterung. Gewiß 
wirkte das mit, aber es ift noch feine ausreichende Erklärung; denn wie wir 
oben die Urfachen der Kolonialbewegung zergliedert haben, haben wir das 
aufflammende Nationalbewußtjein nur als eine diejer Urjachen, nicht ala die 
einzige fennen gelernt. Die Politik, die Einigung des zerriffenen Vater— 
landes! kam bei der Kolonialbewegung erjt in zweiter Linie in Betracht; 
in erjter Linie war es die bdirefte Not der auswandernden Proletarier. 
In jener Zeit ftanden die jogenannten „Gebildeten“ den unteren Klaffen noch 
näher; man fühlte den Jammer, der in die Ferne trieb und in die Ferne 
mitlief, direkter ala heute, wo man ihm durch die von Jahr zu Jahr fich 
erweiternde jociale Kluft mehr entrüdt ift und der jährliche Wegzug von 
6—8000 Landsleuten ganz unmerklich fich vollzieht. 

Eine andere naheliegende Erklärung jcheint in dem Ringen um die 
deutſche Einheit, für die Partikularftaaten in dem Kampf um die eigene 
Grijtenz gelegen zu jein. Indeß begann diefer Kampf erſt ein Jahrzehnt 
jpäter, nachdem die Kolonialbegeifterung verflogen war. 

Die Haupturfache für die Erlahmung der Bewegung war deren Aus— 
ſichtsloſigkeit, wie fie von Anfang an durch die mangelnde Erkenntnis 


ı Ein Stuttgarter jchrieb 1850 an den „Berliner Verein zur Gentralijation 
deuticher Auswanderung“ (Gäbler, ©. 43): „Glauben Sie mir, fo lächerlich es klingen 
mag, hätte die Preußische Regierung die Deutjche Auswanderungs: und Koloniſations— 
angelegenheit vor zwei Jahren ergriffen, die Wenigen, die mit der Sache vertraut find, 
zur Ausführung herangezogen, das Vaterland nicht in die engen Grenzen ges 
zwängt: die Einigung Deutichlands wäre jchon weiter vorgeichritten. Naturgemäß hätte 
fi) ein Deutichland aus Preußen entwidelt, und die Antipathien, welche in einigen 
Gegenden Deutichlands gegen Preußen herrichen, wären von ſelbſt neutralifiert worden. 
Hat denn dort feiner Ihrer Staatsmänner ſolch diplomatischen Scharfblid, die ſchein— 
bar dem Gejamtvaterlande fhadende Neigung zum Wohle des Bater: 
landes zu benühen?“ Das find Worte, welche die Einleitung zu den Motiven des 
neuen Reichs: Auswanderungägejeßes bilden follten. 
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über das Ziel und über die nötigen, jowie über die zur Verfügung 
jtehenden Mittel bedingt, wenn gleich nie erfannt war. 

Don Anfang an nämlich war das Ziel, einen direkten politiichen 
Berband mit den Ausgewanderten aufrecht zu erhalten, oder direfte Vor— 
teile von ihnen zu erzielen, verfehlt. Daß fruchtbare Element der 
Auswanderung liegt einzig und allein in dem freien, aber 
innigelebendigen Zuſammenhang der Anfiedelungen mit dem 
Mutterlande. In der Beichränfung auf dieſes begrenzte Ziel hätte 
auch damald manches erreicht werden können, aber es gab nur wenig 
flar denfende Männer, — Kultusminifter Eihhorn 3. B. kam darin 
in einem Gutachten von 1845 mit einem SKorrefpondenten des „Demokrat“ 
vom November 1850 überein — welche dies einfahen. Bon Anfang an 
ferner war — was aber erft 1858 Julius Fröbel überzeugend Elarlegte — 
ichon an fich der Gedanke verkehrt, innerhalb der Vereinigten Staaten ein 
„Neugermanien” gründen, eine rein deutſche Bevölkerung konzentrieren zu 
wollen; eine Herrnhuterei, was Sitte und Sprache betrifft, Fortzupflangen, 
lag nicht einmal im Intereſſe Deutſchlands, gejchweige denn der (Klein- 
bürgerlichen) Aus- bezw. Einwanderer. Das Ziel der damaligen Kolo— 
nialbewegung litt aber weiter auch an einem ſehr primitiven inneren 
Tehler, nämlich an ungenügender geographijcher Orientierung über die 
verfchiedenen Auswanderungsziele ſelbſt. Wie jehr es in jener Zeit noch an 
der jachgewifjen Kenntnis über das Thatjächliche in geographifcher und 
wirtjchaftlicher Hinficht jehlte, verfteht man in der heutigen Zeit der 
„Arila-Reifenden“ kaum mehr. Durch diefen Mangel aber wurde jede 
Entjchiedenheit in der Vereinsthätigkeit gelähmt — fein Ausſchußmitglied 
fonnte die volle Verantwortung übernegmen — und war anfangs wie 
jpäter eine mehr ideologijche Behandlung bedingt. Die meiſten ernftlichen 
Vorjtöße begannen daher mit demjenigen, womit jedem Antrag in öffent: 
lichen Angelegenheiten zu Grabe geläutet wird, nämlich mit Niederjegung 
einer Gnquetefommiffion. So beitand in den vierziger Jahren — aber 
ebenjo auch noch in den achtziger Jahren (fiehe die Entjendung Keller— 
Zeuzingerd nad Südbrafilien feitens des Kolonialvereind) — die Haupt- 
aftion 3. B. der Abgeordnetenkammern, auch der württembergifchen 1846— 47, 
oder de Bundestages von 1855—58 in dem (auch von R. Mohl in feiner 
Tolizeiwiffenfchaft von 1844 empfohlenen) Antrag auf Abſendung einer ges 
miſchten Explorationskommiſſion. 

Noch mißlicher als bezüglich des Zieles war es mit der klaren Erkenntnis 
über die erforderlichen Mittel wie über die ganz unzureichende eigene Kraft be— 
ſtellt. Eine Organiſation der Maſſenauswanderung, wie ſie damals jedermann 
vorſchwebte, erforderte ein Zuſammenhalten der Ausgewanderten in den deutſch— 
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amerikanischen Bezirken. Dazu aber war das fchriftlihe Wort und Die 
bloße Vereinsthätigkeit ganz ungenügend; wir jehen ja jeit einem Jahrzehnt, 
welch geringen Erfolg die gemeinnüßige Agitation für Südbraſilien hat, bei 
der noch fein beitimmter Anftedlungsbezirt und fein Zuſammenwirken über 
See beabfichtigt if. Die Organifation jeitens der früheren Vereine dagegen 
hatte als Ziel! die Unterftüähung und Fürſorge für Fortkommen, Landerwerb 
und Verpflegung der in Amerika Angefommenen. ine folche Fürforge aber 
it, wie eg im Charakter des kleinen Mannes liegt, und die jpäteren Kolo— 
nifationsverfuche 5. B. in Texas deutlich erwiejen haben, ein Unglüd für 
den Unterftüßten ſelbſt, fall3 fie nicht in den Rahmen eines weitichauenden 
Engros-Unternehmeng fällt. Der kleine Mann wird durch eine unver— 
diente Unterftüßung in feiner Thatkraft entnervt; folange er nicht durch Not 
oder gar Hunger gezwungen ift, legt er die Hände in den Schoß und fteht Lieber 
die Folgen des Müßiggangs und der Demoralifation, felbit Krankheit und Tod 
über fich hereinbrechen, als daß er fich aufrafft und fein Fortkommen in 
eigener Kraft fucht. Dieje erite Bedingung (de3 Großbetriebs) zu erfüllen, 


ı Miele hatten fogar die Gründung überfeeifcher Produftivgenofienichaften im 
Einne Enfantins im Auge, |. Gagerns Programm von 1842 und „Die geregelte 
Auswanderung der Dentichen* (nad Südbrafilien, anonym, Hamburg, 1342). 

® „Organijation der Maffenauswanderung“ ift das heute noch geläufige Schlag: 
wort. Was heit aber überhaupt „organifieren”? Indem Begriff liegt ein Sammeln, 
Ichöpferiiches Verbinden und Zufammenhalten zeriplitterter Kleiner Sträfte für ein gemein 
james höheres Ziel. Handelt e3 fich um eine fociale Maſſen-Erſcheinung wie bei der Aus: 
wanderung der Proletarier, jo muß das Wollen, Denten und Handeln der kleinen Leute 
geweckt und gefördert werden, jo ift alfo die Organifation eine Aufgabe der langſam reifen- 
den focialen Maſſen-Erziehung, d. h. der Jahre erfordernden Anerziehung der intelligenten 
und energiichen Selbfthilfe, vermöge deren die Auswandernden jchon in der Heimat 
zu Genoſſenſchaften zufammenftehen, und durch das höhere Ziel zu freiwilliger, auch 
im fremden Lande anhaltender Unterwerfung angehalten werden. Dieſes höhere 
Ziel war bei den Separatiftengemeinden Rapps, Beumlers u. a. durch die gemein 
fame Weltanfchanung gegeben. Aber auch die Erziehung zur dentenden Selbithilfe 
leistet, wie jeit Jahrzehnten die verichiedenen englischen Auswanderungsgenofjenichaften 
beweifen, das Gleiche. Nur ift fiir eine derartige Erziehung der Ächriftliche oder bureau: 
fratiiche Weg gänzlich unwirtjam. Bon oben herab kann in Fragen der Mailen: 
erziehung nicht einmal für den anſäſſigen Bauern: und Handwerkeritand, geichweige 
denn für die Auswandernden etwas erreicht werden. Das tft faſt ausſchließlich die 
Aufgabe der unmittelbaren, mündlichen und periönlidhen, unermüdlichen Eins 
wirkung und Belehrung feiten® derjenigen, welche der kleine Mann jahraus, jahrein 
als vertrauenswerte, uneigennüßige Männer vor Augen hat, d. h. der Pfarrer, Lehrer, 
Ortövorfteher, das ift mühlame und langiame „Sleinarbeit“. Raſche Erfolge von 
berjelben zu erwarten, ift ein verhängnisvoller Irrtum. Solche bildeten aber die 
Lebensbedingung für die Thätigfeit und Griftenz der 4er Answanderungsvereine; 
fie gingen ein, als nicht über Nacht Erfolge erzielt werden konnten. 
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dag war in England von Anfang an ebenfo naheliegend, als damals in 
Deutichland, wo auch heute noch die Kapitaliftenklaffe und das Auswande— 
rungsmaterial ganz anders geartet ift, unmöglid. Die Engländer bedurften 
nicht erjt einer mühlamen Erziehung und Organifation der Mafle (fie bedurften 
noch weniger des Fontinentalen Staatsfocialismug), weil das ganze Volk mit 
der See und mit dem überfeeifchen Leben jeit Generationen verwachjen ift. Sie 
beduriten nichts anderes als einer ficheren Garantieform für das be- 
nötigte Kapital. Diefe war mit dem Genoſſenſchafts- bezw. dem Wakefield'ſchen 
Syitem gefunden, und damit firömte das erforderliche Kapital und das 
tauglichite Einwanderungsmaterial von jelbft und reichlich bei. Wurde ja 
in England die Kolonifation ſchon zu Anfang des 18. Jahrhunderts ge= 
werbamäßig als fapitaliftifche Gründungsipefulation betrieben. 
Hervorragende Männer, wie William Penn, Lord Chaftesbury, 
Dr. Gor beteiligten fidh — nad dem Vorgange der ojtindifchen, afrifa= 
nifchen und Hudjonsbay-Kompagnie an Gründungen überfeeifcher Kolonieen in 
Pennſylvanien, Karolina, Oft: und Weſt-Jerſey. Hiermit begann die Bil 
dung von Aftiengejellfchaften, der Börfenhandel (stock jobbing). Für über: 
ſeeiſche Unternefmungen großen Stils war das englifche Kapital ſchon Lange 
geſchult und auch ftarf genug. In Deutichland dagegen waren in jener Zeit 
auch in gefchäftlicher Beziehung für ein großartig angelegtes überſeeiſches 
Unternehmen die damaligen Anfchauungen und Verhältniſſe viel zu Klein; 
find fie dies ja auch Heute noch, troß der politifchen Einigung und groß« 
artigen Entwidelung des Kredits. Zudem war die private Kolonijation 
durch einige mißglüdte Verſuche unerfahrener Leute (wie des Giekener 
Vereins von 1833, der Auswanderung an die Moskitoküſte, des deutfchen 
Adelövereind für Teras 1844,50) zu ſehr disfreditiert worden. Auf Grund 
der englifchen Erfahrungen könnte man — im direkten Gegenfatz zu Rofcher, 
Kapp, Peez u. a.! — gerade den Sat aufjtellen, daß jede Kolonie, ähnlich 
wie eine Gifenbahn, wenn wirtjchaftlih und mit dem erforderlich großen 
Kapital unternommen, eine rentable Kapitalanlage ſei. Aber gegen die all- 
gemeine DVoreingenommenheit half und galt das Gelingen der englischen Ge— 
jellfchaiten nichts. Es erſchien ala ausgemacht und wird auch heute noch immer 
nachgeiprochen, daß nur religiöfer Fanatismus eine deutjche Geſellſchaft zu— 


ı Daß auch die Deutichen Auswanderer zur Koloniſations-Genoſſenſchaft 
angelernt werden fünnen, beweift die in den 70er Jahren erfolgte Gründung und das 
Gedeihen» der „Deutichen Arbeiter-Holonijationa: Vereine“ in St. Louis, Cincinnati, 
Nachbildungen des Boftoner Vereins „Board of aid to land-ownership“, und ber 
fchon in den 40er Jahren in England aufgefommenen „Benefit emigration and 
colonisation societies*. 
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fammenhalten könne. Man juchte den Grund des Mißlingens lediglich in 
der deutjchen Charakteranlage, während er offenbar in dem Mangel an Ein- 
ficht und Erfahrung der Leiter, an Kapital, in dem Mangel an der politifchen 
Unterftügung und an Nachjchub lag. — 

So war 1850 zugleih mit dem Ginheitätraum auch das Feuer der 
Kolonialbegeilterung verflogen. Man kann jagen: vom Jahr 1850 bezw. 
1852 an exiftierte in Württemberg die Auswandererirage nur noch für 
die jeweiligen Minifterial-Referenten. Wand fih ja während der folgenden 
Jahrzehnte überhaupt in ganz Deutichland nur noch in den engiten Fach: 
freifen der Geographie und Nationalökonomie Intereſſe für die Frage vor. 
Speziell in Süddeutfchland Hatten fich die Politiker um ihre eigene Haut 
zu wehren, und feine Zeit für andere, die in die Ferne zogen. 

Das gilt inäbefondere für die umfjafjenden Anträge, welche Bayern bei 
dem Ddeutjchen Bundestag am 21. Februar 1856 einbrachte. Sie begeg- 
neten in Württemberg einer jehr fühlen und refervierten Aufnahme, die auch 
in der Griolglofigkeit der mehrjährigen Verhandlungen ihre fchließliche 
Rechtfertigung fanden. 

Eine Bereinsthätigfeit gab es in jener Zeit, wie in ganz Deutfch- 
land, jo auch in Württemberg nicht. Die große Agitation in der Schweiz 
zu Anfang der 60er Jahre fand in Württemberg feinen Wiederhall. Für 
die Zeit 1860,80, bis zur Gründung des „Handelsgeographiſchen Vereins“ 
ift nur der Anregung des vieljeitigen und vielgereijten Rechtsanwalts Hahn, 
früher in Reutlingen, nun in Toronto (Kanada), zu gedenten, der in den 
früheren Jahren für Coſta Rica! bezw. Venezuela, in den 80er Jahren für 

I Diefes Ziel, das für fapitalfräftige Auswanderer u. a. auch ſchon 1850 der 
Berliner „Verein zur Gentralifation Deutjcher Auswanderer“ aufgeftellt hatte, (j. auch 
bezüglich der Inhaber von Schuldicheinen in Ecuador Zul. Fröbel, „Ein Lebenslauf“ 
II. 35. 1891), mag durd) die kräftige Joosſche Agitation in der benachbarten Schweiz 
nahegelegt worden jein. Auch die Motivierung mit der Alternative — Flucht nach 
Weiten oder Cinfügung in das Joch der Fabrik — hat der Aufruf von 1866 für 
Gründung eines — mehr der Information und Aufklärung, jowie den erforderlichen 
großen Vorarbeiten dienenden — Auswanderervereines mit der vielverbreiteten Agis 
tationsjchrift des Dr. Joos gemein. Originell war der Verſuch Hahns, die chriftliche 
eharitas einer religidjen überſeeiſchen Aderbaufolonie mit der Form einer Produftiv: 
genoflenichaft zu verbinden. Gr hatte dafür jeinen Freund Guftav Werner mit intereffirt, 
der (mit „einer amerikaniſchen Umficht*) jeiner patriarchaliichen Armenanftalt eine indu: 
ftrielle Richtung gegeben hatte; dieſe Richtung follte nun durch die Aderbaufolonie ein 
Gegengewicht erhalten. Indes mußte 1863 der Plan wegen finanzieller Schwierig: 
feıten aufgegeben werden. 
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Kanada ala Auswanderungsziel eintrat, ohne aber einen größeren Erfolg 
zu erzielen. 

Die Errichtung des deutjchen Reiches erbrachte hierin wenig Neues. 
An dem vergangenen Jahrzehnt wurden von dem wirttembergijchen Mini— 
fterium, wie in den anderen Bundesftaaten, die auswanderungspolizeilichen 
Vorſchriften bezüglich der Agenturen, der Wehrpflichtigen, der Erhaltung der 
Staatsangehörigkeit zc. in den BVerfügungen vom 17. April 1879 und 
7. Mai 1880 vereinigt. Die Beitimmungen find denjenigen der anderen 
Bundesſtaaten fo ziemlich gleich; für weitere Kreife find die einzelnen An— 
ordnungen ohne Intereſſe und genügt die Berweifung auf Schiderd Polizei- 
ſtrafgeſetzbuch (TI. Aufl.), auf den Kapp'ſchen Gefeßeg-Entwurf und Altenbergs 
deutjche Auswanderungsgejehgebung 1883 („Überficht über die gegenwärtig 
im Rei und in den Einzelftaaten bejtehenden, auf das Auswanderungs— 
weſen bezüglichen Gejege und Berordnungen”). Lange kann e8 auch nicht 
mehr anjtehen, bis ein Reichagefeß, defjen Entwurf (Kapp 1878) jeit 20 Jahren 
al3 „Perpetuum mobile“ zwijchen Bundesrat und Reichstag Hin und her 
wandert, die ganze Auswanderungspolizei einheitlich regelt. Auch die 
Vereinbarung internationaler Beitimmungen über den Auswanderer- 
ſchutz, ift — wie für den Arbeiterſchutz — nur eine Trage der Zeit, da 
hierauf ſchon das amerikanische Einwanderungsgeſetz Hindrängt. 

Wichtiger als ein Reichs-Auswanderungsgeſetz iſt die organijato= 
riſche „Kleinarbeit”. Ich Habe oben die früheren Organiſations— 
projekte deshalb eingehend behandelt, weil fie mit denjenigen, welche zu 
Anfang des vorigen Jahrzehnts, 1880/84 hervortraten, eine gewiſſe Ahn- 
lichkeit befiten. Beidemal hoffte man, daß das Deutjche Reich ſofort unferen 
Auswanderungsſtrom in Aderbaufolonieen abzuleiten vermöge. Rafch fladerte 
ein euer der Begeifterung auf, erlofch aber ebenſo jchnell, als eine folche 
Drganifation nicht Über Nacht zuftande gebracht ward. Die Gejchichte der 
württembergifchen Auswanderung lehrt, was man unter der Organifation 
und unter deutjchen „Kolonien“ vernünftigerweife zu verjtehen hat (j. ©. 
277, 279), Was heute im allgemeinen not thut, ijt die Erweiterung 
unferer Welthandelsverbindungen, die rentablere Verwertung unferer über- 
ſchüffigen Arbeitskräfte, die Kräftigung der Sympathieen für Deutjchland 
im Auslande. Was weiter befonders dem Binnenlande fehlt, ift genügende 
Borbildung der Auswanderungsluftigen über die Verhältniffe ihres Reiſe— 
ziele8, die ntereffierung des deutfchen Kapitals und der deutjichen Banken 
für fchöpferifche Unternehmungen über See und für die damit gegebene Pla= 
zierung unferer überjchüffigen Techniker, Handwerker und Arbeiter, eine rege 
geiftige Wechjelbeziehung, namentlich auch in politiſcher und kaufmännifcher 
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Hinficht, zwifchen den Ausgewanderten und dem Mutterland. Das er: 
fordert organifatorifche Kleinarbeit, worin wir von anderen Staaten, infolge 
unferer früheren Zerfplitterung und der geographijchen, ſeeabgewandten Lage 
überflügelt worden find, und worin wir noch viel nachzuholen haben; das 
erfordert Bildung der Jugend durch wirtjchaftsgeographifchen Unterricht, 
Belehrung der Auswanderungsluftigen durch die täglich mit ihnen verkehren: 
den Ortsgeiftlichen, Lehrer u. dergl.!, zielbewußte Beeinfluffung der indolenten 
Öffentlichen Meinung, mehr Entgegenflommen der Bureaufratie in der Wür: 
digung der wohlthätigen Rüdwirkung der Auswanderung auf das Heimat- 
land und auf das politifche, wirtfchaftliche und kommerzielle Leben. Das 
erfordert endlich planmäßige Erhaltung des deutſchen Nationalbewuhtfein: 
und Pflege der Sympathien im Ausland und deren materielle Unterftühung 
3. B. durch eine in deutjchen Händen befindliche Bank» oder Eijenbahn- 
verwaltung, Dampfer: oder Handeldagentur („Erportmufterlager”). Auch 
ohne Kolonien zu Haben, können wir mit unferen Auswanderern die „kom— 
merzielle Union“ erhalten, welche die englifchen Handelskammern jo eifrig 
mit den englifchen Kolonien anzubahnen ftreben. Warum iſt die Levante, 
warum, wenigſtens zum Zeil, Rumänien und Südamerika noch heute eine 
Domäne Frankreichs? Es find die durch das Parifer Leben, die Parifer 
Mode und Litteratur und durch die franzöfifchen Miſſionsſchulen? unter 
baltenen Sympathien, welche auch in politifcher wie in kommerzieller Be 
ziehung einen Stützpunkt abgeben. Das ift der einzige Weg für die Ver— 
wirflihung der Beltrebungen für die „Organifation der Auswanderung“; 
in diefer Richtung Tiegen die Aufgaben des geeinigten deutjchen Reiches; 
ein hiernach auszuarbeitendes Programm , ähnlich wie es die franzöſiſche 
Regierung ſeit Jahrzehnten verfolgt, und wofür fie — wie neuerdings aud 
die italienifche Regierung — in den Iebten Jahren ein förmliches Syftem 
entworfen hat, bildet das notwendige pofitive und reale Seitenſtück zu der 
formalen Zufammenfaffung der polizeilichen Beftimmungen in einem Reich 
gejeß über da8 Auswanderungsweſen. 





ı In diefer Beziehung find für Württemberg von geichichtlichem Intereſſe 
namentlich die Vorfchläge Zellers im „Stantsanzeiger“ von 1852 Nr. 256. 

2 Pal. hierüber das Gutachten des preußischen Kultusminifter Eichhorn vom 
Februar 1845 (bei Zimmermann, „Geichichte der preußiſch-deutſchen Handeläpolitit”, 
1892): „Was die Regierung jebt thun kann, um die beiden Zielpuntte zu erreichen: 
Erhaltung der deutichen Sprade, Zujammenhalten der Ausgewan— 
berten in größeren Mafjen und Pflege der Sympathie für das Mutterland 
durch indirekte Einwirkungen und Hilfe dürſte fich auf eine Unterftüßung des 
Kirchen: und Schulweſens in den deutjchen Niederlaffungen beichränten.“ 
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J. 


Die Auswanderung aus den beiden Großherzogtümern Mecklenburg iſt 
namentlich ſeit der Mitte dieſes Jahrhunderts bis zum Beginn der acht— 
ziger Jahre durch ihren im Verhältnis zu anderen deutſchen Staaten fo 
bedeutenden Umfang der Gegenftand allgemeinerer Aufmerkſamkeit geworden, 
einer Aufmerkfamfeit, die noch im bejonderen Maße gefördert und wach ge= 
halten wurde durch den engen Zufammenhang, in den man diefe Aus- 
wanderung mit den eigentümlichen politifchen Zuftänden beider Länder, mit 
der zu jenen Zeiten bejonder3 brennenden Trage nach der Reform der in 
beiden Staaten noch bejtehenden altjtändifchen Verfaſſung brachte. Pan 
gewöhnte ſich, die Auswanderungsfrage — und zwar nicht immer zum 
Vorteil einer ruhigen und objektiven Behandlung derjelben — aus dem 
Geſichtspunkte der Verfaffungsfrage, vom politifchen Parteiftandpunft aus 
zu betrachten, indem man auf der einen Geite alle Schuld an diejer 
großen Auswanderung den unhaltbaren politifchen Werhältniffen Medlen- 
burgs beizumefjen und fie ala eine notwendige, traurige Folge der lehteren 
darzuftellen juchte, auf der anderen Seite aber fich ebenfo jehr bemühte, die 
medlenburgifche Auswanderung Tediglih auf äußere, mit der Verfaffung 
nicht urfächlich zufammenhängende Umftände zurädzuführen. 

Wir wollen nun im Nachfolgenden verfuchen, die medlenburgiiche Aus— 
mwanderung ohne Voreingenommenheit zu betrachten. 


II. 


Bis zur Mitte dieſes Jahrhunderts Hatte die Auswanderung wie 
überhaupt jo auch für die meclenburgifchen Lande im ganzen nur eine 
geringe Bedeutung erlangt. Indeſſen war fie auch in früheren Jahr— 
hunderten bereit3 vorhanden und machte ſich mehrfach unangenehm bes 
merkbar. 
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Bedeutungsvoll iſt ein herzoglicher Erlaß vom Jahre 1753, durch 
den eine neue Klaſſe von Bauern, die Büdner, ins Leben geruſen wurde: 
. Die Abficht iſt dermalen nicht, Unſere und Unſerer in Gott 
ruhenden Vorfahren wider meineidige [d. H. in die benachbarten Lande 
und Neichaftädte und unter fremde Gerichtäbarfeit außtretende] Leib— 
eigene vielfältig erlaflene und geſchärfte Droh- und Strafbefehle zu erneuern: 
Wir laffen vielmehr für dasmal Unfere Vorſorge auf den eigentlichen Grund 
des vielfältigen Wegziehens Unferer eingeborenen Unterthanen gerichtet jein. 
Wir meinen die BewegeUrfachen bei vielen und zumal bei denen, welche 
dadurch die Pflicht und den Gehorfam .eben nicht vorfäglih aus den 
Augen zu feßen gejonnen jein möchten, darin anzutreffen, daß es bis 
daher in Unferen Amtern und Domänen an zureichlicher GSelegenbeit, 
fih nieberzulaffen und an hinlänglichen Wohnungen fehlt.“ 

Mehrfache, fih in kurzen Zwifchenräumen wiederholende Verordnungen 
aus den Jahren 1760 — 1766, in denen einerjeit3 die Anwerbung zur Muse 
wanderung mit den jchwerjten Strafen bedroht, andererjeits die Aus— 
wanderung der Leibeigenen und, während der Dauer ihres Dienjte®, aud 
der Knechte und der Dienftboten*ftrengftens unterfagt wurde, laſſen er: 
keunen, daß die Auswanderung auch damals bereit3 namentlich von feiten 
der Ritterfchait übel empfunden wurde. So berichtet eine Verordnung aus 
dem Sabre 1760: 

„daß viele Unferer Unterthanen, bejonders junges lediges Dienftvolf, 
ſowohl an Knechten als Mägden, fogar mit Hintanfegung ihrer Eide und 
Pflichten gegen Uns und ihre Guts- und Brodherren . ... fich verleiten Lafjen, 
den eingebildeten Vorteilen blindlings und ohne Überlegung nachzu« 
gehen, mithin in großer Anzahl aus Unfern Landen fich zu entfernen. 
Ob Wir e8 mun gleich in Anfehung Unferer freien, nicht Teibeigenen 
Untertdanen, dafern fie fich nicht willfürlich auf eine oder andere Art 
verpflichtet, bei Unferer bloßen Iandesväterlichen Ermahnung . . . bes 
wenden laſſen, fo können Wir doch auch in Anfehung diefer fo wenig 
zugeben, daß fie durch Aufwiegler und Berführer aus Unjeren Landen 
zu gehen verleitet werden, ala wenig Wir die Entweichung dienftpflich- 
tiger oder gar Leibeigener Unterthanen auf einigerlei Weife länger ge— 
ftatten können noch wollen, zumal Uns Unfere Landräte und Deputierte 
von Ritter und Landjchait zum Engeren Ausſchuß den Notitand, 
welcher aus diefem Unweſen für Unfere ohnehin entvölferten Lande ent» 
fteht, unterthänigjt vorgejtellt haben.“ 

Das Hauptziel der Auswanderungen diefer Jahre aber war Rußland, 
bejjen Regierung zur Anfiedelung in den Wüfteneien von Aftrachan durch 
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Agenten auffordern ließ, welche jene menjchenleeren Gegenden als ein wahres 
Paradies jchilderten. Tauſende, die von Lübeck aus fich zu mühſeliger und 
leidenvoller Fahrt dorthin einschiffen ließen, janden ihr Ende, wenn 
nicht jchon auf dem Meere, jo doch bald am Drte ihrer Beitimmung, wo 
Gram, jElavifche Arbeit und das Klima fie unterdrüdten. 

Troß aller Verbote dauerten aber die Auswanderungen jort, nament» 
lich jeitens der Leibeigenen, die fich oftmals ihrer drüdenden Yage und der 
Tyrannei dejpotijcher Gutäherren oder Pächter durch die Flucht ins benach— 
barte Preußen zu entziehen juchten. 

Im Jahre 1820 wurde in beiden Medlenburg die Leibeigenjchait 
aufgehoben und dadurch einem großen Zeil der Landbewohner mit der 
perfönlichen Freiheit zugleich die WMtöglichkeit geboten, nad) vorauf- 
gegangener rechtzeitiger Auffündigung ihres bisherigen Arbeits» und Dienit- 
verhältniffes ungehindert auszuwandern. Es hatte denn auch nicht an Be— 
fürchtungen gefehlt, daß die medlenburgifchen Lande mit dem Aufhören der 
Zeibeigenjchaft würden entvölfert werden, und daß das ganze arbeitsfähige 
junge Bolt aus dem Lande gehen werde; dieſelben erwiejen fich indejlen 
als unbegründet. Beide Großherzogtüngr nahmen in den Jahren von 
1820 — 1850 raſch an Einwohnerzahl zu. In Schwerin ergab die all» 
jährlid um Martini Herum von den Predigern vorgenommene Volks— 
zählung im Jahre 1818 (wo fie zum erjtenmal die Kinder unter 5 Jahren 
mit umfaßte) eine Bevölkerung von 377934, im Jahre 1850 dagegen 
von 536 724 Seelen, und in Medlenburg-Strelig wurden 1817: 72587; 
1851: 99628 Seelen gezählt. Auch läßt eine DVergleichung der Ge— 
burtenüberichüffe über die Sterbefälle mit der Bevölferungszunahme beim 
Vehlen einer irgend in Betracht fommenden Einwanderung in Medlenburg 
für Schwerin nur eine durchjchnittliche jährliche Aus: und Fortwanderung 
von rund 800 Seelen — 0,18 0 der mittleren Bevölferung erkennen, wäh— 
rend fich allerdings für Medlenburg-Strelig die Wanderungsverlufte der 
Jahre 1829— 1850 erheblich Höher, nämlich auf jährlich 293 Seelen — 
0,320 feiner mittleren Bevölkerung ſtellen (fiehe die Tabelle 1). 

Auch in Medlenburg beftand früher das Inſtitut des Abfchofies, 
kraft defien von den Auswanderern Abzugs- oder Dezimationsgelder erhoben 
wurden. Mehrfach, insbejondere noch 1801 und 1805 wurde den Obrig- 
feiten in Medlenburg- Schwerin anbefohlen, darüber zu wachen, daß der Ab— 
ſchoß in allen Fällen der Auswanderung nach Staaten, mit denen nicht 
bejondere Verträge über Abjchoßfreiheit abgefchloffen waren, erhoben werde. 
Der letztgenannten Verträge bejtand aber jeit Ende des vorigen Jahr— 


hunderts bereits eine große Zahl, und nachdem durch die Wiener Bundes» 
Schriften LI. — Auswanderung. 19 
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akte die allgemeine Abſchoßfreiheit zwiſchen den deutſchen Bundesſtaaten prokla— 
miert war, folgten bald auch Verträge über gegenſeitige Abſchoßfreiheit mit 
einer Reihe außerdeutſcher Staaten nach, ſo daß die Erhebung des Ab— 
ſchoſſes nur noch in wenigen Fällen ſtatthaben konnte und ganz in Ver— 
geſſenheit gerie. Im Jahre 1849 endlich wurde in Ausführung des 86 
der Grundrechte des deutjchen Volkes die Wahrnahme von Abzugsgeldern 
in Auswanderungsfällen auch de jure allgemein und gänzlich unterjagt. 


III. 


Das Jahr 1850 bildet einen bedeutſamen Wendepunkt in der Ent— 
wickelung der mecklenburgiſchen Auswanderung. Der Strom der Auswande— 
rung, der damals ganz Deutſchland ergriffen hatte, trat in bisher noch 
ungewohnter Höhe auch in Mecklenburg auf und wuchs in den vier 
Jahren von 1851 — 1854 bis zu einer Stärke an, die er ſeither niemals 
wieder erlangt hat. 

Die gefamte Auswanderung aus beiden Medlenburg dürfte für 1851 auf 
3500, 1852 auf 4800, 1853 af 7000 und 1854 auf 10000 Seelen!, 
zufammen alfo auf etwa 25300 Geelen, oder im Yahresmittel 19/0 der 
mittleren Bevölkerung beider Medlenburg zu ſchätzen fein. 

Eine folche Höhe überfchritt weit den jährlichen Geburtenüberfhuß, 
und zum erftenmale feit den Kriegsjahren im Anfang dieſes Jahr— 
hunderts wurde in Medlenburg wieder eine Abnahme der Bevölkerung be- 
merft, die in Schwerin in den Jahren 1851 — 1854 von 543337 auf 
538 997 Geelen ſank. (Mtedlenburg - Streliß hatte 1851 eine Einwohner: 
zahl von 99628, dagegen 1860 nur von 99060 Geelen.) Zwar brachte 
dag nächjte Jahr eine ganz erhebliche Verminderung der Auswanderung, 
aber die folgenden Jahre wiejen alsbald wieder eine hohe Auswanderungse 
ziffer und eine Bevölferungsabnahme auf. 

Wir jchägen an der Hand der amtlichen Ermittelungen die über— 
feeifche Auswanderung aus beiden Großhergogtümern: für 1855 auf 2600; 
für 1856 auf 5600 und 1857 auf 7600, aujammen 15800 Seelen, 
— jährlich 0,3% 0 der mittleren Bevölkerung !. 


’ Die amtlichen Regifter der Hamburger Polizeibehörde geben die Zahl der 
über dort ausgewanderten Medlenburger — nachgetwiejenermaßen viel zu hoch — auf 
1851: 3519; 1852: 4918; 1853: 7310; 1854: 11464; 1555: 2878; 1856: 6353; 
und 1857: 8215 Seelen an. 
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Erft in der Folgezeit zeigte fich eine zwar an fich immer noch große, 
aber doch im Verhältnis zu den boraufgegangenen Jahren weit geringere 
Auswanderung, die erit in den jechziger Jahren allmählich wieder zunahm. 

Über die überfeeifche Auswanderung der Jahre 1858—1866 — unter 
der vollen Wirkſamkeit der unten zu erörternden Auswanderungsverordnung 
vom 25. April 1857 — bieten fih ung in den amtlichen Zujammen- 
ftellungen aus den erteilten Auswanderungskonſenſen! zuverläffige Angaben. 
Die von diefen Zufammenftellungen nicht ergriffene — aber ficher nur ge= 
ringe — Zahl der ohne Konſens Ausgewanderten kann nicht ins. Gewicht 
fallen. 

Mit dem Paßgeſetz vom 12. Oktober 1867 und dem Freizügigkeits— 
gefeß vom 1. November 1867 verlor indeffen jene Verordnung von 1857 im 
wejentlichen ihre Kraft, und die amtlichen Zufammenftellungen werden daher 
mehr und mehr lüdenhaft. Doch geben ung die Zahlen der Hamburger und 
Bremer Statiftit für die Zeit von 1866 — 1870 und von da an die der 
Reichaftatiflil über die Größe der Auswanderung genügend fichere Auskunft. 

Es gingen über® Meer nach amtlicher Zufammenftellung : 














abſolut in No der Bevolterung 
Jahr— EN EEE 
M.-Schw. | M.:Str. M.Schw. | M.:Str. 
1858 1766 | 390 0,33 | 0,39 
1859 SI | 177 0,16 | 0,18 
1860 334 | 298 0,17 0,30 
1861 1014 | 347 0,18 0,35 
1862 1651 299 0,30 0,30 
1863 2618 417 0,47 0,42 
1864 2906 553 0,53 0,56 
1865 4825 630 0,87 0,64 
1866 ' 4062 sı | 08 0,82 
) 





1Vgl. Beiträge zur Statiſtik Mecklenburgs. Bd. I Heft 2 (für die Jahre 
1857 und 1858), Bd. II Heft 2 (1359— 1860), Rd. III Heft 1 (1861-1862), Bd. IV 
Heft 4 (1863 —1864), Bd. VI Heft 1 (1865— 1866), Bd. VI Heft 3 (18671868), 
Bd. VII Het 1 u. 2 (18691872), Bd. VIII Heft 1 (1873—1874), Bd. IX Heft 
1 u. 2 (1875 — 1877. 

19 * 
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nad) Hamburger und Bremer Statiftit (aus beiden Medlenburg) (1866: 
5208) 1867: 3066; 1868: 2967; 1869: 6965; 1870: 3763. Uber bie 
überfeeiiche Auswanderung jeit 1870 fiehe die Tabelle 2. 


Wir jehen aus den mitgeteilten Zahlen, wie die Auswanderung von 1859 
bis 1865 langjam anjchwillt, dann von 1866 bezw. 1867 —1868 ftodt?, um 
1869 von neuem ftarf anzuwachſen. In den Jahren 1870 und bezw. 
1871 finden wir infolge des Krieges abermals eine Stodung, 1872 und 
1873 aber — nicht zum wenigften unter dem Einfluß des erit über: 
ftandenen Krieges — in Medlenburg- Schwerin eine jo hohe Auswande— 
rung, wie fie jeit 1854 nicht erreicht war. Es folgt ein rajches Sinfen 
der Auswanderung, die jaft ganz aufzuhören ſcheint, dann aber jeit 1878 
ſchnell wieder wächft, und nachdem fie 1882 abermals ihren Höhepunft er- 
reicht Hat, nach raichem Fallen jeit 1886 einen unverändert niedrigen 
Standpunkt bewahrt. 

Bergleichen wir diefen Gang der medlenburgifchen Auswanderung mit 
der übrigen deutjchen Auswanderung jeit 1850, fo jehen wir zunächſt aus 
der Tabelle 3, wie beide bis 1870 in ihren Perioden der Ab- und Zus 
nahme fajt völlig mit einander in Übereinftimmung fich bewegt haben. 
Die einzige größere Abweichung weiſen die Jahre 1866—1869 auf; die 
jelbe erklärt fich indeffen außer durch das in der Note 1 Geſagte nament- 
lich auch durch die infolge des Krieges von 1866 weſentlich erhöhte Aus— 
wanderung aus einzelnen preußischen Provinzen. 

Noch mehr zeigt fi) das Zufammenfallen der Hebungen und Sen: 
fungen bei der vergleichenden Gegenüberftellung der deutichen und medlen: 
burgifchen Auswanderung ſeit 1871 aus der Tabelle 2. 

Wir entnehmen aus dieſer Gleichartigfeit des Ganges, daß die all: 
gemeinen Faktoren, die für die deutjche Auswanderung im ganzen und ins— 
bejondere für deren Umfang maßgebend gewejen find, auch die medien: 
burgiiche Auswanderung in erjter Linie beeinflußt haben, und daß die be: 
fonderen für Medlenburg in Betracht fommenden Faktoren, jo jehr fie auch 
im übrigen vorhanden und bemerkbar fein mögen, doch immerhin nicht in 
dem Maße wirkſam gewejen find, bezw. noch wirken, daß fie den Gang 


1 Die Urjache diefer Stodung, welche leßtere fich deutlich aud) daraus erkennen 
läßt, daß in den beiden Jahren 1867 und 1868 der Auswanderungstontens in beiden 
Medienburg an 5126 bezw. 4905 Perjonen erteilt ıft, während jelbit nach den ſonſt 
durchweg zu hoch gegriffenen Angaben der Einſchiffungshäfen nur 3066 bezw. 2967 
Perfonen ausgewandert find, dürfte einmal im Krieg von 1866 und ſodann in ben 
großen inneren Veränderungen zu@fuchen fein, die der Beitritt Medlenburgs zum 
Norddeutichen Bunde zur Folge Hatte. 
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der medlenburgifchen Auswanderung nun auch — wie in anderen Län 
dern — nad außen Hin in eigenartige, von der Gefamtauswanderung 
wefentlich verfchiedener Weiſe zu geftalten vermocht hätten. 

Weiſt daher auch der ſchon Eingangs hervorgehobene, gegenüber an— 
deren deutichen Staaten underhältnismäßig hohe Prozentjaß, den bis dor 
wenigen Jahren die medlenburgifchen Auswanderer von der Bevölferung 
ihres Landes bildeten, in bedeutſamſter Weile auf folche bejondere Fak— 
toren bin, und ift e8 daher durchaus verfehlt, die medlenburgifche Aus— 
wanderung ledigli auf einen angeborenen Wandertrieb des deutſchen 
Volkes oder nur der Bewohner Norddeutjchlands zurüdführen oder fie aus 
der veränderten Zeitrichtung, der Neuerungsſucht mit ihrem Mißvergnügen 
am Alten, der Unternehmungsluft, der leichtiertigen Auffaffung vom Leben 
überhaupt und dem Vorwalten roh materieller Zebensinterefjen oder aus 
fonftigen mehr oder weniger allgemeinen Urfachen erflären zu wollen, jo darf 
doch auch andererjeit3 der leitende und bejtimmende Einfluß nicht unbeachtet 
bleiben, den namentlich die allgemeinen wirtichaftlichen und focialen Ver— 
hältniffe Deutichlands und Amerifas wie auf die deutiche Auswanderung 
überhaupt, jo auch auf die medlenburgifche Auswanderung ausgeübt haben 
und noch ausüben. Nur wenn wir des engen Zuſammenhanges der letz— 
teren mit der deutjchen Gejfamtauswanderung und ihrer Abhängigkeit von 
derjelben uns bewußt bleiben, werden wir die Bejonderheiten der mecklen— 
burgischen Auswanderung richtig würdigen können. 

Wie Schon bei der Auswanderung früherer Zeiten beitand auch jebt 
wieder der Hauptitamm der Auswanderer aus ländlicher Arbeiterbevöffe- 
rung: Tagelöhnern, Knechten und Dienftboten, neben denen in zweiter Linie 
ſodann die Ländlichen Handwerker in Betracht kommen. Nach den Aus— 
wanderungsliften der Hamburger Polizeibehörde fanden fich unter Männern 
mit Berufsangabe: 

1851 von 1762: 1049 Arbeiter 569 Handwerker 

1852 = 2017: 1147 ⸗ 686 = 

1853 = 4123: 1776 ⸗ 975 = 

1854 = 5020: 3031 = 1655 5 
und ebenjo nach den amtlihen Zujammenftellungen für Mtedlenburg- 
Schwerin: 


von Männern: Handwerker: Tagelöhner: Knechte: 
überh.: (vom Lande): 
1855—57 : 4318: 1015 (680) 1388 1509 
1858—62 : 2059: 462 (294) 585 819 
1863—66 : 4366: 573 (378) 1716 1700 


1867—74 : 7996: 882 (499) 3973 2562 
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Auch bezüglich Medlenburg » Strelif betonen die ſtatiſtiſchen Nachrichten, 
daß die Auswanderer fait ausschließlich auß Arbeitern und Handwerkern 
beitanden. 

Eigentümlich und von großer Bedeutung für die Frage nach den Ur— 
jachen der Auswanderung ift hierbei der große Anteil, den gerade die 
Tagelöhner, alfo der bereits jeßhaft gewordene Teil der ländlichen Arbeiter 
bevölferung, der ſchon eine Familie begründet bat, unter der Zahl der 
Auswanderer einnehmen. 


Bei diefem Überwiegen der Auswanderung aus den ländlichen SKreifen 
der Bevölkerung mußten, wie auf der Hand liegt, von den drei Hauptbeitand- 
teilen beider Länder, Domanium, NRitterfchaft und Städten, die beiden 
erfteren in ungleich höherem Maße als die lebteren betroffen werden. Mber 
auh Domanium und NRitterfchaft nahmen nicht in gleicher Weife an der 
Auswanderung teil; ſowohl der Zahl nad ala im Verhältnis zur Be 
völferung ftammten bei weiten die meilten Auswanderer aus dem Ritter: 
ſchaftlichen. Dies wird für Medlenburg - Schwerin auf den Zeitraum von 
1851 —1854 nahe gelegt dadurch, daß die Bevölkerung betrug: 

1851: im Ritterfchaftlichen! 150527; im Domanium 207 352 


1854: = = 146 208 = = 205 623 
mithin eine Differenz von 4 319 bezw. 1729 


ergab, was hier einer Abnahme von 2,87%o, dort dagegen nur von 
0,830 gleichfommt. 

Das gleiche Verhältnis jehen wir auch fpäter noch fich fortſetzen, wie 
die Tabelle 4 zeigt. In den Jahren von 1858—1866 entfiel durchfchnitt- 
lich ein Auswanderer im Domanium auf 314 Einwohner, im Ritterjchaft- 
lichen dagegen jchon auf 129 Einwohner. 

Auch Medlenburg- Strelit zeigt, wenn jchon durch anders geftaltete 
Bevölkerungsverhältniffe bedingt, im anderer prozentualer Beteiligung das— 
jelbe Überwiegen der Auswanderung aus dem Gebiet der Ritterſchaft. Hier 
zählten 

1851 Domanium 48 813, Ritterfchaft 17 892 Einwohner 
1860 . 48 315 . 16 880 . 


mithin Abnahme — 498 — 10 1012 = 5,7o 
und es entfiel nach den in der Tabelle 4 mitgeteilten amtlichen Ermitte- 
lungen im Durcchichnitt der Jahre 1858—1866 ein Auswanderer im Do- 
manium auf 328, im Ritterfchaftlichen auf 68 Einwohner. 





Mit Einſchluß des Kloftergebietes. 
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Das Ziel diefer Auswanderung aber war jajt ausichlieglih Amerika, 
umd zwar waren e8 vorzugsweiſe die Vereinigten Staaten. Hinter dieſer 
Auswanderung tritt diejenige nach außerdeutichen europäifchen Ländern bei 
weiten zurüd, wie denn auch die mitgeteilten Zahlen fi) nur auf die 
überfeeifche Auswanderung beziehen. Auch Litteratur und Gejeßgebung 
jener Zeit bejchäftigen fich nur mit der überfeeifchen Auswanderung; ins— 
befondere hat auch die Ausmwanderungsverordnung vom 15. April 1857 
nur diefe im Auge. Nur einmal trat auch die europäiſche Auswanderung 
beachtenswert hervor und gab jogar zu einer Ausdehnung obiger Verord— 
nung auch nuch diefer Richtung Hin Beranlaffung. Dies war in den 
Jahren 1861 und 1862. Das Ziel war — wie fchon einmal 100 Jahre 
zuvor — Rußland, wo fich infolge der Aufhebung der Leibeigenſchaft ein 
dringendes Bedürfnis der dortigen Gutsbefier nach Arbeitern geltend ge— 
macht hatte. Es entitand alsbald in den beiden Mecdlenburg ein ziemlich 
ausgedehnter Betrieb von Vermittlern der Auswanderung dorthin, der auch, 
namentlich in Medlenburg-Strelig, nicht ohne Erfolg war. Während die 
amtlichen Ermittelungen in Medlenburg- Schwerin — Hinter der Wirklich» 
feit wohl beträchtlich zurüdbleibend — im Jahre 1862 58 Auswanderer 
nach außerdeutichen europäischen Ländern, und darunter 55 nach Rußland 
zählten, find in Medlenburg-Strelik nachgewiejen an Auswanderern nach 
außerdeutſchen europäifchen Ländern 1861: 42 (davon 40 nad) Rußland), 
1862: 176 (175 nad Rußland). 

Allein die Auswanderung nad) Rußland fand bald ein jähes Ende, 
denn die Nachrichten der dorthin Gegangenen enthielten nichts als Klagen 
und Seufzer und die größte Sehnfucht nach der Heimat. Die medlen- 
burgifchen Auswanderer hatten fich zumeift nach Rußland begeben, ohne vorher 
mit den dortigen Gutsbeſitzern feſte Kontrakte abgejchloffen zu haben, be— 
fanden fih nun, weil fie die empfangenen Reiſevorſchüſſe niemals abzu— 
arbeiten vermochten, ganz in der Hand ihrer Dienftherren, und fielen mehr 
und mehr dem ficheren Elend anheim. So wanderten denn bereit® 1863 
aus Medlenburg-Strelig nur noch 5 Perfonen dorthin, und Medlenburg- 
Schwerin hat nicht nur in den folgenden Jahren überall feine Auswande- 
rung nad Rußland, ſondern e8 fanden fi) jchon im Jahre 1864 Ein- 
mwanderer von dorther, offenbar ehemalige, in die Heimat zurüdgefehrte 
Auswanderer, 

Seitdem ift von einer Auswanderurg nach außerdeutichen europätjchen 
Ländern nirgends mehr die Rede. Weit bedeutender als diefe leßtere war da— 
gegen naturgemäß der Fortzug in die deutjchen Nachbarftaaten, bejonders nach 
Preußen und den beiden Nachbarftädten Hamburg und Lübeck. Indeſſen 


L6Ö— — — — —— — 
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beruht dieſer Fortzug — und zwar namentlich ſeit dem Aufſchwung der 
überſeeiſchen Auswanderung — zum größten Zeil auf weſentlich anderen 
Gründen und Gricheinungen als die Auswanderung in außerdeutice 
Länder — inäbejondere fommt Hier in Betracht der allgemeine Zug vom 
Lande in die Städte, vor allem in die größeren Städte, deren Mecklen— 
burg feine beſitzt, — jo daß wir denjelben, wenigitens für eine Betrachtung 
der Auswanderung ſeit der Mitte diefes Jahrhunderts ganz auszuſcheiden 
haben. Über das PVerhältnis des gejamten Manderverluftes zur über: 
ſeeiſchen Auswanderung giebt die Tabelle 1 Auskunft. 


IV. 


Trotz des immer mehr wachſenden Umfanges, den die Auswanderung 
jeit dem Ausgang der vierziger Jahre angenommen hatte, wurde fie den: 
noh in Mecklenburg zunächſt faum von irgend einer Seite unangenehm 
empfunden. a, man fuchte fie jogar vielfach geradezu zu fördern. Co 
war in der eriten Zeit vornehmlich die NRitterichaft, aus deren Gütern, wie 
wir jahen, der Hauptitamm der Nuswanderer hervorging, weit entfernt, 
in der wachjenden Auswanderung ihrer Gutsbevölferung ein Übel zu er 
blicken; fie leiftete derjelben Jim Gegenteil ihrerjeitö bereitwilligit Vorſchub. 

Die Urſache diefer auf den erjten Blid beiremdlichen Ericheinung lag 
in der Gefeßgebung insbefondere über Heimatwejen und Armenverforgung. 
Diefe Hatte eine faft gänzliche gegenfeitige Abſchließung, ſowohl der ein- 
zelnen Gutsbezirke unter fich als auch zwilchen ihnen und dem landes— 
herrlichen Domanium und den Städten berborgerufen und machte es in- 
folgedeſſen dem Gutsbeliger nur jehr Schwer möglich, ſich überflüfjiger, auf dem 
Gute jelbjt nicht verwendbarer Kräfte, nicht minder aber auch läftiger und 
mißliebig gewordener Gutsangehöriger durch Verfchaffung eines ander- 
weitigen Domizils zu entledigen, zwang ihn vielmehr troß auägejprochener 
Kündigung, ja, troß des beiderjeitigen Wunſches, don einander loszu— 
fommen, feinem Gutsangehörigen, der ein anderes Unterfommen nicht fand, 
Obdach und Lebensunterhalt zu gewähren (wiewohl mit der Berugnis, 
feinerzeit dafür angemefjene Arbeit von dem dazu Fähigen zu fordern). Es 
mußte aber auch die beitändige Beſorgnis, durch die möglicherweife dereinft ein= 
tretende WVerarmung von Gutsangehörigen in ihrem Umfang jet gar nicht 
zu überfehende Armenlaften übernehmen zu müfjen, das Beftreben der Guts— 
befißer entipringen laſſen, das Anfäjligwerden auf dem Gut in der Regel 
nicht über das durchaus notwendige Maß an jtändigen Arbeitskräften 
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hinaus zu gejtatten. Diefe beiden Momente mußten es, als die Aus— 
wanderung nach Amerifa um fich zu greifen begann, dem Gutsbeſitzer 
durchaus nahe legen, dieje Auswanderung als das vorzüglichite Mittel zu 
betrachten, um diejenigen, die ihm Jäftig wurden oder denen er die ge= 
wünſchte Niederlaffung nicht geftatten zu können glaubte, von feinem Gute 
dauernd zu entjernen. So kam es, daß man den Entjchluß der Leute, 
auszumandern, oftmals müt Freuden begrüßte und ihnen nicht nur mit 
Rat, ſondern auch mit der That behülflich war, indem man ihnen die 
Überfahrtögelder ganz oder zum Zeil darbot und fie auch wohl gar noch 
darüber hinaus mit Mitteln ausftattete, um ſich drüben anfiedeln zu 
fönnen, 

Auch einzelne Diftriktsvereine des die landwirtſchaftlichen Intereſſen 
Medlenburgs vertretenden patriotifchen Vereins nahmen fich der Auswanderung 
an. So trat im Herbft 1850 der Diſtrikt Grevesmühlen mit dem Antrag hervor, 
daß der patriotifche Verein für die Bildung eines medlenburgifchen Vereins für 
Auswanderer wirken möge, der die erforderliche Verbindung mit den überfeeifchen 
Ländern, namentlich mit Nordamerika, unterhalte, fichere Nachrichten einzuziehen 
fuche, den Auswanderern Ratjchläge und Anweifungen erteile und ihnen Eleine, 
demnächſt zu erjtattende Vorſchüſſe gewähre. Diefem Antrag jchloß fich eine 
Reihe anderer Diftriftsvereine an; der Schweriner Diftrift aber warf im Herbft 
1851 100 Thaler aus, um dafür eine Aktie des Hamburger KRolonifationg- 
vereins von 1849 anzufaufen, beichloß, von den auf diefe Aktie entfallenden 
6000 Quadratruten Landes in der Kolonie Donna Franzisfa eine Par: 
zelle von 1000 Quadratruten an eine auf ihre eigene Koſten dorthin über- 
zufiedelnde Familie zu verſchenken, umd forderte auch in der Folgezeit mehr- 
fach die Vereinsmitglieder auf, geeignete Perfonen zur Überfiedelung nach 
dort in Vorſchlag zu bringen. 

Wenn auch dieje Beitrebungen zunächſt nicht ſowohl auf eine Beförde— 
rung der Auswanderung an fich abzielten, als vielmehr die Fürſorge für 
eine zwedentiprechende Ausführung der Auswanderungsabficht und für das 
gute Fortlommen der Auswanderer in der Fremde im Nuge Hatten, 
jo zeigt doch gerade die Unbedenklichkeit, mit der man fich zu einer 
jolchen weitgehenden Fürſorge entjchließen konnte, daß man in landwirt« 
Ihaftlichen Kreifen im allgemeinen die medlenburgifche Auswanderung nicht 
als ein Übel anſah, das man thunlichjt verhindern müſſe, wie es denn 
auch zum Teil — allerdings unter Widerfpruch anderer Diftriftsvereine — 
offen auägejprochen wurde, daß die Auswanderung für Mecklenburg not= 
wendig fei, um einer drohenden Übervölkerung vorzubeugen, daß einer 
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großen Zahl von Mecklenburgern nicht anders ala durch Auswanderung zu 
helfen fei, und den Auswanderungen daher auch nach Umftänden Vorſchub 
geleiftet werden müſſe. 

Hatte es indeffen jchon von Anfang der Auswanderungsbewegung an 
nicht an Stimmen gefehlt, die der Anficht, die Auswanderung gereiche zum 
Borteil des Landes und der Landwirtichaft, widerfprachen und eine dro— 
ende Übervölferung leugneten, vielmehr im Gegenteil die Befürchtung Laut 
werden ließen, daß es infolge der Auswanderung in Medlenburg bald an 
den nötigen Arbeitskräften zur Bejtellung des Landes mangeln werde, jo 
mehrten fich bald diefe Stimmen, und man blidte mit wachjender Bejorg- 
nis auf die immer mehr um fich greifende Auswanderung. Zwar fuchte 
man bon anderer Seite jolche Befürchtungen damit zurüdzumeifen, daß 
durch die Vervollkommnung des landwirtichaftlichen Maſchinenweſens die 
durch die Auswanderung der Tagelöhner abgehenden Arbeitskräfte erfett 
werden würden und im übrigen die gefteigerte Nachfrage höchſtens eine 
nach den beitehenden Konjunfturen jehr wohl zu tragende Erhöhung des 
Tagelohns bewirken werde, die die Stellung des Tagelöhners verbeffern 
und aladann von jelbjt ein Aufhören der Auswanderung zur Folge haben 
werde, allein jchon damals war ein allmählich immer fühlbarer werdender 
Mangel an ländlichen Arbeitskräften eingetreten, jo daß man bald auf 
Mittel und Wege zur Abhilfe desjelben bedacht fein mußte. So finden 
wir denn fchon früh neben einer Befürwortung des gänzlichen Verbots der 
Auswanderung auch den ſpäter noch oft wieder aufgenommenen Borjchlag, 
man jolle drüben Bureaus einrichten, durch die die Auswanderer, die das 
erhoffte Glück jenfeits des Ozeans nicht gefunden Hätten und die fi nun 
mit getäufchten Hoffnungen nach der Heimat zurüdjehnten, zur Rückkehr 
dortHin auf Koften der Gutsbeſitzer veranlagt würden. 

Wenn nun auch in einzelnen Jahren die Arbeiternot nicht jo ftarf 
auftrat, ſei e8 infolge mäßiger Ernten, die einen geringeren Bedarf an 
Arbeitskräften hHerbeiführten, fei es infolge des zeitweilig geringeren lUm= 
fanges der Auswanderung, jo war fie doch immer durchaus Fühlbar und 
hielt daher jtets das regite ntereffe an der Auswanderung wach. 
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Tragen wir nun, welches die Urfachen diefer Auswanderung waren, 
fo it zunächft im Auge zu behalten, daß, wie wohl überall, jo auch in 
Medlenburg diefe Urfachen im einzelnen überaus verfchiedenartig find, 
indem nicht nur don den Auswanderern der eine durch diefe, der andere 
durch jene Gründe zur Auswanderung getrieben wird, fondern auch noch 
in jedem einzelnen Auswanderer häufig nicht ein Umſtand allein den Ent— 
ſchluß zur Auswanderung reifen läßt, vielmehr erjt deren mehrere in ihrem 
Zufammenwirken für ihn beftimmend werden. Auch darf der bebeutjame 
Einfluß nicht unbeachtet bleiben, den die gegen früher jo überaus er- 
feichterte, weit gefahrlofere und fchnellere Reifegelegenheit in Verbindung 
mit den immer lebhafter gewordenen Beziehungen zwijchen hüben und 
drüben auf die Auswanderung nicht nur bezüglich ihres Umfanges, ſon— 
dern auch ihrer Urfachen ausgeübt Hat. Wenn Eifenbahn und Dampi- 
Ihiff den Auswanderer in kurzer Zeit und ohne die Mühſale früherer 
Jahrhunderte an das Ziel feiner Wünfche bringen, und wenn er drüben 
jet zahlreiche Landsleute aus dem weiteren oder engeren Baterlande, nicht 
felten auch Freunde oder Bekannte findet, die fich feiner namentlich in der 
erjten Zeit, wo er der Hülfe noch jo jehr bedarf, annehmen können, dann 
ftellen fi uns heutzutage jene anderen Weltteile nicht mehr ganz fo fremd 
dar, und die Reife dorthin erjcheint nicht mehr als ein jo großes Wagnis 
wie ehemals. Die Folge aber ift, daß der Entjchluß zur Auswanderung 
jeßt Leichter gefaßt wird ala früher, wo der Einzelne fich in der Regel nur 
aus ernſter und wichtiger Veranlaffung zur Auswanderung entjchied, nur 
bei befonders drüdenden Berhältnifien von der Heimat fich Losriß, während 
jett vielfach jchon verhältnismäßig geringfügige Umftände in ihrem Zu— 
jammenwirfen oder auch allein genügen, ein geringes Unbehagen über die 
heimatlichen Verhältniſſe ſchon Beranlaffung zur Auswanderung wird. 
So jehr nun aber auch diefe Erleichterung der Auswanderung gegen früher 
zu dem gewaltigen Aufſchwung derjelben jeit der Mitte dieſes Jahrhunderts 
beigetragen bat, jo fann fie doch: — wie auf der Hand liegt — ſelbſt ala 
eine Urfache der Auswanderung nicht betrachtet werben, es müßte denn 
ſchon jemand Lediglich um deswillen auswandern, weil diefe Auswande- 
rung jeßt verhältnismäßig leicht und gefahrlos auszuführen ift! 


ı Val. Bericht der vom Medlenburgifchen patriotifchen Vereine ernannten Kom: 
milfion zur Beratung über die Verhältniffe der Ländlichen Arbeiterklaflen über Aus: 
wanderung und Arbeitermangel in Medlenburg. Schwerin 1873. 


— 
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Was aber die Gründe der Auswanderung ſelbſt betrifft, ſo kann es 
fih nach dem ſoeben Darlegten naturgemäß nur um die Frage handeln, 
ob und welche unter diejen zahlreichen Gründen fich vor allen andern durch 
häufigeres Vorkommen bemerkbar machen, fih dadurch im Gegenfaß zu den 
vielfachen rein individuellen und fozuzufagen zufälligen Momenten ala von 
allgemeinerer Bedeutung offenbaren, mithin als Haupturfachen der mecklen— 
burgifchen Auswanderung zu betrachten find? 

Die Antworten auf diefe Trage lauten ſehr verjchieden; fie find vor 
allen Dingen, wie ſchon im Eingang diefer Abhandlung bemerkt wurde, 
durch -politifche Parteiftellung beeinflußt und vielfach bedingt durch die 
Auffaffung von der Vortrefflichfeit oder der Reformbedürftigkeit der politi- 
jchen und focialen Zuftände beider Länder. 

Da findet zumächit eine große Zahl von Anhängern und ift in&befon- 
dere auch zu wiederholten Malen von den Ständen den beiderjeitigen Ne 
gierungen gegenüber vertreten worden, diejenige Anficht, welche die Haupt: 
jächlichite Urjache der Auswanderung in der durch eine mangelhaite Aus— 
wanderungsgejeßgebung nicht genügend zurüdgehaltenen Verleitung zur Nuss 
wanderung, wie fie durch lügneriſche Vorfpiegelungen gewiffenlofer Agenten, 
durch lügnerifche umd übertreibende Preßerzeugniffe bewirkt werde, und 
in dem Beſtehen oder doch in der Art des Betriebes der — einer ge 
nügenden Kontrolle nicht unterliegenden — Auswanderungsogenturen zu 
jehen glaubt. 

Es darf num nicht geleugnet werden, daß Berleitung und Aufmuntes 
rung nicht nur in früheren Zeiten, ſondern auch jet noch auf den Ent— 
ſchluß zur Auswanderung von großem Einfluß gewejen find und noch find 
und auch wohl zeitweife den Strom der Auswanderer hoch anjchwellen 
lafien, bejonders aber die Richtung desfelben nach beitimmten Gebieten be— 
einfluffen können; keineswegs vermögen fie jedoch für fich allein eine jolche 
Auswanderungsbewegung zu erklären, wie wir fie andauernd feit der Mitte 
dieſes Jahrhunderts in Medlenburg antreffen. Berleitung und Auf: 
munterung finden fich nur dort in größerem Umfang, wo fie mit ihrem 
Loſe unzufriedene Gemüter vorfinden, die der Wunfch nach Beireiung von 
diefem ihren Loſe und die Hoffnung, drüben die Urſachen ihrer Unzufrieden— 
heit nicht vorzufinden, den Verlockungen und Grmunterungen ein allezeit 
nur zu williges Ohr leihen läßt. Wer mit feinem Loſe im großen und 
ganzen zufrieden ift, der wird — und das gilt ganz bejonders von dem 
im Grunde doch jo feſt an der Heimat hängenden Medlenburger — nicht 
leicht den Einflüfterungen Dritter zugänglich fein, auch wo er vielleicht in 
feiner DBertrauenzfeligfeit und Unkenntnis der Verhältniffe der fernen Welt: 
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teile ihren Angaben über die drüben herrſchenden glüdlichen Zuftände 
Glauben zu jchenten geneigt ift. Wo aber Berleitung und Aufmunterung 
an unzufriedene Gemüter hinantreten, die nicht mehr viel in der Heimat 
verlieren und drüben von der fie bedrüdenden Laſt der heimatlichen Ver— 
hältniſſe frei werden zu können glauben; wo fie Mißftände vorfinden, die 
zu Solcher Unzufriedenheit Grund geben, da vermögen fie erfolgreich zu 
wirken, indem fie die Unzufriedenheit nähren und fördern, auch wohl, wo 
Stleichgültigkeit oder überfommene Gewohnheit thatjächliche Übeljtände ala 
jolche nicht empfinden Tießen, auf diefe Unzuträglichkeiten hinweifen und jo, 
indem der Wunſch nach Befeitigung derjelben erſt erwedt wird, eine Un 
aufriedenheit erſt hervorrufen. Wo aber eine Auswanderung auch in 
ihrem inneren Grund nur auf Berleitung beruht, wo nur die verlodenden 
Schilderungen befferer Zuftände den Auswanderer zum Verlaſſen liebgewor— 
dener heimatlicher Berhältniffe bewegen, da wird folcher Auswanderung, 
wie daS Beilpiel der oben genannten Auswanderung nad) Rußland deutlich 
zeigt, bald ein plößliches Ende bereitet; in jolchen Fällen währt es nicht 
lange, bis fi unter den Zurüdgebliebenen die Erkenntnis Bahn bricht, daß 
jene beglüdenden Schilderungen eitel Lug und Trug find, und daß den 
Auswanderer durchaus nicht das erjehnte glüdliche Los erwartet. Wenn 
daher die überfeeifche medlenburgifche Auswanderung bereit? Jahrzehnte 
hindurch und in erheblichem Umfang andauert, fo folgt Hieraus, daß Ber: 
leitung und Aufmunterung, mögen fie auch oft den äußeren lebten Anſtoß 
gegeben haben, doch im Grunde genommen keineswegs die treibende Urſache 
bilden können. Wenn man fpeciell aus Ermittelungen über die Auswan— 
derung des Jahres 1872, nach denen auf jeden Agenten derjenigen Städte, 
wo nur ein Naent kongeffioniert war, durchichnittlich 40 Auswanderer ent» 
fielen, während in Städten mit zwei oder mehr Agenten von jedem derjelben 
mehr als die doppelte Zahl von Auswanderern befördert war, den Schluß hat 
ziehen wollen, daß infolge der Vermehrung der Agenten auch die Auswande— 
rung fteige, jo erjcheint diefer Schluß in feiner Weife geboten, es fann viel- 
mehr ebenfo gut angenommen werden, daß wir e8 auf der einen Seite mit 
Gegenden geringerer Auswanderung zu thun haben, die eben um beswillen 
auch nur einem Agenten Beichäftigung zu geben vermögen, auf der andern 
Seite mit Gegenden von lebhafterer Auswanderung und folgeweife lohnenderem 
Agenturbetriebe, der auch alsbald mehr Agenten anzieht. Doch dem jei, 
wie es wolle, immerhin können wir in den nicht zu leugnenden Dlängeln 
der Auswanderungsgejeggebung eine Haupturfache der großen medlenburgi- 
ichen Auswanderung nicht erbliden und zwar um fo weniger, als diejelbe, 
bejonderd auch was die Geftaltung des Agenturwejens anbelangt, in den 
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grumdleglichen Prinzipien, ſoweit fie hier in Frage kommen fönnen, von | 
der der übrigen deutfchen Staaten nicht weſentlich abweicht und mithin 
zu einer Erklärung gerade der bedeutenden medlenburgifchen Aus 
wanderung in feiner Weife ausreicht. 

Ganz das Gleiche ift von der direkten wie indirelten Ermunterung zu 
Auswanderung zu jagen, die von den ans Biel gelangten und mehr ode 
weniger vom Glüd begünftigten Auswanderern felber ausgeht. Mag aud 
in der That das gute Fortlommen einzelner Auswanderer gleich eine große 
Anzahl anderer, die in der Heimat zurüdgeblieben find, zur Nachahmung 
anreizen, namentlich wenn e8 Landsleute, Bekannte, Freunde oder Br: 
wandte find, mögen auch weiter die guten Nachrichten von drüben, zumal 
wenn fie von der Überfendung von Geldmitteln oder Überfahrtbillets be- 
gleitet find, manchen zur Auswanderung veranlaflen, der ohne fie fid 
jchwerlich dazu entichloffen Hätte, jo wird auch Hier wieder von dieſer Aus: 
wanderung nicht fowohl der mit feinem Loſe in der Heimat Zufriedene er: 
griffen, der feine Stellung, in der er ſich wohl fühlt, verlaffen müßte, um 
drüben fich erft unter neuen und ungewohnten Verhältniſſen eine nut 
vielleicht glüdlichere Stellung zu erringen, als vielmehr der von den 
heimatlichen Verhältniſſen Bedrüdte, der nur zu empfänglich ift für bie 
von anderen ſeines Standes und feiner Stellung drüben erreichten Erfolge 
und der gleich ihmen fich eine beffere, zufriedenere Stellung verichaffen zu 
fönnen hofft. 

Auch ift nicht abzujehen, inwiefern fich ein folcher Grund zur Aus 
wanderung vorzugsweije in Medlenburg in bedeutjamer Weije geltend machen 
und den großen Umfang der Auswanderung veranlafien jollte. 

Wenn weiter des öfteren darauf Hingewiejen wird, dab häufig den 
aus einem Orte übers Meer Gegangenen in mehr oder weniger furzer Zeit 
zahlreiche andere Perfonen desſelben Orts, aus demjelben Familien- oder 
Freundeskreiſe nachjolgten, und wenn hieraus gejolgert wird, daß das ver: 
wandtjchaftliche oder freundichaftliche Verhältnis zu den Voraufgegangenen, 
der Wunſch, fih mit den letzteren wieder zu vereinigen, den Grumd zur 
Auswanderung gebildet Habe, jo kann auch dies nicht für zutreffend erachtet 
werden. Ganz abgejehen davon, daß jolche verwandtichaftliche Gefühle doch 
viel zu allgemeiner Natur find, al® daß man auf fie die bejondere Gejtal- 
tung der medlenburgiichen Auswanderung zurüdführen dürfte, jo ift auch 
in der großen Mehrzahl diefer Fälle der eigentliche Grund der Auswande— 
rung ein ganz anderer. Wir glauben nicht fehl zu gehen, wenn wir an- 
nehmen, daß regelmäßig diefe Nachiolgenden jchon Längft zuvor den Wunſch 
gehabt Hatten, von den ihnen drüdend gewordenen heimatlichen Verhälte 
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niffen frei zu werden, daß fie aber den Mut nicht hatten, fich übers Meer 
und unter ganz neue, noch unbekannte Lebensverhältniffe zu begeben, bis 
einige Entjchloffenere — eben jene Voraufgegangenen — getragen und begleitet 
von den Erwartungen und Hoffnungen ihrer zurüdgebliebenen Freunde oder 
Berwandten, das Wagnis unternahmen und glüdlih ausführten; aladann 
ſchwinden Furcht und Beforgnis der Zurücdgebliebenen mehr und mehr, und 
fo zögern fie denn nicht länger mit der Auswanderung. Nur gering ift da= 
gegen die Zahl derer, die aus ihren heimatlichen, geficherten und zufriedenen 
Berhältniffen Heraus, Tediglih aus Sehnfucht nach dem Zufammenleben 
mit Verwandten ſich zur Auswanderung entjchließen; es find die in der 
Regel Eltern, deren Kinder drüben find, und die ihnen nachfolgen, um dort 
im Kreiſe der Ihrigen ihren Lebensabend zu vollbringen. Ungleich häufiger 
— und zwar gerade in Medlenburg — ift allerdings der Fall, daß un- 
jelbftändige Angehörige, Ehefrauen bezw. Bräute, nicht erwerbafähige Kinder 
oder altersſchwache Eltern dem voraufgegangenen Grnährer nachfolgen, jo= 
bald diejer drüben eine einigermaßen fichere Brotjtelle erlangt hat; allein 
es liegt auf der Hand, daß diefer Auswanderung jowenig eine jelbjtändige 
Bedeutung beiwohnt, wie wenn diefe Perfonen zugleich; mit dem Grnährer 
ausgewandert wären; twie in jenem, jo fommt auch in diefem alle nur 
der Grund in Betracht, der den Ernährer zur Auswanderung ver— 
anlaßte. 

Es iſt weiter verjchiedentlich behauptet, daß die Auswanderung der 
ländlichen Arbeiter vornehmlich auf Unzufriedenheit mit ihrem Einkommen 
zurückzuführen ſei. Dasfelbe jet jet unzureichend ; befonders babe die Löh— 
nung der Tagelöhner mit den veränderten Zeitverhältniffen nicht gleichen 
Schritt gehalten und ſei infolge Überwiegens der Naturemolumente fehlerhaft, 
da für diefe bei einem etwaigen Verkauf vegelmäßig nur geringe Preife 
erzielt werden könnten, während fie, in der eigenen Wirtſchaft des Tage: 
(öhners verbraucht, auch in der Negel in diefer Wirtfchaft aufgingen, ohne 
daß der Tagelöhner aus ihr das bei der jegigen gefteigerten Geldwirtichaft 
noch neben feinem baaren Lohn zum Lebensunterhalt nötige Geld zu er» 
zielen vermöge. Diefe Behauptungen werden im wejentlichen auf mehr 
oder weniger ins einzelne gehende Berechnungen und Gegenüberjtellungen 
einerfeit3 des baren Lohne und der Naturalemolumente, andererfeits der für 
den Arbeiter und jeine Familie notwendigen Ausgaben gejtüßt. Dem gegen- 
über wird von anderer Seite, gleichfallg an der Hand von Berechnungen, 
nachzuweiien gejucht, daß das Einfommen der Arbeiter nicht nur ausreiche, 
fondern bei ordentlicher Wirtſchaft jogar Überſchüſſe gewähren müſſe. Darf 
man nun auch bei der großen Verſchiedenheit der Löhne, namentlich in« 
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bezug auf die Naturalemolumente wie auch bei der Unficherheit in der 
Schätung dieſer letzteren ſowie des notwendigen Xebensunterhalts allen 
diefen Berechnungen an fich ein irgend erhebliches Gewicht nicht beimefien, 
fo kann doch im allgemeinen eine materielle Notlage der arbeitenden Klafſen 
auf dem Lande nicht anerfannt werden, wenn man erwägt, daß die Löhne 
namentlich der Zagelöhner in Mecklenburg im Verhältnis zu denen anderer 
Staaten durchaus gut find, daß nachgewiejenermaßen den ſtädtiſchen Spar— 
faffen aus den ländlichen Arbeiterkreifen alljährlich namhafte Einlagen zu= 
fließen und jomit auf einen gewiffen Wohlitand diejer Leute jchließen Laffen, 
vor allem aber, daß der größte Teil der medlenburgifchen Auswanderer fich 
nicht nur im Befit der notwendigiten Überjahrtömittel befindet, jondern 
darüber hinaus noch über mehr oder weniger beträchtliche Geldmittel ver— 
fügt, — Eriparniffe oder der Erlös aus dem Verkauf der oft 600 Marf 
und mehr bewerteten Habe. Ja, e8 ift jogar in gewiſſer Weile wahr, wenn 
behauptet wird, daß gerade die Wohlhabenheit des medlenburgifchen Ar— 
beiterftandes an der größeren Auswanderung aus Medlenburg Schuld fei; 
denn wo in andern Staaten viele, unter dem Drud der heimatlichen Ver— 
bältniffe ſeufzend, fich in folcher wirtichaftlichen Lage befinden, daß fie nicht 
einmal die Mittel zur überfeeifchen Auswanderung befigen und auch nicht 
zu erwerben vermögen, da wurde es ehemal® und wird es auch jeßt noch 
dem medlenburgifchen Arbeiter und vor allem dem anläffigen Tagelöhner 
regelmäßig nicht allzu fchwer, den Wunsch nach Auswanderung für ſich und 
feine oft zahlreiche Yamilie auszuführen, und ſelbſt wo ihm nicht ſchon der 
Berlauf feiner Habe die notwendigen Mittel gewähren follte, kann er fich 
das Fehlende bei längeren Ausharren in jeiner Arbeit verjchaffen. Liegt 
nun auch in dieſer verhältnismäßigen Wohlhabenheit nicht ſowohl eine 
Urfache der Auswanderung ala vielmehr nur ein Moment, welches eine 
aus andern Gründen hervorgehende Auswanderung ermöglicht oder doc 
erleichtert, fo ift doch diejes Moment bei einer vergleichenden Betrachtung der 
medlenburgifchen Auswanderung mit derjenigen anderer Länder von her- 
borragender Bedeutung; erjcheinen doch gerade infolge einer bejjeren ma— 
teriellen Lage des medlenburgifchen Arbeiteritandes die Urſachen der Aus— 
wanderung bier weit intenfiver und fomit auch die medlenburgifchen 
Zuftände im Verhältnis zu denen der andern Länder mit geringerer Aus— 
wandererzahl, weit jhlechter, als fie es in der That find. 

Was aber die behauptete Fehlerhaitigkeit der überwiegenden Natural« 
löhnung betrifft, jo kann die Begründetheit dieſes Vorwurfs unſeres Erachtens 
nicht verfannt werden; es wird thatjächlich dem Tagelöhner oft jehr jchwer 
und nur unter vieler Mühe möglich, die für fih und feine Familie nötigen 
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baren Ausgaben, joweit fie durch den Tagelohn nicht zu deden find, aus 
jeiner eigenen Wirtſchaft herauszuarbeiten, und fommt nun noch, wie leicht 
möglich ift, eine Unterichägung des Wertes der ihm verabreichten Natural- 
emolumente hinzu, jo mag wohl in manchen Fällen fich feiner eine Unzu— 
friedenheit über die Höhe feines Einkommens bemächtigen und ihn zur Aus— 
wanderung nach Amerifa veranlaffen, das durch feine hohen baren Löhne 
lodt. Allein in den meiften Fällen verftehen doch der medlenburgijche 
Arbeiter und feine’ Familie jo zu wirtichaften, daß fie — wenn fie nur im 
übrigen fleißig und jtrebfam find — ihr gutes Ausfommen haben und 
auch noch Erjparniffe machen können, und find daher nicht geneigt, um 
bloßer vermeintlicher Verbefjerung ihrer materiellen Lage willen die Heimat 
zu verlaflen. 

Die Urfachen der medlenburgifchen Auswanderung find aber auch weiter 
feinegwegs politischer Natur; es ift insbefondere nicht das Ausgeſchloſſenſein 
der ganzen ländlichen Bevölferung von der Teilnahme an der Beratung und 
Beihlußfaffung über die Landesangelegenheiten, nicht das unerfüllte Ver— 
fangen nach einer Eonftitutionellen Berfafjung Medlenburgs, welches die 
Arbeiter zur Auswanderung getrieben hat und noch treibt; es haben nicht 
die getäufchten Hoffnungen des Jahres 1848, das dem fchweriner Groß- 
berzogtum eine folche — jedoch fchon 1850 wieder auigehobene — Ver— 
faffung brachte, die große Auswanderung jener Jahre bewirkt. Denn die 
ländliche Arbeiterflaffe Mecklenburgs jtand und fteht auch jet noch im all- 
gemeinen der politifchen Entwidelung ihres Heimatlandes ganz gleichgültig 
gegenüber, fie hängt mit unverbrüchlicher Treue an dem altangejtammten 
Herricherhaug, von deifen Einficht und wohlwollender Fürforge fie von jeher 
die Erfüllung ihrer berechtigten Wünfche erwartet Hat. Der Arbeiterjtand 
hat bier nicht das Beſtreben, ſelbſt politifch eine Rolle jpielen zu wollen ; 
er ift e8 don jeher gewohnt und daher zufrieden, daß andere für ihn forgen 
und feine Intereffen wahrnehmen, ob nun in jtändifcher oder in konſtitutio— 
neller Berfaffjung. Nicht die politifchen Zuftände an fich waren es, die den 
Arbeiter mit feinem Loſe und feiner Stellung unzufrieden machten, jondern 
vielmehr die focialen Mikftände, die fich zugleich mit diefen politifchen Zu— 
ftänden und zum größten Teil aus ihnen heraus entwicelt hatten. Nur 
infofern man namentlich in den nächiten Jahren nach 1848, weſentlich mit⸗ 
veranlaßt durch eine von außen in jene Landbevölkerung hineingetragene, 
überaus lebhafte Agitation, des Glaubens war, daß allein durch eine Ande— 
rung jener politifchen Verhältniffe und durch die Einſührung einer konſtitu— 
tionellen Berfaffung auch die drüdenden jocialen Schäden befeitigt werden 
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würden, beftand in den ländlichen Arbeiterkreifen das Verlangen nach einer 
Beriaffungsreform. 

Diefe focialen Schäden aber, die jene Kreife mit ihrer Lage unzufrieden 
jein ließen und fie jo der Auswanderung in die Arme trieben, find unferes 
Erachtens vorzugsweiſe in den Heimats- und Niederlaffungsverhältniffen des 
platten Landes zu erbliden, wie fie von dem allgemeinen Aufſchwung der 
Auswanderung an im wejentlichen unverändert biß zum Ende der 60er 
Jahre in Mecklenburg bejtanden haben. Eben diefelben Umftände, die, wie 
wir oben kurz erörterten, die anfängliche Begünftigung der Auswanderung 
vornehmlich durch die Ritterſchaft deranlaßten, haben auch zugleich dieje 
Auswanderung jelbft hervorgebracht '. 


ML 


Die Geftaltung der mecklenburgiſchen Heimats- und Niederlaffungsver: 
hältnifje wurde im hervorragender und ausfchlaggebender Weife durch die 
Pflicht der Armenverforgung beeinflußt, für die von jeher der Grundſatz be= 
ftand, daß jedes Stadtweſen, jedes Amt und jedes Gut feine eigenen Armen 
zu erhalten habe. Der Ausgangspunkt aber für Armenverforgung ſowohl 
wie für das Heimatörecht war die Ortsangehörigkeit, die entweder durch 
ausdrüdliche Niederlafjungsbewilligung der Ortsobrigfeit oder durch zwei— 
jähriges jelbjtändiges Wohnen bezw. fünfzehnjährige ununterbrochene unſelb— 
jtändige Thätigkeit im Gewerbe oder als Dienftbote an dem betreffenden 
Ort erworben werden fonnte. Die Erteilung des Niederlaffungstonjenjeg 
nun war lediglich Sache des freien Ermeflens der Obrigkeit, diefe Obrigkeit 
aber war — und das verlieh den medlenburgifchen Heimatsverhältnifien 
vor denen aller anderen Staaten ihre eigentümliche und einfchneidende Wir: 
fung — der Grundherr jelbjt, insbefondere alfo auf den Rittergütern der 
einzelne Gutöbefiter, der durch diefe Vereinigung öffentlichrechtlicher und 
privatrechtlicher Befugniſſe in den Stand gejegt war, die Niederlaffung orts- 
jremder PBerfonen vom rein privatwirtichaftlichen Standpunft aus zu be= 
trahten und, indem man jeden Neuanziehenden als einen künftigen Orts— 
armen anſah, der dereinjt der grundherrlichen Kaffe zur Laft fallen werde, 
aus der bejtändigen Beſorgnis folcher möglicherweife eintretenden Ver— 


ı Völlig verfehlt ift e3 u. E. wenn man, wie mehrfach geichehen ift, die ganze 
Medlenburgiiche Auswandernng jeit jener Zeit lediglich als die Folge jener anfäng: 
lichen Begünftigung auffaßt und fie dadurch erklärt, dab die erften zahlreichen Aus: 
wanderer immer mehr und in immer weiteren reifen andere nad) fich gezogen hätten. 
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armungen die Niederlaffungen, jomweit e8 nur irgend möglich, zu beichränfen. 
Dazu fam aber noch eins. Während man in den Gtäbten eine Wohnung 
auch ohne Zuthun der Obrigkeit in der Regel unfchwer zu erlangen ver- 
mochte, war auf dem platten Lande auch der Grundherr allein in der Lage, 
eine Wohnung zu gewähren, auch wo Grund und Boden in Zeit: oder Erb- 
pacht weggegeben waren, konnte regelmäßig die Hingabe von Wohnungen an 
Ortsfremde ohne grundherrliche Einwilligung nicht erfolgen. Auch thatjäch- 
lich war daher die Niederlaffung Lediglich) von dem Willen des Grundherrn 
abhängig. Daß unter diefen Umftänden im Ritterfchaftlichen die Zahl der 
Wohnungen außer im Falle dringendften VBedürfniffes nicht nur nicht ver— 
mehrt, jondern im Gegenteil bei pafjender Gelegenheit vermindert wurde, 
liegt auf der Hand. Ebenjo war auch im landesherrlichen Domanium die 
Zahl der Wohnungen nur beichränft, und die Aufnahme von Mietern war 
regelmäßig nicht geftattet. Indem nun fo jedes einzelne Gut und jede 
Domanialortichaft fich in gleicher Weife gegen eine Aufnahme Ortsfremder 
zum Zwede der Niederlafjung ablehnend verhielten, entjtand jene fchon oben 
erwähnte gegenjeitige Abjchließung, und es war für den ländlichen Arbeiter 
ein Berziehen von einem Ort an den andern jo gut wie unmöglich; ein 
jeder war thatfächlich an den Ort gebannt, wo er Heimatsberechtigung er— 
langt hatte, und der verpflichtet war, ihm eventuell Armenunterftügung zu 
gewähren. Wie e8 einerjeits dem Gutsbeſitzer nicht möglich war, fich feiner 
Butsangehörigen zu entledigen, jo wie er wünfchte, jo konnten auch anderer- 
jeit3 die leßteren in der Regel nur auf dem Gute ſelbſt zur Niederlafiung 
gelangen und waren aljo, wenn fie dies nicht wollten oder — was häufiger 
dorfam — wenn der Gutsherr ihnen dieje Niederlafiung wegen Mangels 
an Wohnungen oder aus anderen Gründen nicht gewähren konnte oder 
wollte, zum Berlaffen der Heimat genötigt und wurden, da die Aufnahme 
in andere benachbarte Staaten gleichfalls auf Schwierigkeiten ftieß, auch die 
Heimat3- und Niederlaffungsverhältnifje dort ebenfalls der Begründung einer 
jelbftändigen Eriftenz nicht immer günftig waren, der Auswanderung in das 
gaftliche Amerika in die Arme getrieben. 

Eine gewerbliche Thätigkeit war außerhalb der Städte auf dem platten 
Lande nur in jehr geringem Umfang zuläffig. Bei der in Mecklenburg be— 
ftehenden und auf die größte Zahl der Gewerbe fich erſtreckenden Zunftver— 
jaffung, die in den Städten die Ausübung durch Ortsfremde nicht zuließ 
und überdies das Ginheimifchwerden zum Zweck gewerblicher Niederlafjung 
durch Hohe Aufnahmegebühren ſowie unter anderem auch durch erhöhte 
Sicherheitzleiftungen für den Fall fünftiger Verarmung erjchwerte, waren 
auf dem Lande überhaupt nur fehr wenige Gewerbe zuläffig und auch diefe 
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nur mit weitgehenden Beſchränkungen; namentlih war für jeden Hof und 
jedes Gut die Zahl der Handwerker feſt beftimmt. Junge Handwerker vom 
"Lande waren mithin, weil die Städte fie nicht aufnahmen, darauf ange= 
wiefen, jahrelang zu warten, biß eine betreffende Stelle im Heimatsort frei 
wurde, ohne doch die Gewißheit zu Haben, daß nicht der Grundherr jtatt 
ihrer die Stelle einem Dritten, wohl gar einem Ortöfremden erteilen werde. 
Auch fie waren alfo, wenn fie nicht ihr Leben lang Gejellen bleiben wollten, 
zur Auswanderung gezwungen. 

Mit der Beichränkung der Niederlafiung jtand im engiten Zufammen: 
hang eine große Erjchwerung der Ehefchließgung. Denn nach medlenburgi- 
ſchem Recht mußte jeder Mann, der heiraten wollte, ein Domizil erivorben 
haben, dag er demnächſt bei feiner Verheiratung beziehen durfte, und mußte 
dies auch durch einen von der betreffenden Ortsobrigfeit ausgeftellten Wohn- 
jchein nachweifen. Konnte oder wollte er aljo dort am Orte feiner Heimats— 
berechtigung eine Wohnung nicht erlangen und fand er innerhalb Mecklen— 
burgs feinen anderen Ort, der ihm zwed feiner Berheiratung Niederlaffungs- 
recht verlieh, fo mußte er auf die Ehe verzichten. Da fomit die Verheiratung 
durch die Erlangung oder obrigkeitliche Zuficherung einer Niederlaffung be= 
dingt war, jo hatte auch Hier wieder der Grundherr e8 in feiner Macht, 
eine jede Verheiratung feiner Gutsangehörigen, die er nicht für angemefjen 
oder wünſchenswert hielt, zu verhindern. Da aber die Beforgnis vor Ver— 
armung infolge von Berheiratung auch bier in gleicher Weife wie bei der 
Aufnahme Ortsfremder vorwaltete, und da auch der Grundherr, je mehr 
feiner Leute heirateten, deito mehr YFamilienwohnungen zu bauen und zu 
unterhalten Hatte, jo wurden die gut&herrlichen Wohnjcheine nicht eben frei« 
gebig erteilt. Regierungsfeitige Ermahnungen, der Berheiratung nicht ohne 
gejeglichen Grund unter Hintenanfehung obrigkeitlicher Pflichten Hinderniffe 
in den Weg zu legen, mußten ohne Erfolg bleiben; denn daß jemand am 
Orte feiner Heimatberechtigung eine Niederlaffung nicht hatte, war eben ein 
gejeglicher Grund zur Berfagung des Wohnfcheines, demgegenüber der Im- 
ftand, daß die Obrigkeit jelbft diefe „Wohnungstlofigkeit“ bewirkt hatte, nicht 
in Betracht fam. Es liegt auf der Hand, daß unter folchen Berhältniffen 
fich nicht nur einerfeit® wilde Ehen und überhaupt außerehelicher Geſchlechts— 
umgang vermehren mußten, jondern auch andererfeit3 jo manches Paar, dem 
die Erlaubnis zur Niederlafjung verjagt wurde und das gleichwohl auf die 
Ehe nicht verzichten wollte, fich zur gemeinfamen Auswanderung entjchloß, 
um drüben ihr eheliches Leben zu beginnen. Wie häufig derartige Aus— 
wanderungen vorfamen, geht auch namentlich hervor aus den in großer Zahl 
feitens der Auswanderer nachgefuchten Dispenfationen von der Beibringung 
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des Domiziljcheines zum Zwede dev Trauung. Diefe Dispenfationen wur— 
den indejjen nur Inländern, die fich mit einer Inländerin verheiraten wollten, 
erteilt und nur dann, wenn unter anderem der Antragfteller erflärt Hatte, 
fein bisheriges Heimatäverhältnis nach erfolgter Trauung zu allen Rechts— 
folgen aufgeben zu wollen, auch bereit? einen Befdrderungsvertrag über die 
alsbald nach der Trauung anzutretende Reife abgejchloffen und nicht nur 
das Fahrgeld bereits bezahlt bezw. fichergeitellt Hatte, fondern auch außer- 
dem noch 50 Thaler bar beſaß. Waren fie aber demnächit auf Grund der 
erteilten Dispenfation getraut, jo verloren fie ihre bisherige Ortsangehörig- 
feit und wurden, wenn fie ihre Auswanderungsabficht nicht ausführten bezw. 
in die Heimat zurücfehrten und von neuem Heimatsrecht nicht zu erwerben 
vermochten, im falle ihrer Hülfgsbedürftigfeit dem Landarbeitshaus über— 
wiefen. 

Unbefriedigend war aber auch die Lage der bereits anfäffig gewordenen 
Sandbevölferung, bejonders, bei aller materiellen Sicherheit, die ihnen ihre 
Stellung gewährte, die der Tagelöhner auf den Rittergütern (und den großen 
Domanialpachthöfen). Das ehemalige patriarchalifche Verhältnis zwijchen 
den Gutsheren und feinen Hinterjaffen war im Laufe der Zeit mehr und 
mehr gewichen und Hatte einer vein Fontraftlichen Aufiaffung, einem Ver— 
hältnis von Arbeitnehmer zu Arbeitgeber Pla gemacht, das auf Seiten des 
Eriteren das drüdende Gefühl der Abhängigkeit vom Gutöheren um jo 
ftärfer hervortreten ließ, als er nicht nur innerhalb des Kontrakts, fondern 
auch außerhalb desjelben in der weitgehendften Weije auf den guten Willen 
des Brotheren angewiefen war. Der Tagelöhner war und iſt in Medlen- 
burg nicht nur fontraftlich ftet3 auf ein ganzes Jahr vom Herbſt bis zum 
Herbit gebunden und zwar mit vorheriger Halbjähriger Aufkündbarkeit zu 
Ditern, fondern er erhielt und erhält auch jeine Wohnung am Orte feiner 
Arbeit durch den Gutsherrn oder Pächter und muß daher im Falle feiner 
Kündigung ſich nicht nur nach einem anderen Dienft, jondern auch nach 
einer anderen Wohnung für fi) und feine Familie umfehen. Cine Reihe 
von Hülfeleiftungen, die der Tagelöhner, ohne daß das Eontraftliche Ver— 
hältnis fie vorjchreibt, notwendig braucht, 5. B. Unterftügung bei Krankheits-, 
Unglüds-, Alters- und Sterbefällen, bei Gewinnung der eigenen Kleinen 
Ernte und in Bezug auf Fuhren zur benachbarten Gtadt, Hängen 
durchaus dom guten Willen des Gutsheren bezw. Pächter ab, der beim 
Fehlen Eleineren bäuerlichen Grundbefiges allein zu diefen Hüffeleiftungen 
imftande war und fie nur ungern leiftete oder auch wohl ganz verjagte. 
Das Gleiche gilt für die Beichaffenheit der dem Tagelöhner zu verabreichenden 
Naturalien und für die Inftandhaltung des Tagelöhnerfatens. Bor allem 
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aber war es wiederum die obrigkeitliche Stellung des Gutsherrn, die dieſem 
ſeinen Leuten gegenüber eine große Machtfülle verlieh und fie in vielen 
Fällen nötigte, ihm gänzlich zu Willen zu fein, um ihn nicht gegen fich 
einzunehmen. 

Ebenſo war auch oftmals die Patrimonialgerichtöbarfeit, die, wenn aud) 
regelmäßig nicht vom Gutsheren jelbit, doch immerhin durch einen von ihm 
abhängigen und frei kün ausgeübt wurde, beim Aufhören 
jener alten, patriarchalifchen Zuftände für die Gutsangehörigen ein Stein des 
Anſtoßes und ſtets — namentlich aber, wenn in Sachen des Gutäherrn 
jelbft Recht gefucht wurde — geeignet, Zweifel an der Unparteilichfeit des 
Gerichts auflommen zu Lafjen. 

Drücdend war und ift auch die fontraktliche Verpflichtung, jeden Tag 
für die dolle Arbeitezeit zum Hofdienjt fommen zu müffen, die dem Arbeiter 
iebes rechte Gamitienteben unmBaltd mat und Ihm Auch nicht genügend 
Zeit zur Bejorgung der eigenen Wirtſchaft übrig läßt, jo aber ihn zwingt, 
wenn der Herr nicht aus freiem Willen die nötige Zeit hergiebt, den Sonn— 
tag dazu zu verwenden. 

Was aber ganz — läſtig empfunden wurde und Es im Laufe 


der Jahre biß heute in inmmer mehr ſich ſteig e das iſt 
die Pflicht des Tagelöhners des Hofgängers, 
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mochte ehemals, wo regelmäßig die rau oder die eriwachjenen Kinder des 
Zagelöhners zu Hofe gingen, und wo, wenn das nicht möglich oder nicht 
erwünjcht war, junge Yeute leicht zu finden waren, die ala Hofgänger dienen 
mochten, für den ZTagelöhner unjchwer zu erfüllen fein, als aber in ber 
Folge die jungen Leute mehr und mehr Umluft zum Dienen zeigten und 
lieber als freie Arbeiter bei zwar nicht andauerndem, aber doch höherem 
Derdienft ein ungebundenes Leben führen wollten, auch durch die wachjeude 
Auswanderung der jüngeren ledigen Knechte und Dienjtboten dem Lande 
nach und nach zahlreiche dienende Kräfte entzogen wurden, da mußte auc 
den ZTagelöhnern, zumal da nun auch die eigenen Kinder nicht auf dem 
Gut blieben, fondern auswärts ihr Brot fuchten, die Beichaffung der Hol 
gänger von Jahr zu Jahr jchwieriger werden. Sie mußten fich bei dem 
Mangel an Arbeitskräften oft freuen, wenn fie überhaupt einen Hofgänger 
auftreiben konnten, und ihn dann durch möglichites Entgegentommen feſtzu— 
halten fuchen. Der junge, balbwüchfige Burfche aber, im Bewußtfein feiner 
Unentbehrlichkeit, fucht in der Regel im Haufe des Tagelöhners und in 
deifen Familie die erſte Rolle zu fpielen, und wird fo für die Hausgenofien 
zu einer wahren und fteten Qual. Ginjtmals Dienftbote des Tagelöhners 
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ift der Hofgänger — und das gilt im bejonderen Maße auch heute noch — 
durch die Macht der Berhältniffe fein Herr geworden. Die Gutsbeſitzer nun, 
die ſelbſt gleichfalls mit dem Mangel an Dienftboten ſchwer zu kämpfen 
hatten und auf die Gtellung des Hofgängerd durch den Tagelöhner nicht 
verzichten zu fünnen glaubten, bejtanden hartnädig auf ihren bezüglichen 
fontraftlichen Rechten, es wurde dadurch mancher Tagelöhner zur Kündi- 
gung und, weil er anderswo, wenn überhaupt, jo doch nur unter der glei- 
chen, drüdenden Bedingung der Hofigängerhaltung zur Niederlaffung ala 
Tagelöhner gelangen konnte, mit feiner Familie zur Auswanderung ges 
trieben. 

Nun finden wir zwar eine große Abhängigkeit des Arbeiter von feinem 
Brotherrn auch in anderen vielfachen VBerhältniffen und nicht nur in Mecklen— 
burg, fondern auch in allen übrigen Ländern, was dieſelbe aber gerade in 
Medlenburg bei der ländlichen Bevölkerung eine folche Unzufriedenheit mit ihrem 
Loſe erregen ließ und fie zur zahlreichen Auswanderung bewog, das war die 
fait gänzliche Augfichtälofigkeit, fich jemals durd Fleiß, Tüchtigkeit und 
Sparſamkeit aus dieſem Verhältnis der Abhängigkeit Treimachen und der 
einft auf einem eigenen, wenn auch nur kleinen Grundftüd fein eigener He 
werden zu können, n zwar die Mittel zum Erwerb eines ſolchen waren 
bei der verhältnigmäßigen Wohlhabenheit der Leute oft vorhanden, aber es 
mangelte jowohl in Medlenburg Schwerin als in Medlenburg-Streliß, 
beidemale namentlich im ©ebiet der Ritterfchait, an kleinem ländlichen 
Srundbefit. 

Iſt es nun auch zur Zufriedenheit der ländlichen Arbeiter nicht un— 
bedingt erforderlich, daß jeder von ihnen eigenen Kleinen Befig hat, jo muß 
doch immerhin für jeden die Möglichkeit beftehen, daß er oder doch dereinjt 
feine Kinder das nach und nach erfparte Vermögen in Grundeigentum ans 
legen fünnen, und zwar thunlichit da, wo es ihnen paßt, — dies aber wird 
in der Regel in der Nähe der Heimat fein, deren Verhältniffe fie ja kennen 
und mit der fie durch taufend Fäden verbunden find. Eigenen Grund und 
Boden zu beiten, das ift das lebte Ziel jedes jtrebjamen ländlichen Arbei- 
ters, und die Ausficht auf diefes Ziel läßt ihn auch die drückenden Feſſeln 
der Abhängigkeit in Geduld und Zufriedenheit ertragen. Wo aber die Er— 
reichung dieſes Ziels verjagt ift, wo ed an fleinem Grundbeſitz fehlt, oder 
wo derjelbe nicht feinem Befißer die gewünſchte Unabhängigkeit und die 
vollen Früchte feines Fleißes gewährt, nicht die freude und das Intereſſe 
am eigenen Schaffen wacherhält,; da wird das Gefühl feiner Abhängigkeit 
in dem Arbeiter übermächtig, er wird unluftig zur Arbeit und unzufrieden 
nit feinem Geſchick; fein Ohr wird für die verlodenden Schilderungen 
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namentlich der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe jenſeits des Ozeans, für die 
Rufe, die von drüben herüberſchallen, empfänglich, und er entſchließt ſich 
zur Auswanderung nach Amerika, wo er den erwünſchten Grundbeſitz leichter 
zu finden hofft ala in der Heimat. 


YıL? 


Ein eigentlicher freier Bauernjtand oder Kleingrundbefiß beftand in 
Medlenburg jo gut wie gar nicht, vielmehr finden wir neben vielfachen Zeit— 
pachtverhältnifien Lediglich ein mehr oder weniger umfafiendes Nutzeigentum, 
hinter dem überall, wenn auch zuweilen nur in jehr abgejchwächter Form, 
das Obereigentum der Grundherrſchaft herbortrat. 

Im einzelnen lagen aber die Verhältniffe in den beiden Hauptlandes— 
teilen verjchieden. 

Im Gebiet der Ritterfchait fehlte der Kleine Grundbeſitz faſt gänzlic. 
Hier, auf einer Fläche, die in Mtedlenburg-Schwerin mit 103 Quadrat: 
meilen mehr ala °s, in Medlenburg-Strelig mit rund 12 Quadratmeilen 
etwa des ganzen Landes umfaßte, waltete der geichloffene Großgrumnd- 
befig faſt ausfchließlich vor, und neben etwa 1000 im Privatbefit befind- 
lichen Nittergütern wurden noch nicht 1500 Bauernftellen gezählt. Auch 
diefe letzteren beſtanden nur zum Teil aus Grbzinäftellen, die übrigens oft 
mit hohen Abgaben und harten Bedingungen zu Gunften des Gutsherrn be 
laftet und in der Art ihrer Bewirtfchaftung großen Beichränkungen unter: 
worjen waren, zum größten Teil aber aus fogen. Hauswirts- oder Bauern: 
jtellen, deren Beſitzer rechtlich nur als Zeitpächter ihrer Hufen, ohne Recht 
an Grund und Boden und ohne ein eigentliches Erbrecht galten und durch— 
aus don der Gnade des Grundherrn abhingen, der die Stellen mit höheren 
Abgaben belegen, fie verändern, namentlich vermindern oder wohl auch dem 
Bauer ganz abnehmen und zum Hoffeld fchlagen (niederlegen) konnte. Bor 
allem dieſes „Necht der Legung” , gegen das die Landesherrfchait oft und 
lange angefämpft hatte, ohne dasjelbe gänzlich bejeitigen zu fönnen, und dem 
von den im Jahre 1628 noch vorhandenen mehr ala 12000 Bauernftelleu 
Be alle bis auf den obenerwähnten kümmerlichen Reft zum Opfer gefallen 


A 1 al. über das Folgende die — und fachliche Abhandlung von 
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und Boden in Medlenburg:Schwerin. (Leipzig 1835). 
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waren, lag jtet3 wie ein dunkler Schatten über dem größten Teil des ritter- 
Schaftlichen Bauernitandes. 

Nicht ganz jo jchlecht jtand e3 um den Kleingrundbefi im Domanium, 
das in Medlenburg- Schwerin gleichfalls »s, in Medlenburg-Strelit fat */s 
der Gejamtfläche einnahm. Hier zählte man um das Jahr 1855 in 
Mecklenburg: Schwerin etwa 12000 bäuerliche und etwa 2000 Häusler: 
ftellen, in Medlenburg-Streliß etwa 1150 bäuerliche und 1250 Häusler: 
ftellen, denen etwa 325 bezw. 75 große Zeit oder Exrbpachthöfe gegenüber: 
ftanden. Auch Hier waren eine große Zahl der Bauern Hauswirte, die be- 
fondere „Pachtlontrakte” auf 12—14 Jahre erhielten, ein eigentliches Erb— 
recht nicht Hatten, jedoch objervanzmäßig auf ihren väterlichen Hufen 
thunlichjt erhalten wurden. Sie konnten abgemeiert werden, mußten Zeile 
ihrer Hufen ohne Entſchädigung abtreten und fi) auch die Erhöhung ihrer 
Pächte nach Ablauf der Pachtperiode gefallen laffen. Auch nahm die Landes» 
herrichaft ‘ihnen gegenüber das Recht in Anfpruch, ſelbſt vor Ablauf der 
Pachtperiode die Hufen nad ihrem Gutdünfen zu verändern, und machte 
von diefem Recht ausgiebig Gebrauch; die jo veränderten, verminderten oder 
vergrößerten Hufen wurden von neuem abgejchäßt. So waren denn bie 
Hauswirte des Domaniums — wenn auch nicht in gleich hohem Grade wie 
die ritterfchaftlichen Bauern von ihren Grundherren — von der Willkür 
der Domanialbeamten und der Gnade des Landesheren abhängig. 

Aber auch die Erbpächter des Domaniumd waren in eine erhebliche 
Abhängigkeit von den die Grundherrfchaft vertretenden Behörden gebracht, 
insbejondere auch durch ihren Erbpachtlontraft in wirtjchaftlicher Hinficht 
wefentlichen Bejchränkungen unterworfen und in vielfachen Beziehungen an 
die Zuftimmung der Behörde gebunden, wie auch der ſteten Aufficht der- 
jelben unterworfen. 

Nur Domanialeingejeflene konnten übrigen? im Domanium bäuerliche 
Beſitzesſtellen erwerben. 

Borwiegend dem Bedürfnis der freien Arbeiter und ZTagelöhner jowie 
der ländlichen Handwerker waren die ländlichen Häußlereien zu dienen be= 
ftimmt. Mit der Schaffung diejer kleinſten ländlichen Anfiedelungen, die 
urſprünglich nur je 15—25 Quadratruten Haus» und Hofplab zu ſuper⸗ 
fiziariſchem Befig umfaßten und denen jpäter Gartenländereien big zu 60 
Quadratruten in Erbpacht beigelegt wurden, hatte man in den 40er Jahren 
begonnen. Indeſſen geſchah ihre Errichtung nicht ſowohl in der Abficht, die 
Niederlaffungen zu vermehren und auch den Eleinen Leuten den Befi von Grund 
eigentum zu ermöglichen, als vielmehr wefentlich nur, um gejundere und 
beffere Wohnungen für diefelben zu gewinnen; es wurde daher regelmäßig 
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nur beim Nachweis ficheren Eingehens einer bisherigen Arbeiterwohnung 
oder beim Mangel guter Wohnungen und nur bereits jeßhaften Perjonen 
des Domaniums die Erlaubnis zum Häußlerbau erteilt. Auch war die An- 
lage an viele und bejchränfende Bedingungen geknüpft, namentlich bezüglich 
der baulichen Einrichtung, die immer nur für eine Familie Wohnung 
gewähren durfte. Obwohl demnach die Anlage einer Häuslerei für den 
Arbeiter feineswegs jehr günftig war, jo vermehrten fich dennoch diefe Häus— 
[ereien verhältnismäßig jchnell!, ein ficheres Zeichen, daß der medlenburgifche 
Arbeiter feine Erjparniffe gern in einer guten Wohnung und einem Fleinen 
Grundſtück anlegt. 


VIII. 


Es liegt auf der Hand, daß bei den eben geſchilderten Beſitzverhält— 
niffen der Erwerb eines kleineren ländlichen Grundftüds mit dinglichem, 
veräußerlichen und vererblichen Recht des Beſitzers für die zahlreiche Klafſe 
der ländlichen Arbeiter nur überaus jelten zu erlangen war, zumal wenn 
man erwägt, daß die Haudwirtöftellen überall nicht jrei veräußerlih waren, 
zur Übernahme einer Erbpachtftelle oder auch nur einer Büdnerei (eines 
fleineren erbpachtähnlichen Grundjtüdes von etwa 1900 Quabdratruten), aber 
immerhin ſchon ein jür den Arbeiter jehr beträchtliches Kapital gehörte, und 
daß ber ritterfchaftliche Arbeiter von allem Befierwerb im Domanium regel- 
mäßig ausgeſchloſſen war. 

So mußte denn der medlenburgifche und namentlich der ritterjchaftliche 
Arbeiter von vorneherein darauf verzichten, jemal& etwas anderes zu werden 
als Tagelöhner, und es eröffnete fich ihm feine Ausficht, weder daß er, noch 
daß jeine Kinder aus der Abhängigkeit vom Grundheren herausfommen konnten. 
Gerade diejer letztere Umstand, das Geſchick der Kinder, mußte aber von be— 
ſonders fchwerwiegendem Einfluß fein bei dem unter allen Schichten der 
mecdlenburgifchen Bevölkerung jo ausgeprägten Streben, die Nachkommen 
über den eigenen Stand hinauszuheben. Nicht, wie anderswo, find Eltern 
und Kinder durchaus befriedigt, wenn die legteren in den Stand des Vaters 
eintreten, es joweit bringen, wie dieſer e& gebracht hat, ſondern die Finder 
jollen mehr werden, als ihre Eltern, und um dies zu erreichen, jcheuen die 
(cgteren auch dor dem größten Entbehrungen nicht zurüd, Da ift e& denn 
nicht zu verwundern, wenn fo mancher Tagelöhner mit feiner Familie nad) 
Amerika auswanderte, damit doch feine Kinder es dereinjt drüben im land» 


ı In Medlenburg: Schwerin: 1847: 142 1850: 1309; 1860: 2328; 1865: 2892, 
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wirtfchaftlichen oder auch gewerblichen Beruf weiter bringen möchten, ala «8 
ihnen hier bei den beftehenden Befit- und Niederlaffungsverhältnifien mög: 
lih war. 

Aus allem, was wir im Vorſtehenden über die Lage der Landbevölke— 
rung außgeführt haben, erhellt jomit zum Genüge, warum — wie wir 
bereit3 oben unter IV an der Hand der Statiftil nachgewiefen haben — 
gerade die Tagelöhnerfamilien jo unverhältnigmäßig ſtark unter den Aus— 
wanderern vertreten waren, und warum die Auswanderung vorwiegend das 
Gebiet der Ritterſchaft betroffen hat. Wie jehr aber vorzugsweiſe durch die 
Befitverhältnlffe, durch das Überwiegen des Großbefies die Auswanderung 
beeinflußt wurde, das zeigt fi auch noch darin, daß nächſt den ritter- 
ichaftlichen Befigungen gerade die großen Domanialpachthöfe die größte Aus— 
wanderungsziffer aufzumweifen Hatten. Es iſt an der Hand mehrjähriger 
Zufammenftellungen aus den amtlichen Auswanderungsliften Medlenburg- 
Schwerins berechnet worden, daß die Auswanderung aus 240 Pachthöfen 
in den Jahren 1867/71 : 1 von 81 Einwohnern jährlih und 1872 : 1 
von 67, aus der Ritterfchaft dagegen 1 : 63 bezw. 1 : 42 betragen hat, 
während fie aus dem gejamten Domanium nur 1: 167 bezw. 1: 147 
betrug, und es ijt daraus rückwärts für die Jahre 1855/71 die Auswande— 
rung aus den Pachthöfen zu 1 : 111 jährlich geſchätzt, während fie in der 
Ritterfchaft 1 : 82, im gefamten Domanium 1 : 221 war. 


IX. 


So wie vorftehend geichildert, lagen die Verhältniffe im wejentlichen 
unverändert biß zur Mitte der 60er Jahre. Seitdem find 25 Jahre ver: 
floffen, und diefe haben in vielen der oben erörterten Beziehungen tiefgrei= 
ende Veränderungen herbeigeführt. Die Gefehgebung des Norddeutichen 
Bundes brachte den beiden Großherzogtüimern Freizügigkeit und Gewerbe: 
freiheit, fie bejeitigte die polizeilichen Beſchränkungen der Ehefchließung und 
gab für jedermann den Erwerb von Grundjtüden frei; die Juftizreform von 
1879 endlich Hob für Prozeßſachen die Patrimonialgerichtsbarkeit auf. Wich- 
tiger noch waren aber die Veränderungen in den Belitverhältniffen des 
Schweriner Domaniumd, 

Bereits ſeit Anfang diejes Jahrhunderts war das Beitreben der Regie: 
rung darauf gerichtet gewejen, den Hauswirten des Domaniums jtatt ihres 
rechtlich jo wenig geficherten und des Realkredits gänzlich entbehrenden 
(Pacht-⸗) Beſitzes ein erbliches und veräußerliches Recht an Grund und Boden 
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zu verſchaffen, allein bis 1867 war man hierin nur langſam vorgeſchritten. 
Da wurde indeffen auf die perfönliche Jnitiative des Großherzogs Friedrich 
Franz II die allgemeine zwangsweife Vererbpadhtung der Bauernhufen be- 
ſchloſſen und wurde auch, indem man den Hauswirten, von beſonders ge= 
arteten Fällen abgejehen, nur die Wahl ließ, die neuen Bedingungen anzu- 
nehmen oder die Hufen zu räumen, in verhältnismäßig kurzer Zeit jo weit 
durchgeführt, daß, während 1867 noch 4078 Hauswirts- neben 1444 Erb= 
pachtftellen (und 7386 Büdnereien) vorhanden waren, 1875 jchon 4923 
Erbpachtſtellen und nur noch 515 Hauswirte, 1885 bezw. 1890 aber 
5323 bezw. 5365 Erbpachtitellen und 125 bezw. 71 Hauswirte gezählt 
wurden. 

Durch diefe Vererbpachtung erhielt Medlenburg- Schwerin einen Bauern- 
ftand, „‚der frei und nach Gutdünfen, ohne Furcht vor Pachterhöhungen, 
ohne Sorge um den Berluft eines Teils feiner Hufe fein Eigentum bebauen 
fann; jein Eigentum, über das er beliebig unter Lebenden und auf den 
Todesfall verfügen kann, das er verpfänden und verfchulden, nur nicht ohne 
befondere Genehmigung parzellieren und mit anderen Grundftüden konſoli— 
dieren darf“ (Paaſche). 

Hand in Hand hiermit ging das Beſtreben, die kleineren bäuerlichen 
Stellen, beſonders die Büdnereien der Zahl nach zu vermehren und in 
ihren Bedingungen für die Beſitzer günſtiger zu ſtellen, vor allem aber 
den Tagelöhnern und Arbeitern beſſere Gelegenheit zum Erwerb kleineren 
Grundbeſitzes zu bieten. Es wurden einmal ſeit 1868 die Bedingungen für 
den Anbau von Häuslereien weſentlich vereinfacht und es wurde namentlich 
den Häuslern hinſichtlich der Anlegung mehrerer Wohnungen in der Häuslerei 
und hinſichtlich deren Vermietung freie Hand gelaſſen, wodurch ſich die 
Zahl der Häuslereien von 3259 im Jahre 1867 auf 4926 im Jahre 
1875; 6787 im Jahre 1885 und 7569 im Jahre 1890 vermehrte, es 
wurden aber auch zweitens feit 1870 die bei der Umwandlung der Haus— 
wirte in Erbpächter und bei der Dotierung der ländlichen Gemeinden in= 
folge der Domanialgemeindeordnung von 1869 nach Neuregulierung der 
Feldmarken überſchüffig verbliebenen Eleinen Ader:, Wieſen- und Weideſtücke, 
die fich zur jelbjtändigen Bebauung nicht eigneten, als jog. Eigentums 
parzellen den Häuslern und Tagelöhnern zum Erwerb als freies Gigentum 
zugänglich gemacht, wiewohl mit dem Berbot, Gebäude darauf zu er= 
rihten, fie zu parzellieren oder mit anderen Grundjtüden zuſammenzu— 
werfen. 

Dagegen haben fich in der Nitterfchaft die Befiverhältnifie bis heute 
hin nicht mwejentlich geändert; die Zahl der Bauern hat fich nicht vermehrt, 
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und es iſt nur bezüglich Medlenburg- Schwerin eine Verordnung vom 
Jahre 1862 zu erwähnen, die wenigftens einem Zeil der Bauern ein be= 
ſchränktes Anrecht auf den dauernden Beſitz feiner Hufen verlieh, ohne ihnen 
indeffen auch jeßt ein eigentliches Erbrecht zu gewähren. 

Die Schwerinsche Ritterſchaft zählte 1890: 629 Stellen im Erbpadht- 
beſitz, 601 Hauswirte, 126 Büdner und 60 Häußlerftellen (davon 54 auf 
zwei in bauerfchaitlichem Befig befindlichen Gütern). 


X, 


Auch die Auswanderungsverhältniffe Medlenburgs haben fich feit den 
ſechziger Jahren nicht unerheblich anders geftaltet. 

Zwar ift, wie die Tabelle 2 erkennen läßt, der Umfang dieſer 
Auswanderung gegenüber derjenigen der früheren Jahre im allgemeinen 
nicht zurüdgegangen, und es iſt namentlich im Anfang der fiebziger, wie 
in dem der achtziger Jahre ein verhältnismäßig großer Prozentjag der Be— 
völferung beider Großherzogtümer übers Meer gegangen, allein eine Ver— 
gleichung diefer Auswanderung mit der gefamten deutjchen Auswanderung 
läßt erkennen, daß die erftere — wenigjten® jeit 1875 — gegenüber der 
feßteren nicht mehr in dem Maße Hervortritt wie einftmale. Während fie 
fih zu der Zahl der aus Deutjchen Häfen überhaupt beförderten Perfonen 
in den Jahren 

1851—1854 etwa wie 1:14; 1858—1860 wie 1:28; 
1855—1857 = = 1:12; 1861—1865 = 1:16; 
1866—1870 wie 1:25 
verhielt, war ihr Verhältnis zur Gejfamtzahl der deutjchen Auswanderer: 
1871—1875 wie 1:17, 1881—1885 wie 1:35; 
1876—1880 = 1:64; 1885—1890 =» 1:67. 

Würde man auch für die Jahre bis 1870 nur die (erheblich geringere) 
Zahl der aus deutjchen Häfen beförderten Deutjchen für diefe vergleichende 
Betrachtung grundleglich machen, jo würde fich das Verhältnis der früheren 
Jahre für Medlenburg noch viel höher geitalten, Ä 

Überaus beachtenawert ift auch, daß die medlenburgifche Auswanderung 
in ihrer Höhe jet nicht mehr jo vereinzelt dafteht wie früher, im Gegen- 
teil bereit3 von den preußifchen Provinzen Pommern, Weftpreußen, Poien 
und Schleswig-Holftein erreicht bezw. überholt ift. Es find dies — be= 
zeichnend für die oben aufgejtellte Anficht über die Gründe der Auswan— 
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derung — mit Ausnahme von Schleswig-Holſtein gerade diejenigen Staaten, 
in denen, wie in den beiden Mecklenburg, der Großgrundbeſitz vorwiegt. 


























Es betrug: 

die überſeeiſche Auswanderung durchichnitt: 

in ar lich jährlich in %o der mittleren —— * 

| betriebes! | 187175 | 187680 | 1881—85 | 1886— 90 
Medlenburg- Schwerin 0,6000 0,80 0,11 | 0,73 0,22 
Medlenburg-Strelik 0,61 „ 035 | 0,10 | 0,68 0,21 
Provinz Pommern 0,57 „ 0,65 0,28 | 1,25 0,49 
Weſtpreußen 0,47, | — (1880:0,86) — 1.12 0,79 
„  Poien ı 05. | 08 | 08 | 0,86 | 0,58 
ESchl.⸗Holſtein 0,16 „ ı 0,43 0,23 | 0,86 0,36 

) 


Aber auch für Mecdlenburg ſelbſt hat die überfeeiiche Auswanderung 
gegenüber den Veränderungen durch Wanderungen überhaupt nicht mehr 
die frühere Bedeutung. Der namentlich durch das Trreizügigkeitögefeh be— 
wirkte Wegfall der hemmenden Schranken zwifchen den einzelnen Bundes— 
ftaaten und die dadurch gegen früher wejentlich erleichterte Überfiedlung in 
diefe Bundesitaaten hatten für die beiden Mecklenburg eine gegen früher 
wejentlich erhöhte Fortwanderung dorthin zur Folge. Namentlich wurde 
das große Nachbarland Preußen das Ziel diefer Wanderung. Hier wurden 
(einschließlich Lauenburg) 1867 nur 7189 Medlenburg-Schwerinfche und 
2131 Medlenburg » Streliger Staatsangehörige, 1880 dagegen 42299 
bezw. 14882 in Medlenburg-Schwerin bezw. Medlenburg:Strelig Geborene 
und 1885 deren 47204 bezw. 17164 gezählt. Daneben übte aber auch 
Hamburg namentlich für Medlenburg-Schwerin eine große Anziehungsfraft 
aus; hier Hat fich die Zahl der in Medlenburg- Schwerin bezw. Medlenburg: 
Strelitz Geborenen von 1871—1885 von 11686 bezw. 1104 auf 32345 
bezw. 2008 Perſonen erhöht. Die Neichsftatiftif ergiebt ferner, daß in der 
Volfszählungsperiode 1880—1885 die Zahl der in Medlenburg- Schwerin 
und Medlenburg-Strelig Geborenen aber außerhalb beider Medlenburg im 
Reich Lebenden fich von 97765 auf 123451 Perſonen erhöht hat, jo daß 
mithin 25 686 Perfonen aus Medlenburg ins Reich fortgewandert find. 

Ebenjo hat aber auch der Zuzug von auswärts gegen frühere Zeiten 
erheblich zugenommen. Die Zahl der innerhalb beider Medlenburg leben 





Nach der lanbwirtichaftlichen Statiftit vom 5. Juni 1882. 
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den Perfonen, die außerhalb derjelben geboren find, hat ſich in derjelben 
Periode 1880—1885 von 38464 auf 46790 vermehrt, mithin find min— 
deſtens 8326 Perfonen zugezogen. 

So darf denn auch nicht, wie oft gejchieht, das langjame Fort: 
fchreiten bezw. die Abnahme der medlenburgiichen Bevölkerung Lediglich 
auf die überfeeifche Auswanderung zurüdgeführt werden, jteht doch nad) 
dem eben Dargelegten während der Zeit von 1880—1885 einer überjeeifchen 
Auswanderung von 24349 Geelen eine ebenjo große Yortwanderung ins 
Reich gegenüber. Auch die Tabelle 1 läßt erkennen, in welch hohem Maße 
die Wanderung ind Reich auf die Bewegung der Bevölkerung einwirkt, 
namentlich in Mtedlenburg-Streliß, das auch früher ſchon ſtets einen be— 
trächtlichen durch die überſeeiſche Auswanderung nicht gededten Wander: 
verlujt aufwies. 

Mas die Herkunft der Auswanderer auß den einzelnen Lanbdesteilen 
betrifft, jo fehlt e3 für den hier in Rede ftehenden Zeitraum an bezüglichen 
unmittelbaren Erhebungen. Es ift indefien allgemein anerkannt, daß auch 
jegt noch die überwiegende Zahl der Auswanderer dem Ritterjchaftlichen 
(einfchließlich der Landesklöfter) entftammt, während das Domanium erft 
in zweiter und das ftädtijche Gebiet in letter Linie in Betracht kommt. 
Übereinftimmend mit diefer Thatfache Hat fich auch die Bevölkerungszu— 
und -abnahme in Ritterfchaft und Domanium geftaltet. Diefelbe betrug !: 





























im Domanium in der Ritterichaft 
Jahr ee — et 

Schwerin | Strelik | Schwerin Strelitz 
1867 — 1875 — 7065 2472 — 9381 | —177 
1876-1880 | +6798 +1439 +11 | +230 
1881— 1890 | 3120 — 2853 — 12673 | — 1246 
1867— 1890 —387 38 220648 —1793 
Abnahme — 1,700 8,3% 14,090 11,2% 


während fich in demfelben Zeitraum die Gefamtbevölkerung in Mecklenburg— 
Schwerin don 560668 auf 578342 Einwohner — 3,15% vermehrte, 
in Medlenburg-Strelig von 98770 auf 97959 — 0,820 verminderte. 
über die Berufsverhältniffe der Auswanderer fehlt es ebenfalls an 
einer umfafjenden Statiftif; hier bieten aber die Ermittelungen der ham— 


Unter Berücdfichtigung der ftattgehabten Gebietäverfchiebungen. 
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burgiſchen Auswanderungsftatiftif völlig genügende Auskunft, zumal da aud) 
jegt noch bei weitem die Mehrzahl der medlenburgifchen Auswanderer 
über Hamburg geht (1871 — 1890 find von indgefamt 54164 Per- 
fonen 51454 über Hamburg ausgewandert). 

Diefe Erhebungen ergeben: 


darunter gehörig | zur Gruppe 














| Auswanderer über: Kandwirt:]| - 1 Ohne Peruis: 
m ee Arbeiter __ angabe Induſirie 
von Be! es Selbſtt. | en 
| älsl2lsiel,| el2ie 
Selbftt. Angeh. * = 2,8 — * 58 e=7 | = 
I 98 E|F '® 
18711875 | 9731 | 13190 4102 7988 18662971 35 2674/1481) * 589 
1876— 1880 1606 | 1554 | 383] 629 349| 499) 15 | 348 256) 2 139 
1881-1885 | 9449 | 11081. 13285 6403'2557 2901| 91 2009 1044 908 58 
1886 558 | 528 | 110 235 125 138 4 | 160) 74 88 66 

1 | | 





Wir erjehen hieraus einmal, daß die Auswanderung der Handwerker 
im Verhältnis zur Gefamtaußwanderung erheblich gegen früher abgenommen 
hat und jet ohne wefentliche Bedeutung ift, während die Auswanderung der 
Iandwirtjchaftlichen Berufszweige (auch die Arbeitergruppe umfaßt größten- 
teil® Ländliche Arbeiter) auch jetzt noch bei weitem die Mehrheit bildet, 
fodann zeigt aber auch zweitens der hohe Prozentſatz der Angehörigen in 
diefen Gruppen, daß nach wie dor gerade die anjäffige Bevölkerung in 
unverhältnismäßig hohem Maße an der Auswanderung teilnimmt. 

Iſt hiernach die Zufammenfegung der Auswanderer nach Herkunft, 
Beruf und Familienſtand wejentlich diefelbe geblieben wie in der Periode 
1850—1867, jo find auch die Urfachen diefer Auswanderung im all 
gemeinen heute noch dieſelben; von den gewerblichen Verhältniffen abgejehen, 
auf die die Freizügigkeits- und Gewerbegefeßgebung des Norddeutichen Bundes 
bezw. des Deutjchen Reiches in mohlthätiger Weiſe eingewirft haben, und 
durch die namentlich die Lage der ländlichen Handwerker heute wejentlich 
gebeſſert iſt. 

Wie groß auch im übrigen die Veränderungen waren, die durch den 
Beitritt beider Mecklenburg zum Norddeutſchen Bund in den Verhältniſſen 
der Großherzogtümer herbeigeführt wurden, die Hoffnungen auf eine Ver— 
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befferung ihrer Lage, die dadurch in den ländlichen Arbeiterkreifen erregt fein 
mögen, und die manchen wohl in den erjten Jahren zur Aufgabe des Aus» 
wanderungsentjchluffes und zum Berweilen in der Heimat oder nur zum 
Fortzug in einen anderen deutfchen Bundesjtaat bewogen haben!; dieſe 
Hoffnungen vermochten durch jene Veränderungen doch nur jehr unvoll= 


. kommen erfüllt zu werden. 


Wir haben jchon oben erwähnt, daß in den Beſitzverhältniſſen in der 
Nitterfchaft jeit den jechziger Jahren eine Anderung jo gut wie garnicht 
eingetreten ift. Aber auch die Niederlafjungsverhältniffe find Hier durch 
die Bundes» (bezw. Reichd-) und Landesgejegebung faum berührt worden. 

Zwar griff das durch diefe Gejehgebung gewährte freie Aufenthalte: 
und Niederlaffungsrecht in die Gewalt und in die Antereffen der ftädti- 
ſchen Obrigfeiten tief ein, indem es das bisher gegenüber perjönlich oder 
in Bezug auf ihr Vermögen unficheren Perſonen ausgeübte Ausweiſungs— 
recht jehr wefentlich einjchränkte und es jo ermöglichte, durch zweijährigen 
jelbftändigen Wohnfig bezw. zweijährigen Aufenthalt nach zurüdgelegtem 
24. Lebensjahr ohne weiteres Heimatsrecht bezw. Unterftügungswohnfit 
dafelbft zu erlangen; allein das platte Land und vor allem die Ritterfchait 
wurde don der veränderten Gejeßgebung thatjächlich nicht betroffen, denn 
diefe Gefeßgebung hat jelbjtverftändlich nur einen öffentlich-rechtlichen An— 
ſpruch auf Duldung des Aufenthalts bezw. der Niederlaffung gegen die 
bezüglichen Obrigfeiten als jolche, nicht aber auch zugleich ein Privatrecht 
auf Gewährung einer Wohnung, eines Unterkommens verliehen. 

Da nun der Grundeigentümer nicht gezwungen werden kann, denen, 
die anziehen wollen, Wohnungen zu vermieten oder Unterfommen zu geben, 
andere Perfonen aber nach den in der Ritterfchait noch durchgehends herr— 
ichenden Befig- und Wohnungsverhältniffen regelmäßig dazu nicht in der 
Lage find, jo haben es fomit die ländlichen Obrigkeiten in ihrer Eigenjchaft 
ala Grundherrn auch jet noch in ihrer Gewalt, den Zuzug eine Orts— 
fremden zu hindern. Sie haben aber an folcher Verhinderung auch jetzt noch 
dasſelbe Intereſſe wie früher, da ja nach dem Geſetz, betreffend den Unter- 
ftügungswohnfig, der leßtere regelmäßig durch zweijährigen Aufenthalt er— 
langt wird, die Armenlaft aber nach wie vor in erjter Linie allein den 
Gutsherrn trifft. Ya, die ritterfchaftlichen Grundheren find ſogar injofern 
in eine beffere Lage gefommen, ala ihnen ſelbſt jeßt — eben durch 
das Freizügigkeitsgeſetz — die Möglichkeit gegeben ift, fi von nicht er- 
wünfchten Gutsangehörigen zu befreien, inden fie fie — nötigenfall® mit 
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einigem Gelde — zum Wegzug in irgend eine Stadt veranlaffen, wo fie 
in der Regel leicht eine Wohnung erlangen, nach Ablauf zweier Jahre den 
Unterftüßungswohnfig erwerben und jo von der Taſche des Gutsherrn los— 
kommen. 

Wenn ferner auch die Gutsherren rechtlich nicht mehr in der Lage 
ſind, die Eheſchließungen ihrer Gutsangehörigen zu hindern, ſo hängt doch 
thatſächlich regelmäßig die Eheſchließung von der Erlangung einer Nieder— 
laſſung, dieſe aber, wie wir ſahen, von dem Willen der Gutsherren ab, 
und da die letzteren regelmäßig aus der Beſorgnis dor künftiger Verarmung 
der Gutsangehörigen weder einer Niederlaflung noch einer Verheiratung 
günftig gejonnen find, fo üben fie auch Heute noch vieliach dur Ver— 
weigerung der Niederlaffung und Ginreißen von Wohnungen einen hem— 
menden Einfluß auf die Ehefchließung aus. So ift denn auch von der 
allgemeinen Zunahme der Ginzelhaushaltungen die Ritterſchaft ungleich 
höher betroffen ala das Domanium, insbejondere betrugen in Medlenburg- 
Schwerin die Ginzellebenden von der VBevölferung des betreffenden Lan— 
desteils: 

im Domanium 1871: 0,89°o 1890: 0,95°% 
in der Ritterichaft = 0,49%0 = 0,690. 

Auch die Abhängigkeit der Tagelöhner, die ja, wie wir gezeigt haben, 
mit den Beſitz- und Niederlafjungsverhältniffen eng verbunden ift, hat ſich, 
wie dieſe leßteren, wenig geändert; fie hat fich fogar nach einer Richtung 
bin noch fchlechter und ungünftiger gejtaltet. Früher übernahm der Gutäherr 
durch die Aufnahme eines Ortsfremden als Tagelöhner jogleich auch mit Rechts— 
notwendigfeit die Armenverſorgungspflicht für den Fall feiner Hülfsbedüri- 
tigkeit und wurde hiervon nur befreit, wenn demnächſt ein anderer Guts— 
oder Armenbezirt dem Tagelöhner Heimatsrecht gewährte; da der Gutäherr 
indejlen auf das letztere nicht wohl rechnen konnte und durfte, jo nahm er 
aljo regelmäßig nur dann Ortsfremde ala Tagelöhner an, wenn er die Ab- 
fiht Hatte, fie auch dauernd auf feinem Gut zu behalten. Jetzt aber ift 
es den Gutsherren infolge des Geſetzes über den Unterftüßungswohnfig er- 
möglicht, fich der Armenverforgungspflicht dadurch zu entziehen, daß fie 
Ortsfremde überall nicht länger ala zwei Jahre ununterbrochen als Tage: 
löhner behalten, fie vielmehr durch rechtzeitige Kündigung des Dienftver« 
bältniffes und durch Nichtfortgewährung einer Wohnung zum Verlaſſen des 
Gutes vor Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes dajelbit zwingen und an 
ihrer Stelle, wiewohl abermals nur auf furze Zeit, neue Tagelöhner mieten. 
Diefe Möglichkeit wird nun don den Gutäbefigern und nicht minder auch 
von den Guts- und Hofpächtern, die Eontraftlich die Armenlaft zu tragen 
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haben, oftmals benußt. Der Tagelöhner wird, folange er arbeitsfähig ift, 
bei dem jebigen ftetigen Mangel an Arbeitskräften von einem andern Gut 
in der Regel bereitwilligft aufgenommen, bleibt jedoch auch hier höchſtens 
zwei Jahre und wandert jo, ohne je eine dauernde Heimat wieder zu finden, 
alle zwei Jahre wieder von einem Ort zum andern, um, wenn er dem— 
nächft einmal der öffentlichen Unterftüßung bedürftig werden follte, nicht 
dem einzelnen Gutöbefiger oder Pächter, fondern ald landarm dem Land— 
armenverband zur Laſt zu fallen. 

In Bezug auf die Hofgängerirage ift e& ebenfalls nicht viel anders ge— 
worden. Nur wenige Gutsbefiger haben in diejer Beziehung die Kontrakts— 
bedingungen geändert, ſei e8 nun, daß fie unter entjprechender Verminderung 
der Gegenleiftung dem Zagelöhner die Haltung eines Hofgängers gänzlich 
erlaſſen, fei ed, daß fie ihm die Wahl gelafjen Haben zwijchen einem Kontrakt 
mit Hofgängerhaltung und einem weniger günftigen ohne folche ; die über: 
wiegende Mehrzahl glaubt jener Verpflichtung im Intereſſe der Gutswirt— 
ichaft nicht entraten zu fünnen und läßt Lieber einen tüchtigen Tagelöhner 
ziehen, als daß fie auf die diefem jo läftige und drüdende Bedingung der 
Hofgängerhaltung verzichtet. 

MWie wenig beliebt troß pefuniär guter und geficherter Stellung das 
Verhältnis als Guts- oder Hoftagelöhner ift, zeigt auch der Umſtand, daß 
oftmals Tagelöhnerwohnungen längere Zeit hindurch leer ſtehen müſſen, weil 
es dem Herrn nicht gelingen will, unter feinen Gutsangehörigen oder aus 
weiteren Kreiſen jemand zu finden, der Luft Hat, in die erledigte Tage» 
löhnerftellung einzutreten. 

Im Domanium Haben die oben erörterten Reformen, die allgemeine 
Vererbpachtung, die Vermehrung des bäuerlichen und des Eleinften Befites 
und die den Domanialeingejeffenen in weiterem Umfang zugeftandene Frei— 
heit zur Vermietung von Wohnungen die Erlangung der Niederlaflung 
wejentlich erleichtert. Freilich find auch durch diefe Reformen nicht alle 
Urſachen der Unzufriedenheit für die ländliche Arbeiterbevölkerung gehoben. 
Insbeſondere ijt auch jetzt der Arbeiter oft nicht in der Lage, nad) Wunſch 
Grundeigentum erwerben zu können, denn zum Erwerb einer Büdnerei fehlen 
ihm regelmäßig die Mittel, der Ankauf oder die Erbauung einer Häuslerei 
aber genügt manchem um deswillen nicht, weil er davon allein nicht leben 
fann und fich nicht der ungewifjen Griftenz des freien Arbeiter ausſetzen 
will, der nicht immer ausreichende Beichäftigung findet oder doch oft ſtunden— 
weit von jeinem eigenen Herd entiernt zu arbeiten hat und wochenlang von 
der Familie abweiend fein muß. Allein im großen und ganzen haben doch 
die Reformen jegensreich gewirkt, und wir find überzeugt, daß fie der Aus— 
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wanderung aus dem jchwerinfchen Domanium einen großen Abbruch gethan 
haben. Wenn gleichwohl auch die Bevölkerung diefeg Domaniums im Laufe 
der Zeit eine Abnahme erfahren hat, jo dürfen wir aus dieſer keineswegs 
auf eine fortgejeßte übermäßige Auswanderung jchließen; diefe Abnahme ift 
vielmehr zum großen Zeil auch auf den ganz allgemein ftattfindenden Fort— 
zug vom Lande in die Städte zurüdzuführen, der fich bier, wo es fich nicht, 
wie bei anderen Staaten, um geographijch abgegrenzte und daher aus jtädtijcher 
und ländlicher Bevölkerung gemijchte Verwaltungäbezirfe, jondern um rein 
ländliche, über das ganze Land verteilte Befigungen Handelt, auch nad 
außen Hin durch eine folche Verminderung oder verlangjamte Vermehrung 
der Bevölkerung bemerkbar machen mußte. Es fommt auch Hinzu, daß 
durch die wejentlich größere Aus- und Fortwanderung aus dem Ritterjchaite 
lichen und durch den dadurch dort entftandenen Mangel an Arbeitskräften 
naturgemäß aus den benachbarten Gebieten, und dies find in erjter Xinie 
ftet3 die domanialen Beliungen, ein etwas vermehrter Zuzug dorthin be 
wirkt wird. 

Übrigens entfällt im Domanium nad) wie vor die Hauptabnahme auf 
die größeren Pachthöfe, wo die Berhältniffe auch Heute noch in vielen Ber 
ziehungen analog denen in der Ritterjchaft liegen. Während beiſpielsweiſe 
in der Bollszählungsperiode 1880/85 die Bevölkerung des Schweriner Do- 
maniums um 1,33 %o abnahm !, verminderten fich die bäuerlichen Gemeinden 
desfelben nur von 167897 auf 166 752 Geelen oder um 0,680, die Höfe 
aber von 26418 auf 24974 Seelen oder um 5,47 /o. 


Man Hat geglaubt, als eine weitere Urfache der medlenburgifchen Aus— 
wanderung für die hier in Frage ftehende Zeit auch die gegen früher jo 
jehr gefteigerte Militärlaft anführen zu müffen, indem man den Übelftand 
bald in der allgemeinen Wehrpflicht überhaupt, . bald in der dreijährigen 
Dienſtzeit erblidt Hat. Wir find indeffen der Anficht, daß man die Be- 
deutung diefer Umftände überjchäßt hat. Daß fie im einzelnen, namentlid) 
Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre, vorwiegend oder mitbejtimmend 
für die Auswanderung gewirkt haben mögen und noch wirken, darf nicht ber 
jtritten werden; allein eine allgemeinere und vor allem eine für Medlen- 
burg bejondere Bedeutung können wir derfelben — zum wenigſten heute 
— nicht beimefjen. Mag es auch dem jungen Arbeiter oft hart ankommen, 
drei Jahre hindurch feinem Beruf und feinem Verdienſt entzogen zu werben, 
jo trägt er doch — und dies gilt insbeſondere von der jeßigen Generation, 
die unter den veränderten militärifchen Verhältniffen groß geworden iſt — 


— — — — 


! Tas Streliher Domanium nahm in derſelben Zeit um 4,46% ab. 
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diefe Laft in Geduld als etwas, das nun einmal nicht anders fein Fan, 
zumal es auch in jenen Sreifen nicht verfannt wird, wie vorteilhaft das 
militärifche Leben und die militärische Ausbildung auch für die fpätere 
Lebenszeit wirft. So ift denn auch jowohl in Medlenburg-Schwerin, ala 
auch in Medlenburg-Streliß die Zahl der jährlichen Verurteilungen wegen 
Verlegung der Wehrpflicht nur jehr gering und bleibt ftets unter dem Reichs— 
mittel, da8 von Weftpreußen, Pommern, Pojen und Schleswig. Holftein be- 
deutend überjchritten wird. Während in den Jahren 1882/89 auf je 10000 
über 12 Jahre alte Einwohner im Reich durchichnittlich jährlich etwa 6 
dieferhalb Verurteilte entfielen, Hatten Mledlenburg- Schwerin deren noch 
nicht 3, Medlenburg-Strelif 1, Weftpreußen mehr ala 20, Poſen mehr als 15, 
Pommern mehr ala 10 und Schleswig-Holftein etwa 10 aufzuweisen, 
Dagegen ift bei der Beurteilung der heutigen medlenburgifchen Aus— 
wanderung unjerd Grachtens noch ein Umftand nicht unbeachtet zu laffen, 
der, wenn auch nicht eigentlich felbft eine Urfache der Auswanderung, doch 
auf den Umfang derjelben wejentlich einzuwirken geeignet ift: die zahlreiche 
Auswanderung der früheren Zeit nach Amerifa. Ye mehr Angehörige eines 
und desjelben Landes übers Meer nach demfelben Ziele zu wandern, um jo 
zahlreicher werden bie Beziehungen gerade diejes Landes zu dem fremden 
MWeltteil, und um ſo Leichter ift es für die nachfolgenden Auswanderer, 
drüben den gewünſchten Anjchluß an Landsleute, Freunde, Verwandte oder 
Bekannte zu finden. Weit leichter ala anderswo wird alfo auch gerade 
aus diefem Lande jemand den Entjchluß zur Auswanderung fafen und aus— 
führen, und eine viel größere Geneigtheit zur Auswanderung wird daher 
auf feiner Geite unter jonft gleichen Umftänden, inöbefondere den ganz all» 
gemein wirkenden Momenten zur Auswanderung gegenüber bejtehen, als bei 
dem Angehörigen eines anderen Landes, das noch nicht jo zahlreiche oder jo 
alte Beziehungen nach drüben aufzuweifen hat. Beide Mecklenburg haben 
nun in den 50er und 60er Jahren einen unverhältnismäßig höheren Pro- 
zentfaß ihrer Bevölkerung zum Heere der Auswandernden geftellt, und wir 
glauben nicht fehl zu gehen, wenn wir behaupten, daß heute namentlich 
aus den Kreijen der ländlichen Bevölkerung wohl nur noch wenige Familien 
vorhanden find, die nicht in Amerifa anjäjfige Verwandte oder nahe Be— 
fannte haben. Auch wenn fich daher heute — wie wir oben ſahen — die 
bejonderen Urjachen der medlenburgifchen Auswanderung in vielen Bezie- 
hungen jehr gemildert haben, fo wird doch dieje geringere Intenfität der 
treibenden Kräfte dadurch zum Zeil wieder ausgeglichen, daß auch die dent 
Entichluß zur Auswanderung entgegentretenden Hinderniffe gerade für 
den Medlenburger geringer geworden find, und wenn, wie im Anfang 
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der 70 er und 80er Jahre, allgemeine Urſachen der Auswanderung ein 
allgemeines Anfchwellen derjelben im ganzen Reich bewirften, jo mußte fid 
naturgemäß infolge des geringeren Widerjtandes, den diefe Urfachen in 
Medlenburg fanden, hier ein unverhältnismäßig höheres Anwachſen der Aus- 
mwanderung bemerklic; machen. So ift e8 auch unfers Erachtens zu erflären, 
daß die medlenburgifche Auswanderung, die fi) in den Jahren mit ges 
tingerer Auswanderung durchaus in der Nähe des Reichsdurchichnittes Hielt, 
in den Perioden großer Auswanderung fi) weit von demjelben entfernte. 


XI. 


Daß die Auswanderung für Medlenburg ein Übel ift, wird — im 
Gegenjaß zu früher — heute wohl faum noch beitritten. 

Nicht allzu großes Gewicht können wir allerdings in diefer Beziehung 
auf den fonft mit WVorliebe betonten unmittelbaren Verluſt legen, den der 
Nationalwohlitand durch den Fortgang jo vieler produftiver Kräfte und jo 
vielen, bisher im Lande angelegt geweſenen Kapitals erleidet; diefer Verluſt 
entzieht fi, wie man mehr und mehr erkannt Hat und wie die in ihren 
Ergebniſſen jo verjchiedenen Methoden feiner Berechnung zeigen, jeder auch 
nur annähernd richtigen Darjtellung und it oft von durchaus problema— 
tifcher Natur. Zu beachten würde bei derartigen Berechnungen übrigens fein, 
daß einerjeits die medlenburgifchen Auswanderer meift verhältnismäßig be— 
trächtliche Geldfummen mit Hinübernehmen, daß andererfeits aber auch die 
Zahl der mitauswandernden Angehörigen und damit vielfach der noch nicht 
oder nicht mehr produftiven Kräfte in Medlenburg verhältnismäßig viel 
größer ift als in den meiften andern deutichen Staaten. 

An ſich wenig erheblich dürfte auch der weitere Umjtand fein, daß 
beide Medlenburg durch die überjeeifche Auswanderung, jei es allein, fei es 
erit im Zufammenwirken mit der Fortwanderung ing Reich eine erheblich 
verlangfamte Bevölkerungszunahme und zeitweife fogar, wie auch jet noch 
Medlenburg-Streli, eine Bevölterunggabnahme erfahren haben, obwohl 
doch beide ihrer Bodenbeichaffenheit und Truchtbarfeit nach weit mehr 
Menichen ernähren fönnten!. Gine langfame Zunahme oder eine Abnahme 


ı Medlenburg: Schwerin hat bei einem Flächeninhalt von 13161,62 qkm 
eine Bevölkerung von 
1819: 388 066; 1851: 543337; 1871: 557707; 1891: 578342 Seelen, 
was einer Mevölterungsdichtigfeit von bezw. 29,5, 41,3, 42,4, 48,9 
gleichtommt ; 
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iſt an fich für einen Staat nicht jchädlich; fie wird es nur dann, wenn 
der Staat einer vermehrten Bevölkerung nad) irgend einer Richtung hin be= 
darf. Dies ift aber allerdingg — und darin liegt die überaus jchädigende 
Wirkung der medlenburgifchen Auswanderung — bezüglich beider Groß: 
herzogtümer in hohem Maße der Fall; denn fie entzog und entzieht ihnen 
alljährlich in den auswandernden Ländlichen Arbeitern eine große Anzahl 
von Kräften, die geradezu unentbehrlich waren und find, und deren Erſatz 
bei der ohnehin jchon jo dünnen Bevölkerung doppelt ſchwierig werden 
mußte. Während fich die Auswanderung in allen übrigen Berufszweigen 
auf eine verhältnismäßig geringe Anzahl von Perfonen bejchräntt und jelbit 
da, wo fie — wie früher bezüglich der Handwerker — in etwas größerem 
Umfang ſtattfand, lediglich folche Kräfte ergriff, die unter den obwaltenden 
Umjtänden im Lande feine Verwendung fanden oder fich doch Leicht erſetzten; 
während mithin in allen übrigen Berufszweigen durch die Auswanderung 
eine rühlbare Lücke nicht hervorgerufen wird, Hat jie gerade in der Land» 
wirtichaft, diefem für Mecklenburg bedeutſamſten Beruf!, einen jolchen Um— 
fang angenommen, daß im Lande die notwendigen Arbeitskräfte oftmals nicht 
rechtzeitig und genügend zu beichaffen waren, dadurch aber die Landwirt— 
ſchaft und mit ihr das ganze Land die fchwerften Schädigungen erlitt. 
Zwar ift der — geradezu chronisch gewordene — Arbeitermangel nicht 
allein auf die Auswanderung zurüdzuführen, es wirken vielmehr daneben 
auch eine Reihe anderer Umftände mit?; daß aber die Auswanderung eine 
Haupturfache desjelben bildet, fann nicht bejtritten werden und wird u. a. 
auch dadurch erwielen, daß allemal in den Zeiten großer Auswanderung 
auch die Arbeiternot am größten war. j 


Dean bat in der verfchiedeniten Weife verjucht, dieſem Arbeitermangel 
abzuhelfen, insbejondere durch Heranziehung von Arbeitern und Dienjtboten, 
namentlich aus Schweden, Schlefien, dem Oderbruch, Weltpreußen und Poſen, 


Medlenburg:Strelik enthält 2929,5 qkm und zählte 1817: 72675; 
1851: 99628; 1871: 96982; 1890: 97959 Seelen — bezw. 24,8, 34,0, 
33,1, 33,4 Ginwohner auf den qkm. 

Im Gebiet des heutigen Deutſchen Neiches famen hingegen 1816: 46; 1850: 
65; 1871: 76; 1891: 91 Einwohner auf den qkm. 

I Demielben gehören nach der Berufszählung von 1882 in Medlenburg: Schwerin 
510,2, ın Medlenburg-Strelit 496,6 Promille der jämtlichen Einwohner an. Auch 
ift von der Gruppe: Yohnarbeit wechielnder Art und häusliche Tienftleiftung (mit 
der hohen Zahl von 36,2 bezw. 36,7 Promille) noch ein beträchtlicher Anteil hierher 
zu rechnen. 

2 Vgl. hierüber insbejondere den oben ©. 299 Note 1 angeführten Kommiſſions— 
bericht. 
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zum Zwecke dauernder Niederlaffung in Mecklenburg. Einen nennenswerten 
Umfang hatte indeſſen dieſe Einwanderung bis zum Jahre 1880 nicht er— 
reicht, auch blieb ſie ohne weſentlichen Erfolg; vor allem die Schweden 
find zum großen Teil in ihre Heimat zurückgekehrt oder auch vielfach, nach— 
dem fie fich in Mecklenburg die nötigen Geldmittel zur Überfahrt erworben, 
ebenfall3 nach Amerika ausgewandert. Dagegen hat allerdings, wie ſchon 
früher bemerft, die Einwanderung aus dem Reich von 1880/85 (für 1885.90 
jtehen die betreffenden Zahlen noch nicht jeft) nicht unerheblich zugenommen. 
Diejelbe trifft hauptfächlich Medlenburg-Schwerin. Hier ftieg die Zahl der 
im Reich) außerhalb Medlenburgs Geborenen von 29784 auf 38555; in 
Medlenburg-Strelig dagegen nur von 5563 auf 5688. Die Hauptzunahme 
entfällt auf die in den Provinzen Pojen, Wejtpreußen und Pommern Ges 
borenen. Die verjchiedene Beteiligung von Domanium und NRitterjchaft 
(einſchließlich Klöfter) in Mecklenburg-Schwerin an diejer Zunahme läßt die 
folgende Überficht erkennen: 
63 wurden nach der Gebürtigfeit gezählt: 











Jah Mecklenburger Sonſtige Reichsangehörige 
ahr — ———— ——— —— — 
Domanium | Ritterichaft | Domanium Nitterfchaft 
— — — 1 A — mn ⏑——— — . nn u 
1871 | 196558 | 135386 42593 | 3909 
1880 | 187348 1053 | 6 | 8 
18835 | wol 121666 68862 | 11758 


Überaus zahlreicher find jedoch die Arbeiterfcharen, die alljährlich nur 
vorübergehend für die Erntezeit und zur Rübenkultur aus Schlefien, Welt: 
preußen und Poſen herangezogen werden, um dem Arbeitermangel abzuhelfen. 
Allerdings entjtehen jo den Gutsherren oder Pächtern nicht nur durch die 
von ihnen zu tragenden Reiſekoſten höhere Ausgaben, fondern auch im übri— 
gen mancherlei Ungzuträglichkeiten, die beim Vorhandenſein zureichender ein- 
heimischer Arbeitskräfte nicht entjtanden fein würden, und es wird von 
feiner Seite verfannt, daß das MWirtfchaften mit den fremden Arbeitern, den 


1 63 betrug in Mecdlenburg: Schwerin die Zahl der Reichsausländer 1867: 525 
(79 Schweden), 1871: 2753 (2266 Schweden), 1875: 1744 (1075 Schweden), 1885: 
2760 (1690 Schweden), 1890: 2628; im Neichgausland geboren waren 1871: 3132; 
1380: 2525 (in Echweden 1417); 1835: 2316 (in Schweden 1143). 

In Medlenburg:Strelik wurden Reichsausländer gezählt 1875: 194, 1850: 181, 
1385: 130. 
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„Preußen“, die in der Regel bei weitem nicht jo kräftig und ausdauernd 
find, wie die einheimischen Arbeiter, ein großer Übelftand ift; allein man 
bat fich darein ala in etwas Unabänderliches gefunden, und es find, zumal 
auch die überfeeijche Auswanderung in den lebten Jahren wieder nach— 
gelaflen hat, die Klagen über Arbeitermangel mehr und mehr verjtummt. 

Dean Hat noch mancherlei andere Mittel in Vorfchlag und auch wohl 
bie und da in Anwendung gebracht, um dem Arbeitermangel, namentlic) 
joweit er durch die überſeeiſche Auswanderung entjtanden ift, zu begegnen, 
fo z. B. Einrichtung von Agenturen in Amerika zur Beförderung der Rück— 
wanderung außgewanderter Medlenburger, Einjchränfung bezw. Veränderung 
des Wirtjchaftsbetriebes, Vermehrung der Majchinenarbeit u. ſ. w. Allein 
alle diefe Mittel können doch immer nur unvolljtändige Abhülfe gegen die 
Schäden der Auswanderung jchaffen, folange es nicht gelingt, die Aus— 
wanderung ſelbſt, die beſtändige Quelle diefer Schäden, zu heben oder ihr dod) 
wejentlich Einhalt zu thun. 

Wer freilich in der Auswanderung nichts anderes fieht, als eine ganz 
bejondere Krankheit, die ohne bejtimmte und greifbare Urfachen die Staaten 
und Völker der alten Welt und in bejonders hohem Maße auch die beiden 
Medlenburg befallen hat, und wer in diefem Sinne immer nur von einer 
Auswanderungsfucht, einem Auswanderungs fieber redet, der jteht diefer 
Erſcheinung im ganzen ratlos gegenüber, dem bleibt nicht? anderes übrig, 
als zu warten, bis die Zeit oder die geſunde Natur der Bölfer dieje Krank— 
heit überwindet, bis fie ſich von jelbit ausgetobt hat; wenn er nicht etwa 
zu dem rein äußerlichen Mittel des Verbots oder der Erjchwerung der Aus—⸗ 
wanderung greifen will. 

Allein die Auswanderung iſt nicht ſowohl jelbjt eine Krankheit, ala 
vielmehr — wie uns auch unſere obige Erörterung über die Urjachen der— 
jelben gezeigt hat — nur die notwendige Folge und ein deutliches Anzeichen 
innerer krankhafter Zuftände des Landes, aus dem fie in größerem Umfang 
ftattfindet. Sind aber diefe tiefer liegenden Urfachen richtig erfannt, wie 
wir fie oben zutreffend dargelegt zu haben glauben, jo gilt es jeßt, jenen 
von uns herbvorgehobenen Mißjtänden und ungejunden Berhältnifien in 
rechter Weife zu begegnen, damit fie nicht jortdauernd die Unzufriedenheit 
der don ihnen betroffenen Bevölkerungskreiſe erregen und jo beitändig die 
Auswanderung erzeugen. Die Abhülfe gejchieht nicht dadurch, daß man 
die Ausführung der Auswanderung zu hindern fucht, indem man fie ver— 
bietet oder erfchtwert, oder wohl gar einer Verminderung jener die Auswande- 
rung erleichternden MWohlhabenheit die Wege bahnt ; ein folcher Verjuch der 
Gindämmung und Hemmung würde, jelbft wenn er gelänge, nur zu einer 
noch größeren Schädigung des Gemeinwejens führen, ift doch die Aus— 


330 Lindig, 


wanderung gewiffermaßen nur das Mittel, durch das fich die Natur gegen 
die üblen Wirkungen focialer Krankheiten ſchützt, und das, wo es gewalt- 
jam zurüdgehalten wird, den Krankheitsſtoff nicht erſtickt, jondern ihn nur 
fich immer mehr anſammeln und immer größeren Umfang gewinnen läßt. 
Der rechte Weg ift vielmehr, jene Mißſtände möglichft zu befeitigen und 
die ungejunden Berhältniffe zu gejunden zu gejtalten; ift dies gelungen, 
find alle inneren Krankheiten gehoben, alle Krankheitsfeime zerftört, jo wird 
auch der Strom der Auswanderung nachlaffen und gemäßigtere, dem Staats— 
weſen unschädliche Bahnen einjchlagen. 


XII. 


Die Urſachen der mecklenburgiſchen Auswanderung liegen, wie wir 
ſahen, auch heute noch vornehmlich in den Beſitz- und Niederlaſſungsver⸗ 
hältniffen der ländlichen Arbeiterbevölferung. Hier gilt e8 aljo in erfter 
Linie den Hebel anzufegen; ala Ziel aber muß die Schaffung bezw. Ber- 
mehrung des EHleineren ländlichen Grundbeſitzes namentlich im Gebiet der 
Ritterfchaft ins Auge gefaßt werden; e8 muß dem Arbeiter die Möglichkeit 
gewährt werden, in der Nähe feiner Heimat ein eigenes, möglichit unab— 
hängiges Eleines Befigtum zu erwerben. 

Die Notwendigkeit dieſer Befigreform hat denn auch insbejondere die 
jchwerinfche Regierung wohl erfannt, indem fie die Errichtung Eleinerer 
ländlicher Befitftellen durchaus begünjtigte und fortwährend begünftigt. In— 
deſſen ſtanden und ftehen der Erreichung dieſes Zieles die größten Schwierig: 
keiten entgegen. 

Weniger zwar im Domanium, wo der Landesherr als alleiniger Grund— 
herr die Reformen, die feine Regierung für wünſchenswert hielt, in weit: 
gehendem Umfang verwirklichen konnte, und wo daher auch — wie bereits 
gezeigt ift — der Eleine Grundbefi namentlich durch die Errichtung von 
Häußlereien ganz erheblich vermehrt worden if. Wenn auch diefe Häus— 
fereien vielfach nicht jowohl von Arbeitern ala vielmehr von Kleinen Hand 
werfern, Handelöleuten u. dergl. beſetzt find, jo ift doch zu erwägen, daß mancher 
von ihnen, der fich der freien Konkurrenz gegenüber nicht hat Halten können, im 
Laufe der Zeit ebenfalls zum Lohnarbeiter geworden ijt, vor allem aber, daß der 
feine Grundbefi in erjter Linie nicht notwendig unmittelbar Arbeiter ſchaffen, 
jondern fie vielmehr mittelbar erhalten foll, daß hierzu aber fchon die bloße 
Möglichkeit, dereinjt diefe oder jene Häuslerei erwerben zu können, außreicht, in« 


TE 
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dem auch fie fchon dem Arbeiter das Gefühl giebt, daß er fich aus feiner 
abhängigen Stellung werde herausarbeiten können, ihn dadurch aber vor 
Unzufriedenheit und dem Wunfch nad) Auswanderung bewahrt. freilich 
mangelt es jebt bereits mehr und mehr an paffenden, zur Verfügung der 
Domanialverwaltung jtehenden Häuslerpläßen, aber auch die größeren bäuer- 
lichen Erbpächter laffen fi zur Abtretung geeigneter Kleiner Gebietäteile 
bereit finden, indem fie diefelben der Domanialverwaltung zurüdgeben, die 
fie ihrerjeits zum Häuslerbau weiter verleiht, das Kaufgeld aber — wenig» 
ſtens bei unbedeutenden Abtretungen — ganz dem Grbpächter überläßt. 
Sollte hier die zur Abtretung von Erbpachtländereien immerhin erforderliche 
Zuftimmung der Hypothefengläubiger, die oft ſchwer und umftändlich zu er= 
reichen ift, der Errichtung von Häuslereien ernftliche Hinderniffe in ben 
Weg legen, jo möchte ſich eine gejegliche Beitimmung dahin empfehlen, daß 
auch ohne den freditorifchen Konfens derartige Kleinere Abtretungen zuläffig 
fein follen, jofern nur das Aquivalent zur dauernden Tilgung grundbuchlicher 
Laſten oder zur dauernden Werbeflerung des Erbpachtgrundſtückes ver— 
wandt wird. 

Bei allen ihren Reformen aber ging und geht die Domanialverwaltung 
darauf aus, eine wünjchenswerte ftufenweije Verteilung von Grund und 
Boden durch die Gejchloffenheit des Befites aufrecht zu erhalten, indem fie 
überall bei der Verleihung zu Erbpacht-, Büdner- oder Häuslerrecht, und 
jelbjt bei den Kleinen Eigentumsparzellen neben der im übrigen gewährten 
größten Freiheit in Bezug auf Bewirtichaftung, Beräußerlichkeit, Verfchuld- 
barfeit und Ablösbarkeit der grundherrlichen Rechte doch ftet an der einen 
Beichränfung feſthält, jedes Parzellieren oder Zufammenziehen mit anderen 
Srundftüden zu unterfagen. Wird nun Hierdurch allerdings auf der einen 
Seite die Gefahr vermieden, daß, wie in anderen Yändern mit freier Teil 
barkeit von Grund und Boden, entweder eine übermäßige und fchädliche Zer: 
Iplitterung des Beſitzes oder eine Auffaugung des Kleinbeſitzes durch den 
Großbefit jtattfindet, jo hindert doch andererjeits die dauernde Feſthaltung 
der betreffenden Größenverhältniffe den Einzelnen, den erwünfjchten Grund» 
befiß auch in der erwünfchten Größe zu erwerben und erjchiwert dem grund» 
befigenden Arbeiter ein allmähliches weiteres Emporarbeiten. Eo wird denn 
auch vielfach dieſe Gejchlofienheit des Grundbefißes getadelt! und Paafche 
jagt geradezu, daß fich der jet geichaffene Zuftand faſt abjoluter Geichlofjen- 
heit des kleinen Grundbefites für immer oder jelbjt mur jür längere Zeit 
nicht aufrecht erhalten Laffen werde, und daß man, um der Auswanderung zu 
feuern, freiere Bewegung von Grund und Boden zulaffen müffe. 


! Bol. u. a. Paaſche a. a. D. ©. 377. v. Pilguer a. a. ©. ©. 102 fi. 
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Wie es fich num auch mit diejen Anfichten verhalten mag, jo wird doc 
unferes Grachtens nicht geleugnet werden können, daß der im Domanium 
eingejchlagene Weg einen wejentlichen Fortjchritt zum Beſſeren bedeutet, und 
daß die domaniale Befigreform troß ihrer underfennbaren Mängel, wie bis— 
ber, jo auch fernerhin der Auswanderung mehr und mehr Abbruch thun wird, 

Mefentlich jchwieriger aber liegen die Berhältniffe im Ritterfchaftlichen. 
Und doch kann die Schaffung eines Kleinen Grundbefiges zu einem wahrhaft 
bemerfenöwerten Griolg erjt dann kommen, wenn fie gerade auch im Gebiet 
der Nitterfchaft, wo fich das Fehlen des mittleren und Kleinbefiges am 
ſchärfſten geltend macht, in möglichjt weitem Umfang ftattfindet. 

Auch Hier nun, wo, begünftigt und zum Zeil begründet durch die 
ſtändiſche Verfaſſung, eine durch Lehns- und Fideikommißeigenſchaft vielfach 
noch beſonders verjtärkte Gejchloffenheit des Großgrundbefites beiteht, hat 
die fchwerinjche Regierung, nachdem fie bereit® 1827 die Hergabe. Eleiner 
Zanditellen aus Hofe oder eingezogenen Bauernländereien bis zu 2 Hufen zu 
Erbpachtrecht, wiewohl nur unter Vorbehalt lehnsherrlicher, agnatijcher und 
freditorifcher Rechte und nur bei Gütern von mehr als 2 Hufen genehmigt 
hatte, durch eine Verordnung vom Jahre 1868 „zur Förderung ber Er: 
richtung Heiner ländlicher Befigitellen in dem ritterjchaftlichen Gütern” eine 
Abtrennung bis zu 2%0 des Gutsareald auch bei Gütern von weniger ala 
2 Hufen gejtattet, das Erfordernis des lehnsherrlichen und agnatifchen Kon— 
jenjes für die Regel aufgehoben und auch bei Fideikommißgütern unter ges 
willen Bedingungen für entbehrlich erklärt. Wenn gleichwohl diefe VBerord- 
nung bisher ohne Erfolg geblieben ift, fo liegt dies zwar einerfeit3 auch in 
der bei Beitand gebliebenen Notwendigkeit des freditorifchen Konſenſes, deſſen 
Einholung jelten verjucht werden wird, da fie bei der vielfach vorhandenen 
großen Zahl von Hypothefengläubigern Umftände und Koften verurfacht und 
in ihrem Erfolg oftmals an dem ablehnenden Verhalten einzelner Gläubiger 
jcheitern wird, andererjeit3 aber namentlich darin, daß die abgetrennte Par— 
zelle nach ausdrüdlicher gefeßlicher Beſtimmung „nach wie vor ununter- 
brochen mit dem Gutsverbande in der Art verbleibt, daß “e jo wenig hin— 
fichtlich der Steuern und Abgaben ala der Lehnaverhältniffe, der Landſtandſchaft 
und der Jurisdiktion als ein für fich beftehendes Grundftüd behandelt wer- 
den darf”, mithin der Gutsherr auch bezüglich der abgetrennten Parzelle die 
Armenvderforgung zu übernehmen haben würde und aljo jchon aus der be— 
ftändigen Furcht vor einer Vermehrung feiner Armenlaft regelmäßig von 
der Errichtung folcher Parzellen Abftand nimmt. Daß den Erbzinzjtellen 
ein jefter oder verhältnismäßiger Beitrag zu den Gutslaften vertragamäßig 
auferlegt werden fann, ift demgegenüber ohne wefentliche Bedeutung, da der 
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Gutsherr gleichwohl für die ganzen Lajten verfaffungsmäßig verhaftet bleibt. 
Wird num auch Hier, was den freditorifchen Konſens anbelangt, die Gejeh- 
gebung Leicht eingreifen und denfelben unter gewiſſen Kautelen überall nicht 
oder nur von einer nach der Hufenzahl fich richtenden Verſchuldungshöhe 
an für erforderlich erklären können, jo Liegt doch der Schwerpunft aller Re— 
form in einer anderweitigen Regelung der Armenverforgung, fo daß nicht 
der einzelne Gutäbefiter die Armenlaft für die auf feinem Grundeigentum 
angefiedelten Arbeiter allein zu tragen hat, und die Löfung dieſer Aufgabe 
ift überaus ſchwierig, beſonders folange es der Ritterfchaft an einem kräftigen 
und leiftungsfähigen Bauernjtand fehlt, der die Armenlaften mitzutragen 
vermag. Die Neufchaffung jelbjtändiger, vom gutsherrlichen Verband völlig 
losgelöſter Bauernichaften, in denen dann auch eine genügende Anzahl grund» 
befitender, ebenfalls vom Gutöverband abgetrennter Arbeiter Pla finden 
fönnten, die Wiederaufrichtung der verfchwundenen Bauerdörfer, das ift das 
Biel, das es in letter Linie anzuftreben gilt. Bis dies erreicht ift wird 
aber unferes Grachtena am beften durch Anbahnung einer zweckentſprechenden 
Landgemeindeordnung, durch Bildung größerer Armenverbände geholfen 
werden fünnen, die dem einzelnen Gutöbefiter die Lat der Fürforge für die 
aus feinem Areal erftehenden Eleinbäuerlichen und Häuslerkolonieen abnehmen. 
Freilich noch ein Weg bliebe übrig, der nicht jelten in Vorſchlag gebracht 
ift: daß der Landesherr im allgemeinen, beſonders aber im ritterichaftlichen 
Intereſſe einzelne in ritterfchaftliche Beſitzungen eingefprengte Domanialhöfe 
oder auch einzelne eigens au diefem Zwecke an geeigneten Stellen anzufaufende 
Nittergüter zur Bildung von Arbeiterdörfern zerichlage und die Koſten diejer 
Kolonifation trage, namentlich aber auch die Armenlaft auf feine Domanial- 
gemeinden übernehme. 

Einem folchen Beginnen würde auch die Ritterfchaft vorausfichtlich 
ihre Zuftimmung nicht verfagen, während es Hingegen eine andere — 
und für die Durchführbarfeit obiger Vorfchläge überaus wichtige — Frage 
bleibt, ob die Ritterſchaft jemals aus eigener Snitiative fich zu Reformen 
in der angebdeuteten Richtung, zur Schaffung eines Heinen Grundbefiges, 
entjchließen, oder auch nur bezüglichen Regierungsvorlagen ihre verjafjungg- 
mäßige Zuftimmung erteilen wird!. Ob und inwiefern freilich Hier die 
Einführung einer konſtitutionellen Verfaſſung, die doch keinenfalls in bie 
Privatrechte der Ritter eingreifen und fie zur Hergabe kleinen Grundbefites 


1So lehnte fie 1865 einen erften Entwurf der fpäteren Verordnung von 1868 
rein ab und nahın auch 1867 mehrere über diefe Verordnung hinausgehende weitere 
Regierungsvorichläge nicht an, die die Schaffung unabhängigen Beſißes für die Guts— 
tagelöhner befonders begünftigten. 


334 Lindig, 


zwingen fann, die Reorganifation des ritterfchaftlichen Grundbefiges in 
günftiger Weife zu beeinfluffen vermöchte, das wagen wir nicht zu ent- 
jcheiden!. 

Hand in Hand mit der Schaffung eines Kleinen Grundbefites muß 
aber des weiteren das Beitreben gehen, auch im übrigen die Stellung ber 
ländlichen Arbeiter und namentlich der Tagelöhner weniger abhängig zu 
geftalten. Die bejte Wirkung würde freilich auch hier das Beſtehen eines 
unabhängigen Bauernftandes neben den Gutöherren bezw. den Pächtern 
haben; wo GErbpächter und Büdner in der Nähe wohnen, da ift der länd- 
liche Arbeiter jowohl was die Arbeitögelegenheit betrifft, als auch wegen 
der mancherlei Fuhren und ſonſtigen SHilfeleiftungen nicht jo ausschließlich 
wie bisher auf feinen Brotherrn angewiefen, da ift die Niederlafjung er= 
leichtert, weil die Grlangung einer Mietwohnung nicht mehr nur dom 
Arbeitgeber abhängt, und es find auch in weiterem Umfang als jonjt 
Tagelöhnerverhältnifje möglich, bei denen nicht der Gutsherr zugleich die 
Wohnung Hergiebt. Wird doch wejentlic; wegen der größeren Unab- 
hängigfeit vom Arbeitgeber die im übrigen der eines Gutstagelöhners 
gleiche Stellung des domanialen Gehöitstagelöhners, d. 5. eines folchen, 
der bei einem Bauern in Dienſt fteht, der des gewöhnlichen Tagelöhners 
weit vorgezogen. 

Wenn dagegen von einigen Geiten die gänzliche Aufhebung des 
TIagelöhnerverhältnifieg und die Umwandlung der Tagelöhner in freie 
Arbeiter vorgeichlagen wird, jo erjcheint uns eine ſolche Maßnahme nicht 
empfehlenswert; der Landwirt kann ohne eine gewiffe, wenn auch kleine 
Anzahl feiter Arbeitskräfte, auf die er unter allen Umftänden rechnen darf, 
nicht wirtjchaften, wenn er nicht fürchten will, vielleicht gerade wenn die 
Not am größten ift, von Arbeitern völlig entblößt dazuftehen. Der be= 
regte Vorſchlag würde unferes Erachtens nur da ausführbar fein, wo jchon 
ein genügender Stamm grundbefigender Arbeiter um das Gut herum ane 
gefiedelt ift, und wo dieſe Arbeiter auch zugleich durch die natürlichen Ver— 
bältnifje darauf hingewieſen find, jolange die Löhne angemefjen bleiben, 
in erfter Linie auf dem Gute ihre Beſchäftigung zu juchen. 

Dagegen ift es durchaus möglich, die Tagelöhner von der drüdenden 
Laft der zwangsweiſen Gejtellung eines Hofgängers zu befreien. freilich 
tritt duch den Wegfall des Hofgängers für den Gutsherrn der Nach- 
teil ein, daß er nicht mehr, wie ſonſt, aus jeder Tagelöhnerwohnung zwei 

ı Im übrigen ift über die Mittel und Wege zur Schaffung und Vermehrung 
des fleinen Grundbefikes in Domanium und Ritterichaft vor allem der S. 299 Note 1 
erwähnte Kommiſſionsbericht S. 23 fi., 36 ff., 76 ff. zu vergleichen. 
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Arbeiter Hat und daß er alfo eventuell für die nun von ihm anftatt der 
Hofgänger anzunehmenden anderen Arbeitskräfte mehr Wohnungen anlegen 
und erhalten muß als früher; allein diefe Nachteile laſſen fich wejentlich 
dadurch mildern, daß die Tagelöhner durch günftige für die Geftellung 
eines Hofgängers gewährte Gegenleiftungen zur freiwilligen Stellung eines 
oder mehrerer derjelben veranlaßt werden, und daß die fo, wo die Verhält- 
niffe e8 möglich machen, freiwillig geftellten Hofgänger, auch wo fie nicht 
die eigenen Kinder des Tagelöhners find, durchweg befler fein werden, ala 
fie es bei der jeßigen Zwangslage find, wo der Tagelöhner oft aus Not das 
erjte bejte hergelaufene Subjekt annehmen muß, um nur feiner fontraftlichen 
Verpflichtung zu genügen. 

Im übrigen erjcheint es uns namentlich geboten, daß der bare Kohn 
der Tagelöhner den gefteigerten Geldbedürfniffen entiprechend erhöht, die 
Naturrallöhnung dagegen, deren Verwertung viele Mühe und arbeitöfreie Zeit 
in Anfpruch nimmt, vermindert und auf dasjenige beſchränkt werde, defjen der 
Zagelöhner, wie z. B. Garten, Feuerung und Kuh, für feine Wirtjchaft nicht gut 
entraten kann; auch überhaupt it, joweit e8 ohne Preisgebung des Tagelöhner- 
prinzips möglich ift, feine Stellung der eines freien Arbeiter zu nähern. 

In hohem Grade aber und oft mehr, ala alle die genannten Maß- 
nahmen vermögen, kann der einzelne Gutsherr die Stellung feiner Arbeiter 
befriedigend gejtalten, wenn er ſtets auf ein gebeihliches Familienleben der— 
jelben Bedacht nimmt, wenn er mehr ala bisher auch andere ala ihre 
leiblichen Bedürfniffe berücdfichtigt; wenn er für die Einrichtung und In— 
ftandhaltung gefunder und ziwedmäßiger Wohnungen forgt und überhaupt 
jein Verhältnis zu den Arbeitern, beſonders zu feinen Tagelöhnern, nicht 
ala ein rein fontraftliches betrachtet. Wo fo der Gutsherr den Arbeitern nach 
Möglichkeit wohlmwollend entgegentritt, da werden dieje, ſofern fie nur ſonſt 
eine ausfömmliche Eriftenz und Gelegenheit zum Gmporarbeiten haben, 
auch mit ihrer Stellung zufrieden fein, und e& wird fich der Wunfch nach 
Auswanderung nicht ferner in ihnen regen. 


XIII. 


Es erübrigt uns, noch einen Blick auf die Stellung zu werfen, die 
die Regierungen beider Medlenburg der Auswanderung gegenüber ein- 
genommen haben. 

Obwohl die Politit beider Regierungen der Auswanderung ſtets uns 
günftig gefinnt war, jo halten doch die Auswanderungsverordnungen des 
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vorigen Jahrhundert? im Prinzip durchaus an der freiheit der Aus» 
mwanderung fejt und unterfagen die letere nur, wenn und jolange fie zu einer 
Verlegung des Leibeigenſchafts- oder eines fontraftlichen Dienftverhältnifjes 
führen mußte; von diefen Ausnahmefällen abgefehen, die allerdings gerade 
die Hauptmaffe der Auswanderungsluftigen trafen, begnügte man fich mit 
einer landesväterlichen Abmahnung von der Auswanderung und fchritt da— 
neben mit den jtrengjten Strafandrohungen gegen jede Werbung und Ber: 
leitung zur Auswanderung vor. 

Als nun um die Mitte diefes Jahrhunderts die medlenburgifche Aug» 
wanderung jenen großen Auffhwung nahm, wandte ſich auch die Auf: 
merfjamfeit der Regierungen in erhöhtem Maße derjelben zu. Auch jeht 
war die MRegierungspolitit im Gegenjag zu der Politik der Ritterſchaft in 
feinem Zeitpunkt diefer Periode auf eine Begünftigung der Auswanderung 
gerichtet; fie betrachtete vielmehr auch jet die Auswanderung als eine Gr: 
ſcheinung, die nicht nur für das Staatsweſen jchädlich ſei, ſondern auch 
dem Intereſſe des Einzelnen durchaus zumiderlaufe wegen der großen Ge: 
fahren, denen er fich und jeine Zufunit für eine doch meift trügerijche 
Hoffnung ausſetze. Diefer Auffaffung entſprach das Bejtreben der Regie- 
rungen, Werbung und Berleitung zur Auswanderung nicht nur, ſoweit fie 
durch Täufchung zu wirken fuchten, jondern überhaupt in jeden Falle mög« 
lichit zu verhindern. So durften, um eine Beeinfluffung der am meijten 
zur Auswanderung neigenden Zandbevölferung thunlichjt zu mindern, Aus: 
wanderungsagenturen nur in Städten und Flecken und niemals im Umher— 
ziehen betrieben werden. In energiicher Weife ging man ferner vor, ala 
namentlih einheimifche und auswärtige Agenten durch Berfprechen be= 
fonderer Vorteile, 3. B. freier Überfahrt, zum Eintritt in auftralifche Dienft« 
verhältniffe aufforderten. Aus der Erwägung, daß die Auswanderer, die 
fi) Hier für eim folches Dienftverhältnis anwerben ließen, nicht felten in 
die traurigften Zagen kämen, wurden 1854 die alten Berordnungen des 
vorigen Jahrhunderts über Werbung und Berleitung zur Auswanderung 
aufs neue in Erinnerung gebracht, daneben aber unterfagte man den Aus» 
mwanderungsagenten bei Strafe der SKonzeifionsentziehung jede Beteiligung 
an derartigen Gejchäften, fowie den Redakteuren der inländifchen Zeitungen 
die Aufnahme bezüglicher Inſerate. In Veranlaffung lebhafter Werbungen 
für Auswanderung nach Rußland wurde eine diefe MWerbungen unter- 
fagende Berordnung von 1766 wieder erneuert. Endlich enthielt die 
Agenturverordnung von 1864 ein allgemeines frenges Verbot jeder Auf: 
forderung, Werbung und PVerleitung zur Auswanderung, deſſen Über 
tretung mit Gelditrafe von 50— 100 Thalern, bei Ausländern überdies 
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mit obligatorifcher Ausweifung, bei Agenten aber mit obligatorifcher Kon- 
zeſſionsentziehung geſtraft wurde. 

So lagen die Verhältniſſe, bis durch 5 144 des Bundes- bezw. 
Reichsſtrafgeſetzbuchs diefe Materie geregelt, und im Gegenſatz zur bis— 
herigen medlenburgiichen Politit nur die mit Täufchung verbundene Ver⸗ 
leitung unter Strafe geſtellt wurde. 

Adgefehen von diefen Maßnahmen gegen Aufforderung, Werbung und 
Verleitung verhielten fich die Regierungen zunächft der Auswanderung 
gegenüber durchaus paſſiv. Die Iektere war völlig frei, wenn auch regel- 
mäßig zur befjeren Legitimation ein Auswanderungskonſens nachgefucht und 
erteilt wurde. Dagegen wurden bereit3 eriftent gewordene öffentlich recht— 
fihe Berpflichtungen durch die Auswanderung an fich nicht berührt, viel- 
mehr nur dann, wenn zugleich die Entlaffung aus dem Unterthanenverband 
erfolgte. Übrigens wurde die Staatsangehörigkeit jchon dann verloren, 
wenn Unterthanen mit der ausdrüdlichen Erklärung, auswandern zu wollen, 
ihr bisherige Domizil aufgaben, das Land verließen und außerhalb der 
deutjchen Bundesjtaaten ſich ein Jahr lang aufhielten. 

Mehr und mehr wanderten nun aber Medlenburger aus ohne vor— 
herige Genehmigung ihrer Heimatsbehörde, ohne Entlaffung aus dem 
Staatöverband und ohne zuvorige Erfüllung ihrer ftaatlichen und privat» 
rechtlichen Verpflichtungen, als welche namentlich die Wehrpflicht und die 
Pflicht zum Unterhalt ihrer Angehörigen bezw. unehelichen Kinder in Ber 
tracht kamen. Diefe vielfach bemerkten ilbelftände gaben den Regierungen 
jeit 1854 PBeranlaffung zur Erörterung der Trage, ob und in welcher Weile 
durch gefegliche Regelung denfelben abzubelfen jei, und faſt gleichzeitig er- 
fuchte auch der Landtag, unter voller Wahrung der Auswanderungsfreiheit 
wider die heimliche Auswanderung einzufchreiten und durch geeignete Kon— 
ventionen mit den benachbarten Staaten Hannover und Dänemark jowie 
mit Hamburg und Bremen die Durchführung ſolcher Vorfchriften zu fichern. 

So wurde denn nach eingehenden Beratungen im Schoße beider Re— 
gierungen dem Laudtag im Herbſt 1855 ein bezüglicher Verordnungsent- 
wurf vorgelegt, indefjen von den Ständen abgelehnt, wefentlich mit der 
Begründung, daß die Auswanderung erheblich abgenommen habe, und 
daher ein Anlaß zur gejetlichen Regelung nicht mehr vorliege. Nochmalige 
Berhandlungen im folgenden Jahre führten zu einer abermaligen Ab— 
lehnung durch die Stände, und da die wieder zunehmende Auswanderung 
das Bedürfnis gejehlicher Maßnahmen dringender als je zu erfordern fchien, 
jchritten beide Regierungen, indem fie den Ständen vorliegendenjalla nur 
ein ratjames Grachten zugeftanden, unterm 15. April 1857 zur Publie 
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fation einer Verordnung, betr. die Auswanderung nad außereuropäifchen 
Ländern. Im Gegenfaß zu der bisher beiolgten Politik beſtimmte der S 1 
diefer Verordnung: 
„Diejenigen Unferer Unterthanen, welche nach außereuropäifchen 
. Ländern auszuwandern beabfichtigen, find verpflichtet, zuvor ihre Ent: 
lafjung aus dem Unterthanenverband und die Erteilung eines Auswande— 
rungskonſenſes . . . zu erwirken.“ 

Es follte indefjen der von den Regierungen einzuholende Konfens nicht 
verjagt werden dürfen, wenn der Auswanderer 1. volljährig und felbftändig 
war, 2. feiner Militärpflicht genügt hatte, und 3. wenn feine beſonderen 
Rechtsverhältnifie der beabfichtigten Auswanderung entgegenftanden. In leßterer 
Hinficht follten namentlich auswandernde Familienväter verpflichtet jein, ihre 
Ehefrauen, — denen die Auswanderung ohne den Ehemann nicht geitattet 
wurde — jowie ihre noch in väterlicher Vormundſchaft befindlichen Kinder 
mitzunehmen. Wer in öffentlichen oder Privatdienftverhältniffen ftand, 
durfte erft nach ordnungsmäßiger Auflöfung des Dienftverhältnifies, als 
Kurator oder Vormund erft nach erfolgter Liberierung auswandern. Sonftige 
privatrechtliche Verbindlichkeiten follten offiziell ald Hindernis der Aus: 
wanderung nicht berüdfichtigt werden, ausgenommen folche Alimentations: 
verbindlichkeiten, für die im Falle der Nichterfüllung die Ortsarmentafie 
einzutreten hatte, oder Fälle, wo der Verdacht vorlag, der Auswanderer 
wolle fich den Anfprüchen feiner Gläubiger entziehen. Die Ginholung des 
Konjenfes geihah durch Wermittelung der Ortsobrigfeit des Auswanderers, 
die den leßteren eventuell über feine Berhältniffe zu vernehmen Hatte, nach 
Ermeſſen auch weiter nachforjchen oder die Anzeige der beabfichtigten Aus— 
wanderung zur allgemeinen Kenntnis bringen konnte. Den Regierungen 
war vorbehalten, auch wo den oben unter 1—3 genannten Erforderniffen 
nicht genügt war, gleichwohl die Erlaubnis zur Auswanderung zu er: 
teilen. 

Der Überfahrtsvertrag durfte nur mit einem medlenburgifchen Eonzei- 
fionierten Agenten abgejchloffen werden, auswärtigen Erpedienten, die ohne 
Dermittelung eines jolchen Agenten direkt oder durch andere Agenten mit 
medlenburgifchen Staatsangehörigen abjchlofien, follte die Befugnis, in 
Medlenburg Agenten beftellen zu dürfen, entzogen werden, Auswanderung 
ohne Konſens wurde mit Strafe von 25—200 Thalern bedroht; ebenfo 
Beihülfe dazu. 

Gleich nah Erlaß dieſes Geſetzes ſuchte die Schwerinfche Regierung 
den hamburger Senat zu veranlafien, den dortigen Auswanderunggerpe: 
dienten ein direktes Kontrahieren mit Medlenburgern zu unterfagen. Der 
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Senat lehnte dies indeſſen ab, da eine Bevorzugung Medlenburgs nicht 
angängig erfcheine, ein allgemeines Berbot aber, mit Auswanderern aus 
Staaten, in denen ein direktes Kontrahieren unterfagt ſei, abzuichließen, 
nicht erlaſſen werden könne, folange nicht auch in den andern Einſchiffungs— 
häfen ein ſolches Verbot ergebe. 

Die in den Jahren 1861 und 1862 jtattfindende Auswanderung nach 
Rußland lenkte die Aufmerkjamkeit der Regierungen auch auf die Aus— 
wanderung nach außerdeutichen europäifchen Ländern. Schon 1861 wurden 
die Obrigkeiten angewiefen, in Fällen folcher Auswanderung, jei e8, daß 
die bezügliche Abficht erklärt, jei e8, daß fie nur aus den Umftänden mit 
Sicherheit zu entnehmen ſei, Neifepäffe nicht anders zu erteilen, als big 
genügend fejtgeftellt worden, daß der Entfernung dieſer Perfonen Berpflich- 
tungen aus einheimischen Rechtsverhältniffen nicht entgegenftänden. Nach 
zweimaliger Verhandlung mit den Ständen wurde fodann 1864 die Ver— 
ordnung von 1857 auf jede Auswanderung nach außerbeutfchen Ländern 
ausgedehnt. 

Anlangend die Auswanderung MWehrpflichtiger, jo beftimmten die bei— 
derjeitigen NRekrutierungsordnungen von 1856 bezw. 1857, daß junge Leute, 
die zwilchen dem 18. Jahr und der Erfüllung ihrer geſetzlichen Militär- 
pflicht jtanden bezw. die, obwohl freigeloft, noch zwei Jahre erfagpflichtig 
blieben, zur Auswanderung, mochte diejelbe allein oder in Gemeinjchaft an= 
gehöriger Familie geſchehen follen, allemal bejonderer regimineller Erlaubnis 
bedurften. In Anſchluß hieran befolgte die Schweriner Regierung bis 1867 
den Grundjaß, jungen Leuten über 18 Jahren vor Erfüllung ihrer Militär- 
pflicht die Erlaubnis zur Auswanderung überall nicht, unter 18 Jahren aber 
nur dann zu erteilen, wenn fie mit ihren Gltern zuſammen auswandern 
wollten oder dienftuntauglich waren. 

Der Beitritt beider Medlenburg zum Norddeutichen Bund und dem— 
nächſt zum Deutfchen Reich war für das Recht zur Auswanderung von 
bedeutjamen Einfluß. Abgeſehen davon, daß das Verhältnis der Wehr— 
pflicht zur Auswanderung von Bundes» bezw. Reichöwegen geregelt wurde, 
tonnte nach Maßgabe der Gejete über das Paßweſen, die Freizügigkeit, 
Erwerb und Berluft der Staatsangehörigkeit eine Verhinderung der Aus— 
wanderung durch Verſagung des Auswanderungskonſenſes und ein Berbot, 
das Staatögebiet ohne ſolchen Konſens und ohne Ausfcheidung aus dem 
Staatöverband zu verlaffen, nicht mehr von Beitand bleiben. Dagegen 
hielt man regierungsfeitig durchaus daran feit, daß, wenn auch niemand 
mehr verpflichtet jei, fich der Vermittelung eines inländifchen Agenten zur 
Auswanderung zu bedienen, doch die Agenten ſelbſt nur mit folchen 
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Perſonen Überfahrtsverträge abſchließen durften, die zuvor ihre Entlafſung 
aus dem Staatsverband erwirkt hatten, und als im Jahre 1882 ein 
oberſtrichterliches Erkenntnis ausſprach, daß jene Beſtimmung nur ein Kor— 
relat zu dem früheren allgemeinen Erfordernis des Auswanderungs— 
fonjenjes geweſen und daher mit dem letzteren weggefallen ſei, traten die 
beiden Regierungen in einer Verordnung vom 2. Dezember 1882 dieſer 
Auffaffung entgegen und erklärten den unveränderten Fortbeſtand obiger 
Beitimmung, erweiterten die leßtere auch, weil vielfach Auswanderer fich 
einfach als Reiſende bezeichnen Tießen, dahin, daB es den Agenten auch 
unterjagt fein jolle, über die Beförderung jolcher Reijenden Verträge ab- 
zuichließen, die fich nicht zudor durch Vorlegung eines Reiſepaſſes als 
zur Reife legitimiert auswieſen. 

Geither find die Regierungen in Bezug auf das Auswanderungsrecht 
nicht wieder thätig geworden. 


XIV, 


Ungeachtet ihrer der Auswanderung wenig günstigen Politif hielten 
aber auch die medlenburgifchen Regierungen e8 für ihre Pflicht, die Aus— 
wanderer gegen jede Ausbeutung ihrer Unerfahrenheit und Unkenntnis in 
Bezug auf die einfchlägigen Berhältniffe in Schuß zu nehmen und ihnen 
rüdfichtlich beitimmter Auswanderungsziele durh Warnungen ihre Fürſorge 
angebeihen zu laflen. 

So verfolgten jchon jene obengenannten Maßnahmen gegen Werbung 
und Berleitung zur Auswanderung neben dem ftaatlichen Intereſſe an der 
Nichtauswanderung auch zugleich den Schuß der Auswanderungaluftigen 
vor Zäufchung; auch die ſpäter zu betrachtende Regelung des Agentur- 
weſens hatte wejentlich da8 Wohl der Auswanderer im Auge. Abgejehen 
hiervon begegnen wir 1850 einer allgemeinen Mitteilung der in Fürſorge 
für die Auswanderer erlafjenen hamburgijchen Verordnung vom 3. Juni 
1850; 1854 einer Anweilung an das großherzogliche Generalfonfulat in 
Hamburg, fich der medlenburgifchen Auswanderer in etwaigen Beſchwerde— 
jachen gegen ihre hamburgiſchen Erpedienten anzunehmen, fowie der öffent 
lichen Aufforderung an die Auswanderer, fich geeigneten Falls der Ber: 
mittelung des gedachten Generalfonfulats® zu bedienen; 1857 wurde die 
Errichtung eine Nachweifungsbureaus jür Auswanderer in Hamburg ur 
allgemeinen Kenntnis gebracht und den Auswanderern die Benußung dieſes 
Bureaus empfohlen. 
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Als ferner mit der wachjenden Auswanderung ſich auch in Medlen- 
burg ein Handel mit Fahrbillets zur MWeiterbeförderung gelandeter Aus- 
wanderer vom Ausſchiffungshafen an ihren Beltimmungsort bemerkbar 
machte, wurden die Ortsobrigkeiten angewiefen, die Auswanderer vor dem 
Ankauf derartiger Billets zu warnen und ihnen zu empfehlen, fich wegen 
ihrer MWeiterbeförderung in das Innere Nordamerikas an die Agenten der 
deutſchen Gejellfchaft zu wenden, und als auch noch nach diefem Vorgehen 
von den gejamten Obrigfeiten eingeforderte Berichte die Fortdauer des Ver— 
trieb3 von Fahrbillets ergab, jchritten beide Regierungen nach dem Vor: 
bild anderer Staaten 1855 zu einem gänzlichen Verbot dieſes Handels 
aus der Erwägung, daß durch jolche Billets erfahrungsmäßig die Aus— 
wanderer den mannigfaltigften Irrungen und Zäufchungen, häufig den 
gröbften Übervorteilungen ohne allen entfprechenden Gewinn ausgeſetzt wer— 
den. Im Jahre 1872 wurden die Auswanderer gewarnt, in den Ein— 
Ihiffungshäfen ihre Barfchaft gegen amerikanijches Papiergeld umzuſetzen, 
und es wurde ihnen zur Vermeidung von Benachteiligungen anheimgegeben, 
fi) mit guten Wechjeln auf amerikanische Häufer, insbejondere die deutjche 
Gejellichait in Newyork zu verjehen. 

Eine befondere Art der Fürforge für die Auswanderer war die jchon 
früher erwähnte Dispenfation derfelben von der Beibringung eines Domi— 
zilſcheins zum Zwed der Trauung. Sie ermöglichte Brautleuten, die aus— 
wandern wollten und die an fich wegen Mangels einer Niederlaffung in 
der Heimat zur Eheichließung nicht gelangen konnten, die letztere gleichwohl 
(unter gewifjen Kautelen für den Fall der Nichtausführung ihrer Auswan— 
derungsabficht), und zwar nicht nur wegen der Schwierigkeit drüben unter 
noch unbelannten Berhältniffen alsbald die Chejchließung zu erlangen, 
jondern vor allen auch, um fie vor der Alternative zu bewahren, entweder, 
dem Gebot der Sittlichkeit folgend getrennt und mit größeren Koften oder 
unter Hintanfegung desjelben gemeinfam und dann regelmäßig in wilder 
Che die Überfahrt zu machen. 

In Hinficht auf das Ziel der Auswanderung finden wir 1855 und 
1868 Warnungen dor Auswanderung nach Kanada zur Serbitzeit bezw. 
jeiteng Mittellojer; desgleichen vor Auswanderung nach Ungarn (1870) 
und nah Paris (1872). Beſonders bemerkenswert ijt auch eine von der 
Schweriner Regierung 1867 ausgegangene Warnung. Als Privatunter- 
nehmer das Projekt verfolgten, auf der Beſitzung Macaronia in Kleinafien 
eine deutjche Kolonie zu begründen, und Agenten ausfandten, um ländliche 
Koloniften dorthin zu ziehen, riet die Regierung öffentlich von der Aus— 
wanderung dorthin ab, da es dem Unternehmen an allen Garantieen fehle, 
die den Auswandereın die Erfüllung der ihnen gemachten Verheißungen 
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fihern und fie vor Not bewahren fönnten, auch die Erfahrung bereits ge 
(ehrt Habe, daß für derartige Kolonijationen die notwendigen Bedingungen 
des Gedeihens nicht vorhanden jeien, und die Anſiedler meift nach kurze 
Frift in Not und Bedrängnis gerieten. 


XV. 


Die Auswanderungsagenturen in Medlenburg anlangend, jo ließen 
auch Hier mit dem Anwachſen der Auswanderung die Gefahren, die bei 
dem folange völlig freien, einer Kontrolle nicht unterliegenden Vermittelunge⸗ 
weſen durch die zahlreichen und allerorten entftehenden Wermittelungs: 
bureaus einerjeit3 für die DVerleitung zur Auswanderung, andererjeits für 
die Sicherheit der Auswanderer erwuchfen, jehr bald das Bedürfnis nad 
einer Regelung diejed Betriebes hervortreten. So wurde denn von beiden 
Regierungen im Juni 1852 eine bezügliche Verordnung erlaffen, die im 
weſentlichen mit der Gefeßgebung der andern deutjchen Staaten überein: 
jtimmte. 

Nur in den Städten und Flecken beider Staaten wohnbaften, unbe 
icholtenen Inländern, denen dazu eine befondere Konzejfion don der Ortö: 
obrigfeit ihres Wohnorts erteilt worden, war die Übernahme einer Agentur 
oder Vollmacht für auswärtige Unternehmer der überſeeiſchen Beförderung 
von Auswanderern geftattet. Sie mußten eine Kaution von 500 Thalern 
beitellen und wurden verpflichtet, den mit ihnen kontrahierenden Perjonen 
über die getroffene Vereinbarung eine jchriftliche Ausfertigung zu erteilen, 
die alle Bedingungen der Beiörderung, Abfahrtszeit und =» Ort, Be 
ftimmungsziel, Fahrpreis und geleiftete Zahlungen anzugeben und daneben 
über einzelne, auf die Art der Beförderung, die Sicherung der Effekten und 
die Beköſtigung während der Reife bezügliche Punkte eine genaue und be 
ftimmte Außerung enthalten mußte; diefe Ausfertigung hatten die Agenten 
vor der Abgabe an den Auswanderer ihrer Ort3obrigkeit vorzulegen, die 
diefelbe nach gejchehener Prüfung und Notierung zu ihren Alten mit ihrem 
Viſa zu verjehen hätte. Für die Rechtsgültigkeit der von ihm abgejchloi- 
jenen Gefchäfte dem Wollmachtgeber gegenüber war der Agent den Aus— 
wanderern verhaftet und für alle durch ungültiges Kontrahieren entitehenden 
Nachteile verantwortlid. Er war unter jederzeitiger obrigfeitlicher Kon— 
trolle zu genauer Buchführung verpflichtet. Jeder Betrieb im Umberziehen 
war ihm unterfagt. Kontraventionen gegen dieſe Verordnung von feiten 
unfonzeffionierter Perfonen wurden mit 50—100 Thalern, bei Ausländern 
nach Befinden dazu mit Landesverweifung, von jeiten der Agenten aber 
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mit 10—50 Thalern Geldjtrafe und im Wiederholungsfall außerdem mit 
Konzeffionsverluft bejtraft. 


Diefe Verordnung bildet materiell auch heute noch die Grundlage der 
medlenburgischen Agenturgefeßgebung. Formell wurde fie indeflen 1864 
aufgehoben und durch eine Neuredaktion vom 8. Februar 1864 erfegt, die 
die inzwifchen erlafjenen bezüglichen Beſtimmungen in fi aufnahm , fowie 
auch außerdem in einzelnen Beziehungen Ergänzungen aufwies. Bor allem 
wurden wegen der jchon oben beregten Auswanderung nah Rußland und 
der dabei hervorgetretenen Mißſtände die Vorjchriiten über die Vermittelung 
der Auswanderung nach überfeeifchen Ländern auch auf die der Auswande- 
rung nach außerdeutjchen Ländern erjtredt; daneben wurde bei überjeeifcher 
Auswanderung noch eine bejtimmte und für den Exrpedienten unter allen 
Umftänden verbindliche Angabe des Schiffes und der Abfahrtszeit in der 
Ausfertigung des Überfahrtövertrages gefordert. Den Agenten wurde der 
Handel mit Yahrbillets zur Weiterbeförderung gelandeter Auswanderer und 
der Abſchluß von Dienjtverträgen. die am Auswanderungsziel in Wirkſam— 
feit treten follten, verboten. Auch duriten fie den Auswanderern ihre 
Dienjte nicht unaufgefordert anbieten oder anbieten laffen, ſondern nur 
mit jolchen Perſonen Gejchäfte eingehen, die mit der erflärten Abficht, aus— 
wandern zu wollen, ihre Dienfte in Anfpruch nahmen. Der Abſchluß 
von Beförderungsverträgen mit Medlenburgern! durfte nur in Grundlage 
des erteilten Auswanderungsfonfenjes erfolgen. Daß Aufforderung, Werbung 
und Berleitung zur Auswanderung verboten und die Strafen verichärit 
wurden, ift jchon an anderer Stelle ausgeführt. 


Der bedeutende Umfang, den die Auswanderung im Anfang der fieben- 
ziger Jahre wieder erreichte, und die erneute Erwägung der frage, wie 
dem weiteren Fortſchreiten „diejes für die Landwirtjchaft mit jo ſchweren 
Nachteilen verbundenen Übels“ Einhalt gethan werden könne, lenkte 1873 
die Aufmerkfamkeit des Landtags vor allem auf den Betrieb der Aus— 
mwanderungsagenturen. In der beitehenden Einrichtung der legteren glaubten 
die Stände ſchwere Übeljtände zu erkennen. Agenten, die ftets in erjter 
Yinie das eigene pefuniäre Interefle verfolgten, die ausnahmslos nach der 
Kopizahl der dem Unternehmer zugeführten Auswanderer ihre Bezahlung 
erhielten und daher eine möglichit zahlreiche Auswanderung wünfchen 
müßten, machten fi) überaus häufig der Anreizung zur Auswanderung 
ihuldig, und zwar um jo eher, als der Nachweis folcher Verleitung in 





ı Auf Erjuchen Preußens war auch der Abſchluß mit preußischen Unterthanen 
von dorgängiger Yegitimation durch Konſens oder Reiſepaß abhängig gemacht. 


344 Lindig, 


den jeltenen Fällen, wo ſolche befannt würde, nur ſehr fchmwer zu 
führen ſei. Die Stände wünfchten daher dringend die Aufhebung der be 
ftehenden Agenturen und zum Erſatz dafür die Einrichtung offizieller Be— 
hörden mit feft befoldeten und beeideten Beamten, an die ſich die Aus 
wanderungsluftigen um Rat und Auskunft wenden und durch deren Ber: 
mittelung fie ihre Überfahrteverträge abjchließen könnten. 

Die Regierungen gingen nun zwar auf diefe Vorfchläge, die ihnen 
unausführbar erfchienen, nicht ein, dagegen bielten fie es für wünſchens— 
wert, die beftehende Agenturgefeggebung durch Borjchriften zu ergänzen, 
die geeignet jeien, fichere Garantieen für die Auswahl der zur Bejtellung 
von Agenten zuzulafienden Unternehmer und der Agenten felbjt zu ge 
währen, den Gefchäftsbetrieb der letzteren genauer und in einer Weiſe zu 
regeln, daß Überwachung und Kontrolle im öffentlichen Intereſſe mehr ge 
fichert und befler geordnet würden. Noch in demfelben Jahre wurde dem 
Zandtag ein in diefem Sinne veriaßter Geſetzentwurf vorgelegt, der nament- 
lich eine nur einjährige Dauer der Konzeifton, Erteilung der leßteren durch 
die Regierungen jelbit und die Erhöhung der Kaution ins Auge Takte. 

Die Stände lehnten den Entwurf ab; die Agenten feien durch ihn jo 
ſcharf kontroliert, jo mit Verpflichtungen belaftet und im ihrem Einkommen 
fo jehr beſchränkt, daß eine beffere moralifche Qualifikation derjelben nicht zu 
erhoffen jtehen würde; es fei vielmehr zu erwarten, daß nur jolche Perfonen als— 
dann fich konzeſſionieren ließen, die von vornherein eine Wahrung der ge 
jeglichen Beſtimmungen nicht beabjichtigten, vielmehr durch ungejeglichen 
Betrieb fich Teichtere Vorteile zu verichaffen jtrebten. 

Die Regierungen ließen nun die Sache ruhen, namentlich auch, um 
die Entwidelung der Reichsgeſetzgebung abzuwarten, und haben Ddiejen 
Standpunft auch bis jeßt im wejentlichen bewahrt. Doch wurden beider 
jeit® durch eine Verordnung vom 8. Dezember 1832 einige bejonders 
fühlbar gewordene Härten und Lücken der Agenturberordnung von 1864 
befeitigt. Da die letztere zweifelhaft ließ, ob nur die Übernahme einer 
Agentur oder jchon die Vermittelung eines einzelnen Beförderungsverrtages 
durch eine nichtlonzeffionierte Perfon, 3. B. aus Gefälligfeit, und ob auch 
der unmittelbare Abſchluß der Auswanderungsunternehmer von außerhalb 
Medlenburgs aus mit Inländern jtrafbar fei, jo wurden durch eine neue 
Faſſung des bezüglichen Paragraphen auch dieje Fälle miterfaßt und unter: 
fagt. Zugleih wurden die Strafbeftimmungen jener Verordnung, ſoweit 
fie nicht durch S 144 des Straigeſetzbuchs erjeßt oder beieitigt waren, mit 
Rüdficht auf eben diefen Paragraphen auf Geldſtrafe bis 150 ME. oder Haft 
gemindert; daneben blieb aber bei wiederholten Zumwiderhandlungen Kon— 


| 
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zeifionsentziehung vorbehalten. In welcher Weife die Berordnnung von 1864 
auch auf Reifende ausgedehnt ift, wurde bereits oben erwähnt. 

Was das Unternehmen der Auswanderungsbeförderung betrifft, jo hat 
es ein ſolches in Medlenburg nur einmal (in Roftod) im Anfang der 
fiebenziger Jahre, und auch diefes nur ganz vorübergehend, gegeben. Da 
dasſelbe nach den damaligen Gejegen völlig frei umd ohne Kontrolle be— 
trieben werden konnte, jo jah fich die Schweriner Regierung 1873 veranlaßt, 
in Anlehnung an das preußische Gejeg vom 7. Mai 1853 einen Entwurf, 
betr. die Beförderung von Auswanderern nach außerdeutjchen Ländern und 
den Abjchluß darauf bezüglicher Verträge ſowohl im eigenen Namen ala 
auch durch Bevollmächtigte, auszuarbeiten und dem Landtag vorzulegen. 
Derjelbe wurde indeffen abgelehnt und von der Regierung, da ein Be— 
dürfnis gefeglicher Regelung nicht ferner vorzuliegen ſchien, nicht weiter 
verfolgt. Nach der mehrfach beregten Verordnung von 1882 ift übrigens 
auch der Abſchluß (nicht nur die Bermittelung) von Beförderungs- 
verträgen mit Auswanderern nach außerdeutfchen Ländern obrigfeitlicher 
Konzeifion unterworfen. 


XVI. 


Wir ſind am Schluſſe angelangt. Wenn auch das Bild, welches 
wir von der mecklenburgiſchen Auswanderung entworfen haben, im 
ganzen kein erfreuliches genannt werden kann, ſo haben wir doch geſehen, 
daß die mecklenburgiſchen Auswanderungsverhältniſſe gegen früher, und 
zwar nicht nur im Hinblick auf die der übrigen deutſchen Bundesſtaaten, 
jondern auch an und für fich beffer geworden find, und es fteht zu hoffen, 
daß die Auswanderung auch fernerhin , zumal wenn die im Domanium 
begonnene Befigreform weiter fortgejegt und auch in der Ritterjchaft in 
die rechten Wege geleitet wird, mehr und mehr für Medlenburg ihre einft 
jo Hervorragende Bedeutung verlieren wird, auch wenn der Strom der 
Auswanderung dereinft allgemein wieder anfchwellen und nicht den derzeitigen 
verhältnigmäßig geringen Umfang dauernd behalten ſollte. Im übrigen aber 
erjcheint uns auch für die medlenburgifchen Interefjen eine veichägefeßliche, 
einheitliche Regelung des Austwanderungswejens überhaupt und insbejondere 
der Auswanderungsunternehmungen und -Agenturen nach der Richtung 
einer ſcharfen Kontrolle ihres Betriebes durchaus wünſchenswert. 


— — — — — 
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Bewegung der Bevölkerung in Merlenburg Schwerin 
und »-Strelit. 
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Tabelle 1. 








| Bevölferung?: 











ÜÜberfecifche Aus: 







































































| Zunahme | Geburtenüberſchuß Wanderverluſt wanderung 
Periode | - T — — — — 
ie — abſolut ut | ja jährlich jabiolut| jährl. | abjolut jährlich 
e Medl.: Schwerin. | 
1820-30 |55342 | 5534| 63688 6369 | 8346 & 
1830-40 |45862 | 4586| 51629 5163 | 5767 577 
1840-50 |42194 | 4219| 53345 5334 | 11151 1115 
1850-54 | 2273 | 568, 23388 5847 | 21115/ 5279) ca. 23000 ca. 5600 
1854-57 | 234 | 78, 14402 4801 | 14168 4723| ca. 14500 ca. 4833 
1857-60 | 7408 | 2469 15482 5161 | 8074 2691 3590 1197 
1860-67 | 7245 | 1035| 38306 5472 | 31061, 4437| ca. 20000| ca. 2857 
1867—71 | —2961) —740, 20966 5242 | 23927) 5982| ca. 15500 ca. 3875 
1871—75 3922 —981| 24581 6145 | 28503) 7126| 21776 5444 
1875—80 423270 +4654| 33422 6684 | 10152) 2030 3094 619 
188085 | 1903) —381| 27533 5507 | 29436 5887| 20965 4193 
1885—90 | +3190, 4638 27826 5565 | 24636| 4927 6195 1239 
b. Medl.: Strelitz. 

1817-29 [11115 | 926 12507 1042 | 1392) 116 | 
182939 | 5848 | 5851  909f 909 | 32431 324 
1839—45 | 4852 | 809) 6660 1110 | 1808 * | 
1845—51 | 5226 | 871) 6626 1104 | 1400 233 | 
1851—60 | —568 | —63 7435 326 | 8003| 889] ca. 4500| ca. 500 
1860-67 | 20 | —41| 5804 329 | 609 871) ca. 3500) ca. 500 

55 (4855) | (809) | (5412) (09) WON) (510) 
1867—71 | — 1788) —47| 3819 | 95 | 5607 1402] ca. 3000 ca. 750 
1871-75 19001 —327| 3714 929 5023| 1256 1978 495 
1875—80 | 44596! +919) 5478 1096 882 176 508 101 
1RSO—85 — 1898) —380| 4428 ss6 | 63286 1965) 3384| 677 
1885-0 | -412 —82l 4725 345 | 5137| 1097 1011 502 

| 
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Tabelle 2. 


Die überfeeiihe Auswanderung 



































| aus Dedl.-Schwerin | aus Medi.-Etrelif | aus dem Kid! 
N elut te obfofut |yaktmumn| abfolut | pöltenme 
en 
1871 | 4147 | 14 | 685 6,34 | 1A \ 186 
1272 | 8350 | 15.00 | 536 5,55 128152 3,10 
1873 6492 | 11,68 546 5,67 110438 2,65 
1874 1937 | 347 1 158 1,65 46071 | 118 
1875 850 1,53 | 18 129 | 32329 0,76 
1876 453 081 | 0,69 2964 0,69 
1877 365 065 | 6 0,27 22898 0,58 
1878 2 | 074 38 0,40 25627 0,58 
1879 su» ! oa | w | 080 35888 0,81 
1880 1335 | 231 293 2,92 117097 2,61 
1881 706 7178 7,79 220902 | 4,89 
1882 | 6155 | 10,68 906 9,15 203585 | 4,48 
isss 479 | 830 660 6,66 173616 | 380 
1834 | 408. 697 649 6,57 149065 | 3,23 
1885 2921 3,86 391 3,97 110119 | 2,36 
1886 1262 2,19 154 1,57 23295 1,77 
1887 | 1450 2,52 156 1,59 104787 2,19 
1888 1144 1,98 241 2,46 103951 2,15 
1889 1226 2,12 262 2,67 96070 1,94 
1890 | 1113 1,92 18 | 202 , 97103 1,96 


‚Mit Einichluß der Auswanderung über franzöfiiche Häfen (ſoweit befannt). 
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Tabelle 3. 


Vergleichende Überfiht des Ganges der medlenburgiihen und der 
deutichen Geiamtauswanderung 1850—1870. 


Auswanderer über Hamburg 








Auswanderer aus deut: 
Jahr | ichen Häfen überhaupt. 
ı Deut] e und Fremde) | aus dem Gebiet des aus beiden Mecklen: 


























| [heutigen deutjchen Reiches: burg! 
1851 49772 | 14004 3519 
1852 87586 23715 4918 
1853 37760 23243 7310 
1854 127694 39315 11464 
1855 50202 13691 2878 
1856 62720 22196 6353 
1857 | s1014 | 26479 8215 
1858 42976 | 15261 2502 
1859 35253 | 9703 1350 
1860 46511 | 11840 1462 
1861 30939 | 10322 1671 
1862 35264 | 13591 | 2195 
1863 42856 | 17908 3400 
1864; 52756 ' 20101 | 4242 
1865 87549 | 32983 5570 
1866 106657 | 35442 5080 
1867 116360 | 33846 2961 
1868 | 116483 | 41273 2300 
1869 | 110813 37330 6780 


1870 | 79337 | 24006 3596 


ı Dal. S. 290 Note 1 
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Tabelle 4 


Berteilung der durch inländiiche Lonzeffionierte Agenten beförderten 
Auswanderer auf die einzelnen Landesteile. 











b. in % der mittl. Bevölfe: 
a. abjolut rung bes betr. Landesteiles 





Jahr ms Schwerin Wedlenbung- Streit Medl.: — Medl.: — 
| ’ 
| 














RN 






































5 | 
1855 | 504 1033 2305| 24 22] 500% |070 0,05 | 0,13 
1856 | 1383 | 013 | sol 566 S| 35066 178 ‚0,12 | 0,14 
1857 | 1904 | 3549 | 920 | 307 | 1834| 85/093 | 244 | 0,68 | 1,07 
1858 559 | 946 | 261 150 | 181 59 | 0,27 ; 0,65 : 0,31 | 1,06 
1859 2939| 48 1388 al mi 015/081 015 !042 
1860 239 | 530 | 164 | 102 | 165 | 31012 !036 021 | 0,98 
1861 | 288 An 41 | 0.14 | 0,40 0,29 | 0,98 
1862 5422| 98 161 1072| 150] 421026 0,65 | 0.22 | 0.91 
1863 723 | 1676 2198| %| 2351| 4610835 114 | 0,20 | 1,67 
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1870 737 | 1631, 314 | 24 | 22 535/086 , 110 | 061 | 161 
1871-75 | 4030 =% 1407 | 1556 | 1149 | 335 | 2,06 | 6,26 | 3,40 | 7,48 
1875—80 | 334 35| 1R| 267 | 123) 59 | 0,13 | 0,28 | 0,59 | 0,80 
1880-85 | — 1797| 8600 300 — — [39 | 52 
ss ee | 22 12 | — — |068 | 1,67 
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VoneinerPolitif zum Schuße des Staatesvor der Aus— 
wanderungjfeiner Angehörigen zu einer Bolitif zum Schuße 
und im Dienite der Nuswandernden, ſo läßt fich möglichit kurz der 
Entwidlungsgang der ſächſiſchen Auswanderungspolitik, über die im folgenden 
ein hiſtoriſcher Überblid gegegeben werden joll, charakterifieren. Den Übergang 
zwifchen dieſen beiden Perioden bildet eine Zeit, in der die ſächſiſche Politik fich 
zwar ber Pflichten des Staates gegen die Nuswandernden nur in geringem Maße 
bewußt ift, aber doch der Auswanderung nicht mehr feindlich gegenüberfteht, und 
nur in erjter Linie den Staat möglichjt vor den Laſten zu bewahren jucht, die 
ihm Ausmwandernde durch) das Zurüdlaffen von Angehörigen, die dann der 
öffentlichen Armenpflege anheimfallen,, verurjachen könnten. Das treibende 
Moment zum Übergang zu einer Politif der Fürforge für die Intereſſen der 
Auswanderer ijt in der quantitativen Zunahme, welche die ſächſiſche Aus— 
wanderung in unjerem Jahrhunderte erfahren Hat, zu fuchen, während die 
Urfache des Verlafſens der im vorigen Jahrhundert bejolgten Auswanderunga- 
politif in der Einfiht in ihre Zwed- und Erfolglofigkeit jowie in die praf- 
tiiche Unmöglichkeit ihrer Durchführung und ferner in der wefentlich durch 
Malthus bewirkten radikalen Umwälzung in den theoretiichen Anfchauungen 
über den Wert einer möglichit großen Bevölkerung für ein gegebenes Staats— 
gebiet Liegt. Die Anläufe der fächfifchen Regierung in den Jahren 1848 
und 1849, die Auswanderung, die infolge einer Mikernte einen bedrohlichen 
Umfang annehmen will, von ftaatswegen durch Gewährung freier Überiahrt 
und durch Ankauf von Ländereien zu unterjtügen, find nur als eine Zwiſchen— 
epifode zu betrachten, und würden jelbjt jür den Tall, daß fie über das 
Stadium des Verſuchs Hinausgefommen wären, mehr als Thatjachen der 
Armenpolitif, denn ala folche einer normalen Auswanderungspolitif anzu— 
jehen jein. 
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Der erſte Anlaß zu ſelbſtändigen! Maßnahmen bevölkerungspolitiſcher 
Natur und Wirkung ergab fich für die Regierung Sachſens unter Herzog 
Georg dem Bärtigen aus dem Auftreten von Werbeoffizieren und Emiffären 
fremder Fürſten, welche die ſächſiſchen Unterthanen für fremde Kriegädienfte 
zu gewinnen fuchten. Im Jahre 1535 ergeht deshalb ein Verbot an alle 
jächfifchen Unterthanen, in fremde Kriegädienfte zu treten. Es geht dies jo 
weit, daß fogar den Buchdrudern unterfagt wird, öffentliche Ausjchreiben 
jolcher Emiffäre zu druden. Von diefem Jahre an wiederholen fi) Ver— 
bote diefe Art mit großer Regelmäßigkeit in gewiſſen Zeiträumen bis zum 
Sabre 1772. Sie find jo zahlreich, daß fie jchon in dem 1724 erſchienenen 
Teile des Codex Augusteus? einen befonderen Abjchnitt einnehmen. Das 
zweite Kapitel des dritten Buches handelt ausjchließlih „von frembder 
Werbung und Dienftbeitallung“ und bietet inhaltlich weiter nichts als eine 
Sammlung von Edikten und Verordnungen gegen das Auftreten fremder 
Merbeoffiziere. Die Strafandrohungen gegen diejelben werden mit der Zeit 
immer ftrenger und härter. In einer Verfügung vom Jahre 1724 werden 
dem, der einen Werber tot oder lebendig abliefert, 10—12 Thaler ver- 
fprochen. Die ſchärfſte Verordnung wird 1738 erlaffen. Diefelbe wird dann 
noch wiederholt und zwar zum leßtenmal 1772 eingefhärft. Darin? 
tjt beitimmt, daß fremde Werber, ala „Straßen= und Menjchenräuber, Störer 
der allgemeinen Ruhe und des Landfriedens, auch Verleger unferer Hoheit 





ı Dem deutfchen Reiche hatte wohl die religiöfe Zweiipaltung den erjten Anſtoß 
gegeben, ſich mit der Frage der Auswanderung und des Auswanderungsrechtes zu 
befaſſen. In $ 24 des Reichstagsabſchiedes vom Jahre 1555 heißt es nämlich: „Wo 
aber unfere, auch der Hurfürften, Fürſten und Stände Unterthanen der alten Religion, 
oder augsburgiſchen Konfeſſion anhängig, von jolcher ihrer Religion wegen aus un: 
jerer, auch der Hurfürften, Fürſten und Stände des heiligen Reiches Landen, FFürften: 
tümern, Städten, oder Flecken mit ihren Weib und Kindern an andere Orte ziehen 
und ſich niederthun wollen, denen joll jolcher Ab» und Zuzug, auch Berfaufung ihrer 
Hab und Güter, gegen ziemlichen billigen Abtrag der Leibeigenſchaft und Nachiteuer, 
wie es jeden Ort3 von Alters anhero üblichen hergebradht und gehalten worden ift, 
unverhindert männiglich zugelaffen und bewilligt jein. Doch fol den Oberkeiten an 
ihren Gerechtigfeiten und Herfommen der Xeibeigenen halber, diefelben ledig zu zählen 
oder nicht, Hierdurch nichts abgebrochen oder benommen jeyn.” 

In ganz ähnlicher Weife ward im weitfäliichen Friedensſchluſſe feftgejett, daß 
allen denen das Recht der Auswanderung gegen eine Nachſteuer zuftehe, die in der 
freien Ausübung ihres Gottesdienftes von der Obrigkeit behindert würden. Bol. Aler, 
Müller, Die deutichen Auswanderungs-, Freizügigkeits- und Heimatsverhältniſſe. 
Leipzig 1841, ©. 17. 

® Codex Augusteus, herausgegeben von Johann GChriftian Yünig, Lips. 1724. 
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angejehen und traftieret, und ohne alles Anjehen der Perfon und Qualität, 
durch den Strang oder andere Art des Todes vom Leben gebracht, wenn 
das delictum aber auf der Straße verübet worden, aufs Rad, anderen zum 
Abſcheu, geflochten werden follen“. 

Daß derartige, wohl allein im Intereſſe der militärischen Kraft und 
Stärfe Sachſens erlaffenen Mandate auch ohne direkte Abficht der Regierung 
von allgemeiner bevölferungspolitiicher Bedeutung gewejen find, läßt fich 
nicht wohl bezweifeln. Durch diefe firengen Verbote wurden der Wirkſam— 
feit der einzigen oder wenigjtens der hauptfächlichften Auswanderungsan« 
reizung und =gelegenheit früherer Jahrhunderte für den jächfifchen Staat 
jehr enge Grenzen gezogen. Wer nämlich einmal das Handgeld eines frem⸗— 
den Kriegäherren genommen hatte, der war feinem heimiſchen Gtaatäver- 
bande wohl ausnahmslos für immer verloren. Wenn er nicht im Kriege 
umkam oder den Krieg zu feinen Handwerke machte, jo war doch das Land 
jeiner Heimat wohl jelten auch das Land, in dem er nach beendetem Feld— 
zuge wieder zu friedlicher Beichäftigung fich niederließ. So find dieſe Maß— 
regeln, obwohl fie gewiß in erjter Linie dazu beftimmt waren, in einer Zeit, 
in der die allgemeine Wehrpflicht noch nicht einmal der Jdee nach exiftierte, 
wenigjtens auf indireftem Wege dem eigenen Staate die wehrfähige Wanne 
ſchaft foviel ala möglich zu erhalten, doch zugleich auch unter dem Geſichts— 
punkte der Zugehörigkeit zur Bevölferungspolitif im allgemeinen zu betrachten. 

Parallel mit den Beftimmungen, welche das Anwerben jächfifcher Landes- 
finder durch fremde Regierungen unmöglich zu machen juchen, laufen die 
zur Verhinderung der Auswanderung militärtüchtiger, beziehentlich zugleich 
militärpflichtiger junger Mannjchaiten getroffenen Maßregeln, die wir gleich 
im Zujammenhange in ihrer Hiftorischen Entwidelung bis zur Gegenwart 
verfolgen wollen, da fie einen in fich gejchloffenen Teil der fächfifchen Aus— 
wanderungspolitif bilden. 

Bis in die erften Jahrzehnte des vorigen Jahrhunderts dedte Kurfachjen 
feinen Bedarf an Soldaten außfchließlih auf dem Wege der Werbung ſo— 
wohl im Auslande als auch befonders im Inlande. Zwar war hierbei die 
gewaltjame Werbung unterfagt, allein dies will nicht viel befagen, da ein 
Mandat! vom 6. März 1729 bejtimmt, daß es „keineswegs für eine ges 
waltfame Werbung zu Halten oder auszudeuten ſei, wenn unangefellene, 
ledige, dienftlofe, dem Müßiggange nachhängende, feine gehörige Nahrung 
treibende und zum Kriegsdienſte tüchtige Leute, die fich in Güte nicht dazu 
bequemen, fondern der erhöhten Löhnung ungeachtet dem Kriegsdienſte ſich 


O. A. 1. Fortf., 1. Abt. ©. 1075. 
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entziehen wollen, von den Miltärbehörden hinweggenommen werden“. In— 
folge dieſer Ausdehnung und Auslegung des Begriffs der nicht gewaltfamen 
Werbung nahm das „Austreten“ und Entweichen der dienjtiähigen jungen 
Mannſchaft, trogdem die Obrigfeiten in dem eben erwähnten Mandat auf 
tit. IV, $ 3 der Gefinde- und Handwerfsordnung! von 1651 aufmerffam 
gemacht worden waren, durch den „dem frechen Gefinde“, überhaupt den 
„Untertdanen und Kindern von Bürgern und Bauern“, das Auswandern 
in andere Länder oder auch nur in andere Gerichtöbezirfe ohne jchriftliche 
Erlaubnis ihrer natürlichen Vorgefegten gänzlich unterfagt war, jo überhand, 
daß das Syſtem der Anwerbung allmählich ganz verlaffen und zunächſt 
verfuchsweife 1729 zu dem Syftem der Heeresergänzung durch Stellung der 
Refruten von den einzelnen Städten, Gemeinden und Rittergütern über- 
gegangen wurde?. Jedoch fommt es im vorigen Jahrhundert noch nicht 
zu einem endgültigen Bruche mit dem erfteren Syftem. immer wieder ver- 
ſucht die Regierung zu dem für fie freilich viel bequemeren, für die Be— 
völferung aber viel drüdenderen Syftem der Anwerbung durch die Militär- 
behörden zurüdzufehren. 

So war zum Beifpiel 1774 die „künftig vom Lande zu bejorgende 
alljährliche Rekrutierung des Mannjchaitsabganges bei der Armee“? in aus 
führlicher Weife geregelt worden. Die Unterthanen waren insbefondere noch 
auf die ihnen durch die gänzliche Aufhebung des eigenen Anwerbens der 
Inländer erwachienden Vorteile aufmerkſam gemacht und vor dem Auswan— 
dern, das nach der Anficht der Regierung bei der neuen Ginrichtung nur 
noch aus Unwiffenheit oder Mißveritand erfolgen fonnte, bei Strafe der 
Konfigfation ihres Vermögens zu Gunften der Invalidenkafſe gewarnt wor» 
den. Allein jchon 1779 wird wieder für mehrere Jahrzehnte zu dem Syitem 
der Heeredergänzung auf dem Wege der eigenen Werbung der Kompagnie— 
inhaber übergegangen +. Auch die Auslegung des Begriffs der nicht gewalt- 
famen Werbung von 1729 wird wieder eingeführt, da „außer denen unan— 
geſeſſenen, dienſtloſen und feine Nahrung treibenden, mithin dem Lande bloß 
zur Laft fallenden, zu Kriegädienften jedoch übrigens tauglichen Leuten nie= 
mand zur Annahme der fjächjifchen Kriegsdienfte gezwungen werden joll“. 

Eine Art Vereinigung der beiden bis dahin beiolgten Syiteme ber 
— findet 1792 ſtatt. Das in dieſem Jahre erlaſſene Werbe- 


10. A, S. 1528. 
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mandat! fpricht zum erftenmal den Grundja aus, der die erite Ans 
näherung an die dee der allgemeinen Wehrpflicht bedeutet, daß jeder 
Unterthan, der zum Militärdienjte tüchtig ift, zur Verteidigung des 
Baterlandes beizutragen Habe, allerdings mit der diefen Grundjag zu 
einem großen Teile wieder aufhebenden Ginfchränfung, daß der be» 
treffende Unterthfan „im Nahrungsftande ohne Nachteil zu entbehren 
jei". Das dem Mandat beigefügte Verzeichnis der Perfonen, die nach 
der Anjchauung der damaligen Zeit diefer Kategorie angehören, ift fo 
umfangreih, daß die Verpflichtung zum Milttärdienfte jchließlich doch nur 
wieder für die Perfonen beiteht, in Bezug auf die auch ſchon früher den 
MWerbebehörden die „nicht gewaltfame” Einjtellung in die Armee erlaubt 
war, nämlich die „Handlanger und die nur grobe Arbeit verrichtenden Tage- 
löhner“, die „Schiffsfnechte”, die meiften Handwerksgeſellen u. j. w. 

An dem von den Bivilbehörden der einzelnen MWerbediftrikte, in die 
Sachſen eingeteilt war, aller zwei Jahre an die Militärfommandos einzu= 
reichenden Verzeichniffe aller im Alter von 16—835 Yahren ftehenden jungen 
Männer ift bei jedem einzelnen genau anzugeben, ob er zum Kriegsdienſte 
tauglich und im Nahrungsftande entbehrlih iſt. Wer nach Anficht der 
Zivilverwaltung diefe beide Gigenfchaften befitt, der fann von dem Kom— 
mando eine der in dem betreffenden Werbediftrilt in Garnifon Tiegenden 
Regimenter fofort abgeholt und in das ftehende Heer eingereiht werben. 
Hierbei ijt noch die bejondere VBorfichtömaßregel vorgejchrieben, daß die Be- 
hörden den jungen dienfttauglichen Leuten von der ihnen bevorjtehenden Aus— 
hebung zum Militär nichts bekannt werden Laffen dürfen, zumal „wenn die 
jelben in hiefigen Landen nichts zu verlieren haben“, damit fie nicht dadurch 
zum „Austreten” oder zum Auswandern, tvie wir jagen würden, veranlaft 
werden ?, 

Manderte ein junger Mann, der dem Militär bereit3 zugewieſen und 
auch jelbft von diefer Zuweiſung in Kenntnis gejeßt war, aus Sachſen aus, 
um fich der Rekrutierung zu entziehen, fo ward fein Vermögen jofort konfis— 
ciert und fiel nach einem Zeitraum von fünf Jahren der Invalidenkafſe 
anheim. Kehrte derjelbe noch vor Ablauf diefes Zeitraums wieder zurüd, 
fo erhielt er zwar jein Vermögen wieder, aber er mußte foviel Jahre, ala 
er fich außer Landes ohne Erlaubnis aufgehalten Hatte, bei der Fahne nach— 
dienen und konnte außerdem mit willfürlicher Geld» oder Gefängniäftrafe 
belegt werdens. 

ı C A., 2. Forti. 1. Abt. ©. 1357— 1378. 
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Ähnliche Strafen trafen diejenigen, welche ohne Erlaubnis der Obrig- 
feit im Auslande eine Profeffion erlernten. Zunächſt mußten bei einer 
Strafe von fünf Thalern die Väter, welche ihre Söhne ala Lehrlinge ins 
Ausland gehen Laffen wollten, die Gründe hierfür darlegen und um die Ge— 
nehmigung der Obrigkeit nachjuchen, die darüber zu entfcheiden hatte, ob 
das zu erlernende Handwerk nicht ebenfo gut in Sachjen jelbft erlernt werden 
fönnte. Grteilte die Behörde ihre Genehmigung, fo waren die betreffenden 
jungen Leute verbunden, fich jede Jahr einmal bei der Obrigkeit zu melden 
und auf ihre Militärtüchtigkeit Hin unterfuchen zu laſſen. Unterließ dies 
einer drei Jahre lang und vermochte er in den nächſten zwei Jahren nicht 
genügende Entſchuldigungsgründe dafür beizubringen, jo war er der Hälfte 
jeine® Erbteils ſowie alles ihm überhaupt in Sachſen je zufallenden Ber: 
mögen für verluftig zu erklären, die wiederum der Invalidenkaſſe zu Gute 
fam!. Natürlich fehlen diefem Mandat auch Strafandrofungen für die, 
welche das Auswandern militärtüchtiger reſp. »pflichtiger junger Leute bes 
günftigen, nicht. 

Diefe Beitimmungen, die wiederholt, jo zum Beispiel 1799 ?, eingejchärft 
und erläutert worden find, find der Hauptfache nach ſehr lange in Geltung 
geblieben; fie ehren in Tat allen zur Neuordnung des jächlifchen Heerweſens 
erlaffenen Mandaten ihrem wefentlisgen Inhalte nach wieder und haben eine ganze 
Reihe der wichtigften Änderungen der jächfifchen Militärverfaffung und -gejeh: 
gebung überdauert, jo den 1808 erfolgten endgiltigen Übergang zum Syſtem 
der Ergänzung des Heeres auf dem Wege der Stellung der Rekruten von 
den Städten und Landgemeinden, bei dem übrigen® die aufzubringende 
Rekrutenquote nicht wie im 18. Jahrhunderte nach dem „Säuferfuße“, 
jondern nach dem „Konjumentenfuße” veranlagt war, d. h. nach der von 
den Steuerbehörden und zu Steuerzweden ermittelten Zahl der in einem 
beftimmten Bezirt wohnhaften männlichen Perfonen zwifchen 15 und 60 
Jahren?. 

Auch durch die Werbemandate von 1825 und 1827, die den 1809 be— 
gonnenen FFortjchritt in der Annäherung an die Idee der allgemeinen Wehrpflicht 
fortfeßen, der fich vor allem in der Streichung der ein Haus von nicht 
über 400 Thaler Wert befitenden Angejeffenen von der Lifte der Anſpruch 
auf Berreiung vom Militärdienfte Habenden Perfonen dokumentierte, ift an 
dem Anhalt diefer Beitimmungen nicht viel geändert worden. Gie find 
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eigentlich nur in die Sprache des 19. Jahrhunderts überjegt und höchſtens 
injfoweit, als die veränderten Verhältniſſe dies bedingten, modificiert worden. 

Hatten bis 1825 Unterfuchungen der jungen Mannſchaft auf ihre 
Dienfttauglichkeit hin jowie Aushebungen zum Militär nur auf bejondere 
Anordnung der Obrigkeit je nach dem Bedarfe des Staates an Soldaten 
ftattgefunden, jo werden fie von diefem Jahre an eine ftehende jtaatliche 
Einrichtung , der fich jeder junge Mann, der im 19. bez. 20. Lebensjahre 
jteht, zu unterziehen hat. Um das Auswandern der jungen Leute dor Er» 
füllung diefer Pflicht zu verhüten, war in dem Mandate von 1825 „über 
die Ergänzungen der Armee und die Entlafjungen vom Militär“ * beſtimmt, 
daß jämtliche junge Mannfchaften, welche fich zur Aushebung noch nicht ge= 
jtellt hatten — was, wie jchon erwähnt, im 19. bez. 20. Lebensjahre zu 
geichehen hatte — fi nur mit Erlaubnis des Amtshauptmannes ihres 
Bezirks in das Ausland begeben durften, und daß daher für diefelben von 
den Polizeibehörden nur dann Päfje ausgefertigt werden durften, wenn fie 
die Erlaubnis des Bezirtsamtshauptmannes beigebracht hatten. Das Wandern 
der Handwerksgeſellen ins Ausland war gänzlich unterjagt, bis fich diejelben 
bei einer Aushebung geftellt Hätten, und es war daher die Austellung von 
Wanderbüchern nur für die Gefellen geftattet, welche durch den nach 5 64 
des MWerbemandats auf ihrem Geburtsjchein anzubringenden Vermerk nach— 
zuweiſen vermochten, daß fie fich bei einer Aushebung geftellt hatten. 

In dem Werbemandate von 1827? wurden diefe Beitimmungen dahin 
geändert und gemildert, daß den Behörden erlaubt wurde, allen jungen 
Leuten, deren Rückkehr fie mit Beftimmtheit erwarten zu können glaubten, 
Päfle und Wanderbücher für das Ausland bis zum 1. Februar desjenigen 
Jahres, in dem die Militärpflichtigkeit derfelben eintrat, auszuſtellen. Jedoch 
werden zur Verhütung eines Mißbrauchs diefer Erlaubnis folgende Maß: 
regeln? angeordnet : 

1. Den um Erteilung eines Auslandspaſſes nachjuchenden Perſonen diejer 
Kategorie iſt das Handgelöbnis pünktlicher Rüdkehr unter Hinweis auf die 
andernjall® eintretenden Strafen abzunehmen, worüber auf dem Geburts» 
icheine eine Notiz anzubringen iſt. 

2. In dem Paſſe oder Wanderbuche ijt zu bemerken, daß demfelben 
nur bis zum 1. Februar 18.. Geltung zufommt, und an alle Behörden 
des Nuslandes die Bitte zu richten, den Inhaber diejes Paſſes oder Wander- 





! Sejehiammlung für das Königreich Sachſen vom Jahre 1825, S. 29—62. 
2WGeſetzſammlung ꝛc. vom Jahre 1827, ©. 153— 215. 
3 Gefeßiammlung ꝛc. vom Jahre 1827, S. 193-193. 
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buches nach Eintritt dieſes Termins auf dem nächſten Wege in das König— 
reich Sachſen zurückzuweiſen. 

3. Die Obrigkeiten und Polizeibehörden haben genaue Verzeichniſſe über 
die ausgeſtellten Päſſe und Wanderbücher zu führen. 

Die ohne Erlaubnis ins Ausland ausgewanderten oder bis zu dem 
ihnen geſetzten Termine nicht zurückgekehrten jungen Mannſchaften ſollen 
nach Ablauf eines Jahres den Fahnenflüchtigen gleich behandelt werden 
d. h. des Rechts verluſtig gehen, in Sachſen Eigentum zu beſitzen oder zu 
erwerben. Für jeden zur Haft gebrachten „Ausgetretenen“ foll eine Be— 
fohnung don fünf Thalern gezahlt werden !, 

Dieje Beltimmungen find in das Geſetz vom 26. Dftober 1834 über 
die Erfüllung der Militärpflicht?, mit dem die nächite bedeutfame Annähe- 
rung an die dee der allgemeinen Wehrpflicht durch Aufhebung faſt aller 
früher bejtandenen rechtlichen Anjprüche auf Befreiung vom Militärdienfte 
und durch bloße Zulaffung einer thatfächlichen Befreiung durch Stellung 
eines Stellvertreters erfolgt, wörtlich binübergenommen worden. Überhaupt 
ift auf diefem Gebiete feine Anderung mehr eingetreten, bi8 Sachſen 1866 
jeine militäriiche Selbitändigfeit durch Beitritt zum Norddeutfchen Bunde 
verlor. Wir finden daher auch in den Austührungsverordnnungen zu den 
Geſetzen über die Erfüllung der Militärpfliht vom 1. Auguft 1846? und 
vom 1. September 1858*, die beide nichts weiter als neue Redaktionen 
des Gejehes vom Jahre 1834 find, die oben angeführten Beitimmungen 
wörtlich übereinftimmend wieder. Die 1849 erfolgte vorübergehende Auf- 
bebung diefer Beitimmungen wird an anderer Stelle erwähnt werden. 

Im Nordeutfchen Bunde traten dann bekanntlich in diejer Beziehung 
die früher in Preußen erlaffenen Beitimmungen in Geltung, durch die für 
Preußen jchon jeit dem 11. Mär) 1850 die Strafe der Konsfiskation des 
Vermögens der Deferteure und ausgetretenen Militärpflichtigen abgeichafft 
und durch eine Gelditrafe von 50—1000 Thalern eventuell Gefängnis 
von einem Monat bis zu einem Jahre erfeßt worden wer. 

Damit Hat der Zeil der jelbjtändigen ſächſiſchen Auswanderungs- 
politik, deſſen Ziele und Zwede rein militürifcher Natur waren, fein natür= 
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liches Ende erreicht. Wenden wir un® nun zur Betrachtung der allge- 
meinen Auswanderungspolitit der fächfifchen Regierung. 

Das erfte Mandat!, durch das offenbar mit voller Abficht bevölferungs- 
politifche Wirkungen erzielt werden follen, ſtammt aus dem Jahre 1723. 
Es ift „wider die Abziehung und Berleitung derer Wollenarbeiter und Yabri- 
fanten aus hiefigen Landen“ gerichtet. Schon diefe Überfchrift deutet genug- 
ſam an, daß diefe Verordnung aus politifchen Prinzipien und Anſchau— 
ungen entiprungen ift, die ihre theoretifche Grundlage im Merkantilſyſtem 
haben. Die jächfiiche Regierung wacht eiferfüchtig darüber, daß nicht die 
Nahbaritaaten, vor allem Brandenburg » Preußen, die bisher in der Ver— 
forgung mit gewiffen Manufakturwaren von Sachjen abhängig gemwejen 
waren, durch Anmwerben und Berpflanzen jächfiicher Fabrifanten und tech= 
niſch gebildeter Arbeiter diefer Branchen nach Preußen vom jächfifchen 
Markte fich emanzipieren. Daß diefe Sorge nicht ohne Grund war, beweiſt 
der jpecielle Anlaß zu diefer Verfügung, der in dem Auftreten preußifcher 
Kommiffare, welche vor allem Tuchmacher und Zeugmacher zu gewinnen 
trachteten, ſowie in einigen in gleicher Abficht erlaffenen „Invitations- 
jchreiben“ des Rats zu Greiffenberg in Pommern an verjchiedene fächftiche 
Zünfte liegt. Die Maßregeln, welche die jächfifche Regierung biergegen 
trifft, beftehen zunächit nur in Bermahnungen der Alteften der Zünfte und 
Annungen durch die Gerichtsobrigkeit, folchen „fälſchlichen Anlodungen“ 
im eigenen Intereſſe fein Gehör zu geben, ferner ihren Gejellen von der— 
gleichen Auswanderungsverlodfungen keine Mitteilung zu machen, fondern 
etwa anfommende Invitationsſchreiben fofort ihren Gerichtsobrigkeiten einzu= 
händigen, welche diejelben an die Abfender mit der uns komiſch an» 
mutenden Drohung zurüdjenden jollen, daß die jächfifhe Regierung im 
MWiederholungsfalle fich genötigt jehen würde, die preußifchen Unterthanen 
ebenjalls öffentlich zur Auswanderung nach Sachjen einzuladen. Die Über⸗ 
bringer derartiger Schreiben ſollen verhaftet, dagegen in Sachſen ſich auf— 
haltende preußiſche Unterthanen zum Bleiben aufgefordert werden. 

In jeder Beziehung ſtellt ſich dies Mandat ſomit als ein echtes 
Produkt einer von merkantiliſtiſchen Grundſätzen ausgehenden Politik dar. 
Allerdings find die Mittel, mit denen man Sachſens wirtſchaftliche Selbſt— 
ftändigfeit bezw. Suprematie zu erhalten, jowie eine günftige Handelsbilanz 
zu erreichen fucht, zunächjt noch ſehr harmloſe. Als aber die Gefahr, daR 
Sachſens Abſatz nach den Nachbarländern mehr und mehr zurüdgeht, immter 
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bedrohlicher wird, werden auch die Strafen, mit denen die, welche ſächſiſche 
Untertanen zum Auswandern verleiten, bedroht werden, immer härter. 


Zunächſt wurde es 1763 nötig, die Unterthanen zu ermahnen!, 
fih nicht zur Auswanderung verführen zu laſſen, und wird denfelben 
daher in einem Erlaß verfprochen, „in mitleidiger Anerkennung ihres der- 
maligen Unvermögens fie mit Abgaben auf alle nur thunliche Weife zu 
verfchonen“. Diefe Ermahnung fcheint jedoch in dem durch den fieben- 
jährigen Krieg auf das Außerjte erfchöpften Sachſen nicht viel gefruchtet zu 
haben. Schon im Jahre darauf wird ein Mandat? erlafien, in dem bie 
Strafen für die DVerleitung und Aufforderung zur Auswanderung in ein= 
gehender und alle Möglichkeiten erwägender Weife Teftgefegt und beitimmt 
werben. 

63 iſt indefjen allein die Verführung zur Auswanderung, die getroffen 
werden ſoll, nicht die Auswanderung jelbit, d. h. die aus eigenem, unbe- 
einflußtem Entſchluſſe hervorgegangene Auswanderung. Niemand fol „an 
der Gebahrung mit jeiner Perfon“ gehindert werden. Das Mandat geht 
nämlich von der Annahme aus, daß die jächfifchen Unterthanen überhaupt 
nur durch Fremde Einwirkungen und Vorjpiegelungen fich beigehen Iaffen 
fönnen, „auswärtige, ungewiſſe Ausfichten” den Vorteilen, die fie in Sachſen 
genießen, borzuziehen. 

Ungemein Eennzeichnend für die politifchen Anfchauungen, denen dieſes 
Mandat jeine Entjtehung verdankt, find die Grundfäße, nach denen bei der 
Strajabmeffung verfahren werden fol. Die Einwohner Sachſens find 
gewiffermaßen nach ihrer Nahrhaftigfeit oder ihrem Nährwerte für den 
Staat — in einem furfürjtlichen Reſtripte? an den Amtshauptmann 
v. Schönberg vom Yahre 1782 wird direft von „nahrhaften” Untertanen 
geiprochen — in zwei Hlaffen eingeteilt, und je nachdem nun der jächftfche Staats— 
angehörige, den ein fremder Gmifjär oder auch ein „pflichtvergeffener“ jäch- 
fifcher Unterthan zum Auswandern verleitet Hat, der erjten oder zweiten 
Klafje angehört, Fällt die Strafe geringer oder größer aus. Wer nämlich 
einen unangejeffenen Unterthanen zum Wegziehen verführt, ſoll nur mit 
fünfjähriger, wer aber einen „angejeffenen Einwohner in Städten oder 
Grundbefiger auf dem Lande, Fabrikanten, Manufakturier, Künftler, Kauf: 
oder Handelsmann“ dazu verleitet, joll mit zehnjähriger „Feſtungsbau— 
zuchthausitrafe” belegt werden. Wer aber gar den Frevel fo weit getrieben, 


10. A., 1. Fortſ. 1. Abt. ©. 856. 
20. A., 1. Fort. 1. Abt. ©. 888. 
30. A, 2. Fort. 3. Abt. ©. 167. 


Auswanderungsweien im Königreich Sachfen. 363 


daß er „dergleichen Berleitung einzelner Perfonen mehrmalen wieberholet, 
oder mehr als eine Perfon zugleich, und gange Familien verführt Hätte“, 
der joll mit dem Strange vom Leben zum Tode gebracht werden. Wahr: 
haft drafonifche Beitimmungen in der That! 


Um diefelben zu möglichſt genauer und forgfältiger Durchführung zu 
bringen, wird außerdem jedem, der der Obrigkeit Anzeige von einer Ber: 
führung zur Auswanderung erjtattet, eine Belohnung von 50— 200 Thalern 
entweder aus dem DBermögen des Inkulpaten oder aus der furfürftlichen 
Kaſſe verfprochen, dagegen dem, der von einem ihm bekannten derartigen 
Tall ſofort Anzeige zu machen unterläßt, eine fechamonatliche Gefängnis— 
itrafe angedroht. Ferner wird es der Obrigkeit zur ftrengiten Pflicht ge— 
macht, darüber Nachforfchungen anzuftellen, wenn fich jemand außer Landes 
begiebt, „ob und durch wen er dazu verleitet worden fer“. 

Trotz der Härte diefer Strafen jcheint die Auswanderung aus Sachjen 
nicht viel zurücdgegangen zu fein; es erwiejen fich daher wiederholte Ein- 
ichärfungen des Mandats von 1764 ala nötig. 

Wie 1763 infolge der Kriegsdrangſale, jo mochte im Winter 1772 
auf 1773 infolge der Mikernte des Jahres 1772 einem Teile der ärmeren 
Bevölkerung Sacjens die Auswanderung ala der einzige Ausweg aus 
ihrer Not erfcheinen. Um dem entgegenzutreten, werden 1773 einerjeitß die 
Gerichtsobrigkeiten angewiejen!, allerorten von der Auswanderung ab— 
mahnen zu laſſen; amdererjeitö jucht der Staat pofitiv durch Darbie- 
tung don Arbeitsgelegenheit die Luft zur Auswanderung zu vermindern. 
So wird im Frühlinge diejes Jahres mit der Einebnung und Abtragung 
der während des fiebenjährigen Krieges in der Umgegend von Dresden 
errichteten Schanzen und Befeftigungsgräben begonnen, ebenfo wird noch 
für dasjelbe Jahr die Jnangriffnahme größerer Uferbauten in Ausficht ge— 
jtellt. Daneben wird natürlich den, Obrigfeiten wieder nachdrüdlich ein= 
geichärft, auf alle zu fahnden, welche die Auswanderung jächfiicher Unter- 
thanen duch Beihaffung von Päffen und Reifemitteln begünftigen. 

Wie in den erften Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts es vor allem 
preußifche Emiffäre gewejen zu fein fcheinen, welche ſächſiſche Fabrikanten 
aus dem Lande zu ziehen juchten, jo wird gegen das Ende des Jahr— 
Hundert? Hin die Aufmerkjamkeit der jächfiichen Behörden von der Regie- 
rung in eriter Linie auf öſterreichiſche Kommiſſäre? gelenkt, von denen fich kurz 
vor der Michaelismefje 1779 einige im Leipzig eingefunden und verjchiedene 
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der geſchickteſten ſächſiſchen Fabrikanten zur Auswanderung nach Ofterreich 
zu verleiten gefucht hatten. 

Ganz ähnlich wird 1785 in einer Zirkularverordnung! den Behörden 
anbefohlen, bejonders darauf zu achten, daß nicht etwa Perfonen, welche die 
„Zurichtung und feine Bleiche von Piquse und Nefjelin“ verjtehen, nad 
Böhmen gelodt würden, da es bereitß gelungen fei, in Georgiäwalde in 
Böhmen ein Gtablifjement zur fabrikmäßigen Herftellung diefer Waren zu 
gründen, nachdem fich einige Fabrikanten aus der Chemniter Gegend durch 
vorteilhafte Anerbietungen dahin Hätten verloden laſſen, und es nur noch 
an Perſonen fehle, welche die Zurichtung und feine Bleiche diefer Waren 
verjtänden. 

Diefe Zirkularverordnung ift die letzte That der fächfischen Regierung 
auf diefem Gebiete im vorigen Jahrhundert und zugleich die letzte That der 
die Auswanderung am liebiten gang unmöglich machenden Politif. Die 
Politit zum Schuhe des Staates vor der Auswanderung feiner Angehörigen 
in der Form und nach den Marimen, wie fie das vorige Jahrhuudert aus» 
gebildet hatte, Hat damit ihr Ende erreicht. Die reale Entwidlung der 
Dinge mag die ſächſiſche Regierung wohl bald zu der Überzeugung gebracht 
haben, daß es unmöglich ift, die Entialtung und Entwidlung der Jnduftrie 
in einem Nachbarjtaate durch Beftrafung der Verleitung zur Auswanderung, 
und mögen die Strafen auch noch jo hart jein, auf die Dauer hintanzus 
halten, vorausgejeßt, daß einmal in dem betreffenden Nachbarlande günitige 
Produftionsbedingungen für einen Induſtriezweig vorhanden find. Seit 
1785 hat daher nie wieder eine Einjchärfung des Mandats von 1767 ftatt- 
gefunden. 

Wie weit hierbei vielleicht auch die an der Wende des Jahrhunderts 
von Robert Malthus aufgejtellte Bevölferungstheorie mitgewirkt haben mag, 
it natürlich ſchwer zu ermitteln. jedenfalls läßt aber die erfte Andeutung 
einer veränderten Stellungnahme — wenn auch nur der theoretiichen — der 
jächfifchen Regierung zur Auswanderungäfrage, die fich in einer allerhöchiten 
Refolution? auf die von der Landichait am Landtage 1811 angebrachten 
„intercessionales generales und gravamina‘* findet, durch ihre ganze Fafſung 
und Formulierung auf Beeinfluffung durch Malthus'ſche Ideen jchließen. 
Sämtliche ftädtifche Deputierte hatten nämlich darüber Klage gerührt, daß 
die Befugnis der Ortöobrigfeiten, zu beurteilen, ob ein Ortöfremder, der 
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höheren Behörden allzufehr eingefchränft werde, während doch die Orte» 
obrigfeiten wegen der Anfprüche der Aufzunehmenden an die Kommune im 
Falle der Berarmung, unzweilelhaft das nächjte Recht hierüber zu entjcheiden 
haben follten. Die Regierung erklärt im allgemeinen diefem Wunſche bei- 
zuftimmen, und begründet dies damit, daß ihr „die Anwendung der Maxime: 
möglichft zu bejördernde Population, welche gewöhnlich der großen Nach: 
giebigkeit gegen aufzunehmende Fremde zu Grunde liege — zum wenigiten 
für manche Gegenden und ebenfojehr für manche Zeiten — der größten Be- 
hutjamfeit zu bedürfen jcheine, wenn nicht die Gefahr entjtehen folle, innere 
Kraft mit äußerer Zahl der Völker zu verwechjeln, und das Ganze zu jchwä- 
chen, indem man es vermehre.” 

Die fächfiiche Auswanderungspolitif während der erjten Hälfte unferes 
Jahrhunderts fteht übrigens durchaus im Widerfpruch mit diefen 1811 aus» 
geiprochenen Anfchauungen. Denn die nächite Handlung der jächfifchen Re— 
gierung auf diefem Gebiete, dag Mandat! vom 6, Februar 1830 über das 
bei der Auswanderung jächfiicher Unterthanen zu beobachtende Verfahren, 
fommt thatjächlich, wenn nicht einem Verbote, fo doch einer bedeutenden 
Erſchwerung der Auswanderung gleich, obwohl in den einleitenden Worten 
verfichert wird, daß es micht Abficht der Regierung fei, das Auswandern 
durch allgemeine Borjchriften zu erjchweren. | 

Durch diefes Mandat jollen natürlich die zur Verhinderung der Aus— 
wanderung militärpflichtiger junger Leute getroffenen Beftimmungen, die wir 
vorhin fernen gelernt haben, in feiner Weife aufgehoben werden, Vielmehr 
gilt dasjelbe, wie ausdrüdlich Hervorgehoben wird, nur für folche Aus— 
wanderungsluftige, die ihrer Verpflichtung zum Militärdienſt bereits nach— 
gefommen find oder ihre Befreiung von diejer Verpflichtung aus irgend 
welchen Gründen haben nachweifen fünnen, entjprechend der Bejtimmung ? 
in $ 23 des Staatsgrundgejeßes von 1831: „Jedem Unterthanen fteht der 
MWegzug aus dem Lande ohne Erlegung einer Nachjteuer frei, jomweit nicht 
die Verpflichtung zum Kriegsdienſte oder ſonſt WVerbindlichkeiten gegen den 
Staat oder Privatperfonen entgegenitehen.“ 

In eriter Linie ift bei Erlaß des Mandates von 1830 der Gefichts- 
punkt maßgebend gewejen, den Staat vor den Laften zu bewahren, die dem— 
jelben durch die Auswanderung von Familienvätern entftehen könnten, deren 
Familien im Lande zurüdbleiben und der Fürſorge des Staates bezw. der 
Gemeinde anheimfallen. Daher gilt dag Mandat überhaupt nur für Fami— 
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lienväter und ganze Familien, und zwar wieder nur für Familien aus den 
Klaſſen der Bevölkerung, „welche ſich durch ihrer Hände Arbeit ernähren”. 
Auf Ledige und kinderlofe Auswanderungsluftige, jowie auf Gelehrte, Künftler, 
Fabritunternehmer, überhaupt auf alle, von denen nicht zu befürchten fteht, 
daß fie dem Lande zur Laſt fallen könnten, finden die Beitimmungen des 
Mandats feine Anwendung. Daher ift weiter die Ausjtellung eines Aus» 
wanderungäpafjes, ohne den die Grenzobrigfeiten auswandernde Familien 
und Familienväter die jächfiiche Grenze nicht paflieren lafjen dürfen, 
an die Vorausſetzung gefnüpit, daß die Wamilienväter ihre Familien 
fofort mitnehmen. Daher jehlieklich die Beftimmung, daß jeder Auswan— 
dernde dieſer Kategorie eine ausdrückliche, protofollarifche Erklärung dahin 
abzugeben hat, daß er dem Rechte auf Wiederaufnahme in den jächfiichen 
Staatöverband für immer entjage. 


In zweiter Linie erft hat wohl bei Erlaß diejes Mandates die Abficht 
mitgewirkt, die Ausmwandernden jelbft davor zu bewahren, ſich in fremde, 
unbefannte Berhältniffe zu begeben, ohne die Gewißheit zu Haben, dort 
Arbeit und Unterfommen zu finden. Die Erteilung eine Auswanderungss- 
paſſes darf nämlich nur unter den zwei weiteren Vorausſetzungen jtattfinden, 
dab die Auswandernden nachweijlen können, ein bejtimmtes Unterflommen 
bereitö gefunden zu haben, und daß fie ein von den Behörden des be- 
treffenden Ortes oder des Landes, wohin fie verziehen wollen, ausgejtelltes 
Zeugnis über ihre Aufnahme als Unterthanen beizubringen vermögen. 

Aus diefen beiden Bedingungen dürfen wir wohl mit ziemlicher Sicher: 
beit jchließen, daß eine irgendwie nennenswerte Auswanderung aus Sachen 
nad) überfeeifchen Gebieten, vor allem nach Nordamerifa, um dieje Zeit 
noch nicht eriftiert hat. Denn bei der Unmöglichkeit, aus überſeeiſchen Ge— 
bieten derartige Nachweije beizubringen, bevor die Auswanderung vollzogen 
ift, zumal wenn wir bedenken, an welche Klaſſen der Bevölkerung diefe An— 
forderungen geftellt werden, wäre dieſe Beftimmung einem Verbote der Aus- 
mwanderung nad Nordamerika gleichgefommen. Wir finden daher auch, daß 
fofort, nachdem für Sachſen infolge der wirtfchaftlichen Verhältnifje die 
möglichjte Erleichterung der Auswanderung eine Notwendigkeit geworden 
war, diefe Beftimmung aufgehoben und für den Fall der Auswanderung 
in überfeeifche Länder die Ausjtellung des Pafles nicht mehr vom Nachweis 
eines Unterfommens abhängig gemacht wird. Es gejchieht dies ſchon zwei 
Jahre ſpäter in einer Verordnung! vom 1. September 1832, an deren 
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Schluß auch noch kurz bemerkt wird, daß in Zukunft der $ 5 des Aus- 
wanderungsmandats von 1830 bei der Auswanderung nach trangozeanifchen 
Gebieten ebenfalls nicht weiter in Anwendung gebracht werden foll. Es ift 
dies der Paragraph, in dem vorgefchrieben war, von den Auswandernden 
die ausdrüdliche Erklärung zu verlangen, daß fie alle Anſprüche auf eine 
Wiederaufnahme in den fächfiichen Staatsverband aufgäben. Das Außer: 
geltungjegen dieſes Paragraphen, der fowiefo etwas Harte und Graufames 
an fih trug, war eine notwendige Folge der Zurüdnahme der Beftimmung, 
ein gefichertes Unterflommen nachweiſen zu müſſen, ehe der NAuswanderungs- 
paß außgejtellt werden durfte, da es die Billigkeit erforderte, daß man den 
Leuten, für deren Unterfommen die Regierung gewiffermaßen feine offizielle 
Garantie hatte, die Möglichkeit der Rückkehr nach Sachſen und der Wieder: 
erlangung der ſächſiſchen Staatsangehörigfeit gewährte. 

Durch diefe Verordnung war nun eigentlich erft die ftaatliche Erlaub- 
nis zur Auswanderung nach überjeeifchen Ländern gegeben. Der Erlaß der- 
jelben war eine unbedingte Notwendigkeit. Dies geht aus den Verhand- 
[ungen des ſächſiſchen Landtages, der ſich bald darauf, im Frühjahre 1833 
zum erftenmal mit der Auswanderungsfrage bejchäftigte, klar hervor. Zu— 
nächſt befaßte fich die zweite Kammer! auf Anregung eines erzgebirgijchen 
Abgeordneten, an den fich ala „täglichen Augenzeugen der im Erzgebirge 
und PVoigtlande Herrichenden Not“ 187 Familien und 114 einzelne jelb- 
ftändige Perfonen, faſt alle dem Erzgebirge angehörig, mit der Bitte um 
Unterflügung bei Durchführung einer gemeinfchaftlichen Auswanderung nach 
Nordamerila gewandt hatten, mit diefer Angelegenheit. Diefer Abgeordnete 
hatte daraufhin den Antrag geitellt, die Geneigtheit der Kammer zu er= 
tlären, in die Garantie deö zur Durchführung einer gemeinfchaftlichen Aus— 
wanderung und Anfiedelung in Nordamerifa nötigen Aktienkapitals zu willi— 
gen. Nach dem entworfenen Plane follte nämlich die gemeinjchaftliche 
Auswanderung durch Ausgabe von Aktien, deren auch jchon eine Anzahl 
gezeichnet waren, zur Ausführung gelangen. Als Unterpfand follte dafür 
dem Staate bis zur vollftändigen Rüdzahlung des Aktienkapitals nebit 
Zinfen der Kaufbrief über jämtliche angelaufte Ländereien überlafjen werden. 
Außer dem Antragsteller fand fich jedoch niemand in der Kammer, der in 
der Debatte für denſelben eingetreten wäre. Infolgedeſſen ward derſelbe ſo— 
fort mit jehr großer Majorität ala ungeeignet zurückgewieſen. Als Haupt« 
grund der Ablehnung tritt das prinzipielle Bedenken hervor, eine Berpflich- 
tung des Staates zur Unterftüßung derjenigen, welche aus dem Staatsver— 
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bande austreten wollen, anzuerkennen. „Wenn das ganze Prinzip gelten 
jollte, daß jeder, der aus Trägheit, Unkunde, Mangel an Betriebjamteit, 
Unvermögen feine Bebürfniffe nach feinem Einfommen abzumefjen, auswan— 
dern wollte, in diefer Art unterftügt werden müſſe, fo hätten wir zu be= 
forgen, daß .bald die Induſtrie ihre Hände finken laflen würde.“ 

Bei diefer Beweisführung wird ganz überjehen, einmal, daß es gar 
nicht nötig ift, jeden, der auswandern will, auf diefe Weife zu unterftüßen, 
jondern daß der Staat beliebig eine Grenze, bis zu der er mit feiner Unter: 
jtüßung gehen will, jejtjegen fann, und zum andern, daß die Unterftügung 
nicht allein im ntereffe der Auswandernden, fondern in erfter Linie im 
Intereſſe der Zurücbleibenden erfolgt, weil man die Hoffnung begt, die ja 
in der Theorie wenigſtens berechtigt ijt, daß durch die. Auswanderung einer 
bejtimmten Anzahl die Not der Zurüdbleibenden, die wejentlich ein Mangel 
an Wrbeitögelegenheit ift, etwas gemildert werde, 

Nicht ganz jo abweichend wie die zweite verhielt fich in dieſer Frage 
die erite! Kammer, an die mehrere Petitionen um Unterjftüßung bei der 
Auswanderung eingelaufen waren. Die Deputation, welche über dieje Peti- 
tionen Bericht zu erjtatten hat, trägt auf eine Aufforderung an die Regie— 
rung zu genauer Prüfung der eingereichten Anfiedelungspläne an, um dann 
der Kammer unter Berüdfichtigung aller Verhältniffe entiprechende Maß» 
regeln vorichlagen zu können, Die Deputation ift im Prinzip für ftaatliche 
Subvention der Auswanderung, wenn die Staatsmittel e8 irgend geftatten. 
Die Kammer ſelbſt fteht nicht auf diefem Standpunfte. Sie beichließt, nach— 
dem ein aus ihrer Mitte geftellter Antrag, von der Regierung die Bor: 
legung eines Entwuris über die Parzellierung mehrerer Domänen zu ver= 
langen, durch die Erklärung der Regierung, daß fie jchon feit mehreren 
Jahren regelmäßig, befonders in dem erjgebirgijchen Kreisamte Schwarzen- 
berg, durch Urbarmachen von verjumpiten MWiefen und Waldboden 
und nachiolgende Parzellierung dieſes meugewonnenen Landes, Hierfür 
Sorge getragen habe und dies im noch größeren Umfange Zu thun 
beabfichtige, erledigt war, bei der Regierung zu beantragen, über diejenigen 
Gegenden, von denen e8 wahricheinlich jei, daß Auswandernde durch red— 
lichen Fleiß dafelbit ihr Fortlommen finden könnten, an Ort und Stelle genaue 
Grörterungen anftellen zu laſſen, und die Nejultate derjelden den Aus— 
wanderungsluftigen mitteilen zu laffen. Diefer Antrag wurde dann auch 
von der zweiten Kammer angenommen. 


! Landtagsnahrichten vom Jahre 1533 ©. 998—1004, 


an 


Auswanderungswejen im KHönigreih Sachſen. 369 


Auf dem Xandtage von 1837 wird von neuem über die Auswande- 
rungöfrage verhandelt, aber mit demjelben Erfolg wie 1833 für die Peten- 
ten, deren Gejuche um Unterftügung bei der Auswanderung unter Hinweis 
auf die Beflerung der gefamten wirtjchaftlichen Verhältniffe, die von den in— 
zwiichen abgejchloffenen Zollverträgen zu erwarten jei, abgewiejen werden. 
Es wird beichloffen, die Regierung um Mitteilung der erhaltenen Informa 
tionen zu bitten, was von diefer jedoch abgelehnt wird, da die früher ein- 
gezogenen Erkundigungen veraltet jeien und erft neue eingeholt werden müßten, 
Dann Haben fi die Kammern bis 1848 nicht wieder mit der Frage ber 
Auswanderung beichäftigt, nicht etwa, weil „inzwifchen die Beweggründe, 
welche im Volke das Anverlangen nad) einer zuverläffigen Organifation der 
Auswanderung hervorgerufen hatten, ihre Erledigung gefunden hätten“, ſon— 
dern weil „die Hoffnungslofigkeit irgend eines eriprießlichen Griolges alle 
weiteren Beitrebungen lähmte !.“ 

Überhaupt ift bis zu diefem Jahre feine Negierungsmaßnahme auf 
dem Gebiete der Auswanderungspolitit mehr zu verzeichnen, ausgenommen 
eine Verordnung? aus dem Jahre 1838, durch die das Verfahren bei der 
Auswanderung der unter VBormundfchaft ftehenden Kinder mit ihren Müttern 
geregelt wird. Danach muß dor der Austellung des Auswanderungspafjes 
für diefe Perfonen die Genehmigung des VBormundfchaftsgerichtes und durch 
diefes die des Appellationsgerichtes als der obervormundichaftlichen Behörde 
eingeholt werden. 

Das Jahr 1848 bewirkte eine folche Zunahme der Auswanderung und 
der Ausmwanderungaluft, daß auch die Kammern der Auswanderungsfrage 
wieder näher zu treten gezwungen waren. Die Urfachen diefer plöß- 
lihen Zunahme der Auswanderungsluft jcheinen jehr verjchiedener Natur ge= 
wejen zu fein. Bor allem kommt die im Gragebirge herrfchende wirtichait» 
liche Not in Frage, die zum Teil eine Tyolge der Mißernte von 1847, zum 
andern Zeil wohl auch eine Folge der im Erzgebirge verbreiteten haus» 
industriellen Betriebsweiſe war, die mehr als jede andere der Gefahr einer 
Abſatzſtockung ausgejegt ift. Neben diefen aus wirtjchaftlichen Gründen ent= 
fpringenden Urjachen haben wohl auch Motive anderer Art, wie übertriebene 
Erwartungen und Borftellungen von den in Amerika auf leichte Weife zu 
erwerbenden Reichtümern, daneben politifche und religiöje Motive mitgewirkt. 


ı Alten des außerordentlihen Yandtages vom Jahre 1848, Beilagen zu derr 
Protofollen der zweiten Hammer, ©. 287—297. 

2 Gejeß: und Verordnungsblatt für das Königreich Sachſen vom Jahre 1838, 
S. 362. 
Schriften LIT. — Auswanderung. 24 


370 Pohle, 


Wir finden ſomit in Sachſen dieſelben Urſachen wieder, welche Rutenberg ! 
ala die Urjachen der deutjchen Auswanderung diejer Jahre überhaupt be= 
zeichnet hat. 

In allen Zeilen Sachjens bildeten fich um diefe Zeit Auswanderungs- 
vereine, die durch lebhafte Agitation und durch Petitionen dafür forgten, 
daß das Intereſſe der Regierung und der Kammern für die Auswanderungs- 
jrage erregt werde?. Wieder waren es wie fchon im vorigen Jahrhundert 
und im Jahre 1833 das Erzgebirge, das Voigtland und die Laufit, wo die 
wirtfchaftliche Bedrängnis und infolgedeifen auch die Auswanderungsluft am 
größten waren. In diefen Gegenden bildeten fich denn auch zuerit Aus— 
wanderungsvereine, jo in Annaberg, Schwarzenberg, Kallnberg, Zwidau, 
Chemnitz, Zittau, Bautzen u. ſ. w. Jedoch auch in Dresden, Großenhain 
und Leipzig entjtehen bald darauf jolche Vereine. Diejelben ſuchen zunächft 
jeder für fih vom Minijterium des Innern die Erlaubnis zur Veranftaltung 
von Sammlungen freiwilliger Beiträge für mittellofe Auswanderer zu cr= 
langen, Einer ganzen Reihe von Bereinen wird auch diefe Erlaubnis ge= 
währt. Daneben nehmen die Vereine die Vermittlung des Minifteriums in 
Anipruch, um fichere Nachrichten über die Verhältniffe in überfeeifchen Ge— 
bieten einzuziehen, 3. B. über die von der franzöſiſchen Regierung aufgeftellten 
Bedingungen, unter denen die Niederlaffung und Anfiedlung von Ausländern 
in Algier erfolgen durfte. 

Durch Bermittlung der Regierung erfolgte am 9. Dftober 1848 in 
Dresden eine Vereinigung aller diejer Vereine zu einem Auswanderungs- 
hauptverein, zu defjen gejchäftsführendem Ausschuß der Dresdener Zweigverein 
zunächit auf ein Jahr gewählt wurde. Bloße Auswanderergeiclichaften d. 5. 
Vereine, deren Mitglieder ſelbſt auswandern wollten, ſollten in den Aus— 


a Seth des Vereins für deutiche Statiftit. Herausgegeben von v. Reden; 
Jahrgang 1848, ©. 231-243. 

2 Die — beruht von hier an, ſoweit nicht etwas anderes ausdrücklich 
bemertt wird, ausſchließlich auf folgenden Akten, in die das Königl. Sächſiſche 
Miniſterium des Innern zu Dresden mir gütigft Einſicht geſtattet hat: 

1. Die in Betreff des Auswanderungsweiens getroffenen allgemeinen Mahregeln 
betr. F 231E. Vol. 1, 1848, Bol. 2, 1858. 

2, Unternehmungen zum Zweck des Transporte von Audwanderern und die 
Errichtung von Agenturen betr., F. 231F. Bot. 1, 1548, Bol. 2, 1854, 

3. Sächfiiche Auswanderungsvereine betr., F. 231A, 18548, 

4. Auswanderungsvereine betr., F. 231, 1850. 

5. Die Auswanderung nad Brafilien betr., F. 231C., 1849. 

6. Allgemeine Nachrichten über Auswanderung betr., F. 231G. Bol. 1, 1546, 
ol. 2, 1855, Bol. 3, 1875. 

7. Auswanderer und Auswanderungsangelegenheiten betr., F. 231 B., 1850. 
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wanderungshauptverein nicht aufgenommen werden ; gemifchte Vereine waren 
dagegen zuzulaſſen. Solche gemifchte Vereine waren ja auch die meisten 
der dem Auswanderungshauptverein beigetretenen Vereine, da fie in ihren 
Statuten zwifchen paffiven Mitgliedern d. 5. allen denjenigen, welche mit 
dem Entjchluffe umgingen, jelbit auszumwandern, und daher im Bereine Be» 
lehrung und Unterftüßung fuchten, und aktiven Mitgliedern unterjchieden 
d. h. denjenigen, welche durch ihre thätige Unterftügung den Zweck des 
Verein zum Nuten anderer zu verwirklichen bemüht waren. Die Haupt— 
thätigfeit der Bereine beftand in dem Abhalten von Berfammlungen der 
paffiven Mitglieder, in denen von aktiven Mitgliedern Vorträge über alle 
für Auswanderer wiffenswerten Themata, jo über amerifanifche Sitten, Ver- 
hältniffe und Einrichtungen, gehalten wurden. | 

Bei der zweiten Kammer fanden die Anträge des Auswanderungshaupt- 
verein auf ftaatliche Förderung und Unterſtützung der Auswanderung eine 
ziemlich günftige Aufnahme. Allerdings konnte fich die Deputation, die über 
die Petition der Auswanderungsvereine zu berichten hatte, nicht auf einen 
gemeinjamen Bericht einigen, jo daß der Kammer ein Majoritäts- und ein 
Minoritätsgutachten vorgelegt wırde!. Das Majoritätsgutachten von jehr 
radikalen theoretifchen Anfchauungen, deren Wahrheit nicht erwieſen war, 
‚ausgehend, findet die Urfache dev vorhandenen Not einzig und allein in 
Übervölferung. Es nimmt an, ohne diefe Annahme jedoch zu begründen, 
daß in Sachſen, joll die Bevölkerung mit den Nahrungsquellen in feinem 
Mikverhältniffe ftehen, auf der Quadratmeile nicht mehr ala 4500 Menfchen 
leben können. Diejer Sa ſei aber längjt überfchritten, da im Durchſchnitt 
6— 7000 auf der Duadratmeile wohnten, in einigen Fabrilkdiſtrikten ſogar 
durchichnittlich 10000, 

Das Unrichtige und Unbegründete einer folchen Annahme nachzuweiſen, 
war natürlich der Minorität ein leichtes Spiel. Sie konnte fich darauf 
berufen, daß in den leßten 15 Jahren die Bodenproduftion Sachſens ftärfer 
zugenommen habe als die Bevölkerung während 1830 nur °e des Bedarfs 
an Getreide im Inlande erzeugt und !/e eingeführt worden ſeien, hätten fich 
im Laufe der letzten 15 Jahre diefe Zahlen auf ®r bez. '/r verichoben. 

Daß die Not fehr groß fei, will und fann allerdings auch die Mino- 
rität nicht ableugnen. „Das Elend ift übergroß. Man befuche die elenden 
Hütten, wo es jchon ein Reichtum ift, wenn eine Familie einen Tifh und 
Stuhl und ein jämmerliches Bett befitt, und öfters ein einziger Topf das 


ı Akten des außerordentlichen Landtages vom Aahre 1848, Beilagen zu den 
Protofollen der zweiten Kammer, ©. 287307. 
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Kücheninv entarium ſämtlicher Hausbewohner iſt; wo keiner mehr als eine, 
oft nur ſcheinbare Kleidung hat, die Kinder, ſelbſt im Winter, faſt nackend 
und bloß herumlaufen, und man nirgends an den Füßen weder Schuh noch 
Strümpfe ſieht; wo die Kartoffel die einzige Nahrung und Fleiſch gar nicht, 
Brod aber kaum an hohen Feſttagen auf den Tiſch kommt; wo die Kar— 
toffelernte die kritiſche Epoche der Haushaltung ausmacht und die ganze 
Exiſtenz des Armen darauf beruht.“ 

Als einziges Heilmittel hiergegen hatte die Majorität die Wieder— 
herſtellung der „normalmäßigen“ Zahl der Bevölkerung durch „Berbünnung 
der überflüſſigen Menſchenmaſſe“ angeraten, ein Unternehmen, zu deſſen Durch— 
führung nach einer ſorgfältigen Berechnung der Minorität mindeſtens 52 
Millionen Thaler nötig geweſen ſein würden, das alſo ſchon aus finanziellen 
Gründen ganz unausführbar war, abgeſehen davon, daß es nur auf kurze 
Zeit geholfen hätte, da die Bevölkerung Sachſens binnen wenigen Jahren 
die alte „übernormalmäßige“ Ziffer wieder erreicht haben würde. 

Es würde zu weit führen, alle Stadien der parlamentariſchen Beratung 
dieſer Angelegenheit hier zu verfolgen; es genügt uns, deren Reſultat kennen 
zu lernen. Beide Kammern einigen fich fchließlich im weſentlichen auf fol- 
gende Vorfchläge an die Regierung!: 

1. Die frage, ob und inwieweit die Auswanderung als eine Angelegen- 
heit des Staats zu behandeln, bezw. zu einer deutjchen Reichdangelegenheit 
zu erheben fei, möge von der Regierung in Erwägung gezogen werden, ins 
zwilchen aber die Auswanderung, foweit nur immer thunlich, jedoch ohne 
Geldſpenden für Überiahrt und Anfiedlung unterftüßt werden. ferner möge 
die Regierung mit den ſächſiſchen Ausmwanderungsvereinen fich ins Einver— 
nehmen ſetzen und deren Vorjchläge und Gutachten einholen, jowie das Er— 
gebniß Hiervon, eventuell unter VBorlegung eines Plans für die zweckmäßige 
Durchführung der Auswanderung, dem nächften Landtage mitteilen. 

2. Die die Auswanderung erfchtwerenden gejeglichen Beitimmungen ſollen 
einer Revifion unterworfen und dem nächſten Landtage joll ein Geſetzentwurf 
über ein einfachere Berfahren bei dem Auswandern fjächfiicher Staats- 
angehöriger vorgelegt werden, 

3. Den Auswanderungsvereinen möge die Einſammlung don Beiträgen 
im ganzen Lande zur Unterſtützung mittellofer Auswanderer unter der Be: 
bingung geitattet werden, daß die einfommenden Gelder und deren Ber: 
wendung unter die Kontrole der Regierung geitellt werde. 


ı Akten des auherordentlichen Landtages vom Jahre 1848, 1. Abt. ©. 561. 
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4. Die Regierung möge bei dem nächiten Landtage die Bewilligung 
derjenigen Geldmittel beantragen, welche zu diefem Zwede „nötig, vätlich 
und zuläffig”“ erjcheinen werden. 

Die Stellungnahme der Regierung diefen Vorſchlägen gegenüber ift durch 
die allgemeinen politiichen Greigniffe des Jahres 1849 fchließlich eine ganz ' 
andere geworden, als uriprünglich in der Abficht derfelben lag. Bon dem 
Regierungstommiffar, der der Einigungsfigung der Vertreter der einzelnen Aus» 
wanderungsvereine beimohnte, war erklärt worden, daß die Maßregeln, welche 
die Regierung plane, fich vorläufig auf folgende Punkte erjtreden würden: 
1. Kontrole über die von den Auswanderungsvereinen im Lande gefammelten 
Gelder; 2. Befeitigung des nachteiligen Privatagentenwejeng durch Aufitellung 
feſt zu befoldender, mit den auswärtigen Konfulaten und Gejandtichaften in 
Berührung zu bringender Perfonen an den Ein- und Ausfhiffungspläßen ; 
3. Vorſchußweiſe Gewährung von Unterftügungen zur Ausführung größerer zweck⸗ 
mäßiger Auswanderungspläne; 4. Übernahme des Aufwands für die nötigen 
Vorarbeiten zu dergleichen Plänen und Stellung des nötigen Perſonals dazu. 

Zunächſt wandte fich die fächfifche Regierung entfprechend der in 
dem jtändifchen Antrage gegebenen Anregung an die proviſoriſche Zentral- 
gewalt in Frankfurt am Main, um vor Einleitung weiterer Schritte über 
die Stellung derjelben zur Auswanderungsfrage Erkundigungen einzuziehen. 
Die Reichsregierung ging, wie fi) aus ihrer Antwort ergab, diefer Frage 
gegenüber von dem prinzipiellen Standpunkt aus, „den Auswanderungs- 
ftrom nicht künftlich in ein anderes Bett leiten zu wollen, fondern nur die 
Auswanderer auf dem Wege zu ihrem jelbjtgemwählten Ziele jchügend und 
verforgend zu begleiten“. Wie bekannt, ift ja die proviforische Zentral= 
gewalt nie über diefe Präzifirung ihres theoretiichen Standpunftes hinaus 
zu praftijchen Bethätigungen desfelben gekommen. 

So mußte denn die fächfifche Regierung, obwohl fie von der richtigen 
Anihauung ausging, daß „eine bloß ſächſiſche Auswanderung eine volks— 
wirtjchaftlich nicht rätlihe Maßregel ſei“, jelbftändig eine Löſung der Aus— 
wanderungsfrage verjuchen, da bei der großen Zahl derer, die fich bei den 
Auswanderungsvereinen zur Auswanderung angemeldet Hatten — beim 
Annaberger Verein allein über 20000! — die Einleitung irgend welcher 
Maßregeln auf diefem Gebiete ein unbedingt notwendiges Beruhigungs— 
mittel war. 

Den in der Situng der Vertreter der Auswanderungävereine abgegebenen 
Erklärungen entjprechend wird in der vom Minifterium des Innern aus— 
gearbeiteten Denkſchrift an das Gefamtminijterium vom 13. März 1849 vor— 
gefchlagen, von den Kammern 10000 Thaler zur Unterftüßung des Trans» 
ports von NAuswanderern, wozu ganze Schiffe von Staatswegen gemietet 
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werden ſollten, und 50000 Thaler zum Ankauf von Ländereien als vor— 
läufige Raten zu fordern. Die Höhe diefer Summe war mit Rüdficht auf 
die in mehreren ſüddeutſchen Staaten zu demjelben Zwed geforderten Summen 
normiert worden. Bei der Durchführung des SKolonifationsunternehmens 
“ jollte in den Hauptpuntten der von dem Auswanderungshauptverein aus— 
gearbeitete Anfiedelungsplan befolgt werden. 

Bon diefen Vorſchlägen fam die Regierung infolge der kurz nah Aus: 
arbeitung dieſer Denkichrift eingetretenen politifchen Greigniffe gänzlich ab. 
An der dem Gefamtminifterium vorgelegten Denkſchrift vom 12. Juli 1849 
it von der Durchführung eines Kolonijationsplang aus Staatsmitteln eine 
Rede mehr. „Die Gründe hierfür beruhen teild in den finanziellen Ver— 
hältniffen des Landes, teils in der Überzeugung, daß ein vereinzelter, von 
einem Kleinen Staate wie Sachſen ausgehender Verſuch einer Kolonijation 
nur als eine für das Yand ſelbſt zwedloje Vergeudung von Staatsmitteln 
anzufehen jei.” Aus diefer Denkjchrift ift dann das am 26. November 1849 
den Kammern zugegangene Dekret über das Auswanderungswejen hervor— 
gegangen, das auf dem Landtage von 1849 nicht zur Verhandlung gelangte 
und dem Landtage von 1850/51 in unveränderter Yorm wieder vorgelegt 
wurde, 

Bon einer Regulierung des Agentenwejens und einer Inftruierung der 
Konfuln wird darin abgefehen, weil noch nicht alle Ausficht auf das Zu— 
ftandefommen allgemeiner Maßregeln auf diefem Gebiete für ganz Deutjch- 
land aufgegeben werden dürfe. Auch hebt die Regierung bejonders hervor, 
daß feine Klagen und Beichwerden über die innerhalb Sachſens bejtehenden 
Ausmwanderungsagenturen vorgelommen feien, wozu wohl in erſter Linie die 
gemeinnüßige und zugleich Tontrolierende Wirkjamkeit der Auswanderunge- 
vereine und der von diejen zur Belehrung der Auswanderungsluftigen errich- 
teten Bureaus beigetragen habe. 

Die Unterſtützung, welche die Regierung den jtändifchen Anträgen gemäß 
den Auswanderern gewährt hat, hat ſich danach beſchränkt auf die unent: 
geltliche Beiörderung unbemittelter Auswanderer nebjt ihren Effekten auf der 
fächfifch - bayrifchen Staatsbahn; ferner auf die den ſächſiſchen Konſuln in 
Hamburg und Bremen zur Pflicht gemachte regelmäßige Berichterjtattung 
über die in betreff des Auswanderungsweſens gemachten Wahrnehmungen 
und auf Mitteilung diejer Berichte an den Auswanderungshauptverein, 
ſowie endlich auf Bewilligung eines Zujchuffes von 100 Thalern zu dem 
Expeditions- und PBortoaufwande bei dem lekteren. 


I Alten des Landtages vom Jahre 1850/51, 1. Abt., ©. 551 ff. 


# 


Auswanderungsweien im Königreih Sachſen. 375 


Alle Geſuche um Unterftügung bei der Überfahrt und Anfiedlung find 
dagegen abgewiejen worden; gleichwohl hat die Regierung die verfchiedenen 
an fie gelangten Pläne einer jtaatlichen Organifation der Auswanderung 
eingehend geprüft. Ebenſo fieht die Regierung von der Stellung eines 
Poftulats für diefe Zwecke ab, da, ganz abgejehen von der vorausfichtlichen 
Nuplofigkeit eines folchen Unternehmens, eine weitergehende direfte Unter: 
ftügung der Auswanderung durch den Staat ala Maßregel der Armen« 
verforgung dem in Sachjen bisher befolgten Grundfage der Kommunalarmens 
berjorgung zumiderlaufen würde. 

Demgemäß ift auch bei der Erteilung der Erlaubnis zur Sammlung 
freiwilliger Beiträge zur Unterftüßung mittellojfer Auswanderer an den 
Auswanderungshauptverein nach Möglichkeit vermieden worden, den Anjchein 
einer Regierungsmaßregel oder Regierungsbeteiligung zu erweden, wenn 
auch die bei diefen Sammlungen erzielten Gelder und ihre Verwendung 
unter die Kontrolle der Regierung geftellt wurden. Die Einfammlung Hatte 
nach bejtimmten, unter den einzelnen Zweigvereinen abgegrenzten Sammel: 
bezirfen durch Sammler zu erfolgen, welche von den betreffenden Zweig— 
vereinen unter ihrer Werantwortlichkeit für die Zuverläffigkeit derjelben 
gewählt wurden und deren Namen öffentlich bekannt zu machen waren. 
Diefe Sammler waren mit einem amtlich beglaubigten Sammelbuche nad 
gleichlautendem Schema zu verfehen, das ihnen ala Legitimation dienen 
jollte. Die an dem Auswanderungshauptverein von den einzelnen Zweig— 
vereinen abgelieferten Beiträge waren einftweilen bei der Leipziger Banf 
zingtragend angelegt worden. 

Diefe Organifation Hatte am 5. Juli 1849 begonnen. Allein 
das Ergebnis entiprach, um dies gleich vorwegzunehmen, nicht den Erwartungen, 
die man gehegt hatte, und ſtand in feinem Verhältnis zu dem aufgebotenen 
Apparat. Allerdings war der Zeitpunkt des Beginns der Sammlungen infolge 
der politifchen Unruhen und Wirren der denkbar ungünftigfte. Auch war die 
Thätigkeit der Auswanderungsvereine, jo lange der Kriegszuſtand in Sachjen 
dauerte, dadurch eingefchränft worden, daß denfelben für diefe Zeit die Ab— 
haltung von Berfammlungen der paffiven Mitglieder unterfagt worden war. 
Dadurch erlahmte wohl auch der Eifer der aktiven Mitglieder. So kann 
es nicht verwunderlich erjcheinen, daß die ganze Auswanderungsvereind- 
bewegung allmählich ihrem Ende entgegengebt. Schon vor Beginn des 
Jahres 1851 fcheint eine ganze Reihe von NAuswanderungszweigvereinen 
fih aufgelöft zu Haben. Zu einer für den April diejes Jahres anberaumt 
gewwejenen Hauptverfammlung Hatten nur zwei auswärtige Zweigvereine 
Vertreter gefandt. Bon den meiſten war überhaupt feine Antwort auf die 
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Einladung des Dresdner Vereins erfolgt. Das Miniſterium des Innern 
hatte infolgedeſſen genehmigt, daß der Auswanderungsverein zu Dresden 
die Geſchäfte des leitenden Ausſchuſſes des Hauptauswanderungsvereins für 
das Königreich Sachſen noch für die Dauer eines Jahres fortführe, zugleich 
aber durch die Kreisdirektionen Erörterungen darüber anſtellen laſſen, welche 
Zweigvereine eigentlich noch exiſtierten. Als Ergebnis dieſer Ermittelungen 
ſtellte ſich heraus, daß die Zweigvereine in Annaberg, Zittau, Kamen; 
und Falkenſtein ſich bereits vorlängſt förmlich aufgelöſt, die Zweigvereine 
in Neuſtadt bei Stolpen, Großenhain, Leipzig, Bautzen, Freiberg und 
Oderan ihre Wirkſamkeit ſeit längerer Zeit faktiſch eingeſtellt hatten, und 
nur noch die vier Zweigvereine zu Chemnitz, Auerbach, Zwickau und Hohn— 
ſtein als beſtehend bezeichnet werden konnten, wenngleich auch bei dieſen 
von einer eigentlichen Vereinsthätigkeit kaum noch die Rede ſein konnte. 
Die Organiſation des Auswanderungshauptvereins, wie dieſelbe in den 
Statuten vom Jahre 1849 feſtgeſtellt worden war, mußte ſomit als that- 
ſächlich aufgelöft betrachtet werden. 

Das Minifterium des Innern Hatte fchon vorher von den einzelnen 
Zweigvereinen die Sammelbücher eingefordert, das eingefammelte Geld jedoch 
im Gejamtbetrage von ca. 1500 Thalern einjtweilen noch bei der Leipziger 
Bank ftehen laſſen. Da nun nach der faktiichen Auflöfung des Auswan— 
derungshauptvereins eine den Statuten desſelben entjprechende Dispofition 
über diefe Summe nicht mehr erfolgen fonnte, fo rejervierte das Mini» 
ſterium diefe Summe zunächſt für eine künftige zwedentiprechende Verwen— 
dung. Die Zinfen diefen Kapitals find denn auch fpäter Jahrzehnte hin— 
durch dem Verein für Erdkunde zu Dresden, der eine bejondere Geftion 
für Auswanderungsangelegenheiten hatte, zugewieſen worden. 

Dbwohl die Regierung, wie wir jahen, eine ftaatliche Leitung und 
Drganifation der Auswanderung nicht Für angezeigt erachtete, forderte fie 
do in dem dem Landtage von 1850—1851 vorgelegten Defrete eine 
Summe von 5000 Thalern für Auswanderungszwecke. Bon diefer Summe 
follten den Auswanderungsvereinen Beihilfen zu ihrem Berwaltungsauf 
twande gegeben werden. Ferner follten davon bei dem Abichluß von Ber: 
trägen mit außerfächfiihen Eifenbahnverwaltungen wegen möglichſt billiger 
Beförderung unbemittelter fächjifcher Auswanderer Entſchädigungen gezahlt 
werden, da die Bewilligung von Vergünftigungen in diefer Beziehung ohne 
Entjchädigung aus dem Grunde ausgeſchloſſen fchien, weil den in der Nähe 
von Hafenorten gelegenen Ländern gegenüber ein Verhältnis der Gegen: 
jeitigkeit in Beziehung auf die Benußung der Eifenbahnen durch Auswan— 
dernde ja nicht beftand. Weiter follten den Konſulaten und Gejandtichaiten 
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Hiervon mäßige Summen zur Verfügung gejtellt werden, um völlig unbe— 
mittelten Auswanderern in dringenden Notfällen eine Unterftügung gewähren 
zu fönnen. Auch die an den Hauptausſchiffungsplätzen zum Schube deuticher 
Auswanderer beftehenden deutjchen Geſellſchaften, wie namentlich die deutjchen 
Geſellſchaften zu New-York und New- Orleans, deren gemeinnübiges Wirken 
feſtſtand, follten davon unterftüßt werden. Endlich jollten ganze Schiffe 
gemietet werden zum Zweck der Überfahrt fächfiicher Auswanderer gegen 
anteilige Bezahlung der Koſten. 


Leider iſt gerade die letztere Maßregel, die wichtigite und bebeutfamfte 
von allen, nicht in Leben getreten, während in den übrigen Punkten die 
Regierung nach Bewilligung einer Summe für Auswanderungszwecke ihre 
Abfichten verwirklicht Hat. Durch uneigennübige Ausführung dieſes Plans 
hätte die Regierung ohne eigenen SKoftenaufwand den Auswanderern den 
größten Vorteil erwiefen, der ihnen damals überhaupt erwiejen werden fonnte, 
Durch dieje Maßregel wären die jächfiichen Auswanderer von dem Schuße der 
Hanfeftädte unabhängig geworden. Sachſen hätte dann, obwohl fein an 
der See liegender Staat, doch Beitimmungen über die Einrichtung von 
Auswandererichiffen treffen können und zwar befjere ala die im Beſitz von 
Hafenorten befindlichen Staaten, da in diefen der Erlaß jeder Verordnung 
und Beitimmung zum Schube der Auswanderer während der Geereije die 
Sintereffen der Rheder und Befiker von Auswandererſchiffen verlegen und 
gegen fich Haben mußte. 

In Bezug auf die vom Landtage verlangte Revifion der die Aus— 
wanderung erjchwerenden gejeglichen Beitimmungen fonnte in dem mehr: 
erwähnten Dekret auf die Verordnung! vom 20. April 1849 hingewieſen 
werden, durch die jchon das Mandat von 1830 über das bei der Aus— 
wanderung fächfifcher Untertganen zu beobachtende Berfahren und die 
uns ebenfalls bekannten hierhergehörigen Verordnungen von 1832 und 1838 
aufgehoben worden waren. Sachſen gehörte ja bekanntlich zu den deutfchen 
Staaten, welche die von der Reichöverfammlung in Frankfurt am Main 
feftgeftellten Grundrechte des deutichen Volks als „das geringfte Maß der 
Rechte und Freiheiten” desjelben angenommen hatten. In der Ausführungs— 
verordnung wird zu $ 6 der Grundrechte, der die Beſchränkung der Aus— 
wanderungsfreiheit von ftaatwegen und die Erhebung don Abzugageldern 
unterfagte, beftimmt, daß künftig Knaben und junge Männer, die auswan— 
dern wollten, bevor fie das militärpflichtige Alter erreicht hätten, davon 
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bei der Obrigkeit ihres Wohnorts Anzeige zu erſtatten hätten, welche die 
Obrigkeit des Geburtsortes derjelben, wenn fie die nicht zugleich ſelbſt war, 
davon in Kenntnis zu ſetzen hatte, damit in den Geburtäliften die nötigen 
Eintragungen bewirkt werden könnten. Dadurch waren alle auf die Ber 
hinderung der Auswanderung militärpflichtiger junger Leute bezüglichen 
Beitimmungen aufgehoben — eine Maßregel, die wohl etwas zu weit ging 
und naturgemäß nicht lange in Geltung bleiben konnte. 

Für den Fall der Auswanderung unmwürdiger, unter Vormundſchaft 
jtehender Perfonen blieb e8 im wejentlichen bei den 1838 getroffenen Be 
ftimmungen: nach) wie vor muß die Genehmigung des Bormunbdjchafte- 
gerichtes und des Appellationagerichtes dazu eingeholt werden. 

Schon am 12. Auguft 1851 wurde die Verordnung von 1849 wieder 
außer Wirkjamkeit gejeßt!. Die unter diefem Tage erlaflene Werordnnung 
ſtellt fich inhaltlich als eine Art Ausführungsverordnung zu $ 29 der Ber: 
faffungaurfunde vom 4. September 1831 dar, nach dem jedem Unterthanen 
der Wegzug aus dem Lande ohne Erlegung einer Nachiteuer freiftand, ſoweit 
nicht die Verpflichtung zum Kriegsdienſte oder fonft Verbindlichkeiten gegen 
den Staat oder Privatperfonen entgegenftanden. Demgemäß it bei einer 
Ordnungsſtrafe von 5 bis 100 Thalern, die je nach den Umftänden von 
dem im Lande zurüdgelafjenen, oder dem Auswandernden etwa ſpäter zu— 
fallenden Vermögen einzuziehen ift, die heimliche Auswanderung verboten. 
Wer auszuwandern beabfichtigt, hat dies bei der Polizeibehörde feine: 
Wohnort? mündlich zu Protokoll oder jchriftlich zu erflären und diejer Er: 
flärung die Angabe feines Standes, Gewerbes, Lebensalter? ſowie des Landes, 
in daß er außwandern will, beizufügen. ferner muß er die mit auswan— 
dernden, ſowie die etwa im Lande zuricdbleibenden Familienglieder nad 
Namen, Gejchlecht und Lebensalter bezeichnen. Die Behörden haben dann 
Grörterungen darüber anzuftellen, ob dem Wegzuge der betreffenden Perjon 
Derbindlichkeiten gegen den Staat oder Privatperfonen entgegenftehen. Er: 
geben fich hierbei Bedenken gegen die Auswanderung, jo ift diefelbe bis 
zur Befeitigung diefer Bedenken einjtweilen zu verhindern. Erweiſt fi 
dies nicht ala nötig, fo ift dem Auswandernden auf fein Verlangen darüber 
ein Schein nach einem bejonderen Schema auszuftellen. 

Beſonders zu erwähnen ift noch, daß diefe Verordnung gejtattet, daß 
unjelbjtändige Söhne mit ihren Eltern oder uneheliche Söhne mit ihren 
Müttern vor zurüdgelegtem 18. Lebensjahre auswandern. Alle übrigen 
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Militärpflichtigen dagegen, ſowohl vor ala nach zurüdgelegtem 18. Lebens— 
jahre, bedürfen zur Auswanderung einer ausdrüdlichen Diepenfation von 
der Leiſtung der gejeßlichen Militärpflicht. Solange diefe vom Kriege- 
minifterium noch nicht erteilt ift, iſt denjelben die Ausführung der Aus— 
mwanderung zu unterfagen und eventuell thatjächlich dagegen einzufchreiten. 
Wer ohne diefe Dispenfation auswandert, den treffen die in dem Geſetz 
über die Erfüllung der Militärpfliht vom 1. Auguft 1846 feftgefehten 
Strafen, die wir ſchon früher kennen gelernt Haben. 

In der Ausführungsverordnung "zu dem Gejeg! über Erwerb und 
Verluſt des Unterthanenrechts im Königreich Sachſen vom 1. Juli 1852 
kehren diefe Beftimmungen in wörtlicher Übereinjtimmung wieder. Als 
neu erfcheint nur die Forderung des Nachweiles, daß die Perfon, die um 
Entlaffung aus dem fächfiichen Staatsverbande nachjucht, in dem Staate, 
in den fie auszumwandern gedenkt, Aufnahme finden werde. Don denjenigen, 
die eine Überfiedlung innerhalb des deutſchen Bundesgebietes beabfichtigen, 
wird diefer Nachweis unbedingt gefordert; bei Auswanderung in andere 
europätiche Länder dagegen nur dann, wenn e8 die Verhältniffe des Aus- 
wanderungsluftigen zur Sicherftellung des jächfifchen Staates gegen die 
mit einer jpäteren Rückkehr verbundenen Nachteile als geboten erjcheinen 
laffen. Für den Tall der Auswanderung in außereuropäifche Länder 
braucht diefer Nachweis überhaupt nicht erbracht zu werden. Es bedeutet 
dies eine Wiedereinführung der Grundfäße, von denen man bei dem Grlaß 
de Mandats vom 6. Februar 1830 und dev Verordnung vom 1. Sep» 
tember 1832 ausgegangen war. 


An diefe Maßregeln, durch die der Staat und die zurüdbleibenden 
Staatsangehörigen vor allen denjelben durch Auswanderungen erwachjenden 
Nachteilen, foweit dies überhaupt möglich war, geichüßt werden follten, 
jchließt fich ala nächfte Maßregel auf diefem Gebiete die Verordnung in betreff 
der obrigfeitlichen Auffichtsführung über die gewerbsmäßige Beförderung von 
Auswanderern vom 3. Januar 1853 an, alfo eine Maßregel, die einzig und 
allein den Auswandernden felbft zu Gute kommt. Mit diefer Verordnung be— 
ginnt der Teil der fächfiichen Auswanderungepolitif, in dem die Regierung, 
nachdem fie das Intereſſe des Staates den Auswandernden gegenüber ge- 
wahrt Hat, auch die Pflichten des Staates gegen Auswandernde anerfennt. 

Bis 1853 Hatte die Regierung völlige Freiheit auf diefem Gebiete 
walten laffen. Alle Verfuche einzelner Auswanderungsagenten, bejondere 
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miniſterielle Genehmigung für ihr Geſchäft zu erhalten, um damit Reklame für 
ſich machen zu können, war in der richtigen Erkenntnis abgewieſen worden, 
daß es unmöglich iſt, auf dieſem Gebiete „zwar wohlmeinenden, aber un— 
praftiichen Idealismus von Schwindel und gemwinnfüchtiger Spekulation“ 
zu unterfcheiden. Der äußere Grund zum Erlaß diefer Verordnung war eine 
Verfügung der Regierung des Herzogtums Sachen » Altenburg, durch Die 
das Auswanderungsagentenweien reguliert wurde. Da in diefer Beziehung 
infofern eim Gegenſeitigkeitsverhältnis zwiſchen Sachſen und Altenburg be— 
jtand, al3 die Auswanderungsagenturen in Leipzig und in Altenburg, ſowie 
in anderen längs der fächfisch » bayerifchen Eiſenbahn liegenden Orten vor— 
zugäweije in jüddeutichen Auswanderern ihr Publikum fanden, jo war es 
wünfchenswert, daß in beiden Ländern eine gleichmäßige Kontrolle des 
Agentenwejens herrichte. ine gelindere Behandlung der Agenten in dem einem 
Lande wie in dem anderen würde nur die Wirkung gehabt Haben, die uns 
folideren Gejchäfte dorthin zu treiben, wo fie weniger ſcharf beauffichtigt 
wurden, und jo den Zwed der Maßnahme zum Zeil vereitelt haben. In— 
folgedefien lehnen fich die fächfifcherfeit3 getroffenen Beitimmungen jehr eng 
an die in Altenburg unter dem 23. September 1852 erlaflenen an. Das 
Minifterium des Innern hatte bei Erlaß dieſer Verordnung ferner be= 
fonders die Vorfchriften im Auge, welche für Bremen durch die revidierte 
Verordnung wegen Berörderung von Schiffspaſſagieren vom 9, April 1849, 
für Hamburg durch die revidierte Verordnung vom 3. Juni 1850 in be= 
treff der Verſchiffung der über Hamburg direft nach anderen Weltteilen 
Auswandernden und für dad Königreich Hannover durch das Geſetz und 
die Bekanntmachung wegen Beiörderung von Schiffspaffagieren nach über- 
feeifchen Gebieten unter dem 19. und 20. März 1852 getroffen worden 
waren, da die fächfifchen Auswanderer andere als die jenen Staaten ans 
gehörenden Häfen nicht zu benußen pflegten, eine Übereinftimmnng mit 
den Ddajelbit bejtehenden Anordnungen aljo von wejentlicher Bedeutung 
fein mußte, 

Nach der Verordnung über die gewerbsmäßige Beförderung von Aus— 
wanderern durften in Sadjen vom 1. Mai 1853 an Auswanderungs: 
agenturgefchäfte bei einer Strafe von 50 Thalern oder verhältnismäßigem 
Gefängnis nur noh von jolchen Perfonen betrieben werden, welche von der 
Kreisdireftion des Bezirks, in dem das Gejchäft betrieben werden jollte, 
dazu Konzeffion erhalten hatten. Letztere war nur an felbjtändige, unbe: 
jcholtene Inländer zu erteilen, welche nachgewiejen hatten, daß fie von 
einem zur Beldrderung von Auswanderern nach den Gejeßen des betreffen: 
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den Ginfchiffungsortes berechtigten Schiffäreeder, Exrpedienten oder Makler 
ermächtigt waren, Überfahrtsverträge abzujchliegen. Jedoch wurde jede der- 
artige Konzeffion unter nur dem Vorbehalte jederzeitiger Widerruflichkeit er- 
teilt. Gntziehung der Konzeffion trat fofort ein, wenn der Agent oder 
deſſen Untergebene fich nachweislich durch Borfpiegelung jalfcher Thatjachen 
einer DVerleitung zum Abichluß von Überfahrtöverträgen oder ſonſt 
einer llbervorteilung der Auswanderer jchuldig gemacht Hatten. Zur 
Sicherftellung der den Auswanderern aus nicht genauer Erfüllung des 
Überfahrtsvertrages zuitehenden Anfprüche hatten die Agenten bei der 
Drtsbehörde eine Kaution zu hinterlegen, deren Höhe von der Kreisdireftion 
bei der Konzeffionserteilung normiert wurde, jedoch 500 Thaler nicht 
überfteigen jollte. 

Der Überfahrtsvertrag war fchriftlich in deutſcher Sprache abzufaffen. 
Aus den Angaben, die darin enthalten fein mußten, hebe ich folgende ala 
die im ntereffe der Auswanderer wichtigften hervor: 

1. der Name des Schiffäreederd oder Maklers, in deifen Auftrage der 
Vertrag abgefchloffen ward, 

2. der Abfahrts- und der Beitimmungsort, 

3. der Tag, an dem der Paffagier am Abjahrtsorte einzutreffen hat, 

4. der Betrag des Überjahrtäpreifes unter getrennter Aufführung der 
Gebühren des Schiffsmaklers und der am Beltimmungsorte beim Eintritte 
in das Land etwa zu entrichtenden perfönlichen Abgaben, 3. B. des Armen 
gelbes, des Kopf- oder Spitalgeldes, 

5. die Neifebedürfniffe, für die der Paflagier jelbft zu forgen bat, 3. B. 
Meſſer und Gabel, Löffel, Bett u. ſ. w., 

6. das Gewicht der Reiſeeffekten, die der Paflagier unentgeltlich mit— 
nehmen kann, und der Preis der Überfracht. 

Bei indirekter Beförderung nach außerdeutfchen Häfen mußte im Über- 
fahrtsvertrage außerdem angegeben werben : 

1. welcher Zwifchenhafen angelaufen werden follte, 

2. ob die Beförderung nad) dem Zwiſchenhafen und die MWeiter- 
beförderung von dort ab mit einem Dampf oder Gegelichiffe, ob mit oder 
oder ohne Beköftigung ftattfinden und ob auf der MWeiterreife und in 
welchem Hafen nochmals ein Wechjel ftatifinden follte, 

3. ob in den Zwifchenhäfen die Verpflegung der Paflagiere auf Rech» 
nung des Grpedienten erfolgen werde und an wen fich der Paflagier des— 
halb in den Zwiichenhäfen zu halten babe, 

4. ob die Lebensmittel gekocht oder ungefocht geliefert_ würden, 
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5. wie lange höchſtens der Aufenthalt in den Zwiſchenhäfen dauern 
follte, 

6. ob der Echiffgerpedient die Haftung für alle Unglüdsfälle nach der 
Einſchiffung, für die Koften der Rettung der Paffagiere und ihrer Effekten, 
ihrer Berörderung nach dem Beftimmungsorte und ihrer Unterhaltung bis 
zur Ausihiffung in leßterem , fowie für den Erfah nachweisbarer Verluſte 
an den auf das Schiff gebrachten Effekten übernommen babe. 

Über die abgeichloffenen Überfahrtsverträge hatte der Agent genaue 
DVerzeichniffe zu führen, welche den Behörden auf Verlangen jederzeit vor— 
gelegt werden mußten. Jeder Agent hatte ferner alle an den Einſchiffungs— 
pläßen, nach denen er Auswanderer dirigierte, geltenden Verordnungen über 
das Auswanderungsweſen zu befiten und den Auswanberern jowie den Be— 
hörden auf Verlangen vorzulegen. Von dem Auswanderer ſelbſt durfte 
der Agent für jeine perfönlichen Bemühungen feine befondere Gebühr for= 
dern, fondern hatte Na in diefer Beziehung lediglich an feinen Auftrag- 
geber zu halten. 

Zuwiderhandlungen gegen diefe Beitimmungen zogen zunächſt polizei= 
liche Strafen bis zu 50 Thalern, in Bezug auf die fich die Behörde an die 
Kaution Halten Eonnte, im Miederholungsfalle Konzeſſionsentziehung 
nach fich. 

Durch diefe Maßregeln war den Betrügereien, welche von den Aus— 
wanderungsagenten im Einvernehmen mit gewiflenlofen Spekulanten in den 
Einihiffungsplägen an den zum Zeile wenig bemittelten Auswanderern be— 
gangen werden konnten, ein wirkſamer Riegel vorgeſchoben. 

Ganz fehlt übrigens auch im diejer Verordnung der polizeiliche Ger 
fichtspunft nicht. Nach $ 3 find nämlich die Agenten auch firafbar, wenn 
fie mit Perfonen, welche feinen zur überfeeifchen Reife gültigen Reiſepaß 
befißen , Überfahrtöverträge abichließen, oder Perfonen, welche fich der 
Militärpflicht oder einer Beitrafung entziehen wollen, befördern. 

Auf diefen Paragraphen konnte fich die jächfifche Regierung berufen, 
als die bayerische an fie das Anfuchen ftellte, Vereinbarungen dahin zu 
treffen, daß die Auswanderungsagenten auf den Abjchluß von Überfahrts⸗ 
verträgen mit Angehörigen desjenigen Staates, dem ſie ſelbſt angehörten, 
eingeſchränkt würden. Die ſächſiſche Regierung lehnte dieſen Vorſchlag ab, 
verſprach aber dafür, die ſächſiſchen Polizeibehörden anzuweiſen, daß fie in 
Zukunft bayerischen Auswanderern den Durchzug durch Sachfen nur dann, 
wenn fich diefelben im Beſitze eines ausdrüdlich auf die überſeeiſche Aus— 
wanderung lautenden Reifepafies befänden, geitatten follten. Durch diefe 
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Anordnung werde in Berbindung mit $ 3 der Verordnung vom 3. Ja— 
nuar 1853 alles, was die bayerifche Regierung wünſche, erreicht. 

Die bayerifche Regierung jcheint die Auswanderung bayerifcher Unter: 
thanen nach dieſem Vorgehen zu urteilen, mit ſehr mißgünftigen Augen 
betrachtet zu haben. Bon Bayern ging ja auch der 1856 beim deutjchen 
Bundestage eingebrachte Vorſchlag zu einer einheitlichen Regelung des Aus— 
wanderungsweſens für ganz Deutfchland aus, der in erfter Linie eine ſehr 
Icharfe Kontrolle der Auswandernden daraufhin beziwedte, ob diejelben mit 
genügender obrigfeitlicher Legitimation zur Auswanderung verjehen jeien. 
Als der von dem Bundestage für diefe Angelegenheit eingejegte Ausschuß 
1858 mit verfchiedenen Anträgen zur Verwirklichung der bayerischen Ab- 
fichten hervortrat“, war es die fächfifche Regierung, die fich lebhaft und 
zwar mit Erfolg hiergegen wandte. Sie betonte vor allem, daß dad Zu— 
jtandefommen eines Bundesbejchluffes auf diefer Bafis das ganze Vorgehen 
des Bundıs auf diefem Gebiete in der öffentlichen Meinung depopulari= 
fieren und als ein neuer Beleg dafür werde ausgebeutet werden, daß der 
Bund in feiner Entwidlung über den Charakter eines Polizeiinjtituts für 
politifche und Negierungszwede nicht hinauszulommen veımöge. Es müfle 
ſehr unerwünjcht erfcheinen, daß gleich der erjte von der Bundesverſamm— 
fung jeit längerer Zeit unternommene Verſuch, eine Frage don größerer 
nationaler Tragweite in den Bereich ihrer Wirkſamkeit zu ziehen, zu einem 
ganz unbeiriedigenden und im der öffentlichen Meinung Anftoß erregenden 
Ergebniſſe führe, wie dieß nach der Beurteilung der fraglichen Ausjchuß- 
anträge in der Preſſe aller Parteien zu befürchten ei. 

Zugleich überreichte die jächfifche Regierung dem Bundestage eine be= 
jondere Denkichrift über die Auswanderungsfrage, die fie von einem genauen 
Kenner überjeeifcher Verhältniffe, einem in der Nähe von Dresden lebenden 
Privatgelehrten Hatte ausarbeiten laſſen. Diefe Denkſchrift, die in den 
Bundestagsprotofollen von 1858 mit abgebrudt ift, betrachtet die Aus— 
wanderung als eine unbedingte Notwendigkeit für Deutjchland und unter— 
jucht die einzelnen überfeeifchen Länder daraufhin, welche Ausfichten fie für 
dad Gedeihen einer Kolonifation in größerem Maßſtabe bieten. 

Der Bundestag beichloß daraufhin, die Angelegenheit an den Ausſchuß 
zurückzuverweiſen, der bei der Vorlegung neuer Beichlußentwürfe, zu denen 
8 jedoch niemals gefommen iſt, die von dem einzelnen Regierungen fund» 
‚gegebenen Wünſche berüdfichtigen follte. 


ı Protokolle der deutichen Yundesverfammlung vom Jahre 1858, ©. 722—724. 


384 Pohle, 


Für Sachſen lag ja auch durchaus fein Bedürfnis einer Verſchärfung 
der polizeilichen Kontrolmaßregeln zur Verhütung eines etwaigen Mißbrauchs 
der gejeglich geregelten Außwanderungsfreiheit vor. Vielmehr war die jächfiiche 
Regierung mit dem Erfolg ihrer auf dem Gebiet des Auswanderungsweſens 
ergriffenen Maßnahmen volllommen zufrieden. 

Die in dem Geſetz von 1852 über Erwerb und Verluſt des Unter— 
thanenrechtS bezüglich der Auswanderung erlaffenen Beftimmungen und bie 
Verordnung don 1853 über die Kontrole des Agentenweſens find daher 
auch die lebten jelbjtändigen Maßregeln der fächfifchen Regierung auf dieſem 
Gebiete nach den zwei Richtungen der Fürſorge für die Auswanderer und 
des Schubes des Staates vor den durch Auswanderungen etwa entftehenden 
Nachteilen und Laſten Hin. 

Zu erwähnen ift höchſtens noch die 1856 auf Anregung des fächfifchen 
Konfulz in New York erlaffene Verfügung, durch die in Übereinftimmung 
mit den in Hamburg und Bremen beitehenden Verboten den Auswanderungs- 
agenten der Berfauf von Billets zur Weiterbeförderung der Auswanderer 
von den überfeeifchen Landungsplägen nach dem Beitimmungsorte im Inneren 
bei Androhung einer Gelditrafe bis zu 50 Thalern oder verhältnismäßigem 
Gefängnis, im Wiederholungsfalle Entziehung der Konzeffion, unterfagt wurde. 
Bei gleicher Strafe mußten die Agenten einen auf dies Verbot bezüglichen 
Erlaß an einer in die Augen fallenden Stelle ihres Gejchäftslofales an— 
Ichlagen und fortwährend angeichlagen erhalten. 

Die Anderungen, die fpäterhin die fächfiiche Regierung noch an dem 
Gejege von 1852 und der Verordnung don 1853 vorgenommen hat, find 
ganz unmwefentlicher Natur. So ging gemäß der Borfchrift in $ 18 alin. 1 
der Ausführungsverordnung zum Gewerbegefeß vom 15. Oltober 1861! die 
Erteilung der Konzeffion zur Betreibung von Auswanderungaagenturgeichäften 
fowie die Feitfegung der don den Agenten zu ftellenden Kaution von den 
Kreisdireftionen auf die Ortsbehörben über. 

Ferner ordnete das Minifterium des Innern, als die Beftimmung in 
der Verordnung vom 3. Januar 1853, daß nur mit Perjonen, welche einen 
zur überfeeifchen Reife giltigen Paß befäßen, von den Agenten Überjahrts- 
verträge abgejchloffen werden dürften, fich gegenüber $ 1 des Bundesgeſetzes 
über das Paßweſen vom 12. Oktober 1867 nicht mehr aufrecht erhalten 
ließ, an, daß die Agenten in Zukunft nur noch verpflichtet fein follten, fich 
darüber Gewißheit zu verjchaffen, daß die Fdentität der Perſonen, mit denen 





ı Gejeh- und Verordnungsblatt für das KHönigreih Sachſen vom Jahre 1861, 
©. 212. 





Auswanderungsweien im Königreih Sadjen. 385 


fie Überfahrtsverträge abichließen wollten, in glaubhafter Weife nach— 
gewieſen jei. 

Jedoch wie das Minifterium die Polizeibehörden jpäterhin an, den 
8 1, Abſatz 2 des Reichsgeſetzes vom 12. Oftober 1867, durch den die etwa 
gewünschte Ausstellung von Reifepäffen nur für ſolche Perfonen erlaubt wurde, 
deren Befugnis zur Reife keine gefeßlichen Hinderniſſe entgegenjtanden, fo 
auszulegen, daß als gejegliche Hinderniffe nicht nur die Fälle anzufehen 
jeien, in denen der Nachjuchende unter polizeilicher Aufficht ftehe oder fich 
in gerichtlicher Unterfuchung befinde oder feiner Militärpflicht noch nicht 
genügt habe, jondern zum Beiſpiel auch, wenn fich derfelbe der ihm gejeßlich ! 
obliegenden Pflicht zur Emährung der Seinigen entziehen wolle. Bejondere 
Klagen über das häufige Vorkommen von Fällen der lebten Art find in 
Sachſen nicht laut geworden. Ebenjo find in Sachjen Fälle, in denen von 
auswandernden Perſonen Dienſt- und Arbeitsverhältniffe vor dem Ablaufen 
der betreffenden Kontrafte aufgegeben worden find, fait gar nicht zu kon— 
jtatiren gemwefen, was vielleicht feine Erklärung auch dadurch mit finden mag, 
daß in manchen Gegenden Sachſens mit jtarfer Arbeiterbevölferung Kündi— 
gungsfriften überhaupt nicht eriftieren. 

Es erübrigt zum Schluß noch, das dürftige und wenig zuverläſſige 
ftatiftifche Material über die jächfifche Auswanderung anzuführen. Bon bem 
Königlich Sächſiſchen ftatiftifchen Bureau ift eine auf den Angaben der Orte» 
behörden beruhende Statiftit über die jächfifche Auswanderung nur in den 
Sahren 1853— 1861 geführt worden?. Es wanderten danach aus in den 
Perioden: 1853/55, 1856/58, 1859/61 ® 


(fiehe Tabelle nächfte Seite). 


Das ſonſt noch vorhandene ftatiftische Material, wie 3. B. die Angaben 
über die Zahl der Abmeldungen von der fächfiichen Staatsangehörigfeit, find 
zu unzuverläffig, als daß irgendwelche Schlüffe über die Zahl der Aus— 
wanbderer daraus gezogen werben bürften. Ebenſo ift e8 unmöglich, die 
ungefähre Zahl der jächfifchen Auswanderer durch Berechnung der Differenz 
zwifchen der thatfächlichen Bevölferungszunahme in einem Jahre und der 


I Armenordnung vom 22. Oktober 1850, $ 5. Abjchnitt 3 der 1. Abt. und 
Abſchnitt 5 der 2. Abt. im 4. Teile des bürgerlichen Geſetzbuches. 88 1630 ff. und 
1837 fi. 

2 Beitichrift des ftatiftiichen Bureaus des Königl. Sächſiſchen Minifteriums des 
Innern. 8. Jahrgang 1862, ©. 63—68. 

3 In der Tabelle bedeutet D Dresden, L Yeipzig, Z Zwidau, B Bautzen und 
K das geſamte Königreich). 
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nad) dem Geburtenüberfchuffe in dem betreffenden Jahre eigentlich zu er: 
wartenden Bevölferungsvermehrung zu ermitteln, weil diefe Berechnungen 
zu einem großen Teile ein Überwiegen der Ginwanderung vor der Aus— 


wanderung ergeben. 








| Zahl der Auswanderer 





Auf je 10000 Einwohner 


Auswanderer . 














Kreisdireftion Te — See 
| Städte | Yand zufammen | Städte Land zuſammen 
| 1853 — 1855 
D 243 306 | 13 12 12 
L 614 418 102 | 38 16 23 
Z 951 825 | 175 33 18 24 
B 149 613 762 31 25 26 
K 1057 | 2252 | 4209 28 17 2 
| =—— — — —— 
| 1856— 1858 
D 223 176 399 11 5 5 
L: 3 | 280 708 | 2 10 15 
Z 420 3 | 68 | 15 5 9 
B 70 279 | 349 15 11 12 
K 1136 98 | 2094 | 16 8 10 
| | 1859 — 1861 | 
D 260 242 311 12 #3 9 
L 325 | 461 786 16 6 16 
Z 30 47 997 | 2 0 13 
B | 8 359 u T u 16 
nen nm 
K 1202 1569 2771 16 12 13 
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Bor dem Jahre 1836 verhielt fich die Hamburgifche Gefeßgebung gegen 
die Auswanderer volllommen ablehnend. Mandate aus der zweiten Hälfte 
des 18., dem Anfang dieſes Jahrhunderts ordnen die Zurüdweifung trupp⸗ 
weife reifender Auswanderer an der Hamburgifchen Grenze an; noch im 
Sabre 1832, demfelben Jahre, in dem der Bremifche Senat die erfte aus— 
führlichere Verordnung die Auswanderer betreffend erließ, fand der Senat von 
Hamburg Veranlaffung, jene Beitimmung zu erneuern. Auch die heimlichen 
Merbungen zur Auswanderung waren ſtreng verboten; im Sabre 1825 
wurde in einer Bekanntmachung vor jeder Teilnahme, auch an freiwilliger 
Auswanderung, gewarnt. 

Der Gefichtspunft der kommerziellen Bedeutung der Auswanderung 
fam in diejen behördlichen Veröffentlichungen nicht zur Geltung; auch im 
Schoße der Kommerzdeputation, der offiziellen Vertreterin der Intereſſen 
der bamburgifchen Kaufmannjchaft, iſt bis zum Jahre 1836 von der Aus— 
mwanderung niemala die Rede. Solange die unbedingt prohibitiven geſetz- 
Yichen Maßregeln gegen dies Gejchäft in Wirkfamfeit waren, hat es diefer 
Korporation ferngelegen, der fommerziellen Wichtigkeit desſelben ihre Auf- 
mertſamkeit zu ſchenken. Der Anftoß zu einer Anderung in der bisher der 
Auswanderung gegenüber eingenommenen Stellung ging vom Genate aus. 

Die äußere Veranlaffung dazu bot die Zunahme der, bisher nur jehr 
geringfügigen, Auswanderung über Hamburg im Jahre 1836 (direkte Be— 
förderung über Hamburg: 2870 Perfonen, gegen 2427 im Jahre 1837), 
infolge welchen Umftandes mehrfach obrigkeitliches Einfchreiten erforderlich 
wurde. Der Senat trat nun der Auswanderungsfrage näher. 

63 war ja eine unleugbare und für Jedermann offenbare Thatjache, daß 
Bremen nicht zum wenigiten dem Auswanderungsgeichäfte die Blüte feiner 
Neederei und wieder bdiefer einen ganz beträchtlichen Teil feines trans— 
atlantifchen Handels überhaupt verdankte. Die hamburgiſchen Reeder wußten 
dad nur zu gut; fie, denen die Ausübung des Auswanderergeſchäftes von 
ihrer Vaterſtadt aus verjagt war, verheuerten oft ihre Schiffe den Bremer 
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Auswandererexpedienten und trugen ſo indirekt zu dem Aufblühen der 
Schweſterſtadt bei. Lag nun in dieſen Thatſachen die dringende Auffor— 
derung für Hamburg, ſich ebenfalls direkt an dieſem einträglichen, für den 
Geſamthandel ſo folgereichen Geſchäfte zu beteiligen: ſo war man zunächſt 
vor die Aufgabe geſtellt, num auch dieſen Geſchäftsbetrieb unter Diejenigen 
Kontroflmaßregeln zu ftellen, deren er feiner eigenartigen Beichaffenheit wegen 
bedurfte. Denn lediglich den Berechnungen bed Privatintereffe durfte das 
Auswanderergeſchäft nicht überlaffen werden; polizeiliche und humane Ge: 
ſichtspunkte konkurrierten hier eifrig mit einander. Diefe Erwägung war für 
Hamburg, das andere Staaten in diefem Gefchäfte einen bedeutenden Bor: 
Äprung Hatte gewinnen laffen, um jo wichtiger, als eben diejelben Staaten 
fih auch der humanen und polizeilichen Regelung ſchon ſeit längerer Zeit 
zugewandt hatten, 

Don diefem Standpunkte aus und mit diefen Motiven ftellte der 
Senat am 9. September 1836 der Sommerzdeputation den Entwurf einer 
„Verordnung, die Verſchiffung von Zwifchendedspaffagieren betreffend“ zur 
Begutachtung zu. Die Grundzüge diefer Verordnung waren den betr. bre- 
mifchen, englifchen und amerifanifchen Gefegen entlehnt; von der bremifchen 
Verordnung vom 1. Oktober 1832 unterjcheidet ſich der Entwurf namentlich 
durch die viel jchärfere Faflung und den mehr ind Detail gehenden Inhalt; 
das erklärt fich zum Zeil auß dem Umftand, daß für Hamburg nicht allein 
die für Bremen damals nahezu ausfchließlich in Betracht kommende Aus— 
wanderung nach Nordamerika, ſondern auch diejenige nach Brafilien und 
Australien in Ausficht zu nehmen war, und deshalb im Gegenſatz zu der 
bremifchen Berordnung, deren Lüden durch die nordamerifaniiche Gefet- 
gebung ergänzt wurden, in der hamburgifchen die VBorfchriften jener anderen 
Staaten verallgemeinert werden mußten. 

War nun auch die Kommerzdeputation ſchon durch ihre Stellung in 
der Lage, mit der Abficht des Senats, die hamburgifche Reederei zu fördern 
und zu diefem Zwede die Verbote betr. Auswanderung aufzuheben, voll 
fommen einverftanden zu fein, jo bilfigte fie doch die vorgelegte Verordnung 
keineswegs. Allerdings war die Deputation von der Notwendigkeit einer 
Geihäftsordnung und Ausübung einiger Aufficht über diefen Geſchäftszweig 
durchdrungen, aber von der Kontrolle und den Details wollte fie nichts wiffen- 
Anftößig war der Deputation zunächit der $ 5 des Entwurfs, der über die 
jeitens der Schiffsmafler zu ftellende Kaution für die Erfüllung ihrer Ver: 
pflichtungen handelt; die Bremer Verordnung, jo meinten. die Deputir- 
ten, warne im allgemeinen die Auswanderer, nicht ohne gehörige Geld- 
mittel dorthin zu kommen; das hätte wohl auch in Hamburg genügt. 
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Daß die Bürgichaft der Polizei geleijtet und dadurch die Reederei unter 
Polizeiaufficht gejtellt werde, wurde ala ſchwere Kränkung des ehrbaren 
Standes der NReeder und Schiffämafler bezeichnet. Auch die Depofition der 
Berficherungspolice auf der Polizei wurde bekämpft, jowohl aus fachlichen 
Gründen, als auch weil ein jolches Miktrauen unpaffend erjcheine. Betreffs 
der von der Kommerzdeputation zu ernennenden Sachverjtändigen, die vor 
dem Polizeiherrn zu beeidigen jeien, machte die Deputation darauf auf- 
merfjam, daß fie bisher in feiner Verbindung mit der Polizei gejtanden, 
und lehnte, im Falle der Senat darauf beftände, die Ernennung ab. Gegen 
den $ 13, der beftimmte, daß vom 1. Oktober bis 1. März feine Schiffe 
mit Auswanderern das Revier verlaffen durften, proteftierte die Deputation 
und mit Recht, indem fie geltend machte, daß im Oktober und November weg- 
fahrende Schiffe gerade zu der günftigiten Jahreszeit in den jüdlichen Pro- 
vinzen der Vereinigten Staaten, Weftindien und Brafilien anfämen. Die 
Verpflichtung bei einer Paflagierzapl von 100 Perfonen und mehr, einen 
Arzt an Bord zu haben, wurde als überflüffig bezeichnet, und auf die Ver- 
einigten Staaten und England, die nicht derartiges vorjchrieben, hinge— 
wiejen. Gndlich fand man die vborgejchriebene VBerproviantierung für zu 
reichlich und gut und meinte, die Reeder würden bei folcher Auflage nie 
mit den Bremern konkurrieren können. 

Troß dieſer zahlreichen Bemängelungen veröffentlichte der Senat mit 
wenigen Modififationen — die Beeidigung der Sachverftändigen wurde dem 
Hafenherrn überwiefen, und in $ 183 wurde die Beichränfung Hinfichtlich der 
Abfahrtszeit der Schiffe fortgelaffen — feinen Entwurf am 27. Februar 
mit der Motivierung, er ſähe „bei der zunehmenden Zahl der über Ham— 
burg nach andern Weltteilen Auswandernden“ fich veranlaßt, „die Grund 
fäe, nach welchen die Verjchiffung derjelben in den Häfen von Hamburg 
und Gurhaven zu geftatten ift, vorläufig für die Dauer von 5 Jahren 
obrigkeitlich feſtzuſetzen“. Doch follten diefe Grundſätze „Anwendung finden 
nur bei Schiffen, für welche mehr ala 25 Zwiſchendeckspaſſagiere ange- 
nommen worden”, Auf diefer Verordnung, in der zum erften Male für 
einen deutichen Seehafen detaillierte polizeiliche Grundſätze betr. Auswan- 
derung&beförderung auögejprochen werden, ift die ganze Hamburgijche Aus— 
mwanderergejeggebung der Folgezeit aufgebaut worden. 

Die Kommerzdeputation, wie auch der, erſt vor kurzem ins eben 
gerufene „Verein hamburgifcher Reeder“ waren mit der Verordnung jehr un— 
zufrieden und äußerten in eingehenden Berichten ihre Verftimmung. Die 
Reeder tadelten die Verordnung „teil® twegen der VBerantwortlichkeit, welche 
die Verordnung dem Reeder aufbürdet, teils wegen der Formalitäten, denen 
fie ihn unterwirft, teil endlich wegen der mitunter drüdenden Verpflich- 
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tungen, welche ſie ihm auflegt und die um ſo fühlbarer werden, da ſie ſich 
auf die geringfügigſten Details der Verproviantierung und der inneren Ein» 
richtung des Schiffes eritreden”. Die Forderung, den Arzt betreffend, wird 
als „ganz exorbitant” Hingejtellt; bejonders wurde aber nunmehr von 
Kommerzdeputierten und Reedern darauf Hingewiefen, daß die Verordnung 
fih ja nicht auf die anderen Elbhäfen, Altona, Glüdjtadt ıc., ausdehnen 
laffe, jomit alle das Geſchäft hemmenden Beitimmungen leicht von dieſen 
Drten aus umgangen und dadurch neue Konkurrenz gejchaffen werden könne. 

Diefe Klagen, die, wenn auch in manchen Punkten übertrieben, nicht 
ganz unberechtigt erjcheinen — denn es war doch fraglich, ob es das ge 
eignete Mittel war, dies bisher vernachläffigte Geſchäft dadurch nach Ham- 
burg ziehen zu wollen, daß man die in dem bejonders in Betracht kommen— 
den Konkurrenzhafen Bremen beftehenden Beftimmungen hier in einer das Unter- 
nehmen zweifellos erjchtverenden Weiſe verſchärfte — hatten die Folge, daß 
der Senat dad Zufammentreten einer gemifchten Kommiſſion, beftehend aus 
vier Senatämitgliedern, zwei Kommerzdeputierten und zwei Reedern, ver: 
anlaßte, um über eventuelle Modifikationen der Verordnung zu verhandeln. 

Der Senat erließ fodann am 11. Auguft 1837 ein „Additament“ 
zu jener Verordnung, zu welcher er umfomehr fich veranlaßt ſah, „als 
bei einer nicht das gefamte Elbufer umfafjenden Kontrolle der wefentliche 
Zweck einer, das bisherige Verbot aufhebenden Verordnung nur durch 
das Einverjtändnis der hamburger Reederei mit den Bedingungen bdiejer 
Aufhebung gefichert werden fann“. Das Wefentliche diefeg Additaments 
war die Sujpenfion des jo jehr angefochtenen $ 5 und dee 8 6 (Ber 
pflihtung des Auswanderers, fich fpäteftens am Tage nach feiner Ankunft 
in Hamburg bei der Polizei zu melden zc.). Die dadurch herbeigeführte 
Milderung einiger Kontrollmaßregeln vermochte die Reeder mit diefer Gejch- 
gebung um fo weniger auszuſöhnen, al® die direkte Auswanderung über 
Hamburg nicht nur nicht zus, fondern fogar abnahm und gegenüber ber: 
jenigen über Bremen nur jehr geringfügig war. Es wurden nämlich direkt 
von Hamburg aus befördert: 1836: 2870; 1837: 2427; 1838: 955; 
1839: 1569; 1840: 1407, 1841: 1377, 1842: 615; 1843: 1756; 
1844: 1744 Perſonen; dagegen über Bremen in denfelben Jahren: 11 811; 
14087; 8958; 12421; 12650; 9505; 13550; 9844; 19863. — Nament- 
lich aber Elagten die hamburgifchen Reeder über die im Verhältnis zu der 
direften Auswanderung jo bedeutende indirekte, den Weg über England wäh: 
lende; ftatiftifche Nachweife haben wir über diefen Teil der Auswanderer: 
beförderung leider aus jener Zeit noch nicht. 

Die Urfache diefer Gricheinung jahen die Needer bejonders in zwei 
Polizeiverordnungen (vom 22. Auguft 1837 und 23. Juli 1839), von 


— 
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denen die eritere beftimmte, daß, wenn Auswanderer nicht direkt von hier, 
ſondern über England verjchifft würden, nur das durch $ 11 der Verord—⸗ 
nung vom 27. Webruar 1837 vorgefchriebene Verzeichnis der mitgereiften 
und zurüdgebliebenen Perſonen beizubringen fei, während die andere die in— 
direkten Erpeditionen überhaupt von jeder Kontrolle befreite. Dieſe letztere 
Maßregel mußte einerjeits den hamburgifchen Reeder, der bei der von ihm 
betriebenen direften Beförderung jo mancherlei Beichränkungen und Beläfti« 
gungen ausgejegt war, in entjchiedenen Nachteil gegenüber feinem englifchen 
Konkurrenten jegen, andererfeit3 die Gefahr hervorrufen, daß durch diefe in 
Betreff der indirekten Auswanderung bewiefene Sorglofigkeit und die aus 
ihr entipringenden thatjächlichen Schäden das ganze hHamburgijche Austwan« 
derungagefchäit im Inlande in Berruf fam. Und in der That fand die 
bayerische Regierung bald Beranlaffung, die Auswanderer öffentlich vor der 
Einjchlagung der Route über Hamburg, „wo fie nicht viel beffer denn als 
Negeriklaven behandelt werden“, zu warnen. 

Ein weiterer Mißſtand, über den die Reeder klagten, bejtand darin, daß 
ala Auswanderererpedient jeder ohne Garantie für die Erfüllung feiner Ver- 
pflichtungen und ohne Berüdfichtigung feiner bürgerlichen und moralifchen 
Stellung zugelafien wurde, infolge defjen ein großer Teil der diejes Gejchäft 
betreibenden Perſonen ſtark fompromittierte Individuen waren. 

Während auf Grund dieſer Erfahrungen die Needer am liebſten die 
indirekte Beförderung ganz unterdrüdt Hätten, jedenfall® aber die Untere 
werfung aller von Hamburg aus jtattfindenden Außwandererverichiffungen 
unter das hamburgiſche Geſetz forderten, jowie eine forgfältige Prüfung der 
Derhältniffe der einzelnen Erpedienten vorfchlugen, ging die Kommerzdepu⸗ 
tation nicht ganz jo weit; fie legte im Mai 1840 dem Senat einen neuen 
Gefegentwurf vor, in welchem die Einführung von Kautionen für die in- 
direkten Erpedienten vorgefehen war, während für die direkte Beförderung 
eine folche Vorfichtämaßregel nicht für nötig erachtet wurde. Leider blieb 
die gejeliche Regelung diefer Frage, die Kontrolle über die indirefte Be— 
förderung, noch für lange Zeit in suspenso; fichtlich litt das gefamte ham— 
burgiſche Auswanderergeſchäft unter dieſem Mangel. 

Das Einzige, was in jenen Jahren in Hamburg in der Auswanderer— 
geſetzgebung geſchah, war die im März 1842 ſtattfindende Einführung der 
Bremer Bedingungen betr. Proviant und Einrichtung des Zwiſchendecks. 

Erſt 1845 kam wieder, auf Anregung des Reeders Rob. M. Sloman, 
Leben in die Auswandererfrage. Es war dringend notwendig. In 
den neun Jahren 1836—1844 waren über Hamburg direkt befördert 
14750, über Bremen 112684 Auswanderer, und, während die Zahl der 
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über Bremen beförderten Auswanderer von 11811 im Jahre 1836 auf 
19863 in 1844 geſtiegen, waren die entſprechenden Zahlen für Hamburg 
2870 und 1774. Die bayriiche Regierung hatte, geftüßt auf die fchlechte 
Behandlung der Auswanderer bei der indirekten Auswanderung, ihre War- 
nungen vor Hamburg mehrfach wiederholt und gleichzeitig die Auswanderung 
über Bremen empfohlen; in ganz Bayern, das damals für die Auswanderung 
jehr in Betracht fam, warben für Bremen konzeffionierte Agenten, während 
den hamburgifchen Agenten die Konzeffion von der bayerischen Regierung 
verfagt wurde. 

Da inzwifchen auch die auf 5 Jahre erlaffene Verordnung von 1837 
außer Kraft getreten war, jo war der Senat bereit, an eine Nevilion der 
Auswanderungsgefeßgebung zu fchreiten; es wurde die Verordnung vom 
26. März 1845, die ganz von der Kommerzdeputation ausgearbeitet war und 
mit nur wenigen Modififationen vom Senat genehmigt wurbe, erlaflen. Aller: 
dings blieb der Kernpunkt, die indirekte Beförderung, auch hier noch un— 
berüdfichtigt; eine Kontrolle über dieje hielt man, „jo lange englifche 
Dampfichiffe die Elbe befahren“, für unmöglich. Ein wejentlicher Fortichritt 
war ed, wenn in dieſer Verordnung die Verpflichtung für den Beförderer 
aufgeitellt wurde, für die außereuropäifchen Gewäfler Verficherung einzugehen 
und Kaution zu leiften; ferner die Aufnahme der Beftimmung, — die von 
den reipeftablen Grpedienten allerdings ſchon vorher ſtets erfüllt war — daß 
der Kontrahent verbunden ſei, von dem fontraftlichen Abfahrtätermine an 
den Auswanderer zu unterhalten. 

In den nächſten Jahren nahm die Auswanderung über Hamburg, 
namentlih nach Brafilien, zu; e8 wurden 1845: 2388, 1846: 4857, 
1847: 7628 Perjonen direft von Hamburg aus exrpediert, im Frühjahr 
1846 jah ſich die Kommerzdeputation deshalb veranlaßt, der Trage ber 
Beherbergung der ankommenden Auswanderer näher zu treten; der Plan, 
geeignete Gebäude zu diefem Zwecke berzuitellen, jcheiterte jedoch namentlich 
an dem Kojtenpunfte. 

Allmählich brach fih nun auch im deutfchen Inlande auf Grund der 
bewährten Einrichtungen der hamburgifchen direkten Auswanderung an 
Stelle des bisher Herrichenden Mißtrauens eine andere Anſchauung Bahn; 
die bayriiche Regierung , von der hamburgifchen um Zulaffung auch der 
bamburgiichen Auswanderer Agenten erfucht , antwortete mit der dag Aus— 
wanderer- Agenturwejen im allgemeinen regelnden Verfügung vom Auguit 1847. 

Am 4. Februar 1848 wurde auf Antrag der Kommerzdeputation 
eine neue revidierte Verordnung erlaffen; ſie ift nur eine in wenigen Punf- 
ten, namentlich betreffö der Verproviantierung, und zwar im Anſchluß an 
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eine neue bremifche Verordnung modifizierte Erneuerung der alten; man 
bewunderte in Hamburg die ſtets rege NAufmerkfamkeit, die in Bremen 
dem Auswanderergeichäft gewidmet werde, und wollte in dem Beftreben, 
durch die Fich jchnell Folgenden neuen Berordnungen im bdeutjchen In— 
lande die Meinung zu befördern, daß von den Staatsbehörden eine wach» 
jame Fürſorge für die Intereffen der Auswanderer beobachtet werde , nicht 
zurücbleiben. 

Schon im November 1849 fchritt man zu einer neuen Reviſion; 
Bremen (9. April 1849) und England (13. Juli) Hatten neue Verord— 
nungen erlaffen. Abgejehen von Berproviantierungsfragen, welche durch die 
bremifche Verordnung und die geplante direkte Dampffchiffsverbindung mit 
New: Nork angeregt waren, handelte es fich in Hamburg um die Werfiche- 
rung des Kontrahenten. Nach bremifchem Muſter ward in lebterer Hinficht 
feftgefeßt, daß die Police mindeſtens auf eine Summe lauten müfle, die 
dem Paflagegeld fämtlicher Pafjagiere und noch 50 Prozent diejes Betrages 
gleichlomme. In diefer neuen Verordnung (vom 3. Juni 1850) wurde 
die für die Verproviantierung der Auswanderer befördernden Dampfichiffe 
in Betradht kommende Marimalzeit noch nicht geregelt, jondern die Bes 
ſtimmung bierüber von Fall zu Fall den Behörden vorbehalten. 

Es mag hier darauf hingewiefen werden, daß man jowohl von Seiten 
der SKommmerzdeputation als auch der am Auswanderergefchäft beteiligten 

Kreife den im Sommer 1850 erjterer Behörde zur Begutachtung vorgelegten 
Geſetzentwurf der deutjchen Unionsgewalt „zum Schuße und zur Fürſorge 
für deutjche Auswanderung und Koloniſation“ als volllommen unbrauchbar 
und unpraftijch verwarf, jo gem man andrerſeits die Notwendigkeit einer 
Staatlichen Regelung des deutjchen Auswandererwejens anerkannte. 

Wir jahen oben, daß von Beginn der hamburgifchen Auswanderer- 
Geſetzgebung in diefer eine Lücke war durch die Nichtberüdfichtigung der in= 
direkten Beförderung. Dieſe Lücke war um fo bedenklicher, ala die indirekte 
Betörderung ftetig, aber unfontroliert, zunahm und, gana abgejehen von 
dem der deutjchen, im Bejonderen hamburgifchen Reederei dadurch eriwach- 
jenden materiellen Schaden, dem Rufe der Augtwandererbeförderung über 
Hamburg überhaupt Abbruch that. Gegen Maßregeln zur Kontrolle der 
indireften Beförderung wurde u. a. geltend gemacht, daß die Unternehmer 
der leßteren und ihre Agenten ihre Anerbietungen im Inlande noch plau— 
fibler machen würden dadurch, daß fie dann behaupten würden, ihr Ge- 
Ihäft in Hamburg ftehe nunmehr unter obrigfeitlicher Kontrolle und werde 
mit der gehörigen Garantie betrieben. 
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Als nun aber auch die engliiche Auswanderergefeßgebung jorgjamer 
wurde und damit eine notwendige VBorbedingung zu wirkffamen SKontrol= 
maßregeln für die indirekte Beförderung erfüllt war, konnte man endlich 
auch in Hamburg mit ficherer Ausſicht auf praftifche Erfolge ernfthaft an bie 
Aufgabe gehen, das reelle Auswanderergefchäft auch nach diejer Richtung 
hin zu ſchützen; die Abficht, die indirekte Beförderung, deren mittelbare 
Vorteile man wohl zu ſchätzen wußte, zu hindern und zu unterdrüden, lag 
hierbei vollftändig fern. 

Zunächſt auf ein Jahr verjuchsweije erließ der Senat am 28. Mai 
1851 die, „Verordnung in beireff der Beförderung don Auswanderern, 
welche von Hamburg über andere europäifche Zwijchenhäfen nach fremden 
Weltteilen auswandern” ; die wichtigjte Beitimmung in diefer Verordnung 
betrifft die Einführung einer von den indirekten Erpedienten zu leijtenden 
Kaution. Um aber auch die inländifchen Behörden über die Zwecke dieſer 
Verordnung nicht im Unklaren zu laffen, erließ der Senat im Juni ein 
Zirkular an alle deutjchen Regierungen, in dem auf diefe Verordnung im 
allgemeinen hingewieſen und im bejonderen darauf aufmerkſam gemacht wurde, 
daß bei allen, ja oft jchon in der Heimat der Auswanderer abgejchlofjenen 
Kontraften über Bejörderung von Auswanderern von Hamburg aus in 
einer den Vorſchriften jener Verordnung entjprechenden Weiſe verfahren wer— 
den müßte. 

Schon bald zeigte die Praris, daß dieſe Verordnung verbefjerungs- 
bedürftig war; ganz begreiflic), wenn man erwägt, daß eine dreifache Be— 
förderung (von Hamburg nach England, von dem englifchen Landungs- nach 
dem dortigen Einſchiffungs- und von diefem nad dem transatlantifchen 
Landungshafen) hierbei in Betracht zu ziehen war, und gerade dieje ver— 
widelten Berhältniffe zu Umgebungen und Verſtößen gegen die Gejeßgebung 
oft genug Handhabe boten. 

Eine Lüde in der Verordnung zeigte fich Jogleich, als der Fall vorkam, 
daß eine große Anzahl von Auswanderern durch Hamburgifche Agenten nad 
Liverpool befördert, dort aber liegen geblieben waren, weil das dortige, mit 
der Meiterbeförderung nach Amerika beauftragte Haus nicht mit den erfor: 
derlichen Geldmitteln verjehen gewejen war und deshalb die Einjchiffung der 
Auswanderer verweigert hatte. Es wurde daher in der revidierten Ver— 
ordnung vom 21. März 1853 fejtgefeßt, daß die indireften Erpedienten 
unter anderem auch den Nachweis beizubringen hätten, daß fie mit einem 
in dem englischen Verſchiffungshafen anfäfligen, dort gefetlich konzeſſionierten 
Erpedienten in kontraktlichem Verhältnis ftänden, und daß lebterer durch 
ein beim hamburgiſchen Konſulat am Verichiffungsorte deponiertes Dokument 
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fich verpflichtet habe, alle von dem hamburgiſchen Erpedienten an ihn zur 
Weiterbeförderung adreffierten Auswanderer weiter zu beiördern u, ſ. mw. 

Ammer mehr machte ſich in diefen Jahren bei der beträchtlichen Zu— 
nahme der Auswanderung über Hamburg (die direfte Auswanderung über 
Hamburg ſtieg von 7062 Perjonen im Jahre 1850 auf 13237 im Jahre 
1851, 23449 im Jahre 1852), dem Anmwachfen der Stadt und den durch 
die entjtehenden Eifenbahnverbindungen geichaffenen Berhältniffen die Not- 
wendigfeit der Bildung einer dem ganzen Auswandererwejen vorjtehenden 
Behörde fühlbar. Zwar war im Jahre 1850 ein „Verein zum Schuße 
von Auswanderern“ gegründet, der vortrefflich geleitet war und inner— 
halb der feiner Wirkſamkeit gefegten Schranken that, was in feinen Kräften 
ftand. Aber einerfeits fehlte diefem Verein jede oifizielle Autorität, anderer- 
ſeits wurde er im feiner Thätigkeit vielfach gehemmt durch gegnerijche Be— 
ftrebungen und der einfeitigen Vertretung der Intereſſen der großen Reeder, 
ohne Zweifel grundlos, beichuldigt. In feinem Nachweifungsbureau bot der 
Verein, wenn derjelbe auch des amtlichen Charakter, wie das damals in 
Bremen errichtete Bureau ihn befaß, entbehrte, Brauchbares. Was aber fehlte, 
war eine Behörde, welche über die Handhabung der an fich ja vortrefflichen 
gejeglichen VBorfchriften ein wachſames Auge Hatte. Namentlich war eine 
energifche und umfichtige Kontrolle über die Agenten und Logiswirte dringend 
erforderlich, bitter wurde geklagt über das ffandalöfe Unweſen auf den 
Bahnhöfen, die Zudringlichkeit der Logiswirte, die hohen Provifionen, die 
fie für ihre unbefugte Vermittelung bei Pafjagefontraften berechneten. Die 
jogenannten „Runners“ wucherten in Hamburg ärger ala in dem deshalb 
berüchtigten New-orf. 

Schon im Mai 1852 beantragte die Kommerzdeputation beim Senat 
die Einfegung einer permanenten gemifchten Kommiffion, welche das ge= 
ſamte Auswanderungsgeſchäft unter ihrer Aufficht haben müßte; ala Mujter 
fchwebte die „Inſpektion der Mäkler“, der in Bremen diejelbe oblag, vor. 
Auch befürmwortete die Deputation ein Mandat gegen die Beläftigung der 
anfommenden Auswanderer und vertvied betreff3 der Wermittelung von 
Paflage durch unbejugte Mittelöperfonen auf die durch den S 21 der Makler— 
ordnung bdargebotene Handhabe. Leider dauerte es mehrere Jahre, ehe 
diefe Anregung, die wahrlich nicht verfrüht war, praftiichen Erfolg hatte; 
an Mahnungen der Kommerzdeputation und der Reeder zur Beichleunigung 
fehlte e8 nicht. Eine neue Bremer Berordnung vom 14. Juni 1854, auf 
die übrigens die hamburgifchen Vorarbeiten durch vorherige vertrauliche 
Mitteilung eingewirkt haben, wurde bei der neuen Revifion verwertet. Das 
Beilpiel Bremens, das nun eine Auswandererbehörde mit umfafjenditer 
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Autorität geſchaffen, mußte Hamburg um ſo mehr ſtimulierend beein— 
fluſſen, als hier die Notwendigkeit einer ſolchen Behörde noch dringender 
war als in der kleineren und für den unerfahrenen Auswanderer minder ge— 
jährlichen Schwefterftadt, die noch dazu eine indirekte Auswanderung faum 
kannte. Wie groß diefe leßtere aber in Hamburg im Bergleich zu der direk— 
ten war, fonnte man gerade in diefen Jahren zuerjt aus ftatiftifchen Nach: 
weifen jehen. && wurden befördert über Hamburg 1852: 21916 Perfonen 
direft und 7119 indirekt; 1853: 18946 bezw. 10511; 1854: 32310 
bezw. 18509. ilberhaupt war die Auswanderung in dieſen Jahren über 
Hamburg jehr bedeutend ; die Zahl von 50 819 Auswanderern im Jahre 1854 
blieb für lange Jahre unerreicht und wurde übertroffen erft im Jahre 1872. 

Die Verordnung vom 25. April 1855 fchuf endlich die erfehnte „Deputation 
für dag Auswandererweſen“, der ein „Nachweifungsbureau für Auswanderer“ 
unterjtellt war. Zugleich wurde am 30, April die revidierte Verordnung 
für die direkte Auswanderung erlaffen, und unter demjelben Datum er: 
ſchien eine neue revidierte Auflage der Verordnung vom 21. März) 1853, 
betr. die indirekte Beförderung; lebtere Verordnung war durch die Reviſion 
namentlih in Bezug auf die jeitens der Hamburgifchen Erpedienten den 
Auswanderern auszuftellenden Scheine verändert: auf diefe neuen, die 
Verſchiffung über Großbritannien betreffenden Vorſchriften Hatten die jach- 
verjtändigen VBorfchläge des hamburgifchen Konſuls in Liverpool einen maß: 
gebenden Einfluß geübt. 

Durh die Heritellung der regelmäßigen Dampfichiffslinien nach 
New-York und Brafilien im Jahre 1856 wurde die hinfichtlich des Pro— 
viants in Betracht fommende Feſtſetzung der wahrjcheinlich längſten Dauer der 
Fahrten, und zwar für erftere Fahrt auf 40, für letztere auf 50 Tage, veranlaßt. 

Hatte Schon ein Mandat vom 26. Juni 1854 das Verbot de8 Ver— 
kaufs don Billetten für die Weiterbeförderung der Auswanderer von dem 
überjeeifchen Landungshafen in das Innere des Landes ausgeiprochen, und 
war bdiejes Mandat infolge häufiger Umgehung des Verbotes am 4. Februar 
1856 erneuert worden, fo jand auch in der Tolgezeit die Nuswanderers 
Deputation fich nicht veranlaßt, die Aufhebung dieſes Verbotes zu empfehlen ; 
auch nicht, als im Jahre 1857 fich eine pennſylvaniſche und 1858 eine 
kanadiſche Eijenbahngejellichaft eifrig um die Erlaubnis bewarben, Aus— 
wanderern jchon in Hamburg Billette zur Weiterbeförderung ins Inland 
des amerikanischen Kontinents verkaufen zu dürfen. Gbenfo erklärte fich die 
Kommerzdeputation gegen dieje Erlaubnis, die leicht zu neuen Verdächtiguns 
gen gegen das hamburgifche Auswandererweien benußt werden könne; um jo 
mehr blieb man bei dem Verbote, ala dasfelbe auch in vielen anderen deut: 
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fchen Bundesstaaten beftand. Überhaupt war man im jener Zeit in Ham— 
burg wenig geneigt, auf Neuerungen in der Auswanderergeſetzgebung einzu⸗ 
gehen, die auch nur den Schein einer milderen Handhabung der polizeilichen 
Kontrolle an fi trugen; es fchwebten Anträge am Bundestage betr. ge= 
wifjer polizeilicher Maßregeln zur Kontrolle des Auswandererweſens, Anträge 
denen gegenüber Hamburg ſich entjchieden ablehnend verhalten mußte; mit 
Recht fürchtete man von diefen Beltrebungen, denen die praftiiche Sach— 
fenntni® leider fehlte, mur Nachteile für die deutjche Reederei und den 
deutichen Handel, während die thatjächlichen Vorteile gegenüber den erprob- 
ten Auswanderereinrichtungen, namentlich der Hanfeftädte, höchſt problema= 
tisch erjchienen. 

Als im Jahre 1858 fich auf den hamburgiſchen Auswandererichiffen 
eine ungewöhnlich große Sterblichkeit zeigte, wurden gemeinfame Beratungen 
von Mitgliedern des Senats, der Kommerz und Auswanderer: Deputation 
und des Gefundheitgrates gepflogen und die Urfachen, die diejer Thatſache 
zu Grunde Liegen fonnten, geprüft. Praktiſche NRefultate Hatten dieje Er: 
Örterungen zunächft nicht. Doch beantragte im Juni 1859 die Auswanderer: 
Deputation, veranlaßt durch die fehr ftrengen fanitären und moralpolizei- 
lichen Vorſchriften der auftralifchen Einwanderergefeßgebung, beim Senat 
erftend ein allgemeines Verbot des Zufammenlegend von unverbeirateten 
Leuten beiderlei Geſchlechts in einer Koje, zweitens die Verfügung, daß auf 
denjenigen Schiffen, die Reifen nach Häfen über Kap der Guten Hoffnung 
oder Kap Horn hinaus machten, für jeden Zwijchendedspaffagier ein Raum 
von mindejten® 14 Quadratfuß Oberfläche des Paflagierdeds, ſowie eine 
dem vierten Teil der beförderten Paflagierzagl entfprechende Zahl von Einzel« 
fojen vorhanden jein müffe. Der Senat war hiermit einverftanden, wollte 
jedoch auch die Ärztliche Unterfuchung jämtlicher Auswanderer der zwei— 
ten Kajüte und des Zwiſchendecks vorjchlagen, Tieß aber Teßtere Forderung 
auf den MWiderfpruch der Kommerzdeputation jallen; dafür fand der Vor— 
ichlag leßterer, einen befonderen Raum für unverheiratete und einzeln veifende 
Frauenzimmer einzurichten — eine fchon in dem englifchen Gejeg vom 
14. Auguft 1855 fich vorfindende Anordnung — den Beifall des Senats. 
Die Verhandlungen über diefe Neuerungen zogen fich jahrelang hin, man 
fonnte fich ſchwer entfchließen, den Forderungen Englands, das ſchwere übel⸗ 
ſtände in dem eigenen Auswanderungsweſen ignorierte, nachzugeben und der 
Reederei neue, nicht unweſentliche Beſchränküngen aufzuerlegen. 

Bedauerliche Ereigniſſe auf mehreren hamburgiſchen Schiffen gaben 
endlich den Anſtoß zu einer Reviſion der Vorſchriften. Am 20. April 1868 
wurde, im weſentlichen nach den erwähnten Vorſchlägen der Auswanderer⸗ 
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Deputation, ein Nachtrag zu der bejtehenden Verordnung erlaffen. Die Ein- 
richtung einer abgejonderten Abteilung, für einzeln reifende Frauenzimmer, 
wurde vorgefchrieben ; am wichtigiten aber war die Anordnung einer ärzt« 
lichen Unterfuchung der Auswanderer vor der Einfchiffung. Dagegen wurde 
der infolge zahlreicher, auf hHamburgifchen Auswandererfchiffen vorgekommener 
Krankheit und Todesfälle von vielen Seiten erhobenen, forgtältig von den 
Behörden eriwogenen Forderung, daß auf jedem Auswandererſchiff fich ein 
Arzt befinden müſſe, nicht ftattgegeben ; während fich ſchon damals auf jedem 
der von Hamburg nach Amerika fahrenden Dampfichiffe ein angeftellter Arzt 
befand , fonnte ınan, für Segelichiffe den Reedern eine jolche Verpflichtung 
aufzuerlegen, fich, in Anbetracht der wahrfcheinlich geringen Zahl von ge= 
eigneten Bewerbern und den dann wahrfjcheinlich hohen pefuniären Ans 
forderungen derfelben, nicht entjchließen. — Ferner wurde bie foziale Stellung 
der Befichtiger, deren Wahl nunmehr von der Kommerz: auf die Aug» 
wanderer-Deputation übertragen wurde, gehoben dadurch, daß man ihnen an 
Stelle der bißherigen Gebühren ein feſtes Gehalt anwies; mit diefer Maß- 
regel bezwedte und erzielte man zugleich eine höhere Autorität diefer Be— 
amten, wie fie erfahrungsgemäß für ihre Funktionen dringend erforderlich 
erfchien. — Auch betreffs der indireften Beförderung wurden in diefem Nach» 
trag einige ergänzende Beftimmungen gegeben; die Kontrolle der Schiffs- 
befichtiger ward auch auf diefe Schiffe ausgedehnt, und der Transport 
der Auswanderer auf Ded wurde verboten, ein Verbot, durch welches man 
den jchon lange gerügten Übelftand der maßlofen Überfüllung der englifchen 
Dampiböte abzuftellen bezweckte. 

Am 1. Juli 1868 ward ein Reglement für die Auswanderer-Logis— 
wirte erlaffen und im nächjten Jahre nach den Beitimmungen der nord— 
deutjchen Gewerbeordnung revidiert und vervollftändigt. 

Dem Prinzip betreffend Billetverkauf für die Beförderung vom Landungs— 
ort ins transatlantijche Inland blieb man treu, ala wieder im Jahre 1869 
die fanadifche Grand Trunk Railway-Company einen diesbezüglichen Antrag 
ftellte. Das Geſuch wurde abgelehnt, weil man nicht an Stelle des prin« 
zipiellen Verbots ein Syftem der Konzeifionierung jegen wollte, und übrigens, 
bei dem Mangel an einer direften Dampferverbindung mit Kanada, die 
Genehmigung nur der englifchen Reederei zu Gute gekommen wäre. 

Aus den Anordnungen für die Auswanderererpedienten, welche jeitens 
der Deputation für dag Auswandererwejen im März 1869 erlaffen wurden, 
möge hervorgehoben werben, daß für Dampfichiffe die wahrjcheinlich Tängfte 
Reifedauer auf die Hälfte der im $ 7 der Berordnung von 1855 für 
Segelſchiffe feſtgeſetzten Zeiträume beftimmt wurde; dies wurde durch Ver— 
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ordnung vom 26. Juni 1880 teilweife dahin verändert, daß nunmehr für 
Dampfſchiffe, die während der Zeit vom 1. März bis 15. Oktober nad 
der Dftküfte von Nordamerifa und Weitindien mit Auswanderern befördert 
werden, bei einer Gejchwindigkeit von mindejteng zehn Knoten, eine Pro- 
viantierung für 30 Tage al3 genügend bezeichnet wurde. 

Während alle Verordnungen für die direkte Auswanderung bis 1873 
jtet3 nur auf Schiffe mit mindeſtens 25 Pafjagieren Anwendung fanden, 
wurde durch Verordnung vom 21. März 1873 beftimmt, daß die Aus— 
wandererbeputation auch auf Schiffen mit weniger Paffagieren die geltenden 
Vorſchriften, namentlich in Hinficht auf die Verproviantierung und den den 
Paflagieren zu gewährenden Raum, ausdehnen dürfe. — Im Januar 1874 
regelte eine Verordnung die Belöftigung auf den Auswanderer nach Groß» 
britannien befördernden Schiffen. 

Betreff der Beförderung von Auswanderern vom Beitimmungshafen 
ing Innere des Landes wurde im Jahre 1879 von dem lange jtandhaft 
feftgehaltenen Prinzip eine Abweichung inſofern gejeglich janktioniert, ala 
die Bekanntmachung vom 30. Mai, die den Verkauf von Billetten für diefe 
Beförderung allerdings wiederum verbot, den Auswanderererpedienten ge= 
ftattete mit jedesmal eingeholter befonderer Erlaubnis des Präfes der Aus— 
wandererdeputation, in den Kontraften über die Seebeförderung auch die 
Verpflichtung zum Weitertrangport der Auswanderer ind Innere des Landes 
zu übernehmen. 


War die Auswanderung über Hamburg von dem Kulminationspunft 
im Jahre 1854 fchnell wieder herabgejunfen und 1859 mit 13242 Ber- 
fonen (davon 489 indirekt) der tieffte Punkt erreicht, fo ftieg fie von da 
an wieder konſtant bis auf 50 050 (davon 6422 indireft) in 1868, ſank 
1870 auf 32556 (5114 indirekt) und jtieg 1872 auf 74406 (davon 21183 
indireft). Im Jahre 1877 zuerft in der nunmehr vierzigjährigen Kon— 
furrenz beider Städte war die Auswanderung über Hamburg größer ala 
diejenige Über Bremen (22570 gegen 19179); ſchon 1879 erreichte Bremen 
wieder die Höhere Zahl und Hat den Vorrang vor Hamburg, abgejehen 
von den Jahren 1881 und 1886 bis 1890 behauptet; im Jahre 1891 
aber betrug die Zahl der Auswanderer über Hamburg 144 239, über 
Bremen 139 821. Die Gefamtzahl der über Hamburg in dem Zeitraum 
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verhältnis der indirekten zur direkten Auswanderung war im Jahre 1889: 
34,3 zu 65,7 Prozent, während es noch 1886: 45,5 zu 54,5 Prozent, im 
Jahre 1883 aber 14,83 zu 85,17 war. 


Die hamburgiſche Auswanderergejeßgebung beitand vor 10 Jahren aus 
fünfzehn Verordnungen, Reglement? und Nachträgen, ließ deshalb troß aller 
inneren Vorzüge naturgemäß an Überfichtlichkeit und Brauchbarfeit für die 
Praris manches zu wünjchen übrig. Als jomit im November 1882 der Senat 
der Bürgerjchaft einen ferneren, namentlich die Angaben auf den Aufnahme 
icheinen der Auswanderer betreffenden Nachtrag vorlegte, beantragte die Bür- 
gerichaft, die gegen leßteren an fich nichts einzuwenden hatte, nunmehr ein alle 
jene Verordnungen umfaſſendes, auch die neueften Erfahrungen verwertendes 
Auswanderergeſetz zu erlaflen. Da eine reichögejegliche Regelung des Auswan— 
dererweſens damals nicht zu erwarten war, eine Redifion der hamburgifchen 
Vorſchriften aber, insbeſondere mit Rüdfiht auf die nun überwiegend durch 
Dampfichiffe jtattfindende Pafjagierbeförderung, jchon lange wünfchenswert 
erichien, fo gung der Senat auf den Antrag der Bürgerichaft ein und legte 
am 23. September 1885 derjelben einen Entwurf vor, der im wejentlichen 
die Genehmigung lebterer fand und unter dem 14. Januar 1887 ala Geſetz 
verfündigt wurde. 


Das „Geſetz betr. das Auswanderungsweien” vom 14. Januar 1887 
zerfällt in vier Teile. 


I. Behörden und Beamte. 


Die Überwachung der Ausführung der Vorjchriften Liegt in den Händen 
der Behörde für das Auswandererweſen, die aus zwei Mitglie- 
dern des Senats und drei Mitgliedern der Handelskammer beiteht. Diefer 
Behörde ijt unterftellt ein Nahmweijungsbureau, dem die Aufgabe 
obliegt, den Auswanderern auf Wunjch alle ihnen dienliche Nachweiiungen 
zu geben, fie vor Nachteilen u. f. w. zu ſchützen, Nusgleiche bei Differenzen 
zu verfuchen. Das Offiziantenperjonal diejes Bureau übt polizeiliche Dienite 
aus und Hat namentlich zu verhindern, dat Erpedienten oder in deren In— 
tereffe thätige Mittelsperfonen jchon auf den Bahnhöfen ac. zu den Aus: 
wanderern in Beziehung treten. 
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Für die gefundheitliche Unterfuchung der Auswanderer, und Über: 
wachung der Logierhäufer und im Hafen liegenden Auswandererſchiffe iſt 
ein Arzt angeftellt; die Unterfuchung der direkt don Hamburg Aus— 
wandernden ift obligatorifch, während die der indireft Auswandernden nur 
fakultativ ift und beſonders dann jtattzufinden hat, wenn in der Heimat 
derſelben epidemiſche Krankheiten, z. B. Pocken, Flecktyphus, Cholera, herrſchen. 

Zur Überwachung der Erfüllung der Vorſchriften über Tauglichkeit, 
Ausräftung und Proviantierung der Auswandererfchiffe, wie auch der ge: 
hörigen Unterbringung der Paſſagiere an Bord, ſind Beſichtiger an— 
geſtellt. 


I. Auswandererexpedienten, Mittelsperſonen, 
Auswandererwirte. 


Das Gewerbe eines Auswandererexpedienten dürfen nur in 
Hamburg wohnhafte, in Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche Reichs— 
angehörige ausüben, ſobald fie ſeitens der Behörde die Erlaubnis zur Aus— 
übung dieſes Gewerbes erhalten, eine Kaution von 20000 Mark geftellt 
und nachgewiejen haben, daß ihnen eine für die beabfichtigte Beförderung 
geeignete Schiffegelegenheit zur Verfügung fteht oder, bei Landbeförderung, 
daß fie die geeigneten Maßnahmen getroffen haben. Die Auswanderer: 
erpedienten flehen aljo außerhalb der Gewerbefreiheit (Hamburger Gewerbe- 
gejeg vom 7. November 1864 8 3). Andererfeits dürfen nur von Aus— 
wanderererpedienten Verträge mit Auswanderern behufs Auswanderung in 
andere MWeltteile abgejchlofjen werden. 

Zum Schuße der indirekt beförderten Auswanderer tjt beftimmt, daß 
die Erpedienten außer den ihnen im allgemeinen obliegenden Pflichten all- 
jährlich neu nachzuweifen haben, daß eine in dem nichthHamburgiichen Ber: 
ſchiffungshafen anfäffige Perfon oder Firma, welche nach den dortigen Ge- 
jegen zur Auswandererbeförderung mit einer beitimmten Sciffelinie autori» 
fiert iſt, fich im rechtsgültiger Form gegen fie verpflichtet hat, alle von dem 
hamburgiſchen Erpedienten an fie zur Weiterbeförderung überwieſenen Aus— 
wanderer unter den in Hamburg zwifchen dem Erpedienten und den Aus— 
wanderern vereinbarten Beltimmungen zu befördern; namentlich find den 
Auswanderern innerhalb 24 Stunden nad ihrer Ankunft im Verſchiffungs— 
hafen die die Zeit der Abfahrt des Schiffes enthaltenden Vertragsſcheine 
auszuhändigen ; auch find die Auswanderer bis zu ihrer Einjchiffung koſt— 
frei zu beherbergen und zu beköftigen. Gventuell ift durch Konjulatsatteit 
der Nachweis der rechtöverbindlichen Kraft des Vertrages und die Befugnis 
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Falls, wie bei Beförderung über Großbritannien gebräuchlich, die Aus— 
wanderer in einem Zwiſchenhafen gelandet und von dieſem auf dem Land— 
wege nach dem Verſchiffungshafen transportiert werden, muß nachgewieſen 
werden, daß im Zwiſchenhafen für dem Empfang und die Weiterbeförderung 
geſorgt iſt. 

Dem Expedienten darf nur in Bezug auf beſtimmte ausdrücklich be— 
zeichnete Länder oder Orte die Erlaubnis zur Ausübung ſeines Gewerbes 
erteilt werden; bei indirekter Beförderung ift in der Urkunde auch der Ber- 
ſchiffungs⸗, bezw. Zwifchenhaten anzugeben. 

Betreff der eventuellen Verfagung oder Entziehung der Erlaubnis 
finden im allgemeinen diejenigen Bejtimmungen der Gewerbeordnung Ans 
wendung, welche für folche Gewerbe getroffen find, die einer bejonderen 
behördlichen Genehmigung bedürfen. 

Gegen die fogenannten „Lißer”, d. h. nicht ala Erpedienten zugelafjene 
Agenten, die auf eigene Hand Auswanderer dem Erpedienten zuführen, richtet 
fih der $ 15 des Geſetzes; zunächjt durch die Beitimmung, daß bei Kon— 
traktabjchluß unter Vermittelung eines Dritten diefer nur dem Erpebienten 
eine Vergütung berechnen darf; weitere Strafbeitimmungen wenden fich gegen 
Bermittler ohne nachweisbare Vollmachten u. f. w. Auch dürfen öffent— 
lihe Anktündigungen über Beiörderungsangelegenheiten für Auswan— 
derer nur don dem zugelaffenen Erpedienten jelbft erlaffen, und in Annoncen 
u. dgl. über indirekte Beidrderung muß jtet® der Name des nicht-ham— 
burgischen Verſchiffungshafens genannt werden. 

Beherbergung von Auswanderern ift nur Wirten gejtattet, die 
hierzu polizeiliche Erlaubnis Haben. in polizeiliches Regulativ (vom 
26. Mai 1887) enthält die näheren Beitimmungen über Zulaffung der 
Wirte, Logis, Belöftigung; Sicherung gegen Feuersgefahr, gegen Benach— 
teiligung der Auswanderer; Empfang und Berteilung berjelben an den 
Bahnhöfen, Aufbewahrung von Gepäd, Geld ꝛc., Erkrankung in den Logier— 
häufern, Streitigkeiten, Anjchlag von Hausordnungen, Führung und Kon— 
trolle von Fremdenbüchern u. ſ. w. Die Logiswirtichaften für Auswanderer 
itehen alfo unter polizeilicher Kontrolle. 

Da Regierungen überfeeifcher Staaten und Kolonieen oft europäiiche 
Auswanderungsluftige für die Anftedlung zu gewinnen juchen, und durch 
Projpekte, Werbebureaur, billigere Überfahrten, Vorſchüſſe u. dgl. unter 
gleichzeitiger Auferlegung perfönlicher Beſchränkungen und Berpflichtungen 
die Erreichung dieſes Zweckes verjucht wird, jo bejtimmt das hamburgiſche 
Geſetz, daß den zur Beiörderung angenommenen Auswanderern nicht die 
Verpflichtung auferlegt werden darf, den Paflagepreis ganz oder teilweiſe 
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oder ihnen geleitete Vorfchüffe nach ihrer Ankunft am Ziel zu zahlen oder 
zurüdzuerjtatten oder durch Arbeit abzuverdienen,; auch dürfen die Aus— 
wanderer in der Wahl ihres Aufenthaltsortes oder ihrer Beichäftigung am 
Ziel nicht beſchränkt werben. 

Der Erpedient allein und perfönlich ift verantwortlich aus allen von 
feinen Angeftellten mit Auswanderern eingegangenen Berpflichtungen, auch 
wenn dieſe Angeftellten ohne befondere Vollmacht feitens des Erpedienten 
handeln. Es foll durch diefe Beitimmung verhindert werben, daß Aus— 
wanderer verleitet werden, Angeftellten der Exrpedienten gegenüber zum Borteil 
der Letzteren Verbindlichkeiten einzugehen, welche das Gefet dem Erpedienten 
jelbjt unterjagt, den Auswanderern aufzuerlegen. 


Verzögert fi) die Beförderung ohne Verfchulden des Auswanderers, 
jo Hat der Erpedient ihm von dem fontraftlich beftimmten Beförderungstage 
an Vergütung zu zahlen; bei länger ala 10 Tage dauernder Verzögerung 
fann der Auswanderer von dem Bertrage zurücktreten. Iſt ein Auswanderer 
nachweislich durch Krankheit verhindert, die Reife anzutreten — bei in 
direkter Beiörderung im Berichiffungshaten — jo hat der Erpedient dem 
Kranken und ed. auch den bei ihm zurücbleibenden Angehörigen das gezahlte 
Paflagegeld zurüdzuerftatten!, Auf Kajütspaffagiere findet in diefem Falle 
der $ 668 des Deutfchen Handels-Gejegbuches Anwendung. 

Bei Seeunfall auf der Reife oder Krankheit unter den Paffagieren, wo— 
durch das Schiff zur zeitweifen Unterbrechung der Fahrt genötigt wird, hat 
der Erpedient für baldinöglichite Weiterbeförderung der Auswanderer an 
das Ziel Sorge zu tragen. 

Alle dieje perfönlichen Verpflichtungen des Expedienten gegen die Aus— 
wanderer fönnen durch etwaige vorherige, dem Geſetz widerftreitende Verab— 
redungen zwiſchen beiden Zeilen nicht aufgehoben oder verringert werden. 
Damit aber die Auswanderer namentlich Hinfichtlich der joeben ausgeführten 
Beitimmungen, die bei Seeunfällen zc. Anwendung finden, dem Erpedienten 
gegenüber möglichjt ficher geftellt werden, hat der Erpedient bei der direkten 
Beförderung, wenn auf demjelben Schiffe mehr als 24 Paſſagiere (incl. 
Kajütspaflagiere) befördert werden, und in allen Fällen der indirekten Bes 
förderung mit einem der Behörde genügenden Verficherer eine Verſicherung 
abzujchließen, die das Paflagegeld der von ihm beförderten Pafjagiere des 
Schiffes um mindeſtens 50 %0 überfteigt, oder für diefe Summe der Behörde 
fonftige Sicherheit zu leiften. Hierbei wird das Paſſagegeld der Kajüts— 
dem der Zwijchendedspaffagiere gleichgerechnet. 


! Diefe Beftimmung ift dem englischen Geſetz entlehnt. 
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II. Beförderung der Auswanderer. 


Don der Auswandererbeförderung ausgeſchloſſen find die Angehörigen 
des Deutichen Reich, denen die Nuswanderung ihrer Wehrpflicht wegen 
unterfagt ift, ferner Perfonen, die fich der Strafe für begangene Verbrechen 
zu entziehen juchen oder welche an anftedenden Srankheiten leiden oder 
welchen nach den Geſetzen des Beitimmungsortes die Einwanderung ver: 
boten iſt. 

Späteftens am Tage nach dem Abgang eine Auswanderer = Schiffes 
haben die betr. Expedienten der Polizeibehörde Berzeichnijfe der Namen 
u. ſ. w. der in dem Schiffe von ihnen betörderten Auswanderer einzu: 
reichen, zugleich mit der eidlichen Erklärung betr. der Einhaltung mehrerer 
wichtiger, gefeßlicher Vorjchriften !. 

Die Beförderungsverträge müſſen in deutfcher, ev. in einer dem 
Auswanderer geläufigen Sprache mit Hinzufügung deutjcher Überfegung, ab- 
gejagt fein; ift der Nuswanderer weder der deutichen noch einer dein Expedienten 
geläufigen fremden Sprache mächtig, jo wird der Vertrag nur in deutfcher 
Sprache abgefaßt, jedoch vom Erpedienten dem Nachweifungsbureau zur Ge: 
nehmigung vorgelegt. Im Bertrage, wie auch im Annahmefchein müflen 
aufgeführt jein: Vor: und Familiennamen, Beruf, Alter, Civilftand, bisheriger 
Wohnort, Höhe des Pafjagegeldes, Größe des für Reiſeeffekten unentgeltlich 
gewährten Raumes, Termin des Eintreffeng in, der Einfchiffung bezw. Abreiſe 
von Hamburg, Art der Bejörderung, Beſtimmungs- bezw. Zwiſchenhafen, 
endlich die Beftimmung, daß der Hauptbeförderungsvertrag nach Beendigung 
der Reife im überſeeiſchen Beitimmungslande in Händen de8 Auswanderers 
verbleiben joll. — Bei indirelter Beförderung iſt ferner anzugeben die Art 
derjelben nach dem Zwiſchen- und Verſchiffungshafen, jodann dat auch im 
Zwijchenhafen die Verpflegung für Rechnung des Erpedienten geleiftet wird, 
die Art der Sicheritellung der fonjtigen dem Erpedienten obliegenden geſetz— 
lichen Berbindlichkeiten, endlich bei außerdeutjchen Zwiſchen- oder Per: 
ichiffungshäfen die Bezeichnung der dortigen deutſchen Konfuln. 

Von jedem Bertrage erhält ein Eremplar die Behörde für dag Aus— 
wandererweien. 

Während der Verkauf von Billeten zur Weiterbeförderung von 
Auswanderern don dem überjeeifchen Ziele in das Innere des Landes oder 
jonjtige Vereinbarungen hierüber im Allgemeinen verboten ift, jo kann 
doch Hamburgifchen Expedienten auf ihr Anjuchen vom Präſes der Bes 


! Eine polizeiliche „Belanntmachung betr. Verzeichniffe der Auswanderer” vom 
26. Mat 1837 giebt hierüber näheres an. 
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börde für das Auswandererweien erlaubt werden, in den Kontrakten die 
Verpflichtung zur Weiterbeförderung der Auswanderer ing Innere des über: 
jeeifchen Landes zu übernehmen; doch darf der Preis für die Landbeförderung 
den tarifmäßigen nicht überfleigen und muß im DVertrage von demjenigen 
tür die Seebeförderung getrennt werden. Für den Transport der Auswanderer 
nebit Gepäd vom Anlegeplat des Schiffes im überſeeiſchen Hafen bis zur 
Abgangsſtelle der Landbeförderung hat der Erpedient zu forgen. Übrigens 
fann der Senat diefe Erlaubnis noch an weitere Bedingungen im Ver— 
ordnungswege knüpfen. 

Was die Einrichtung und Ausrüſtung der Auswanderer-Schiffe 
betrifft, ſo müſſen Keſſel und Maſchinen in gutem, ſeetüchtigen Zuſtande 
ſein; für die Beobachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik 
während des Betriebes iſt der 1. Maſchiniſt verantwortlich; im allgemeinen 
aber tragen die Expedienten ſowohl für die Seetüchtigkeit und Bequemlich— 
keit als auch die Führung des Schiffes die Verantwortlichkeit; die Behörde 
fann eb. die weitere Verwendung eines Kapitäns oder Mafchiniften auf Aus— 
wanderer-Schiffen verbieten. 

Schiffe, die unlängft Petroleum oder andere den Schiffstörper infi« 
zirende Ladung Hatten, dürfen zur Auswanderer-Betörderung erjt nach gründ- 
licher Reinigung benußt werden. Auch darf die mitgenommene Ladung nicht 
gefährlich oder der Gefundheit nachteilig oder übelriechend fein. 

Für jeden Zwijchended3-Pafjagier muß ein nicht durch Ladung, Gepäd 
oder Proviant beichränkter Raum von mindeftens 2,85 cbm im Baffagier- 
def vorhanden ſein; das Zwifchended jelbjt muß mindeftens 1,83 m hoch 
fein ?; auf De muß jeder Zwifchendedspafjagier mindejtens 0,25 qm Raum 
zur Benubung haben. Bei VBorhandenfein mehrerer Dede wird das unterjte 
zur Aufnahme von Pafjagieren nicht benutz; ift das oberite Ded von Eifen 
jo dürfen unterhalb desjelben Pafjagiere nur untergebracht werden, wenn 
das eiſerne Ded mit einem feſten hölzernen Schußded von wenigftens 7 cm 
Dide verjehen it. Oberhalb der für die Paflagiere bejtimmten Räume darf 
Vieh nicht untergebracht werden. 

Das Zwiſchendeck ift"durch ausreichendes Tageslicht erhellt; von Sonnen» 
unter» bis Sonnenaufgang werden für je 100 Paflagiere mindejteng zwei ſtarke 
Zaternen verwandt; die Benußung von Petroleum oder offenem Lichte ift 
unterjagt. 


ı Nähere Peltimmungen hierüber enthält die „Verordnung betr. das Aus: 
wandererwejen“ vom 13. Mai 1887. 

2 Diefe Minimalhöhe ichreibt auch die engliiche Passengers Act vom 14. Auguſt 
1855 vor (6 engl. Fuß). 
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Für jede bis 100 Paſſagiere faſſende Abteilung find zwei, Hoch über 
Deck Hervorragende Bentilatoren von mindeſtens 30 cm Durchmefier 
vorhanden. 

Waſſer wird in eifernen Tanks befördert, die im Innern mit Gement 
oder dergleichen überzogen find; der Senat kann ausnahmsweiſe andere Be- 
hälter gejtatten. Jedes mehr ala 50 Auswanderer befördernde Dampſſchiff 
bat einen Frifchtvafler-Deitillierapparat, der für Mannjchaft und Paflagiere 
pro Kopf 5 Liter trinkbares Waſſer für 24 Stunden liefert. 

Die Schlafkojen, getrennt von einander durch niedrige Zwiſchen— 
räume enthalten pro Baffagier Matrafe und Kopfpfühl, welch letztere für jede 
Reife erneuert werden; die Koje ift mindeitens 1,83 m lang und 0,50 breit; 
Doppelfojen ohne Scheidewand haben doppelte Breite. Höchſtens 2 Kojen 
find über einander, und zwar bat die untere mindeſtens 0,15 m vom Fuß— 
boden, die obere mindeftena 0,75 m von der Dede Abſtand. Während bie 
Ginzelfoje nur von einer Perfon über 10 oder zwei unter 10 Jahren benußt 
wird, darf eine Doppelfoje nur don zwei Frauen, oder einer Frau mit zwei 
Kindern unter 10 Jahren, oder einem Ehepaar, oder einem Manne mit zwei 
eigenen Kindern unter 10 Jahren, oder zwei Männern benußt werden. 

Die Rammern im Zwifchended längs der Schifffeiten dürfen für 
höchſtens 16 Perfonen bejtimmt jein. 

Süßwaffer zur Körperpflege muß den Zwilchendedöpaflagieren aus: 
reichend geliefert werden; auch find für fie mindeftend 2 Waſchhäuſer, für 
jedes Gefchlecht ein, vorhanden, die auf Dampfichiffen mit Wafferleitung 
oder Pumpen verfehen find. Auf die Linie paffierenden Schiffen ift, minde— 
ſtens für die weiblichen Perfonen, die Einrichtung einer Badevorrichtung 
borgejchrieben !. 

Auf jedem Nuswandererfchiffe ift eine abgejonderte Abteilung für 
einzeln reifende Frauenzimmer eingerichtet; ev. können in dieſe Abteilung 
Frauen mit Kindern (Knaben nur unter 10 Jahren) aufgenommen werden; 
bei größerer Anzahl in einem Schiffe einzeln reifender Frauenzimmer wird 
einer älteren weiblichen Perſon die Aufficht übertragen. Womöglich ift dieſe 
Abteilung im Hinterteil des Schiffgraumes angebracht, jedenfalls aber: nıit 
verichließbarer Thür verjehen. Vorzugsweiſe im vorderen Schiffgraum it 
ine ebenfalls verichließbare Abteilung für alle ledigen über 10 Jahre alten 
männlichen Paflagiere. 








1 Sie Beftimmungen betr. die Waichhäufer, die Badevorrichtung und die Auf: 
ficht über die einzeln veijenden Frauenzimmer find nicht obligatoriſch bei indirefter 
Beförderung mit Dampfichiffen. 
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Für je 100 Zwiſchendeckspaſſagiere befindet fich in der Regel ein erfah- 
rener Koch an Bord!. 

Zur Unterdrüdung von Feuersbrünſten befindet fich auf dem Schiff 
eine ausreichende Schlauchleitung. 

Für die Paflagiere ift je ein Rettungsgürtel vorhanden, die an 
Leicht zugänglicher Stelle zu bewahren, und mit deren Gebrauch die Pafla- 
giere befannt zu machen find. Jedes Schiff hat mindefteng 6 Rettungs- 
bojen und fr Notfignale wenigſtens ein Geſchütz mit dem nötigen Zubehör. 

Für je 100 Perfonen, incl. Bejagung, ift Boot3raum don mindeſtens 
8,50 cbm vorhanden; diefe Boote müſſen, bis auf eins, Rettungsböte 
fein; mindeftens 2 Rettungs- und 1 gewöhnliches Boot von zufammen 
20 cbm Größe müflen auf jedem Auswandererjchiffe fein. Alle dieje Boote 
find mit genügenden Rudern ıc. wie auch mit Proviant verfehen. Auf größeren 
Schiffen können ftatt der Boote teilweiſe auch jtarfe Flöße benutzt werden. 

Für je 50 Perfonen muß in der Regel ein Abort vorhanden jein, 
und zwar mit thatjächlicher, wie auch, ſoweit thunlich, örtlicher Trennung 
der Gejchlechter. 

Jedes Schiff Hat zwei abgejonderte Hofpitalräume, für jedes Ge- 
jchlecht einen, und zwar mindeftens 2,60 qm groß und 1,83 m hoch für je 
50 Pafjagiere und genügend ventiliert und außgeitattet. 

Ein approbierter, kontraktlich zur unentgeltlichen Behandlung der 
Zwijchendedspaffagiere verpflichteter Arzt ift auf jedem mehr ala 50 Paffa- 
giere führenden Schiffe; ferner hat jedes Auswandererfchiff mindeftens einen 
feefeften Krankenpfleger, der auch für die gehörige Reinhaltung, Bentilation 
und Desinfektion der Paffagierräume Sorge zu tragen hat?. 

Ausrüftung und Proviant wird mitgenommen von Dampf: 
ſchiffen nach der Dftküfte von Nord- und Mittel-Amerifa, MWeltindien und 
Brafilien bis Kap St. Roque für mindeftens 40, nach der Ditküjte von 
Südamerika füdlih vom Kap St. Rogue und nach dem Kap der guten 
Hoffnung für mindeſtens 60, nach einer Gegend über dad Kap der guten 
Hoffnung oder Kap Horn hinaus, ohne daß der Aquator zum zweiten Wale 
paffirt wird, für mindejtens 100 Tage. Für Dampfer mit Gejchwindigfeit 
von mindejtens 10 Knoten, die in der Zeit vom 1. März bis 15. Oftober 
nach der nordamerifanifchen Oftküfte oder Weftindien befördert werden, genügt 
Ausrüſtung und Proviant für 30 Tage. — Für Segeljchiffe gilt in der 


1 Die erwähnte „Verordnung“ giebt betr. des Kochgeichirrd näheres an. 
2 Auch die Beftimmungen betr. die Hospitalräume, Arzt und Krankenpfleger 
finden feine obligatorische Anwendung bei indirefter Beförderung mit Dampfichiffen. 


410 E. Baaſch, 


Zeit vom 1. bis 15. Oktober in der Regel das Doppelte der oben auf— 
geführten Zeiträume; für die Wintermonate wird diefe Zeit um zehn Tage 
verlängert. — Im einzelnen Hat die Verordnung des Senats die Größe 
und Art des Proviants und Waſſers, des Beleuchtungs- und Feuerungs— 
materials feſtgeſetzt. 

Jeder Paffagier hat täglich mindefteng drei regelmäßige Mahlzeiten zu 
beanipruchen. 

Medilamente, Desinfeftionsmittel ꝛc. befinden fich in außreichender 
Menge an Bord und werden vor Antritt der Reife revidiert, auch hierüber 
Näheres in der qu. Verordnung. 

Rüdfichtlich des Schiffsraums, wie der Proviantierung und Ausrüſtung 
werden im allgemeinen zwei Sinder unter 10 Jahren für 1 Pafjagier, 
Kinder unter ein Jahr (abgefehen von der für fie mitzunehmenden Milch) 
gar nicht gerechnet. 

Jedes Auswanderer-Schiff fteht im Hafen unter fpezieller Aufficht der 
Befichtiger, denen jeder Zeit der Zutritt freifteht. Sie mefjen die Aus- 
wandererräume aus und jeßen die zuläflige Paflagierzahl feſt, überwachen 
die Tauglichkeit und Einrichtung des Schiffes und die Unterbringung der 
Auswanderer und ihrer Effekten und können zu diefem Behuf von Kapitän 
und Mannſchaft jede Auskunft fordern. Namentlich haben die Befichtiger 
den Proviant zu unterfuchen und zwar an Bord; eine Vorbefichtigung am 
Lande iſt geitattet. In Bezug auf die Richtigkeit und den wirklichen Be 
ftand des Proviants und der Ausrüftungsgegenjtände iſt den Befichtigern 
eine eidliche, fchriftliche Erklärung jeitens des Kapitäns und Oberftenermanng, 
ed. auch des Proviantverwalters, auszuftellen ; die einzelnen Gegenftände müſſen 
in diefer Erklärung genau jpezifiziert fein. 

Alle Auswanderer werden vor der Einfhiffung von dem Unter 
juhungsarzt unterfucht!. Solche Auswanderer, die an anſteckenden, die 
Gejundheit der anderen Paflagiere ev. gefährdenden Krankheiten leiden, dürfen 
mitfamt denjenigen, die wegen ihrer Beziehungen zu jenen zur Werbreitung 
der Krankheit beitragen können, nicht mitiahren; ebenfo wenig Schwerfrante 
für die bezw. für deren Angehörige die Reife eventuell lebensgefährlich fein 
könnte. 

Nach der Unterſuchung ſtempelt der Arzt den Beförderungsvertrag ab. 

Grit nach Erteilung des von dem Expedienten auszuſtellenden Be— 
ſichtigungsatteſtes wird mit der Einſchiffung begonnen; letztere findet 


ı Näheres hierüber in der „Verordnung“ des Senats, ſowie in der „Anftruftion 
für den Auswanderer-Unterſuchungsarzt“ vom 1. Juni 1887. 
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nur am Tage und erjt nach der Befrachtung, d. 5. wenn das Schiff im 
Übrigen reifefertig ift, ſtatt. Für die pünktliche Ginfchiffung der Aus— 
wanderer jorgen die Auswandererlogiswirte, eventuell die Exrpedienten. 

Kein Auswandererichiff, das mehr ala 24 Auswanderer hat, darf mit 
benjelben den Hafen ohne polizeilichen Erlaubnigjchein verlaffen; dasſelbe 
gilt von Transportfahrzeugen, welche die Auswanderer zur elbabwärts ftatt« 
findenden Einſchiffung führen. 

Dem Kapitän eines Auswandererjchiffes liegen in diejer feiner Eigen— 
ichaft mehrere Berpflichtungen ob. Er Hat für die Erhaltung des Pro— 
viantes nach erfolgter Befichtigung, auch während der Reife für die gute 
Aufbewahrung und vorjchriftsmäßige Verwendung desjelben zu forgen; 
jodann die gute Inftandhaltung der Böte, Schlauchleitung und Rettungs- 
vorrichtungen, ſowie die Reinigung u. ſ. w. der Paflagierräume zu ver— 
anlaffen; ferner Sorge dafür zu tragen, daß alle zum Schuß der Paſſa— 
giere feſtgeſetzten Beſtimmungen beobachtet werden; auch hat er die Paſſa— 
giere human zu behandeln. 

Menn Krankheiten unter den Paſſagieren ausbrechen, jo hat der Kapi— 
tän ſofort das Nötige zu verfügen, eventuell verfügbare Räumlichkeiten an- 
zumweifen und, bei epidemijchen Krankheiten, womöglich einen geeigneten 
Hafen anzulaufen und die erforderlichen Sanitätsmaßregeln zu ergreifen, 
Auch Hat der Kapitän nach der Ankunft am Beitimmungsplate den Paſſa— 
gieren auf ihr Verlangen noch zwei volle Tage Herberge und Beköftigung 
zu gewähren, wenn das Schiff nicht den Hafen früher verlaffen jollte und 
nicht gejeßliche Beitimmungen des Hafens entgegenftehen. Endlich darf die 
Landung der Paffagiere im Zwifchenhafen nicht zur Nachtzeit erfolgen. 


IV. Strafbejtimmungen. 


Zuwiderhandlungen gegen dies Gefeg und die Verordnungen werden mit 
Gelditrafe bis zu ME. 1500 oder mit Haft oder Gefängnigftrafe bis zu 
einem Jahre beitrait. 


Das Gefeh von 1887, das wir im Vorftehenden flizziert haben, hat 
fih big jeßt vollfommen bewährt ; da es organijch aus der Gntwidlung 
der hamburgifchen Auswanderergejeßgebung und praftifchen Erfahrungen 
innerhalb eines Zeitraumes von 50 Jahren herausgewachſen ift, jo war 
von vornherein Hieran auch nicht zu zweifeln. 

Cofort nach jeinem Inkrafttreten hat übrigens das neue Gejeh die 
Wirkung gehabt, daß fich die Anzahl der Befichtiger, infolge der Einführung 
der obligatorifchen Beſichtigung der indireft über einen außerdeutichen 
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Zwiſchenhafen zu befördernden Schiffe, reichlich vervierfacht Hat; in dem: 
jelben Maße Hat die Zahl der Unterfuchungsärzte und übrigen Beamten 
der Auswandererbehörde vermehrt werden müffen. 

Der Einfluß, den die in einzelnen wejentlichen Punkten noch immer 
im Gegenfa zu der bremifchen ftrengere hamburgifche Auswanderergefeb: 
gebung auf das gegenfeitige Verhältnis des Umfangs der über die beiden 
Häfen ftattfindenden Auswanderung ausübt, zeigte ſich namentlich in einem 
im Sabre 1889 vorgefommenen Fall: 600 ruſſiſche Jsraeliten, von einem 
Parifer Agenten als Koloniften für Argentinien geworben, famen nad) 
Hamburg; doch konnte Hier die Verichiffung nicht ftattfinden, weil das 
hamburgiſche Geſetz verbietet, dem zur Beförderung angenommenen Aus 
wanderern irgendwelche Verpflichtungen aufzuerlegen, 3. B. diejenige, den 
vorgejtredten Paffagierpreis nach Ankunft am Ziel zurüczuerftatten , abzu« 
arbeiten u, j. wm. Dieſe Auswanderer wurden deshalb nad) Bremen und 
über Bremerhafen befördert. 

Merfen wir nun noch einen Blid auf die praftifche Handhabung des 
Geſetzes in Hamburg. 

Sofort bei feinem Eintreffen in Hamburg tritt am Bahnhofe dem 
Auswanderer die Wirkfamkeit der Behörde für dad Auswandererweſen und 
des Nachweifungsbureauß vor die Augen. Beamte diefer Behörde em 
piangen die Auswanderer daſelbſt, Händigen jedem eine in 7 verſchiedenen 
Sprachen gedrudte Note folgenden Inhalts ein: „Schuß und Rat erhalten 
Auswanderer unentgeltlih im Bureau der Behörde für das Auswanderer— 
weſen in Hamburg“ mit genauer Adreßangabe dieſes Bureaus. Diejelben 
Beamten verteilen dann die Auswanderer in die Logierhäufer. Auf diele 
Weile wurden an den Bahnhöfen in Empfang genommen: 

1887: 53101 Auswanderer (Gejfamtauswanderung über Hamburg: 71007) 

1888: 72254 ” ( dito : 88737) 

1889: 59690 A ( dito : 74343) 

Die Hilfe und der Rat des Nachweifungsbureaus ftehen den Aus 
wanderer in ausgedehnten Maße zur Verfügung und werben in der ber: 
ichiedenften Weife von ihnen in Anfpruch genommen. Das Bureau giebt 
Auskunft an Auswanderer über alle für fie in Betracht kommenden Fragen 
(in diefer Beziehung, aber auch nur in diefer, gleicht dies Hamburgiſche 
Bureau dem 1886 in London eröffneten „Emigrants information office“). 
Ferner hat das Nachweifungsbureau Beichwerden von Auswanderern ent: 
gegenzunehmen,, zu unterfuchen und eventuell durch Vergleich zu er 
ledigen oder Weitere zu veranlaffen. Solcher Beichwerden famen an das 
Bureau: 
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im Jahre 1887: 116, davon unbegründet: 38, durch Vergleich erledigt: 53 
„188: 167, „ h 38., „ ki 
„ 1889: 14, „ r A " " 61 

Gegenjtand der Beichwerde bildeten: am häufigften Übervorteilung, 
(1887: 36; 1888: 112; 1889: 69); Betrug, Litzerei, Mißhandlung, 
verweigerte Honorierung von „Prepaids*, Mängel im Logierhaufe oder 
am Bord des Schiffes. 

Die infolge diefer Beichwerden auferlegten Strafen bejtanden in Geld— 
bußen, Gefängnis oder Haft, Ausweitung oder Bedrohung mit einer folchen, 
Konzejfiongentziehung (gegen Erpedienten), Entziehung der Erlaubnisfarten 
zum Betreten der Bahnhöfe, Verwarnungen. 

Das Nachweifungsbureau erſtreckt jeine Thätigfeit ferner auf die Er— 
wirfung freier oder ermäßigter Paffage, Unterbringung in Krantenhäufern, 
Grmittelung und Nachfendung verloren gegangenen Gepäds, Beſorgung von 
Militäraugweifen u. ſ. w. 

Doh warten die Auswandererbeamten nicht nur ab, big ihnen Be— 
ichwerden aus freien Stüden an das Bureau gebracht werden, fondern fie 

i halten auch bei den Auswanderern ſowohl in den Logierhäufern als an 
Bord der abjahrenden Auswandererfchiffe Anfrage, ob Übervorteilungen vor— 
gefommen find, bringen die hierbei ermittelten ftrafbaren Handlungen zur 
Anzeige und jchlichten Differenzen an Ort und Stelle. — Zur Kontrolle 
der für die Auswandererlogierhäufer beftehenden Beitimmungen werden von 
denjelben Beamten diefe Käufer bei Tag und Nacht mindejtens einmal im 
Monat einer genauen Revifion unterzogen. 

Sehr umfafjend ift endlich die ärztliche Unterfuchung der Auswanderer, 
welche in der Regel fi auf mindeſtens alle direlt Ausmwandernden aus— 
dehnt. Es wurden fomit unterfucht 1887: 46554; 1888: 55250; 
1889: 47446 Perjonen; bei diefen Unterfuchungen wurden Krankheitsfälle 
tonjtatiert 1887: 43; 1888: 35; 1889: 31, und von dieſen ftarben 3, 
bezw. 2 und 3. Auf der Fahrt jtarben 1887: 44; 1888: 56; 1889: 
28 (davon 15 bezw. 22 und 10 unter einem Jahre alt). 
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VIII. 


Geſetzgebung und Einrichtungen 
im Intereſſe des Auswanderungsweſens 


in Bremen. 
Mon 


Dr. Mori, Lindeman. 


Wenn wir hier von dem „Auswanderungswejen in Bremen“ ſprechen, 
jo beziehen fich unfere Bemerkungen hauptſächlich und in erfter Linie auf 
folche Perfonen, welche aus dem Inlande (Deutfchland oder deffen Hinter- 
Ländern) fommend, ihren Wohnfig in der bisherigen Heimat dauernd auf 
gegeben haben, um in einem überjeeifchen Lande fich niederzulaffen. Man 
fönnte auch von einer Auswanderung aus Bremen, d. h. aus Stadt oder 
Gebiet der Freien und Hanfeftadt Bremen fprechen. Dieje Art Auswande— 
rung hat aber einen ganz anderen Charakter ala jene, um welche es fich 
hier handelt. 

Schon bald nachdem die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten und 
die Exiſtenz derjelben als eine jelbftändige Republik, im Jahre 1783, an— 
erfannt worden, begaben fich nämlich junge bremifche Kaufleute nach den 
Seehandelaftädten des nordamerifanischen Oſtens, um dort Handeld- und 
Reedereigeichäfte zu betreiben; ein Teil derjelben mochte nach mehrjährigem 
Aufenthalt nach der alten Hanfeftadt zurüdkehren, um drüben durch jüngere 
Kräfte erfet zu werden, ein anderer Teil blieb dauernd in der neuen Hei— 
mat. Auch mande Handwerker mögen in jener Zeit von Bremen nad) 
den jungen aufblühenden Städten der fich rafch emporjchwingenden trans- 
atlantifchen Republik ausgewandert fein, um durch irgendwelche Beichäfti- 
gung in dem dortigen fich mehr und mehr entjaltenden Griwerbäleben zu 
MWohlitand und Bermögen zu gelangen oder unterzugehen. Bereits im 
Jahre 1827 ſchloſſen die Hanfeftädte mit den Vereinigten Staaten einen 
Freundſchafts-, Handels- und Schiffahrtövertrag, welcher den Hanſeſtädten 
in Beziehung auf Handel und Schiffahrt allerlei wichtige Rechte und Ver— 
günftigungen zugejtand. 

Über die Beförderung von Auswanderern aus den Häfen don Bremen 
reichen die ſtatiſtiſchen Aufzeichnungen bis zum Jahre 1832 zurüd. Der 
neue Seehaten Bremens, Bremerhaven, war damals eben erjt eröffnet. 
Die Beförderung der in Bremen ankommenden Auswanderer gefchah in der 
Weiſe, daB man fie in Segelichiffen von der Stadt Bremen auf der Inter: 


weſer bis nach Bremerhaven fchaffte, wo fie das Seefchiff zur Fahrt über 
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das Meer bejtiegen. Schon in diefem Jahre war diefe Auswanderung 
eine bedeutende, denn fie belief fich auf 10344 Perfonen. Bon Anbeginn 
wirkten die Behörden des bremifchen Staates aus eigenem wohlverftandenen 
Intereffe mit den Reedern und Schiffserpedienten in der Fürforge für die 
Auswanderer energisch und umfichtig 'zufammen; nach und nach wurden 
eine Reihe von Borfchriften erlaffen und ftrenge gehandhabt, welche dieſe 
Fürſorge nach verjchiedenen Richtungen, namentlih für gute zweckent— 
Iprechende und preiswürdige Beherbergung und Verpflegung und für Be: 
bütung vor Betrug und Täuſchung derfelben in Bremen und Bremerhaven, 
für Herftellung — foweit die damaligen BVerhältniffe der Schiffahrt es zu— 
ließen — geräumiger Schlaf: und Aufenthalteftätten an Bord der Schiffe 
in den fogenannten Zwiſchendecks, für veichliche Berproviantierung der 
Schiffe, endlich für Verforgung der Auswanderer mit nabrhafter Koft und 
für gute Behandlung derjelben ſeitens des Kapitäns und der gefamten Mann— 
Ihaft des Schiffes befundeten. Schon damals wurde der gute Ruf Bre— 
mens als Auswandererverfchiffungshafen durch dieſe jpäter ftetö innegehal- 
tene Politik gejchaffen und begründet. Es würde zu weit führen, wollten 
wir hier noch im einzelnen auf jene älteften zum Schuß der Auswanderer 
erlafjenen Vorfchriften näher eingehen. Vervollſtändigt, wo nötig ver: 
ichärft umd den veränderten Beitverhältniffen gemäß umpgeftaltet, finden 
fie fih in ‚den weiter unten zu beiprechenden Gefegen von 1849 und 
1866 vereinigt. Jedoch möchten wir auf eine Einrichtung diefer älteren 
Zeit etwas näher eingehen, weil gerade fie eine bejonders fegengreiche 
Wirkſamkeit zum Beten der Auswanderer bis zum heutigen Tag entfaltet 
hat. Es ift das aus der freien Initiative eines Privatvereins, der ſich 
auf Anregung der bremifchen Handelsfammter bildete, im Jahre 1851 er- 
richteie „Nachweifungsbureau für Auswanderer“. Dieſes Bureau jtellte 
fi, wie in dem erjten Berichte deöfelben hervorgehoben ift, die Aufgabe, 
„allen Perſonen, welche fih von Bremen aus nach überfeeifchen Plätzen 
begeben wollen, eine zuverläffige Belehrung über jämtliche bei diefem Vor— 
haben in Frage fommende Verhältniffe zu gewähren”. Gleich von Anfang 
an ging das Bureau über diefe Löbliche Aufgabe noch vielfach hinaus, 
indem es namentlih in Bremen mit einer Reihe von Gaftwirten betreffg 
guter und preiswürdiger Beherbergung und Berpflegung von Auswanderern 
Verträge abſchloß. Das Bureau errichtete an drei verjchiedenen Stellen in 
der Stadt, nämlih am Bahnhofe, am Ankunftsplag der Oberwejerdampi- 
ichiffe und im Gentrum der Stadt, Kontore. Hier wurden jedem Aus- 
wanderer auf feinen Wunfch die Adreffen fämtlicher Bremer Schiffsmäkler 
und Schiffgerpedienten, eine Lifte der Bremer Durchichnittspreife der Haupt« 
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bedürfniffe, ala: Matragen, Deden, Blechgeihirre u. ſ. w., fowie Ver— 
baltungsmaßregeln für den Aufenthalt in Bremen, in Bremerhaven, auf 
dem Schiffe und für die Ankunft am überfeeischen Beitimmungsorte erteilt. 
Ferner wurden Gaftwirtjchaften nachgemwiefen und die vereinbarten Tax— 
preije für Koft und Wohnung, fowie für die Beförderung des Gepäds der 
Auswanderer mitgeteilt. Die Beamten des Bureau wurden beauftragt, 
die empfohlenen Gaftwirtichaiten öfter zu befuchen und fich von der Ein— 
haltung der, feitens der Gajtwirte übernommenen Berpflichtungen zu über: 
zeugen, neben ihrem feſten Gehalt durften fie Feinerlei Vergütung für 
ihre Mühewaltung im Intereſſe der Auswanderer annehmen. Das Bureau 
war auch mit vollem Recht beftrebt, die hier in Bremen bejtehenden gejeh- 
lichen Einrichtungen zum Schutze der Auswanderer, im Inlande von Zeit 
zu Zeit durch Verfendung feiner gedrudten Jahresberichte befannt zu machen. 
Dieſe Berichte jchildern mit lebhaften Farben die großen Übelftände, welche 
mit der fogenannten indirekten Beförderung über einen englifchen, franzöfi- 
ichen, niederländifchen u. j. w. Zwiſchenhafen verbunden waren, die Aus- 
beutung der Auswanderer durch fogenannte „Auswandererſchutzbureaus“ 
und Mäkler (jogenannte runners) in Amerifa u. a. Während Bremen 
und Hamburg die Selbftverproviantierung der Auswanderer ala fehr ge— 
tährlich verboten und eine reichliche, vorher amtlich zu befichtigende Aus» 
rüftung dem Reeder zur Pflicht machten, überließen die nichtdeutichen Aus: 
wandererhäfen faſt alles dem Grmeffen des Einzelnen, der dann natürlich 
etwas weniger Paffagegeld (ohne Koft) zu zahlen, feine unzeitige Sparfam- 
feit aber, abgejehen von den Notitänden, denen er jchon wegen Mangels 
eines DVerftändniffes über feinen wirklichen Bedarf an Bord ausgeſetzt war, 
dur” Hunger oder fpäteren teueren Einkauf des Umentbehrlichen vom 
Kapitän des Schiffes zu büßen Hatte. Energiſch und wiederholt wurde 
von dem Bureau in feinen Berichten und fonftigen Kundgebungen vor den 
Mißbräuchen und Betrügereien gewarnt, welchen der Auswanderer von 
Amerifa aus und durch amerikanische Agenten in Deutſchland, bezahlte 
Irrleitungen durch die Tagespreſſe u. ſ. iv. ausgeſetzt war. 

Das Geſetz (oder obrigkeitliche Verordnung) vom 9. April 1849 be= 
ſchränkte zunächſt die Befugniffe, Schiffspaffagiere nach einem überfeeifchen 
Hafen anzunehmen oder zu befördern, auf folche Perfonen, welche daß „bre- 
mifche Bürgerreht mit Handlungsfreiheit“ befaßen und legte ihnen bie 
Leiſtung einer Bürgichaft von 5000 Thalern auf. Es enthielt nähere Vor— 
jchriften über die Vermittelung der Annahme von Pafjagieren durch Schiffe- 
mäffer, wodurch die Berantwortlichkeit der betreffenden Perjönlichkeiten ge- 
fichert wurde. Bezüglich der Zahl der in einem Fahrzeuge zu bejörbernden 
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Paflagiere wurde zwar für die Fahrten nach Häfen der Vereinigten Staaten 
feine Bejtimmung getroffen, da die Gejeßgebung der leßteren in diefer Rich- 
tung bereit3 Hinreichend vorgeforgt Hatte. Inbetreff der Beförderung nad 
anderen Häfen wurde indes verordnet, daß für jeden Zwilchendedapafjagier 
ein Raum von 12 QDuadratjuß Oberfläche des Paflagierdeds, welcher durch 
Frachtgut nicht beengt werden durfte, geliefert werden mußte. Bezüglich 
de8 Raumes des Zwiſchendecks wurbe vorgejchrieben, daß derjelbe mindeftens 
6 Fuß Hoch und das Holz mindeftens 1/2 Zoll did fein müffe, ferner, daß 
auf jedem Schiffe für hinreichende Bentilation zu forgen und diefe während 
der Reife gehörig zu unterhalten fei. Inbetreff der Kojen und Schlafjtellen 
der Baflagiere wurde u. a. beftimmt, daß deren nicht mehr als zwei Reihen 
übereinander angebracht werden dürften, ferner mußten fie mindeitens 6 Fuß 
Länge im Lichten haben, und 18 Zoll Breite für jede Perjon enthalten, die 
unterjten auch wenigjtens 4 Zoll vom Ded entfernt fein. Die Ausrüftung 
und Berproviantierung eine® Schiffes joll für die wahrfcheinlich Tängfte 
Dauer einer Reife erfolgen. Zu jener Zeit (1849), wo zwar die Beförde— 
rung der Auswanderer von Bremen nach Bremerhaven jchon lange meift mit 
Flußdampfern geſchah, im Seetrangport von Deutichland aus jedoch noch 
immer faſt ausſchließlich Segelichiife zur Verwendung kamen, wurden für 
die längfte Dauer der Reifen in den verfchiedenen Richtungen (Nord- und 
Siüd-Amerifa, Auftralien) folgende Zeitiriften angenommen: 

a. Für Reifen nach einer Gegend nördlich vom Äquator die Zeit von 
13 Wochen. 

b. Für Reifen nach einer Gegend, wobei der Äquator paſſiert wird, je— 
doch nicht über Kap Horn und Kap der Guten Hoffnung hinaus die 
Zeit von 17 Wochen. 

c. Für Reifen nach einer Gegend über Kap Kom und Kap ber Guten 
Hoffnung hinaus, wenn der Aquator nicht zum zweitenmal paffiert 
wird, die Zeit von 26 Wochen, 

d. Für Reifen nach einer Gegend, wobei der Aquator zweimal paffiert 
wird, die Zeit von 30 Wochen. 

Genaue Vorſchriften wurden ferner über die für die Paffagiere mitzu— 
nehmenden Mengen von Proviant getroffen. Beiſpielsweiſe mußten für 
jeden Paflagier für eine Fahrt nad) New-York mitgenommen werden: 
32 1/2 Bid. Fleiſch, 13 Pid. Sped, 26 Pid. Weiß- und 39 Pid. Schwarz- 
brot, 4’/s Pd, Butter, 1"/2 Viertel (30 Liter) Kartoffeln, 1", Pid. Kaffee, 
"5; Pd. Thee u. a. Cine DVergleichung diefer Proviantlijte mit derjenigen 
anderer europäifcher Auswandererhäfen ergiebt, daß jchon damals die Ver— 
proviantierung in Bremen am reichlichiten bemefjen war. Bor dem Abgange 
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eines Schiffeg mit Zwifchendedpaffagieren mußte nach dem Geſetz dazjelbe, 
ſowie befonderd der für die Zwifchendedäpafjagiere beitimmte Raum und der 
fämtliche Proviant nebjt der Übrigen Augrüftung durch einen der damit 
amtlich beauftragten Befichtiger unterfucht werden. Bevor nicht ein be= 
friedigendes Ergebnis dieſer Unterfuchung feitgeitellt, ferner die Tüchtigfeit 
des Schiffes und die Angemefjenheit feiner Räumlichkeiten befcheinigt war, 
durfte das Schiff den Hafen nicht verlaffen. Mit Überwachung der genauen 
Ausführung der Beftimmungen des Gejeges wurde vom Senat eine Behörde, 
die „Inſpektion der Mäkler“, beauftragt. Diefer Behörde Hatten die Reeder 
oder Korreipondenten der Auswandererjchiffe nachzuweifen, daß für den Fall, 
daß dem Schiffe auf der Reife vom Ausgangsplage bis zu erfolgter Lan— 
dung am Beitimmungsorte etwas zuftoßen jollte, wodurch dasſelbe an der 
Fortſetzung der Reife verhindert oder die Reife unterbrochen werden würde, 
das Pafjagegeld jämtlicher Paflagiere und zwar ſowohl für die Kajüts-, 
ala für die Zwifchendedäpaffagiere und außerdem für jeden derſelben eine 
auf 20 Thaler fich belaufende Summe zur Verwendung ftehe, um damit 
zunächft die etwaigen Koften der Rettung der Paflagiere und ihrer Effekten 
und die Koften ihres einftweiligen Unterhaltes, fowie die zu ihrer MWeiter- 
beförderung nötigen Paffagegelder und deren Verficherung, auch die der 
Verwendungsgelder zu bejtreiten. Gine Reihe von weiteren Bejtimmungen 
des Geſetzes enthielt noch Näheres über deffen genaue Ausführung und 
feßte Hohe Strafen wegen Übertretung desſelben feſt. 

Bereits im Jahre 1850 wurde ala ein Privatunternehmen in Bremer: „Ausman- 


rbäuier 


Haven ein ausgedehntes Gebäude, daB „Auswandererhaus”, errichtet und er- —— 
Öffnet, in welchen alle möglichen Einrichtungen zur guten zweckentſprechenden me 
Beherbergung und Verpflegung getroffen waren. Es enthielt u. a. nem 
Logierſäle, deren jeder 60 Fuß lang, 40 Fuß breit und 12 Fuß hoch war, 
Kranfenfäle zur Behandlung und Aufnahme einer größeren Anzahl erfranf- 

ter Auswanderer, eine Wafchanftalt u. a., ferner eine Kapelle, in welcher 
abwechjelnd proteftantifcher und fatholifcher Gottesdienjt abgehalten wurde. 
Verwaltung und Betrieb diefer Anftalt wurden durch einen Inſpektor ge— 

leitet, dem für jeden Logierfaal ein befonderer Auffeher unterftellt war. 

Der Preiß für die Beherbergung und Berpflegung der Perfonen in diefem 
Auswandererhaufe war ein ſehr geringer, 66 Pfennige. — Auch in Bremen, 

und zwar in der Neuftadt, wurde ein eigenes Gebäude für die Beherbergung 

und Berpflegung von Auswanderern eingerichtet. Bei der völligen Um— 
geftaltung jeit jener Zeit find diefe Einrichtungen unnötig geworden und 

daher aufgehoben. 
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Der Strom der Auswanderung wuchs um die Mitte der vierziger 

Jahre bedeutend an. Diefelbe betrug, wie die weiter unten folgende fta- 
tiftifche Tabelle ergiebt, beifpielaweife im Jahre 1844 jchon 19 857, 1850: 
25776, 1854 ſogar 76875 Perfonen. Sehr allmählich vollzog fich der 
Übergang der Belörderung der Auswanderer mittelft Segeljchiffes zu der- 
jenigen mittelft Dampfichiffee. Zwar trat ſchon im Jahre 1847 die erfte 
regelmäßige Dampfichiffahrt zwiſchen einem deutjchen Hafen — Bremerhaven 

— und New-York durch die Ocean Steam Navigation Company ins Leben. 

Eine Reihe deutfcher Regierungen Hatten zu dem Kapital diefer Gejellichait, 

deren Dampfer jedoch unter amerikanischer Flagge fuhren und von ameri- 
fanifchen Kapitänen geführt wurden, erhebliche Beifteuern geleiſtet. Allein 
rung dieſes Unternedmen, welches, für bie Fahrt zwijchen Bremerhaven umd New: 
De York nur zwei Rabdampfer zur Verfügung jtellte, hatte infolge von Miß— 
Ta wirtjchaft nur kurzen Beſtand. Auch einige deutſche und amerikaniſche Privat» 
dampfer, welche für Turze Zeit in die Fahrt zwijchen Bremerhaven und 
New-York gejtellt wurden, konnten die bisherige Beförderung mit Segel: 
ichiffen, welche teils unter bremifcher, teils unter amerilanifcher Flagge 
fuhren, nur wenig beeinträchtigen. Erſt die im Jahre 1857 erfolgte Grün 

dung des Norddeutichen Lloyd bahnte eine volljtändige Umgeftaltung in der 
Beförderung von Paffagieren, befonder auch derjenigen, welche ala Aus 
ide Wanderer zu bezeichnen waren, an. Er ſchuf im Laufe der Jahre eine zahl: 
cleyd. reiche Flotte von Dampfern erften Ranges, welche einen regelmäßigen Pot: 
dampiichiffahrtsdienit zwifchen Bremerhaven und New-York, jpäter auch Bal- 

timore und New=- Orleans übernahmen und pünktlich durchführten. Anfänglich 

fanden beiderfeitig 14tägige Fahrten jtatt, bald jedoch ging jede Woche 

einer der großen, trefflich eingerichteten Dampfer don der Wejer nach New— 

York ab, ſodaß die Segelichiffahrt für die Beförderung von Paffagieren mehr 

und mehr zurüdtrat. Durch den Dampfer wurde einmal die Dauer der 

Reife erheblich abgekürzt. Je nah Wind und Wetter brauchte nämlich 

eines jener Segeljchiffe früherer Zeit 3, 4, jelbft 5 Wochen und länger zur 

Fahrt nach New-York, nur die aus beſonders gutem Material jcharf ge 

bauten und mit reichlichem Segelwerk außgeftatteten amerikanischen Klippen- 

Ihiffe machten die Reife in fürzerer Zeit. Die neuen Schraubendampfer 

des Norddeutjchen Lloyd brauchten nur 13 bis 14 Tage, wobei im ber 

eriten Zeit noch ein längerer Aufenthalt in Southampton zum Laden und 

Löichen genommen wurde. Abgejehen von der Verkürzung der Fahrzeit war 

durch die Dampfer und deren innere Einrichtung die Reife unvergleichlid 


viel günftiger geftellt, ala früher. 
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Am 9. Juli 1866 trat die noch jeßt geltende, jedoch fpäter durch eine 
Reihe Nachtragsbeftimmungen ergänzte und abgeänderte „obrigfeitliche Ver— 
ordnung, die Beförderung don Schiffspaffagieren nad) außereuropäifchen 
Ländern betreffend“, in Kraft. Bereitö durch ein Gefeß vom 24. Februar 
1854, welches die Organifation und Wirkfamkeit der an Stelle des alten 
collegium seniorum getretenen Handelskammer betraf, war eine „Behörde 
tür das Auswandererweſen“ aus Mitgliedern des Senatd und der Handel» 
fammer gefchaffen, und diefe wurde durch das hier näher zu befprechende Ge— 
feg nächft der von den fenatoriichen Mitgliedern auszuübenden Inſpektion 
als oberjte Inftanz für alle Auswandererangelegenheiten eingejegt, und es 
wurde ihr jenes, biß auf den Heutigen Tag in Wirkſamkeit ftehende, Nach» 
weifungsbureau unterſtellt. Vergleicht man dieſes Geſetz von 1866, 
deffen Beftimmungen ſich zwar zunächſt nur auf Segelfchiffe bezogen, 
jedoch durch Beichluß des Senats auch auf Dampfichiffe ausgedehnt werden 
fonnten und in der That auch ausgedehnt wurden, mit demjenigen von 1849, 
jo tritt uns überall das Beftreben entgegen, die Vorfchriften zum Beſten 
und zum Schutze des Auswanderers zu erweitern und die VBerantwortlichkeit 
der Needer und Paflagiererpedienten zu verſchärfen. Genaue Beftimmungen 
find namentlich über den Inhalt des dem Auswanderer zu behändigenden 
Vertrages mit dem Pafjagiererpedienten über feine Beförderung getroffen. 
So heißt es 3. B. in $ 11 unter 2, 3 und 4: 

2. Er (dev Erpedient) hat vom Tage jeiner Verpflichtung zur Beförderung 
der angenommenen Paſſagiere mit dem Seefchiffe an, für deren Unter- 
fommen und Unterhalt in angemefjener Weife, fowie für deren Be— 
förderung bis zum Bejtimmungsort nach Maßgabe der gejeglichen 
Vorſchriften zu forgen, 

3. Er hat ferner dafür zu forgen, daß die Beförderung der Paflagiere 
bon der Stadt Bremen nad dem Abgangshafen auf der Eifenbahn 
oder auf Dampffchiffen oder auf geeigneten Fahrzeugen, die von Dampf: 
ihiffen in Einer Fahrt gejchleppt werden, gejchehe- 

4. Er darf die Zwifchendedspafjagiere am Lande nur bei jolchen Per— 
fonen und in folchen Räumen, welche die Behörde als geeignete aus— 
drüdlich anerfaunt Hat, beherbergen und beföftigen laſſen. 

Mit diefer Beſtimmung war alfo auch die bisherige mit allerlei Übel— 
ftänden verbundene und bei ungünftigem Winde langwierige Segelfahrt von 
Bremen nach Bremerhaven befeitigt. Die Beförderung der Auswanderer 
mit Dampfichiff wurde, obwohl die Eifenbahn zwiſchen Bremen und Bremer: 
haven jchon im Jahre 1862 eröffnet war, noch längere Zeit fortgefeht, weil 
die Paflagiere, auch wenn dag Schiff auf der Reede lag, mittelft eine und 
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desjelben Dampfer unmittelbar an Bord des zur Ogeanreife beftimmten 
Seedampfers gebracht werden konnten. Seit langen Jahren werden nun aber 
die Pafjagiere der Lloyddampfer zwiichen Bremen und Bremerhaven auf der 
Eifenbahn und zwar meiſt in Sonderzügen befördert. Für die Zeit zwijchen 
der Ankunft mit dem Bahnzug in Bremerhaven und der Einfchiffung un- 
mittelbar vom Lande oder mittelft eines Kleinen Dampfers bietet eine ge 
räumige Wartehalle des Norddeutichen Lloyd allen Paflagieren einen 
geſchützten, mit vielen Bequemlichkeiten ausgeitatteten Aufenthaltsort. Die 
Vorſchriften über die Unterbringung der Paflagiere im Schiff wurden noch 
dadurch verjchärft, daß, wenn dad Schiff mit mehreren Decks verſehen fei, 
dag unterfte Ded zur Aufnahme von PBaflagieren nicht benußt werden dürfe. 

Die bisherige Verordnung von 1849 enthielt fonderbarer Weife Feine 
Vorſchrift über die Mitnahme von NRettungsböten. Erfahrungsmäßig hatte 
fidh dies als ein entjchiedener Mangel herausgeftellt, dem die Verordnung 
von 1866 durch folgende Beſtimmung abhalf: 

„Sedes Schiff muß mit mindeften® drei Rettungsbojen, * wenn es 
über 150 Paſſagiere führen kann, außerdem mindeſtens mit einem 
Rettungsboote verſehen ſein. Auch muß jedes andere Boot mit Kork— 
fentern verjehen fein.“ 

Neben dem Rettungsboot mußten fich natürlich die üblichen Schiffs— 
böte an Bord befinden. 

Beſonders wichtig war ein dem Gefe von 1866 beigefügter Anhang, 
welcher allgemeine polizeiliche Borfchriften gegen das ſogenannte Litzer— 
unweſen enthielt. Die VBorfchriften verboten u. a.: 

„Keifende, jei e8 am Bahnhofe, am Landungsplake der Dampfichiffe 
oder an fonftigen Orten, irgendwie mit Anfragen, Anpreifungen ıc. 
zu behelligen, oder zu verfuchen, fie für ein Wirtshaus, eine Schiffe 
gelegenheit, ein Fuhrwerk oder einen fonftigen Gefchäjtebetrieb zu ge 
winnen.“ 

Ebenfo wurde durch fie der Verkauf von Billets zur Weiterbeförberung 
don dem überjeeifchen Landungsplate nach dem Beitimmungsorte im Inneren 
jedermann bei Geld oder Gefängnisftrafe unterfagt. 

Dieſes Gejeh von 1866 gilt, wie bemerkt, noch jeßt, jedoch mit wejent- 
lichen Abänderungen, welche im Laufe der Zeit, teils aus eigener (bremifcher) 
Snitiative, teild auf Anregung und Anlaß der Behörden des Norbdeutjchen 
Bundes, fpäter des Reiches getroffen wurden und gleich näher befprochen 


Sufagder werden follen. Die erwähnten Zujagbeftimmungen zu dem Geſetze ſchufen 


ſtimmungen. 


mancherlei Verbeſſerungen, die teilweiſe durch die veränderte Befdrderungs 
weile der Auswanderer mittelft Dampfern, teilweife infolge von Anregungen 
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und Aufforderungen des Bundesrats, endlich auch zum Zeil durch die ver- 
änderte amerifanifche Gefeggebung über dad Einwandererweien veranlaßt 
waren. Die wichtigften diefer Zufagbeitimmungen jollen hier kurz hervor— 
gehoben werden. Es wurde ein Verzeichnis der don jedem Auswanderer 
ſchiff — jeder Lloybdampfer hat einen Arzt an Bord —, mitzunehmenden 
Meditamente, ärztlichen und chirurgiſchen Gerätſchaften und Inftrumente feft« 
‚geftellt und bejtimmt, daß diejelben durch einen Apotheker zu bejchaffen und 
der betreffende Arzt die vorſchriftsmäßige Ausstattung der Medizinkifte zu 
beicheinigen habe. Ferner jolle eine ärztliche Unterfuchung der Paſſagiere 
ftattfinden, um zu verhindern, daß mit anftedlenden Krankheiten behaftete 
Perjonen mitgenommen werden. Die Beitimmungen des Geſetzes von 1866 
wurden auf Dampfer ausgedehnt, mit Ausnahme einiger Vorfchriften, welche 
lediglich für Segelfchiffe berechnet waren. Der vorjchriftsmäßige Inhalt des 
Bertrags über die Beförderung des Auswanderer wurde noch genauer be= 
ftimmt. Für die im Zwifchended reifenden Frauenzimmer wurde eine be= 
fondere „Frauenabteilung“ vorgefchrieben, die, fofern die Bauart des 
Schiffes es geftatte, im Hinterteil desfelben anzubringen und ſtets mit einer 
verfchließbaren Thüre zu verfehen ſei; die Männerabteilung fei vorzugs— 
weife vorn im Schiffsraum einzurichten und wenn möglich mit einem be- 
fonderen Aufgange zum Verdeck zu verjehen. Alle über 10 Jahre alten 
weiblichen Paffagiere follten in jener Franenabteilung ihren Pla erhalten. 
(Es mag hier eingejchaltet werden, daß der Lloyd auf einigen feiner neuen 
Dampier im Zwiſchendeck befondere Abteilungen für die Aufnahme von 
Familien eingerichtet Hat.) Auf jedem Auswandererjchiffe fei ein Hofpital 
berzurichten, welches vier Betten für je 100 an Bord befindliche Zwiſchen— 
dedspafjagiere enthalten müſſe, nämlich je vier Matratzen, Deden und Kopf: 
pfühle; der Hofpitalraum jolle von dem übrigen Schifferaum abgeteilt fein 
und werde bei der Bemeflung des für die an Bord aufzunehmende Paſſa— 
gierzahl gejetlich erforderlichen Raumes eingerechnet. Es wurde weiter jeft- 
gejeßt, daß jedes Auswandererfchiff unter fpecieller Aufficht der Befichtiger 
ftehe und leßtere unweigerlich an Bord des Schiffes und zu allen Räumen 
desſelben zuzulaſſen fein. Endlich) wurden noch in Übereinftimmung mit 
der amerilanifchen Gefeßgebung, Berbote wegen Mitnahme Beftrafter oder 
Proftituierter erlaſſen. Die lebte Abänderungsbeftimmung des 1866er Ger 
Tees betraf die für die Zmwifchendedöpaffagiere vorgejchriebenen Räume an 
Bord. Darnach muß für jeden Zwifchendedöpaffagier ein nicht durch Ladung, 
Gepäd oder Proviantgegenftände beſchränkter Raum von mindejten 2,05 Ku- 
bifmeter im Paffagierded vorhanden fein. Bei Berecinung diejes Raumes 
wird eine mehr ala 2,40 m betragende Zwifchendedshöhe nur für 2,40 m 
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angenommen. Das zur Aufnahme der Paflagiere beſtimmte Zwiſchendeck 
muß eine Höhe von mindeſtens 1,83 m von Ded zu Ded und einen Fuß— 
boden don ausreichender Stärke haben. Außerdem muß für jeden Zwiſchen— 
ded£paffagier ein Raum von mindeitens 0,25 Quadratmeter auf Ded zur 
Benugung bleiben. Die Schlaffojen müſſen in genügender Anzahl vor 
danden und mit Matraken und Kopipfühl für jeden Paſſagier verfehen jein. 
Matratze und Kopfpfühl müſſen für jede Neife erneuert werden. Die ein 
zelmen Kojen müſſen durch miedrige Zwifchenwände von einander ge 
trennt fein. 

Es hatte fich jchon länger das Bedürfnis herausgeſtellt, dag durch die 
eben bezeichneten vielfachen Abänderungen modifizierte Gejeg in neuer Ge: 
jtalt unter Einfügung weiterer Verbeſſerungen als ein Ganzes herauszugeben, 
wenn auch eine dringende Veranlaffung Hierfür nicht vorlag, da einesteild 
die amerifanifchen Gefee zum Schutze der Einwanderung immer mehr ver: 
ichärft wurden, und da es die ftreng feitgehaltene Politit des Norddeutjchen 
Lloyd war und ift, die Einrichtungen und den zur Zeit der direkten Aus— 
wanderung über Bremen allein vermittelnden Dienft feiner Schiffe fort 
während jo günftig als möglich für die Auswanderer zu geftalten. Daß 
dieſes Beftreben des Norddeutichen Lloyd von Erfolg war, daß die Aus— 
wanderer zum Zeil veranlaßt durch die Briefe ihrer Verwandten und 
Freunde von drüben, welche die Ogeanreife mit einem Lloyddampfer ge 
macht Hatten, mehr und mehr mit Vorliebe die Lloyddampfer für ihre 

matiktt ber Seereife wählten, ergiebt die Statijtit über die Zahl der von den Dampfern 

rung Uber der 30 vderfchiedenen Linien jährlich in Newport gelandeten Perjonen. Es 
liegt mir hierüber die amtliche Statiftit des Landungsagenten in New— 
york über die Jahre 1881—1890 vor. Sn diefer Zeit bejörderte der Lloyd 
im Vergleich zu den Schiffen der anderen (deutfchen, englifchen, franzö— 
fifchen, niederländifchen, dänischen und italienischen) Geſellſchaften bei weiten 
die meiften Zwijchendedspaffagiere nach Newyork. Beifpielweife im Jahre 
1881: 71700, im Jahre 1885: 68395 und 1890: 67775. Die nädjit- 
größte Zahl von Zwijchendedspaffagieren brachte die Hamburg-Amerikanifche 
Tadetaktiengejellichaft nach Newyork und zwar beijpielaweife 1881: 65565, 
1885: 38943, und 1890: 55591 Perfonen. Es wird num auch von In 
terefje fein, die Statijtit der Auswanderung über Bremen überhaupt vom 
Sabre 1832 an hier zu verzeichnen. 

In den Jahren 1832—1890 wanderten über Bremen aus: 

1832 10,344 1852 58,551 1872 80,418 
1833 8,891 18538 58,111 1873 63,241 
183534 13,086 1854 76,875 1874 30,633 


h 
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1835 6,185 1855 31,550 1875 24,503 
1836 14,137 1856 36,517 1876 21,665 
1837 15,087 1857 49,448 1877 19,179 
1838 9,312 1858 23,177 1878 21,483 
1839 12,412 1859 22,011 1879 26,654 
1840 12,806 1860 30,296 1880 80,330 
1841 9,504 1861 16,540 1881 122,767 
1842 13,619 1862 15,187 1882 114,955 
1843 9,927 1863 18,175 1883 109,981 
1844 19,857 1864 27,701 1884 103,051 
1845 31,822 1865 44,655 1885 83,937 
1846 32,372 1866 61,877 1886 76,748 
1847 33,682 1867 73,971 1887 99,350 
1848 29,947 1868 66,433 1888 95,270 
1849 28,629 1869 63,519 1889 102,923 
1850 25,776 1870 46,781 1890 140,410 
1851 37,493 1871 60,516 


Mit der Zunahme der Perjonen- und MWarenbeförderung hielt die 
Entwicdelung des Schiffsbaus gleichen Schritt: in einigen der modernen 
Schnelldampfer können mehr als dreimal jo viel Menfchen und in weit kür— 
zerer Zeit und bei undergleichlich behaglicherer Eriftenz an Bord befördert 
werden, ald in den vor mehr als 30 Jahren vom Lloyd zuerjt in Fahrt 
geſetzten Dampfern, von den früheren Segeljhiffen gar nicht zu reden. 

Über die Ziele der Auswanderer in den Jahren 1881—1890 unter- 
richten folgende Ziffern!, wobei zu bemerken it, daß die Ziffern für 
1885— 1890 die Ziele der nicht nach den Bereinigten Staaten ausgewan— 
derten Perjonen noch näher angeben, während die Statijtit von 1881 bis 
1885 die bezüglichen Ziffern in einer zufammenfaßt, andererſeits die 
Statiftit aus den Jahren 1881—1885 die einzelnen Häfen der Vereinigten 
Staaten, in welchen die Auswanderer gelandet wurden, aufführt. 

63 wanderten aus: 





nad: 1881 1882 1883 1884 1885 
Newport. » 2 0 2 0 200. 78886 77,947 71483 71,254 74,869 
Baltımore » 2 2 2 200000. 44,308 34,777 34,437 30,233 7,620 
Neworleand .: 2 2 2 20. 745 190 80 — — 
Galvelton »- = 2» 2 2 200... 1352 1,426 1,933 912 583 

122,191 114,340 108,433 102,429 83,072 
nad jonftigen Yändern . . - 576 615 1,448 622 901 





122,767 114,955 109,881 103,031 83,973 

I Statiftiiche Mitteilungen der Handelstammer in Bremen, welche dem von 

dem Bureau für bremiſche Handelsftatiftit herausgegebenen Jahrbuche entnommen 
wurden. 
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nad): 1886 . 1887 1888 1889 1890 
den Ber. Staaten d. Amerika 74,185 96,944 92,477 97,839 107,356 
Brafilien . » — 892 608 619 1,934 31,984 
den Ya Plata ——— er 991 675 949 2,111 > 
Gaypten und nn FE 16 20 37 27 17 
Arabien . . nen — 28 15 25 l 
Oſtindien. 47 143 217 103 51 
China und Japan.. 57 147 140 168 105 
Auftralien x. . ee ae 560 185 816 716 > 











zufammen 76,748 99,350 95,270 102,923 140,410 
Das Kontingent, welches die verjchiedenen Länder zur Auswanderung 
über Bremen ftellten, ift in den einzelnen Jahren ein außerordentlich ver: 
jchiedenes. Beifpielaweife jtammten von den Auswanderern des Jahres 
1885: 34936 aus Preußen, 15429 aus Öfterreich-Ungarn, 5352 aus 
Bayern, 4767 aus europäifh Rußland, 2822 aus Württemberg, 1577 
aus Heſſen, 1655 aus Sadjfen, 1502 aus Baden und 1197 aus Dlden- 
burg ıc. Bemerkenswert ift die Zahl der Auswanderer oder richtiger Rüd- 
wanderer aus den Vereinigten Staaten. Diefelbe betrug im Jahre 1885: 
7564. Faſſen wir vergleichend die bezüglichen Ziffern aus dem Jahre 
1890 ins Auge, jo betrug diejelbe aus Preußen 31782, aus ſterreich- 
Ungarn 34 714, aus europäifch Rußland 42366, aus Bayern 5460, aus 
Mürttemberg 3137, aus Schweden und Norwegen 1757, aus Dänemark 
1748, aus Sadjen 1377, aus Heffen 1271, und aus Baden 1261 Per: 
fonen. Die Zahl der Rüdwanderer betrug in diefem Jahre jogar 11464 
Perſonen! 
— Anfangs der achtziger Jahre ſetzte der Norddeutſche Lloyd zuerſt die 
an, befannten Schnelldampfer, welche die Reife nach Newyork von Hafen zu 
S re Hafen in etwa 9 Tagen zurüdlegen, in Fahrt; gegenwärtig, Anfang 1892, 
find 9 Schnelldampfer im Dienft der Newyorker Linie des Norddeutichen 
Lloyd bejchäftigt. Auf die weitere Schilderung der jo vorzüglichen Ein- 
richtungen diefer Schnelldampfer kann, da fie wie gejagt allgemein bekannt 
find, Hier verzichtet werden und e& ſei nur die Thatjache hervorgehoben, daß 
von Jahre 1883 an die Beförderung von Auswanderern über Bremen in 
Segelichiffen nach den Vereinigten Staaten gänzlich aufgehört hat. 
Serige, Dr Die jetzige Organifation und Wirkſamkeit des erwähnten Nach— 
un Wiek weilungsbureaus für Auswanderer ift nach dem uns vorliegenden Statut 
— die folgende. Zweck desſelben iſt: Allen Perſonen, welche fi über Bremen 
aus. nach überjeeifchen Ländern begeben wollen, 
1. Belehrung über die bei ſolchem Vorhaben in Bremen und in den 
MWejerhäfen in Frage fommenden Berbältniffe zu erteilen, 
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2. Schuß gegen Übervorteilungen zu gewähren, welche während ber 
Beförderung nach Bremen und des Aufenthaltes in Bremen, während der 
Beförderung von Bremen nach den Weferhäfen und des Aufenthaltes in den 
Weſerhäfen etwa vorkommen follten, 

3. Auskunft über das zweckmäßigſte Verhalten in den überfeeifchen An: 
kunftshäfen zu geben. 

Das Bureau fungiert unentgeltlich” durch eigene Beamte. An Stelle 
der drei früheren Gefchäftälofale des Bureaus, deren zwei infolge der ver— 
änderten Berhältniffe überflüffig getvorden find, befteht zur Zeit nur eines: 
im Gebäude des Hauptbahnhofee. Die in den vorftehenden Paragraphen 
unter 1 erwähnte Thätigkeit übt das Bureau ſowohl auf Grund jchrift- 
licher, wie münbdlicher Anfragen; jedoch it jede Aufmunterung zur Aus— 
wanderung, jede geichäftliche Vermittelung, fowie jede Empfehlung beſon— 
derer Auswanderungsziele ausgejchloffen. 

Behufs der unter 2 erwähnten Fürforge tritt das Bureau mit den 
betreffenden Eifenbahnverwaltungen und Polizeibehörden in Verbindung. 
Es nimmt die Auswanderer Hierfelbit in Empfang und weift diefelben zurecht ; 
es erteilt durch gedrudte Verhaltungsmaßregeln, wie durch perjönliche Be— 
lehrung, Auskunft, wo und wie in Bremen, und eventuell auch in den 
MWeferhäfen, gutes und billiges Unterfommen, ſowie beſte Beiriedigung aller 
ſonſtigen Neifebedürfniffe und rafche Abhilfe von Unzuträglichkeiten zu er= 
langen ift. Es Hilft bei der Erpedition des Auswanderergepäds in Bremen, 
wie in den MWeferhäfen, vermittelt bei Differenzen zwifchen den Auswan— 
derern einerfeitö, den Erpedienten, Wirten, Händlern u. a. andererjeits und 
leiftet möglichjte Beihilfe bei etwa gegen Behörden gerichteten Beſchwerden, 
jofern es diefelben für berechtigt erachtet; es nimmt fich befonders Kranker 
und Hilfsbedürftiger an, ohne jedoch direkte Geldunterftüßungen zu gewähren. 
Die Dberleitung des Bureau: hat die Handelsfammer; die Spezialleitung 
und Berwaltung desjelben führen ala Direktion die der Behörde für dag 
Auswandererweien angehörenden Mitglieder der Handelskammer, ſowie der 
diefer Behörde zugeordnete Syndikus. Die Beamten des Bureaus werden 
auf Vorſchlag der Direktion von der Handeläfammer angeftellt und vom 
Senat auf eine Inſtruktion beeidigt. 

Die Senatskommiſſion für das Auswandererwejen bejtellt eines ihrer 
Mitglieder zum Speziallommiffar für das Bureau. Die Ausgaben des 
Bureaus werden don dem, für dasfelbe gebildeten „Verein der Reeder und 
Schiffgerpedienten” durch Beiträge aufgebracht. Wie fih jeht die Ver— 
hältniffe geftaltet haben, befteht diejer Verein einmal aus dem Norddeutichen 
Lloyd, und aus anderen Erpedienten, welche die direfte Beförderung von 
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Auswanderern mit Lloyd-Dampfern vermitteln. Die Erpedienten von Aus: 
wanderern in indirefter Fahrt gehören in weiterem Sinne auch zu Dem 
Verein infofern, ala fie für die von ihnen beförderten Auswanderer, 
wenn diefe ſich in Bremerhaven einichiffen, Gebühren bezahlen. Diefer 
Erpedienten (für indirekte Beförderung) giebt e& hier gegenwärtig acht, 
einer bderjelben nimmt u. a. Pafjagiere für die Hamburg - Amerikfanifche 
Padetfahrt:Gefellihaft an, aljo für die direkte Beförderung von Hamburg 
aus, im übrigen gejchieht die Beiörderung durch dieſe Erpedienten über 
Glasgow, Liverpool, Antwerpen und Rotterdam, durch Dampfer mehrerer 
englifcher Gejellichaften und der Niederländijch- Amerikanischen Dampifchiff- 
zahrt-Gejelichaft. Die Beherbergung und Berpflegung der Auswanderer in 
den hiefigen Gafthäufern ift unter Mitwirkung des Wirte-Vereins durch die 
Polizeibehörde und das Bureau gut geordnet. Die Räumlichkeiten und 
Einrichtungen der verjchiedenen Gajthäufer werden befichtigt und für jedes 
Gaſthaus ift eine beftimmte Zahl von Auswanderern, welche zum höchſten 
aufgenommen werden dürfen, feſtgeſetzt, die Überweifung der Auswanderer 
an die Gafthänfer geichieht in einer beitimmten Reihenfolge, jedoch nur 
dann, wenn die Auswanderer nicht jelbjt ein Gajthaus gewählt haben. Die 
Art und Weife der Verpflegung ijt im einzelnen genau beitimmt, ala Preis 
für Koft und Wohnung ift 2.50 ME. für die erwachjene Perſon feſtgeſetzt; 
die Wolizeibehörde Fontrolliert regelmäßig dieje Gaftwirtichaften hinfichtlich 
ihrer Einrichtungen, befonder8 auch inbetreff der Reinlichkeit, Lüftung ꝛc. 

E3 ift oben der Sorge für kranke und hilfsbedürftige Auswanderer ge 
dacht; dafür befteht bei dem Bureau noch eine befondere Kaffe, die durch 
die Stiftung eine Erpedienten gebildet wurde. 

In welchem Umfange die obenerwähnte indirefte Auswanderung über 
englijche und holländiſche Häfen von hier aus noch ftattfindet, darüber Liegen 
leider feine Erhebungen und ftatiftiiche Ziffern vor. 


Rädwirtung Die Rüdwirkung einer jo mafjenhaiten Beförderung von Berfonen nad 
menberung transatlantifchen Häfen, der häufige und regelmäßige Dienft von Dampfern 
widelung zwijchen der Wefer und den wichtigſten Seehandeläpläßen der neuen Welt 
mens San« trug natürlich wejentlich zur Entwidelung des bremifchen oder richtiger ge 
Shtfabrt. jagt, des deutjchen Seehandels bei. Es ift begreiflich, daß bei einer loh- 


nenden Ausfracht die Rückfracht fich billiger ftellt, ala wenn das betreffende 
Schiff in Ballaft oder mit nicht genügender Ausfracht nach dem überfeeifchen 
Hafen fährt. In früherer Zeit, wo die mit Auswanderertrangport bejchäl- 
tigten Segelichiffe zum guten Teil Eigentum einer großen Anzahl bremiſcher 
Reeder waren und wo überhaupt von einer direkten Verſendung umd einem 
direkten Bezuge von Gütern aus und nach dem deutjchen Inlande bei den 
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damaligen Bedingungen des internationalen Verkehrs noch wenig die Rebe 
fein konnte, mochte die billige Rückfracht vorzugsweiſe dem bremiſchen Reeder 
und Importeur zn gute kommen. Bei den heutigen internationalen Be— 
jiehungen dagegen kommt die durch die Auswanderung mit beförderte Ent» 
widelung unferer Seedampfihiffahrt dem Handel und der Induſtrie, wie 
überhaupt dem wirtichaftlichen Leben des gefamten Deutfchland zu gute. 

Bei Abſchluß dieſer Mitteilungen verlautet, daß in allernächiter Zeit 
die Vorlage eines Reichsgeſetzes bevorſtehe. Auch die ſchon Länger vorhandene 
Ausficht auf ein folches Gefeg war eine der Beranlafjungen für die bre- 
mijchen Staatsbehörden, das im Entwurf fertige neue Auswanderergefet 
vorläufig zurüdzulegen. 


IX. 


Die preußiſche Auswanderungspolitik, 
Don 


Negierungsaffeifor Dr. Leidig. 
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Auf den nachfolgenden Blättern foll verfucht werden, einen überblick 
zu geben über die Geftaltung der preußifchen Politit gegenüber dem Pro- 
bleme der Auswanderung. Der praftifche Zwed, Unterlagen für ein deutjches 
Auswanderungsgefeg zu gewinnen, hat auch die Form dieſer Arbeit beftimmt. 
Sie hält fich fern von weiter ausgeführten theoretifchen Unterfuchungen; im 
eriten Zeile wird eine fortlaufende Darftellung der preußifchen Politik wäh- 
rend der leßten beiden Menfchenalter gegeben; der zweite Teil erörtert ein» 
zelne Fragen, deren Löſung bei der gejeßlichen Regelung der Auswanderung 
bejonders wichtig fein dürfte. 

Wenn meine Darftellung, wie ich glaube annehmen zu dürfen, manches 
Neue und Wiſſenswerte darbietet, jo gebührt dafür der Dank Sr. Excellenz 
dem Herrn Staatsminifter Herrfurth, der mir in gütigem Entgegentommen 
geitattet hat, die Akten feines Minifteriums in umfangreichiter Weife zu be— 
nußen. 63 ift für mich eine angenehme Pflicht, Sr. Excellenz auch an 
diefer Stelle meinen ehrerbietigiten Danf dafür zu fagen. 


I. 


Die wirtichaftliche Erfcheinung der Auswanderung ift für Preußen erit 
jeit wenigen Jahrzehnten von Wichtigkeit geworden. Im fiebzehnten und 
bis tief hinein in das achtzehnte Jahrhundert war die Hauptmaffe der preu— 
Biichen Lande noch jelbft eine Kolonie des inneren Deutjchlands, die Politit 
der preußifchen Könige bemüht, Einwanderer in ihre menjchenleeren Provinzen 
zu ziehen, teilweife mit denjelben Mitteln, dadurch, daß fie die neuen An— 
fiedler mit Freiheiten und Vergünftigungen belieben, wie dies noch jet die 
Kolonialjtaaten Südamerifa3 thun. Später famen die napoleonijchen 
Kriege, dann der Befreiungskampf; in all diefen Jahren Hat eine nennens— 
werte Auswanderung nicht jtattgefunden. Soweit damals ein Auswanderung 
überhaupt beitand, wiirde fie heute allermeift unter den Begriff der Wan- 
derung von Preußen nach den übrigen deutichen Staaten gebracht werden müſſen. 
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Das Allgemeine Landrecht beichäftigt fi mit der Auswanderung im 
fiebzehnten Titel feines zweiten Teile. Danach darf niemand ohne Bor: 
wiflen bes Staates auswandern; thatfächlich war in der Kegel auch die au: 
drüdliche Erlaubnis zur Auswanderung nötig, wofür das allgemeine Zandrecht 
jelbit auf die Provinzialgefege verweift. Das Edit vom 2. Juli 1812, 
das die Auswanderung weientlich erjchwerte, ift eine durch die damaligen 
Zeitläufte bedingte Krieggmaßregel; erft das Jahr 1818, in dem die Ber: 
ordnung vom 15. September „wegen der Aufhebung des Edikts vom 2. Juli 
1812 und wegen der Auswanderungen überhaupt“ , erlaffien wurde, führt: 
die Rechtseniwidelung über die landrechtlichen Beitimmungen hinaus weiter 
fort. Als nach den langjährigen Kriegen die Wiener Verträge Europa den 
Frieden wiedergaben, und nun dem Einzelnen Muße blieb, die jo vieliad 
unbequeme Veränderung der politifchen und focialen Zujtände zu über: 
fchauen, die Verminderung oder Vernichtung feines Wohlftandes zu über: 
rechnen, den Abbruch alter Beziehungen, die Notwendigkeit, in neuer Weiſe, 
mit anderen Kräften zu arbeiten, zu überlegen, ala dann dazu famen die Miß— 
ernten der Jahre 1816 und 1817, die Schwierigkeiten des Geldmarktes, die 
bedrängte Zage des Grundbefibes — in diefen Jahren begann zuerit in größeren 
Scharen der Zug der Auswanderer von Deutichland nach Amerifa. Soweit 
erfichtlich, war Preußen freilich nur in geringem Maße an den hauptjächlich 
aus Süddeutichland jtammenden Auswandererfcharen beteiligt, und ich ver— 
mag nicht zu jagen, ob die Verordnung vom 15. September 1818 mit 
diefen Erfcheinungen in Zufammenhang fteht. Jedenfalls wurde damals zu» 
erft die umfaflendere Regelung diejeg Gegenstandes verfucht. Die Verordnung 
macht die Auswanderung von dem Vorwiſſen und der Genehmigung ber 
Regierung abhängig, die, foweit fie nicht beiondere Bedenken hat, die 
Auswanderungserlaubnis erteilen, ſonſt aber an das Minifterium berichten 
joll. Ohne bejondere Erlaubnis ihrer vorgefegten Dienftbehörde dürfen nicht 
auswandern die Angehörigen des ſtehenden Heeres und der Kriegsreſerve, jo 
wie aktive Beamte, männliche Auswanderer zwiichen 17 und 25 Jahren 
müffen,, bevor fie die Auswanderungserlaubnis erhalten, ein Zeugnis ihrer 
Erſatzkommiſſion beibringen, daß fie nicht bloß in der Abficht auswandern 
ſich der Militärpflicht zu entziehen, eine Vorſchrift, die feither beftehen ge 
blieben und num Reichsrecht geworden ift. Weitere Vorſchriften, die hier 
übergangen werden fönnen, befchäftigen fi) mit der Auswanderung von Ans 
gehörigen der Landwehr und des Landfturmes. ine Anderung dieſes Rechte» 
zuftandes, der die Auswanderungserlaubni® von dem freien Ermefjen der 
Regierung abhängig machte, brachte dann das Geſetz vom 31. Dezember 
1842; zwar hielt e8 daran feſt, daß feine Auswanderung ohne Vorwifſen 
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der Behörde erfolgen ſoll, und belegte die Unterthanen, welche ohne vorgängige 
Entlaffung aus dem Staatsverbande auswanderten, mit Strafe; diefe Ent» 
laffung mußte im Frieden aber gewährt werden, joweit nicht die im Geſetze 
vorgejehenen Gründe, die fich auf die Erfüllung der Wehrpflicht bezogen 
und mit den Heute in Kraft jtehenden veicharechtlichen Vorjchriften überein» 
ftimmen?, der Erteilung der Erlaubnis entgegenjtanden. Damit war für 
Preußen der Grundjag der Auswanderungsfreiheit anerkannt, der auch feit- 
ber gegen mancherlei Anfechtungen aufrecht erhalten ift. 

Inzwiſchen hatte auch in Preußen die Auswanderung angefangen, grö= 
Beren Umfang zu gewinnen, zunächft in den weitlichen Provinzen, dann auch 
unter den altlutherifchen Gemeinden des Oſtens?. Namentlich) aus dem 
Regierungsbezirk Trier fand Ausgang der 30er und am Anfange der 40er 
Sabre eine jtarfe Auswanderung nach Nordamerika ftatt. In einem Bes 
richte vom 19. April 1840 führt die Trierer Regierung ala hauptfächlichften 
Grund, der die Auswanderer zu ihrem Entſchluſſe bringe, die Nachrichten 
der voran über den Ozean Gegangenen an, die in ihren Briefen den Zus 
ftand in der neuen Welt als ein glüdliches Los befchreiben und ihre Schil- 
derungen zumeilen durch die Beifügung von Reifemitteln für ihre zurüd- 
gebliebenen Verwandten befräftigen. Übrigens verfennt die Regierung nicht, 
wie fich dies aus einem jpäteren Berichte ergiebt, daß außer diejen Briefen 
und Geldjendungen doch noch tiefer liegende Urjachen vorhanden find, denen 
die Auswanderung entjpringt. Sie bezeichnet als jolche Urfache vor allem den 
Parzellenbefiß, der das Land zu ſehr zerfplittert Habe und der wohl die Arbeit 
der ganzen Familie in Anfpruch nehme, ohne fie doch genügend zu lohnen. 
Gewiß ein Urteil, das für die damalige Zeit, wo Eifenbahnen und Dampf 
Ihiffe noch in ihren Anfängen ftedten, das Abſatzgebiet ein engumgrenztes 
war, feine gute Berechtigung Hatte. Bon allen Seiten ift feither der bes 
deutfame Einfluß anerkannt, den die Nachrichten der bereit nach Amerika 
Hinübergegangenen, ihre Geldjendungen und die Ausficht, drüben auf Ver— 
wandte und Freunde zu treffen, auf den Entſchluß zur Auswanderung haben. 
63 mag tröftlich fein, daß auch diefelben Klagen bereits am Anfange preu- 
Biiher Auswanderung ertönten, diejelben Heilmittel, wie jet dagegen 
empfohlen wurden und daß die preußifche Landwirtichaft, den böfen Pro— 
pheten zum Trotz, die bereits damals ihren Untergang verfündeten, in= 





1Reichsgeſetz vom 1. Juni 1870 8 15. 

® 65 ift nicht Aufgabe diefer Abhandlung, die Auswanderung damaliger Zeit 
und namentlich die privaten Verſuche, fie zu organifieren, Hier ind einzelne weiter 
zn verfolgen. Es ſei dafür auf die neuerdings im Export erfchienenen jachfundigen 
Aufſätze über die ältere Kolonifationsbewegung verwieſen. 
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zwiſchen doch auch recht gute Zeiten gehabt Hat. Bereits in einem Berichte 
vom 2. Juni 1842 beflagt die Regierung zu Trier, daß die Auswanderer 
fich vielfach ihren privatrechtlichen Verbindlichkeiten entziehen und beantragt, 
die Auswanderungserlaubnis jolle nur nach vorheriger Belanntmachung der 
Abficht des Antragjtellers in den Amtsblättern und nach Erledigung weiterer 
Förmlichfeiten erteilt werden. Durch den Erlaß vom 30. Auguſt 1842 
lehnte der Minifter des Inneren im Einverftändnis mit dem Juſtizminiſter 
es indeſſen ab, auf diefe Vorjchläge einzugehen, da es nicht Aufgabe der 
Staatöregierung fei, durch Berwaltungsmaßregeln die privatrechtlicher Ver— 
bindlichleiten der Auswanderer aufrecht zu erhalten und deren Gläubiger 
zu ſchützen. 

Die einzelnen, ohne Zufammenhang miteinander ergangenen Anord— 
nungen der preußifchen Verwaltung in den nächſten Jahren können Hier 
füglih übergangen werden. Nur noch darauf bleibt hinzuweiſen: die 
Stellung der preußifchen Regierung gegenüber den Auswanderern ift in 
diefem ganzen Zeitraum eine ftreng juriftifche; mit der Auswanderung, die 
damals noch regelmäßig von der Entlaffung aus dem Staatöverbande be— 
gleitet wurde, jchied der Auswanderer überhaupt aus dem Gefichtäfreife der 
preußifchen Politif aus; er war fortan für die Regierung bis zu dem Tage 
nicht mehr vorhanden, an dem er etwa don einer auswärtigen Regierung zurüd 
gejchoben wurde und nun der preußifchen Armenpflege anheimfiel. Diefe 
rein formaliftiiche Auffaffung führte zu mancherlei Härten, die damals und 
jpäter der Regierung lebhafte Vorwürfe eintrugen. Auch dem Entjchluffe zur 
Auswanderung gegenüber verhielt fich die Regierung teilnahmelos; fie be- 
förderte ihn nicht, fie trat ihm aber auch, joweit dies die Akten erjehen 
laffen, nirgends entgegen. Die Unficherbeit in der Beurteilung der Auswan— 
derung zeigte fich deutlich in einer Kabinetsordre vom 17. Oktober 1845, 
die zwar von der Auswanderung abmahnt, aber andererjeitö doch zugiebt, 
daß ſich in einzelnen Teilen des Staates eine Übervölferung bemerklich 
mache. Auch der furz darauf ergangene Erlaß des Minifters des Inneren 
vom 5. Dezember 1845, in dem die Verwaltungsbehörden zu fcharfer Über: 
wadhung der Auswanderungsvereine aufgefordert werden, it mehr ein Nach: 
Hang verjchiedener in jenen Jahren unternommener Kolonifationgunternehmen, 
die ſchmählich zu Grunde gingen, als die Bekundung einer prinzipiellen 
Stellungnahme zur Auswanderung. Erſt in der zweiten Hälfte der 40er 
Jahre fing man an, wenigitens im Minifterium des Außeren, die Aus- 
wanderung auch in ihrer nationalen und wirtichaftlichen Bedeutung 
zu beachten. Damals wurden die Gejandten und Konfuln in den ameri— 
fanifchen Staaten beauftragt, der Regierung Nachrichten über die Aus— 





Auswanderungsmeien im Königreich) Preußen. 439 


fichten einer deutjchen Einwanderung zulommen zu laffen. Che dies indes 
zu praftifchen Ergebnifjen hätte führen fönnen, war das Jahr 1848 heran 
gekommen, und damit beginnt ein neuer Abfchnitt preußischer Auswanderungs- 
politik. 

Die Erſchütterung der politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe, wie 
ſie das Jahr 1848 für Deutſchland herbeiführte, mußte die Blicke der Poli— 
tiker wieder auf das Problem der Auswanderung hinlenken. Im Gefolge 
der politischen Bewegung herrjchte weithin Mangel und Arbeitlofigfeit, da— 
bei waren überall die Gemüter erregt und begierig nach Neuem; die all— 
gemeine Verwirrung ließ den Entſchluß, ſich von den gewohnten Verhält— 
niffen, von der Heimat zu trennen, den Maffen leichter wie bisher erjcheinen, 
die Staatömänner glaubten in der Auswanderung ein Heilmittel für Die 
von ihnen angenommene Übervölferung Deutichlande, einen heilfamen Ader— 
(aß gegenüber dem Borhandenfein nur zu vieler unrubiger Eriftenzen zu 
finden. Zudem jtellten die Beriaffungen! die Auswanderungsfreiheit ala ein 
Grundrecht des Bürgers Hin, und die deutjche Nationalverfammlung eröffnete 
die Ausficht auf ein Reichsauswanderungsgeſetz. Damals verlieh auch die 
preußifche Regierung ihren bisherigen neutralen Standpunft, und zum erften 
und einzigen Male find in jener Zeit in Preußen ſogar Maßregeln, die 
Auswanderung zu befördern, amtlich erwogen. Am 30. September 1848 
regt der Minifter des Innern bei dem Minifter der auswärtigen Angelegen— 
heiten die Erörterung der Auswanderungsfrage an. In dem Schreiben Heikt 
ed: Die Trage, ob und wie weit unvermögenden, zur Auswanderung ge= 
neigten Staatsangehörigen zur Erreichung ihrer Abficht die Mittel oder doch 
eine Beihülfe aus der Staatskaffe zu gewähren fei, wird zwar wegen ber 
jehr bedeutenden Koften, welche eine auch nur bejchränfte Durchführung des 
Prinzips der Staatsunterftügung erfordern würde, für jebt und jo lange 
nicht jeiten® der Volfsvertretung die Bewilligung der dazu nötigen Mittel 
beichloffen worden ift, verneint werden müſſen. Inzwiſchen wird es aber, 
teila für den Fall einer Förderung der Auswanderung durch die Regierung, 
teils aber, damit derartigen Unternehmungen die für die Beteiligten ſowie 
für den Staat erfprießliche Richtung gegeben werden könne, die Aufgabe der 
Regierung fein, durch ihre Organe möglichſt zuverläffige Nachrichten über 
die hier in Betracht kommenden Zuftände derjenigen überjeeifchen Länder zu 
jammeln, welche zur Anfiedelung bdeutjcher Auswanderer vorzugsweiſe ge— 
eignet find, ſowie über die Bedingungen, unter denen ſolche Anfiedelungen 
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und namentlich Koloniſationen mit Ausſicht auf glücklichen Erfolg würden 
ftattfinden können. 

Was auf dies Schreiben veranlaßt ift, vermag ich nicht zu jagen; ein 
Schriftwechjel, der einige Monate jpäter zwifchen dem Minifter des Innern 
und dem der auswärtigen Angelegenheiten ftattfand, zeigt jedenfalls, wie 
auch das inzwifchen eingetretene Minifterium Brandenburg der Anficht ift, 
daß die Regierung nicht den Strom der Auswanderung völlig abjeits vor: 
beiziehen laſſen bürfe, fondern in gewiffen Maße zur Fürforge und Leitung 
der Auswanderer verpflichtet jei. Der Minijter des Innern hatte in einem 
Schreiben vom 12. Januar 1849 hervorgehoben, bei Beurteilung der Frage, 
welche Stellung die Regierung in der Auswanderungsfrage einzunehmen 
babe, um dem Bedürfniffe der Zeit zu entjprechen, werde man nicht umhin 
fönnen, die Notwendigkeit einer fürforgenden Einwirkung zu dem Zwecke 
anzuerkennen, um bon dem diegfeitigen Auswanderern Gefahren und Nachteile 
möglichſt abzumenden, welche aus gänzlicher Unkenntnis der Verhältniſſe 
in den von ihnen betretenen überjeeifchen Staaten hervorgehen. Der Miniſter 
gab dann weiter zu erwägen, ob es fich nicht aus politifchen Gründen 
empfehle, die Auswanderer nach monarchiſchen Staaten, 3.8. nad) Brafilien, zu 
lenken. Am 19. Februar erflärte fich der Minijter des Außeren mit diefen 
Anſichten völlig einverſtanden, nur wies er, gegenüber dem Vorſchlage, die 
Auswanderung nach Braſilien zu lenken, auf die Unſicherheit der rechtlichen 
und wirtichaftlichen Verhältniffe in jenem Lande hin, die es zur Beit als 
Ziel deutfcher Auswanderung nicht geeignet erjcheinen ließen. Nunmehr 
ſchlug der Minifter des Inneren am 20. März vor, e8 möge eine gemein- 
Ichaftliche Beratung don Abgeordneten der einzelnen Minifterien über Die 
Stellung der Staatöregierung zur Auswanderung ftattfinden. Diefe Beratungen 
find auch während der nächjten Monate abgehalten worden und fie führten 
zur Aufftellung eines Gefegentwurfes, der dann aber zunächſt unbenußt lie— 
gen blieb, da das Staatäminijterium auf Antrag der Minifter v. d. Heydt, 
v. Rabe und v. Schleinig beſchloß, vor der Hand von gejeßlichen Maß: 
nahmen zum Schuße der deutſchen Auswanderung Abitand zu nehmen. 
Ebenſo geringen Erfolg Hatte der Verſuch, aus der Volfvertretung heraus 
zu einem Auswanderungggefeß zu gelangen. Im März 1849 brachten die 
Abgeordneten Loeher und Waldeck in der zweiten Kammer einen umfaflenden 
Gejegentwurf zum Schute der Auswanderer ein. Diefer Antrag legte die 
Vermittelung der Auswandererbeförderung in die Hände von Agenten, die 
auf Widerruf zugelaffen waren und ein Bürgegeld Teiften mußten. Gie 
durften zu Auswanderungen weder anmwerben noch anwerben laſſen, waren 
verpflichtet, in ihre Verträge die im Geſetze gegebenen Beitimmungen auf: 
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zunehmen, über die abgejchlofjenen Gejchäfte ein Verzeichnis zu führen und 
jedem Auswanderer Abjchriit des Austwanderergejeges zu geben, fowie ihn 
über die Einwanderungsgeſetze feines Beftimmungslandes zu unterrichten. 
Das ganze Auswanderungsweien jollte unter der Aufficht eines Auswan— 
derungsamtes jtehen, dem die Agenten unaufgefordert halbjährlich Berichte 
über die von ihmen vorgenommenen Auswandererbeförderungen erftatten 
müflen. Das Auswanderungsamt wurde nach dem Entwurfe von den fon» 
ſuln unterftügt, die auf Beachtung des Auswanderungsgefeßes zu halten und 
darauf zu jehen hatten, daß auch ſonſt den deutfchen Auswanderern fein Un- 
recht geſchehe. Diefer Geſetzesvorſchlag ift aber in den Kammern gar nicht 
beraten worden, da dieſe bereit3 Ende April aufgelöſt wurden. 

Während des Sommer 1849 fand nun eine große Wandlung der 
politifchen Zuftände in Deutjchland jtatt. Die Nationalverfammlung in 
der Paulskirche zu Frankfurt a. M. war im Mai durch die Zurüdberufung 
der preußifchen und öfterreichifchen Abgeordneten zur Bedeutungslofigkeit 
herabgedrüdt worden; am 18. Juni wurde dann dag Rumpfparlament aufs 
geldft und damit war die Ausficht auf ein Reichgauswanderungägefeß vor— 
Läufig verſchwunden. Bei diefer Sachlage glaubte der Miniſter de Innern 
die vor einigen Monaten ergebnislos verlaufenen Berhandlungen zur Aus» 
wanderungsfrage wieder aufnehmen zu jollen. Er jchrieb am 15. Gep- 
tember 1849 an die Minifter für Handel und für auswärtige Angelegen= 
heiten, er glaube, jet, wo ein beutjches Auswanderungsgefeß nicht mehr 
in Ausficht ftehe, müſſe Preußen jelbjtändig in dieſer Angelegenheit vor= 
gehen. Er erklärte fich zugleich mit dem von den Kommifjarien der ein- 
zelnen Minifterien aufgejtellten Gejegentwurf einverftanden. Der Winter 
verging aber, ohne daß diejer Anregung Folge gegeben wurde ; die Kammer- 
verhandlungen, namentlich auch die Beratung der Verfaſſung, mögen wohl 
die Arbeitäfräfte der Minifterien voll in Anfpruch genommen haben. Grit am 
12. März 1850 ließ der Handeldminifter v. der Heydt dem Minifter des Innern 
einen Gejegentwurf nebit feiner Begründung zugehen, der in allem Weſent— 
lichen mit dem jpäteren Gefeße vom 7. Mai 1853 übereinftimmte. In— 
zwiſchen verfolgte man aber im Minifterium des Innern andere Pläne; 
es fjollte noch einmal eine umfafjende Regelung der Auswanderung für 
ganz Deutjchland verfucht werden. Im Mai 1850 waren die Verhand- 
(ungen über die Begründung der Union zwifchen den zu Preußen Haltenden 
Staaten zu einem vorläufigen Abfchluß gekommen, nnd es tagte jeitdem 
in Berlin als Organ der Union das proviforische Fürftenkollegium. Dieſem 
beabfichtigte der Minifter v. Manteuffel einen Gejegentwurf zum Schuße 
und zur Fürſorge für die deutfche Auswanderung und Kolonifation vorzu- 
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legen, der nicht nur, wie der Entwurf dvd. d. Heydts gewerbepolizeilicht 
Vorſchriften geben, fondern der die Auswanderung auch in ihrer mirtjchaft- 
lichen und nationalen Bedeutung erfaffen und ordnen ſollte. Am 2. Juli 
1850 teilte v. Manteuffel den in jeinem Minifterium ausgearbeiteten Ent- 
wurf den übrigen Minifterien mit und beantragte darüber die Beratung 
des Staatöminifteriums; Ddiefe Beratung fand am 13. Juli jtatt und 
führte — dv. d. Heydt war nicht anweſend — zu einjtimmiger Annahme 
des Entwurfes, deſſen Borlegung bei dem Fürſtenkollegium der König 
demnächit durch Erlaß vom 22. Juli genehmigte. Der Entwurf enthielt 
einmal gewerbepolizeiliche Bejtimmungen über die Pflichten der Auswande 
rungsunternehmer und Agenten; er verfuchte dann aber auch eine gewiſſe 
Drganifation der Auswanderung zu jchaffen. Es jollte von Unionsmegen 
ein Auswanderungd: und SKolonifationsamt eingerichtet werden, deſſen 
Organe die Einzelregierungen fowie die Unionskonſuln waren. Das Amt 
ſelbſt, jo wurde feitgefeßt, übt die Aufficht über die Beförderungsart der 
deutjchen Auswanderer und Kolonijten aus; es widmet, ohne die Ause 
wanderung zu ermuntern, dem Gedeihen deutjcher Anfiedlungen die thun— 
Lichte Fürforge, fammelt und gewährt zuverläffige Nachrichten über die 
Zuftände der Einwanderungsländer und nimmt Kenntnis von den Beitre 
bungen der Vereine, deren Zwede fich auf deutjche Auswanderung und 
Kolonijation beziehen, ſowie von dem Zuftande und den Bedürfniffen der 
deutjchen Niederlaffungen. Allein von ihm Eonnten Agenten jür die Aus 
wanderung und Kolonijation bejtellt werden und unter feiner Aufficht jtanden 
die Auswanderungsvereine und Kolonijationsgejellichaften. In den Ein 
wanderungsländern wurden die deutfchen Auswanderer unter den Schub 
der Unionskonſuln geftellt, die mit den dortigen Einwanderungsvereinen in 
Verbindung treten und ihnen gegenüber die Gerechtjame der deutjchen Aus 
wanderer wahrnehmen jollten. 

Der Entwurf, der im Staatsangeiger veröffentlicht wurde, fand im 
Hürftenfolleg und bei dem Publitum jympathifche Aufnahme, dagegen er—⸗ 
itand ihm in v. d. Heydt ein heitiger Gegner, jo daß fich jeit dem Auguft 
1850 ein lebhafter und gereizter Schriftwechjel zwiſchen den Miniſterien 
des Handel® und des Innern entipann. Am 20. Auguft beichwerte 
v. d. Heydt fich darüber, daß jein Entwurf völlig bei Seite gejchoben und 
der neue Geſetzesvorſchlag ohne jede Mitwirtung des Handelaminifteriums 
ausgearbeitet und dem Könige vorgelegt jei. Er erhebt dann auch grund 
jägliche Bedenken gegen die Vorlage. Sein früherer Entwurf habe mög 
licht beitimmte Vorſchriften zum Schuße der Auswanderer während ihrer 
Beförderung geben follen; die neue Vorlage will dagegen vornehmlich eint 


| 


Auswanderungsweien im Königreich Preußen. 443 


Ausmwanderungszentralbehörde jchaffen, der jogar die Einzelregierungen 
untergeordnet werden follen, und es gewinne den Anjchein, daß man in 
fremden Ländern bdeutjche Kolonien gründen oder vorhandene unterftüßen 
will. Gegen jolche Pläne erhebt er entfchiedenen Einſpruch. Am 31. Auguft 
antwortete dv. Manteuffel, es Habe fich für die Union das dringende Be— 
dürfnis herausgeftellt, die Auswanderung in weiterem Umfang zu regeln, 
als es der Entwurf des Handelaminifters thue. Jährlich, jo heißt es weiter, 
verlafjen 80000 Menjchen mit einem Kapitale von 12 Millionen Thalern 
Deutichland ; dazu find zahlreiche Auswanderungs= und Kolonijationsvereine 
im Lande in eifriger Thätigkeit. Dieſe Thatfachen und die politifche Seite, 
welche die Auswanderung darbietet, darf die Gejeßgebung nicht überfehen. 
Der Entwurf des Handelaminifters ift in den Beitimmungen, die fich auf 
die Beförderung der Auswanderer beziehen, joweit ala thunlich benutt 
worden, wenn auch die für die Union maßgebenden Rüdfichten nicht immer 
mit dem partitulariftiich-preußifchen Standpunkte ganz in Einklang ftehen. 
Die Errichtung einer Gentralbehörde gründet fich auf ein allgemein em— 
pfundenes Bedürfnis, das auch von der Frankfurter Nationalverfammlung 
unter Zuftimmung ihrer loyalſten und vorfichtigiten Mitglieder anerkannt 
it. Die unmittelbare Einwirkung des Auswanderungsamts auf die Pro— 
vinzial- und Ortöbehörden der Unionzjtaaten jchien zur Erreichung eines 
ichleunigen und geregelten Gefchäftsganges in einer jo tief in den täglichen Ver— 
fehr eingreifenden Angelegenheit unbedingt notwendig, fie ift auch der Stellung 
einer Unionszentralbehörde gegenüber den Einzeljtaaten völlig angemeſſen 
und entipricht der Unionsverfafjung. Die Befürchtung v. d. Heydts, daR 
man beabfichtige, in fremden Ländern deutjche Kolonieen zu gründen, fann 
v. Manteuffel durch den Inhalt des Geſetzentwurfs nicht für begründet halten; 
vielmehr dürfte fich daraus fo viel ergeben, daß auf das von vielen Seiten 
allerdings geftellte Verlangen, die Regierung jelbit folle die Kolonifation auf 
Staatskoſten ausführen, in dem Gefegentwurf nicht eingegangen wird, viel- 
mehr die Kolonijation, wie deren Begriff ſich in der neueren Zeit Teftgeftellt 
bat, der Privatthätigkeit überlaffen bleibt. Nur unter diefer Vorausſetzung 
fann von einem Schuße der Auswanderung die Rede fein, nur fo hat die vor- 
genommene Abgrenzung des dem Auswanderungsamte zugewieſenen Gejchäfts- 
freijeg überhaupt einen Sinn. Ganz hat die Kolonifation freilich nicht außer 
acht gelaffen werden können, da fie fich der Anerkennung der kundigſten und 
vorurteilgfreieften Autoritäten in der Auswanderungsfrage erfreut und durch 
die vielen bejtehenden Kolonialgejellichaften eine große praftifche Bedeutung 
gewinnt. Auf der andern Seite wird fich diefe Angelegenheit, ähnlich wie 
vormals die der Eifenbahnen, erjt weiter entwideln müffen, ehe mit Zus 
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verficht darüber entjchieden werden kann; jedenfall® aber darf die Koloni— 
jation wenigjtens feinen geringeren Schuß genießen, als die bisherige un- 
geregelte, wilde Auswanderung ; ja, man wird fie der legteren gegenüber 
mittelbar unterftühen müfjen, damit dieje überhaupt nach und nach ver 
ſchwinde und die Zahl der Fortziehenden fi) mindere. 

v. d. Heydt hielt indeſſen an feiner gegnerifchen Anficht feſt. Er ver 
fannte zwar nicht, daB das Auswanderungsweſen nicht bloß von dem 
Standpunkte aus die Aufmerkſamkeit der Regierung in Anfpruch nimmt, 
dat für die einzelnen Auswanderer durch Überwachung ihrer Beförderung 
Fürforge zu treffen fei, ſondern daR e8 auch in mehrfacher Hinficht mit 
wichtigen allgemeinen Intereſſen in Verbindung fteht. Auch ift er biäher 
Ihon davon ausgegangen, daß folchen Unternehmungen, die darauf ge 
richtet find, die Auswanderung zu regeln und durch die fogenannte Kolo— 
nifation für die fich ihnen Anfchließenden eine nachhaltige Fürforge zu 
treffen, die Förderung der Negierung zu gewähren ſei. Ob es aber ge 
raten ift, mit weitreichenden gejeglichen Maßnahmen in Betreff des Aus: 
wanderungs- und Kolonifationsmwejens vorzugehen, dies erfcheint ihm nicht 
unzweifelhaft. Jedenfalls muß Klarheit über den Willen der Regierung 
beitehen.. Der Unionsentwurf läßt in feiner Fafſung die Anfiht zu, daß 
die Regierung Kolonifationen mit Geldmitteln unterftüßen oder gar jelbit 
ausführen will; ſoll dieſe Unterftügung ganz abgelehnt werden, jo muß das 
Geſetz darüber feinen Zweifel Lafjen; jofern die Regierung folche Unter: 
ftüßung gewähren will, wird die Art und ihr Umfang feitgeftellt werden 
müffen, damit weder das Publikum zu irriger Auffaffung verleitet, noch 
der beabfichtigten Gentralbehörde zu Anforderungen Beranlaffung gegeben 
werde, deren Ablehnung jpäter erfolgen müßte. Er wünicht deshalb eine 
fommifjarifche Beratung diejes Gegenstandes, zu der auch die Miniſter des 
Außern und der Finanzen Hinzugezogen werden müßten. 

Während diefe Verhandlungen zwifchen den beiden Miniftern fchtwebten, 
war die Union zu Grunde gegangen, am 29. Novbr. 1850 wurde die Olmüßer 
Punktation zwischen Preußen und Öfterreich abgefchloffen, in der Preußen auf 
die Neuordnung der deutichen Bundesverhältniffe verzichtete. Unter diefen 
Umständen war Manteuffels Entwurf gegenitandslos geworden. Am 10. De- 
jember 1850 teilte daher v. d. Heydt dem Minifter des Innern mit, daß 
es nach jeiner Anficht einer fommiffarifchen Beratung des Uniongentwurfes 
nicht mehr bedürfe und daß er nunmehr wieder feinem eigenen Entwurfe Fort- 
gang geben wolle. Am 26. Januar 1851 erwibderte v. Weftphalen, der jetzt 
das Minifterium des Innern leitete, daß er noch an der allgemeinen Regelung 
der ganzen Nuswanderungsfrage feithalten möchte. Nur für den Umfang 
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des preußiichen Staates laſſe fich dies ja allerdings nicht durchführen, es 
fei aber möglich), dies Ziel durch vertragliche Einigung der beteiligten 
Staaten zu erreichen. Soviel er äußerlich vernommen Hat, ijt man in 
Bremen und Hamburg zu einer folchen vertraggmäßigen Regelung der 
deutfchen Auswanderungsangelegenheit jehr geneigt und er zweifelt nicht 
daran, daß ſich auch andere Regierungen diefen Verhandlungen anjchließen 
werden, zumal dadurch der Entjcheidung all derjenigen fragen, die bei der 
Teftftellung der deutſchen Bundesangelegenheit zur Erörterung kommen 
fönnten, nicht vorgegriffen wird. Bis zum 12. April erklärten fich denn 
auch die übrigen Miniſter damit einverftanden, daß über die Grundzüge 
eines jolchen Vertrages kommiſſariſch beraten werde. Die Kommilfion 
trat aber erſt im Oktober zuſammen, beichloß in ihrer Mehrheit ſofort, 
ihren Beratungen den Entwurf des Handelsminiſters zu Grunde zu legen 
und entwarf dann im Laufe des Winters einen Vertrag, der allerfeits, auch 
vom Handelaminifter, für unbrauchbar erachtet wurde, da feine über- 
Icharfen Vorfchriften das Auswanderungsgefchäft Hamburgs und Bremens ver- 
nichtet haben würden, hier aljo auf Annahme nicht gerechnet werden konnte. 
Am 5. Juli 1852 ſchreibt v. d. Heydt nun an die Minifter des Nußern, 
des Innern und der Finanzen, daB auch er die Ergebnißlofigfeit der kom— 
miffariichen Beratungen zugebe. Es feheint ihm aber überhaupt, fo fährt 
er fort, am geratenften, die Abficht, da8 Auswanderungswejen zum Gegen- 
ftande einer vertragsmäßigen Einigung und einer gemeinfamen Gefeßgebung 
mehrerer Staaten zu machen, ganz aufzugeben. Denn ein näheres Ein— 
gehen auf die Aufgabe, die der Gefeßgebung in Bezug auf das Aus— 
wanderungswejen geftellt ift, dürfte darthun, daß fein genügender Grund 
vorhanden iſt, diefen Gegenftand auf das weitere Gebiet der Staatsverträge 
und der unter mehreren Regierungen zu vereinbarenden gemeinjchaftlichen 
Maßregeln Hinüberzutragen. Für die bisherigen Verſuche, gemeinjchaftlich 
vorzugehen, hat es zwei Gründe gegeben; einmal das Beitreben, in ber 
fih immer maflenhafter entwidelnden Auswanderung einen Kern und An- 
fang deutjcher Macht und deutfcher Staatenbildung jenfeits des Ozeans zu 
gewinnen oder wenigſtens Anknüpfungspunkte für künftige Kolonifations- 
pläne vorzubereiten, dann aber, weil man den in Frankfurt a. M. unter« 
nommenen Verſuch eines deutjchen Auswanderungsgeſetzes nicht ohne wei— 
teres aufgeben wollte. Beide Gründe fallen nach der jeßigen politifchen 
Lage für Preußen weg. Sachlich ift nun aber die Aufgabe der Gejeß- 
gebung doch nur die, dafür zu forgen, daß den Nuswanderern eine mög— 
lichft fichere, den Forderungen der Humanität entiprechende Beförderung 
gewährt und fie vor denjenigen Übervorteilungen und groben Betrügereien, 


446 Leidig, 


welche fich in dieſen Geſchäftszweig eingeſchlichen Haben, ſicher geſtell 
werden. Dabei kommt es vornehmlich auf zweierlei an, einmal, daß in 
denjenigen Seeftädten, die der eigentliche Sit de Erpeditionsgeſchäfts find, 
die Einrichtung und Ausrüftung der Auswandererfchiffe gehörig überwacht 
und dafür Sorge getragen wird, daß diejenigen Perfonen, die das Be 
förderungageichäit in Händen haben, entweder durch ihren Charafter und 
ihre Vermögensverhältniffe oder durch anderweite Garantieen dafür Gewäh 
leiften, daß fie die von ihnen übernommenen Verpflichtungen pünktlich erfüllen 
und die Auswanderer wohlbehalten an ihren Beitimmungsort befördern werden. 
Als zweites muß dann gefordert werden, daß das Gefchäft der Vermittlung 
zwifchen den Erpediteuren und den Auswanderern, dad im Binnenlande 
durch Agenten oder durch Individuen, die fich jelbjt ala Auswanderungs:- 
unternehmer bezeichnen, bejorgt wird, nicht von Schwindlern und Leicht: 
finnigen Menſchen, fondern nur von folchen Perfonen betrieben wird, die 
fih Hinreichende Sicherheit davon verichafft haben, daß die von ihnen ein: 
gegangenen Berbindlichkeiten auch von den Hierzu umentbehrlichen Gr- 
pediteuren in den Geeftädten pünktlich erfüllt werden. Zur Grreichung 
dieſes Zweckes ift offenbar ein Staatsvertrag unnötig ; was aber die zuerſt 
gekennzeichnete Aufgabe der Gejeßgebung anbetrifft, jo fragt es ſich, mes 
halb ein Vertrag nur mit Bremen und Hamburg, nicht auch mit Frank— 
reih, Belgien und England abgejchloffen werden joll. Bei all folchen 

Berträgen kommt es aber nicht jowohl auf die Beftimmungen ſelbſt an, 

als darauf, wie fie ausgeführt werden. Ihre Ausführung kann Preußen 

aber nicht überwachen, dagegen darf e8 hoffen, durch feine eigene Geſetz— 

gebung, namentlich wenn in geeigneten Fällen es abgelehnt wird, die aus— 

ländifchen Gejchäftstreibenden in Preußen zuzulaſſen, die ausländifchen 

Seepläße dazu zu bringen, daß fte in ihrem eigenen Intereſſe die Aus— 

wanderer gut behandeln. 

Am 25. September 1852 erklärten fich die übrigen Miniſter — dars 
unter auch der Minijter des Innern — mit diefen Anjchauungen einver: 
jtanden und nun legte v. d. Heydt am 18. Januar 1853 einen Geſetz— 
entwurf vor, der faft unverändert vom Staatsminiftertum angenommen wurde 
und demnächſt am 2. März die königliche Billigung erhielt. In den 
Kammern wurde als einzige Anderung von Belang die Ausdehnung der 
Vorſchriften des Entwurfes auf jede Auswanderung — die Vorlage wollte 
nur die überfeeifche Auswanderung ordnen — beliebt; am 7. Mai 1853 
wurde dann das noch jeßt geltende Geſetz betreffend die Beförderung von 
Auswanderern publiziert. Das Gefeß beſchränkt fich, den Anfichten v. d. Heydts 
gemäß, aufdie Ordnung des Auswanderungsweſens von Getwerbepolizeimwegen. 
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Es beichäftigt fich dabei einmal mit den Perfonen, die den Auswanderern 
die Beförderungägelegenheit bereit ftellen. Ihr Gewerbebetrieb unterliegt an 
fich feinen Beichränkungen, doch ift e& ihnen nicht geftattet, mit den Aug- 
wanbderungsluftigen unmittelbar in Verbindung zu treten. Dies ift viel- 
mehr Sade der Auswanderungsunternehmer und ihrer Bevollmächtigten, der 
Agenten. Dabei ift e8 allerdings möglich, aber nicht notwendig, daß der 
Auswanderungsunternehmer fich zugleich im Beſitz der Beförderungsgelegen- 
heit befindet, bei der trodenen Auswanderung, die mittels der Eifenbahn ftatt- 
findet, wird dies fogar regelmäßig nicht der Fall fein. Als Auswanderungs- 
unternehmer bezeichnet das Geſetz die Perfonen, welche mit Auswanderern 
Verträge, die deren Beförderung nach außerdeutjchen Ländern zum Zwecke 
haben, im eigenen Namen abjchließen. Sie bedürfen einer bejonderen Zus 
laſſung feiten® der Bezirksregierung ihres Wohnorted. Die Regierung darf 
nur Inländer zulaffen und ihre Genehmigung erft dann erteilen, wenn fie 
fi) von deren Unbefcholtenheit und Zuverläffigfeit überzeugt hat. Aber 
wenn auch diefe Vorausjegungen erfüllt find, liegt e8 im freien Ermeſſen 
der Regierung, den Bewerber zuzulaffen oder abzuweiſen, und fie braucht 
über die Gründe ihrer Handlungsweife nur ihren vorgefeßten Behörden 
Auskunft zu geben. Die erteilte Genehmigung, die von der borgängigen 
Beftellung eines Bürgegeld3 abhängig gemacht werden kann, gilt immer 
nur für das laufende Kalenderjahr, und ihre Verlängerung muß von Jahr 
zu Jahr nachgefucht werden. Bor Ablauf des Jahres kann von der Re— 
gierung auf Zurüdnahme der Zulaffung im Verwaltungsftreitverfahren ge- 
Hagt werden. Für jeden Agenten ift ebenfalls eine befondere Zulafjung 
erforderlich, für welche die gleichen Vorausſetzungen wie für die Auswande— 
rungäunternehmer gelten; die Agenten müflen aber außerdem nachtweijen, 
daß ihre Vollmachtgeber zu dem Gefchäftöbetriebe zugelaffen find. Ihre 
eigne Zulaffung erliicht, wenn die Vollmacht von ihrem VBollmachtgeber 
jurüdgenommen wird, oder wenn deſſen Zulaffung außer Kraft tritt. Aus— 
ländiiche Auswanderungsunternehmer dürfen niemala unmittelbar, jondern 
nur durch inländifche Agenten mit den Auswanberungsluftigen verkehren ; 
zur Bejtellung von Agenten find fie aber nur befugt, wenn fie vom Mi— 
nifter für Handel und Gewerbe dazu die Erlaubnis erhalten Haben. Der 
Minifter kann dieje Erlaubnis, die übrigens jederzeit widerruflich ift, von 
der Beitellung eines Bürgegeldes abhängig machen. Wer, ohne daß ihm 
die Zulaffung zum Gejchäftsbetriebe erteilt ift, Verträge mit Auswanderern 
zum Zwecke deren Berörderung nach außerdeutichen Ländern abjchließt oder 
vermittelt, oder wer, ohne daß er zugelajien ift, feine Bermittelung zum 
Abſchluß folcher Verträge oder die Erteilung von Auskunft über die Bes 
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förderung don Auswanderern anbietet, verfällt in eine Geldftrafe bis zu 
600 Mark oder Gefängnis bis zu drei Monaten. 

Zur Ausführung des Geſetzes erging am 6. September ein Reglement 
über die Geichäfteführung der zur Beförderung von Auswanderern kon— 
zeifionierten Perfonen, das im wefentlichen noch jet in Geltung fteht. 
Seine einzelnen Bejtimmungen follen an jpäterer Stelle dargeftellt erben. 
Hier mag zunächſt der Gang der preußifchen Auswanderungspolitif weiter 
verfolgt werden. Man kann nicht jagen, daß die Staatsregierung in 
dieſer Zeit der Auswanderung teilnahmelos gegenüber geitanden Habe. Im 
Minifterium des Innern lag damals das Dezernat in den Händen be 
Regierungsrats Gaebler, eines Mannes, der mit reichen volfawirtfchaftlichen 
Kenntniffen eine nicht gewöhnliche Schärfe und Umficht des politifchen Ur 
teild verband, und der e8 verdient, daß man fich feiner als eines der eriten 
zielbewußten Verfechter der organifierten Auswanderung und einer folonialen 
Politik dankbar erinnere. Da Gaebler gleichzeitig zu den leitenden Mit- 
gliedern des Zentralvereing für deutjche Auswanderung und Kolonialan- 
gelegenheiten gehörte, jo ergab fich dadurch eine engere Verbindung dieſes 
Vereins mit der Staatöregierung, wobei der Verein im Laufe des nächften 
Yahrzehnts nicht unbedeutenden Einfluß auf die Maßnahmen der Regierung 
ausgeübt hat. Im ganzen kam die Regierung doch immer mehr von ben 
Plänen einer pofitiven Einwirkung auf die Auswanderung ab; nachdem 
dann Gaebler, noch in der erſten Hälfte der fünfziger Jahre, aus dem 
Minijterium des Innern ausgefchieden war, gewann auch hier dad Programm 
v. d. Heydts maßgebende Geltung. So bleibt, abgejehen von einzelnen 
Grlaffen, welche die Auswanderer vor Ülbervorteilungen zu ſchützen ſuchten, 
als politische Maßregel von allgemeiner Bedeutung nur der Erlaß des 
Handeläminifterd vom 3. November 1859 zu erwähnen, der Brafilien aus 
der Reihe der erlaubten Auswanderungsziele ausfchloß, indem er den zu— 
gelafjenen Unternehmern die Beförderung von Auswanderern dorthin unter 
ſagte. Da dieſer Erlaß in letzter Zeit zum Gegenftande vielfacher Er- 
Örterung gemacht worden ift, jo ſei es geftattet, auf feine Entſtehungs— 
geichichte näher einzugehen. Schon in der eriten Hälfte der fünfziger Jahre 
hatte der Zentralverein für Auswanderung in Anfpracdhen an die Bevöl- 
ferung, die von den Behörden verbreitet wurden, vor der Auswanderung 
nach Brafilien, für die damals lebhaft agitirt wurde, gewarnt und die 
unfeligen Folgen der Halbpachtverträge jowie das traurige Schidfal der 
Auswanderer in den Kaffeeplantagen gejchildert. Inzwiſchen dauerte die 
Auswanderung nad Brafilien, weſentlich infolge der lebhaften Agitation 
der dortigen Intereſſenten fort. Gleichzeitig mehrten fich aber auch die 
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Berichte über die Notlage der ausgewanderten Deutichen, ihre Ausbeutung 
durch die Plantagenbefiter und ihre NRechtlofigkeit. Namentlich der Bericht 
des von der Schweiz nach Brafilien gefandten Kommiſſars Dr. Heußer und 
ein offener Brief in der Oftfeggeitung, in dem der Geheime Regierungs- 
rat Kerſt das traurige Schickſal der Kolonijten jchilderte, betwogen den 
Handelsminiſter zum Einfchreiten. Anfang 1858 vegte er daher bei dem 
Minijter des Innern an, die Zulaffungen zur Überfahrt nach Brafilien, 
ſowie die Agenturen, die fich mit der Vermittelung der Auswanderung dort= 
hin befaßten, zurüdzunehmen. Der Minifter des Innern erforderte zunächſt 
ein Gutachten des Zentralvereins, der die beabfichtigte Maßregel billigte, 
wenn er fi) auch feinen großen Erfolg davon verſprach. Auch der preußifche 
Gejchäftsträger in Rio de Janeiro ſtimmte der in Ausficht genommenen Ans 
ordnung zu; nachdem dann auch der Miniſter des Außern fich damit ein- 
verftanden erklärt Hatte, jchloß der Erlaß vom 3. November 1859 die jajt 
zweijährigen Verhandlungen ab. Wie jehr damals das Vorgehen der Re- 
gierung die Billigung des Publitums fand, ergiebt ſich noch aus einer 
Verhandlung des Abgeordnetenhaufes vom 4, Juni 1861, in der diejes 
die Regierung zu noch fräftigerem Handeln gegen Brafilien zu beitimmen 
fuchte. 

Während der Konfliktsjahre und bis zu dem Kriege von 1870 ift faum 
etwas von preußifcher Auswanderungspolitit zu melden, man bejchräntte 
fih eben auf die Erledigung der einzelnen laufenden Gejchäfte. Die 
norddeutiche Verfaſſung brachte für die alten Provinzen Preußens feine 
einfchneidenden Anderungen; Freizügigkeit und Gewerbefreiheit waren hier be- 
reitö vorher gejeglich anerkannt, fie wirkten daher auf die Auswanderungs— 
politit der Regierung nicht weiter ein; gegenüber der lebhaften Auswan— 
derung aus den neuen Provinzen hielt fich die Regierung völlig zurüd. 
Nach dem franzöfifchen Kriege nahm die Auswanderung, jeßt bejonderd aus 
den öftlichen Provinzen, jehr bedeutend zu und führte im Verein mit der 
Wanderung der Arbeiter nach dem Weiten und in die großen Städte an 
vielen Orten des Oſtens dazu, daß ein drüdender Mangel an ländlichen 
Arbeitern entjtand. Dadurch wurden lebhafte Klagen der Landwirte her— 
vorgerufen, die ſich bald dazu vereinigten, von der Staatäregierung Ab» 
hülfe zu verlangen. Much Hatte dieje bereit3 die zunehmende Entblößung 
des platten Landes der dftlichen Provinzen von Arbeitskräften mit aufs 
merffamer Beforgnis verfolgt. Schon in einem gemeinfamen Schreiben des 
Minifterd des Innern und des Handeläminifters vom 27. Dezember 1872 
wird auf die Nachteile der Auswanderung hingewieſen und namentlich auch 
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und Bremen ala tiberaus fchädlich gefchildert. Am 23. Januar 1873 jan) 
dann das Staatsminifterium Gelegenheit, fi mit der Auswanderung zu 
beichäftigen. Im Abgeordnetenhaufe hatte der Abgeordnete v. Gottberg eine 
Sinterpellation über die Stellung der Staatäregierung zu der immer wad- 
jenden Auswanderung angemeldet; bei der Beratung über die Antwort der 
Staatöregierung wies der Miniſterpräſident dv. Roon zunächit auf die Nach— 
teile Hin, welche die jtarke Auswanderung dem Heere bringe; darauf führt: 
der Reichskanzler Fürft Bismard folgendes aus: Er finde die fociale Ur 
jache für die mafjenhafte Auswanderung von dem platten Lande der öſt— 
lichen Provinzen in dem Umftande, daß den dortigen arbeitenden Klaſſen 
der Erwerb eines ihren Berhältnifien entiprechenden Grundbefißes faſt un: 
möglich jei, während in den Induſtriegegenden die Fabrifarbeiter durch die 
höheren Löhne und die Hoffnung auf Belörderung in beſſere Gtellen in 
eine ihren Anjprüchen genügende Lage verjegt werden. Die Abhülfe Liege 
weſentlich in der Erleichterung des Erwerbs von Grundbefig durch Ab: 
änderung der Parzellierungsgejehe und Wiedereinführung eines erbpadht: 
ähnlichen Verhältniffes; dies geltatte den ländlichen Arbeitern mit geringem 
Kapitale ein kleines Befigtum zu erwerben und fichere den Obereigentümer 
gegen weitere feinen Intereſſen nicht entjprechende Anfiedlungen und Ver 
äußerungen. Der Minilter des Innern dv. Gulenburg bielt die Zwed— 
mäßigfeit der dorgejchlagenen Maßregel nicht für dargethan. Als Gründe 
der ſtarken Auswanderung glaube er vornehmlich hervorheben zu können, 
daß einmal in der That die Arbeiter ihre Kräfte in Amerika vielfach beſſer 
verwerten können als bier; die erfolgreichite Propaganda für die Auswan— 
derung machen nicht die Agenten, jondern die Briefe und Geldjendungen, 
welche die nach Amerika Ausgewanderten in ihre Heimat jenden. Dazu 
fomme, daß nach jedem Kriege die Auswanderung zunimmt, da durch ihn 
eine Menge don Grwerböverhältniffen evichüttert werden und in dieſer 
jocialen Mißftimmung dann die Auswanderung ala dag nächte Mittel zur 
Verbefferung der focialen Lage erſcheine. Endlich müſſe, um die Schwierig: 
feit des gejeßlichen Vorgehens zu würdigen, auch beachtet werden, daß die 
Auswanderung vom flachen Lande auch in großen Strömen nach den in 
ländifchen Induſtrieſtädten gehe. 

65 wurde damals beichlofien, daß die Staatöregierung fih im Ab: 
geordnetenhaufe auf die Zufage der näheren Grörterung der Auswande: 
rungsfrage beichränfen jolle. 

Während der Sommermonate 1873 nahm die Auswanderung aus 
den djtlichen Provinzen einen immer wachlenden Umfang an; die Berichte 
der Regierungen find voll von Klagen über die Schäden, welche die Aus: 
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wanderung dem Lande zufüge. Meift wird dabei die Haupturfache der 
ftarken Auswanderung in dem Treiben der Winfelagenten gefunden. Tiefer 
dringt ein Bericht des Oberpräfidenten v. Horn in das Problem ein. Gr 
erfennt an, daß die Klagen über den Arbeitermangel nicht unberechtigt 
feien. Die Abhülfe jei aber ſehr ſchwer, weil neben der Auswanderung 
in großem Umfange die Wanderung nach den wejtlichen Provinzen Hergehe, 
und weil die Wiedereinführung von Beichränfungen der Freizügigkeit und 
Auswanderungsfreiheit kaum ausführbar fei. Für die Verminderung der 
überjeeifchen Auswanderung jet die jtrenge Aufficht über die Agenten wichtig, 
andere Maßregeln vermöge er zur Zeit nicht zu befürworten. Überhaupt 
dürfte eine durchgreifende Heilung des Übels weniger von äußeren Mah- 
nahmen als davon zu erwarten fein, daß die Leute ihre Heimat Lieb- 
gewinnen. Die arbeitenden Klaſſen, insbejondere die Ländlichen Arbeiter 
leben in der Provinz Preußen größtenteils unter dem Druck ungünftiger 
Berhältniffe, namentlich wird es ihnen ſchwer, anfällig zu werden und eine 
unabhängige Eriftenz zu begründen. Diefe Umftände machen die Auswan— 
derung dieſer Klaſſen wenigſtens erklärlich. 

Die Regierung hatte inzwiſchen aus den verſchiedenſten Berichten die 
Überzeugung gewonnen, daß die Thätigkeit der Winkelagenten, wenn auch 
nicht die Urſache, ſo doch häufig ein Förderungsmittel der Auswanderung 
war. Bereit? im April 1873 wurde daher die Ausweifung aller aus— 
ländifchen Auswanderungsagenten und Werbeemiſſäre in Ausficht genommen 
und diefe Maßregel auch am 15. Auguft 1873 wirklich verfügt. Gleich» 
zeitig beichloß man in der Staatsregierung aber auch, mit pofitiven Maß» 
regeln vorzugehen, um die ländlichen Arbeiterverhältnifie zu verbeffern. 
63 wurde zu diefem Zwed eine Kommiffion niedergejegt, in der alle Mi— 
nijterien vertreten waren, und die in der Zeit vom 30. Juli bis 6. Sep- 
tember 1873 unter dem Borfige des Landwirtſchaftsminiſters v. Königsmark 
ihre Beratungen pflog. Ihre eingehenden Verhandlungen über die Ord— 
nung und Minderung der Auswanderung, die im II. Zeile näher ge— 
würdigt werden jollen, führten zu der einftimmigen Rejolution, daß ein 
Reichsauswanderungsgeſetz notwendig ſei. 

Als aber im Herbſt 1873 dann die Auswanderung, infolge der in 
Amerika ausgebrochenen Finanzkriſis, merklich abnahm, da fcheint auch 
dad Intereſſe der Regierung an ihrer gejeßlichen Regelung erlahmt zu 
jein; wenigitens blieben die Beratungen der Mintfteriallommiffion nad 
dieferv Richtung Hin ohne Ergebnis. Erſt im Jahre 1881, ala die Aus» 
wanderung twieder großen Umfang gewann und zu vielfachen Klagen der 
ländlichen Befiter Anlaß gab, fanden wieder Erwägungen über ein gejeß- 
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geberiſches Vorgehen ſtatt. Der Miniſter v. Puttkamer richtete ſein Augen: 
merk einmal auf die Verhinderung der unerlaubten, unter Verletzung be: 
ftehender Verpflichtungen vor fich gehenden Auswanderung, dann regte & 
aber auch wieder den Erlaß eines Reichgaustwanderungsgefees an, worir 
ihm bereit 1878 der Abgeordnete Kapp mit einem im Reichstage ein: 
gebrachten Gejegentwurfe vorangegangen war. 1878 war der SKappic: 
Antrag nit über die Kommiffionsberatungen hinausgekommen; ähnlid 
war auch jeht das Ergebnis. Es haben 1883 und 1884 Beratungen 
zwiſchen Kommiſſaren des Reichskanzlers und der preußifchen Miniſterier 
ftattgehabt, die dann aber, ich weiß nicht weghalb, ins Stocken gerieten. 
Erſt 1891 wurden dieſe kommiſſariſchen Verhandlungen wieder aufgenommen, 
und fie haben jeßt befanntlich dazu geführt, daß nun dem Bundesrat de 
Entwurf eines Reichsauswanderungsgeſetzes vorgelegt worden ijt. 


Il. 


1. Der Umfang der preufiichen Auswanderung. 


Die Auswanderung hat für Preußen erſt jeit den vierziger Jahren 
größeren Umfang gewonnen. Sie wuchs dann, wohl im Zuſammenhange 
mit den politifchen Bewegungen, die fich an das Jahr 1848 anjchloffen, 
in der Mitte der fünfziger Jahre zu bedeutender Höhe, ſodaß 1857 amt: 
(ih 33 000 Auswanderer ermittelt worden find, während die wirkliche Zahl 
gewiß noch beträchtlich höher war. In dem folgenden Jahrzehnt ſank die 
Auswanderung wieder, ftieg nach dem Kriege von 1866 aber bis zu der 
Zahl von mehr ala 50000 Berfonen, nahm 1870/71 abermal® ab, um in 
den beiden folgenden Jahren einen jehr erheblichen Umfang zu gewinnen, 
Bon 1874 bis 1879 machte fih nunmehr wieder eine Minderung der Aus— 
wandererzahl bemerkbar, 1881 bis 1883 erreichte die Auswanderung dann 
aber ganz außerordentlich Hohe Zahlen, mehr ala 100000 Menfchen Haben 
damals jährlich Preußen verlaffen. Seither hat die Augmwandererziffer wieder 
abgenommen, doch fcheint fie jeßt bereits wieder im Anwachſen begriffen 
zu fein, 

Die auf und abfteigende Kurve, als die fich die Auswanderung dar: 
jtellt, Hat in den letzten fünfzig Jahren ihre Höhe von Welten nach Oſten 
verfchoben. In den vierziger und fünfziger Jahren waren die weftlichen 
Provinzen die Hauptquelle der Auswanderung, ingbefondere aus den Re 
gierungabezirten Trier, Minden, Koblenz, in geringerem Maße auch aus 
Münfter, zogen damals zahlreiche Perfonen hinweg, jo daß beiſpielsweiſe 
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1847 und 1852 die Hälfte jämtlicher preußifchen Auswanderer diefen vier 
Bezirken entjtammte. Nach 1866 fand eine fehr jtarfe Auswanderung aus 
den neuerworbenen Provinzen ftatt, die indes zum Zeil auf vorübergehenden 
Urjachen beruhte; feit 1870 endlich fommt die Hauptmaffe der Auswan— 
derer aus Poſen, Weitpreußen und Pommern, woneben allerdings auch eine 
recht bedeutende Auswanderung aus Hannover, Schlewig-Holftein und 
dem Regierungsbezirk Kaſſel fortbeitehen geblieben iſt. Die Tabelle I zeigt 
wie die Auswanderungsmwelle fih von Weiten nach Dften vorgejchoben hat. 


Tabelle I. 


63 wanderten über | 




















Beau 1845—541 | 1867—71 | 1S31—85 1836 — 90 
BR | | 
aus den öftl. Provinzen | 59191 | 102201 | 341540 | 179890 
aus den weitl. Provinzen | 87462 | 35598 | 56202 13163 
aus den neuen Provinzen ' _ | 109846 | 143903 64263 
aus dem Staat 14146653 | 247745 541645 257316 


| | 
| | | 

Wie ich glaube, Laffen fich die preußiichen Provinzen ohne bejonderen 
Zwang zu vier Gruppen zufammenfaflen. 

I. Die öftlichen Provinzen, in denen die Landwirtichaft vorherricht, 
die Induſtrie nur wenig vertreten ijt (Oft und Meftpreußen, Pommern 
und Poſen). 

I. Die öftlichen Provinzen mit bedeutender Industrie (Brandenburg, 
Schleſien, Sachſen). 

III. Die mittleren Provinzen (Hannover, Schleswig-Holſtein). 

IV. Der Weſten (Weſtfalen, Rheinprovinz, Heſſen-Naſſau). 

Stellt man danach die Auswandererziffern zuſammen, ſo ergiebt ſich 
folgendes Bild der überſeeiſchen Auswanderung für das letzte Jahrzehnt: 


(Siehe Tabelle II nächſte Seite). 


Gine VBergleihung der Auswanderung in den Bolkszählungsjahren mit 
der Bevölkerung in den vier Gruppen bietet die Tabelle II. 


ı Amfaht nur die mit Entlaffungsurfunden Ausgewanderten. 
ı Umfaßt nur die über beutiche Häfen Ausgewanderten, 
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Tabelle III. 











1380 
- N n * t A 0 d y 
Sruppe | Auswanderer | Bevölkerung — — * 
LT | 33886 6923265 194,3 
II 9715 9709087 499,4 
III | 13761 3247317 256 
IV | 11240 1739442 688,6 
1885 
I 32582 6588897 202,2 (217,7) 
(30260)! 
Il 1108 10198284 920 (987,6) 
(10324) ' 
TIL 15551 3323008 216,5 (220,5) 
(15069) ! 
IV 10011 S218281 820 (1293,8) 
| (6355) 1 
| — — — — 
1890 
I | 296181 6664917 225 
I 74321 10925304 1471,4 
IE 9530! 497884 367 
IV | 4817! "69197 1841,35 
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Aus den lebten beiden Tabellen ergiebt fich die vorherrichende Betei— 





' Umfaßt nur die aus deutichen Häfen Ausgewanderten. 


ligung der landwirtfchaftlichen Gebiete ohne bedeutende Jnduftrie an der 
Auswanderung. Auffällig ift in der Tabelle II der geringe Anteil Oft: 
preußens an der überjeeifchen Auswanderung ; freilich geht daneben eine nicht 
ganz unbedeutende Auswanderung aus der Provinz nach Rußland. 
Gründe für die von den übrigen Provinzen des Oſtens abweichende Geſtal— 
tung der Verhältniffe in Oftpreußen laſſen ich fchwer angeben. Mitwirkend 
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mag dabei ſein, daß die Maſuren im Süden der Provinz ein wenig that— 
kräftiger und ungemein bedürfnislofer Stanım find, die in äußerſt ärmlichen 
Verhältniffen und etwas abjeits der allgemeinen Kulturentwidiung dahin 
leben. Zufrieden, wenn fie nur ihr Dafein in altgewohnter Weiſe Färglich 
dahinfriften, Haben ſie felten den Wunfch auszumwandern, faum je die 
Mittel dazu. Anders im übrigen Teile der Provinz; auch hier kann man 
allerdings nicht Jagen, daß die jocialen Verhältniffe befriedigend find, dagegen 
ipricht die ftarfe Wanderung nach dem Weſten; aber gerade dadurch ift, 
twie mich dünkt, die Arbeitsgelegenheit für die Zurücbleibenden reichlich ge— 
worden und die dadurch bewirkte Lohnſteigerung ſcheint vorerft den Anfor— 
derungen der Handarbeitenden Klafjen genug zu thun. Hinzu fommt, daß 
die Landiwirtfchaft hier meift Körnerbau treibt, und daß daneben eine hoch— 
entwidelte Viehzucht mit Weidewirtſchaft beiteht; beides verlangt eine 
größere Zahl jtändiger Arbeiter, die fich daher das ganze Jahr über in 
fefter Stellung befinden, endlich bietet die Fyifcherei auf den großen Seen 
und die Arbeit in den umfangreichen Waldungen den Kätnern und Klein— 
bauern auch im Winter Gelegenheit zu nicht unlohnendem Nebenerwerb. 

Die Pojener Auswanderer jtammen vornehmlich auß dem Bromberger 
Regierungsbezirke her; neuejtens hat aber auch der Regierungäbezirt Poſen 
eine recht lebhafte Auswanderung, zumeiſt auß der polnischen Landbevölke— 
rung, was zu zahlreichen Klagen in der polnischen Preſſe Anlaß gegeben 
bat. Aus Pommern fommen die meiften Auswanderer aus dem Regierungs- 
bezixt Göslin mit feinem umfangreihen Großgrundbeiit, in Weftpreußen 
ift die Hauptquelle der Auswanderung der weſtlich der Weichjel gelegene, 
meift arme und wenig fruchtbare Teil der Provinz; die wohlhabenden Weichjel- 
niederungen mit ihrer faſt durchweg bäuerlichen Bevölkerung haben bisher 
von der Auswanderung nur wenig veripürt. In Hannover find es vorzugs— 
weife die wejentlich landwirtichaftlichen Gebiete mit verhältnismäßig dünner 
Bevölkerung, wo die Auswanderung hervortritt. 


2. Die wirtichaftliche Bedeutung der Auswanderung. 


Schon im Anfange der preußiichen Auswanderungsbewegung hat die 
Trierer Regierung die hauptjächlichiten Gründe für die Auswanderung hervor— 
gehoben, die jeither auch weſentlich beitehen geblieben find. Die Unzufrieden- 
heit mit den jocialen und wirtjchaitlichen Verhältniffen der Heimat, die Er— 
iahrung, daß es jo manchen drüben gelungen, die Briefe und Geldjendungen 
der früher Ausgewanderten, das Treiben der Agenten im Verein mit der 
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Leichtgläubigkeit der Maſſen, das find im wefentlichen die Urfachen der 
Auswanderung geweſen und geblieben. 

Die wichtigite Urfache ift ganz gewiß die Unzufriedenheit der focialen 
Kreiſe, aus denen die Hauptmaſſe der Auswanderer hervorgeht, mit ihrer 
gegenwärtigen Lage und die Hoffnung, daß fie fich durch die Auswanderung 
in ihrem wirtichaftlichen und jocialen Zuftande verbeifern werden. Freilich 
ift dies nur der Nährboden, welcher dann fpäter der von außen heran— 
tretenden Aufforderung, auszuwandern, Gedeihen gewährt; der wirkliche An- 
ftoß zur Auswanderung wird, wenigjtens im Oſten, ganz überwiegend durch 
die Einladung der bereits früher nach Amerika Hinübergegangenen und da= 
neben durch den Anreiz der Agenten und ihrer Helfershelfer gegeben. Aber 
daß diefe Aufforderungen jeit Jahren jo großen Erfolg Haben, dafür ift die 
Urſache doch in den wirtichaftlichen und focialen Verhältniffen der Heimat 
zu juchen und dieſe müffen daher in ihrer Beziehung zur Auswanderung 
erkannt fein, ehe diefer jelbit entgegengetreten werden kann. Denn das ift 
meines Erachtens gar nicht zu leugnen, dab für Preußen Heute die Aus— 
wanderung aus den landwirtichaitlichen Gebieten nach wohl allen Richtungen 
Hin von Nachteil ift. Die Tabelle III Hat gezeigt, welche immerhin be- 
deutenden Lüden die Auswanderung im Often jowie in Hannover und Schledwig« 
Holftein reißt. Der Landwirtſchaft diejer beiden Provinzen iſt e8 bisher 
gelungen, die fehlenden Arbeitskräfte durch den Zuzug don Arbeitern aus 
den öftlichen Provinzen zu erjeßen, gerade dadurch ift aber die Lage der 
Landwirtichaft des Oſtens noch bedeutend erjchtwert worden. Denn neben 
der überſeeiſchen Auswanderung geht hier eine umfangreiche Wanderung 
der Arbeiter nach den Induftriegegenden und den in hoher Kultur ftehenden 
landwirtichaftlichen Gebieten Niederichlefiens, Sachſens und der wetlichen 
Provinzen. Beide fortgehenden Klaſſen umfafien gerade die erwerbstähigiten 
Alterögruppen und jo nehmen denn in dem Altersauibau der Bevölkerung 
de3 Oſtens die erwerbsunfähigen KHlaffen einen ganz unverhältnismäßigen 
Raum ein. Berlangt nun der landwirtichaftliche Betrieb im Oſten, wegen 
der ſpäten Frühjahrsbeſtellung und der frühen Herbſtfröſte, ohnehin ſchon 
ein großes Perjonal, jo muß dies bei der minderen Cualität der Arbeiter 
noch vermehrt werden, wodurch danı wieder auch die Betriebgloften des 
Sandwirtes fteigen, da die Arbeitslöhne im Oſten jedenfalls nicht gefallen, 
in den meiften Gegenden erhöht worden find. 

Drei Hlaffen ländlicher Arbeiter find es, die im Often zur Auswan— 
derung neigen. Einmal das Gefinde, das auf dem Hofe des Herrn Wohnung 
und Koft, daneben einen Geldlohn und manchmal auch Kleidung empfängt. 
In der Regel treten die Kinder der ländlichen Arbeiter, zum Teil auch der 
Heinen Befiger, unmittelbar nach der Entlaffung aus der Schule in ben 
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Dienſt; der Dienſtvertrag lautet gewöhnlich auf ein Jahr, das meiſt mit 
Martini (11. November) beginnt; in geringerem Umfange findet auch zu 
Mariä Lichtmeß (2. Februar) der Anzug jtatt. Die Behandlung der Dienit- 
boten ift auch auf den größeren Gütern patriarchalifch-grob, fait immer 
werden auch die Erwachjenen geduzt, Schläge und Püffe fommen häufig vor; 
andererjeit3 nimmt aber auch der Dienftherr in ſehr vielen Fällen an Leid 
und Freud ſeines Gefindes Anteil, jorgt für fie in Krankheit und Not und 
nicht jelten findet man — namentlich auf den größeren, ſeit Generationen 
derjelben Familie gehörigen Gütern — ein gegenfeitiges Vertrauensverhältnis. 
Die Verpflegung des Gefindes iſt faft immer reichlich, meift auch kräftig und 
zuträglich; die Arbeitszeit umfaßt im Sommer, mit den Eſſenspauſen, 
12—14 Stunden und fie jteigt während der Ernte auf 16 Stunden und 
darüber; die Nachteile folcher langen Arbeitszeit mindern ſich aber durch 
die Art der Beichäftigung, auch liegen zwifchen den anftrengendften Zeiten, 
der Frühjahrsbeitellung und der Ernte, in denen das Anfpannen aller Kräfte 
eben notwendig ift, wieder ruhigere Wochen. 

Im ganzen wird die Lage des Ländlichen Gefindes nicht ala unbefrie— 
digend bezeichnet werden können; wenn die ländlichen Dienftboten trogdem 
in großer Zahl teild in die Städte und Induſtriebezirke ziehen, teils nad 
Amerika auswandern, jo liegt die Urjache davon, wie ich glaube, weniger 
in ihren eigenen, an fich gar nicht fchlechten Verhältniſſen, ala darin, daß 
einmal der Dienjt in der Stadt leichter, das Leben, zumal ala Induſtrie— 
arbeiter, ungebundener ift und dann namentlich auch darin, daß, wenn auch 
Wohnung und Verpflegung in der Stadt nicht beiler, Häufig jogar jchlechter 
wie auf dem Lande ift, andererfeit3 doch die Arbeit höher in Geld gelohnt 
wird. Diefer höhere Geldlohn giebt dem Arbeiter die Möglichkeit, feine 
Lebensführung individueller und damit Tür fich befriedigender zu geftalten, 
mag dies auch Häufig nur darauf Hinausfommen, daß er ſich mehr rohe 
finnliche Genüffe verschafft, ala dies auf dem Lande gejchehen konnte; der 
höhere Lohn gewährt dem ſtrebſamen Arbeiter aber auch allein die Mög— 
lichkeit, durch Einschränkung feiner Bedürfniffe etwas zu erjparen und damit 
jocial vorwärts zu fommen. Die gleichen Beweggründe treiben nun meines 
Grachtend auch die jungen Burfchen und Mädchen über dag Meer, zumal 
in Amerika die Löhne bedeutend höher wie hier find und in den Mitteilungen 
der Vorangegangenen und Agenten noch höher erfcheinen, als der Wirklich. 
feit entjpricht, da den nadten Zahlen niemals die drüben teurere Lebens— 
haltung entgegengejeßt wird. Soweit das Gefinde auf dem Xande bleibt, 
tritt e8 mit feiner WVerheiratung regelmäßig in eine der beiden anderen 
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Gruppen ländlicher Arbeiter ein; es gehört nun zu den Inſtleuten (Depus 
tanten, Komornifs) oder zu den freien Arbeitern (den lofen Leuten). 

Die Initleute jtellen im Often den feiten Stamm ländlicher Arbeiter 
dar, den ein Gutsherr mindeſtens zur Bewirtichaftung feines Befies ge— 
braucht; in der Regel beſteht diejes Verhältnis nur auf größeren Beſitzungen, 
joweit bei den Kleinbauern die Kräfte der Zamilienmitglieder nicht zureichen, 
nimmt er freie Arbeiter zur Aushilfe Der Vertrag des Inſtmanns lautet 
in der Regel auf ein Jahr, mit Martini beginnend ; er erhält von feinem Herrn 
MWohnung, Feuerung, einen Streifen Land, deſſen Größe zwifchen 25a und 
1ha ſchwankt, meift auch Weide für eine Kuh und außerdem gewiſſe Mengen 
an Getreide und Kartoffeln, teild in feſten Süßen, teil® ala Quote des von 
ihm erdrofchenen Getreide. Außerdem erhält der Inſtmann zumeilen noch 
eine feite Geldlöhnung, meift wird er im Tagelohn gezahlt!, Für dieſe 
Nutzungen tft der Inſtmann verpflichtet alle oder doch die meiften Tage bei 
der Dienitderrfchaft zu arbeiten, in der Regel muß er außerdem noch eine 
zweite Arbeitskraft, einen Scharwerfer, zur Arbeit jtellen, den er zu unter— 
halten hat, während ihm dagegen der von der Dienftherrichaft für diefen 
Arbeiter gewährte Lohn zufließt?. Der Scharwerker fann natürlich nur 
eine minderiwertige Kraft fein, entweder die Frau oder ein heranmwachiendes 
Kind des Inſtmanns oder auch wohl Halbwüchfige Burfchen und Mädchen, 
die der Inſtmann zum Scharwerf in jeinen Dienit nimmt. 

Die materielle Stellung der Inſtleute richtet ſich im allgemeinen nach 
den ihnen gewährten Naturalbezügen und nach den Aufwendungen de3 Inſt— 
manns für den Scharwerfer. Wenn die Nußungen rveichlih find und ala 
Scharwerfer ein Familienmitglied geitellt werden kann, jo iſt es dem Inſt— 
mann bei veritändiger Wirtjchaftsführung wohl möglich, fein Leben zu friften 
und auch noch einiges zurücdzulegen, zumal wenn noch, wie dies allgemein 
erlaubt und üblich ift, ein oder zwei Schweine und einige Hühner gehalten 


! Ein Tienftvertrag, der ım Jahre 1889 ım Kreiſe Thorn abgeſchloſſen wurde, 
gewährte folgende Bezüge: Wohnung, 1 KHlafter (= 3,34 cbm) Holz, 2 Klafter Torf, 
26 a Garten, eine Kuh, 1 hi 65 I Gerite, 1 hl 65 1 Erbien, 8 hl 52 1 Roggen 
und 91,50 Mi. in barem Gelde. Gin Scharwerfer wurde nicht geftellt. Auf einem 
Gute im Kreiſe Rofenberg erhielt 1892 der VBorarbeiter: 1 Neuſcheffel Weizen, 24 Neu: 
icheffel Roggen, 3 Neuicheffel 15 1 Gerfte, 3 Neuſcheffel 15 1 Hafer, 4 Neufcheffel Erbſen, 
10 Nenicheffel Futtergetreide, 2 Märzichafe, freie Wohnung, Brennmatertal, einen 
Morgen Hartoffelader, freie Kuh: und Schweinehaltung und 120 Mt. baren Lohn. 
Der Gutsbefiter ichäßte das Einfommen auf 740 Mi. 

° In Weftpreußen find häufige Tagelohnläße für den Inſtmann im Sommer 
50 und im Winter 40 Pfennige, für den Scharwerfer im Sommer 40 und im Winter 
30 Piennige. 
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werden und deren Verkauf mit Verdienſt geſchieht; ſind die Nutzungen kärg— 
lich und muß außerdem noch etwa ein Fremder als Scharwerker angenommen 
werden, dann reichen die Einkünfte allerdings nur gerade zum dürftigſten 
Friſten des Lebens. Im allgemeinen wird man als Durchſchnittseinkommen 
einer Inſtmannsfamilie 500—550 ME. bezeichnen können, bei der Veran— 
lagung der Klaffenfteuer wurden die Inſtleute in Oftpreußen, Wejtpreußen 
und Poſen wohl überall zur eriten Steuerftufe — 420—660 Mi. — ein- 
geſchätzt. Das Charakteriſtiſche des Verhältniſſes it die ungemein niedrige 
Geldlöhnung; Hinzutritt dann aber auch noch, daß die Übernahme einer 
Inſtmannsſtelle ein gewiſſes Kapital zum Anfchaffen der Kuh, des Schweins, 
des Saatgutes erfordert, und daß dies Kapital erſt nach längerer Zeit, 
meijt erft nach einem Jahre Ertrag bringt. Mag der Inſtmann nun das 
nötige Kapital befigen oder von feinem Dienftheren Vorſchuß nehmen, in 
beiden Fällen ift er längere Zeit hindurch an jeine Stelle gebunden und gerade 
diefe Gebundenheit macht das Inſtmannsverhältnis, troß feiner mannig: 
fachen Vorteile, in der ländlichen Bevölkerung weniger beliebt, ſodaß ſich 
in den Zeiten lebhaften industriellen Aufſchwungs nur eine geringe Anzahl 
von Arbeitern zum Eintritt in dieſe Stellung bewegen ließ, ja auch jet 
noch jtehen auf vielen Gütern des Oſtens Jnftwohnungen. leer. 

Die dritte Gruppe bilden die freien Arbeiter. Zum Teil find eg Kätner, 
die im Dorfe ein Häuschen und einige Morgen Land Haben und daneben 
in der Umgegend auf Arbeit gehen; dies Verhältnis wird ala focial durd)- 
aus wünfchenswert bezeichnet werden können; der weitaus größte Teil be» 
fteht aber aus Perſonen, die lediglich auf ihre Arbeitskraft angewieſen find. 
Ihre Lage ift meiner Meinung nad) die am wenigften befriedigende. Cie 
erhalten zwar wejentlich höhere Löhne! als die Jnftleute, aber ihre ganze 
wirtfchaftliche Stellung ift durchaus unſicher. Im Winter find fie im der 
Negel ohne Beichäftigung und verzehren das Wenige, was fie im Sommer 
eripart haben ; dabei find fie überall unwillkommen; kleinere Gemeinden ver: 
weigern ihnen überhaupt jedes Interlommen und auch in größeren Dörfern 
jucht man ihre Niederlaflung möglichſt zu erjchweren, jedenfall aber zu 
verhindern, daß fie den Unterftügungswohniig in der Gemeinde erwerben 
und ihr damit etwa jpäter ala Ortsarme zur Laſt fallen. So findet fidh 
gerade unter dieſen Arbeitern ein ruheloſes Hin- und Herziehen von einer 
Arbeitsstätte, von einem Orte zum andern. Weshalb follten fie num nicht 
auch über das Meer ziehen? Für fie, wie für die Inſtleute fcheint Amerika 

’ Im Sommer neben freiem Eſſen durchichnittlich 1,25 Mi., während der Ernte 
aber auch 2 Mi. und mehr ald Zagelohn. 
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um deshalb jo verlodend, weil e& ihnen die Möglichkeit bietet, Grundbeſitz 
zu erwerben. Denn das ift ein ganz allgemeiner Wunſch der Ländlichen 
Arbeiterbevölferung, das iſt das Ziel, nach dem gerade der tüchtige Arbeiter 
ftrebt, dereinjt auf eigener Scholle zu figen. Diefem Wunſche ftanden aber 
bisher im Oſten bedeutende Schwierigkeiten entgegen. ch möchte allerdings 
die Anficht, daß in den Öftlichen Provinzen dem kleinen Mann nicht genügend 
Gelegenheit zum Landerwerb geboten ſei, nicht mehr für richtig Halten, 
Seitdem das Anfiedlungsgefeg vom 25. Auquft 1876 nur die unbedingt 
notwendigen Kautelen gegen eine jchädliche Anfiedlung beibehielt, Liegen recht— 
liche Hinderniffe für den Befiterwerb auch in kleinen Parzellen nicht mehr 
vor und auch thatfächlich find in den legten 15 Jahren jehr zahlreiche Par: 
zellierungen in den Landgemeinden teils von ftädtifchen Geſchäftsleuten, teils 
auch von den bäuerlichen Befitern jelbit vorgenommen. Die Gemeinden 
widerjtreben allerdings meistens der Begründung neuer Häußlerftellen, weſent— 
lich aus Furcht, daß dadurch die Armen- und Schullajten anwachjen, indes 
find die hohen Preiſe, die bei den Parzellierungen erzielt werden !, für den 
Egoismus des einzelnen genügender Aniporn, den Wideritand der Gemeinden 
zu überwinden. Daß in der That jebt genug Land zum Kauf, auch in 
kleinen Stüden angeboten ift, dürfte fich auch daraus ergeben, daß in den 
legten Jahren mehrjach beabfichtigte Parzellierungen aus Mangel an Käufern 
gar nicht oder doch nur langjam durchgeführt werden konnten. Nicht alſo 
der Mangel an verfügbarem und verfäuflichem Lande, jondern der Mangel 
an Geld drängt die Arbeiter vom Lande hinweg, die Ländliche Arbeiterfrage 
des Oſtens ift zuerſt und dor allem eine Lohnfrage. Bier kann allerdings 
dus dor furzem erlaflene Gefeg über die NRentengüter dadurch ungemein 
jegensreich wirken, daß es das Aufhören der naturalwirtichaftlichen Be— 
ziehungen zwifchen dem Dienjtheren und den handarbeitenden Klaſſen be— 
fördern wird, wodurch eine Steigerung der Geldlöhne herbeigeführt werden 
dürfte. Damit wird dann zugleich das Gegengewicht für den mit der Ge— 
bundenheit an die Scholle unvermeidlich verfnüpiten Nachteil gegeben fein, 
daß der Arbeiter jeine Kräfte in einem Eleinen Bezirke vergeben muß, aljo 
die Zahl der für ihn in Betracht kommenden Arbeitgeber und deren Kon— 
kurrenz unter einander nur gering ift. 

Menn ich mun die Gründe, die den ländlichen Arbeiter m. E. zur 
Auswanderung treiben, zufammenfaffen darf, jo ift es wejentlich die geringe 


Im Kreiſe Schwet (Meftpreußen) wurden im vergangenen Jahre für einen 
ha bei Parzellierungen bis zu 1600 Mi. erzielt, während fonft der Haufpreis 1000 
bis 1200 ME. iſt. 


bare Löhnung und damit die Unmöglichkeit, etwas zu eriparen und ſocial 
zu jteigen, die ihn Verhältniſſe auffuchen läßt, die günftigere Ausfichten 
bieten. Dies ift einmal die Arbeit in der einheimischen Juduftrie und dann 
die Auswanderung nach Amerika, wo die Löhne Hoch und die Landpreife 
verhältnismäßig niedrig find; dort darf er hoffen, dag Ziel feiner Wünſche 
jelbftändig zu werden, zu erreichen, Hier ift e& auch für den fleißigen und 
tüchtigen Arbeiter ungemein ſchwer, foviel zufammen zu fparen, daß die 
Anzahlung auf das Grundftüc geleiftet werden fann. 

Aus anderen Gründen neigt gerade in neuelter Zeit eine dritte Klafſe 
der Ländlichen Bevölferung zur Auswanderung. Der Kätner und Klein: 
bauer vermag vielfach jein Befigtum nicht mehr zu halten, er fieht, daß 
feine Kinder wieder ſocial Herabiteigen müſſen und deshalb entichließt er fich 
zur Aufgabe feines Beſitztums und zum Hinübergehen über das Meer, wo 
er beſſere Erfolge jeiner Mühe erhoffen kann. Dieſe Ericheinung ift eine 
Folge des langandauernden Druds, der auf der Landwirtichaft de Oſtens 
liegt, fie hängt aber auch zuſammen mit der Gejchichte der Beſiedelung 
diefer Provinzen. Es find nämlich in MWeftpreußen und Pofen während des 
18. und teilweife auch in diefem Jahrhundert von den Gutsherren zahl: 
reiche Anfiedelungen auf dürftigem, fargem Boden, zum Teil geradezu auf 
Waldboden begründet worden, Anftedlungen, die von vorneherein zum Dahin- 
fiechen bejtimmt waren. Daß bier die Beſitzer einen jahrelangen Preisdrud 
der landwirtfchaftlichen Erzeugniſſe nicht aushalten können, ift erflärlich und 
fo treibt fie die Konkurrenz Amerikas nach Amerika. In gemifcht nationalen 
Bezirken ift e8 namentlich der deutiche Beſitzer, der feine Hofitelle aufgiebt 
und für ihn rückt dann der anipruchslofere Pole ein, jodaß hier die Aus— 
wanderung den nationalen Intereſſen geradezu entgegenwirkt. 

Die lebte große Gruppe der Auswanderer beiteht aus den Handwerkern 
vom Lande und aus den fleinen Städten. Freilich der Stellmacher und 
Schmied, der Fleiſcher und Bäder, fie bleiben nad) wie vor notwendig, 
ja fie find gerade infolge der neuen MWirtfchaftsführung unentbehrlich ge— 
worden, aber bereit? Schneider und Schufter auf dem Lande find mwejentlich 
nur noch Flidarbeiter, die neuen Kleidungsſtücke werden fertig in der Stadt 
gekauft; andere Handwerke werden mehr und mehr don dem bis in die 
fleiniten Dörfer vordringenden Handel erjtidt. 

Ebenſo geht e8 in den fleinen Städten dem Handwerk. Die Eiſen— 
bahnen haben die Entfernungen zufammenschrumpfen lafien, jodaß es auch 
im Oſten nur noch einer Fahrt von 1—2 Stunden bedarf, um eine größere 
Stadt zu erreichen; damit nicht genug, ftellt der Großbetrieb feine Erzeug— 
niffe, die ebenfo haltbar und dabei geichmadvoller und billiger find, wie 
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das nach Altväterbrauch gefchaffene Stüd des Handwerkers, dicht neben deffen 
Werkſtätte hin, der Kaufmann überwältigt auch bier den Handwerker, falle 
diefer nicht ſelbſt im wefentlichen zum Händler wird und feine Sachkunde 
nur noch für Reparaturen, Abänderungen und andere jolche Eleineren Ar— 
beiten nußt. Derartige Berhältniffe laſſen den Entſchluß, e& einmal in 
anderer neuer Umgebung zu verfuchen, um jo Leichter reifen, ala der einzelne, 
der nur durchichnittlich tüchtig und begabt ift, gar nicht in der Lage ift, gegen 
dieje widrigen Umftände anzufämpfen. 

Sp geht ed in die Großftadt, nach dem Weiten oder nach Amerika, je 
nach dem Ginzelbelieben oder den von früherher beitehenden Verbindungen. 
Für den Dften find die Nachteile der Fort wie der Auswanderung die 
gleichen; um ihnen entgegenzutreten, genügt nicht das unzulängliche Streben 
des einzelnen, die Selbithilfe muß organifiert werden und e8 müfjen weiter: 
bin auch unterftühende Maßregeln des Staates wie der Kommunalverbände 
hinzutreten, um den Oftprovinzen über die Zeit des Überganges zu neuen 
Wirtichaftsformen Hinüberzuhelfen und damit auch die Muswanderung zu 
vermindern. Das Ziel, dad dabei m. E. eritrebt werden muß, ift die Ver: 
‚minderung des Großgrundbefiges und die Schaffung von Bauernwirtichaften 
mittleren Umfanges. Diefer mittlere Beligerftand ift im Dften viel zu 
wenig vertreten, obgleich ev ſowohl focial wie wirtjchaftlich ungemein wichtig 
ift. Bei dem leichten Boden, der im Dften vorherrfcht, ift eine zu weit 
getriebene PBarzellierung der Grundftüde durchaus nicht wünfchenswert, fie 
Schafft Leiftungsunfähige Gemeinden und wenig widerftandsfräftige Befiber. 
Auch ift im Oſten die intenfive Kultur, wie fie der Parzellenbeſitz wohl 
mit fich bringt, in weit geringerem Maße mit Vorteil anwendbar, ala dies 
für den MWeften und Süden gilt. 

Die Spatenfultur “ann nur in der Nähe größerer Städte oder beim 
Betriebe von Specialkulturen Nuben bringen, diefe, wie der Anbau von 
Hopfen, Tabak und Wein, finden fich aber nur auf beichränftem Gebiete, 
und der großen Städte find im Dften nur wenige. 

Nach den ganzen wirtichaftlichen Verhältniſſen des Oſtens erjcheint hier 
als die gejundefte Befigverteilung die der bäuerlichen Wirtichaften mittleren 
Umfangs; für den regelrechten Betrieb, der fich weientlich auf Viehzucht und 
den Anbau von Getreide, Kartoffeln und einigen Handelsgewächſen gründet, 
reicht bereits ein Beſitztum von 20 ha zu, dies erfordert jchon mehr ala 
die Kraft der Familie, und ed werden damit fociale Differenzierungen ges 
ihaffen, ohne doch ſchroffe Scheidungen herbeizuführen; eine derartige Beſitz— 
verteilung, die nach unten bis zu Befigungen von etwa 3 ha abgeituft 
wäre, würde dann einen allmählichen Übergang aus dem Kreife der Lojen 
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Leute zum Kätner mit einigen Morgen Land und hinauf zum WBefiter, der 
bereits Gejpann Halten muß, ermöglichen. Schon jet trifft man in ein: 
zelnen Zeilen Oſtpreußens und in der Weichjelniederung eine ähnliche Befit: 
verteilung und die von der Anfiedlungsfommiffion ausgethanen Anfiedlungen 
eritreben dasjelbe Ziel, auch die Generalfommiffton jcheint fich bei der Be- 
gründung von Rentengütern don ähnlichen Erwägungen Leiten zu laflen, 
häufiger finden ſich als untere Grenze der Rentengüter Befitungen von 2/2 ha. 
Neben der Schaffung und Vermehrung dieſes Mittelftandes Ländlicher Be 
fiter bleibt die Erhaltung des Großgrundbefites in gewiffem Umfange immer 
notwendig. All die Kulturen, die große Mittel, weite Flächen oder lang» 
dauernde Umtriebgzeiten erfordern, fie bleiben dem Großgrundbefit vorbe 
halten, dem außerdem die Führung der ländlichen Bevölkerung in jocialer 
und wirtjchaftlicher Hinficht zuiteht. 

Auch die Staatöregierung Hat dieſen Zuftänden jchon ſeit langem 
Aufmerkfjamkeit gewidmet. Es iſt bereits erwähnt, daß fich ſchon im An— 
fange des Jahres 1873 das Staatsminijterium mit der Auswanderungs: 
frage bejchältigte und daß jchon damals ala mwejentliches Glied in der Kette 
der Gegenmaßregeln dag Anſäſſigmachen der Kleinen Leute empfohlen wurde. 
Im Laufe des Sommers 1873 trat dann eine Minifterialfonferenz zuſammen; 
ihre Bejchlüffe über die Regelung der Auswanderung find bis jet ſchätzbares 
Attenmaterial geblieben, dagegen bildeten ihre Vorfchläge die Grundlage des 
Anfiedlungsgejeges vom 25. Auguft 1876, das m. E. die Anfiedlung in 
völlig zureichender Weife freigiebt. Als eine bedeutfame weitere Mtaßregel, 
die eben in der Durchführung begriffen ift, jtellt fich dann dag Nentengüter- 
gejeh dar, das gerade auch zu dem Zwecke, den Stand der Heinen Befiker 
zu vermehren, erlaffen ift. Damit dürften die unmittelbaren gefelichen 
Maßnahmen, den Eleinen Mann anfällig zu machen, als abgejchloffen be 
trachtet werden fünnen. Aber die Anjegung der Kolonijten und Rentengut« 
nehmer allein wird nicht genügen, e8 muß auch der wirtjchaftliche Stand 
der kleinen Beier gehoben, ihre Widerſtandskraſt gegen wirtfchaftliche Krifen 
gefräftigt werden. 

Landwirtichaftliche Schulen und Vereine müſſen die Bauern lehren, 
den heutigen Anforderungen gemäß zu wirtichaften; bei der noch vielfoch 
ganz irrationellen Art der Wirtſchaftsführung find gute Erfolge kaum mög— 
(ih. Die Viehzucht liegt bei den kleinen Befigern und Arbeitern noch ſeht 
im Argen, das Zuchtmaterial iſt meiſt jämmerlich, von einer einheitlichen 
Zuchtrichtung iſt bei ihnen — von Oſtpreußen abgeſehen — überhaupt 
feine Rede, Hier, wie bei der Beſchaffung von Sämereien, künſtlichem 
Dünger, landwirtichaftlichen Maſchinen und Geräten werden die jchon jeht 
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ſegensreich wirkenden landwirtichaftlichen Vereine noch mehr wie bisher auch 
für die Fleineren Beſitzer nüßlich gemacht werden müſſen; daneben find auch 
gerade die kleinen Leute zu Genoſſenſchaften zufammenzufaifen, die Produftiv- 
und Verkaufsgenoſſenſchaften find bieher nur für den mittleren und großen 
Bei, weientlich zur Verwertung der Milch, gebildet, in weit höherem Maße 
fönnten fie noch den fleinen und mittleren Beſitz zu größeren Einheiten 
zujammenjchließen und ihn damit von den Kleinen Auffäufern losmachen, aus 
der Vorfchußwirtichaft befreien; wenn überhaupt, jo hat Hier dieſe Ge— 
nofjenichaitsart begründete Ausficht Erfolge zu erzielen. Das Kreditwejen 
liegt im Oſten noch ganz in den Anfängen, bei hypothefarifchen Zinfen von 
6 bis 8 Prozent arbeitet der Landwirt nur für feine Gläubiger, da® Ber- 
ficherungäwejen ift viel zu wenig ausgebildet. Nach all diefen Beziehungen 
haben die Landräte des Ditens ein weites, noch faſt brach liegendes Feld, 
um durch ihre Thätigkeit befjere Zuftände herbeizuführen. Aber auch die 
Geſetzgebung und Berwaltung des Staates wird dem Oſten erhöhte Yür- 
forge widmen müſſen; die Wegeverbindungen bedürfen noch vielfach der 
Beflerung, eine Aufgabe der Provinz und des Kreifes, die auch mit Nußen 
den Bau von Kleinbahnen übernehmen werden; durch jtaatliche Mittel wird 
aber dafür geforgt werden müſſen, daß die noch fehlenden größeren Eiſenbahn— 
verbindungen zur Auffchließung der noch abjeit3 liegenden Landſtrecken ges 
baut werden, namentlich bleibt auch der Ausbau des Kanalnetzes, für die 
Landwirtſchaft vielleicht wichtiger ala der Bau don Eifenbahnen, Aufgabe 
des Staates. Inwieweit auch durch Maßregeln der Wirtſchafts- und Tarif- 
politik der Landwirtichaft des Oftens geholfen werden fann, mag bier dahin- 
gejtellt bleiben, zumal auch unter einfichtigen Landwirten feine Einigung 
über die wünjchenswerten Maßnahmen Hat herbeigeführt werden können. 
Die Schwierigkeiten, mit denen das Handwerk kämpft, find nur in ge= 
ringerem Maße den Oftprovinzen eigentümlich, nur daB Hier noch weniger 
als in den mittleren und jüdlichen Zeilen Deutichlands für die tüchtige 
Vorbildung gejorgt, noch weniger ala anderswo verjucht ift, für das Hands 
werf die Errungenschaften des modernen Wirtſchaftslebens und der Induftrie 
nußbar zu machen. Ganz allgemein bewegt fich der Handwerker des Oſtens, 
wenigitend wenn man bon einzelmen in den großen Städten abfieht, in den 
alten ausgefahrenen Geleifen; ohne auch nur zu verfuchen, jelbftthätig feine 
Lage zu beffern, überläßt er fich nutzloſen Klagen über die neue Zeit. Die 
Aufgaben des Staates wie der Gemeinde und der genoffenfchaftlichen Selbit- 
Hilfe find Hier aber weſentlich diejelben wie im übrigen Deutichland, es 
fann daher von ihrer Erörterung abgejehen werden, nur erwähnt jei, daß 
Schriften LII. — Auswanderung. 30 
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in Weltpreußen und Pojen jeitens des Staates bereit? — nicht ohne Wider: 
ftreben der Handwerker — ftaatliche Fortbildungsjchulen eingerichtet find, 
die teilweife nicht Unerfreuliches leisten. 

Die vorjtehenden Erörterungen haben fich im wefentlihen auf die Ber: 
hältniffe in den öftlichen Provinzen beſchränkt, einmal weil von hier aus 
der bei weitem größte Teil der preußiichen Auswanderer beritammt und 
dann weil die Lage deg Oſtens dem Berichterftatter aus eigener Anfchauung 
befannt ift. Ahnlich liegen doch aber die Dinge auch in Hannover und 
Schleswig-Holftein, nur daß all diefe Übelftände dort Lange nicht fo jchroff 
fich zeigen, zumal der Oſten zugleich auch für diefe Gebiete das Refervoir 
ift, aus dem ihnen Arbeitskräfte zufließen. Daß aber auch Hier die innere 
Kolonifation, das Anſäſſigmachen des Heinen Mannes, die Kräftigung des 
bäuerlichen Mittelftandes und die Hebung des Handwerks notwendig ift, 
um der Auswanderung ihre Gründe möglichit zu nehmen, die wird von 
einfichtigen und landeskundigen Beurteilern bezeugt. 

Freilich auch im günftigiten Falle wird es nur gelingen, die Aus— 
twanderung wieder einzudämmen, fortbeitehen wird fie auch fernerhin, jolange 
die wirtjchaftlich günftige Lage der neuen Welt bejtehen bleibt, folange die 
bon Jahr zu Jahr fich fefter Enüpfenden Verbindungen der Familien büben 
und drüben mweiterbeitehen und folange es in der Natur des Menfchen Liegt, 
von neuen Berhältniffen befjeres zu erwarten ala die gewohnte Umgebung 
bietet. Daneben werden auch nach wie vor die mehr äußerlichen Urjachen, 
die Leichtgläubigkeit der Maffen und das Treiben der Agenten ihre Wir- 
fung tun. Es ift geradezu erftaunlich, wie inmer aufs neue auf Grund 
ganz vager Gerüchte Hunderte von Familien ihre Heimat verlaffen. Mag 
das Gerücht von gewiffenlofen Agenten ausgefprengt fein, mag es fonftwie 
entitehen — plößlich geht über weite Gebiete die Kunde und überall erfaßt 
dann, wie eine Volkskrankheit, das Auswanderungsfieber die Menfchen. So 
hieß e8 1845 in Oftpreußen, der König wolle in Amerifa ein Reich gründen 
und flugs rüfteten ſich die braven Oſtpreußen Hinüberzuziehen. Eine 
Kabinetsordre vom 17. Oftober 1845 trat dem Gerüchte entgegen. Einige Jahre 
ipäter findet fich ähnliches in Pommern. Jetzt foll ein preußifcher Prinz 
Ländereien in Amerika und Auftralien befigen und den Preußen, die dort- 
hin kommen wollen, freie Überfahrt und Unterftügungen gewähren. Darauf: 
Hin geht durch ganz Pommern eine lebhafte Auswanderung&bewegung, die 
Unglücklichen verlaffen, zum Zeil ohne jede Mittel, ihre Heimat und juchen 
nach Bremen zu gelangen, wo der Prinz für fie forgen werde. Erft im 
Sommer 1852 eritarb dieſes Gerlicht, das zahlreiches Unglück angerichtet 
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Hatte. Und ein Mtenjchenalter jpäter — 1889 — Heißt es wieder in 
Pommern, daß ein preußifcher Prinz Güter in Brafilien habe und wünſche, 
daß Pommern dahin kommen, umd wieder ift die Bewegung jo ftarf, daß 
ihr der fönigliche Erlaß vom 19. Februar 1890 entgegentritt. 


Geitend der preußiichen Regierung tft namentlich dem Werben der 
Unternehmer und Agenten Aufmerkſamkeit gewidmet, ja einzelne Behörden 
gingen in den Zeiten der Hochflut der Auswanderung jo weit, dieſes An- 
loden der Auswanderer ala die ausschließliche oder doch wejentlichite Urſache 
der Auswanderung zu betrachten. Zweifellos zu Unrecht; aber joviel bleibt 
doch beitehen, daR die ffrupellofe, ohne Bedenken Leben und Glüd unkun— 
diger Menſchen vernichtende Gejchäftsgebahrung einzelner Firmen während der 
letzten Jahrzehnte zur Bermehrung der Auswanderung in nicht unbedeuten- 
dem Umfange beigetragen hat. Im Anfang der fiebziger Jahre wurde ganz 
allgemein je ein Hamburger und Bremer Haus befchuldigt, die weſtpreu— 
Bijchen Arbeiter und Kleinbauern zur Auswanderung anzureizen und dadurch 
die damalige ungemein heftige Auswanderungäbewegung aus diefer Provinz 
mit zu verurfachen,; 1881 berichtet das Oberbergamt zu Dortmund über 
die erfolgreiche Agitation amerikanischer Agenten unter den dortigen Berg: 
leuten, und ſeit Jahren führt Preußen jowohl wie die Reichsregierung einen 
erbitterten, leider nur zu wenig erfolgreichen Kampf einmal gegen die 
belgifchen und Holländiichen Dtenfchenhändler, welche Deutfche zum Aus— 
wandern und demnächit zum Eintritt in die holländiſche Kolonialarmee zu 
verleiten juchen, und dann gegen das gemeingefährliche Treiben der nieder: 
ländiſch amerikaniſchen Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft zu Rotterdam, die fich 
jogar nicht fcheut, durch bejondere Rekflamen darauf aufmerkjan zu machen, 
daß der Weg über Rotterdam der befte für diejenigen Deutſchen fei, die fich 
durch die Auswanderung der Wehrpflicht entziehen wollen. 

63 ift bereits erwähnt, daß 1873 die augländifchen Agenten insge— 
jamt ausgewieſen wurden, die preußiiche Regierung Hält aber auch jeit 
langem die Strafvorfchrift des S 144 StrGB.! für unzureichend, um die 
Winkelagenten mit Erfolg zu bekämpfen, und erjtrebt die Rüdfehr zu den 
Vorſchriften des preußischen Strafgeſetzbuchs“. In der Konferenz von 1873 





ı 8 144 StrGB.: Wer es ſich zum Geichäfte macht, Deutiche unter Vorfpiege- 
lung falfcher Thatſachen oder wiſſentlich mit unbegründeten Angaben oder durd) 
andere auf Täufchung berechnete Mittel zur Auswanderung zu verleiten, wird mit 
Gefängnis von einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft. 

Preußiſches Straigefeßbuch vom 14. April 1851 8 114: Wer es fich zum Ge: 
ichäft macht, preußische Unterthanen zur Auswanderung zu verleiten, foll mit Gefängnis 
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konnte freilich eine Einigung darüber nicht erzielt werden, ob die Thatſache 


daß jemand (Agent oder Nichtagent) gewerbamäßig, ohne Vorſpiegelung 
falſcher Thatfachen oder ohne wiffentlic” unbegründete Angaben, jedoch in 
gewwinnfüchtiger Abficht Deutfche zur Auswanderung verleitet oder zu ver: 
leiten jucht, einen ftrafrechtlich zu verfolgenden Inhalt hat; inzwiſchen ſcheint 
man aber überwiegend fich der ſtrengeren Anficht zugeneigt zu Haben und 
das in Ausſicht ftehende Neichagefeg dürfte wohl auch die Verleitung der 
Auswanderung an und für fich unter Strafe ſtellen. 


3. Der Gewerbebetrieb der Auswandererbeforderung. 


Nur zögernd iſt die preußiiche Regierung daran gegangen, die Ordnung 
der Auswanderung als einen Gegenjtand der jtaatlichen Verwaltung zu 
betrachten. Noch im Jahre 1846 lehnte c8 das Minilterium des Innern 
ab, Auswanderungsagenten zu beitellen, da darin eine Beiörderung der Aus— 
wanderung liege; erit das Jahr 1848 und die in den nächjten Zeiten mächtig 
anfchwellenden Auswanderungsziffern drängten die Regierung zu geſetzgebe— 
riſchem Ginfchreiten. Die Entjtehungsgeihichte des Gefeßes vom 7. Mai 
1853 iſt bereit? umständlich mitgeteilt worden; bei aller VBerichiedenheit der 
Auffaffungen war man darüber völlig einig, daß der Gewerbebetrieb der 
Auswanderungsunternehmer und Agenten nicht freigegeben, fondern unter 
bejondere Aufficht gejtellt werden müſſe. In jpäterer Zeit ift freilich die 
alte Auffaſſung der preußifchen Regierung, daß die TIhatjache der Auswan- 
derung die Staatliche Verwaltung nicht? angehe, wieder verteidigt worden, 
An der Minifterialfonferenz von 1873 wurde von einer Seite hervorgehoben, 
daß in dem Vorhandenſein ftaatlich zugelaffener Agenten eine Begünftigung 
der Auswanderung liege; dieſe Agenten üben, jo wurde ausgeführt, einen 
nicht unbedeutenden perjönlichen Einfluß aus und fie bewirken namentlich, 
daß die Auswanderung bequem und ohne Gefahr, übervorteilt zu werden, 


von einem Monat bis zu zwei Jahren beitraft werden. Cine gleiche Strafe tritt 
gegen denjenigen ein, welcher es ſich zum Geichäfte macht, Vorfteher, Gehülfen oder 
Arbeiter inländiicher Fabriken dazu zu verleiten, daß fie vor Ablauf der Kontratt: 
zeit den Dienft ihres Fabrikherrn verlaffen und in den Dienſt ausländiicher Fabrik: 
herren übergehen. 
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ftattfinden könne. Es jei daher wünjchenswert, die jtaatliche Zulaffung auf 
die Auswanderungsunternehmer zu bejchränfen, den Agenturbetrieb dagegen 
freizugeben und nur noch das Auswanderungsweien in den Einjchiffungs- 
- bäfen, ſoweit es fich um Leben und Gejundheit der Auswanderer handle, 
ftaatlich zu beauffichtigen. Bon anderer Seite wurde diefen Ausführungen 
entgegengehalten, es gebe drei Möglichkeiten, entweder verbiete man über- 
haupt den Agenturbetrieb; doch werde dies Verbot in großem Umfange 
umgangen werden, da e8 den Bedürfniffen des Lebens nicht Rechnung trage. 
Andererjeits könne man auch überhaupt von der Pflicht der Agenten, ihre 
ftaatliche Zulaffung nachzufuchen, abfehen und den Agenturbetrieb freigeben, 
damit gerate aber das Geichäft, Nuswanderungsverträge zu vermitteln, in 
die Hände unlauterer, jeder Verantwortung entrüdter Perfonen, und es 
werde fein Mittel unverfucht bleiben, zur Auswanderung zu verleiten. Da: 
ber bleibe nur der dritte Weg übrig, den Agenturbetrieb von ftaatlicher 
Zulaffung abhängig zu machen, dabei die Zahl der Agenten auf das Be: 
dürfnis zu bejchränfen und die Winfelagenten in Strafe zu nehmen. Diefer 
Auffaſſung Schloß ſich damals die Konferenz in überwiegender Mehrzahl 
an, und fie iſt auch jeither die Anficht der preußiichen Regierung geblieben. 
Dabei Hat die Regierung auch ftändig daran feitgehalten, daß die Zulaffung 
nad freiem Ermeſſen der Staatsbehörde erteilt und verfagt werden könne, 
während fie der Gewährung eines Rechtsanſpruchs des Bewerber, nach Er— 
füllung gewiffer Bedingungen die Zulaffung zu erlangen, ſtets widerjtrebte. 
Mejentlich deshalb, weil der Kappfche Geſetzentwurf von 1878 auf dem ent» 
gegengeſetzten Princip beruhte, wurde er von der preußiichen Regierung als 
unannehınbar bezeichnet. 

Auswanderungsunternehmer und Agenten können nach preußifchem Recht 
nur phyſiſche Perſonen fein, Ausländer dürfen nicht unmittelbar, ſondern 
nur durch ihre inländifchen Agenten mit den Auswanderungslujtigen in 
Derbindung treten. Daß der Auswanderungsunternehmer die Beförderungs— 
gelegenheit, mit der er die Auswanderer befördern will, jelbjt befißt, iſt bis— 
her nicht verlangt, doch wird jebt vielfach die Anficht vertreten, daß der 
Unternehmer, der Auswanderer über See befördert, im Beſitze dazu geeig- 
neter Schiffe fein müfle. 

Die Zulaffung ermächtigt den Unternehmer nur zu Berörderungen nad) 
folchen Yändern, und bei überjeeifchen Transporten über jolche Einſchiffungs— 
und Zwiſchenhäfen, die in der Zulaffung ausdrüdlich bezeichnet oder auf 
welche fie nachträglich ausgedehnt ift. Dabei hat das Minifterium ſich 
vorbehalten, die Zulaflung zur Beförderung nach gewiflen Yändern oder 
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Häfen überhaupt zu verbieten, und bekanntlich ift davon Hinfichtlich Bra: 


filtend auch Gebrauch gemacht worden. 

Die Zulaffung wird immer nur auf ein Jahr und für einen beftimmten 
Bezirk erteilt. Hält e8 die Bezirksregierung für nötig, jo kann fie aud 
innerhalb dieſes Bezirks den Unternehmern und ihren Agenten die Antün- 
digung ihres Geichäfts durch Plakate auf den Öffentlichen Straßen, in Gaft: 
und Wirtöhäufern, Dampfichiffen und Eifenbahnen unterjagen. 

Die zugelaffenen Unternehmer — und ebenjo die zum felbjtändigen 
Abſchluß von Verträgen ermächtigten Agenten — find verpflichtet, der Be 
zirfsregierung diejenigen Perfonen zu benennen, die in den Ginjchiffungs:, 
Zwiſchen⸗ und Ausfchiffungshäfen mit dev Wahrnehmung ihrer Berpflid: 
tungen beauftragt find, auch den Briefwechjel mit dieſen Perfonen, ſoweit 
er fich auf das Auswanderungsgeichäft bezieht, der Regierung auf Verlangen 
vorzulegen. Ferner müſſen fie der Bezirfäregierung Formulare der von 
ihnen abzuichließenden Beförderungsverträge einreichen, fortlaufende Regiiter 
über diejenigen Perfonen führen, über deren Beförderung von ihnen Verträge 
abgejchloffen find, und Zweitausfertigungen aller von ihnen abgeichloffenen Wer: 


träge aufbewahren. Die Regifter und Verträge müſſen der Ortspolizeibehörde | 


aufihr Verlangen jederzeit vorgelegt werden. In den Regijtern find in gejon: 
derten Rubrifen der Name, das Alter und der legte Wohnort der einzelnen Per: 
fonen, mit denen Verträge abgeichlofien find, ferner der landrätliche Kreis, in 
dem der Wohnort liegt, Tag und Nummer der Verträge, der Tag der Beförde: 
rung und bei überſeeiſchen Betörderungen Tag und Ort der verabredeten Gin: 
ſchiffung jowie der Beitimmungsort zu vermerfen, auch die vorgezeigten Ausweis— 
papiere unter Angabe der Zeit ihrer Ausfertigung und der Behörden, die 
fie auögefertigt haben, zu bezeichnen. Auch müffen die Unternehmer und 
Agenten der Bezirfäregierung, von der fie zugelaffen find, alljährlich einen 
allgemeinen Gejchäftsbericht und ein ſummariſches Verzeichnis der im Laufe 
des Jahres von ihnen beförderten Perſonen überreichen. 

Die Agenten und Unteragenten, die nicht zum felbjtändigen Abichluß, 
jondern nur zur Bermittlung der Auswanderungsverträge bevollmächtigt 
find, haben fich der Vermittlung und Aushändigung aller Verträge, die den 
gegebenen Verordnungen nicht entiprechen, zu enthalten, 

Zur Sicherung dafür, daß der Unternehmer und Agent feine über 
nommenen Pflichten erfüllt, it er zur Beitellung eines Bürgegeldes ver: 
bunden. Dies wird für den Unternehmer in der Regel auf 30000 ME,, 
für die zum jelbjtändigen Abſchluß von Verträgen befugten Agenten auf 
3000 ME., für die übrigen Agenten auf 900 — 1500 ME. feitgejeßt und ift bei der 
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Bezirföregierung, don der der Unternehmer oder Agent zugelaffen if, zu 
hinterlegen. Das Bürgegeld haftet jowohl der Staatsregierung wie dem 
Auswanderer für Verlegungen der übernommenen Pflichten. Dem Auswanderer 
gegenüber Haftet das Bürgegeld des Unternehmers für jeden Nachteil, der 
ihm durch Nichterfüllung des von dem Unternehmer oder von jeinem Agenten 
oder Bevollmächtigten abgejchloffenen Vertrages ſeitens des Unternehmers 
entſteht, ingleichen für die Folgen der Nichtbeachtung der gejeßlichen oder 
polizeilichen Bejtimmungen, die rüdfichtlich der Betörderung der Auswan— 
derer im Aus- oder Einwanderungslande oder in den auf der Reife be= 
rührten Plägen bejtehen. Die Kaution des Agenten haftet dem Auswan— 
derer für alle Nachteile und Auslagen, die aus einer Überjchreitung der 
dem Befteller des Bürgegeldes von jeinem VBollmachtgeber erteilten Vollmacht, 
aus einer Nichtbeachtung der für feinen Gejchäftsbetrieb beitehenden gejeß- 
lichen oder polizeilichen Vorſchriften oder aus wiffentlich von ihm gemachten 
unrichtigen Angaben erwachjfen. Die Bezirksregierung, bei der das Bürge- 
geld niedergelegt ift, berichtigt daraus dieje Forderungen der Auswanderer, 
wenn fie durch ein vechtöfräftiges Erkenntnis eines in- oder ausländifchen 
Gerichts Fejtgeftellt find, oder wenn ihre Höhe durch die vorläufige Ent« 
jcheidung des deutſchen Konſuls im Ein» oder Ausichiffungshafen oder in 
einem Zwijchenhafen bejtimmt, und die Zahlungsverbindlichfeit des Beſtellers, 
nach feiner Vernehmung, durch Regierungsbeichluß als zweifellos anerkannt ift. 

Der Staatsregierung gegenüber haftet die Kaution des Agenten in ders 
jelben Weife, wie gegenüber dem Auswanderer, das Bürgegeld des Unter- 
nehmers ijt verhaftet Für diejenigen Auslagen, die aus der Beförderung der 
Auswanderer nach ihrem Beltimmungsorte oder aus ihrer Rückſchaffung 
in die Heimat erwachjen, fofern die Nichterfüllung der dem Beiteller des 
Bürgegeldes obliegenden, gejeßlich, polizeilich oder vertragamäßig vorge— 
ſchriebenen Berbindlichkeiten die Cinmifchung der Regierungsorgane zu dem 
einen oder anderen Zwed erforderlich macht. Die Zahlung aus dem Bürge- 
gelde ſowohl des Unternehmers wie des Agenten erfolgt, fobald, nad) Ver— 
nehmung des Beftellers, jeine Berpflichtung durch Regierungsbeichluß feſt— 
geitellt ift. 

Wenn der Unternehmer oder Agent die ihm obliegenden Pflichten nicht 
erfüllt, jo kann die Regierung die Erneuerung der Zulaffung ablehnen oder 
auch im DVerwaltungsftreitverfahren die Entziehung der Zulaffung betreiben. 
Nah den Vorfchlägen der Minifterialtonferenz von 1873 jollte die Zu— 
laffung immer zurädgenommen werden, wenn Unternehmer oder Agenten 
fi in dem Auswanderungsgeſchäft der Winkelagenten (Zutreiber) bedienen ; 
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wenn fie auf andere Weiſe zur Auswanderung auffordern oder anreizen; 
und wenn fie Beförderungsverträge mit Wehrpflichtigen oder Mannjchaften 
des Beurlaubtenftandes abjchließen, bevor diefe Perjonen den Nachweis er- 
bracht haben, daß ihrer Auswanderung aus dem Grunde der Militärpflicht 
fein Hindernis entgegenfteht. 


4. Die Fürſorge des Staates für die Auswanderer. 


Die grundfäßlich abwehrende Stellung, welche die preußifche Regierung 
gegen die Auswanderung einnimmt, konnte für Ginrichtungen und Bor: 
jchriften, die der FFürforge für die Sicherheit und das Wohlbefinden der Aus: 
wanderer dienen jollen, nicht günftig fein. Wiederholt im Laufe der lebten 
40 Jahre findet fich die Anficht vertreten, man dürfe den Nuswanderern die 
Durchführung ihres Vorhabens nicht zu bequem machen, und am 29. De: 
zember 1881 wird die Anficht der Staatsregierung dahin beitimmt, daß 
die Gejehgebung und Verwaltung fich darauf zu befchränfen habe, für eine 
thunlichft ordnungsmäßige Vermittlung der Auswanderung im Intereffe 
der Auswanderer und für den möglichiten Ausſchluß unkonzeſſionierter 
Agenten Sorge zu tragen, daß aber eine weitergehende Fürſorge tür Pers 
jonen, die fich bereits zur Auswanderung entjchloffen haben, nicht Aufgabe 
des Staates ſei. 

Zu ſolcher grundfäßlichen Auffaffung fommt Hinzu, daß Preußen be= 
fanntlich feinen bedeutenden Auswandererhafen befißt und daher faum Ge— 
legenheit Hat, unmittelbar fürforgende Beftimmungen zu Gunften der Aus— 
wanderer zu erlafien. Als im Jahre 1881 der Stettiner Lloyd verfuchte, 
die Auswandererbeförderung in größerem Umfange von Stettin aus zu be» 
treiben, wurde dort übrigens eine im Minifterium ausgearbeitete Ortspolizei« 
verordnnung erlaffen, die in engem Anschluffe an die in Hamburg und Bremen 
bejtehenden Vorjchriften eingehende Beitimmungen über die Ausrüftung der 
Auswandererichiffe und die Behandlung der Auswanderer auf ihnen traf. 

Sonſt Hat fich die preußische Verwaltung auf den Erlaß einiger weniger 
Schutzbeſtimmungen bejchräntt und auch diefe fonnten nur derart gefaht 
werden, daß fie den Unternehmern und Agenten den notwendigen Inhalt 
der Beförderungsverträge vorfchreiben, wobei die Nichtbeachtung diejer An 
ordnnungen geeignetenfallg durch die Zurücknahme der Zulaſſung ges 
ahndet wird. 

Diefe Beltimmungen find nun folgende: 
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Die Form der Beförderungsverträge iſt genau vorgejchrieben, fie müflen 
in deutfcher Sprache abgefaßt und für jeden BVertragichließenden bejonders 
ausgefertigt werden, ferner müfjen fie den Taufe und Yamiliennamen jeder 
zu befördernden Berfon, ihr Alter, jowie ihren Stand und Wohnort ent= 
halten, auch Ort und Zeit des erfolgten Abſchluſſes angeben und von ſämt— 
lichen Vertragichließenden unterjchrieben fein. In jedem Vertrage müſſen der 
bedungene Berörderungspreis, die darauf geleifteten Zahlungen und Die 
Termine, die für etwaige Reitzahlungen verabredet find, genau angegeben 
fein. Bei überjeeifchen Beförderungen find in den Verträgen ferner zn be= 
zeichnen: der Hafen in dem die Einjchiffung gefchehen ſoll, der überfeeifche 
Beitimmungsort, die Art und Weife der Beförderung bis zum Einſchiffungs— 
bafen, jofern diefe mit bedungen ift, der Tag an dem die Einſchiffung im 
Seehafen erfolgen fol, und diejenigen Perſonen, die dort und an allen 
Orten, an denen ein Zransportwechjel eintritt, die Verpflichtungen des Unter: 
nehmers wahrzunehmen haben. 

Immer müflen die Verträge dem Unternehmer die Pflicht auferlegen, 
denjenigen Perfonen, deren Beförderung er übernommen hat, an dem zu 
ihrer Einſchiffung oder ſonſtigen Weiterbeförderung bejtimmten Orte, bei 
jeder nicht von ihnen felbitverichuldeten Verzögerung der Beförderung, wenn 
diefe auch duch Zufall veranlaßt fein fjollte, von dem vertragsmäßig be= 
jtimmten Abiahrtstage an, unentgeltlih Wohnung und Beköftigung zu ges 
währen oder eine in Geld feſtgeſetzte Entichädigung dafür zu leiten. Bei 
überfeeiicher Auswanderung find die Unternehmer auch verpflichtet, die Aus— 
wanderer und ihr Gepäd felbit dann an den Beitimmungsort zu bringen, 
wenn das betreffende Schiff auf der Reife durch irgend einen Unfall an 
deren Fortſetzung gehindert fein follte. Die Verträge dürfen bei über: 
feeifcher Auswanderung ſich nicht auf die Beförderung bis zum Einſchiffungs— 
bafen oder bis zu einem europäischen Zwifchenhafen beichränfen, ſondern 
müſſen auch auf die Berörderung über See mitgerichtet fein. Dagegen ift 
ichon frühe — am 18. Juli 1854 — der Verkauf von Fahricheinen zur 
Meiterbeförderung der Auswanderer von dem überſeeiſchen Landungsplaße 
nach dem Beitimmungsorte im Innern auf Eifenbahnen, Dampfſchiffen, Kanals 
böten und anderen Beförderungsmitteln, ſowie das Anbieten jolcher Fahr— 
icheine und da8 Nusgeben von Empfehlungen gewifjer in dem Einwan— 
derungslande zu benugender Beiörderungsmittel unterfagt worden, und dieſes 
Verbot ift dann durch Erlaß vom 15. Februar 1868 auch auf die neue 
errvorbenen Provinzen ausgedehnt. Im Jahre 1871 traten die Minifterien, 
auf den Antrag einer amerikanischen Eifenbadngefellichaft Hin, in Erwägung 
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über die Auſhebung dieſes Verbots, doch wurde davon abgeſehen, da in den 
Konſularberichten die Aufrechterhaltung dringend befürwortet wurde. Der Ver— 
kauf dieſer Fahrſcheine in Deutſchland könne, ſo hieß es, den Einwanderern 
niemals Vorteil, häufig aber Nachteile bringen. In letzter Zeit iſt dagegen 
den großen Dampfſchiffahrtsreedereien — wie dem Norddeutſchen Lloyd und 
der Hamburg: Amerikanischen Padetiahrtgejellichaft — geitattet worden, nicht 
nur den überfeeifchen Transport, jondern in demſelben Bertrage auch zu— 
gleich die Weiterbeförderung der Auswanderer von dem amerikanischen Hafen 
nach ihrem Beitimmungsort im Innern zu übernehmen. Soweit ich eg über- 
jehen kann, find über diefe Maßnahme bisher feine Klagen laut geworden. 

Bei überfeeifcher Auswanderung muß der Unternehmer während der 
Beförderung ſtets die Beköftigung der Auswanderer übernehmen, ihnen aud 
noch zwei Tage nach) Ankunft des Schiffes im Ausſchiffungshafen Aufenthalt 
an Bord, Beköſtigung und gutes Trinkwaſſer gewähren. 

Damit der Unternehmer unter allen Umjtänden in der Lage iſt, feine 
Verpflichtungen gegen die Auswanderer zu erfüllen, it er gehalten auf den 
Betrag der Paffagegelder und außerdem auf 60 ME. für den Kopf an Ver: 
twendungsgeldern bei einer foliden Berficherungsgejellfchaft Berficherung zu 
nehmen. 

Befonderer Aufmerkſamkeit, um Mißſtände zu vermeiden, bedarf die 
jog. indirekte Auswanderung; Preußen hat hierüber nur die eine Beitimmung, 
daß den Auswanderern, die über Großbritannien befördert und dort in einem 
andern als dem zu ihrer MWiedereinichiffung bejtimmten Hafen gelandet 
werden follen, vertragsmäßig zugefichert fein muß, daß fie innerhalb zwölf 
Stunden nach bejchaffter Abfertigung ihrer Perfonen und ihres Gepäds im 
BZollhauje des Landungshafens oder, falls innerhalb zwölf Stunden fein ge— 
wöhnlicher Eifenbahnzug abgeht, mit dem erſten nach beendeter Zollabier- 
tigung abgehenden gewöhnlichen Gifenbahnzuge nach dem großbritannifchen 
Einſchiffungshafen weiter befördert werden follen. 


5. Die Organijation der Auswanderung. 


Bereits im erjten Teile find die Verſuche des Miniſters v. Manteuffel, 
durch Begründung eines Auswanderungsamts eine gewilfe Organifation der 
Auswanderung zu Schaffen, erwähnt und es iſt ihr Scheitern dargeitellt 
worden. Seitdem beichränft fich die preußifche Negierung darauf, gewiffen 
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Vereinen und Privatunternefmungen wohlwollenden Schuß zu gewähren; 
jeder amtlichen Einwirkung auf die Auswanderung, etwa um fie nach be= 
jftimmten Zielen zu lenken oder folonifatorische Unternehmungen zu befördern, 
bat fich die Regierung fortan enthalten, es jei denn, daß der von der Heydt— 
iche Erlaß von 1859 ala folhe Maßnahme betrachtet wird. Schon am 
30. Juni 1850 erklärt die Regierung, daß fie es nach wie vor ablehne, 
den Auswanderern in Beziehung auf die Wahl des Orts oder des Landes, 
wo fie fich niederlafien wollen, Rat zu erteilen oder die Richtung der Aus— 
wanderung nach einem bejtimmten Orte Hin vorzugsweife zu begünftigen, 
und Ende des Jahres 1851 ftellt von der Heydt in einem Jmmebiatberichte, 
in dem er dag Necht der juriftifchen Perfönlichkeit für die deutjche Koloni— 
jationzgejellichaft für Gentralamerifa nachjucht, als feine Anficht Hin: es 
jei zwar gewiß, daß die Auswanderung ungünjtige Folgen habe, es laſſe 
fi) aber auch ebenfowenig verfennen, daß die Neigung zum Auswandern 
vorhanden, daß fie nicht überall ohne innere Gründe ift, und daß ihre 
Minderung oder Steigerung im ganzen unabhängig davon ihren Verlauf 
nehmen wird, ob man ihre Berriedigung erleichtert oder nicht. Bleibt die 
Auswanderung ohne Unterftüßung durch Rat und That, jo bleiben nach- 
teilige Einwirkungen nicht allein auf die Auswanderer, fondern auch auf 
die Verhältniffe, aus denen fie fcheiden, nicht aus. Da ſich nun die Staats— 
regierung don folcher Unterſtützung möglichit fernzuhalten babe, könne es 
nur evwünjcht fein, wenn Vereine auf ficheren Grundlagen, joweit diefe nach 
den bejtehenden Verhältniffen überhaupt gewonnen werden können, fich der 
Sache annehmen wollen, 

Für die Anfichten der preußifchen Regierung aus fpäterer Zeit ift das 
bereits erwähnte Minifterialvotum vom 29. Dezember 1881 typiſch. 

So bleibt nur noch die Stellung der Regierung zu den Auswanderungs— 
vereinen zu beiprechen. Im Jahre 1849 wurde in Berlin der Verein zur 
Gentralifation der deutſchen Auswanderung und Kolonifation begründet, der 
fich ſeit 1852 Gentralverein für die deutiche Auswanderung und Koloni— 
jationsangelegenheiten nannte. Zu den leitenden Mitgliedern gehörte neben 
Gäbler und dem Negierungdrat von Mörner, der Gäblerd Nachfolger im 
Minifterium des Innern und im Vorſitze der Vereins wurde, der Special: 
direftor Frh. v. Bülow, der Juſtizrat Ulfert, Generaldirektor dv. Olfers und 
der Weinhändler F. W. Krauſe. Die Mitgliederzahl und die zu Gebote 
ftehenden Gelder waren jehr gering und ohne die während der fünfziger Jahre 
wiederholt aewährten Staatsunterftügungen — 3. B. erhält der Verein 
1850: 600 Mt., 1851: 6000 Mt. — wäre e8 dem Verein überhaupt 
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nicht möglich geweſen, ſeine Zwecke zu erfüllen. So gelang es ihm aber 
mehrere Jahre hindurch nicht nur ala Sammeljtelle zuverläſſiger Nachrichten, 
fondern auch als ein unparteitfcheg und vom Publitum gern benutztes Aus— 
kunftsbureau fegensreich zu wirken. Auch auf die Regierung hat er nicht 
unbedeutenden Einfluß geübt. Seine Mitwirkung bei dem Grlaffe des von 
der Heydtſchen Reffripts iſt ſchon erwähnt; foweit die Berichte der Gefandten 
und Konfuln für die Zwecke des Verein? von Wichtigkeit waren, wurden 
fie ihm regelmäßig von der Regierung mitgeteilt; andererſeits iſt auch die 
Sachkunde des Vereins häufiger in Anfpruch genommen und e8 ift nament—⸗ 
lich das Verdienft des Vereins, die preußifche Regierung über den ſchwindel— 
haften Charakter mehrerer Kolonilationgunternehmen, die von Frankreich aus 
nah Südamerika geplant waren und bei denen vornehmlich auf die Teil: 
nahme Deutjcher gerechnet wurde, aufgeklärt zu haben. Auch freiwillig er— 
ftattete der Verein der Regierung Gutachten und Berichte, die in der Regel 
gute Aufnahme fanden. So ließ der Miniiter des Innern im Jahre 1851 
den Regierungen eine Anfprache des Vereins, in der die Auswanderungs- 
Iujtigen darauf Hingewiejen wurden, fich des Rates des Vereins zu bedienen, 
mit dem Anheimgeben zugehen, fie je nach dem Stande der Auswanderungs— 
angelegenheit im Amtöblatte des Bezirks zu veröffentlichen. 1852 machte 
der Minifter die Behörden, auf VBeranlaffung des Vereins, darauf aufmerk— 
ſam, daß vor der Auswanderung nach der brafilianifchen Provinz Rio de 
Saneiro zu warnen fei, und am 28. März 1854 lenkte der Miniſter, wiederum 
auf Anraten des Vereins, die Aufmerkſamkeit der Behörden auf die unfon- 
zeiftoniert oder Eonzeffionswidrig handelnden Agenten. — Im Anfange der 
jechziger Jahre verfchwindet der Verein aus den Alten des Minifteriums, 
dafür findet fich 1868, daß einem Verein zum Schuße deutjcher Auswan— 
derer, der unter Leitung des Sapitänlieutenant? a. D. Behrendt jteht, amt— 
liche Mitteilungen zugänglich gemacht und andererjeits jein Rat in Anſpruch 
genommen wird. Näheres habe ich nicht feititellen können. Seit 1870 hat 
eine amtliche Verbindung mit Auswanderungs- und Solonifationsvereinen 
überhaupt nicht mehr beitanden. 


6. Die rehtäwidrige Auswanderung. 


Unter rechtswidriger Auswanderung verjtehe ich diejenige Auswande— 
rung, die unter Hintanſetzen Öffentlich oder privatrechtlicher Verbindlichkeiten 
erfolgt. Unter den öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeiten ift am wichtigften 
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die Militärpflicht, ihre Außerachtlaffung ift aber bereit reichsrechtlich ge— 
ordnet, fie fällt deshalb nicht unter diefe Erörterungen. Der Kampf gegen 
die rechtswidrige Auswanderung ift ſchon jehr früh, und zwar zuerſt von 
politifcheliberaler Seite aufgenommen; bereit3 im Jahre 1849 beantragte 
der unter Leitung von Waldel und Runge ftehende Lofalverein für das 
Wohl der arbeitenden Klaffen in Berlin den Erlaß einer gejeglichen Vorfchrift, 
wonach die Urkunden über die Entlaffung aus der Staatsangehörigfeit nur 
nach einer 4—6 Wochen vorher erfolgenden dffentlichen Bekanntmachung 
über die beabfichtigte Auswanderung in nichtdeutiche Staaten audgefertigt 
und ausgehändigt werden dürfen. Damals wurde diejer Antrag als ver— 
iaffungswidrig vom Minifterium abgelehnt. In der Minifterialkonferenz 
von 1873 famen dann wiederum Maßregeln gegen die rechtswidrige Aus— 
wanderung zur Erörterung. Allgemein war damals die Anficht, daß die 
Freiheit der Auswanderung gemäß Art. 11 der Verfaffung als unantajt- 
barer Grundjaß feftgehalten werden müffe, dagegen herrjchte ebenjo darüber 
Ginjtimmigfeit, daß ſolche Maßregeln, die Lediglich dazu beftimmt feien, 
dem einzelnen die Möglichkeit zu erſchweren, fich durch heimliche Auswan— 
derung den ihm obliegenden Verpflichtungen zu entziehen, der Verfaſſung nicht 
widerfprechen. Im übrigen war man darüber nicht zweifelhaft, daß es 
außerordentlich ſchwer jei, wirffame Maßregeln gegen die rechtöwidrige Aus— 
wanderung einzuführen, ohne die Reifefreiheit zu beeinträchtigen, da es faum 
möglich jei, den Auswanderer von dem Reifenden zu unterjcheiden. Die 
Konferenz lehnte auch in ihrer Mehrheit alle Vorfchläge, welche die Aus- 
wanderung allgemein von gewifjfen Bedingungen, der Erbringung von Nad)- 
weifen u. j. w. abhängig machen wollten, von vornherein ab und betrachtete 
nur zwei Anträge ala erwägenswert. Über die Zwedmäßigfeit des erften 
Antrags, den Auswanderern die Pflicht aufzuerlegen, der Polizeibehörde 
von der Abficht der Auswanderung Anzeige zu machen und gleichzeitig den 
Agenten zu verbieten, ohne Vorlage folcher Beicheinigung Beförderungsver- 
träge abzufchließen, und den Unternehmern zu unterfagen, vor Ablauf einer 
gewiffen rift nach der Abmeldung Auswanderer zu befördern, gingen die 
Anfichten auseinander. Der zweite Vorſchlag, eine jtrafgejegliche Vorfchrift 
des Inhalts aufzunehmen: Mer mit Zurüdlaffung Hilfsbedürftiger Ange— 
höriger, zu deren Unterhaltung oder Unterftügung er gefeglich verpflichtet 
ift, das NReichögebiet verläßt oder zu verlaffen verfucht, in der Abficht ſich 
diefer Verpflichtung zu entziehen, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
beitraft, wurde von der Konferenz abgelehnt. 

Als dann im Jahre 1881 die Auswanderung wieder großen Umfang 
angenommen hatte und zahlreiche Klagen der Landwirte über Kontraktbruch 
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und der Gemeinden über die armenrechtliche Belaſtung laut wurden, regte 
die preußiſche Regierung am 25. Juni 1881 bei dem Reichskanzler ein 
reichsgeſetzliches Vorgehen an, wonach unter Abänderung des Principes des 
S 1 des Freizügigkeitsgeſetzes den Auswanderern aufzuerlegen ſei, ſich über die 
Erfüllung der ihnen gegen den Staat und die Gemeinde obliegenden Ber: 
pflichtungen des öffentlichen Rechts durch ausdrüdliche Beicheinigungen der 
Heimatsbehörde einen Nachweis zu befchaffen, bei deſſen Austellung auch 
die frage wegen der Erfüllung privatrechtlicher, aus einem Dienjtverhältniiie 
oder Arbeitsvertrage Heritammender Verpflichtungen mit in Berüdfichtigung 
gezogen werden könne. Über das Vorhandenſein eines derartigen Ausweiſes 
werde alsdann inäbejondere in den deutſchen SHafenorten eine wirkſame 
Kontrofle ausgeübt werden müffen. In feiner Antwort erfannte der Reichs 
fanzler an, daß ein Bedürfnis vorliege in der angedeuteten Richtung vor— 
zugehen; e8 werde in den Entwurf des Auswanderungsgeſetzes daher eine 
Beftimmung aufgenommen werden, daß e8 den Nuswanderungsunternehmern 
und Agenten unterjagt jei, Beförderungsverträge ohne Beibringung gewifier 
Nachweife feitend der Auswanderer über die Erfüllung ihrer zweifellos be— 
jtehenden öffentlich und privatrechtlichen Verbindlichfeiten abzujchließen, 
wobei insbejondere die aus dem Gemeindeverbande, der Familienangehörig— 
feit und dem Dienft= oder Arbeitsverhältnis fich ergebenden Verpflichtungen 
zu berüdfichtigen jeien. 

1882 forderte dann der Minifter des Innern die Oberpräfidenten auf, 
fich darüber zu äußern, ob und in welchem Umfange die rechtswidrige Aus— 
wanderung in ihrem Bezirke aufgetreten fei und mit welchen Mitteln diefen 
Übelftänden am wirkjamften entgegengetreten werden könne, ohne die durch 
die Berfaffung verbürgte Freiheit der Auswanderung zu beeinträchtigen. 

Nachden die Berichte für Weltpreußen, Pommern, Pojen, Oberichleften 
und den Regierungsbezirk Arnsberg das Beitehen jolcher Mißſtände ergeben 
hatten, jchlug der Mlinifter des Innern dem Reichsfanzler vor, einmal eine 
forgiältige Überwachung des Gejchäftsbetriebes der Unternehmer und Agenten 
durchzuführen und dann bei den gejeßgebenden Körperfchaften in Antrag zu 
bringen: die Auswanderungsluftigen feien von den Behörden öffentlich be: 
fannt zu machen, wobei auch den Ortsarmenverbänden wegen der Zurück— 
lafjung jubfiitenzlojer Familienangehöriger das Recht des Einſpruchs gegen 
die Auswanderung zu gewähren fei. Über die erfolgte Betanntmachung 
müfje eine Bejcheinigung erteilt werden, die nur für beftimmte Zeit gelte 
und die nur dann ausgehändigt werden dürfe, wenn fein Einfpruch erhoben 
oder diefer erledigt jei. Im jämtlichen deutichen Auswanderungshäfen müſſe 
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eine allgemeine Kontrolle darüber jtattfinden, daß die Aufnahme von Paſſa— 
gieren nach außereuropätfchen Ländern von der Vorzeigung eines Reiſe— 
papier8 oder der erwähnten Beicheinigungen abhängig gemacht werde. Die 
Behörden ſeien dabei anzuweiſen, Reifepapiere nach diefen Ländern an folche 
Perfonen, gegen die der begründete Verdacht einer vechtöwidrigen Auswan— 
derung vorliege, nur nach bewirfter öffentlicher Belanntmachung auszu— 
bändigen. 

Bekanntlich wurden aber die gejeßgeberifchen Arbeiten für ein Reichs— 
auswanderungsgejes im Jahre 1883 aufgegeben und damit gelangten auch 
diefe Vorfchläge nicht weiter zur Erörterung. 


Marienmwerder, den 10. Juli 1892, 
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RETURN TO the circulation desk of any 
University of California Library 
or to the 


NORTHERN REGIONAL LIBRARY FACILITY 
Bidg. 400, Richmond Field Station 
University of California 

Richmond, CA 94804-4698 


ALL BOOKS MAY BE RECALLED AFTER 7 DAYS 
2-month loans may be renewed by calling 
(415) 642-6753 
1-year loans may be recharged by bringing books 
to NALF 
Renewals and recharges may be made 4 days 
prior to due date 
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